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Geſchichte — 


der 


dentſchen Bundesverſammlung, 


insbeſondere ihres Verhaltens 


zu den dentſchen Hotional-Intereflen. 


Von 
leo „Id riehric I\se 
1 8. Fr. Ilfe, 


ordentl. öffentl. Brofeflor der Staatswiſſenſchaften an ber Univerfität 
zu Marburg. 


Pritter Yand, 
Marburg. 


R. G. Elwert'ſche Univerjitäts-Buhhbandlung. 
1862. 


Borrede zum zweiten und dritten Bande. 


Weit dem dritten Bande find die Sauptrichtungen ber 
Ihätigkeit der Bundes-VBerfammlung in wichtigen nationalen 
Angelegenheiten, nady dem Plane des Werkes, für den erften 
Zeitraum vom Jahre 1816 bis zum Sabre 1824, dem fcheinbar 
vollfommenen Siege der Reaction in Europa, vorgeführt. Es 
fhien mir nothwendig, bei ſchwer und bisher nur Wenigen 
zugänglichen Material, die Urkunden jo viel ald immer thunlich 
ſelbſt Sprechen zu Iafjen, und Died um jo mehr, damit aud) jeder 
Schein einer Parteilichfeit gegen einzelne deutſche Negierungen 
vermieden, und die Uirtheile gerechtfertigt werden, welche das 
Schluß⸗Kapitel diejes erften Buches im vierten Bande enthalten 
fol. Dieſes Schlußkapitel: „Die Stadien der inneren Ent- 
widelung der Bundesverfammlung innerhalb dieſes erften und 
wichtigen Zeitraums”, wird felbitverflanden auch alle Diejenigen 
Verhandlungen berüdfichtigen, welche an ſich nicht wichtig genug 
erichienen, um ausführlich und urkundlich vorgeführt zu werben, 
welche aber dennoch Gelegenheit geboten haben, entjcheidende und 
folgenreiche Principien in der Bundesverfammlung aufzuftellen. 


IV 


Ich hatte es vorgezogen, in den bisher erfchienenen drei Bänden 
bei den einzelnen Kapiteln die Kritik der Verhandlungen zu 
unterlafjen, weil ich es für angemefjener bielt, die gejammte 
Thätigfeit der Bunbesverfammlung jedes Hauptabjchnittes ihrer 
Geſchichte in einem Bilde vorzuführen. Hierzu war id auch 
durdy Die während meiner Arbeiten mir nur nad) und nad 
zugänglich gemachten diplomatiſchen Sorrefpondenzen jener Zeit, 
welche feinen Platz mehr in abgeſchloſſenen Abjchnitten finden konnten, 
veranlaßt worden. Es iſt begreiflich, daß die Inſtructionen der 
Gejandten am Bundestage ein bedeutendes Licht auf die Vers 
bandlungen und Beſchlüſſe werfen. | 


Marburg, den 25. Juli 1861. 
Dr. £. Zr. Alte. 
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Die holſteiniſche Angelegenheit im erſten Stadium bis zum Jahre 1823, 


Sn dem Sabre 1822 wurde bei ber Bundesverjammlung 
durch ein Eomit6 der Prälaten und Nitterfchaft des Herzog 
thums Holftein eine Schrift mit Beilagen überreicht, welche fol- 
genden Titel führte: 

„Denkichrift der Prälaten und Nitterfchaft, des Herzog: 
„thums Holftein, enthaltend die Darftellung ihrer, in an: 
„erkannter Wirkfamfeit beftehenden, landftändifchen Ver: 
„faſſung, insbejondere ihrer Steuergerechtfame. Der hoben 
„deutfchen Bundesverjammlung mit dem Antrage auf hoch» 
„geneigte Vermittelung Der practiichen Wiederherftellung 
„ehrerbietigft überreicht.” 
Die Beilagen beftanden: 

a) in einem beglaubigten Auszuge aus einem Protokolle der 
Plenarverfammlung des Corps der Tchleswig-holfteinifchen 
Prälaten und NRitterichaft, wodurch zugleid) das Gomite 
unb der Dr. Schloffer gerechtfertigt werden follten, Ange: 
legenheit beim Bunde anhängig zu machen. 

b) in einem Exemplar der im Sahre 1797 zu Kiel durch Die 

= Brofefioren Senfen und Hegewiſch zum SDrud beförberten 
Privilegien der fchleswig-bolfteinifchen Ritterſchaft. 
Dritter Band. 1 
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Die Denkſchrift jelbft, Jchließt mit folgenden an die Bundes- 
verfammlung gerichteten Anträgen: 


1. 


&3 wolle diejelbe 

die, in anfannter Wirkſamkeit beſtehende, holfteinifche 
Verfaflung in ihrer ganzen, namentlich auch auf die 
Verbindung mit dem Herzogthbume Schleswig bezüglichen 
Ausdehnung, in Gemäßheit des Artifeld 56 der Wiener 
Schlußacte, ihre Schutzes ihrer vermittelnden Fürforge 
würdigen, Daß Diefelbe, wie ſie fich einer urfundlichen 
Anerkennung Sr. Majeftät des Königs von Dänemark 
bereits erfreue, jo auch practiich anerkannt und beachtet, 
dem Lande erhalten, und vornehnlich in Hinficht des 
Steuerbewilligungsrechtes ungekränkt verbleibe; 


‚ bei Allerhöchſtgedachter Sr. Magjeftät, als Herzoge von 


Holftetn Die Vermittelung dahin übernehmen, Daß ben 
holſteiniſchen Prälaten und Ritterſchaft die Verficherung 
angedeihe, Daß diejenigen Beiträge, welche Die Flöfter: 
lichen und 'abeligen Gründe interimiftiich und bis zu 
den Beitimmungen des Landtages, außer der orbent: 
lihen Gontribution, willig und nad Kräften zu den 
Staatöbebürfnifjen leiſten würden, ihren Freiheiten un- 
Ihäplich fein, und auf dem Wege der gütlichen Leber: 
einfunft, nicht aber des Zwanges, von ihnen erhoben 
werben follen; 


‚ ihre Vermittlung dahin eintreten laſſen, daß, Da Die 


bolfteinifchen Prälaten und Nitterfchaft weit entfernt 
feien, einer Umgeftaltung ihrer Landesverfaflung in 
zeitgemäßer Formen irgend Hinderniffe in den Weg 
legen zu wollen, fie vielmehr die Begründung berjelben 
für das dringendfte Landesbedürfniß erkennen, auch, 
vornehmlich in Hinficht ihrer fchleunigeren hülfreichen 
Herbeiführung, Hoffnung aus der nachgefuchten Ver: 
mittlung fchöpfen, gedachte holſteiniſchen Prälaten und 
Nitterihaft doch Bis zum erwünfchten Eintritt Diejer 
neuen Berfaflungsordnung in ihrer rechtlich beftehenden 
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landesherrlich anerkannten Verfaſſungsgerechtſame in 
alle Wege geſchuͤtzt, ingleichen ihre Vorſchlaͤge in Hin- 
ficht der einzuführenden Veränderungen vernommen und 
berüdfichtigt werden, die dermalen in anerfannter Wirk⸗ 
jamfeit rechtlich beftehende Verfaſſung aber, nach ben 
Worten des Artifeld 56 der Wiener Schlußacte, anders 
nicht, als auf dem in dieſer Verfaffung felbft Tiegenden 
Wege abgeändert werden möge. 

Die Denkſchrift war in zwei Hauptabſchnitte und dieſe wie- 
der in Unterabfchnitte getheilt. Der erfte Hauptabfchnitt enthielt 
($. 1--25) die Gejchichtderzählung unter der Rubrik: „Thatbe⸗ 
fland, oder hiſtoriſch rechtliche Darftellung der holfteinischen Lan⸗ 
desverfaflung, mit vornehmlicher Hinficht auf das Necht der 
Steuerbewilligung, wie foldyes durch Jahrhunderte und big auf 
diefen Tag in anerkannter Wirkſamkeit beftehend, feit dem Sabre 
1802 factiſch, vielfach verlegt und unberüdfichtigt gelaffen wor: 
ben; der zweite aber ($. 26— 30) die jo bezeichnete „rechtliche 
Entwidlung, nebſt Erflärungen und Anträgen”, 

Der erfte Hauptabjchnitt oder die Gejchichtderzählung war 
wieder in vier Unterabtheilungen A, B, C, D gebracht, von welchen 
die erfte unter A in Drei $. den Beweis enthalten follte: Daß 
die holſteiniſche Landſchaft fich im vertragsmäßigen Beſitze Des 
Steuerbewilligungsrecht3 befinde, und daſſelbe theild für ſich, 
theild mit der ſchleswigſchen Landftandichaft verbunden, anerkannt 
und thätig ausgeübt habe. 

In dieſer Hinfiht war ſich $. 1 zuvoͤrderſt auf den Vertrag 
bezogen, welchen König Chriftian I. von Dänemarf, Graf von 
Oldenburg — nachdem er im Jahre 1459 durch freie Wahl der 
Stände von Holftein und Schleöwig zur Regierung dieſer Lande 
gelangt wäre — für fich und feine Nachfolger im Jahre 1460 
mit ihnen eingegangen habe; 8. 2. zur Aufzählung mehrerer von 
des Königs Chriftion J. Nachfolgern bis zu Ausgang des 17. 
Kahrhunderts, mit hauptſächlicher Hinficht auf das Recht der 
Steuerbewilligung , erfolgten Beftätigungen der den Ständen 
durch jenen Vertrag verficheren Privilegien übergegangen, und 


* 
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endlich $. 3 eine Reihe von Fällen angeführt, in welchen die 
landſtaͤndiſche Steuerbewilligung wirklich und ungejchmälert aus⸗ 
geübt worden fei. 

Die drei erwähnten SS. enthielten bauptfächlich folgendes: 

A. Beweis, daß die holſteiniſche Landſtandſchaft 
im vertragsmäßigen Beſitze des Steuerbewilligungs— 
rechtes ſei, und daſſelbe theils für ſich, theils mit 
der ſchleswigſchen Landſtandſchaft ver bunden, an— 
erkannt und thätig ausgeübt habe. 

§. 1. 

Von dem uralten Steuerbewilligungsrechte in Holſtein und dem 
Grundvertrage der Holſteiner und Schleswiger mit dem olden- 
burgiichen Haufe im Sabre 1460. 

Seit Holftein, ein freies Urland des Sachſenſtammes, durd) 
Carl den Großen zum germanijchen Reiche gekommen, hätten 
defjen Herren und Grafen bei jeder wichtigen Vorkommenheit 
die Stimme ihrer Landesälteſten befragt. Die ältefte jchriftliche 
Urkunde, die die Neclamanten über ihre Landesrechte bejäßen, 
ein von den Grafen zu Holftein und Stormann, Herzogen zu 
Schleswig, aus dem Schaumburgifchen Haufe, den Gebrüdern 
Heinrich, Adolph und Gerhard, 1422 ausgegebenes Diplom ſpreche 
die tapferen Mannen im Lande Holftein und alle Einwohner des— 
jelben Landes, außer den zwei Fällen der Ausftattung einer fürft- 
lihen Tochter und einer verlornen Hauptjchlacht, von aller Ber: 
pflichtung zu einer Bede frei, mit der Hinzufügung: „haben fie 
und öftere Beden bewilligt und meiter Folge geleiftet, (Heeres- 
folge auf eigene Koften) das haben fie nicht vermöge alter ©e- 
wohnheit gethan, oder von Rechtswegen, jondern fie haben ſolches 
wegen des großen Bedürfnilfes und unferer und des Landes 
Noth gethan, welche fie jelbft dafür erfannten, das wollen wir 
und unfere Erben gegen fie und ihre Erben gern vergelten. Auch 
wollen wir und unfere Erben alle unfere tapfern Männer und 
ihre Erben und Einwohner des Landes Holftein bei diefer Ge: 
wohnheit und bei aller alten Gerechtigfeit und Gewohnheit er: 
halten und laffen.” 
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Derſelbe Graf Adolph habe 1459 anderweite reversales de 
non praejudicando , mit Hinweifung auf jene früheren, gegeben: 
Nitterichaft und gute Mannen im Lande Holftein bätten ihm in 
feiner befannten Noth eine freundfchaftliche Bede bewilligt, wozu 
fie nicht verpflichtet, und es ſoll dieſes jenem alten Briefe unver: 
fänglich fein. 

In diefer Zeit wäre das deutjche Reichsland Holftein bereits 
mit feinem nördlichen Nachbarlande Schledwig in innige Verbin- 
dung getreten, da derſelbe deutſche Graf Adolph zugleich mit 
erblichem Rechte als Herzog und dänifcher Lehnsfürſt über das 
Land Schleswig regiert babe. Als aber 1459 mit ihm Der 
männliche Stamm der holfteinifchen Schauenburger ausgegangen 
fei, wäre von den Ständen beider Lande zur gemeinfamen Bes 
rathung über die Wahl einer neuen Landesherrſchaft fich vereinigt 
worden und diefe, nicht nach dem Erbrecdhte, auf den Lehnsherrn 
Schleswigs, übrigens Schwefterfohn des Verftorbenen, den Grafen 
von Oldenburg, König Chriſtian I. von Dänemark gefallen. 
Beide Landſtandſchaften hätten bei dieſer Gelegenheit eine magna 
charta ihrer Xandesrechte zu Stande gebracht, und der Rechte 
und Freiheiten, welche der erforene Landesherr 1460, vor der 
Huldigung, für fi und feine Nachfolger eidlich zugefichert hätte, 
wären viele und mannichfaltige gewefen, eine Theils mehr an 
vorhbergehende Bedingungen der Zeit gebunden, bie meiften 
dauernd heilbringender Art; denn ed babe dieſer FZürft, zugleich 
mit der Anerkennung feiner freien Wahl, für fich und feine Nad) 
folger eidlich verfichert, daß ein jeder Einwohner dieſer Lande 
bei feinem Rechte und feiner Freiheit bleiben jolle ꝛc. und zwar 
habe fich diefe Zuficherung jo wenig allein auf die landtagenden 
Stände, Prälaten, Nitterjchaft und größeren Städte bezogen, Daß 
vielmehr auch die fleineren Städte, ja Kauf: und Wandersleute 
genannt wären. Allen einzeln aufgeführten Rechten gehe nun an 
Wichtigkeit die Zuficherung voran, Daß beide Lande ewig beifams 
men ungetheilt bleiben jollen, — in Abficht der Steurbewilligung 
aber folgende Beftimmung: „Wir, unjere Erben und Nachkommen 
„sollen und wollen auch Feine Schakung oder Bede legen auf 
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„die Einwohner dieſer Lande, ſammt und ſonders, ausgenommen 
nunfere eigene Bonden und Lanften, Die unverjeßt und unver- 
„prändet find, ohne freundliche Einwilligung und Bulaffung, ein: 
„trächtige Zuſtimmung aller Räthe und Mannfchaft diefer Lande, 
„geiftlicher und weltlicher.” 

In einer zweiten Handfefte vom felbigen Sabre (tapfere 
Verbeflerung der Privilegien) wären den Landen, wo möglich, 
jährlidye Yandtage zugefagt worden, und daß Teine andere Münze 
gelten folle, al die, fo in Kübel und Hamburg gäng und gebe 
jet 2c., und am Schluffe babe der Stammpater des holfteinifchen 
Fürftenhaufes die Befeſtigung, Beftätigung, Verbeſſerung und 
Beichwörung der Landesfreiheiten zur ausdrädlichen Bedingung 
fr jeden fünftigen Landesherrn aus feinem Stamme gemacht. 
Auf folhe Weile — fo Ichließen die Neclamanten — beftehe 
bier ein Vertrag zwijchen dem erhabenen oldenburgijchen Haufe, 
ihren Landesherren und den Unterthanen Holſteins, in aller Foͤrm⸗ 
lichkeit und Stärke, verbindlich Für Die ſpäteſte Nachkommen 
ſchaft. 


$. 2. 
Ausführung aller der landesherrlichen Beflätigungen der Privi- 


Iegien, welche biß zu Ausgang des fiebzehnten Jahrhunderts aus⸗ 
geftellt find, mit bauptjächlicher Hinficht anf das Recht der 
Stenerbewilligung. 


In Folge folcher gemeinfamen That, wären bereits unter 
der Regierung des Stammpvaters die Verhältnilfe beider Herzogs 
thümer fo enge geworden, daß fie ihre meiften Landtage gemein: 
Ichaftlich gehalten hätten, und getrennte Verfammlungen nur als 
jeltener Ausnahmen mehr vorgefommen wären. Auf den mit 
dem Stammvater abgejchloffenen Grundvertrag, wären alle Land⸗ 
tagsverhandlungen zurüdgegangen, jede Landtagspropofition babe 
fich ordentliher Weife mit der Darlegung bes etwaigen Steuer: 
bebarf3 eröffnet, ed wäre darüber berathen und am Ende ein 
Schluß herausgebracht worden. Die Beden wären im Verlaufe 
der Zeit, wie in den anderen europäifchen Landen, auch in 
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SchleswigHolftein zahlreicher geworden; allein nichts deſto 
weniger wären fie freiwillige geblieben, und wenn ein eiliger Fall 
oder irgend eine Unordnung eingetreten wäre, hätten die Stände 
nicht verabjäumt, fich die nöthigen Reverfalen zu erbitten: „daß 
ſolche Leiftung ihren Freiheiten unfchädlich fein jolle”. Much die 
auf den Landtagen nicht mitvertretenen, zu Schleswig und Hol- 
ftein gehörigen Nordfrifen und Dithmarschen, wären durch ihre beſon⸗ 
deren und beftätigten Privilegien vor willfürlicher Belaftung 
geſchützt geweſen. Ein Cinwand gegen diefe Anführungen ſei 
undenfbar, denn zu klar ftebe allem Zweifel entgegen, außer dem 
Zeugniſſe der feit 1545 erhaltenen Landtagsacten, was Die lange 
Folgenreihe von Iandesherrlihen Beitätigungen der Privilegien 
befage, welche unter andern aucd namentlich öfter der Freiheit 
ser Steuerbewilligung gedachten, und von Denen in der Necla- 
mationsschrift Folgende, meift mit Beziehung auf die mit über: 
gebene Privilegienfammlung, in welcher fie fid) abgedrudt befin- 
den, namentlich ausgezeichnet find: 

1. die des zweiten Herzogd aus dem Stamme der Olden⸗ 
burger, Köntgs Johann, für fich und feinen unmündigen Bruder, 
den Herzog Friebrih, vom Jahre 1482, welche ſich gegen Die 
vom föniglichen Water und Seiner Gnaden Vorfahren anjchließe, 
übrigens: als wenn fie hier alle von Worten zu Worten mit 
hineingefchrieben wären. 

2. Königs Chriftian II v. J. 1513 ebenſo 

3. Königs Friedrich I v. I. 1524, ſehr ausführlih, und 
bejonderd auch in Hinfiht auf die Steuerbewilligung vorzüglid 
bemerkungswerth, wie Die! 


4. Königs Chriftian IM für filh und feine unmündigen Brü— 
der, Sohann, Adolph und Friedrich, von 1533, welche eine noch 
ausdrücklichere Ermahnung und Befeftigung des in den Privi—⸗ 
Legien begriffenen Steuerbewilltgungsrechtes enthalte. 

5. Bon demfelben König und deſſen num mündigen Brüder 
von 1544, zwei Tage bevor er die durch ihre erjehütternden Fol- 
gen unvergeßliche Theilung Der Herzogthümer mit feinen Brü—⸗ 
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bern vollführt habe, von welchen dieſe Lande erft 1773 zur Ein- 
heit der Herrjchaft unter die ältere Linie zurückgekehrt wäre. 

6. Königs Friedrich II von 1564. 

7. Herzogs Philipp von 1590. 

8. Herzogs Johann Adolph von 1592, 

9. Königs Ehriftian IV von 1593. 

10. Königs Friedrichs IN, mit deſſelben Königs unterjchriebe- 
nem Gide, von 1648. 

11. Herzogs Ghriftian Albrecht, ebenfo, von 1661. 

12, Königs Chriftian V von 1671. 

Es ift bier am Schluffe die Bemerfung beigefügt, Daß ber im 
18. Sahrhundert gejchehenen Confirmationen, gleichwie der einen 
aus dem 19. Jahrhundert von des jebt regierenden Könige Mas 
jeftät erfolgten Beflätigung, anderwärtd gebacht werben jolfe. 


$. 3. 
Folgereihe von Belegen für die wirkliche und ungelchmälerte 
Ausübung der Tanditändifchen Steuerbewilligung. 


Um bierauf nachzuweiſen, Daß dieſe Privilegien ſich Jahr⸗ 
hunderte hindurch in der vollftändigen Ausübung befunden hätten, 
wurden von den Reclamanten, den einen Punkt Der Steuerbe- 
willigung anlangend, folgende Belege angeführt: 

1. Königs Johann und deflen Bruders, Herzogs Friedrich, 
Duittung über eine von den bolfteinifhen Ständen im Sabre 
1498 bewilligte Bebe, mit der Verficherung, daß Diefe Bede gut: 
willig bewilligt jei und allen Gerechtigfeiten und Gewohnheiten 
unnachtheilig fein jolle. 

2. Desgleichen von Demfelben König, vom Jahre 1506, daß 
jolhe Bede „aus gütiger Unterthänigfeit und nicht aus Pflicht 
bewilligt und eingeräumt” jei, auch daß ihnen, ihren Erben und 
Nachkommen, dies in den Privilegien in feinem Maaße jolle 
ihäblich oder verfänglich fein. 

3. Königs Chriftian II Reverd vom Sabre 1540, welder 
rubrizirt iſt: „Königlicher Durchlaucht Brief, enthaltend Die 
Schatzbefreiung der Fürftentbümer Schleswig und Holftein, ber 
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Adlichen und Unadlichen, in welchen bezeugt wird, daß Praͤla⸗ 
ten, Ritterſchaft, Mannſchaft und Städte der Fürftenthümer 
Schleswig und Holftein fid) immer und allenthalben, beſonders 
in der lebten Fehde und bisher, nicht allein als gehorſame, treue, 
gutiwillige und wohlmeinende Unterthanen mit ihrem Leib, Gut 
und Blut erzeigt und bewieſen, fordern gegen und wider ihre 
alten loͤblichen hergebrachten Freiheiten, Privilegien und Gerech⸗ 
tigfeiten, audy über ihre Pflichten, „allein was zu unterthänigem 
Gefallen, in Betrachtung unferer vielfältigen Beſchwerden“ ꝛc. 
den zwanzigften Pfennig und außerdem zu vielen Malen, von 
ihren Lanften und Bauern Bandbede und dergleichen bewilligt 
und verabfolgen laſſen, „jolche und dergleichen Wohlthaten von 
den vom Übel im heiligen römischen Reiche deutſcher Nation, 
daß fie jolches ihren Herrn (über ihre gewöhnliche Manndienfte) 
gethan oder erzeigt, nie gehört oder befunden ;” 

ferner würbe unter Dank für jüngft gefchehene abermalige 
Bewilligungen und nad) vielfältigen Verſicherungen, daß Das Ges 
Ieiftete nicht zue Pflicht gezählt werden folle, vom König ver- 
Iprochen, Daß fortan in Notbfällen immer nur die gemeine Lands 
bete, nicht mehr der zwanzigfte Pfennig gefordert werben folle. 

4. Königs Friedrih I. Reverd vom Jahre 1580, ähnlichen 
Inhalts. 

5. Königs Chriſtian IV. unter welchem ſchon die Landtags⸗ 
acten ſehr vollſtaͤndig und in 55 Regierungsjahren (1593—1648) 
53 Landtage bei den Schleswig-Holſteinern gehalten worden, 
habe, bei Gelegenheit einer von dem mitregierenden Herzoge auf 
dem haderslebner Landtage von 1614 außer der gemeinen Land⸗ 
bede geforderten Aulage, gegen welche von den Staͤnden ihre 
Privilegien vorgeſchützt worden, ſich hierüber mit ſeinen und den 
herzoglichen Commiſſaren berathen und endlih dahin erklärt: 
„daß man biesfalld wider ihren Willen ihnen (den Ständen) 
nichts aufbringen Tönne”, worauf auch Die herzoglidien Com⸗ 
miffaren in ihrem Berichte an den Herzog die Grundſaͤtze der 
föniglichen Entſcheidung dahin ausgelprochen hätten: es wären 
ja Die Privilegien von beiden Landesherrn eidlich beftärkt x. 
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Die Reclamanten gedenken bier nun ferner: daß König 
Chriftian IV, felbft im 30 jährigen Kriege, Feine Frift der Rube 
ohne einen Landtag für Die ganz nothwendigen großen Bes 
willigungen vorbeigehen lafjen: Daß, in einem außerordentlichen 
Falle der Nothwendigfeit einer fofortigen Anlage, ohne Landtag, 
im Sabre 1631 diefe von der Regierung entjchuldigt, von ben 
Ständen aber, unter Wahrung ihrer Privilegien, geleiftet worden 
wäre: daß König Friedrich II, Chriſtians IV Sohn, welcher als 
Herzog die Privilegien beftätigt, und Die Huldigung enpfangen, 
wie der Vater, auf unverändberte Grundlagen des Verfaſſungs⸗ 
werks und nicht allein vor, jondern audy kurz nach der im Koͤnig⸗ 
reihe verlangten Unumjchränftheit, mit dem herzoglichen Haufe 
gemeinfchaftliche Landtage ausgefchrieben hätte: daß fo Die Lan⸗ 
deöverfaffung aus allen Veränderungen der Zeit unverlebt her⸗ 
gegangen und durch die Kandestheilungen die urjprüngliche Ein- 
beit der Lande nicht verloren gegangen wäre, indem Praͤlaten 
und Nitterjchaft ungetheilt, alfo unter gemeinfamer Regierung, 
geblieben wären, jebem ber beiden Landesherren fein Theil fo 
zerftrent zugewieſen worben wäre, daß nicht leicht an die Bildung 
eined gejchloffenen Territoriums zu denken geweſen und vielmehr 
alles zur Erhaltung und Erweiterung der Gemeinjamfeit aufge: 
fordert hätte: daß man auch in anderen Beziehungen der Zeit 
gewichen wäre, ohne Die Rechtsgrundlage zu verlaflen: Daß Die 
geiftliche Landftandichaft in Schleswig Holftein zwar durch die 
Reformation gejprengt, jedoch in den vier ritterlichen Pröbften 
der gebliebenen vier ftändifchen Klöfter, und nur einiger Prälaten, 
die geiftliche Bank am Landtage dargeſtellt worden fei, daß im 
17. Sabrhundert Die Stände zwar wegen der erft unter Faifer: 
licher Mitwirkung in der berzoglichen, dann jpäter in ber Fünig- 
lichen Linie eingeführten Primogenitur, ihr altes Recht der Wahl 
des Landesfürften aufgegeben hätten; allein feit dem fich in 
mehreren Beftätigungen der Privilegien die Clauſel „außer was 
in puncto electionis darin geändert” befinde, übrigens alled wie 
zuvor: daß das bejondere Verhältniß, daß Der eine Regent in 
Schleswiq⸗Holſtein zugleich König von Dänemark gewejen, zwar 
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eine Union zwilchen dem Königreiche und ben Herzogthümern 
herbeigeführt babe, übrigens alle Verhältniffe des Königreichs 
und SHerzogthümer Verfaſſung, Verwaltung, Geſetzgebung und 
Finanzen gejchieden geblieben ſeien, während fich Die Schleswiger 
immer inniger mit den Holfteinern verbunden Hätten. 


B. Beweis, daß and zur Beit der geflörteren Landtage 
und ebenfalls auf dem bis dahin lebten jchleswig- 
holfteinifhen Zandtage von 1711 und 1712, das den 
Ständen grundvertragsmäßig zuſtehende Recht der 
Steuerbewilligung unverloren und anerkannt 
geblieben tft. 


In der zweiten Unterabtheilung der erften Hauptabtheilung 
unter D ($. 4-8) ift auszuführen gejucht, daß, ungeachtet Durch 
mancherlei näher berührte traurige Ereigniſſe die Haltung von 
Zandtagen gehindert worden jei, Doch auch während dieſes Zeit: 
raums und zulegt auf dem zu Stande gefommenen jüngften 
Zandtage von 1744 das ftändifche Recht der Steuerbewilligung 
nicht nur nicht verloren, jondern vielmehr anerfannt worden jei, 
und deöwegen Folgendes angeführt: 


S. 4. 

Nachtheilige Folgen der Uneinigfeit der beiden regierenden Häufer 
für die Landesverfaffung, namentlich durch Störung der Land: 
tage und der Steuerbewilligung. 

Die 1660 im Königreih eingeführte Unumfchränftheit habe 
rechtlich Die beiden Herzogtbümer nicht berühren können. Dem⸗ 
ungeachtet fei dieſer Zeitpunkt auf ben namentlich das Jahr 
1660, in welchem von Dänemark an das herzogliche Haus, über 
deffen Antheil an Schleöwig die Souveränität verloren worden 
ſei. Von dieſem Jahre habe ſich ein volles Jahrhundert des 
Zwieſpalts zwiſchen beiden in Schleswig-Holſtein regierenden 
Häufern und von dieſem wieder die traurige Erſchütterung ihrer 
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landftändifchen Verfaflung zwar nicht den Nechten aber der Aus- 
übung nad) hergeleitet. In Diejer Zeit erflärter Feintfchaft oder 
gar des Krieges zwilchen beiden Häufern wären Landtage ganz 
unmöglich gewejen und wären fie auch zu Stande gekommen, fo 
hätte der Geift der Ginigfeit auf felbtgem gefehlt. Die üblen 
Folgen davon hätten zunächft die Städte als den am wenigften 
geſchützten Theil der landſtaͤndiſchen Verfammlung getroffen- 
Prälaten und Nitterfchaft ftärfer auf den LXandtagen, vermö- 
gender und Durch die Nußung der Klöfter, ingleichen die ihren 
Hoffeldern zuftehende Steuerfreiheit ausgezeichnet, hätten aud) 
den Vortheil einer nähern Verbindung ihrer Gefchlechter nnd feit 
1656 in Stiel Convente gehabt, zwar nicht Tandesherrlich ausge⸗ 
Ichrieben, wie die Landtage, aber wie die Yandesherren bei der 
Genehmigung jelber ausbedungen, ohne Nachtheil der Landtage 
und gerade zum Zwecke der Forderung berfelben. Sie hätten 
in allen ihren Verhältniffen umter gemeinfamer Regierung geftan- 
den und von Alters ber außer den vom Landtage freibewilligten 
Beden feine einzige Steuer bezahlt, während die Stäbte durch 
mancherlei ftehenden Zins und Pflicht von der Grafenzeit ber 
an ehemalige untergeordnete Verhältniffe, aus welchen fie fich 
langſam zur Landftandfchaft erhoben hätten, erinnert, jeßt wegen 
Mangeld an Verbindung immer vereinzelter und einfeitiger vom 
Beſuch der Landtage abgehalten und auf folchen an ihrer frühern 
fraftigen Wirffamkeit gehindert werden könne und als in ben 
Jahren der heftigften Gährung König und Herzog einfeitig in 
ihren Städten große Steuern ausgejchrieben hätten, wäre Den 
Städten die Landſtandſchaft nicht mehr ein Schuß nur eine Aus⸗ 
gabe mehr gewejen. Hätten auch dieſe Erjcyütterungen feinen 
Rechtszuſtand begründen Fönnen, jo hätte Doch der Geiſt der 
Verfaſſung darunter gelitten. Die veränderte Kriegsführung und 
manche andere Umftände hätten das Bedürfniß der Gelbbe- 
willigungen vermehrt und die Landitände wohl erwägend, daß bei 
dem fteigenden Gapitalreichthum der Grundbeſitz nicht mehr 
alleiniger Gegenftand der Beſteuerung fein fönne, hätten von 
Aderpflügen und Geldern (Capitalien) außerorbentlich viel be: 
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willigt. Um jo wichtiger hätte ihnen die Mitaufficht über bie 
landſchaftlichen Lege- oder Landkaſten fein müffen, in weldyen 
tie Steuern regelmäßig eingebracht worden. Allein eine der 
nächſten Folgen jener unbeilvollen Souveränität fei das Streben 
nad) der Theilung der Steuern gewejen, wovon die eine Hälfte 
fortan gleih aus dem Föniglichen Landkaſten in bie Eönigliche 
Kaffe zu Rendsburg, Die andere in die herzogliche zu Gottorp 
fließen jollten. Wiederholte Verfuche der Landſtände, die Mit- 
aufſicht über die Steuern in alter Weiſe zu behanpten, wären 
fruchtlos geweſen. 
§. 5. 
Darſtellung des geſchichtlichen Hergangs. Bis zum Altonaer 
Vergleiche 1689. 

In den erften zehn Jahren nach dem Copenhagener Frieden 
von 1660 ſei ed zwar nicht zu Ausbrüchen, jedoch in die land⸗ 
Schaftlihen Verhandlungen ein trodenere8 und entjchiedenercs 
Verfahren, eine reizbare Mißſtimmung der Landesherrfchaften 
und eine Spannung zwifchen Herrn und Stände gefommen. 
Wären zur Zeit der perjönlichen Heeresfolge nub der Mitaufficht 
über den Legefaften Die Stände eine Macht gewefen, fo wären fie jegt 
allein auf ihr vertragsmäßiges Recht bingewiejen gewejen. Die 
Unumfchränftheit des Königreichs Hätte factiſch auch auf die 
ſchleswig-holſteiniſche Verfaſſung gewirkt, die Beftätigung der 
Privilegien fet nicht mehr vor der Huldigung, fondern nur 
gleichzeitig nicht mehr eiblih nur an Eides Statt und in zwei 
verschiedenen Exemplaren für Prälaten und Ritterfchaft und bie 
Städte gefehehen, ungeachtet Die lektern was auch eingewenbet 
worden, „indifjoctable Mitglieder, des nämlichen Körper und 
Theilnehmer der nämlichen Privilegien”, ihre Landſtandſchaft 
durch den Beſuch der auch zu Anfang der neuen Regierung zahl: 
reich ausgefchriebenen Landtage thätig ausgeübt hätten. Aber 
mit dem Anfange des Jahres 1672 hätten fich Die alten Zwi⸗ 
fligfeiten mieber geregt, Landtage im Sahre 1672, 73, 7A, 75 
wären ohne Schluß auseinander gegangen oder einjeitig gefün- 





14 


digt worden und bie heftigen Fehden zwifchen dem Könige und 
Herzoge wären erft 1679 dur den Frieden von Fontainebleau 
beendigt worden, in welchem dem Herzoge feine Länder und 
Souverainität wieder hergeftellt worden wären, Zwar bätten in 
den Jahren 1680—82 beide Landesherren über einen Landtag 
correfpondirt, aber man habe fich über die Form nicht einigen 
fönnen, weil der König ſich für die Zukunft allein an die Spiße 
derfelben als Höchftregierenden ftellen wollen. Ende Mai’3 1684 
habe der König das herzogliche Schleswig überfallen, eingezo- 
gen und die Huldigung als alleiniger Spuverain begehrt, ber 
Herzog dagegen proteftirt und Diefer Gewaltzuftand fünf Jahre 
bis zum Altonaer Vergleih vom 30. Juni 1689 gedauert, durch 
weldyen der Herzog alles Berlorne, fein Land, feine Souverai⸗ 
nität, Regalien und jura collectarum zurüderhalten hätte. 


S. 6. 
Schritte der Prälaten und Nitterfchaft zum Schube der Ber- 
faſſung. Landesherrliche Anerfennung Des Steuerbewilligungs- 
rechtes. Entftehung der ordinären Gontribution 1690, als einer 
interimiftiich Bi8 zum Landtage übernommenen Abgabe, 

In dieſer unglüdsvollen Periode 1675 hätten indeß diein ihren 
Conventen häuflg verfammelten Prälaten und Nitterfchaft für 
die Erhaltung ihrer Verfaffuug nichts unverfucht gelaffen und 
von den Bemühungen, welche fie gleich nad) Dem Altonaer Vergleich 
für die Wiederherftellung der Landtage aufgewendet hätten und 
von der Anerkennung ihrer Gerechtfame, welche ihnen wirklich 
zu Theil geworben wären, zeugten mehrere der Denkjchrift unter 
Num. 1—3 beigebrudte landesherrliche Erlaffe der Jahre 1689 
und 1690, aus welchen erhelle, daß die Yandesherren das unges 
ichmälerte Verfaflungsrecht und namentlich das Recht der jteuer: 
bewilligenden Landtage nach wie vor ald verbindlich anerkannt, 
das dawider Vorgefommene ald außer der Negel vorgegangen 
(„ein Interimswerk“) und als wieder gut zu machen betrachtet, 
nach dem Altonaer Vergleiche aber mancherlei unerledigte Miß— 
helligfeiten zwiſchen den Landesherren die Ausfchreibung des 
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auf wieberholte® Andringen al8 ganz nahe verfprechenen Laud⸗ 
tags verzögert hätten, daß eben wegen dieſer Mißhelligkeiten 
es vor der Hand blos zu einer Herabjeßung der bis dahin ein- 
geforderten hohen Gontribution gekommen wäre umd zu einer 
proviſoriſchen Zeftjeßung der Beiträge, melche nad Pflugzahl 
einftweilen, nämlich bis zum beporftehenden Landtage, zur Lan 
desdefenſion zu entrichten wären, | 

Diejer letzte Punkt der Töniglichen Erklärung, welcher bald 
hernach Der Herzog beigetreten wäre, jeber Landesherr wolle fidh 
einftweilen und bis zum Landtage für feinen Theil mit 14 Reichs⸗ 
thaler vom Pfluge in Holftein und in Schleöwig mit 1} Reichs 
tbaler an monatlicher Gontribution genügen lafien, gäbe dem 
koͤniglichen Referipte vom 28. Februar 1690 noch eine befondere 
Wichtigkeit, weil jene Gontribution als ordentlide Pflugfteuer 
(ordinäre Gontribution) von bier an ftehend geblieben bis zum 
jünsften Landtage und über denjelben hinaus unerhöhet bis auf 
den heutigen Tag. 

Anmerkungen. 

1. Das koͤnigliche herzogliche Refeript vom 31. October 1689 
befagt im Wefentlihen, Daß, ob die Landesherren gleid, gern 
geſehen, Daß einige Erleichterung in den bisherigen Gollecten 
hätte zur Hand genommen und auch zu dem Ende ein Landtag 
gehalten werden koͤnnen, fie dennoch aus gewilfen erheblichen 
Hinderniffen zu deſſen Anſetzung noch nicht gelangen Fönnten, ſon⸗ 
dern Bei den contribuirenden gefährlichen Gonfuncturen vor un: 
umgaͤnglich bielten wegen der zu der benötbigten Landesdefen⸗ 
fion und deßhalb gemachten Verfaſſung erforderten fchiweren 
Laften nochmals Durch ein Snterimspatent einige Gontribution 
vor gedachtem Landtage auf Den noch ſcheinenden und uächlt 
folgenden Monat October und November auszufchreiben, beföhlen 
demnach Prälaten und Ritterjchaft im Schleöwigfchen 3 Rthlr., 
im Holſteiniſchen 4 Rthlr. vom Pflug, für jeglichen Monat ab- 
zuflatten ac. 

2. Das Desgleihhen vom 11. Januar 1690: daß, nachdem 
die Abſetzung eines Landtags wider Verhoffen bisher nicht ge 
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ſchehen können und gleichwohl die unumgängliche Nothdurft er- 
fordern, daß Die Landesdefenfton ꝛc. beobachtet werde, Regentes 
feinen Umgang nehmen Fönnten abermalen eine Gontribution 
vor Haltung ſolches anzufeßenden Landtages auf den verwichenen 
Monat December wie auch Laufenden Monat Sanuarius Dur 
ein Interimspatent auszufchreiben ıc. 

3. Das Föniglihe Refeript, Die interimiftifche Feſtſetzung 
einer ohne weitere Ausfchreibung bis zum Landtage zu leiftenden 
Sontribution (ſpaͤter die ordentliche genannt) betreffend vom 
28. Februar 1690. Seine Majeftät hätten Sich vortragen laf- 
jen, was Prälaten und Ritterfchaft der Herzogthümer Schleswig 
nnd Holftein wegen Erleichterung der bisherigen onerum und 
Ausichreibung eined Landtages auch fonft gebeten. — Es folgt 
nun eine Anerkennung deflen, was Prälaten und Ritterſchaft 
bisher geleiftet und der Ausbrud des Wunſches, daß die Stände 
geitatten möchten deren Geſuch fofort zu erfüllen. Hierauf ift 
ſich auf Die obwaltenden Umftände bezogen, nach welchen Präs 
laten und Ritterfchaft von felbft ermeſſen mwürben, mie Seiner 
Majeftät es für jebt billig höchſt bedenklich fallen müfje, einen 
Landtag, welchen Sie fonft den getreuen Ständen gerne gönnen 
würden, zujammen zu berufen. Seine Majeftät wären jedoch 
nicht gemeint die Gonvocation eine Landtages ind Ungewiſſe 
hinauszuftellen, jondern könnten falls e3 ber Herzog mitgefällig 
wolle geichehen laſſen, baß in eventum der Xermin Dazu Be- 
namt und die Patente ausgelaffen würden ꝛc. folgt eine Herab- 
ſetzung der Pflugeoutribution 20, und heißt es weiter: Was im 
übrigen Prälaten und Ritterfchaft wegen einer fünftig wieder 
einzuführenden allgemeinen Landcaſſe und mit Herbeiziehung alles 
deſſen, jo vor dieſem Dazu gehörig gewejen, anführen und ver- 
langen, approbiren Seine Majeftät und wollen nidyt ermangeln 
mit dem Herzoge fich zu vernehmen, damit ſolches auf bevor- 
ftehendem Landtage zum Gffcet gebracht und was Dem entzogen, 
bishero vorgegangen, maßen ed nur ein Interimswerk geweſen, 
redrejfirt und Das Gollectenwefen wieder auf den vorigen alten 
Fuß geſetzt werden möge. 
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8. 7 
Fortführung bes geichichtlichen Hergangs. Bid in das achtzehnte 
Jahrhundert. 

Mit dem Jahre 1694 wäre es zu neuen Feindſeligkeiten 
zwilchen König und Herzog gelommen, in dem Travenbahler 
Zrieden von 18. Auguft 1700 aber zwilchen Diefen beiden wären 
die alten Verträge zwifchen beiden Häufern förmlich hbeftätigt, 
beide in NRegierungsrechten auf gleihen Fuß gejebt, Prälaten 
und Nitterfhaft alle ihre Gerechtſame bewahrt und beitimmt 
worden, Daß die über Prälaten und Ritterfhaft und gewife 
fermaßen über einige Städte geführte gemeinjchaftlihe unter 
Regierung ferner verbleiben, Dagegen bie jchon getheilten Stäbte 
einjeitiger Regierung ſtehen follten. Was den Städten bie 
Zandtage Fünftig fein follten, wäre nicht erwähnt; aber Die 
Landtagdgerechtfame ihnen nicht entzogen worden, indem ed im 
5. Art. wo die Rede von der Landesvertheidigung jei, heiße: 
„die Mittel dazu jollten auf gemeinen Landtagen nach der alten 
Obſervanz herbeigeichafft werben.” Gleich nach dem Traven⸗ 
dahler Frieden Hätten Prälaten und Ritterſchaft ihre Anträge 
anf einen endlich zu Haltenden Landtag nicht minder auf Die noch 
unterbliebene Huldigung, mit welcher die Beitätigung der Privi- 
legten verbunden wiederholt, worauf Herzog Friedrich erwiedert: 
er werde mit dem Könige über ben Landtag vorberfamft com: 
municiren, die Huldigung fei für jeßt zu verjchieben, weil er im 
Begriffe ftehe nach Schweden zu reifen. 

$. 8. 

Die verabredete Vereichtung der Landesverfaflung (Altonaer 
Separatartifel von 1709) Fam nicht zu Stande. Auf dem Land: 
lage von 1711 und 1712 verftanden ſich die Prälaten und Rit- 
terfchaft zu einer jährlichen nicht zu erhöhenden ordentlichen Con⸗ 
tribution; im Uebrigen ward das Net der fleuerbewilligenden 
Zandtage erhalten und anerkannt. 

Endlich jet Teider eine etwas danernde Vereinbarung beider 
Häufer allein zu dem Zwecke zu Stande gefommen, um gemein» 
Ichaftlich die alte Landesverfaffung zu unterbrüden. Beide Lan⸗ 

Dritter Theil. 2 
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deöherrichafien hätten fich vereinigt eine ungeheuere außerorbent: 
liche Gontribution auf die Elöfterlihen und adeligen Gründe zu 
legen und wenn Prälaten und Ritterſchaft ſich ohne Landtag zu 
nicht3 verſtehen würden, dieſes Recht zu vernichten, Die dem 
älteren Receſſe vom 17. Juli 1709 angehängten lange fireng 
verheimlichten der Denkjchrift unter Num. 5 beigebrudten Sepa- 
ratartifel hätten mit Flaren Worten die Verabredung enthalten 
daß wenn Prälaten und Ritterſchaft nad) Publicirung des Re- 
cefjed in welchem jene außerordentliche Contribution begehrt 
würbe, auf einen Landtag dringen follten, ihnen Diefer verwei⸗ 
gert, lediglich eine Verfammlung der Prälaten und Ritterfchaft 
und diefen dabei eine blos berathende Stimme geftattet werben 
follte, Der Plan fei indeß durch die Bemühungen von Prälaten 
und Nitterjchaft unausgeführt geblieben. Gleihb nah Publi- 
eirung des Receſſes hätten fie ernftlih auf einen Landtag ge- 
brungen und als nad einiger Zögerung jene harten Steuer- 
mandate im Frühling 1711 wirklich erlaflen worden, hätten Pr& 
laten und Nitterfchaft ihre Bemühungen verdoppelt, wären jedoch 
weil die Ausjchreibung des Landtages bei gegenwärtigen Zeiten 
zu weitläufig fallen dürfte, lediglich zu einer Zuſammenkunft mit 
landesherrlichen Commiſſarien dergeftalt unterhandelt, daß fie 
beitändig auf einen Landtag von Prälaten, Ritterſchaft und 
Städten der alten Zandesgewohnheit gemäß, ingleichen auf die 
bisher verichobene Beilätigung der Privilegien gedrungen, unter 
Gewährung diejer Anträge aber fi) zu allen außerordentlichen 
Dpfern die in ihren Kräften gelegen zum Voraus willig erflärt 
hätten. Der Landtag wäre endlich wirflih am 14. September 
41711 von beiden Zandesherrichaften gemeinſchaftlich ausgejchrie- 
ben, allein in dem Landtagspatente zum eritenmale die Ladung 
der Städte andgelaffen worden und alle Einwendungen Dagegen 
wären unbeadhtet geblieben. Auf Dem Landtage zu Rendsburg 
hätten Prälaten und Ritterſchaft zunächft um die Anſetzung eines 
Tages zur Annahme der Huldigung, zu welchem audy die Städte 
convoeirt werden möchten, ingleichen um die hergebrachte Be: 
ftätigung der Privilegien für Prälaten, Ritterichaft und Städte 
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in Anjebung der Steuern aber darum gebeten, daß man auf 
biefem Landtage ſich wegen der jährlich zu erlegenden Gontti. 
bution auf einen gewilfen Zuß vereinbaren, Prälaten und Rit 
terfchaft aber mit Feiner extraordinären Contribution Fünftig bei- 
legen möge, ſondern wenn in Kriegszeiten die Umftände es Tünf- 
tig erfordern follten, foldhe vorher auf einem Landtage propontrt 
und darüber ein Schluß gemacht werde. Hingegen wären die 
Iandesherrlidhen Commiſſarien bei der Nothwendigfeit der zu er- 
legenden außerordentlichen Steuer ftehen geblieben, hätten nur 
durhbliden laſſen, daß durch „Devotionsbezengung” (Bewilli⸗ 
gung). wohl auch das Recht zu einer Berüdfichtigung gelangen 
Tonne, Hingegen daß im Falle der Weigerung anderweite Map- 
regeln genommen werden würden. In diefem Drange hätten 
die Städte befchloffen fich in Abſicht der Geldbewilligung mög- 
lichſt bereitwillig finden zu laſſen, dafern nur Die Gerechtfame 
gerettet und befleren Zeiten zur freieren Ausübung vorbehalten 
blieben; fie hätten mehr und mehr, Doch allezeit unter der aus⸗ 
drüdlichen Bedingung bewilligt, daß zwar die Verfaflung aner- 
fannt würde. Endlich hätten die Commiſſarien in Anfehung des 
Steuerpunftö am 2%. Januar 1712 die Erklärung gegeben: „daß 
bei Friedenszeiten die orbinäre Gontribution wie fie biäher in 
beiden Fürſtenthümern monatlich entrichtet worden, nicht allein 
nicht erhöhet, fondern fo weit es immer möglich gemildert uud 
bei Kriegäzeiten, wann die Nothwendigfeit erfordert werde, extra- 
ordinäre Auflagen auszufchreiben, Solche vorhero Praͤlaten und 
Ritterfchaft auf einer Landtagsverfammlung dargethan werden 
ſollten.“ 

Allein dieſe Reſolution der Commiſſarien, in welcher übri- 
gend von einem „ſonſt der Landesherrſchaft unbeſchränkt zuſte⸗ 
henden jure collectandi”, ohne Deutung des „ſonſt“, die Rede 
gewejen, hätte noch fürftliher Genehmigung bedurft, Diefe aber 
gerade alle Erwartung getäufcht, indem fie im Uebrigen geneb- 
migend gerade den widhtigften Punkt von der Ratification aus⸗ 
gefehlofjen hätte, Durch die Glaufel: „außer was dem Punft 
wegen der ordinären und egtraordinären Gontribution betrifft, 

2* 
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als welchen Wir dahin verftanten haben wollen daß Die von 
oftermeldeten Prälaten und Ritterjchaft zu erhebente ordinäre 
Contribution bei Friedengzeiten niemald erhöhet noch bei Kriege: 
zeiten einige extraordinäre Gontributiones ohne Der unumgäng- 
lihen Nothwendigkeit ausgefchrieben, ſolchen Falls aber Prälaten 
und Nitterfchaft dennoch vorher zu einer Landtagsverſammlung 
die nur viele Weitläuftigkeiten und Unfoften verurjachen würde, 
nicht convocirt werden follen.” 

Prälaten und Ritterfchaft hätten dagegen eine vom 2. Juni 
1712 datirte Vorftellung übergeben in Abſicht der michtigften 
Berfafiungspunfte dahin lautend: „die Privilegien — ihre Be: 
flätigung war unterdeifen unterm 27. April 1712 erfolgt — 
wären Diesmal nicht eidlich beftätigt, Doch hoffen fie, Daß 
VBerfiherung bei Worte und Glauben ohne Gefährde gleiche 
Kraft und Wirkung haben werde. Da aber aus Jänuntlicyen 
Privilegien erhelle, Daß außer der Fräuleinftener und der 
bei einer Hauptjächlihen Niederlage, den Ständen ohne 
vorherigem Landtage feine Steuer angemuthet werben Dürfe, habe 
die in der Ratification gelchehene Aendernng die Stände in Be- 
flürzung gejeßt, weil dieſe Aenterung jene ganze Gerechtſame 
und die Zandtage aufbebe. Und Doch fei Alles wozu fie ſich 
verftanden gerade nur unter der Bedingung der Beftätigung jener 
zugejagt, fie bäten deßhalb inftändig jene rechtswidrige Bejchrän: 
fung zurüdzunehmen.” 

Im Julius 1712 Hatten Prälaten und Ritterfchaft von bei- 
den Xandesherrichaften die erbetene Verficherung in einer „Er: 
läuterung der Prälaten und NRitterfchaft gegebenen Ratification 
ten Punkt der Gontribution betreffend erlangt, welche in den 
von beiden Landesherrſchaften ausgeftellten Urkunden (Privile- 
gienfammlung Seite 246-250) im Weſentlichen ganz gleich und 
dahin gelautet habe: 

1. daß es nicht die landesherrliche Abficht geweſen fei, ihnen 
Die Hoffnung auch zur Milderung der ordinären Sontribution zu 
benehmen (hier fehlen in der NReclamationsfchrift die Worte: 
vielmehr wären fie geneigt die gewöhnlichen Contributiones” in 
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Friedenszeiten, wenn und foviel foldhes nur die Defenfion des 
Landes und der Conjuncturenbefchaffenheit, worüber fie ſich als: 
dann nach Befinden der Umftände weiter expliciren würden, ver 
ftatten fönnten, zu mildern); 

2. daß auch der Landesherren Meinung nicht dahin gehe, 
alle Landtagsverfammlungen für Tünftig. aufzuheben, fondern es 
hätten dieſelben in der mehr angezogenen Glaufel nur derent- 
wegen Sich jo explicirt, „weil bei unentbehrlicher Ausfchreibung 
einer extraordinären Bontribution in Kriegäzeiten dann und wann 
jolche preſſante Caſus vorzufallen pflegten baß nicht vorhero 
weitläufige Zufammenfünfte Darüber gehalten werben oder jelbige 
einigen Verzug erleiden könnten.“ 

Solcher Geftalt — jo fließen die Reclamanten dieſen 
Theil ihrer Denkſchrift — wären die drohenden geheimen Ar- 
tifel des Altonaer Receſſes unerfüllt geblieben und gerettet in ber 
Ichwierigften Zeit Die Geredhtfame: die ordinäre Gontribution von 
Höfterlihen und adeligen Gründen ſolle fortan niemals erhöht 
werden. Außerordentliche Sontributionen follten außer in drin- 
genden Sriegsfällen nicht anders als nad) gehaltener Landtags⸗ 
verfammlung auögejchrieben werden. 

Die Landtagsfagung, auf dem alten Grundvertrage berubent, 
habe der Urältervater des jetzt regierendefh Königs genehmigt 
und befeftigt und fie behaupte ihre rechtliche Verbindlichkeit bis 
zn einem neuen Landtage. 


In der dritten Unterabtheilung des erſten Hauptabjchnittes 
unter 6. ift darzuthun geſucht, daß ungeachtet feit 1712 Tein 
Landtag wieder berufen worden, die ſchleswig-holſteiniſchen Präs 
Iaten und Ritterfchaft doch auch während des ganzen 18. Jahr⸗ 
hunderts in ihrer wohlerworbenen Steuergerechtſame dem lebten 
Landtagsichluffe gemäß geihüßt worden feien. Sie jagen des⸗ 
wegen Folgendes: 
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6. Beweis daß die fehleöwig-holfteinifchen Ptälaten und 
Ritterſchaft auch Das ganze achtzehnte Jahrhundert hindurch in 
ihrer wohlerwordenen Steuergerechtiame dem letzten Landtags⸗ 
beſchluſſe gemäß gefchügt find, mwiewohl feit 1712 kein Landtag 
wieder berufen worden. 


6. 9. 
Nähere Darlegung der Gerehtiame der Prälaten und Ritter- 
ſchaft, alle Steuern, außer der ordentlichen Contribution, big 
zu einem neuen Landtage abzulehnen. 


Alle Zeitumftände, die Grundjäge der Zeit, auch der Her 
gang anf dem legten Landtage Hätten ſchwache Hoffnung gegeben, 
daß ed ſobald wieder zu einem Landtage kommen werbe, und 
nur in diefer Hinficht fei die Erhöhung der gemeinen Landbete 
in dem Grade, daß fie in gewöhnlichen Zeiten für das Staats⸗ 
auskommen genügt und ed demnach der Prüfungen und Bewilli- 
gungen des Landtages nicht beburft hätte, ininfern man dadurch 
auf dem Wege der Verfaffung, auch ohne Landtag, auf einen 
klaren Landtagsſchluß gegründet geblieben wäre, für reiner Ge- 
winn zu uchten geweſen. Mehr. ald die gemeinen Landbede, or⸗ 
dentlihe Contribution, nach dem für die Zeiten hoben Fuße, 
worauf fie jeßt gemejen, hätte ihnen nun ohne Landtag nicht zu» 
gemuthei werden Dürfen, und wären außerordentliche Fälle ein- 
getreten, jo hätten Prälaten und Ritterfchaft auf ihren Conventen 
beſchloſſen, freiwillige Gaben nicht zu verfagen, nur nın Das 
Recht zu bewahren. Große Schwierigkeiten hätte diefem Wer: 
fahren inzwilchen dad ſehr zu beobachtende Verhältniß in ben 
Weg gelegt, Daß jeit geraumer Zeit viel adelige Güter in bie 
Hände nichtritterjchaftlicher, weder landtags⸗ noch conventfähiger 
Perſonen übergegangen wären, Die, ohne ihre Zuflimmung, durch 
jene freiwillige Opfer nicht mit belaftet werden koͤnnen, weswegen 
Prälaten und Ritterſchaft, um nur Die Verfaffungsrechte zu 
wahren, die Aumuthungen der Regierung meift an fid) kommen 
laſſen müffen. 
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Die rechtliche Verfaſſung der Brälaten und Nitterfchaft hätte 
in Steuerſachen gelautet: 

1. auf das Recht der Steuerbewilligung auf dem fchleswig- 
bolfteinifchen Zandtage, gemeinfam mit ihren Mitftänden, und 


2. jeit dem letzten Landtagsjchluffe, welcher in die Privilegien: 
beftätigung mit aufgenommen worden, auf die Nichterhöhung der 
ordentlihen, nach Pflugzahl zu entrichtenden Gontribution bis 
zum Landtage abzulehnen. 


Jede willfürlihe Auflegung einer neuen directen und blei- 
benden Grundfteuer auf Klöfter und — Güter, fei e8 durch Er- 
böhung der ordentlichen Pflugfteuer oder Einführung eines neuen 
Kataſters, ohne ſtändiſches Zuthun — würden Prälaten und 
Ritterichaft für eine Durchbrechung des Grundes ihrer Verfafjung 
haben erfennen müllen, 


$. 10. 
Warum bis 1773 feine Landtage wieder zu Stande 
fommen konnten. 


Sortwährende Streitigkeiten der regierenden Häufer hätten 
während der nächſten ſechszig Jahre des Landtagsrechts nicht 
wieber lebendig werden laſſen, und erft im Jahre 1773, in welchem 
Schleswig: Holftein wieder unter eine Xandesregierung, die der 
ältern Eöniglichen Linie gelommen, wäre das langwierige äußere 
Hinderniß feiner landſtaͤndiſchen Verfaſſung aus dem Wege ge- 
räumt worden. 


8. 12. 
Vom Befibftande der Prälaten und Ritterfchaft in Hinficht ihrer 
landtagsmäßigen Steuergerechtfame. 


Frage e3 fi), wie der Befikftand der Steuergerechtfame in 
dieſer ſchwierigen Zeit gerettet worden fei, jo laſſe fich, der Natur 
der Sache nad, für nicht von jeder befondern Ausübung reden, 
ſondern von der anerkannten Gerechtſame; DaB das Rechtsver⸗ 
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hältniß fih behauptet und practifche Anerkennung erhalten habe, 
laffe fich Eur; darthun. 

Die ordentliche Gontribution fei unerhöht geblieben, und als 
1717 eine Erhöhung derjelben wirklich ausgefchrieben worden, 
Prälaten nnd Nitterfchaft aber dagegen Vorftellung gethan, wäre 
die ordentliche Gontribution auf dem alten Fuße geblieben, Prä- 
Taten und Nitterfchaft hätten aber außerordentliche große Bei⸗ 
träge geleiftet. Der Landtag fei unvergefjen geblieben, wäre an⸗ 
geregt und anerfannt worden, 3.8. 1721, wo König Friedrid) IV 
den Beſitz von ganz Schleöwig angetreten und die Huldigung 
empfangen, bei diefer Gelegenheit aber die Ermwiederung gegeben 
hätte, daß, wenn die Conjuncturen darnach wären, einen Landtag 
auszufchreiben, Prälaten und Nitterjchaft das Bendthigte Fund 
gethan werden follte. Den fchleswig-holfteinifchen Prälaten und 
Nitterfchaft wäre nicht allein Feine ordentliche Grundſteuer, außer 
der hergebrachten, angemuthet worden, ſondern überhaupt feine 
bleibende Steuer, welcher Art fie fei. Eine einzige, die jedoch 
das Herzogthum Holftein nicht angehe, fei als Anomalie ftehen 
geblieben, eine Kopfiteuer nämlich, wowider auch vom ſchleswig⸗ 
ſchen Prälat und jpäter 1768 auch vom ganzen Tchle&wig-hol: 
fteinifchen Corps Gegenvorftellung eingewendet worden, Doch ohne 
derfelben weitere Folgen zu geben. 


8. 12. 

Bon Beftätigung der Privilegien im achtzehnten Jahrhundert 
und namentlich) auf Anlaß der Wiedervereinigung beider Herzog⸗ 
thümer unter die Herrichaft des Eöniglichen Haufe (1773). 
Tractaten von Copenhagen und Zarsto-Selo. 


Noch während des Tebten Landtages, 1712, während Prä- 
laten und Nitterfchaft, jedoch nur Diefen, nicht den Städten, vom 
Könige Friedrich IV und für den minderjährigen Herzog die Pri- 
vilegien beftätigt, aud) der letzte Landtagsſchluß mit darin aufge 
nommen worden ($. 8), ebenfo von dem Föniglichen Nachfolger 
Chriſtian VI im Jahre 1731, wiewohl in zwei getrennten Exem⸗ 
plaren für Prälaten und Nitterfehaft von Holftein und Schles⸗ 
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wig, für leßtere mit der Clauſel: „fo weit ſolche (Privilegien) 
Unjerer fouveränen alleinigen Regierung über mehr bejagtes Her- 
zogthum nicht entgegen find.” 

Jener Abfonderung hätten, um nachtheiligen Folgerungen 
wegen der gemeinfamen Landesverfaflung zu begegnen, Praͤlaten 
und Ritterjchaft beider Herzogthümer die Bitte um Die ungeftörte 
Fortdauer der uralten Verbindung entgegengejegt, auch unterm 
27..Suni 1732 vom Könige die Erklärung erhalten, baß dieſer 
nexus socialis ferner beibehalten werben folle. 

Eine eigene Verfettung der Verhältniffe hätte, wie früher der 
berzoglichen rivilegienbeftätigung Carl Friedrichs und Carl 
Peter Ulrich's, Praͤlaten und Nitterfchaft bei dem närhften Re: 
gierungswechlel im Königlichen Haufe auch der Königlichen Bes 
fätigung Der Privilegien Friedrichs V beraubt, während dieſelben 
unter_diefer Regierung in der Ausübung geachtet worden wären. 
Tagegen wären fie im Sabre 1766 vom König Chriftian VII, 
bald nad dem Antritte feiner Regierung, beftätigt worden, und 
ſchon das Jahr darauf hätte der König in einem proviſoriſchen 
Tractat mit der Kaijerin Satharina von Rußland die Bedingungen 
des Austauſches und der Zahlung genehmigt, welche bald die 
MWiebervereinigung von ganz Schledwig- Holftein hätten herbei- 
führen ſollen. 

In dieſem provtjoriihen Tractate, d. d. Eopenhagen den 
a4 April 1767, wären, neben der Verzichtleiftung auf den ber: 
zoglichen Antheil von Schleöwig zum Beften der königlichen Linie, 
die herzoglich holfteinifchen Lande dem Könige von Dänemarf 
in feiner herzoglihen Eigenſchaft auf eine Weije übergeben wor: 
den, welche einer freien Völkerſchaft allein würdig fei. Denn jo 
habe ed Artikel 16 des Tractats gelautet: 

„Da, nad) der Huldreichen Abficht beider hohen contra= 
„hirenden Theile, durdy den verabredeten Tauſch in 
„denen zupermutirenden Ländern Niemand, wer er auch 
„Sei, an jeinen Rechten und Befugnijjen gefränft wer- 
„ven und eben fo wenig Die vorhandenen milden Stifs 
„tungen im geringften leiden follen; jo wird in Ans 
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„\ehung des Herzogthums Holftein hierdurch, nameutlich 
„von Ihrer Töniglichen Majeftät zu Dänemark bewilligt 
„und für Sich, Dero Erben und Succeſſores auf das 
„Bündigſte zugeſagt: 

„1. das beſagte Herzogthum Holſtein überhaupt und alle 
„Einwohner deſſelben, jo wie vornehmlich Prälaten und Ritter⸗ 
„ſchaft bei ihren Freiheiten, Vorzugen und Gerechtſamen, welche 
„fe bisher genoſſen, ungekraͤnkt zu laſſen und zu erhalten.” 

2. wären in demſelben Artikel mehreren Körperfchaften 
ihre Freiheiten befonders beftätigt und zugleich die den Zünften 
ertheilten Privilegien, als ſolche, in Hinficht deren der Landes⸗ 
herr nach den Umständen verfahren könne, unterjchieden, die 
übrigen aber ebenfo beſtimmt, als „beitändig aufrecht zu erhal- 
tende Privilegien” aufgeführt worden. 

Die königliche Natification wäre zu Friedrichsburg am 2. 
Julius 1773 erfolgt, Die großfürftlihe Ceſſionsurkunde am 16. 
November zu Kiel publiziert und an demfelben Tage von dem 
Könige von dem berzoglichen Antheile von Holftein feierlich Be- 
fit genommen worden, am Schluſſe des königlichen Befignahmes 
patents vom 16. November 1773 aber die Beftätigung der Pri- 
vilegien aller Eingeſeſſenen Holſteins, auch ſolche noch einmal 
beſonders und unaufgefordert unterm 13. November 1773 in Ans 
jehung der Privilegien der bolfteinischen Prälaten und Ritter: 
ſchaft erfolgt. 


§. 13. 


Verfaſſungslage der Prälaten und Nitterfchaft jeit 1773 Beach: 
tung derjelben von Seiten der Regierung. Errichtung einer 
fortwährenden SDeputation der fehleswig-holfteinifchen Prälaten 
und Ritterſchaft. Negulativ für die zu Diefem Corps nicht 
gehörigen Beſitzer immatrifulirter adeliger Güter. 


Mit dem Jahre 1773 wäre, nach nun hundert Sahren, zum 
erften Male wieder ein Landtag im vollen Sinne de? Wortes 
möglich geweſen und allerdings derfelbe auch bei der Ritterjchaft 
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in Anregung gelommen, inzwifchen bätle man fich nicht verbergen 
fönnen, daß e8 Bründe genug gebe, Anträge dieſer Art für ben 
Augenblick zu mäßigen oder zurüditellen. Es hätten hiernächft 
bie Maaßregeln der Regierung feinen Grund zur Bejorgniß ge- 
geben, daß der Weg der Verfaſſung folle verlaffen werden. Die 
Regierung hätte die Errichtung eined beftändigen Ausſchuſſes der 
Ritterſchaft genehmigt, dazu beftimmt, das Corps außer ber Ver⸗ 
ſammlung zu repräfentiren, feine Rechte zu wahren 2c. und Diele 
fogenannte fortdauernde Deputation der ſchleswig-holſteiniſchen 
Prälaten und Ritterſchaft ſei Durch ein königliches Refcript vom 
27. April 1775 unmittelbar anerfannt worden. An fie waren 
von nun an alle Erlaſſe der Regierung, die Klöfter und Güter 
angehend, gerichtet worden, ihr auch die Verordnungen, haupt⸗ 
Jahlih in Verfaſſungs- und Polizeiſachen, vor der Bekannt⸗ 
machung zugegangen, um ihr Bedenken darüber zu eröffnen, und 
der Verſammlungsort fei Kiel geweſen, wo auch Die in den rit- 
terfchaftlichen Körper nicht aufgenommenen Beſitzer adeliger Güter 
zufammengefonmen wären, deren Mittheilungen an Prälaten und 
Ritterfchaft ein Iandesherrliches Regulativ von 1778 normirt 
hätte. 
§. 14. 

Belege für die im Weſentlichen ungeftörte Ausübung der lands 
taggmäßigen Steuergerechtſame der Prälaten und NRitterfchaft, 
und deren Anerfennnng, bis zum Jahr 1802. 

Auch in Abficht ihrer Steuerverhältniffe hätten Prälaten und 
Ritterichaft die Beachtung der Schranfen nicht verfennen Fönnen, 
innerhalb welcher fie, jo lange der Landtag ausblieb, fich zu 
balten gebrungen waren, und eine Heberficht der hierher gehörigen 
wichtigeren Vorgänge bi8 zum Sahre 1802 würde darthun, wie 
freiiih nicht in aller Beziehung Einmüthigkeit ftattgefunden Hätte, 
aber Doch, weit entfernt, Daß das Hauptverhältniß verfannt und 
verlegt worden wäre, die ſchleswig-holſteiniſchen Prälaten und 
Ritterfchaft ſich auch im Abficht ihrer minder umfaflenden Frei⸗ 
beiten im Laufe ber nächiten Jahrzehnte einer mehrentheild ge: 
nügenden Berüdfichtigung zu erfreuen gehabt Hätten. 
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Eine am 27. Novbr. 1775 in Abficht des geftempelten Bapiers er: 
gangene neue Verfügung habe in Hinficht der adeligen Klöfter, 
Nitterfhaft und Butsbefiger, nebft deren Untergehörigen, 
ausbrüdlich beftimmt, daß es bei der ihnen zuftehenden Exemtion 
von dem Gebrauche des geftempelten Papiers bei der wohl her: 
gebrachten Verfaſſung, fo weit fie denfelben hierin zu flatten 
fomme, verblieb. 

Eine am 31. Mat 1781 zur nöthigen Verflärfung der See 
macht ausgejchriebene Steuer von J Prozent von allen auf lie 
genden Gründen belegten Gapitalien, jei auch den adeligen Kloͤ—⸗ 
flern und Gütern angemuthet, die Vorftellung der Deputation 
Dagegen aber nicht gehört worden, weil diefe Steuer nicht die 
Gutsbefiger, als ſolche treffe, fondern dem Gläubiger an ben 
Zinſen gekürzt werden ſolle. 

Dagegen hätten ſich Klöfter und Güter für die Entrichtung 
einer im Sabre 1789 begehrten außerordentlichen Vermögensein- 
fünftes und Nahrungsfteuer, ſowohl weil fie eine von Alters her 
gebräuggliche Kriegäfteuer, als eine außerordentliche ein- für alle 
mal zu entrichtende gewejen, unbedenklich unterworfen und fich 
nur feierlich gegen die, das jus collectandi der Beſitzer der Hlöfter- 
lichen und adeligen Güter gefährende, bei Anfegung jener Steuer 
in den EFlöfterlichen und Gutsdiſtrieten befohlene Zuordnung eines 
föniglichen Beamten verwahrt. | 

Als im Jahr 1792 eine allgemeine Steuer von A Prozent 
von Gollateral-Erbjchaften ausgejchrieben, und auch Prälaten, 
Ritterfchaft und Gutsbefigern geradehin angemuthet, von der Des 
putation aber dagegen Vorftellung gemacht worden wäre, hätte 
man zwar nach langen Verhandlungen dagegen höhern Orts 
geltend gemacht, „daß dieſes eine blos perfönliche und nur ein- 
mal von einem ererbten Vermögen zu erlegende Abgabe jei”; 
allein e8 hätte an der Zeit gejchienen, umftändlic darauf auf 
merfjam zu machen, daß Prälaten und Nitterjchaft auch zu einen 
perfönlichen Abgaben ohne Landtag verpflichtet werden Eönnten, 
und ihre desfallfige umftändliche Gegenvorftellung hätte nicht 
allein feine Mißbilligung erfahren, ſondern Die Sache hätte auch 
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bei Seite gelegt zu ſein gejchienen. Sm Jahre 1799 hätte die 
fönigliche Rentfammer „zu einem Erjaße der, zur nothwendigen 
Augrüftung eines Theild der Seemacht in diefem jahre erforder: 
lichen, außerordentlihen Koften” eine außerordentliche Steuer 
ausgejchrieben; Klöfter und Güter wären zu } des Betrags der 
ordentlichen Gontribution eined Jahres angeſetzt gewejen. Zu 
biefer ein für allemal zu tragenden SKriegsleiftung, als folcher, 
wären Prälaten und Nitterfchaft ſogleich willig gewejen; allein 
die neue Form hätte ihre Bedenklichfeit erregen müfjen, indem 
darin eine verbedte Erhöhung Der ordentlichen Sontribution, alſo 
Gefährdung des Iekten Landtagsjchluffes, gelegen hätte Es 
wäre deswegen von der Deputation Borftellung gejcheben, von 
ihr um Zurücknahme der Abgabe gebeten und ſich zu 3 Thaler 
vom Pfluge, alſo mehr ald dad Nequivalent, als freiwillige Bei⸗ 
fteuer erboten worden, worauf die beutiche Ganzlei refcribirt 
hätte, e8 habe dem Könige noch nicht umftändlicher Vortrag ges 
ſchehen können, von Sr. Majeftät aber der Antrag genehmigt 
worden, daß mit einftweiliger Ausfeßung aller die eigentliche 
Beichaffenheit der Landesverfaffung betreffenden Discufjionen und 
Vorbehalt Höchftdero Iandesherrlichen, ſowie aller übrigen Bes 
fugniffe, die gebotenen 8 Thlr. von allen denen anzunehmen, Die 
nicht vorzögen, bie angemuthete außerordentliche Abgabe zu leiſten. 
Als nachgehends im Februar 1801 die fortwährende Deputation 
die vorläufige Anzeige gemacht Hätte, daß Prälaten und Nitter- 
Ichaft fi) von freien Stüden entichloffen hätten, zur Ausmittlung 
eines freiwilligen Beitragd zu den gegenwärtigen Staatsbedürf— 
niffen zufammenzutreten, hätte die Ganzlei unterm 17. März 
rejeribirt, daß die frühere Erörterung wegen Der von Deputation 
eingereichten Vorftellung zmar noch immer nicht geichloffen fei 
und Se. Majeftät deßhalb einftweilen ihre Entfchließung aus: 
jegıen, Sie hätten aber der Canzlei befohlen, der Depntation 
Ihre bejondere Yufriedenheit über jenen Beweis patriotiicher Ge⸗ 
finnungen und treuer Anhänglichfeit von Prälaten und Ritter- 
Schaft an ihren Landesherrn und ihr Vaterland zu bezeugen. 
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Die vierte Unterabtheilung des erſten Hauptjchnitts umter D 
beſchaͤftigt fih mit Erzählung der, jeit dem Jahre 1802 einge- 
tretenen, factifchen Nichtachtung und gaͤnzlichen Hintanfegung Der 
Steuergerechtiame, und daß, ungeachtet der von dem jebt 
regierenden König erfolgten Beftätigung der Privilegien, 
noch immer mit der Auflegung drüdender und unbewilligter 
Steuern fortgefahren werde. Es ift bier Folgendes zu erkennen 
gegeben. 


1. Darftellung der, jeit dem Jahre 1802 eingetretenen, fac= 
tiihen Nichtachtung und gänzlichen Hintanfegung der 
Steuergerechtfame, und welcher Geftalt, ungeachtet der 
unterm 17. Auguſt 1816 geſchehenen Tandesherrlichen Be: 
ftätigung der privilegirten, mit der Auflegung drüdender, 
unbemwilligter Steuern bi8 auf den heutigen Tag fortge- 
fahren werbe. 

$. 15. 


Berfallungswidrige Ausfchreibung einer Grund» und Benutzungs⸗ 
feuer, nad) einem ebenfalls verfaſſungswidrigen Steuerfuße. 
Gegenvorftellungen. 


Nach dem bisherigen hätten Prälaten und Ritterfchaft nicht 
fo unangenehme Erfahrungen machen zu müfjen erwartet. Ste 
wären unterrichtet worden, daß die Regierung befchäftigt fei, den 
Umfang der Staatöbedürfniffe auszumitteln und hätten mit Wil: 
ligfeit der Mittheilung entgegengejehen, welchen billigen Antheil 
der Staat au von ihnen erwarte. Anfangs October 1802 
wäre ihnen die Eröffnung einer Eöniglichen Relolution vom 1. 
Dectober geworden, dahin wefentlich lautend: Seine Königliche 
Majeftät gäben der Föniglichen Deputation zu erfennen, daß Die 
Unterfuhung über die zwedmäßigften Mittel zur nothwendigen 
Verwahrung der Staatseinkünfte nunmehr beendigt und das Re- 
jultat derjelben in dem augefügten Entwurfe einer Verordnung, 
wegen Ausjchreibung einer neuen Steuer vom Eigenthum und der Be- 
nugung liegender Gründe, enthalten ſei. Der Verfaſſung wäre 
darin gar nicht gedacht geweſen, vielmehr hätte e8 am Schluffe 
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der Rejolution geheißen: „Wenn gleich gegenwärtig nicht mehr 
von einer außerordentlichen und ein- für allemal zu entrichtenden 
Schapung die Rede ift, fondern eine ganz allgemeine und fort: 
dauernde Abgabe allerböchft genehmigt worden, fo geftatteten 
Seine Königliche Majeftät dennoch in Rüdficht der Erwartung, 
welche die der fortwährenden Deputation unterm 17. März d. J. 
mitgetheilte allerhböchfte Refolution veranlagt haben möchte, die 
Communication vorerwähnter Verorbnung au die Deputation 
allergnädigft und würden in einer möglichft zu bejchleunigenden 
Aeußerung darüber einen Beweis von der Ergebenheit von Prä- 
laten und Ritterfhaft gegen das Föniglihe Haus und ihre Liebe 
zum Baterlande finden.” Dieſe angekündigte Verordnung einer 
neuen dauernden Grund- und Benußungsfteuer hätte ten Frei: 
beiten von Prälaten und Ritterfchaft in jedem Betrachte wider: 
ſprochen. Sie hätte den lebten Landtagsſchluß aufgehoben, weil 
durch fie eine erhöhte Grundftener ohne Landtag eingeführt worden 
wäre; fie hätte das Anfehen aller Landtage aufgehoben und bie 
Autorität der zum Grundgefeg erhobenen revidirten ſchleswig⸗ 
holfteinifchen Landesmatrikel von 1652, bei deren Beitätigung 
die Landesherrſchaft die Verficherung gegeben hätte, es jollten 
fünftighin alle Anlagen allein nach Diefem Katafter bewilligt wer: 
den (die Pflugzahl). Hier fchweigend zuzujehen hätte auf alle 
Hoffnung verzichten geheißen, jemals wieder in den Genuß voller 
Berfaflungsrechte vertragsmäßig einzutreten und ſolche Erwä: 
gungen hätten gefammte Prälaten und Ritterfehaft zu beftimmten 
Gegenſchritten anmahnen mühlen. Sie wären unter den freige- 
bigften Erbietungen gefchehen, allein wie entjchieden der Ent: 
ſchluß der völligen Nichtgewährung, der Bertrümmerung ihrer 
Berfaffung mit einem Schlage gefaßt gewejen das hätte die auf 
ihre geſammten Anträge endlich erfolgte Enticheidung und das 
zum erftenmale foweit die Xandesgefchichte reiche in Schleswig: 
Holftein vom Landesherrn behauptete unumschränfte Befteuerungs: 
recht Fundgethan. 
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$. 16. 

Königliche unmittelbare Refolution vom 17. December 1802, in 
welcher ein unumjchränktes Befteuerungsrecht zum erftenmale 
ausgeſprochen wird. 

Gedachte an die Deputation von Prälaten uud Ritterjchaft 
in den Herzogtbümern Schleswig und Holftein auf ihre in vers 
ſchiedenen Eingaben und Borftelungen angebrachten Bitten und 
Wünjche gerichtete Eönigliche Refolution vom 17. December 1802 
hätte wörtlich dahin gelautet: 


Erſter Bunt. 

„In Rüdficht auf den ihr zu ihrer Aeußerung mitgetheilten 
„Entwurf der Verordnung betreffend Die Ausfchreibung einer 
„neuen Steuer vom Eigenthum und von der Benußung liegender 
„Gründe — daß, da ihre Privilegien feine Befteuerung ohne 
„ihre Einwilligung und auf andere Weije ald nach Meatricular- 
„anſchlag zuließen, Der Antheil des Betrages zu den vermehrten 
„Staatsbedürfniffen von Seiner Majeftät dem Könige beftimmt 
„und ihnen erlaubt werben möchte, Diefe Quote nach der bie 
„berigen Pflugzahl aufzubringen.” 

Was dieſen Punkt betreffe, Eönne Derfelbe bei Seiner Majes 
ftät unftreitigem uneingejchränttem Befteuerungsrechte, das Aller: 
höchftfte nur zur Sicherheit und Wohlfahrt des Staates aus⸗ 
übten, und bei ber mit den fo ſehr angefliegenen Staatsbebürf: 
nifjen fleigenden Nothwendigkeit in Erhebung der über das ganze 
Land zu vertheilenden Abgaben gleihförmig zu verfahren, von 
Ahnen, wie geneigt Sie auch wären Prälaten und Ritterſchaft 
in vorfommenden Fällen von Ihrer bejondern Föniglihen Pro- 
tection Beweiſe zu geben, nicht zugeflanden werden, vielmehr 
müfle e8 bei der in gedachter Eöniglichen Verordnung enthalte 
nen Vorſchrift jein Verbleiben haben und würden Seine Maje- 
ftät au) in Anfehung der Berfertigung einer neuen Xandes- 
matrifel als Maßſtabs fünftiger Abgaben von Grundftücen, 
Prälaten und NRitterfchaft Ihre Befehle eheſtens zukommen 
laſſen. 
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Zweiter Punkt. 

„Daß die unterm 31. Mai 1731 ausgejchriebene Quartpro⸗ 
„zentfteuer Die der Abficht zuwider auf die Schuldner zurüd- 
„wirfe und mit vielen Nebenbejchwerden verbunden ſei, abgeftellt 
werden möge.” 

So lange die Bedürfniſſe des Staated dieſe Abgabe für 
Seiner Mafeftät Untertanen allgemein noch ferner nothwendig 
machten Fönnte ein partieller Erlaß nicht flattfinden, welchem ge 
mäß Seine Majeflät auch ſchon in demfelben Jahre ald die 
Verordnung ergangen auf deren Vorftellung von Prälaten und 
Ritterſchaft ihre Rejolution abgegeben hätten. 


Dritter Buntt. 

„Daß die wegen der Abgabe von Gollateral-Erbichaften am 
„12. September 1792 ergangene Verordnung ald mit den Bri: 
„vilegien der adeligen Klöfter und Güter nicht vereinbarlich bei 
„denfelben feine Anwendung finden möge.“ 

Da biefe nicht für drüdend gehaltene Auflage für das ganze 
Land vorgefchrieben ſei und Prälaten und Nitterfchaft nach ihren 
Privilegien davon befreit zu werden nicht begehren könnten, fo 
müfje in Gemäßheit der aus dem Gottorfiichen Obergerichte bes 
reitd im Jahre 1798 abgegebenen Rejolution die Verordnung 
auch von ihnen befolgt und was wegen der ſeit Gmanirung ber- 
jelben bereitö eingetretenen Fälle an die Zönigliche Gafle zu er- 
legen fei verordnungsmäßig Berichtigt worden, wobei Seine 
Majeftät jedoch wenn man über einzelne Gegenftände der Ver- 
ordnung fi mit Befuhen an Sie wenden follte, dieſe aller: 
guädigft in Erwägung zu ziehen und nad forgfältiger Prüfung 
aller Gründe und Umftände Ihre Iandesherrlihe Refolution 
Darüber zu ertheilen fich vorbehielten. 


Vierter Punkt. 

„DaB Seine Majeflät für die Zukunft verfügen möchten 
„baß die Deputation von allen bie adeligen Klöfter und Güter 
„angehenden Berorbnungen,, vor deren Gmanirung durch Ihre 

Dritter Theil. 3 
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„deutſche Ganzlei benachrichtigt und ihr verflattet würde ihre 
„etwaige Bebenklichkeiten diefem Goflegio darzulegen.” 

In Rüdfiht auf diefen Wunſch hielten Seine Majeftät es 
jegt für hinlänglich Ihren Collegien und Oberdicafterien, weldyen 
Allerhöchſte für die Aufflärungen die fie nöthig glaubten nie 
Grenzen febten und die dergleichen Gommunicationen ohne Auto- 
rifation für fih in Fällen, wo ed in allgemeinen Rüdfichten 
nüglid) und zur Vorbeugung von Beſchwerden und Weitläuftig- 
keiten zuträglich befunden worden, bisher nicht verabjäumt haͤt⸗ 
ten ein ähnliches Verfahren für Die Zukunft gleichfalls zu über- 
laſſen. 


§. 17. 
Ferner erfolgloſe Bemühungen der Praͤlaten und Ritterſchaft. 
Verſagung des rechtlichen Gehoͤrs. 


Zu gleicher Zeit (15. Dec.) wäre das Steueredict publicirt 
ungeachtet der Proteftationen einzelner Befißer alle Vorberei⸗ 
tungen zur neuen Kataftrirung getroffen worden. Hierauf hätte 
die holſteiniſche Ritterſchaft, welche zwar die Reichsgerichte als 
ihre letzte Schutzwehr betrachten dürfen, um ein im Lande ſelber 
zu gewährendes rechtliches Gehör über den Inhalt ihrer Steuer: 
verfallung gebeten, allein eine am 15. April erhaltene Rejolution 
daß auf dieſes Geſuch nicht einzutreten ftehe, auch dieje Hoff: 
nung niedergefchlagen. Der hierauf viel berathene, ſchon vorbe: 
reitete Schritt an die Reichsgerichte ſei in Hinficht auf die damit 
verfnüpften Weitläuftigfeiten bei der ſchon damaligen Lage Des 
deutſchen Reichs ac. unterblieben. 


6. 18. 
Uebermaß verfaffungswidriger Befteuerung feit 1802. 

Bon diefem Beitpunfte an wäre aber der Damm der Ver: 
faſſung gänzlich durchbrochen gewejen und die Anmuthungen 
hätten in Form und Inhalt alle Bränzen früherer Gewohnheiten 
überjchritten. Gleich im erften Jahre wären neben außerordent- 
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lichen Pflugfteuern von 4 und 6 Thalern vom Pfluge zuerft 
außerordentliche Erhöhungen der Grund: und Benugungsfteuer 
zweimal von 25 Prozent erfolgt, nämlich gleidy im October 1803 
und im Juni 1806. Dieſes wäre der Uebergang zu bleibenven 
Erhoͤhungen geweſen, aunächft um 50 Prozent, dann am 8. April 
1808 abermald um 25 Prozent auf 8 Jahre und zugleich um 
374 Prozent auf vierzehn jahre. An eben dem Tage wäre bie 
mit der Grund= und Benupungdfteuer zugleich ausgefchriebene 
Hausftener auf acht Jahre und am A. September 1809 dieſelbe 
für beftändig erhöht worden. An eben dem Tage wären ftatt 
der 4 Prozentfleuer, 2 Prozent auf alle zindbare in liegenden 
Gründen ftehende Bapitalien gelegt worden, anderer inbirecten 
und fonfligen Abgaben nicht zu gedenken. Cine Ermäßigung 
deren Bebürfniß allgemein gefühlt worden wäre, war im Sabre 
1813 wirklich ausgejprochen worden, allein in welcher Beglei- 
tung und von welcher Art wäre fie gewejen! Die größtentheils 
temporären nur einige Jahre mehr laufenden Erhöhungen der 
Grund⸗ und Benußungsfteuer wären mit geringem Nachlaſſe jebt 
für beftändig feftgejeßt worden und die auf 100 Thaler geichäbte 
Steuertonne wäre in der beftändigen Landfteuer flatt 225 Schil- 
linge auf 20 Schillinge zu flehen gefommen. 


6. 19. 
Höcfte Steigerung der verfafiungswidrigen Steuern durch die 
Errichtung einer Reichsbank vom 5. Sanuar 1813. 


Sept aber in Begleitung einer ſolchen fürwahr nur ſchein⸗ 
baren Ermäßigung hätte eine neue Steuer der Landſteuer an 
Schwere faft gleichkommende, doc unendlich viel drüdender als 
diefe durch ihre innere Befchaffenheit den Grundbefiß getroffen. 
Am 5. Sanuar 1813 wäre die Errichtung einer gemeinfamen 
Reichsbank für die Königreiche und die Herzogthümer befohlen 
worden; um einen Fonds für diefe zu gewinnen, wären alle 
liegende Gründe für Schuldner der Reichsbank erklärt worden, 


ihre Schuld (Bankhaft) zu 6 Procent von dem ohnehin in fo 
3* 
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manchen Fauen uberichagten Steuerwerthe des Grundvermö⸗ 
gend angeſetzt, hätte von nun an mit 64 Procent jaͤhrlich 
an die Reichsbank verzinjet werben follen, während der Zinsfuß 
von Privatgeldern durch eben dieſe Verordnung auf 4 Procent 
herabgejekt worden wäre. Dieje neue Banfforderung wäre jeder 
andern bypothefariich auf dem Grundbefig haftenden vorange⸗ 
ftelt und den Schuldner zu ihrer Erleichterung geftattet wor: 
den ihren hypothekariſchen Gläubigern nach Maßgabe bes ſtipu⸗ 
lirten Zinsfußes die Banfzinjen zu kürzen; eine bie Verhältniffe 
zwifchen Schuldner und Gläubiger gefährlid verleßende Form, 
gegen welche Prälaten und Ritterfchaft Schon bei Gelegenheit der 
Duartprocentfteuer vergebliche Vorftelung gemacht hätten. Denn 
diefer Ausweg hätte eine grenzenlofe Schwächung des fittlichen 
Grundes, worauf Treue und Glauben ruhten, gebroht und Dieje 
Grleichterung wäre darum zu theuer erfauft gemwejen und zu 
theuer erfauft wäre ebenfalld jene andere Crleichterung gewejen, 
die den bedrängten Herzogthümern dadurch hätte werden Jollen, 
daß fte diefen neuen Zins nicht in ihrem Silbergelde, Tondern 
in Papiergeld nach einem gewiſſen Silberwertbe hätten abtragen 
dürfen. An Dieje jcheinbare Vergünftigung hätte fich Die Lan⸗ 
deslaſt eines aufgezwungenen Papiergelded geknüpft. Die Altes 
ften Briefe des ſchleswig-holſteiniſchen Landes hätten bejagt, es 
jole in diejen Landen Feine Münze eingeführt werden als die 
in Zübed und Hamburg gang und gebe ſei. Gegenwärtig aber 
wäre nicht allein die Altonaer Bank, die den Herzogthümern alle 
Vortheile des Papiergelded und Feine feiner Gefahren gegeben 
hätte, entfräftet und aufgehoben worden; ein neues nicht zu 
realilirende8 Papiergeld mit gezwungenem Gurje hätte dieſe an 
Silbergeld gewohnten Lande erfüllen jollen, mit mehrfachen 
näher angegebenen unangenehmen Folgen. Allgemeine Freude 
und Anerkennung hätte e8 Daher erregt als nachdem die Erfah: 
rung geleiftet, was Bitten nicht vermocht durch eine Verord⸗ 
nung vom 30. Juli 1813 den Schleöwig-Holfteinern ihr Silber: 
geld als fortan wieder einziged geſetzliches Zahlungsmittel zu⸗ 
rüdgegeben worden wäre, wiewohl dieſe Zurücknahme durch große 
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abermalige außerordentlich aufzubringende Opfer erfauft werden 
möffen. Die directe Grundbelaftung aber, die Reichsbankauflage 
ſei nichts deſto weniger geblieben und laſte jeit ber Beit als 
eine die Kräfte überfteigende Anmuthung auf den Herzogthümern, 
fie hätte nun den Charakter einer neuen Grundſteuer angenom: 
men und fei in die Gopenhagener Reichsbank geflojjen. Von 
ben für das Geldweſen verheißenen Bortheilen hätte dieſe den 
Herzogthümern feinen mehr Bringen können. Die Erfüllung des 
einzigen Verſprechens was für jo viele Verluſte Troft und Ber: 
trauen auf eine befiere Zukunft hätte geben konnen, das feit 
1813 verheißene jaͤhrlich anszufchreibende Budget was nie über« 
ſchritten werden follte, würde Heute noch ſchmerzlich vermißt. 

Das (näher angegebene) Reſultat der Beſteuerung ftelle 
leßtere von der Höhe dar wie fie wohl weniger Brundbefiß er: 
trage und keiner in dieſer plößlichen Steigerung erfahren habe 
und weit mehr als der vierte Theil des Pachtertraged nad) ben 
Mittelpreifen von Klöfterlihen und adelichen Gründen werde 
durch Die Direclen ordentlichen Grundſteuern verjchlungen. 


§. 20. 
Endliche Ausfichten auf Wiederherſtellung nach dem Kieler Frieden. 
Das Corps erhält die Iandesherrlihe Zuſage Daß die Beitäti- 
gung der Privilegien erfolgen ſolle. Inzwiſchen nothgebrungene 
Sendung einer Bitrfchrift nach Wien mit der Bitte an Se. Mar 
jeftät den König um einen zeitgemäßen Landtag. Die Beftätis 
gung der Privilegien erfolgt. 


Dei einer ſolchen Landeslage Ta die Herzogthümer volls 
fommen und erklärt als daͤniſches Gebiet behandelt worden 
wären, bebürfe e8 wohl faum einer Erwähnung daß Schleswig- 
Holfteind Prälaten und Ritterfchaft fruchtlofe Bemühungen für 
die Beltätigung ihrer Privilegien aufgewendet hätten. Doch 
nad manchen Leiden, die aud) durch den Kieler Frieden vom 
14. Januar 1814 noch nicht befeitigt worden wären, hätten fie 
von des feit 1808 regierenden Königs Majeſtät im Julius 1814 
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die erfreuliche Zuſicherung erhalten „daß bei der bevorflehenden 
Krönung Seine Majeftät gewilligt wären die Privilegien der 
Prälaten und Nitterfchaft zu confirmiren.” Inzwiſchen hätte 
ſich Die Krönung ferner verfchoben, der König fei zum Kongreß 
nach Wien gereift, ber alte Zuftand Hätte fortgebauert und Die 
privflegienwidrige Steuer hätte rückſichtslos eingetrieben werben 
tollen. Da hätten fi) im Kieler Umfchlag am 19. Januar 1815 
Prälaten und Ritterfchaft von SchleswigsHolftein vereinigt un- 
verzüglich eine Bittſchrift bei dem abwejenden Landeöherrn 
einzureichen, in welcher eine freimüthige Darftellung der Lan⸗ 
deslage die angelegentlihe Bitte begründete, um Zurück⸗ 
nahme aller gewaltfamen Maßregeln und zugleich mit Beziehung 
auf den jüngften Landtagsfchluß das Bekenntniß Der Ueber- 
zeugung: „daß dem allgemeinen Unglüde nur durch Zuſammen⸗ 
berufung eines den Beitumftänden angemefjenen Landtages abge- 
bolfen werden koͤnne.“ 

Der Erfolg dieſer überreichten Bittjchrift wäre die Zurück⸗ 
nahme der gedrohten Steuereintreibung und bie Erlaubniß für 
Ritterſchaft und Gutöbefiger gewefen dem Könige bei der Rüd- 
fehbr auf der Durchreife durch die Herzogthümer ihre Bitten 
mündlich vorzutragen. Die zu dem Ende Deputirten hätten fie 
bei diefer Gelegenheit die Bitte um einen Landtag, mithin um 
eine landfländifche Wertretung beider Herzogthümer erneuert, 
allein feine günftige Entfeheidung erhalten, auch der Kroͤnungs⸗ 
tag jet vorübergegangen, die Beftätigung der Privilegien abge- 
lehnt und vielmehr gegen die Deputirten von den Miniftern die 
Abficht ausgefprochen worden Schleswig von Holftein zu trennen 
und nur durch mündliche Nachrichten hätten die Holfteiner- er- 
fahren Daß ihr Herzog dem deutſchen Bunde beigetreten ſei. 
Zwar hätte die Deputation durch Ganzleifchreiben vom 9. Sep: 
tember 1815 eine für Prälaten und Ritterſchaft im Allgemeinen 
beruhigende Verficherung wegen Beftätigung bes ſchleswig-holſtei⸗ 
niſchen nexus socialis erhalten, auch hätten fie zugleich auf 
offiziellem Wege von vorjeienden innern Einrichtungen im Her: 
zogthume Holflein zum Behufe des Beitrittd zum deutfchen Bunde 
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erfahren, doc hätte alles noch in eine weite Kerne geftellt ge- 
fchienen und nichts von dem Inhalte der Verfaſſung verlautet. 

Der Auguft 1816 hätte endlich die Erfüllung lang gehegter 
Hoffnungen gebracht und ˖ die Privilegienbeflätigung fei unterm 
17. Auguft 1816 in zwei getrennten Exemplaren für Prälaten 
und Ritterfhaft von Holflein und Schleswig erfolgt. 


$. 21. 
Königliche Confirmatio Privilegiorum. 


Der Inhalt der erftern tft wörtlich fo angegeben: „Bir 
confirmiren und beftätigen alfo alle und jede von Unſern hoͤchſt⸗ 
jeligen Eöniglihen Herren Vorfahren ermeldeten Prälaten und 
Ritterichaft des Herzogthums Holftein ertheilte Privilegien, reis 
heiten, Rechte und Gerechtigkeiten, wie felbige von Unſers hoͤchſt⸗ 
feligen Herrn Vaters, Königs Chriftian VII Mafeftät, unterm 
31. März 1766 und 13. November 1773, allerhöchſt beftätigt 
worden, in allen ihren Buncten, Glaufeln und Inhaltungen hier⸗ 
mit und in Kraft dieſes beſter⸗ und beitändigermaßen allergnädigft, 
dergeftalt und alfo, daß Unfere gehorſame Prälaten und Nitter- 
ſchaft Dabei zu allen Beiten gerubig gelafjen, auch Träftigft ge- 
Ihügt und gehandhabt werden follen 20.” Der Inhalt der für 
Schleswig Prälaten und Ritterfchaft jo: „Wir confirmiren und 
beitätigen aljo alle und jede von Unfern Höchftjeligen Föniglichen 
Herren Vorfahren ermeldeten Prälaten und Ritterſchaft des Her: 
zogthums Schleöwig ertheilte Privilegien, Freiheiten, Rechte und 
Gerechtigkeiten in allen ihren Buncten, Clauſeln und Inhaltungen, 
jo weit Unferer fouveränen alleinigen Regierung über mehr: 
beſagtes Herzogthum nicht entgegen find, Hiermit 2c.” (wie bei 
Holftein). 


6. 22. 
Wichtigkeit dieſer Privilegien-Beftätigung. 


Die ungemeine Denkwürdigkeit dieſer Privilegien-Beftätigung 
hätte durch verfchiebene Umftände, welche derjelben theild in der 
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Zeit vorangegangen, theild auf dem Fuße gefolgt wären, noch 
einen Zuwachs erhalten. Die Beftätigung fei nach bem erklärten 
Deitritte des Königs zum deutſchen Bunde geſchehen, aljo nad) 
der Genehmigung der Artikel der Bundesacte, indbefondere des 
dreizehnten. Wäre hiermit eine landſtaͤndiſche Verfafſung für 
das deutſche Bundesland Holftein unverfennbar gelobt geweſen, 
jo bätten dagegen die dem ritterichaftlihen Körper gerade jebt 
eingehändigten Diplome dafür Gewähr geleiftet, daß dieje neue 
Geftaltung aus der Wurzel ihrer, rechtlich nie veralteten, jebt 
durch landesherrliche Anerkennung in neues Leben zurüdgerufenen 
Landesverfaſſung hervorgehen folle. Beide Lande würden ungetrennt 
bleiben; fie würden fich ihres alten Steuerbewilligungsrechtes im 
vollen Umfange der Ausübung künftig erfreuen. Dies jeijebt Die 
allgemeine Hoffnung gewefen, und als zwei Tage nach der Beftäti- 
gung der Privilegien eine Commiſſion zur Einrichtung der ſtaͤndiſchen 
Verfafjung von Holftein in die Refidenz Berufen worden, hätten alle 
Baterlandsfreunde die Gefühle der dankbarſten Verehrung für Den 
Landesvater empfunden. Dem erwünjchteften Ausgange hätte fat nur 
ein Hinderniß entgegenzuftehen gefchtenen, wenn die alten Stände 
jeßt mit zu einfeitigem Streben auf ihre befonderen Auszeich⸗ 
nungen und die Formen früherer Zeiten drängen, und gleich zu⸗ 
nächſt, wenn fie etwa, auf Den flaren Inhalt des füngften Land⸗ 
tagsſchluſſes hin, ſofort ſich allen ſeitdem wider Necht auferlegten 
Steuern zu entziehen befchlöffen. Allein daß diefes nimmermehr 
gejcheben würde, dafür wäre den Mitgliedern des ritterfchaftlichen 
Körpers ihre eigene Gefinuug, ihre Liebe zum Lande Bürge ge- 
wejen. Nicht Die entferntefte Rügung dieſer Art ſei vor Den 
Thron gekommen ; dieſes Zeugniß erwarteten Prälaten und Ritter: 
ſchaft von ihrem Könige. 
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$. 28. 


Schritte der Präfaten und Ritterfhaft zum Zwecke der Wieder: 
berftellung, imgleichen zur Wahrung der alten Landesrechte bei 
der, in Folge des Artifeld 13 Der Bundesacte vorbereiteten 
holfteinifchen Verfaſſung. 


Was fle!gethan, wäre Folgendes gewejen. Sie hätten uns 
term 8. October 1816 gebeten, daß ihnen und den holſteiniſchen 
Landen überhaupt, nad) dem beftehenden noch neuerdings aner- 
Tannten Grundvermögen, auch wegen des Landesnutzens, Feine 
neue Berfaffung, ohne Ginziehung fowohl ihrer Erklärung als 
des Gutachtens felbfterwählter Männer aus den übrigen Landes⸗ 
theilen, vorgefchrieben werden möge. Dieſe ihrer Denkſchrift 
unter Nr. 7 beigebrudte Vorftellung bei Beiten einzulegen, wäre 
Ihon darum Pflicht für fie geweſen, weil die zur Verfaſſungs⸗ 
commiſſion auch aus dem ritterfchaftlichen Körper berufenen Männer 
lediglich al8 Einzelne dort aufgetreten, zu Feiner Mittheilung an 
die Prälaten und Nitterfchaft autorifirt, ja jogar zum Schweigen 
verpflichtet gewefen wären. Da ferner ſich aufs Neue das höchft 
beunrubigende Gerücht verbreitet hätte, als fei gleichwohl eine 
Trennung des Herzogthums Schleöwig von dem altverbundenen 
Holftein im Werke, jo hätten fie auch Dagegen dringende Vor⸗ 
flellung getban. Allein die ſehnſüchtig erwartete Entfcheidung 
hätte gezögert, während zu berjelben Zeit, nicht blos dem Ge⸗ 
rüdyte, jondern auch der That nad), Die Höfterlichen und abeligen 
Brimde durch Steueranmuthungen getrennt worden wären, und 
rüdftändige und laufende Steuern Durch Execution hätten einge⸗ 
trieben werben follen. Die fortwährende Deputation hätte deß⸗ 
halb in mehreren Eingaben gebeten, daß die Execution zurüdge 
halten, Prälaten und Nitterfchaft aber erlaubt werden möchte, 
mit den nicht recipirten Qutöbefißern zuſammen zu treten und unter 
fih eine Einigung über da8 Maas der Abgaben zu treffen, 
welches fie gegenwärtig glaubten übernehmen und in beftimmten 
Terminen abtragen zu fünnen. 
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8. 24. 
Mißbilligung dieſer Schritte. Execution wegen Landfteuer. 


Alle drei, nach befter Ueberzeugung zum Landeswohle ge- 
thanen Schritte hätten indeß gänzlich des Erfolgs verfehlt. Die 
wegen der Verfafjung und des Herzogthums Holftein wären big diefen 
Augenblid ohne Rejolution geblieben, und die wegen der Steuern 
hätten einen harten Abſchlag erfahren, weil „Seine Majeftät fich 
nicht bewogen finden fünnten, die erbetene Erlaubniß zur Haltung 
einer General-Verfammlung der Butöbefiker, zum Behufe einer 
Berathung über herrſchaftliche Abgaben, zu ertheilen.” Als die 
fortwährende ‘Deputation, im Auftrag ihres Corps, abermals 
vorgeftellt und dieſesmal beitimmter auf die Privilegien hinwei- 
fend, das Eöniglihe Wort der Beitätigung in Anspruch genommen 
hätte, wäre ihr, neben ber allgemeinen Berficherung, daß auf die 
allmählige Minderung der Abgaben Bedacht genommen werben 
jollte, unterm 18. April 1817, die, jede Hoffnung lähmende Re⸗ 
jolution gegeben worden: 


„Bir können aber Prälaten und NRitterichaft und den 
„übrigen jchleswig « bolfteinifchen Gutsbeſitzern nicht ge: 
„Hatten, eine feparate Verhandlung über diefen und 
„ähnliche, Die Gejammtheit der Untertbanen in Unfern 
„Herzogthümern Schleswig und Holftein betreffenden 
„Segenftänden anzuftellen und durch 'foldhe den ftän- 
„diſchen Berathungen in Holftein, über welche Unſere 
„mähere Rejolution zu erwarten ift, vorzugreifen.“ 
Schon vor diefer Entjcheidung wäre die Execution wegen 
der Lanbdfteuer, während des Oſterfeſtes, eingetreten. Die fort- 
währende Deputation hätte fogleich (26. April) deren Aufhebung 
erbeten, und daß ein unpartetifches Bericht Beauftragt werben 
moͤchte, die Nechtöfrage wegen der Landftener und Reichsbank 
auf dem Wege Rechtens zu entjcheiden. Die darauf erfolgte 
Rejolution vom 7; Juni wäre abjchlägig geweien, und das an- 
gegebene Motiv des Abſchlags: „daß Wir zwar feinem Unſerer 
getreuen Unterthbanen den Schuß der Geſetze und rechtliches Gehör 
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verfagen, daß aber die Landesverfafſung Feiner Erörterung 
auf dem Wege Rechtens unterworfen fein könne”, habe den Ge⸗ 
ſichtskreis der Bittenden nur noch mehr verbuntelt. Vergeblich 
hätten Prälaten und Ritterſchaft im Herbſte deſſelben Jahres 
verſucht, durch eine Deputation in die Reſidenz ihre Verhaͤttniſſe 
aufzuklaͤren, und da alles mißlungen, hätte unterm 27. März 
1818 die Deputation im Namen und Auftrage ihres Corps und 
der übrigen Gutsbefiger, in Bezug auf die abermald angedrohte 
Execution wegen ber Landfteuer, eine förmliche Proteftation eins 
gelegt, indem der Weg der Vorftellung von nun an zu verlaſſen 
gewejen wäre. 


$. 25. 


Die Beſchwerden gewinnen fogar Zuwachs durch die Einführung 
der Nationalbank u. f. w. Ale Hoffnung fchneidet ab die, ohne 
weitere NRejolution eintretende, executive Eintreibung der 
Nationalbankiteuer. 


Keineswegs hätte man fich jedoch ſchon am Ende der Kraͤn⸗ 
kungen von Recht und Eigenthum befunden. Auch der Meinung, 
daß die Rechte und Privilegien, wenigftend von der Zeit ber 
Töniglihen Betätigung an, geachtet werden würden, habe der Er: 
folg nicht entfprochen. Denn es fei am 6. April 1818 eine 
königliche Urkunde erfchienen, in Folge deren die Reichsbank mit 
dem 1. Auguft in eine Nationalbank übergeben jollte, was auch 
ſeitdem geſchehen fei. Die Einrichtung diefer Nationalbant wäre 
folgende gewejen. Sie hätte die ſaͤmmtlichen Activa und Paſſiva 
der vormaligen Reichsbank übernommen. Bankintereſſent hätte 
jeder jein follen, deſſen Bankhaft 100 Reichsbankthaler oder mehr 
betrüge, oder der durch Einfchlüffe einen Diefer Summe entfpre: 
chenden Antheil fi) erwürbe. Den Intereſſenten wäre eine Aus» 
ficht auf Ffünftige Ausbeute gegeben und zugleich für freiwillige 
Einſchüſſe eine Subfeription vorbereitet worden, Die Berwal- 
tung der Bank wäre fünf Directoren, die für Die Leitung der 
laufenden Geſchaͤfte beftimmt, und fünfzehn Repräjentanten über: 
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geben worden, „welche die ganze Intereſſentſchaft repräjentiren,, 
jollten. Die Ernennung Der Repräfentanten wäre mittelbar in 
der Regierung Händen geblieben, indem ſolche durch eine gewiſſe 
Zahl von der Regierung aus den Banlintereffenten ausgewählter 
Wahlcommittirten ernannt worden. Dieſe Repräjentanten hätten 
vier der Directoren ernennen follen, den fünften Vorſitzenden babe 
fih die Regierung vorbehalten. Zur Ausarbeitung einer Octroi 
und eined Neglementd für Die Nativnalbanf wären von ber 
Regierung andere Männer beftellt, ihnen jedoch zwei Repräfen- 
tanten beigeorbnnet worden. 

Die Feſtſetzung, daß Directoren und Repräfentanten in ober 
nahe bei &openhagen wohnen follten, hätte erwarten laffen, daß 
der Brundplan dieſer Intereſſentſchaft fi) auf das Königreich 
beichränten ſolle. Auch hätte das Eönigliche Patent vom 4. Juli 
1818 den Schleswig-Holfteinern bedingungsweife verftattet, aus⸗ 
zutreten. Allein die Beichaffenheit tiefer Betingungen habe zwar 
benjenigen, welche ihre Banfichaft auöbezahlen würden, einige 
Erleichterung verheißen, weil das Patent den Abtrag in Papier⸗ 
geld und königlichen oder Bant-Obligationen erlaubt hätte; in- 
zwijchen hätten fich wenige in dem Kalle befunden, diefen Abtrag 
Ieiften zu fünnen. Somit wäre der Mehrzahl, welche dennoch 
nicht Intereſſent der ihrer ganzen Einrichtung nad) rein⸗daͤniſchen 
Nationalbank bleiben wollen, nur der andere Ausweg geblieben, 
nach welchen fie dadurch aus der bisherigen Verbindung mit der 
Bank gejekt würden, daß fie von ihrer Bankhaft Jo kange jähr- 
lih 6 Prozent in baarem Silber entrichteten, Bid der anf fie 
fallende Theil der Zettel, und Obligationsſchuld der Bant, 
welcher zur öffentlihen Runde kommen follte, völlig getilgt fein 
würde. Allein, von allen andern abgejehben, wären nirgends 
Grundlagen gegeben gewefen, die, auch wenn alles Vergangene 
verjchmerzt würde, ihrer Zukunft einen Sicherſtand verheißen 
hätte. Sie alle wären innig überzeugt gewejen, der König wolle 
das, am 5. Januar 1813 verheißene, jährlihe Budjet wahrhaft 
veranftalten; inzwiſchen ſei daſſelbe nie erſchienen. Ebenmäßtg 
ſei nicht zu zweifeln, daß es am 4. Juli 1818 die landesherrliche 
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abficht gewejen, den Belauf der auf Schledwig-Holftein fallenden 
Papierfhuld in Elaren und billigen Beitimmungen zur öffentlichen 
Kunde zu bringen, auch ferner, daß von dem für beide Herzog. 
tbümer neu zu errichtenden „Bankinflitute zur Abtragung der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Bankſchaft“, jene 6 Prozent wirflih nur 
zu Diefem Zwecke der völligen Auseinanderfeßung mit der Reichs: 
bank und fuccefjiven Abtragung der fchleswig-holfteiniichen Zettel- 
oder Obligationsfchuld verwendet würden, alſo, daß die fichere 
Ueberzeugung entftände, in einer beflimmten Frift von Jahren 
Dieje niederbrüdende Laſt aufhören zu ſehen. Allein gerade der 
Mangel jener, die Deffentlichfeit vorbereitenden Wege, müfle es 
Prälaten und Ritterfchaft auch hier erflären, daß weder die Flare 
Angabe des Belaufs jener Schuld, nody Die Feſtſetzung eines 
ſolchen beflimmten Termins bis auf diefen Tag, nad nun vier 
Jahren, and Licht getreten fei. Hätte den Privilegien nody ir: 
gend eine lanbftändifche Kraft eingewohnt, jo hätten Prälaten 
und Ritterſchaft eine foldye neue Steuerbeläftigung und Ginrich- 
tung, von welchen auch ihrer fortwährenden Depution durchaus 
feine vorläufige Mittheilung geſchehen, nicht ſtillſchweigend über 
fi) ergehen laſſen können. Nur erwähnte Deputation hätte am 
6. November 1818, im Auftrage des Corps und der Gutsbe⸗ 
figer, Proteft eingelegt, erftend gegen die Reichsbankhaft über- 
haupt, in Gemäsheit früherer Proteflationen und des aud in 
diefer Hinficht, wiewohl vergeblich, erbetenen öffentlichen Gehoͤrs, 
und zweitens namentlich gegen die, in dem Patent vom 4. Ju⸗ 
lius 1818 feftgejeßte, praͤcluſiviſche Friſt zur Erklärung wegen 
der Intereſſentſchaft der einzelnen Gutsbeſitzer an Die National- 
bank. Die Deputation hätte noch hinzugefügt, daß, fall3 etwa 
einzelne Klöfter oder Gutsbeſitzer fich zu einer Zahlung in Hin⸗ 
ficht der Reichsbankhaft genöthigt fehen follten, dieſe ihren Vers 
hältniffen abgezwungenen Leiſtung lediglich als eine Privathand« 
fung und keineswegs als eine Verlafjung der von ihrer Gejammt- 
heit nie aufzugebenden Grundfäge angejehen werben dürfe. Dieſe 
Proteftation wäre inzwilchen von der flärfften Mißbilligung ge⸗ 


46 


troffen worden, vornehmlich durch folgende Worte bes koͤniglichen 
unmittelbaren Nefcripts vom 5. Dezember 1818: 

„Es ift eine in jeder Hinficht unzuläffige Handlung, wenn 

„Unterthanen durch Proteftationen, welche fie bei den Lane 

„descollegien und Behörden einreichen, erflären, daß die von 

„dem Landesherrn über dad Steuerweſen und andere Ge 

„genftände erlaffenen Geſetze und Anorbnungen für fie feine 

„verbindende Kraft haben, und daß fie in Befolgung der 

„ſelben allein der Macht weichen. Wir können daher bie 

„erwähnte und die früher am 27. Mai d. J. gegen die Beis 

„treibung der Landfteuer an Unſere Ganzlei gefandte Pro⸗ 

„teftation, für dieſes Mal nur aus Fönigliher Gnade unge 

„rügt laſſen. Wir befehlen aber Prälaten und Ritterſchaft 

„biermit alles Ernftes, daß fte, bei Vermeidung Unferer Uns 

„guade der jonft nöthigen unangenehmen Verfügungen, fich 

„künftig eines jeden ſolchen Schritts, ſowie einer jeden Ver⸗ 

„weigerung des den über das Steuerwejen und andere Ges 

„genftände erlaffenen Geſetzen und Anordnungen ſchuldigen 

„Gehorſams gänzlich enthalten follen. Wenn aber wider 

„Erwarten PBrälaten und Ritterfchaft diefem unfern Befehle 

„micht unbedingt die jchuldige Folge leiſten jollten, jo haben fie 

„zu gewärtigen, daß, außer der von jebem einzelnen Theil: 

„mehmer der Webertretung den Umftänden nach etwa vers 

„wirkter Strafe, die ihnen auf ihr allerunterthänigfles An: 

„Juden Durch die allerhöchſte Refolution vom 27. April 

„1775 aus Gnaden bewilligte Vergünftigung, eine fortwähs 

„rende Deputation haben zu dürfen; fofort und ohne Wei⸗ 

„teres von Uns werde zurüdgenommen und die Deputatton 

„ſolcher Geſtalt ganz werde aufgelöfet werben.” 

Hätte nun zwar die Depution gewagt, unterm 20. Jänner 
1819 in Ehrfurcht zu bemerken, daß nicht fie, fondern ihre Com⸗ 
mittenten der Vorwurf treffen würde, falld ein gejebwidriger 
Schritt durch mipfällig gewordene Einzelne gejchehen jei; dabei 
aber in der Kürze wieder nachzuweiſen, daß hier wirklich nichts 
unternommen worden, als was ein in der Zandesverfaflung un- 
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vergänglich gegründetes Recht nicht unerlaubt, ſondernwas die Pflicht, 
ja der in der Gonfirmation zu ihnen ſelber ausgefprochene koͤnigl. Wille 
geböte; jo fei doch überall feine weitere Rejolution auf ihre erneuerie 
inftändige Bitte, auch um rechtliches Gehör, erfolgt, noch hätte das 
zugleich an die höchfte Behörde eingefandte Gutachten eines allgemein 
anerkannten auswärtigen Rechtögelehrten irgend eine Berüdfichtigung 
erwartet. Vielmehr hätten ſich anderweitige Verlegungen gehäuft, 
zu welchen namentlich gerechnet werden müfle, daß am 5. Octbr. 
1810 die aus der Eöniglichen Caſſe vorgefchoflenen Depots, Haus⸗, 
Häuergelder nicht nach Pflugzahl, fondern nad) dem Maaßſtabe 
repartirt worden wären, welcher der Grund» und Benußungöftener 
zum Grunde liege. Auf ihre Gegenvorftellung bätte die Depu⸗ 
tation die Refolutton erhalten, daß auf ihren Antrag nicht ein- 
getreten werben fönne (3. Oct.), wogegen dad Plenum unterm 
11. October 1819 ebenmäßig Proteft eingelegt hätte Zu Ende 
des verfloffenen jahres (1821) hätte die Sache ihr Aeußerſtes 
erreiht. Schon im Sabre 1820 wären Execution anfündigende 
Mahnbriefe der Steuercafje, wegen der Nationalbankzinfen, an 
die Klöfter und Güter eingegangen; allein es wäre dieſer Sorge 
damals noch durdy die fichere Nachricht abgewendet worden, daß 
diefe Maaßregeln allerhoͤchſten Orts nicht genehmigt ſei. Nun 
jeien abermald Mahn: und Drobbriefe ergangen, und, obne daß 
auch nur eine Reſolution auf die legte Vorftellung eingegangen, 
fei Die &xecution gegen dad Ende bes jahres 1821 wirklich ein- 
getreten und e8 werde in dem Augenblid der Stellung diejer 
Denfichrift mit der gewaltjamen Gintreibung noch fortgefahren. 


Der zweite Hauptabfchnitt der Beſchwerde⸗-Schrift beichäftigt 
fih mit der rechtlichen Entwicklung und enthält zugleich die an 
die Bundesverfammlung gerichteten Anträge. 
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$. 26. Ä 

Pflicht der holſteiniſchen Prälaten und Ritterjchaft, fich an die 

deutihe Bunbeöverfammlung zu wenden. — Darlegung ber 
Gompetenz der hohen Bundesverfammlung. 


1. 

In dieſer Hinficht jagen Prälaten und Ritterſchaft zuvoͤrderſt, 
daß in ihrer uralten Landſtandſchafr der Grund liege, warum 
die Vertretung ihrer unlerbrüdten Gerechtfame von ihnen nicht 
abgewiefen werben koͤnne noch Dürfe. 

Moſer von der deutichen Neichsftände Landen, ©. 843, fage, 
daß fie nach anerkannten deutfchen Rechten befugt und verpflichtet 
wären, die landitändifche Verfaffung nicht untergehen zu laſſen, 
und daß fie, in deren Hände die Landesgerechtiame dermalen 
allein gelegt fei, der Zukunft die Gewißheit hinterlaffen müßten, 
daß von ihnen Alles aufgewendet worden fei, was das Recht 
aufhellen und erhalten, vom Lande ihre Gefinnung bethätigen 
fönne, der Landesherrſchaft ihre Gefeßlichfeit. Seit ihnen das 
rechtliche Gehör verjagt worden fei, hätten fich ihre Berfammlungen 
mit den Hülfen beichäftigt, welche die deutſche Bundedordnung 
dem gefränkten Rechte deutjcher Unterthanen darbiete. Daß in 
deutjchen Landen ein Zufluchtsort für unterbrüdte Gerechtigkeit 
zu finden fei, dürfe — ohne Vergehen nicht bezweifelt werben, 
und in diefer hohen Verfammlung, weldye ben fichtbaren Mittel- 
punct ded Bundes der Deutjchen darftelle, müſſe ein Schuß und 
ein Troſt wohnen, oder es wäre wahr, was Die Feinde der 
Deutjchen jagten, ihnen wäre nichts Gemeinjames geblieben, als 
das trübe rathloje Gefühl ihrer Berfplitterung. 

Die Reclamanten beziehen fich auf den 2. Artikel der Bun- 
desacte, nad) welchem auch die, ohne Gerechtigkeit nicht denkbare, 
innere Sicherheit Deutſchlands, Zwed des Bundes fei; auf den 
Ausſpruch der Bundesverfammlung in der 19. Sigung 1817, 
6. 205, daß fie ftet3 ihrer Pflicht eingedent bleiben werde, inner- 
halb der ihnen vorgezeichneten Schranken, fich ‚jelbft beprängter 
Unterthanen anzunehmen, und auch ihnen Die Ueberzengung zu 
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verihaffen, Daß Deutihland nur darum mit dem Blute ber 
Völker von fremden Joche befreiet, und Länder ihren rechts 
mäßigen Regenten zurüdgegeben worden, damit überall ein Tedht: 
licher Zuftand an die Stelle der Willfür treten möge; ferner, 
auf die Würdigung des 11. Artifeld der Bundesacte, durch Die 
bolfteinslauenburgifche Bundestagsgefandfchaft in Der 32. Sigung 
von 1817, $. 206; auf mehrere Stellen der provijoriihen Com⸗ 
petenzordnung vom 12. Sjunius 1817, namentlidy die 6$. 3. 2, 
3, 4. 2, 3, 5. 1, 2, 3, a, b; darauf, daß zu den, den Untertbanen 
geſchehenen Zuſagen, gegen deren Nichterfüllung bei hoher Bun— 
desverſammlung Hülfe zu ſuchen ſei, unſtreitig die nach Art. 13 
der Bundesacte in allen Bundesſtaaten einzuführende landſtän⸗ 
diſche Verfaſſung gehoͤre, und daß, da dieſer Artikel in Holſtein 
unerfüllt geblieben ſei, ſich auch die zur Entwerfung der Ver⸗ 
faſſung im Jahre 1816 berufene Commiſſion ſeit lange nicht 
mehr verſammle, fo daß fie, in der Hoffnung der baldigen Er: 
fülung, ſogar Rüdichritte gethan hätten, die dringende Landes⸗ 
noth auch font unberechtigte Unterthanen gewiß rechtfertigen 
fönne, wenn fie in Hinficht der Vollziehbung des 13. Artifeld an: 
regende geſetzliche Schritte thäten. 

Inzwiſchen — fo fahren Reclamanten bier fort — 
handele es fih Hier nicht zunächſt davon; Holſteins Fall 
fei diejer, daß, ftatt der Entwerfung einer neuen Berfaflung, ihre 
alte landſtaͤndiſche Verfaflung, welche durch Die jüngfte Beftätigung 
der Brivilegien, die jogar nad) dem koöniglichen Eintritte zum 
deutschen Bunde erfolgt fei, wahrhaft zugleich als Die neue ans 
erfanut und in Wirkſamkeit gejekt fei, daß diefe nicht blos vers 
legt, jondern factiſch vernichtet und Das rechtliche Gehör über 
den Inhalt derfelben verweigert ſei. Es bedürfe feines Beweiſes, 
daß, wenn hohe Verſammlung es ſich auch verfage, gegen Diele 
Verlegung der Grundgejeße ded Bundes, bei welchen bie innere 
Sicherheit defjelben höchſt gefährdet jei, aus eigenem Antriebe 
einzujchreiten ($. A und 5), dieſelbe fi) mindeftens für wohlbe- 
fugt erklärt habe, fi) der Verlebten auf ihre Beſchwerdeführnng 
thaͤtig anzunchmen, wie denn auch 1818 das eingeholte Gutachten 

Dritter Theil. A 





50 


eines der erſten deutſchen Rechtslehrer, des Dr. Martin, unbe⸗ 
denklich ausgeſprochen habe, „daß die hohe deutſche Bundesver⸗ 
ſammlung, nach Lage der Umſtände, völlig competent ſei, um den 
Recurs der holſteiniſchen Praͤlaten und Ritterſchaft wegen ihrer 
Anſprüche auf Erhaltung der dortigen Landesverfaſſung anzu⸗ 
nehmen, und ſich, wenigſtens für die Geſtattung des rechtlichen 
Gehoͤrs in dieſer Rechtsſache, gehörig zu verwenden.“ 


2. 


Durch die, eine neue Epoche in der Entwickelung der Bun⸗ 


desgeſetzgebung bezeichnende Wiener Schlußacte vom 15. a 


180, wäre die Competenz der hohen Bundesverſammlung in 
landftändifchen Verfaffungsangelegenheiten noch näher begründet 
worden. Zwar jcheine der 61. Artifel der Schlußacte, weil 
Holfteind Verfaffung nicht unter die Garantie des Bundes ges 
ftellt fei, Prälaten und Nitterfchaft die Hoffnung auf Die Hülfe 
hoher Bundesverfammlung zu entziehen und diefe nur im Kalle 
offenbarer Widerfeplichfeit des Landes, welche der Himmel gnädig 
aller Orten verhüten wolle, competent zu werden. Allein dem 
deutjchen Bundestage ſei Durch Die Wiener Schlußacte die innere 
Verfaflung der Bundeslande gar nidyt gleichgültig gemacht. Der 
61. Artikel der Schlußacte nehme jelbft die Aufrechtbaltung der, 
über den 13. Art. der Bundesacte, im 54. der Schlußacte feſt⸗ 
geſetzten Beftimmungen von den Bejchränfungen aus, die er ſonſt 
für die Wirkſamkeit der Bundesverſammlung enthalte; der 13, 
Art. der Bundesacte fei Durch den 54. der Schlußacte noch durch 
ein Sol verftärft worden, und allenthalben ergebe. fih, daß 
hoher Bundesverſammlung, auch in Abficht der Lande, deren 
Verfaffungen nicht unter die Garantie des Bundes. geftellt find, 
ein Verfaffung ftiftendes Geſchäft anvertraut fei, von welchem 
eine gewilje Thätigkeit, auch auf Erhaltung der geftifteten Ver⸗ 
fallung abzweckend, unzertrennbar zu fein jcheine, 
Es wären hierbei Gradationen erfichtlich: 
1. Die der Garantie des Bundes übertragenen Berfaffungen 
habe derjelbe im Bangen und im Einzelnen gu wahren, 
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und feine Veränderung an demſelben koͤnne ihm ent« 
gehen, ohne feine Genehmigung bleiben. 

2. In Anfehung der nach dem 55. Art. der Schlußacte 

nen eingeführten, der Garantie des Bundes jedoch nicht 
Ipeziell unterworfenen Werfaflungen, babe derſelbe die 
Aufrechtbaltung im Ganzen zu bewirken, ohne ſich der 
Sorge beftändiger Obwache im Einzelnen zu unterziehen, 
während 

3. in Abſicht der Länder, in welchen bereit eine Verfaſſung 

anerfannt beſtehe und aljo nur eine Modiftcation ein- 
treten Tönne, Die Wiener Schlußacte, Art. 56, eine 
eigene Beftimmung enthalte, und Dieter dritte Fall 
trete bei Holftein, bei deſſen Prälaten und Ritterjchaft, 
ein. 

Ihre Verfaffung, welche die Landesverfaſſung felber ſei, ſei 
ihnen vom Könige, jogar nach deſſen Eintritt in den deutjchen 
Bund, beftätigt; fie wären wirklich von ihrer Landesherrſchaft 
anerkannte Zandftände, ſeit man zu dem legten Landtage fie allein 
berufen hätte. So gewiß fie eine, allen Ständen zujagende, Lan⸗ 
desverfaſſung wünjchten, jo ficher ftehe es ihnen zu, alle Gerecht- 
jame ihrer Lage geltend zu machen, Damit nur auf verfajlungs- 
mäßigem Wege am alten erprobten Grunde geändert, am wenigften 
aber ſolcher willkürlich vernichtet werde, um Verfaſſungsloſigkeit 
an die Stelle zu jeßen. 

3. 

Die angezogenen Gejebartifel wären demzufolge nicht zu Den 
in der Auslegung zweifelhaften zu zählen, welche die hohe Bun— 
deöverfammlung erft den Bundeszwede gemäß zu erklären habe 
(Art. 17 der Schlußacte); denn es ſei dargethan, daß ihre Ver: 
fafjung landſtändiſch und in anerfanuter Wirkjamfeit fei, Die 
durch factiſche Unterdrüdung nicht aufgehoben werden Fönne. 

4. 

Prälaten und Ritterſchaft hielten es Daher weder an der 
Zeit, die klare Gonipetenz Durch allgemeine Erörterungen über 
den Bundeszweck (Klüber’3 öffentliches Recht des deutjchen 
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Bundes, $. 158), oder durch Folgerungen and andern Artikeln 
der Bundesgejeßgebung (3. B. dem 31. der Schlußacte, vergl. 
mit Dreſch, die Schlußacte ber Wiener Minifterial-Sonferenzen, 
6. 30, a. Rudhard des dentſchen Bundes, ©. 73) nad der 
ratio legis weitläufiger zu begründen, noch weniger glaubten fie 
fi) in dem Falle, die landſtändiſche Sphäre ihrer Seörperjchaft 
überhaupt verlaffen zu müſſen. Sie würden fonft auch als 
Einzelne ihre Befugniß, aufzutreten, zu vechtfertigen willen, als 
privatrechtlich verlegte Grund» und Gutsbeſitzer, deren Realrechte 
in jeder Hinficht gekraͤnkt worden, und die mit ihrer Beſchwerde⸗ 
führung vom erbetenen rechtlihen Gehör abgewiefen worden 
wären. Wohl fei die Steuerbewilligung allein das Recht des 
Landtages, aber widerrechtliche Steueranmuthungen dürfe auch 
ber Einzelne ablehnen, infofern er auf den Landtag angemwiejen 
fei, und fein Necht gegen erlittenen Zwang auf den geeigneten 
Wegen verfolgen. Der Art. 29 der Schlußacte nehme gegen 
Juſtizverweigerung in Schuß. Zwar fönne es ſcheinen, als wären 
Holſteins Prälaten und Ritterſchaft gerade nur als Einzelne auf- 
zutreten berechtigt, weil Der Sprachgebrauch nur eine ſchleswig⸗ 
bolfteinifche Nitterfchaft kenne, die in dieſer gemifchten Eigenfchaft 
bei hoher Bundesverfammlung weder auftreten noch empfangen 
werben fönne. Allein, wie eng verbunden auch Prälaten und 
Nitter von Holftein und Schleswig wären, fie hätten darum 
nicht aufgehört, für fich in alter Art zu beftehen. In der eriten 
Beit, wo beide Lande zufammen gefommen wären, ſelbſt noch im 
Anfange der oldenburgiſchen Periode, wären ihre Landtage noch 
geſchieden gewefen. Seit die Landſtandſchaft aber ſich zu gemein- 
ſamen Verſammlungen, bald in diefem, bald in jenem Herzog- 
thume, zu halten verftändigt hätten, hätten Doch mehrere einfeitige 
Obliegenheiten, durch weldye Schleöwig an das Dänische Holftein an 
das Deutjche Reich geknüpft geweſen, bewirkt, daß ihre rechtliche 
Gemeinſchaft fih nicht auf alle Verhaͤltniſſe erftreden Eönnen. 
Dergeftalt wären unbedenklich wegen einjeitiger Angelegenheiten 
auch einfeitige Landtage berufen worden, 3. B. 1572, wegen der 
bentichen Reichs- und SKreisanlagen, 1599 wegen Anliegen bes 
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niederſächſiſchen Kreiſes. Die Privilegien beider Lande wären 
fogar feit lange in getrennten Urkunden beſtätigt worden, und 
im ganzen 18. Jahrhundert hätte man das eine Confirmationd- 
Diplom an Brälaten und Ritterfchaft des Herzogthums Holftein, 
dag andere an die des Herzogthums Schledwig gerichtet gejehen, 
ebenjo in der neueften Beltätigung; der landesherrlichen Erlaſſe 
zu geſchweigen, weldye zu Zeiten, nach Befchaffenheit der Sache, 
nur an bie eine ober andere Ritterjchaft ergangen wären. Auch 
enthalte die Fönigliche Beftätigung des nexus soclalis keineswegs 
die Aufhebung der beiden NRitterjchaften, als für fich beftehender 
Bemeinheiten, fondern gerade lediglich die landesherrliche Aner: 
fenuung der Gerechtjame, Eraft weldyer beide ald Ein Körper 
Handeln und in gemeinjamen Verhandlungen einen Schluß nad 
Stimmenmehrheit ausmitteln dürften. | 


$. 27. 


Nechtfertigung der Beſchwerde und erhobenen Beichwerbeführung, 
aus dem Standpunkte des Rechts. 


1. 


Es walte — jo fahren die Reclamanten, um ihre Beſchwerde 
auch aus dem Standpunkte des Rechts noch mehr zu begründen, 
fort — zwilchen den Holſteinern und ihrem Regentenhauſe ein 
Bertragöverhältnig — der, mit den Regierungsrechten unauflös- 
lich verbundene, im Jahre 1460 zu Riepen errichteten, ſeitdem 
unzähligemal beftätigte Grundvertrag — ob. Es fei von ihnen 
auf dad Daraus entflandene Landesrecht nie verzichtet, vielmehr 
auf dem letzten Landtage daſſelbe neu beftätigt und ihnen vor- 
nehmlich das Recht förmlich verfichert worden, feine Steuer, außer 
der ordentlihen Gontribution, ohne vorherige Verwilligung des 
Landtages, zu entrichten ($. 8). Keine zu Recht beftändige Auf 
hebung dieſer Gerechtjame fei eingetreten, und hätte nicht ein- 
treten können, weil feit 1712 fein Landtag gewejen. Cine recht: 
mäßige Aufhebung wäre bei der 1802 vollführten Durchbrechung 
der beftehenden Ordnung ($. 15 und 16) überall nicht beab- 
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fichtigt worden, indem plößlich, ohne Weiteres, ein allgemeines 
Befteuerungsrecht für Prälaten und Ritterfchaft, der Mille, un- 
umfchränft zu befteuern, ausgeſprochen. Bis dahin, von 1712 
bi3 1802, hätte das Recht in erflärter Anerfennimg von beiden 
Seiten und Ausübung beftanden, feit 18023 habe es aber nicht 
an förmlichen Gegenvorftelungen, Bejchwerbeführungen und 
PVroteftationen gefehlt. 


2 


Eine Veränderung der Umftände durch welche der Grund- 
vertrag entkräftet worden wäre, an fich ein bevenflicher Aufhe⸗ 
bungsgrund von Rechten, jei gleichfalls auch feit dem letzten Land⸗ 
tage im Sabre 1712 nicht eingetreten. Die bedeutente WVerän- 
derung im Jahre 1773 ($. 12) fei von der Beftätigung des 
Landesgerechtjame begleitet gewefen und der jept alleinige Lan- 
desherr der Holfteiner fei in feine andere Gerechtſame getreten 
als die zuvor vor ihm mit dem Mitregierenden getheilt worden 
wären. Die Auflöjfung des deutſchen Reichs im Jahre 1806 
hätte auch Feine Veränderung der Art bervorgebradht und daß 
Holfteins Incorporirung dieſe Folge nicht Haben müflen, wäre 
längft durch die Verhältniffe Schleswigs, was nie zum deutjchen 
Reiche gehört hätte, in fchlagendem Beifpiele gezeigt worden. 
Für Prälaten und Ritterfchaft hätte Das Holftein von feinen 
BVerhältniffen zum deutſchen Reiche losſprechende Patent vom 
9. September 1806 nur in der Mitte einer Reihe von mannich⸗ 
fachen Durchbrechungen geftanden und es wäre für fie gleich- 
gültig gewejen, ob unter dem Vorwande eined nirgends nachges 
wiejenen unumjchränkten Beitenerungsrechtes wie vom 17. Dec. 
1802 ($. 19) oder wegen der nun plöglic mit dem Reiche ans 
geblich hinſinkenden Landesverfaſſung, die alfo 1802 doch noch 
exiftirt Haben müßte, gültige Nechte vernichtet worden wären. 
Ihre Körperfchaft hätte inzwifchen nach wie vor beftanden, ihre 
Sonvente wären zufammengetreten , die fortwährende Deputation 
hätte fich verfammelt, das Landgericht wäre beftehend geblieben 
und jo wäre der fichtbare Zuſammenhang mit früheren Sahr: 
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hunderten, wenigſtens der Form nach, noch nicht ganz unterbrochen 
gewejen, ald die Eönigliche Beftätigung der Privilegien vom 17. 
Auguſt 1811 denſelben durch völlige Wiederanfennung bergeftellt 
und in dieſer Hinficht alle Wünfche befriedigt hätte, 

Shen jo wenig finde gegen ihre Gerechtfame der Einwand 
der Verjährung flatt, indem dieſelbe theild fi auf Verfafſungs⸗ 
rechte nicht erftreden laſſe, theild wegen der verschiedenen Be⸗ 
Ichwerbeführungen nicht eintreten Fönnen, und endlich auf jeden 
Fall durch Die neuefte Privilegien »Beftätigung von 1816 wieder 
würde aufgehoben worden jein. 


3. Ä 

Es gelte ſonach bier einen Grundvertrag, weldyer, jo Tange 
die alten NeichSgerichte beftanden, Durch einfeitiged Ableugnen 
feiner Exiftenz (1802) an feinem Anſpruche auf practiſche Gültig- 
feit nichts verlieren Eönne , der aber auch in dieſer Hinficht auf 
die Geſetzgebung des nen errichteten deutſchen Bundes im vorigen 
Slanze ftrahle, da die vor zwanzig Jahren ausgeſprochene Ber: 
fennung, durch eine fpätere landesherrliche Anerkennung, in ber 
Art, wie jolche die firengfte Auslegung des 56. Artikels der 
Wiener Schlußacte nur heiſchen könne, weggetilgt worden fei. 
Erwägen Prälaten und Ritterſchaft die Worte der landeöherr- 
lichen Beflätigung vom 17. Auguft 1816, jo Zönnten fie nicht 
umbin, anzunehmen, daß es des Königs Wille gewefen, durch Die 
Betätigung den Vorſatz der Wiederherftellung nicht blos im 
Allgemeinen zu erklären, ſondern gleich in der Art an den Tag 
zu legen, daß namentlich die Verletzungen der Steuergerechtjame 
wieder gut gemacht werden follten. So viel fei freilih ſchon an 
fich Klar, der Landesherr, welcher dieſe Privilegien überhaupt nur 
beftätige, müfje die Zurüdnahme bes Wortes, welches im Jahre 
1802 audgefprochen worden: „Uneingefehränftes Beſteuerungs⸗ 
recht” — in feinem gerechten Sinne befchloffen haben; Deun ohne 
diefe Zurücknahme bliebe der Brief, auf welchem Statthalter und 
Dbergeriht und ſämmtliche Landesbeamten verpflichtet find, 
„darüber feftiglich zu halten und dagegen nichts zu verbängen, 
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no, Daß es von andern gefchehe, zu geftatten” ein leeres Wort; 
es müfle der König anerfannt haben, daß Die Landſteuer, Die 
Reichsbankhaft, nicht rechtsbeftändig angemuthet worden , daß fie 
das nur durch die Berufung eined Landtages, wenigftens ber 
Prälaten und Ritterſchaft und deſſen freie Zuflimmung , hätte 
werben fönnen, und Durch Feine der Acte einverleibte bejchränfende 
Clauſel würden dieſe Erwartungen bejchränft, während bie 
Clauſel: „Wir beftätigen — wie felbige von Unferes höchftfeligen 

»Herrn Vaters Majeftät unterm 31. März 1766 und 13. Novbr. 
1773 allerhöchft beftätiat worden”, keinen Zweifel übrig laſſe, 
daß bier der Stand von 1766 und 1773, da Prälaten und 
Ritterjchaft Feine abgedrungene Steuer gekannt hätten, als ber 
wahrhaft verfaffungsmäßige bezeichnet werde, deſſen Zurüdführung 
die Landesherrſchaft beabfichtigte. 

So unzweideutige und für den Augenblid ſogar unerwartete 
Schritte, Durch weldye zwar feine neuen Rechte gegeben, aber Doch 
die ſchon zuftehenden beftätiget worden wären, hätten Die freudige 
Ueberzeugung erweden müllen, daß nun auch Die wirkliche Wie⸗ 
derherftellung erfolgen werde; aber auch allgemeine Ueberraſchung, 
ala ſolche, ohne irgend eine Aufklärung über die Urſache, wicht 
erfolgt wäre. 

4. 

Hier jagen Prälaten und Ritterjchaft: es wolle gewohnter 
Ehrfurcht nicht geziemen, in diejenigen Verhältniffe forſchend ein- 
zudringen, welche ſich letzter Zeit zwiſchen die in der Beitätigung 
der Privilegien enthaltenen Zufagen und deren Erfüllung geitellt 
haben möchten; fie beklagen, daß ihnen fein Auffchluß darüber 
und dadurch die Gelegenheit zur wechjelfeitigen Annäherung ge- 
geben worden fei; fie erklären fic) über ihr Thun in ihrem Ger 
wifjen berubigt; fie behaupten nochmals, daß ihnen das erbetene 
rechtliche Gehör nicht hätte abgefchlagen werden koͤnnen; fie wie- 
derholen, wie willfürlich und widerrechtlih man gegen fie ver- 
fahren und fuchen hierauf ihre Anſprüche auch aus dem Stand- 
punfte der Billigfeit und natürlichen Verpflichtung zu recht: 
fertigen. 
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$. 28. 


Fernere Rechtfertigung aus dem Standpunfte der Billigkeit und 
natuͤrlichen Verpflichtung. 


Ihre Sache, ſo ſagen ſie ferner, ſei nicht blos die gerechte, 
ſondern auch die gute und billige. 


Sie hätten Die Landeslaſt redlich mitgetragen, und öffentlich 
hätten fic es bereit3 ausgeſprochen, wie wenig e8 ihre Abftcht 
jei, fich ihrer Gerechtfame und deren Beltätigung zum Nachtheil 
ihrer Landsleute zu bedienen. Nicht lange nach Beftätigung ber 
Privilegien, am 26. April 1817, habe die fortwährende Depu: 
tation, in Folge eines einftimmigen Beſchluſſes beider Verſamm⸗ 
tungen, folgende, auch durch den Drud befannt gewordene, Er 
Härung zum Protofolle gegeben: 


„Praͤlaten, Ritterſchaft und übrige Gutsbeſitzer, um keinen 
„Zweifel über die untadelhaften Abſichten übrig zu laſſen, von 
„welchen fie in ihren bisherigen Schritten geleitet worden, be: 
„Ihließen unter einander und erklären: daß ihre Weigerung, Die 
„Küdftände der Landſteuer und der Reichsbankzinſen zu entrichten, 
„abgejehen von der Unmöglichkeit dieſer Leiftung aus dem Er- 
„trage der Güter, darauf fi) gründe, daß diefe Abgaben nicht 
„auf eine verfajjungsmäßige Art und in hergebrachter Korn ans 
„geordnet worden; denn an Bereitwilligfeit, verfaffungsmäßig zu 
„den Beduͤrfniſſen des Staates beizutragen, habe ed den Guts⸗ 
„befigern bei feiner Gelegenheit, wo neue Steuern in Anregung 
„gekommen, gefehlt, wie fie ſolches oft nicht nur erklärt, ſondern 
„auch thätig bewiejen; 

„daß jene Weigerung, nach erfolgter allerhöchfter Beitätigung 
„der Privilegien vom 17. Auguſt v. J., auch Deshalb ihnen 
„möthig geichienen, um ihrem Far in den Privilegien enthaltenen 
„und ſonach mit beftätigten und nun auch förmlich anerkannten 
„Rechte, von Steuern, welche fie nicht bewilligt, befreit zu fein, 
„micht zu vergeben; fo jehr fie es beflagten, wenn dadurch ihren 
„Mitbürgern, die in ihrer Lage weniger begünftigt, verfaſſungs⸗ 
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„mäßige Rechte in Anfpruch zu nehmen, irgend ein Zuwachs von 
„Laſten werden könnte; 

„daß fie, gleich ihren Mitbuͤrgern, von der Hoffnung und 
„dem Vertrauen belebt, daß die Verfaſſung dieſer Lande, deren 
„Wiederaufrichtung fie von der Huld und Gerechtigkeit ihres ge⸗ 
„liebten Landesherrn erwarten dürften, auf liberalen Grundjägen 
„und einer allgemeinen Landesvertretung, gegründet fein werde, 
„10, DaB vor Allem den Vertretern das Recht der Steuerbewilligung 
„gelichert bleibt, Feineswega Die Abficht haben, in der Fünftigen 

„directen Grundftener, nach welchem Maaßſtabe diefe aud) ver: 
faſſungsmäßig angeordnet werden und durch Bewilligung der 
„Stände zu der hergebrachten ordinären Contribution. hinzukommen 
„möchte, irgend eine Bevorzugung vor dem übrigen Lande zu 
„begebren.“ 

Uebrigens fei e8 nicht die Schuld von Prälaten und Ritter: 
ſchaft ($. 8), daß die Städte im Gebraud ihrer Landſtandſchaft 
Beeinträchtigung erlitten Hätten, und fie wären einverflanden, 
daß nicht blos jämmtliche Städte, ſondern aud) Die Vertretungen 
von Yemtern und Landichaften zum verfalfungsmäßigen Gehöre 
gelangen müßten, wenn die Rande ſich der Segnungen einer 
wohleingerichteten Verfaffung erfreuen follten. Die Nitterfchaft 
wolle nur die Steuern ablehnen, Die ohne Bewilligung des Land— 
tags den Klöftern und Gütern aufgebürbet worden. Das Ueber: 
maas der Steuern fei allerdings Prälaten und Ritterfchaft ein 
mädytiger Antrieb geworden, ihre Gerechtſame ftrenger zu ver: 
folgen. &8 fei für alle unerjchwinglich, und werde es — bier 
find einige nähere Umftände berührt — täglich) noch mehr werben, 
alle8 zu Ieiften, was verlangt werde; aber auch Prälaten und 
Ritterfchaft würden das Möglichfte thun, jobald- fie nur ihre 
Leiftungen an die Landesgerechtſame und an eine Meberficht der 
Verwendung Inüpfen Fönnten. Die Selbfterhaltung verbinde ſich 
bei ihnen ‚mit den theuerften vwaterländifchen Antrieben. 
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6. 20. 
Nochmalige Erörterung der beiden Hanptanliegen. ber Prälaten 
und Nitterfchaft und des gefammten Landes, auch bem 
gemäße Anträge. " 


1. 


Das Vertrauen des gefammten Landes fei auf zwei Ret- 
tungsmittel gerichtet, deren Gewährung Prälaten und Ritterjchaft 
der gerechten Berüdfichtigung des Königs, unter ber Vermittlung 
hoher Bundesverfammlung, zu verdanken Hofften: nämlich auf 
die Fortdauer der grundgefeßlihen Berbindung des Holfteinifchen 
Bundeslandes mit dem Herzogthum Schleöwig, und zweitens auf 
das Recht der Steuerbewilligung für den Landtag Schleswig⸗ 
Holfteins, 

Zivar nur als der dem beutfchen Bunde verwandte Theil 
des Corps der ſchleswig⸗holſteiniſchen Prälaten und Nitterfchaft 
wären fie befugt, hier aufzutreten. Als holſteiniſche Prälaten 
und Nitterfchaft vertheidigten fie bier die ben Holſteinern jeit 
einem Jahrhundert in befondern Diplomen beftätigten, übrigens 
beiden Nacjbarlanden gemeinjamen Privilegien; doch verjchuldeten 
fie gewiß feine Verlegung der deutſchen Bundesordnungen, wenn 
fie dieſes ihnen fo theuere Verhaͤltniß der vorzüglichen Beachtung 
und Würdigung der hohen Bundesverfammlung empfohlen. Für 
die ſchleswiger Untertanen würde diefer Schritt unzuläſſig und 
ftrafbar fein; allein der Holfteiner und namentlich Holfleind Prä- 
laten und Nitterfchaft bürften bier behaupten, Daß ihre ſtaͤndiſche 
Berbindung mit dem Herzogthun Schleswig ihr theuerfied Necht, 
gleich den übrigen Rechten ihrer Landftandichaft, anf ben Schub 
der deutjchen Bundesverfammlung angewiejen fei. Dieſe Wahr 
beit ftehe um fo unbeftreitbarer da, weil fie in dem Falle wären, 
nidyt allein auf den Grundvertrag und deſſen in jeder Gonfir- 
mation enthaltenen Anerkennung binzeigen zu dürfen, jondern 
außerdem noch hinzuzufügen hätten, daß von des Königs Ma⸗ 
jeftät unterın 9. September 1815 die ungeflörte Fortdauer bes 
zwilchen Prälaten und Ritterichaft von Schleswig und Holftein 
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beftehenden nexus socialis bereit3 beftätigt worden fei. Da dieſer 
wichtige Erlaß nach Dem 14. Zulius 1815, ald an welchem Tage 
der König feinen Beitritt zum deutfchen Bunde durch Ratification 
der Acte erklärt hätte, erfolgt feie, fo erhelle umjomehr, daß 
Prälaten und Ritterſchaft Holfteing durchaus nicht in den Genuß 
ihrer ®erechtfame gelegt werden könnten, ohne zugleich Diejeg, 
ihrer in anerfannter Wirkſamkeit beftehenden Berfaffung inwoh⸗ 
nenden Recht, welches nad Art. 56 der Schlußacte nur ver- 
faflungsmäßig abgeändert werben dürfte, ungeſchmälert zu vers 
langen. &8 liege in dem Beariffe des Bundes, der aud) Die 
äußere Sicherheit zu ſchützen verjpreche, Daß diefer feine Glieder 
auch gegen das Ausland vertrete, deren Rechte im Auslaude 
wahre, die Hoheitörechte des Herzogs won Schleswig aber wür⸗ 
den hierdurch umjoweniger gefährdet, da hier dDermalen durchaus 
nur von Vermittlung, feineswegd von Urtheilsvollziehung im 
Auslande, die Rede ſei. In allem Uebrigen möchte ihnen in- 
zwiſchen erlaubt werden, fich für jeßt auf eine, ihrer Denkſchrift 
anter Nr. 9 beigedrudte, am 8. October 1816 allerböchften Orts 
eingereichte Vorftellung zu beziehen, unter Vorbehalt ausführlicher 
Rechtöbegrändung, fall über diefe, auch Durch die allgemeine 
Stimme ded Landes geheiligte Gerechtſame irgend ein rechtlicher 
Bweifel, jo wenig fie davon Ahndung hätten, noch fund werben 
jollte. 
2, 

Auf das ausführlichfte aber. jei — fo jagen die Reclaman⸗ 
ten — im hiſtoriſchen Theile dargethan, daß die Steuerbe: 
willigungen in Holftein von jeher bei den Landfländen gemejen, 
daß fie im Grundvertrage der Echledwiger und Holfleiner nıit 
dem König Ghriftian I. ausdrücklich bedungen worden ($. 1), 
daß man, diefem Grundvertrage gemäß, Kahrhunderte lang, unter 
nie beftrittener Anerkennung von Seiten Der Landeöherrichaften, 
mit freier Bewilligung verfahren ($. 2, 3, 12), Daß die Land⸗ 
ftände diefe theuere Gerechtjame auch in der landtagslojen drang 
vollen Zeit bewahrt hätten ($. 4 — 7), daß ſonach von Brä- 
Iaten und Ritterſchaft diefe Gerechtſame auch auf den jüngften 
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Landtag mitgebradht worden wären, daß fie auf Diefen zwar deu 
ungfinftigen Beitumftänden nachgegeben und fich für die Zukunft 
zu einer gewiflen ftehenden Grundfteuer, ordentlichen Coutribution, 
verpflichtet, allein im Uebrigen die Anerkennung ihres Steuerbe- 
willigungsredht3 und Die bindende Zuſicherung erhalten hätten, 
daß ihnen feine Leiftungen außerdem, ohne Verwilligung des 
Schleswig=holfteinifchen Landtages, zugemuthet werben follten 
($. 8); und daß diefe Verfaflungslage bis 1802 ungefränft und 
anerkannt beftanden hätte ($. 9—14). Diefer rechtliche Erfund 
auf die Örund- und Benuzungsſteuer, jetzt Landſteuer, ingleichen 
auf die jegt in eine Nationalbank umgejchaffene Relchsbankſteuer 
bezogen und angewandt, führe zu dem Refultat, daß Prälaten 
und Ritterſchaft und Die Übrigen Beſitzer adeliger Güter, ſolche 
zu entrichten, rechtlich fchuldig feier, auch umſomehr Anſpruch 
auf den Schutz des Bundes in diefer ihrer Verfaflung hätten, 
als folche durch eine Fönigliche Urkunde zu einer Zeit fei aners 
fannt worden, wo Holftein ſchon im deutjchen Bunbe geftanden 
hätte ($. 21, 22). 

Einwendung wäre in biefer Darftellung nicht von chnen 
widerlegend berückſichtigt worden, weil man deren keine glaub⸗ 
hafte entgegengeſtellt habe, und wenn z. B. behauptet werden 
wollte, daß lediglich, vermöge des landesherrlichen Vorbehalts 
im jüngſten Landtagsreceſſe, in Kriegsfällen Steuern aufzulegen, 
diejes feit 1802 gefchehen, fo ſei weber die Landſteuer 'noch Die 
Banffteuer jenem Vorbehalt zu unterordnen möglich. 


3. 

Obwohl nun dem fo jei, und die hoͤchſt bedrängte Lage fo 
Vieler unter ihnen eine völlige Ablehnung diefer Steuern bis 
zum eröffneten Landtage wohl rechtfertigen würden, da fie einmal 
als Körperfchaft zu verfahren genöthigt wären; jo hielten Prä- 
Inten und NRitterichaft, in Uebereinftimmung mit den fibrigen 
Gutsbeſitzern, es Doch mit ihrem Pflichtgefühle fir das ganze 
Zand verträglicher, wenn fie, ohne ihrem Recht zu vergeben, den 
Inbegriff ihrer Anträge an die hohe Bundesverfammlung dahin 
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und fo ausfprächen, wie im Anfange dieſes Vortrags bereits 
hera usgehoben wurde. 
§. 30. 
Schlußwort. 
In einem Schlußwort über der Holſteiner Volkseigenthum⸗ 
lichkeit, ſprechen Prälaten und Ritterſchaft ihre Zuverſicht auf 
die Hülfe der Bundesverſammlung aus. 


Die Commiſſion gab nun ein Gutachten über dieſe Be: 
ichwerden, worin bejonders zu bemerken war, daß fie über den 
Legitimationspunkt der Beſchwerdeführer mit einer gegen Tpätere 
Zeiten ſehr nachſichtsvolle Weite urtheilte. Es wäre zu wünjchen 
gewejen, daß die Bunbesverfammlung bei jpäteren Beſchwerden 
der Stände mit derfelben Unbefangenheit fiber diefen Punkt 
geurtheilt hätte. — Die Commiſſion ſprach fich folgender- 
maßen aus: 

„Die fo bezeichnete Denkſchrift der Prälaten und Ritter: 
Ichaft des Herzogthums Holfteind ift mit ihren Beilagen von 
einem von Kiel aus unterm 1. November 1822 datirten, an hohe 
Bundesverſammlung gerichteten Schreiben begleitet worden, unter 
welchem die Namen von fünf ſich jo nennenden Mitgliedern des 
Comités der holſtein iſchen Prälaten und Ritterſchaft (von Ahle— 
feld, von Reventlow, von Rantzau, Moltke, von Holſtein) ge⸗ 
zeichnet ſind, von welchen die dieſſeitige Eingabe im Namen ihres 
Corps geſchähe, während bei hoher Bundesverſammlung die 
wirkliche Ueberreihung von Teßterwähntem Schreiben, der Denk: 
fchrift und deren Beilagen, im Namen bejagten Comités, von 
dem Oberſchul⸗ und Stubienratbe, Dr. Schloſſer hier, bewirkt 
worden if. Fragt fih nun, wie Die in dieſer Angelegenheit, 
wenigftens beziehungsweile und zum Theil, in fremden Namen 
aufgetretenen Perſonen ihren Auftrag dazu nachgewiejen haben, 
jo bat ſolches urkundlich, durch einen mitübergebenen beglaubigten 
Auszug aus einem Protokoll einer Plenarverfammlung der Herren 
Prälaten und Ritterſchaft vom 10. October 1822, gejchehen 
jolfen, worin zugleich die Legitimation fowohl des Comites jelbfl, 
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als des Dr. Schlofjer enthalten ſei. Mangelhaft ericheint aller 
dings zunaͤchſt wenigftensd nad) allgemeinen Regeln, die Beglau⸗ 
bigung felbft des Protocoll-Auszugs, indem fie nur mit dem 
Privat: oder Kamilien-Siegel des präfidirenden Herrn Prälaten, 
Verbitters des adeligen Kloſters Itzehoe, Kammerherrn und Laub: 
raths von Ablefeld, und feinem öffentlichen, von dem Landes: 
Syndicus mit gar feinem verfehen worden ift, 
Gon Trůtzſchler) Anweifung zur vorfichtigen und foͤrm⸗ 
lichen Abfaſſung rechtlicher Aufſätze, infonderheit über 
Handlungen der willkürlichen Gerichtsbarkeit, 5. Aufl. 
Leipzig 1819. 1. Hauptabtheilung, 3. Hauptſtück, 
$. 118 (wenigftens anologiſch) 
und fie lautet übrigens unter dem unten näher erwähnten Pro- 
tocoll-Auszuge wörtlich jo: 
„daß vorſtehende Erklärung und Bevollmaͤchtigung mit 
der im ritterfchaftlihen Protocol vom 10. October dieſes 
Jahres enthaltenen wörtlich übereinftimme, bezeuge id) 
biermittelft durch meine Namensunterſchrift n nnd beige 
drucktes Bettichaft. 
Kiel den 10. Oktober 1822. 
. v. Ablefelb. 
" LS. 
Jahn, 
als fungirender Landes⸗Syndikus. 
Indeß mag man annehmen, daß jener ſcheinbare Fehler eg 
nach der dortigen Verfaffung nicht jei, und geht zu dem Inhalt 
des Protofoll8 über, was, zum Behufe der Beurtheilung des im 
Frage ftehenden. Rechtfertigungspunfts, hier wörtlich eingeräct 
wird, und fo lautet: ' 

IT. Das am heutigen Tage den 10. October 1822. vers 
ſammelte Plenum der johleswig -holfteinifchen Prälaten 
nnd Ritterfchaft genehmigte ferner, daß, zum Zwecke 
ber Ausführung der bei der hohen Bundesverfammlung 
zu thuenden Schritte, folgende Erklaͤrung und Bevoll- 
mächtigung dieſem Protokolle eiriverleißt werbe: 
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„Das am 28. März 1822, nad) ‚gehöriger Einladung, 
verfanimelte Plenum des Corps warb ausbrüdlich zu 
dem Bwede berufen, daß in demfelben über die fofortige 
Ergreifung des Recurſes an Die hohe deutfche. Bundes- 
verfammlung, welcher Recurs bereit3 früher berathen 
und bejchlofjen war, ein Beichluß gefaßt werde.“ 

Sn diefem Pleno gaben ihre Stimmen theils perfönlich, 
theils durch gehörig Bevollmächtigte, folgende Mitglieder 

(folgen 21 Namen), 
Als Mandatarien legitimirten ſich 
(folgen A Ramen von Bevollmächtigten und 
mehrere zum Theil &ollectiv-NRamen von Bes 
vollmaͤchtigenden.) 

Eine große Stimmenmehrheit entſchied dahin, daß der vom 
Corps der ſchleswig⸗holſteiniſchen Praͤlaten und Nitterſchaft als 
nothgedrungen anerkannte Recurs der holſteiniſchen Praͤlaten und 
Ritterſchaft an die hohe deutſche Bundesverſammlung nunmehr 
von Praͤlaten und Ritterſchaft Des Herzogthums Holſtein zum 
Zwecke der practiſchen Handhabung der in anerkannter Wirkſam⸗ 
keit beſtehenden Verfaſſungsgerechtſame des Corps ſofort zu er⸗ 
greifen ſei. Nachdem dieſer Beſchluß gefaßt war, hielten es der 
Praͤlat und die Ritterſchaft des Herzogthums Schleswig ihrer 
Stellung, als nicht zum deutſchen Bunde gehörig, angemeſſen, 
fi) von den weitern Berathungen in dieſer Hinficht zurückzuziehen. 
Brälaten und Nitterfhaft des Herzogthums Holftein erwählen 
hierauf in demfelben Pleno des 28. Maͤrz d. J. aus ihrer Mitte ein 
Komité aus vier Mitgliedern der Nitterichaft und einem bol: 
ſteiniſchen Prälaten, als Präjes, beſtehend, welches Gomite mit 
der Ausarbeitung der Recursfchriften und der Annahme und Bes 
vollmächtigung von Geichäftsführern zu Diefem Behufe beauf- 
tragt ward. 

Nachdem, nun in der heutigen Sigung des 10. Octobers 1822 
von dem nach herkömmlicher Einladung verfammelten Corps der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Prälaten und Ritterfchaft Die der deutſchen 
hohen Bundesverfammlung zu übergebende Drudjchrift betitelt ıc. 
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burdy dad Comité vorgelegt, von dem Corps genehmigt und ge 
prüft worden, fo ertheilen die holfteinifchen Praͤlaten und Ritter: 
Ihaft nunmehr dem obgedachten Gomite, beftehend aus 
Seiner Excellenz, dem Herrn geheimen Gonferenzratbe von 
Ahlefeld, Verbitter des adeligen Kloſters zu Preng, 
dem Herrn Kammerheren, Grafen von Reventlow auf Wit- 
tenberg, | 

bem Herrn Kammerherrn, Grafen von Rankau auf Roftorff, 

dem Herrn Grafen von Moltfe auf Rütihau und 

dem Herrn Grafen von Holftein auf. Watro-Neverftorff, 
die Vollmacht, diefe Denkichrift, nachdem ſolche zu dieſem Behufe 
zum Drude befördert worben, jofort im Namen der holfteinifchen 
Prälaten und Ritterfhaft der hohen deutfchen Bundesverſamm⸗ 
lung mit einem ehbrerbietigen DBeilchreiben zu übergeben, auch 
forthin die Prälaten und Ritterſchaft des Herzogthums Holftein 
in dem ihr anvertrauten Gejchäfte bei der hohen Bundesverfamms 
lung zu vertreten. 

Die holfteiniiche Prälaten und Ritterſchaft bevollmächtigen 
ferner biermittelft den Oberſchul- und Studienrathe, Herrn 
Dr. Schloſſer in Frankfurt, bei der hohen deutſchen Bnundesver⸗ 
fammlung die Reclamation der holfteinischen Prälaten und Ritter: 
Ichaft, zum Zwecke der, durch hohe Vermittelung und geeignete 
Einſchreitung dieſer eriauchten Verfammlung zu erwirkenden, 
practiicheg Handhabung und Aufredhthaltung der von Sr. Ma⸗ 
jeftät dem Könige von Dänemark, ald Herzoge von Holftein, 
unterm 17. Auguft 1816 urfundlid anerkannten Verfafjung und 
verfaffungsmäßigen Gerechtſame und Abftellung alled defien, was 
damit in Widerſpruch bisher vorgenommen worben, zu über: 
reichen, und im Berlaufe der ferneren Entwidlung dieſer Recla- 
mationd=- Angelegenheit bis zu deren Erledigung, Namens Praͤ⸗ 
Iaten und Ritterfchaft, dad Grforderliche bei der deutſchen Bun- 
desverjammlung zu erfläten und einzureichen, und Diefe Sache 
nach befter Einficht und nad) Maaßgabe der von dem zu dieſem 
Ende niedergejeßten Comitẽ demjelben etwa zu ertheilenden In⸗ 
fiructionen zu vertreten. 


Dritter Theil. 5 
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Das Korps beihloß, daß die vorftebende Erklärung in 
extenso aus dem Protokolle ausgehoben werden und nachdem 
folche durch den präfidirenden Brälaten, S. T. Herrn von Ahle: 
feld, mittelft Namensunterſchrift und Siegel beglaubigt, ingleichen 
durch das Landiyndicat paraphirt worden, dem zum Zwecke des 
Recurſes an die hohe deutſche Bundesverfammlung ermählten 
Comité zum ferneren angewiejenen Gebrauche eingehändigt wer: 
den folle, 


(Folgt die oben erwähnte Beglaubigung.) 


Kür eine firengridterlihe Beurtbeilung Der in 
Stage Tommenden Redtfertigungspunfte, dürften 
fih Sowohl bei dem Befchluffe Desflagenden Corps, 
dbiefen Schritt zuthun, al8beider Bevollmädtigung 
des Comités — die des Dr.Schloſſers ſteht und fällt 
mit Diefen beiden — einige Mängel ergeben. Dem, 
was den erftern anbelangt, jo beißt es in bem erwähnten Pros 
tocole vom 28. März vorigen Jahres, daß ſchon früher der 
Recurs an die hohe Bundesverfammlung berathen und befchloffen 
worden fei, ohne jedoch darüber einen Nachweis zu enthalten, 
und wenn ed zwar weiter heißt: daß am 28. März v. J. eine 
große Stimmenmehrheit entjchieden hätte, Daß ber Gang zur 
hoben Bundesverſammluug in Vollziehung gejeßt werben ſolle, 
fo Fönnte wieder, bei der Unbekanniſchaft mit der Verfaſſung bes 
regten Körperjchaft, der Zweifel entftehen, ob ſolcher durch Stim- 
menmehrheit beſchloſſen werden koͤnnen, indem befanntlicy jehr 
angejehene NRechtögelehrte die Stimmenmehrheit gar nicht für ein 
natürliche8 und nothwendiges Gejelljchaftsrecht erfennen, und 
felbft, was das römiſche Recht wegen ber zwei Drittheile einer 
Bemeinde und der Stimmenmehr bei diefen zwei Drittbeilen 
verordnet, Tediglich auf den Fall der Wahl eines Syndicus aus 
ber Gemeinde beſchraͤnkt wiſſen wollen, von weldyer allein von 
der fonftigen Regel des gemeinen Rechtes eine Ausnahme gemacht 
fet, die aber, wie alle Ausnahmen, für jeden nicht ausgenom⸗ 
menen Fall, die Regel mehr beftätige als aufhebe. 
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D. Runde, Beiträge zur Erläuterung rechtlicher Gegenftänbe. 
Göttingen 1799. 1. Bd. L $. 17, — und die in 


D. Haubold (Gaudlitz) diss. etc. de finibus inter jus singulorum 
et universitatis regundis. Lipsiae 1804. Cap. 3. $.2 — 
genannten Rechtölehrer. 


Legt man hiernächft zweitens bei der Beurtheilung ber Be⸗ 
vollmächtigung des Comites auch die Regeln sum Grunde, die 
bei der Errichtung eines Gemeinde -Syndicats beobachtet werben 
müflen, jo erhellet ebenfowenig aus dem übergebenen Protocolle, 
Daß alles, was mindeftend die gemeinen Rechte bierunter vors 
Ichlagen, in Acht genommen morden fei, namentlich nicht: bie 
gehörige Zufammenberufung aller Glieder, das Erfcheinen wenig: 
ftend von zwei Drittbeilen, und daß von diefen die meiften in 
die Wahl des Comités gewilligt haben, daß Rechte Minder: 
jähriger oder fonft Pflegbefohlener gehörig gewahrt wurden 
n. ſ. w. 

Dürfte indelfen Hohe Bundesverfammlung in diefem Falle, 
wo von einer förmlichen Rechtsörterung, zu der ohnehin diesorts 
nur die Einleitung gegeben werden koͤnnte, und auch noch nicht 
einmal von dieſer die Rede ift, ohnehin geneigt ſein, bierunter 
nicht das ftrengrichterlihe Maas anzulegen, jo möchte auch noch 
die beſondere Rückſicht eintreten, daß bier Hülfe gegen angebliche 
Beeinträchhtigungen von Gerechtſamen oder Privilegien einer Cor⸗ 
poration geſucht wird, was auch dem Einzelnen, der zu derjelben 
gehört, nicht zu verfagen fein dürfte, und es kann für diefe An- 
fiht die Stimme eined der angefehenften, jeßt lebenden Rechts⸗ 
gelehrten, de8 Oberhofgerichtsraths Dr. Haubold in Leipzig, ans 
geführt werden, der in der fchon vorhin angezogenen trefflichen 
Abhandlung im zweiten Abfchnitte, de causis juris singulorum 
überschrieben, fi) unter andern, 8. 2, fo ausdrüdt: 


Singulos socios obligari ad finem universitatis pro viribus 
adjuvandum damnumque ab ea avertendum, non est, 
prolixe demonstretur. Jam vero cui officium, aliquod 
impositum est, ei non potest non licere, quidquid sub 
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officii ratione comprehenditur. Hinc quatuor maxume jura 
sinpgulis vindicare audeo: 

1, 2, 3, jus interpellandi eos, qui adversus universitatis 
privilegium aliquid ausi sunt. Cujusmodo privilegia in 
plerisque universitatibus proxume spectant ad singulorum 
utilitatem, etc. etc. 


4. jus impediendi, quo minus universitas dissolvatur etc. 


Unter dieſen und den fonft bier obwaltenden Umftänden 
dürfte daher der in Frage gebrachte Rechtfertigungspunft umſo⸗ 
mehr, und auf jeden Fall wenigftens vor jebt, auf fich beruhen 
fünnen. 

Man wendet ſich daher zu der Hauptfache, und glaubt ſich 
in der That Dermalen lediglich auf die Unterjudhung der Frage 
beichränfen zu Tönnen, ob hohe Bundesverfammlung in Anſehung 
der an fie gelangten Bejchwerde zuftändig fei, indem, je nachdem 
diefe zu bejahen oder zu verneinen jein wird, im erjteren Falle 
die Erklärung der Töniglih dänischen, herzoglich holfteinifchen 
Regierung vorerfi zu veranlaflen, im lebteren aber die Recla- 
manten fofort abzuweijen fein möchten. 

Bei Beſtimmung der Gränzen der Wirkfamfeit hoher Bun- 
deöverfammlung in Srrungen der vorliegenden Art, bürften haupt- 
ſächlich Folgende Fefljeßungen der Bundes- und Schlußacte ganz 
unzweidentig mehr und minder eingreifen, während die, von denen 
es wenigftend zweifelhaft jein möchte, bier übergangen wor: 
ben find. 


Artifel 13 der Bundesace vom 8. Juni 1815. Syn 
allen Bundesftaaten wird eine landftändiiche Verfaſſung 
Statt finden. 


Dann wendet fich der Berichterflatter zu den einjchlagenden 
Artikeln der Wiener Schlußacte und führt den Worten nach den 
Art. 2, 4, 9, 17, 25, 31, 53, 44, 55, 56, 57—60 (dieſe leßtern 
mit dem Bemerfen, daß fie kaum hier einjchlagend jeten), 61 
und endlich die Art. 26, 27 an. Darauf fährt er in feiner Des 
duction fort: 
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Sind dieſes die bier vorzüglid und unftreitig einzugreifen 
ſcheinenden bundesgeſetzlichen Beitimmungen, jo gilt e8 nur der 
Frage: inwiefern die Beichwerde der holfteinifchen Prälaten und 
Ritterſchaft darunter ſubſumirt und dadurch die YZuftändigkeit 
hoher Bundesverfammlung, welche anzunehmen, begründet wer: 
den Eönne? 

Vergleicht man die von Prälaten und Ritterfchaft gefchehenen 
Schlußanträge mit den Geſetzen und Beſchlüſſen des Bundes, 
auch den ſonſt obmaltenden Umftänden, jo dürfte die Zufländig 
feit diefer hoben Verfammlung theils durch den 13. Artikel der 
Bundesacte, verbunden mit dem 31., 53. und 54. der Schluß- 
acte, theild durch den 56. Artikel der Schlußacte, als Hinlänglich 
begründet erjcheinen, um ſich die Erklärung der koöniglich-herzog⸗ 
lihen Regierung über die im Mittel liegende Beſchwerde zu 
erbitten. 

Competenz nah dem 13. Artikel der Bundesacte, 
03 und 54 der Schlußacte. 

Denn follen nad) dem 13, Artifel der Bundesacte, verbunden 
mit dem 54. der Schlußacte, in allen Bunbesftaaten Tandftändifche 
Berfafiungen flattfinden, Die Bundesverfammlung aber, nach dem 
31. und 53, Artikel der Scylußacte, in ſolchen und ähnlichen 
Fällen befugt und verpflichtet fein, für Die Vollziehung der Bun- 
besacte und anderer Bundesgeſetze, Bejchlüffe u. |. w. zu wachen; 
jo kann e8 feinem Zweifel unterliegen, daß felbige auf- und un: 
aufgefordert dergleichen bundesgenoſſenſchaftliche Pflichterfüllungen 
bei den hohen Bundesregierungen in Anregung bringen koͤnne 
und ſolle. Zwar ift Durch die Bundesgefeßgebung für die Her. 
fellung Iandfländijcher Verfafjung feine Zeit gejeßt; allein theils 
dürfte Dann die Regel ihre Anwendung finden, daß bei Rechts⸗ 
verhältniffen, Die von Feiner Zeitbeſtimmung abhängig gemacht 
wurden, Das Recht jofort wirklich werde und die Erfüllung, jedoch 
nach Billigfeit, oder, wie der Juriſt Paulus in der L. 1086. 
D de solutionibus et liberationibus (46, 3) fid) ausprüdt, cum 
aliquo temperamento temporis, ſofort verlangt werben Fönne, 

L. 213 pr. D. de verborum significat. 
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L. 14 D. de R. I. 

L. 105 D. de solutionibus. _ 

Thibaut, Syſtem des Pandectenrechts, $. 127. 

Glück zu Hellfeld, S. 334. 

Bucher, dad Recht der Forderung. Leipzig 1815. $. 44. 
theild wurde ſchon in der 26. Situng des Jahres 1818, 6. 127, 
unter andern wegen der Erfüllung des 13. Artikeld der Bundes⸗ 
acte ein einmüthiger Beichluß gefaßt, nad) welchem hohe Bun- 
deöverfammlung binnen Jahresfriſt von allen Bundesregierungen, 
bei welchem bis dorthin die Vollziehung des 13. Artifeld der 
Bundesacte noch Anftand gefunden hätte, Die Anzeige erwarte, 
wie folche unterdeffen gefchehen oder eingeleitet worden ſei. ALS 
naͤmlich in der 58. Sitzung von 1817, $. 416, von ben groß- 
berzoglich medlenburgifchen Regierungen die Garantie ded Bundes 
für eine getroffene Veranftaltung über die Mittel und Wege um 
fünftige Streitigfeiten zwiſchen Herrn und Ständen über bie 
Verfaſſung, die Grundgejeße, deren Anwendung und die Ausübung 
der landesherrlichen Gewalt ꝛc. zu befeitigen, gefucht, und bei 
biefer Gelegenheit der Antrag mit dahin gerichtet wurde, Daß 
ſaͤmmtliche Gelandfchaften über die Erfüllung des 13. Artikels 
in den Staaten ıhrer hohen Regierungen ſich erklären und die 
Bundesverſammlung davon in Kenntniß feßen möchten, jo wurde 
diefes auch bejchloffen, und die hierauf aud) von Holſtein⸗Lauen⸗ 
burg ($. 26 der 7. Sigung des Jahres 1818) eingegangenen 
Anzeigen hatten den in der 26. Sigung 1818, $. 127, unter 
andern mitgefaßten Beſchuß zur Folge: 

„Bas hiernächft der bei diefen Anlaſſe von Ihren König» 

lichen Hoheiten den Großherzogen von Medlenburg. Schwerin 

und Medlenburg-Strelig ausgedrüdten Wunſch, wegen 

näherer Angabe über die Erfüllung des 13. Artifeld der 

Bundesacte in den deutjchen Bundesſtaaten betrifft, jo 

hat die Bundesverfammlung aus den Erklärungen der 

Bundestagsgefandtfchaften jener Staaten, weldye durch 

die von ihnen angeführten unverwerflichen Gründe noch 

zur Zeit an der vollftändigen Erfüllung des 13. Artikels 
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ber Bundesacte verhindert werben, mit gerechter Beruhigung 
die DVerfiherung entnommen, daß die betreffenden Res 
gierungen diefen Artikel der Bundesacte, auf eine, feinem 
hoben Zwede angemefjene Weile in Vollziehung zu bringen 
und babei jede nicht in der Sache gegründete Verzögerung 
zu vermeiden, Träftigft entſchloſſen und beflilien find, auch 
nicht unterlaflen wollen, der Bundesverfammlung binnen 
Sahresfrift die geeigneten Mittheilungen von den ferneren 
Einleitungen in den fländifchen Einrichtungen, von deren 
Fortgange nnd wo möglich von ihren allerfeitigen endlichen 
Rejultate zu machen, welchen dieſelbe jofort vertrauensvoll 
entgegen ſieht“. 

Würde diejer Beſchluß für hohe Bundeöverfammlung jchon 
binreihen, um aus eigener Bewegung bei der hohen Regierung 
Holfleins, wie bei jeder andern, in demjelben alle fi be 
findenden, nach einem faft fünfjährigen Zeitverlaufe, erwähnte 
Anzeige in Anerinnerung zu bringen, jo fann dies um fo weniger 
beim Eintritt einer Veranlafjung, wie die von Holfteing PBrälaten 
und Ritterfchaft gegeben ift, einem Zweifel unterworfen fein. — 
Zwar haben legtere — nachdem S. 53. 8. 26. ihrer Denkſchrift 
von ihnen ausdrüdlich geäußert worden war, „daß, da ber 
13. Artifel der Bundesacte in Holftein unerfüllt geblieben ſei 
und fi) auch die zur Entwerfung der Verfaſſung im Jahre 1816 
berufene Commiſſion jeit lange nicht mehr verfammle, jo, daß 
fie in der Hoffnung der baldigen Erfüllung ſogar Rüdjchritte 
gethan hätten, die dringende Yandesnoth auch Jonft unberechtigter 
Untertbanen gewiß rechtfertigen fönnte, wenn fie in Hinficht der 
Bolziehung des 13. Artifeld auregende gejegliche Schritte thäten” — 
alsbald, aus leicht zu erflärenden Gründen, wieder eingelenft 
und bemerkt, daß es in Holftein nicht der Entwerfung einer 
neuen Berfaflung gelte, auch ihren vorzüglichften Antrag, 8.29, 3, 
ihrer Denfjchrift nur auf den 56. Artikel der Schlußacte gegründet 
und dahin gerichtet: Hohe Bundesverfammlung wolle ihre, in 
anerfannter Wirkſamkeit beftehende, holſteiniſche Verfaflung in 
ihrer ganzen, namentli auch auf Die Verbindung mit bem 
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Herzogthume Schleswig bezüglichen Ausdehnung, in Gemaͤßheit 
des Artikels 56. der Wiener Schlußacte, Ihres Schubes, Ihrer 
vermittelnden Fürforge würdigen, daß dieſelbe, wie ſie ſich einer 
urfundlichen Anerkennung Seiner Majeftät des Königs bereits 
erjreue, jo auch practiich anerfannt und beachtet, dem Lande 
erhalten und vornehmlich in Hinſicht des Steuerbewilligungs- 
rechtes ungefränft verbleibe. 

Es möchte darum fcheinen, als könne die Kompetenz hoher 
Bundesverfammlung in dem vorliegenden Falle nicht aus dem 
13. Artikel der Bundesacte hergeleitet werben. 

Indeß haben die Reclamanten ſich einmal wirklich mit darauf 
bezogen und, daß derſelbe in Holftein noch unerfüllt jei, angeführt; 
es fchließt aber auch der 13. Arkikel den Kal, in welchem 
Holſteins Prälaten und Ritterfchaft ſich zu befinden behaupten, 
garnicht aus, — nicht zu gedenken, was hohe Bundesverſammlung, 
wenn auch Durch die vorliegende Beſchwerde zunaͤchſt dazu bewogen, 
ſchon nad obigem im Jahr 1818 von ihr gefaßten Beſchluſſe bei 
der koͤniglich dänifchen herzoglich holſteiniſchen Regierung in An- 
regung zu bringen, wohl befugt fein würde. 

Es fragt ſich hiernächft, wie der 56. Artikel der Schlußacte 
hier eingreifen möchte, um auch daraus die Kompetenz hoher 
Bundesverfammlung für den vorliegenden Begenftand abzuleiten. 
Es Tautet derjelbe obgedachter maßen dahin: 

„Die, in anerkannter Birffamfeitbeftehenden, landftändifchen 
Verfaſſungen Tönnen nur auf verfaflungsmäßigen Wege 
wieder abgeändert werden”. 

Wird die Tönigliche Privilegien-Beftätigung vom 17. Auguft 
1816 nicht im Verlauf der weitern Erörterung dieſer Angelegenheit 
in ein anderes Licht gejeßt, fo dürften allerdings die früheren 
Gerechtiame der Prälaten und Nitterfchaft Dadurch neu bekräftigt 
und Die Anwendbarkeit des 56. Artikel der Wiener Schlußacte 
darauf begründet worden fein, — und man findet darum vor 
der Hand fein Bebenfen, die Sompetenz hoher Bundesverfammlung 
anch aus jenem Grunde für begründet zu erachten. Ohne jene 
königliche Beftätigung würde man, audy angenommen, daß bie 
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Privilegien der Stände Holfteind bis zur Aufnahme dieſes 
Staates in den deutſchen Bund rechtlich unverleßt geblieben wären, 
bepwegen zweifelhaft gewejen fein. Auch laͤßt man hierbei 
jedenfalls den Punkt wegen der Verbindung mit Schleswig noch 
bei Seite liegen. 

Es hat nämlich gejchienen, daß die Beftimmung des 56. Artikels 
ber Schlußacte nur von den feit Errichtung der dentſchen Bundes⸗ 
acte in Wirkſamkeit getretenen oder erhaltenen Ständeverfaffungen 
zu verfiehen fei, indem nur fo ber 56. Artikel mit dem vorber- 
gehenden 55. in ein gehöriges Einverſtaͤndniß gebradht werben 
fönne. Denn, fagt dieſer: „den jouveränen Fürften der deutſchen 
Bunbesftaaten bleibt überlaflen, dieſe innere Landesangelegenbeit, 
mit Berüdjichtigung ſowohl der früherhin geſetzlich beftandenen 
ſtaͤndiſchen Rechte, als der gegenwärtig obwaltenden Berhältnifie, 
zu ordnen, jo ergibt fi Daraus, daß zwar die früherbin gejehlich 
beftandenen Verhaͤltnifſe bei Erfüllung des 13. Artifeld der 
Bundesacte und 54. der Schlußacte berüdficht werden können, 
aber nicht muͤſſen. Auch würde ohne dieſe Erklärung das Wort 
„wieder“ vor abgeändert werden im 56. Artikel der Schlußacte 
überflüfftg fein, und einen Pleonadmus enthalten, während der 
dort enthaltene Zujab im 55. Wrtifel der Schlußacte: „als der 
gegenwärtig obwaltenden Verhältniffe” der großen Allgemeinheit 
des 13. Artifeld der Bımdesacte und 56. der Schlußacte, um 
zeit= und fachgemäßeren Berfaflungen den Eintritt ind Leben zu 
erleichtern, jehr vortheilhaft jein möchte. 

Von der bier angebeuteten, der Berichtigung gern unters 
worfenen Anficht, fcheint auch Dreſch in der erften Fortſetzung 
des öffentlichen Rechts des deutfchen Bundes, Tübingen 1821. 
F. H. Anm. A. ausgegangen zu fein, wenn er zu dem 56. Art. 
der Schlußacte die Bemerkung macht: damit ift denn Die Un- 
verlegbarfeit der bisher gegebenen Verfafiung ausgeiprochen, die 
Furcht vor Ginjchreitungen gehoben ıc. 

Wenn ſonach anerkannt wird, daß, wie ſich die Sache vor 
jeßt darftelle, Fein Bedenken für die hohe Bundesverfammlung 
obwalte, auch auf den Grund des 56. Artikels firh jo weit für 
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competent zu erkennen, um vor der Hand fih die Erklärung der 
koͤniglich herzoglichen Regierung zu erbitten; jo entfteht hierbei 
nur noch die Frage, ob dieſes Erfuchen ſich auch auf den Antrag 
der Reclamanten, wegen ihrer Verbindung mit dem, dem deutjchen 
Bunde fremden, SHerzogtbume Schleöwig mit eritreden könne. 
Die Löniglicyherzogliche Regierung wird von felbft geneigen, 
diefen Punkt in ihrer Erflärung nicht zu übergehen, im übrigen 
in ihrer Ianbeöherrlihen Weisheit und Fürlorge gewiß nicht 
geneigt fein, eine Trennung zu bejchließen, die Das Wohl eines 
Theild ihrer Unterthbanen gefährdete. Man will gern zugeben, 
daß jene Verbindung bisher zur Verfaſſung Holfteind gebört 
haben mag; allein einmal kann die Stimme der ſchleswigſchen 
Prälaten nud Ritterſchaft hier förmlich nicht vernommen werden, 
ed fönnen ferner Verbindlichkeiten, deren Erfüllung der Bund von 
bem Herzoge von, Holftein zu erwarten berechtigt wäre, den Ent 
Ichließungen des Königs von Dänemark, Herzogs von Schledwig, 
feine Gränzen jeßen, und es hat darum am Angemefjenften ges 
ſchienen, dieſes Verhältniß, mindeftend vor jegt, nicht beſonders 
zu erwähnen, vielmehr im Allgemeinen die Erklärung der Fönig- 
lich herzoglichen Regierung Holfteins über die Beſchwerde der 
bolfteinifchen PBrälaten und Ritterichaft fich zu erbitten. 

Wenn endlich Brälaten und Ritterjchaft noch die Vermittelung 
hoher BundesverJammlung begehren, daß ihnen die Regierung 
darüber, daß, was von ihnen interimiftifch und bis zum Landtage, 
nach ihrer Meinung verfaflungswidrig, werbe geleiftet werden, 
ihren Rechten, unnachtheilig fein jolle, eine Verſicherung ertheile, 
und Daß Holſteins Prälaten und Ritterichaft bis zum erwünschten 
Eintritt einer zeitgemäßeren Verfaſſungsordnung, welcher fie 
irgend ein Hinderniß nicht in den Weg legen wollten, in ihrer 
rechtlich beftehenten landesherrlich anerkannten Berfaflungdge: 
rechtſame in alle Wege gejchügt, ingleichen ihrer Vorfchläge in 
Hinficht Der einzuführenden Veränderungen vernommen und bes 
rüdfichtigt werden, die dermalen in anerkannter Wirkſamkeit 
rechtlich beftehende Verfaſſung aber, nah den Morten des 
56. Artiteld der Wiener Schlußacte, anders nicht ald auf dem 
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in dieſer Verfaſſung felbft liegenden Wege abgeänbert werben 
möge, jo ift man der Meinung geweſen, daß beide Anträge erfl 
nad Einlangung der mehr berührten Erklärung der koͤniglich⸗ 
berzoglichen Regierung in nähere Erwägung zu ziehen fein dürften, 

Hat man endlich die in einigen Stellen der ofterwaͤhnten 
Denkſchrift mit eingefloffenen Klagen über verweigertes rechtliches 
Gehör mit Stilljchweigen übergangen, jo find ſolche deßwegen 
von der Beachtung hoher Bundesverfammlung noch nicht ausge 
fchloffen und dermalen nur um deswillen übergangen worden, 
weil Prälaten und Nitterfchaft fie in ihren Schlußanträgen nicht 
weiter aufgenommen hatten. 

In wie fern Tünftig auf die Frage, wegen ber Unftatt 
haftigfeit der Statthaftigkeit, ja Nothwendigkeit rechtlicher Gehoͤrs⸗ 
verftattung, zurüdgefommen fein möchte, wird aus der Erklärung 
der föniglich-herzoglichen Regierung und der, nad) Maßgabe 
derfelben etwa eintretenden, weitere Erörterungen der Sache ſich 
ergeben. 

Gegenwärtig richtet man, allem Bisherigen zufolge, ben 
unmaßgeblichen Antrag auf einen Befchluß hoher Vundesver⸗ 
fammlung, daß felbige, in Gemäßheit ihrer dur Bundes - und 
Schlußacte begründeten Gompetenz, der koͤniglich daͤniſchen her⸗ 
zoglich Holftein-Tauenburgifchen Herrn Bundesgejandten erfuche, 
die Erklärung feines alerhöchften Hofes über den Inhalt der 
oftbewährten Denkſchrift Binnen ſechs Monaten gefälligft zu bewirken. 


An der 17. Sigung vom 19. Juni 1823 erklärte fih nun 
die dänische Regierung, durch ihren Geſandten, wie folgt: 

Ich Hatte gehofft, daß bei Prüfung der von Prälaten und 
Nitterfchaft des Herzogthums Holftein angebrachten Denkſchrift, 
die verehrlihe Gommiflion die Ueberzeugung gewinnen werde, 
daß die Competenz diefer hohen Verſammlung in dem vorliegen: 
den Falle nicht begründet ſei, und mich demnach darauf vorbe- 
reitet, einige Berichtigungen der in der Denkſchrift angeführten 
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Thatfachen vorzulegen. Die abweichende Anficht der Commiſſion 
nöthigt mich aber, auf ihren Vortrag und die Gründe einzugehen, 
nach welchen fie die Competenz dieſer hoben Verjammlung für 
begründet erachtet. 

Ich beginne meine Aeußerung mit derjelben Bemerkung, mit 
welcher in dem Vortrage die Erörterung über den Legitimationd- 
punct gejchloffen worden ift, nämlidh: daß für jebt dieſer auf 
fih beruhen koͤnne. 

Die nachfolgenden Bemerkungen haben den Zweck zu zeigen, 
daß Die verehrlihe Commiſſion in ihrem Gutachten über Be 
gründung und Umfang der Competenz weiter gegangen iſt, als 
die vorliegende Beſchwerde und die Anträge, wozu fie geführt, 
nach den Geſetzen des Bundes rechtfertigeu fönnen, weiter als 
auf eine einfeitige Darftellung, ohne Praͤjudiz für die Eönigliche 
Regierung, geſchehen Fonnte. 

Bon den vielen Bundesgeſetzſtellen die hier angeführt find, 
und ganz unzweideutig mehr oder minder eingreifen jollen, hebe 
ich zuvdrderft einige aus, worüber in dem Vortrage ſich nichts 
weiter findet, ald deren eigener Wortlaut, und geftehe Dabei eine 
nähere Beziehung berjelben auf den Bejchwerbefall nicht zu er- 
fennen. Sch glaube Daher auch meinerfeitd mich Darauf bejchränfen 
zu Tönnen, dieſelben felbft reden zu laſſen. (Folgen die Art. 2, 
25 und 29 der Schlußacte.) 

Nach der im Gutachten näher motivirten Meinung, tft es 
auch nur der Art. 13 der Bundesacte, verbunden mit dem 31., 
53. und 54. der Schlußacte und zweitens der Artifel 56 ber 
Schlußacte, welche die Competenz der Bundesverjammlung in 
der vorliegenden Ungelegenheit „vergleicht man die Endanträge 
der bolfteinifchen Prälaten und Nitterfchaft” mit den Gejeben 
und Beichlüffen de Bundes, auch den fonft obwaltenden Um: 
ftänden Hinlänglich begründen, um die Grflärung meines aller- 
höchften Hofes zu erbitten. 

Es ift jedoch Mar, daß von einer practifchen Anerkennung 
irgend einer alten Verfafjung des Herzogthums Holftein, weldye 
durch den 56. Art. ver Schlußacte begründet werben fol, und 
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von Verleihung einer neuen Verfaſſung, nach Dem Art. 13 der 
Bundesacte, nicht zu gleicher Zeit Die Rede fein kann. Dieſes 
ift der Maaße einander entgegengelebt, daß die Erfüllung des 
Einen die Erfüllung des Andern, und die &ompetenz der Bun⸗ 
desverjammlung für den einen Fall die für den andern aus- 
ſchließt. 

Befände ſich die frühere Verfaſſung des Herzogthums Hol⸗ 
ſtein in anerkannter Wirkſamkeit, ſo wäre die Folge davon: daß 
von der Bundespflicht meines allerhöchften Hofes, den 13. Art. 
zu erfüllen, und von der Obliegenheit der Bundesverfammlung 
dafür zu forgen, daß derjelbe nicht unerfüllt bleibe, durchaus 
nicht mehr die Rede fein koͤnnte, fondern nur Davon, daß biefe 
in anerfannter Wirkſamkeit beftehende Verfaſſung nicht auf un» 
verfaffungsmäßigem Wege abgeändert werde. Dieſe Vorjchrift 
bes 56. Art. der Schlußacte würde, wäre fie anwendbar, es ber 
Töniglichen Regierung unmöglich machen, an die Stelle der er- 
Iofchenen Verfafjung eine neue zu jeßen. Seine Majeftät der 
König hätten ebenfowenig das Recht als die Verbindlichkeit den 
13. Artikel der Bundesacte noch in Ausführung zu bringen. 

Wird der 13, Art. der Bundesacte ald unerfüllt angefehen, 
fo kann nicht zugleich von Präeriften; und Gewähr einer Ber: 
faſſung die Rede fein, in Rüdficht deren der Grundfaß gälte, 
daß fie nicht auf verfaflungsmäßigem Wege abgeändert wer- 
den darf. 

Da diefe Schlußfolgerung als richtig nicht wohl verkannt 
werden Tann, jo dürfte dies allein ſchon hinreichend fein, um 
den Beſchluß diefer hohen Verfammlung auf eine Reclamation 
zu beftimmen, deren Petitum in den verjchiedenen Gegenftänden 
welche copulativ darin aufgenommen worden find, fich ſelbſt 
widerſpricht und aufhebt. Es ergiebt fi nämlich hieraus bie 
Unmöglichkeit, Die Gompetenz in Diefer doppelten Beziehung für 
begründet zu halten. — Die Gründe bes hierauf gerichteten 
Anspruchs der Commiſſion find mir Daher nicht einleuchtend, und 
um jo weniger, als e3 den Anfchein bat, Daß diefer Widerſpruch 
derfelben nicht entgangen iſt. 
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Was mir zu diefer Vermuthung Anlaß giebt, ift die Stelle 
des Vortrags, wo es heißt: „zwar haben leßtere (Prälaten und 
„Ritterichaft) nad) dem ©. 53, 6. 26, von ihnen ausdrüdlicy ges 
„außert worden war, daß der 13. Artikel der Bundesacte in 
„Holftein unerfüllt geblieben fei, und fi) auf Die zur Entwerfuug - 
„der Berfaflung im Jahre 1816 berufene Commiſſion ſeit lange 
„nicht mehr verfammele, ſo Daß fie in der Hoffnung der baldigen 
„Erfüllung ſogar Rüdichritte gethan hätten, die dringende Lan⸗ 
„desnoth auch jonft unberedhtigte Unterthanen gewiß rechtfertigen 
„tönnte, wenn fie in Hinficht der Vollziehung des 13. Art. ans 
„regliche geſetzliche Schritte thäten, alsbald, aus leicht zu erflären- 
„den Gründen, wieder eingelenkt, (fo heißt e3 in dem Vortrage) 
„und bemerkt, daß es in Holftein nicht Die Entwerfung einer 
„neuen Berfafjung gelte, auch ihren vorzüglichfteu Antrag, 8.29, 3, 
„ihrer Denkſchrift, nur auf den 56. Art. der Schlußacte gegründet 
„und dahin gerichtet 20.” 

Dies führt die Commiſſion zunächft jelbft auf die Bemer- 
fung, daß es fcheinen möchte, als könne die Competenz der Bun- 
besverfammlung in dem vorliegenden Falle nicht aus dem 13, 
Art, der Bundesacte geleitet werden. Es wird jedoch diejer Be⸗ 
merkung fofort entgegengejeßt, daß die Reclamanten fid) einmal 
mit darauf bezogen, und daß nächſtdem der 13. Art. den Fall, 
in welchem Holſteins Prälaten und Nitterfchaft fi) zu befinden 
behaupteten, gar nicht ausfchlöffe, auc die BundesverJammlung, 
ohne den gegenwärtigen Anlaß, ſchon nad) dem in dem Jahre 
1818, bei ®elegenheit der großherzoglich medlenburgifchen Motion 
gefaßten Bejchluffe befugt gemwejen wäre, bei der Eöniglichen 
Regierung die Vollziehung des 13. Artikels der Bundesacte in 
Anrege zu bringen. 

Dies find die Gründe, welche bei der Begutachtung den 
Anftand wieder gehoben haben, der in Betreff der gleichzeitigen 
Begriindung der Competenz nach dem 13. Art. der Bundesacte 
und dem 56. der Schlußacte, wie e8 fcheint, worübergehend ent- 
ſtanden war. 

Die Commiſſion wendet ſich bierauf im befonvern zu der 
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Frage, wie der 56. Art. der Schlußacte hier eingreife, und bes 
zeichnet die unter dem 17. Auguft 1816 erfolgte Beftätigung der 
Privilegien der Holfteinifchen Prälaten und Nitterichaft als ein 
Greigniß, weshalb, wenn dafjelbe nicht in ein andere® Licht ge 
ftellt werde, fie vor der Hand fein Bedenken finde, die Sompetenz 
der Bundeöverfammlung nach dem 56. Art, der Schlußacte für 
begründet zu erachten. 


Es wird aus der feit Errichtung des Bundes gefchehenen 
Beftätigung die Folge abgeleitet, daß der Anhalt des 55. Art. 
der Schlußacte, wonach früherhin gejeglich beftandene Rechte bei 
Erfüllung des 13. Artifeld der Bundesacte berückſichtigt werden 
fönnten, aber niht müßten, in Rückſicht Holfteins Feine An⸗ 
wendung mehr finde, und feinen Grund gegen bie Competenzbe: 
fiimmung nad) dem 56. Art. der Schlußacte abgebe, vielmehr hier: 
unter der vorliegende Fall, ald eine bisher gegebene Verfafjung 
betreffend, zu jubfumiren jet. 


Es dringt fi wieder die Frage auf, wie auch bei dem 
Reſultate dieſes Raifonnements, mit dem ich freilich nicht einver- 
ftanden fein kann, unbeachtet geblieben ift, daß die Argumentation 
für die Zugrundelegung des 56. Artikels der Schlußacte bei der 
Gompetenzfrage die des 13. der Bundesacte in demfelben Maaße 
entfernt, wie vice versa. 


Uebrigens dürfte Nachftehendes gegen bie Competenzbe⸗ 
fiimmung nad) dem 56. Art. der Schlußacte Schon jetzt genügend 
ericheinen. Nähere Ausführung und Beweis deſſelben muß ich 
— wenn fih ein nad, den Geſetzen des Bundes und der Gom- 
petenz diejer hohen Verſammlung geeigneter Anlaß dazu ergiebt — 
der Erklaͤrung meines allerhöchften Hofes vorbehalten. 


Wer fi darauf beruft, daß eine Iandfländifche Verfafſung 
in anerfannter Wirkſamkeit ſei, wird vor allen Dingen angeben 
müflen, worin diefe Verfaſſung befteht, wie weit der Wirkungs⸗ 
frei der Stände geht, und welche Befugniſſe der Landesherr 
bat. Diejes iſt im vorliegenden Kalle nicht angegeben, und nur 
gefagt worden, daß die Landftände Holſteins einft im Beſitze des 
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Steuerbewilligungsredhted waren. Das hat denn freilich feine 
Richtigkeit. | 

König Chriſtian I. ertheilte im Jahre 1560 dem Lande Pri- 
pilegien, worin es beißt: „Wir, Unfere Erben und Nachkommen 
ſollen und wollen auch Feine Schagung und Bede legen auf bie 
Einwohner diefer Lande jammt und ſonders, ausgenommen 
Unfere eigenen Bonden und Lanften, Die unverjeßt und unver: 
pfändet find, ohne freundliche „Einwilligung und BZulaffung und 
einträchtige Zuftimmung aller Räthe und Mannfchaft dieſer Lande, 
geiftlicher und weltlicher.” Die Landesprivilegien wurden von 
Regenten zu Regenten bis zum Anfange des 18, Jahrhunderts 
beftätigt; allein der Lauf der Beit führte die wejentlichiten Vers 
änderungen in der Wirkſamkeit der damaligen Stände, und na⸗ 
mentlich ihres Steuerbewilligungsrechtes herbei. Der weftphälijche 
Friede und die ſeitdem fortgejchrittene Entwidelung der Terri- 
torialhoheit, die Errichtung ſtehender Heere, welche die Ginfüh- 
rung ſtehender Grundabgaben nach fich zog, und auch tie Bes 
flimmung des Reichsabſchieds von 1654, $. 180, „daß die Land- 
faffen zum Defenfionswerfe unweigerlich Beitrag leiſten müßten“ 
äußerten auch auf Holftein ihren nothwendigen Einfluß. 

So erflärten ſchon die Lanbflände auf dem zu Kiel 1663 
im uni gehaltenen Landtage in ihrer Heplid, „ob die von ihnen 
„zu bewilligenden Gelder freiwillige oder fchuldige Beiſteuer 
„wären, darüber wollten fie nicht ftreiten, fie wollten jedoch ohne 
„Nachtheil ihrer Privilegien annehmen, daß e8 reichsſchlußmaͤßige 
„Schuldigkeit jei.”*) 

Sm Sabre 1675 iſt der letzte Landtag gehalten, der un. 
vollendet abgebrohen ward. Durch die Steuermandate vom 
31. October 1689 und 11. Sanuar 1690 ſprachen Die Landes⸗ 
beren jchon ihre Befugniß aus, wenn nach ihrem Erachten fein 
Landtag gehalten werden Tönne, Steuern auszufchreiben, ohne 


*) Of. Hegewiſch, Geſchichte der Hergogihümer Schleswig und Holftein. 
Theil IV, ©. 211. 
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die Landflände um ihre Einwilligung gefragt zu haben. — 
Darnach if es auch ferner gehalten, und es find die Land⸗ 
fände nie wieder zufammenberufen worden. Nur einmal wurs 
den Brälaten und Ritterſchaft in den Jahren 1711 und 1712 
convotirt, als fie wiederholt um Erlafjung oder Milderung einer 
ihnen auferlegten Steuer gebeten hatten, während von deu 
Aemtern und Städten verbältnißmäßig ſchon viel mehr Be- 
zahlt worden, Bei diejer Verfammlung, welche — wie ſolches 
aus dem Sonvocationspatente hervorgeht — weder von den Lan 
besherrichaften, noch von Prälaten und Ritterfchaft als ein Land- 
tag angefehen worden ift, noch werden konnte, ward Praͤlaten 
und Nitterichaft eröffnet, daß der Landesherrſchaft das unbe: 
ſchraͤnkte Beſteuerungsrecht (jus collectandi) zuftehe; und was 
die gejeßgebende Gewalt betrifft, ſagten Brälaten und Ritter: 
Ichaft, als fie um Abänderung gewiller Gonftitutionen baten: 
„jo willen Brälaten und Ritterichaft jih in aller und 
„tiefftee Unterthänigfeit ganz wohl zu beicheiden, daß 
„Die potestas legislatoria für und an ſich Sr. königlichen 
„Majeſtaͤt und hochfürſtlichen Durchlaucht allerdings 
„zuftebe, ihnen dagegen nichts als obsequii gloria 
„übrig jei.” 

Bei dem Schlufle der Verfammlung ward Präalaten und 
Ritterichaft eine Iandesherrlihe Rejolution vom 27. April 1712 
eröffnet, welche beitimmt: daß die von Prälaten und Ritterfchaft 
zu erhebende orbinäre Contribution bei Friedenszeiten niemals 
erhöhet, noch bei Kriegdzeiten einige egtraordinäre Contributionen 
ohne unumgängliche Nothwendigkeit ausgejchrieben, ſolchen Falls 
aber Prälaten und Ritterfchaft dennody vorher zu einer Landtags⸗ 
verfammlung, die nur viele Weitläufigfeiten und Koſten verurjachen 
würde, nicht tonvocirt werben follten. Diefe Nejolution und die 
damalige Beftätigung der Privilegien, weldye ausdrücklich nad 
Maaßgabe defien, was bei diefer Verſammlung verhandelt wor: 
ben, erfolgt ift, ward noch von Prälaten und Ritterjchaft aus: 
drücklich anerfaunt; fie jagen in ihrer zu dem Ende am 4. uni 
1712 den landesherrlichen Commiſſarien eingereichten Erflärung: 

Dritter Theil. 6 
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„Weile jedoch wir völlig perjuadirt, daß in der Gonfervation 

„unfer aller und gnädigſten Herrichaft beharrlichen unſchätz⸗ 

„baren Gnade unfere größte Wohlfahrt in diefer Welt be- 

„ftebe, wir ed auch für den höchſten Ruf erachten, als aller: 

„und gehorſamſte Unterthanen jederzeit erfunden zu werben, 

„als acceptiren wir die ertheilten Föniglichen und fürftlichen 

„aiplomata confirmationis, wie auch die ratificationes mit 

„aller und demütbigftem Reſpect.“ 

Es ward indeſſen jpäterhin Prälaten und Ritterſchaft auf 
ihr Anfuchen erklärt, daß es nicht Die Intention gewejen, Präs 
laten und NRitterfchaft alle Hoffnung auf Milderung der ordinären 
Gontribution zu nehmen und Daß ed auch die Meinung nicht 
gewejen, alle Randtagsverfammlungen in totum aufzuheben, ſon⸗ 
dern man habe fich nur Deshalb jo explicirt, weil bei unentbehr- 
liher Ausſchreibung einer extraordinären Gontribution in Frie⸗ 
denszeiten dann und wann folche preilante Caſus einzutreten 
pflegten, daß nicht vorher weitläufige Zufammenfünfte darüber 
gehalten oder jelbige einen Verzug letven Fönnten. 

Es faͤllt in Die Augen, daß dieſe Erklärung an der Rejolution 
vom 27. April 1712 nichts änderte. Es ift Thatſache, daß feit 
1712 weder ein Landtag gehalten ift, nody einmal PBrälaten und 
Nitterfchaft convocirt worden find. Die Landesherrichaft fchrieb 
vielmehr, jo oft es erforderlid) ward, Steuern aus, und ordnete 
im Raufe des 18. Jahrhunderts, neben der ordinären Gontribution, 
mehrere Steuern allgemein an. Alle Unterthanen (Prälaten und 
Ritterfchaft nicht ausgenommen) bezahlten dieſe Abgaben ohne 
MWiderfprud. Erft im Jahre 1802 ſuchte ein Theil der Brä- 
laten und Ritterfchaft fi der Damals angeordneten Benutzungs⸗ 
fteuer von allen liegenden Gründen zu entziehen. Ihre Verſuche 
wurden durch die Rejolution vom 17. December 1802 ernftlich 
zurüdgewiejen, indem der König fie auf fein unbejchränktes Be⸗ 
ftenerimgsrecht verwied, Darauf beſchloſſen Prälaten und Ritters 
ſchaft, in eineram 18. Januar 1803 gehaltenen Generalverfammlung, 
daß fie — mas ſich freilich von jelbft verftand — ſich dieſe Refolution 
zur ſchuldigen Nachlebung und Richtſchnurdienen zu Taflen haͤtten 
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Defjen ungeachtet reichte ein Theil der Ritterſchaft im März 
defjelben jahres ein Geſuch ein, daß ihnen bei dem hödhften 
Landesgerichte rechtliched Gehör über ihre Steuerfreiheit geftattet 
werben möge, weldyes natürlich nicht geftattet werden konnte. 
Diefer Schritt fand audy bei der NRitterfchaft jo wenig ungetheilten 
Beifall, Daß eine bedeutende Anzahl von Mitgliedern, gleichzeitig 
mit jenem Gejuche, Eingaben an die Regierung fandte, wodurch 
ie ausdrüdlich erklärte, daß fie feinen Theil an jener Vorſtellung 
hätte, und den allerhödhften Anordnungen in Betreff der Grund⸗ 
und Benutzungsſteuer die gebührende Folge leiften würde. — 
Und eben jo machten die ſehr zahlreichen, zur recipirten Ritter- 
Ichaft nicht gehörenden Beſitzer ritterjchaftlicher Güter — wies 
wohl fie gleiche Realrechte wie jene befigen — in einem befondern 
Str. Majeftät dem Könige unter dem 7. März i803 überreichten 
Schreiben, die Anzeige: „daß fie auch nicht den entfernteften An: 
theil an dieſem Schritte genommen“, 

Damals ftand der Recurd an die ehemaligen Reichögerichte 
noch offen; ein Theil der Ritterfchaft deutete auch die Abfiht an, 
diefen Recurd zu ergreifen, fand es aber doch für gut, dieſes 
nicht zu thun, und entrichtete nun mit den übrigen Mitgliedern 
nicht allein Die Grund- und Benußungsfteuer, fowie fie 1802 
ausgejchrieben war, jondern auch die fpäterhin angeordneten 
Erhöhungen derjelben ohne weitern Widerſpruch. 

Unter ſolchen Verbältniffen erfolgte im Jahre 1806 die Auf: 
Iöjung des deutjchen ReichSverbandes, in deren Folge die Ein- 
verleibung des Herzogthums Holftein in die daͤniſche Monardhie, 
als eines integrirenden Theils derſelben, Durch ein Fönigliches 
Patent vom September deſſelben Kahres erklärt ward. Es be- 
dürfte nur der Hinweiſung auf dieſes einzige Ereigniß, wodurch 
die Souveränitätärechte, weldye Sr. Majeftät in Dänemark zu⸗ 
ftehben, auf das Herzogthum Holftein ausgedehnt und, von dem 
angegebenen Beitpunfte bis zur Errichtung des deutſchen Bundes, 
ausgenbt wurden, um über den Ungrund der Anführungen von 
Prälaten und Ritterichaft in Rüdficht der ununterbrochenen Fort⸗ 
dauer ihrer ftändijchen Gerechtſame feinen Zweifel übrig zu laſſen. 

6” 
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Sp verhält e8 ſich mit der angeblih anerkannten Wirk— 
ſamkeit der holſteiniſchen Landesverfaſſung, und Diefe ift auch 
Durch die Gonfirmation der Privilegien der Prälaten und Ritter: 
Schaft auf Feine Weiſe herbeigeführt. In welchem Sinne die 
Eonfirmation der Privilegien zu nehmen ift, geht ſchon aus dem 
Verfahren der Landesherren im Sahre 1712 bei der damaligen 
Betätigung der Privilegien hervor. Unter deinfelben Dato nämlich, 
unter welchem die NRatification der von den lanbesherrlidyen 
Commiſſarien an Prälaten und Ritterſchaft ertheilten Nejolution 
erfolgte, welche jedoch gerade in dem Punkte der Steuern ab» 
weichend, dasjenige beftimmte, was oben angegeben worden, 
ward auch Die Konfirmation der Privilegien expedirt, worin aus: 
drüdlich feitgejeßt ift: die Privilegien würden nur nach Maßgabe 
defien confirmirt, was bei Der in dieſem und dem vorigen fahre 
gehaltenen Zanbtagsverfammlung verhandelt worden, und hätten 
die Laudesherren, in allergnädigfter Confideration ber von 
Prälaten und Nitterjchaft geleilteten Dienfte, aus ſonderbarer 
Gnade ſolche Privilegien dahin verbefjert und extendirt, daß fie 
und ihre Nachkommen, außer dem vorigen ungehinderten Genuß, 
auch ſich deſſen allen, was ihnen mittelfi einer Commiſſional⸗ 
Refolution vom 2%. Januar d. J., welche hiermit auf gewiſſe 
Weiſe ratihabirt werde, zufolge gehabter Sinftructigenn und Ordres 
verſprochen worden, zu erfreuen haben ſollten. 

Die Sommifftonal-Refolution und die Ratification derſelben 
beichränfen aber ausdrücklich den Wortinhalt der früheren Pri- 
vilegien, und wenn die Landesherren in Der Beftätigung dieſe 
beichränfende Gommijfional- Rejolution eine Verbeſſerung der 
Privilegien nennen, fo gebt daraus ganz Deutlich hervor, daß fie 
die Privilegien nur in jo weit ald rechtögültig betrachteten, als 
fie zur Beit der Confirmation auch wirklich in Ausübung waren. 
Unter diefer Vorausſetzung und mit Rüdfiht darauf, daß die 
Landeöherren in ben Beitraume von 1675—1711 nad eigenem 
Ermefjen und ohne Landtage zu halten, mehrmald Steuern aus⸗ 
gefchrieben Hatten, ift es auch einleuchtend, daß für PBrälaten 
und Ritterſchaft Das Verjprechen, die ordinäre Gontribution in 
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Friedengzeiten nicht zu erhöhen und ohne Nothwendigkeit Feine 
estraordinäre Gontribution auszufchreiben, eine Verbefferung ihrer 
Privilegien war, 

Diejes führt unmittelbar auf den entfcheidenden Geſichtspunkt 
bei Beurtbeilung der Konfirmation der Privilegien. Die vors 
maligen Landesprivilegien find nicht Prälaten und Ritterjchaft 
für ſich, ſondern Prälaten, Ritterjchaft, Städten und Ständen 
und gejammten Ginwohnern ertheilt, und früherhin auch eben 
dieſen beftätigt worden. Letzteres ift aber ſchon ſeit beinahe 
hundert Jahren nicht mehr gejchehen. Der König Ehriftian VI. 
bat am 12. März 1731 zwar die Privilegien der Prälaten und 
Nitterichaft beftätigt, nidyt aber Die Privilegien der vormaligen 
Zanditände, deren in den Gonfirmationspatenten durchaus Feine 
Erwähnung geichieht. Eben fo wenig beziehen fich die jpätern 
Sonfirmationspatente, aud nicht das am 17. Auguft 1816 von 
Sr. Majeftät ertheilte, auf die Privilegien der vormaligen Land: 
ſtände, ſondern lediglich auf fpecielle Vorrechte von Prälaten 
und Nitterfchaft. Daß aber die Beitätigung ſolcher Worrechte 
nicht in Folge haben kann, daß durch jelbige eine veraltete 
Zandesverfaflung wieder zur anerfannten Wirkjamfeit gebracht 
werde, tft zu einleuchtend, als daß es einer weitern Ausführung 
berürfe. Hieraus geht aud) hervor, daß die Iandeöherrliche 
Zuſage, bei Uebernahme des vormals großfürftlichen Antheils 
von Holſtein, daß Holſtein und alle Einwohner deſſelben, ſowie 
vornehmlich Prälaten und Ritterſchaft, bei ihren Freiheiten, Vor⸗ 
zügen und Gerechtigfeiten, welche fie bisher genofjen, ungefränft 
gelafjen werben follten, in Beziehung auf eine bamald Längft 
nicht mehr exiſtirende Landftandfchaft von Feiner Wirkſamkeit fein 
fonnte. 

Das Borftehende zeigt zur Genüge, welche Bewandniß es 
mit der unter dem 17, Auguft 1816 von Sr. Majeftät ertheilten 
Gonfirmation der Privilegien habe. Ste wurde zu einer Zeit 
vollzogen, welche der Föniglichen Regierung öftern Anlaß gegeben 
hatte, die feit einem Jahrhundert hergebrachten landesherrlichen 
Rechte auf unangemefjene Anträge von PBrälaten und Ritterjchaft 
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auszuführen und ſomit wird Niemand annehmen wollen, daß bie 
Abſicht bei der legten Konfirmation weiter gegangen fei, als die 
Privilegien der Prälaten und Ritterihaft, und zwar in dem 
Gehalte zu betätigen, der ihnen nach der Einwirkung von Er» 
eigniffen, Zeitverhältniffen, veränderten Staatdeinrichtungen und 
Bedürfniifen bis auf den gegenwärtigen Augeublid geblieben war. 
Schon im Begriffe von Konfirmation liegt nur eine ſolche Be- 
fräftigung eines beftehenden rechtlichen Zuſtandes der Dinge. 
Könnte die Fönigliche Konfirmation der Privilegien einen andern 
Sinn, eine andere Erklärung zulaffen, nämlich eine jolche, wo⸗ 
durch Die Spuren der Geſchichte vertilgt und der Fortgang der 
Beit wieder rüdgängig gemacht würde; wollte man zugeben, daß 
Praͤlaten und Ritterſchaft ſich ohne weiters an Die Stelle ber 
alten Zandftände jegen, und fich deren Rechte anmaßen koͤnnten, 
fo ift fein Grund vorhanden, weßhalb dieſelben nicht die alte 
Freiheit der Steuerbewilligung in ihrem vollftien Umfange nad 
dem angeführten Privilegio König Chriftian I. vom Sabre 1460, 
deilen Kraft die Fönigliche Beflätigung vom Jahre 1816 gleich- 
mäßig wieder belebt haben würde, ober gar das Recht über 
Krieg und Frieden zu bejchließen, was auch in ihren Privilegien 
lag*), reclamiren, flatt ihre Forderung auf dem Status quo 
von 1773 zu moderiren. 

Weit entfernt demnach, daß Zweck und Bedeutung der 
föntglihen Konfirmation, wie dieſe Confirmation ſelbſt, dahin 
gehend, alles für null und nichtig zu erklären, was bis dahin 
beſtanden, würbe ich glauben, die Anerkennung und Richtigkeit 
des Satzes vorbereitet zu haben, den ich der Anficht der Gommilfion 
über die Competenz der Bundesverfammlung nad) den: 56. Art. 
der Schlußacte entgegen ftellen muß. 

Die frühere Verfaſſung des Herzogthums Holftein befindet 
fih nad der königlichen Konfirmation der Privilegien vom 
17. Auguft 1816 eben jo wenig in anerkannter Wirkfamfeit, als 
fte fidy vor derfelben in Wirkſamkeit befand. 


*) Bergl. Privilegien Sammlung ©. 59. 
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Ich erlaube mir nun noch einen Augenblid die Aufmerkjantkeit 
diefer hohen Verfanmlung für die Suppofition in Anſpruch zu 
nehmen, daß der Fall, welchen der 56, Artikel der Schlußacte 
unterftellt, wirklich vorhanden wäre. Dieſe Suppofition führt 
zunachft auf die Bemerfung, dab alddann die Bundesverfammlung 
außer dem Falle |pecieller Garantie oder ausgebrochener Unruhen 
zur Handhabung des Inhalts jenes Artifel3 durch die Bundes- 
gefeßgebung nicht weiter auctorifirt if, 


Abgejehen Hiervon würde, wenn die frühere Berfaflung 
Holfteins fih in anerfannter Wirffamfeit befände, die Folge 
davon fein, daß eine Verfaflung wieder hergeftellt würde, Die 
den gegenwärtigen Staatöverhältnifien nicht mehr entjpräche, eine 
Berfaflung, wonach die Landftandfchaft auf Prälaten, ritterſchaft⸗ 
lichen Gutsbeſitzern und einer Anzahl von Städten beruhte, und, 
außer den Töniglichen Landdiſtricten, der dritte Theil des Herzog- 
thums Holftein, mit den Städten Glückſtadt und Altona, durch 
aus nicht vertreten war, kurz alle Bortheile fi) auf Seiten 
des privilegirten Adels, alle Nachtheile ſich auf Seiten des 
Bürger- und Bauerftandes finden. Daß die Einwohner, ſelbſt 
der ehemald repräfentirten Städte, nicht in den Wunſch von 
Prälaten und Ritterfchaft einftinmen werden, dafür bürgt, außer 
früherer Erfahrung, der Umftand, daß ſolche Städte auf Land: 
tagen nicht mehr Stimmrecht hatten, als jedes einzelne ritter- 
ſchaftliche Individuunm, wie letzteres nur eine Virilſtimme. 


Eine ſolche Verfaſſung würde auf unverfaſſungsmaͤßigem 
Wege nicht wieder abgeändert werden koͤnnen. 


Das heißt, es würden Inſtitutionen, die den Forderungen 
und Verhältniffen der Zeit, der gleichen Vertheilung der Staatö- 
laften, Turz jeder vernünftigen, durch die heiligfte Negentenpflicht 
gebotenen Rüdficht auf die Befteuerungsfähigkeit der Unterthanen 
entfprechen, in wie weit file beftehen, über den Haufen geworfen, 
in jo weit fie Durch Die Erfüllung bes 13. Artikels der Bunbes- 
acte noch in Der Abficht des Königs Tiegen, feiner Macht wie 
feinem Willen entzogen fein. — 
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Freilih Lautet der Schluß des Antrags der Neclamanten 
wie folgt: 

„va endlich die holfteinifchen Prälaten und Ritterjchaft 
„weit entfernt find, eine Umgeftaltung ihrer Landesver⸗ 
„faſſung in zeitgemäßere Formen, irgend ein Hinderniß 
„in den Weg legen zu wollen, fie vielmehr die Begründung 
„derſelben für das dringendſte Landesbedürfniß erfennen, aud) 
„vornehmlich in Rüdficht ihrer Ichleunigeren Herbeiführung 
„Hoffnung aus der nachgeſuchten Vermittelung jchöpfen, 
„ſo wolle eine hohe Bundesverjammlung Hochgeneigteft 
„dahin vermitteln, daß die hieſigen Prälaten und Ritter: 
„haft doch bis zum erwünschten Eintritte dieſer neuen 
„Berfaflungsordnung in ihrer rechtlich befteheuden, Tandes- 
„herrlich anerfannten Berfaflungsgerechtfame in alle Wege 
„geſchuͤtzt, ingleichen ihre Vorfchläge in Hinficht der ein- 
„zuführenden Veränderungen vernommen und berüdfichtigt 
„werden, bie Dermalen in anerkannter Wirkſamkeit rechtlich 
„Deitehende Verfaſſung aber, nach den Worten des 56. Art. 
„der Schlußacte, anders nicht als auf dem in dieſer 
„Verfaffung jelbft Tiegenden Wege abgeändert werben 
„möge”. 

Prälaten und Ritterfchaft werben in Betreff der zeitgemäßen 
Umgeftaltung einer Verfaffung, welche fie jelbft jehr bezeichnend 
ihre nennen, welche aber Dad Land gewiß nicht feine nennen 
möchte, jo deutlich, daß wer ganz Klare Worte verfteht, gerade 
hierdurch won der oft gedachten Schlußfolge noch mehr überzeugt 
werben muß, daß für Se. Majeftät die Erfüllung des 13. Art. 
der Bundesacte durch Begründung der Competenz der Bundes⸗ 
verfammlung nach dem 56. Art. der Schlußacte fortan unmöglich 
gemacht wäre, es jei denn DaB eine neue Verfaſſung von 
Unterthanen nehmen ftatt fie ihnen zu geben, als Erfüllung des 
13, Art. der Bundesacte, als Vorſchrift und Geift der Bundes⸗ 
gefeßgebung, angejehen werben Eönnte. Daß Dies Die Folge fein 
würde, wenn je ein Antrag wie der von Brälaten und Ritter 
ſchaft berüdfichtigt werden koͤnnte, Daß ſelbſt von Errichtung einer 
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Berfaflung auf Dem Wege des Vertrags da nicht mehr Die Rede 
fein könnte, wo die mit ihrem Souverän paciscirende Glafle der 
Unterthanen, neben dem Beſitze einer fie wie feine vernünftige 
begünftigenden, in anerkannter Wirkfamfeit befindlichen Berfafjung, 
noch den Bundesſchutz für die Fortdauer dieſes Beſitzes hätte, 
muß jedem, der die Anträge von Prälaten und Ritterſchaft in 
ihren von ihnen ſelbſt Schon hinlänglich bezeichneten Folgen er- 
wägt, zur Evidenz werden. 

Daß rechtliches Gehör in einer Staatsfache, wie der von 
Cognition über das Befteuerungsrecht der Zöniglihen Regierung 
auf den Grund der Privilegien, wohl ehemals bei den Reichs» 
gerichten, nicht aber bei den Landesgerichten oder bei einem aus⸗ 
wärtigen Spruchcollegio für fie gefunden werben fönne, muß ſchon 
ganz einfach aus der allgemeinrechtlichen Begränzung hervorgehen, 
welcher der Begriff einer Prozeßſache unterliegt, worunter Seine 
Majeſtät Allerhöchſtihre Souveränitätsrecyte zu begreifen nicht 
gemeint fein können. 

Es ift bereit3 angeflihrt worden, hier wie in ber Denkſchrift, 
daß, ald im Jahre 1802 Prälaten und NRitterfchaft wegen ver- 
meintliher Verletzung ihrer Privilegien durch Die Verordnung 
emer Grund⸗ und Benutzungsſteuer der Recurs an Die Reichs⸗ 
gerichte offen fand, fie vorzogen den Rechtsweg nicht zu betreten, 
und fich diefer Steuer unterwarfen. 

Daß in diefer Beziehung. der Bundesverfammlung nicht 
zufteht, die Kompetenz der Reichögerichte zu erſetzen, weiter als 
die Artikel 60. und 61, der Schlußade ihre Dazwiſchenkunft 
begründen, ift gleichfalls bereit3 angeführt worden und feinem 
Bweifel unterworfen. 

Erwägt man noch den 55. Artikel der Schlußace: „ben 
ionveränen Fürflen Der Bundesftaaten bleibt überlaffen, Diele 
innere Landesangelegenheit, mit Berüdfichtigung jowohl der 
früherhin gefeßlich beftandenen ſtaͤndiſchen Rechte, ald der gegen» 
wärtig obwaltenden Verhaͤltniſſe zu ordnen”, in feinem Zufammen- 
hange mit dem nachfolgenden 56. Artikel, jo leuchtet ein, Daß bie 
Vorausſetzungen des Falles, den Ießteren unterftellt, nicht in ber 
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Konfirmation der Privilegien der Prälaten und Ritterſchaft ge- 
funden werden Tönnen. 

Es behält vielmehr die Beſtimmung des 55. Artikels der 
Schlußacte für Das Recht wie für die Bundespflicht der Tönigl 
Regierung ihre volle Wirkfamkeit, den 13. Artifel der Bundes: 
acte in Vollzug zu fegen, und wird hiernach, unter möglichfter 
Berüdiichtigung älterer Rechte, die Tünftige Verfaſſung des 
Herzogthums Holftein dem Gulturflande des Landes und feinen 
übrigen VBerhältniffen und Bedürfniſſen angepaßt, allein als ein 
Geſetz erfcheinen, nicht aber als ein mit einem der ehemaligen 
Stände abgefchlofjener Staatsvertrag. 

Die Beit betreffend, warn die neue Verfaſſung gegeben 
werben wird, muß ich für den Kal, daß der Bund zur Ein 
forberung einer Erklärung hierüber Anlaß findet, welchen jedoch 
die vorliegenden Anträge von Prälaten und Ritterfchaft ausge: 
führtermaßen nicht begründen, und wobei daher der Föniglichen 
Regierung Feine andere Linie vorgezeichnet werben dürfte, als 
denjenigen Regierungen, weldge Die Ausführung des 13. Artifeld 
der Bundesacte nicht beeudiget haben, ſolche &rklärung zwar 
meinem allerhoͤchſten Hofe vorbehalten, gleichwohl, mit Beziehung 
auf das erftattete Gutachten, bereits bemerfen, daß Vorſchriften 
des roͤmiſchen Rechts nicht wohl geeignet ſein möchten, in Rück⸗ 
fiht der Zeit der Erfüllung des 13. Artifeld der Yundesacte eine 
Norm abzugeben. 

In fofern übrigens auch des Herzogthums Schleswig erwähnt 
ift, glaube ich bemerken zu müſſen, daß eme ſolche Erwähnung 
als völlig unflatthaft betrachtet werden muß, indem es weltfundig 
ift, Daß gedachtes Herzogthum weder mit dem ehemaligen deutſchen 
Reiche in irgend einer Verbindung geftanden hat, noch zu den 
deutſchen Bundesſtaaten gehört, und daß folglich die für diefe 
vereinbarten Verhältniffe ihre Wirkſamkeit auf dieſes Land nicht 
erſtrecken koͤnnen. 

Indem die königliche Regierung zur Vollziehung des 13. 
Artikels der Bundesacte wie bundesgeſetzlich verpflichtet, ſo de⸗ 
rechtigt iſt, holſteiniſche Praͤlaten und Ritterſchaft auch in dieſer 
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Rückficht Wünfche in ihren Anträgen ausgeſprochen haben, welche 
fegtere indeſſen in ihrem andermeitigen Gegenftande ein Betitum 
enthalten, das mit der Erfüllung des 13. Artikeld der Bundes- 
acte für Holftein in Widerjpruch fteht, jo muß ich darauf antragen, 
Reclamanten mit ihren Anträgen abzuweijen. 

Hierauf wurde von der Bundesverfammlung befchloffen: 

Die Erflärung ber Königlich dänischen, herzoglich holſtein⸗ 
und Tauenburgifchen Gefandtfchaft der Reclamations⸗Commiſſion 
zur weiteren Srörterung und zum Vortrage zuguftellen. 


Die jo entjchiedene Erflärung Dänemarks verurfachte eine Ber: 
theidigung des Bundestagsausſchuſſes. Jedoch Eonnten fi) Die Mits 
glieber deſſelben zu einer übereinftimmenden Erklärung nicht einigen. 
Jeder Derjelben gab daher fein Votum beſonders. Zuerſt der Berichte 
erftatter, Graf Beuſt, danı Frhr. von Wangenheim und endlich 
Frhr. v. Leonhardi. Wir lafjen nun zuvörberft das Gutachten 
dee Grafen v. Beuft folgen. Er fagte: 

Der Zwer der Erklärung der Eöniglich-berzoglichen Gefandt: 
ſchaſt ift von ihr jelbft dahin angegeben, zu zeigen, daß man in 
dem Gutachten über Begründung und Umfang der Gompetenz 
hoher Bundesverfammlung weiter gegangen jei, als die vorliegende 
Beſchwerde und ald auf eine einjeitige Darftellung, ohne Praͤjudiz 
für die königliche Regierung, geichehen Tönnen. 

Sie ſchließt mit dem Antrage: die Reclamanten mit den 
ihrigen abzuweljen, und enthält im Wefentlichen Folgendes : 

1. Es jei widerfpredhend, die Competenz der Bundesver- 
fammlung zugleich durch den 13. Artifel Der Bundesacte und den 
56. der Schlußacte begründen zu wollen. 

2. Es exiftire feine landſtaͤndiſche Verfaſſung Holfteins, auf 
deren Beſtehen in anerkannter Wirkſamkeit die Landſtaͤnde Hol- 
ſteins fich beziehen fönnten, und ed habe nur gejagt werben koͤnnen, 
daß Die Landftände Holfteind fih einft im Beſitze des Steuerbe⸗ 
willigungsrecht8 befunden hätten, was ihnen allerdings im Sabre 
1460 von König Ghriftian I. ertheilt worden fei. 

3. Diejed Steuerbewilligungsrecht fei aber erlofchen und es 
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ift dafür in der gedachten gefandfchaftlihen Erklärung Mehreres 
angeführt worden, Denn, indem nicht in Abrede geftellt worben 
ift, daß die Landesprivilegien bi zu Anfang des 18. Jahrhun⸗ 
dert8 von NRegenten zu Negenten beitätigt worden wären, fährt 
jene Erklärung fo fort: Der Zauf der Zeit habe Die wejentlichften 
Veränderungen in die Wirkfamfeit der Stände und namentlid) 
ihres Steuerbewilligungsrecht? berbeigeführt, Der weſtphäliſche 
Friede und die feitdem fortgefchrittene Entwidelung der Landes⸗ 
hoheit, die Errichtung ftehender Heere, welche die Einführung 
ſtehender Grundabgaben nady ſich gezogen hätte, und aud die 
Beftimmung des Reichsabſchieds von 1654, $. 180, „daß Die 
Sandjaflen zum Defenfionswerfe unweigerliche Beiträge leiften 
müßten”, hätten auch auf Holftein ihren nothwendigen Eiunfluß 
geäußert. 

So hätten ſchon die Landſtände auf dem in Junius 1663 
zu Kiel gehaltenen Landtage in ihrer Replik geäußert: ob die 
von ihnen zu bewilligenden Gelder freiwillige oder jchuldige Bei— 
ftener wären, Darüber wollten fie nicht ftreiten, fie wollten jedoch, 
ohne Nachtheil ihrer Privilegien, annehmen, daß es reichsſchluß⸗ 
mäßige Schuldigfeit jet. 

Im Jahre 1675 fei der letzte Landtag gehalten ımd un: 
vollendet abgebrochen worden. Durch die Steuermandate vom 
31. October 1689 und 11. Januar 1690 fprächen die Landes⸗ 
beren jchon ihre Befugniß aus, wenn nad ihrem Erachten Feine 
Landtage gehalten werden könuten, ohne der Landitände Ein: 
willigung Steuern auszufchreiben. Darnach fei e8 auch ferner 
gehalten und Die Landftände wären nie wieder zufammen berufen 
worden. Nur einmal wären Praälaten und NRitterfchaft in den 
Sahren 1744 convocirt worden, als fie um Erlaß oder Milderung 
einer ihnen auferlegten Steuer gebeten hätten. Bei Liefer, nad) 
dem Gonvocationspatent weder von der Landesherrſchaft noch 
von Prälaten und Nitterfchaft ald ein Landtag angefehenen Ver: 
Jammlung wäre Prälaten und Ritterjchaft eröffnet worden, Daß 
der Landesherrſchaft das unbejchräufte Beſteuerungsrecht zuftebe, 
und wegen ber gejebgebenden Gewalt hätten Prälaten und 
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Ritterfchaft erklärt, Daß fie fich zu bejcheiden wüßten, daß ſolche 
an und für ſich Seiner königlichen Majeſtät und hochfürftlichen 
Durchlaucht allerdings zuftehe, ihnen Dagegen nichts als obsequli 
gloria übrig fei. 

Beim Schluffe der Verfammlung wäre Prälaten und Ritter: 
ſchaft eine Iandesherrliche Reſolution vom 27, April 1712 eröffnet 
worden, welche beftinme: daß die von Prälaten und Ritterfchaft zu 
erhebende ordinäre Kontribution bei Friedendzeiten niemals erhöht, 
noch bei Kriegszeiten einige extraordinäre Contribution ohne un: 
umgängliche Nothwendigfeit ausgeſchrieben, folchenfall® aber Praͤ⸗ 
laten und Ritterjchaft Dennody vorher zu einer Landtagsverſamm⸗ 
lung, die nur viele Weitlänfigkeiten und Koſten verurfachen würde, 
nicht convocirt werben ſollten. 

Diefe Nejolution und die damalige Beftätigung der Privi- 
legieu, welche ausdrücklich nach Maaßgabe deſſen, was bei Diefer 
Berfammlung verhandelt worden, erfolgt fei, wäre von Prälaten 
und Ritterfchaft ausdrücklich anerkannt und in ihrer zu dem Eude 
am 4. Juni 1712 den landesherrlichen Commiſſarien eingereichten 
Erklärung gejagt worden: daß fie die ertheilten Eöniglichen und 
fürftlichen diplomata confirmationis, wie aud) Die ratificationis 
mit aller: und demüthigften Nejpecte acceptirten. 

Später wäre indeß Prälaten und Ritterfchaft erflärt worden, 
e8 fei nicht die Meinung gemwefen, ihnen alle Hoffnung auf Mit- 
derung der Sontribution zu nehmen und die Landtagsverſamm⸗ 
lungen in totum aufzubeben, jondern man Habe fich nur deßhalb 
jo explicirt, weil bei unentbehrliher Auejchreibung einer extra- 
ordinären Sontribution in Friedenszeiten (? Schreibfehler Kriegs⸗ 
zeiten) dann und wann folche prefjante Caſus einzutreten pflegten, 
dag nicht vorher weitläufige Zuſammenkünfte darüber gehalten 
oder felbige einen Verzug leiden könnten. 

Dieje Erklärung hätte an der Rejolution vom 27. April 1712 
nichts geändert. Seit dieſem fei Fein Landtag gehalten worden, 
nody eine Bonvocation von Prälaten und Ritterſchaft erfolgt. 
Die Landesherrſchaft habe, jo oft e8 erforderlich gewefen, Steuern 
ausgefchrieben und im Laufe des 18. Sahrhunderts, neben ber 
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ordinären Gontribution, mehrere Steuern allgemein angeordnet. 
Alle Unterthanen (Prälaten und Ritterfchaft nicht ausgenommen) 
hätten diefe Abgaben ohne Widerſpruch bezahlt; erft im Sabre 
1802 hätten Prälaten und Ritterjchaft fidh der damals angeord⸗ 
neten Benußungsftener von allen liegenden Gründen zu entziehen 
gefucht, al3 fie aber durdy Nejolution vom 17. December 1802 
zurüd und von dem König auf fein unbejchränftes Befteuerungs: 
recht verwielen worden, in einer am 18. Januar 1803 gehaltenen 
Generalverfammlung befchloffen, fich jener Refolution zu fügen. 
Defjen ungeachtet hätte ein Theil der Ritterſchaft — viele, aud) 
die zur recipirten Ritterſchaft nicht gehörigen Beſitzer ritterfchaft: 
liher Güter, hätten ihre Nichttheilnahme an diefem Schritt aus: 
drüdlicd erklärt — im März 1803 über Steuerfreiheit rechtliches 
Gehör bei dem höchſten Landesgerichte angefucht, aber nicht erhalten, 
den Damals offen geftandenen Necurs an die Reichsgerichte aber 
nicht ergriffen und die 1802 ausgejchriebenen Steuern nebft den 
Ipäteren Erhöhungen bezahlt. 

Sm Sjahre 1806 fei das deutſche Reich aufgelöft und Hol- 
ftein bis zur Errichtung des deutſchen Bundes der däniſchen 
Monarchie einverleibt worden, und fchon Die Hinweifung auf 
dieſes Greigniß würde genügen, um den Ungrund bes Anführens, 
in Hinfiht der ununterbrodhenen Fortdauer der ftändiichen Ge- 
rechtfame in Frage, Darzuthun. 

4. Durch die landesherrlihe Konfirmation der Privilegien 
der Prälaten und Ritterfehaft fei die angeblich anerkannte Wirk: 
ſamkeit der holfteinifchen Landesverfaſſung eben jo wenig berbei- 
geführt worden. 

Die Eonfirmation Friedrichs IV. vom Sabre 1712 hätte die 
Privilegien nur nad) Maaßgabe defjen confirmirt, was bei der 
in diefem und tem vorigen Jahre gehaltenen Landtagsverſamm⸗ 
Iungen verhandelt worden, und hätten die Landesherrn ſolche 
BVrivilegien dahin verbeſſert und extendirt, daß Prälaten und 
Ritterſchaft und ihre Nachkommen, außer dem vorigen ungehin- 
derten Genuß, auch fich deſſen allen, was ihnen mittelft einer 
Eommifltond- Refolution den 25. Januar 1712, welche hiermit 
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auf gewifle Weiſe ratihahirt werde, zufolge gehabter Anftructionen 
und Ordres verfproden worden, zu erfreuen haben follten. Die 
Gommilfions- Refolution und die Ratifteation derfelben hätten 
aber ausdrüdli) den Wortinhalt der früheren Privilegien bes 
ſchränkt, und wenn Die Landesherrn in der Beftätigung dieſe be 
Ichränfende Commiſſions⸗Reſolution eine Verbefferung der Privi⸗ 
legien genannt hätten, ſo gehe Daraus ganz deutlich hervor, daß 
fie die Privilegien nur in joweit als rechtsgültig betrachtet hätten, 
als fie zur Beit der Gonfirmation auch wirflid, in Ausübung 
gewejen wären. 

Da von 1675 bis 1711 oft Steuern ohne Landtage nach 
eigenem Ermeſſen landesherrlich ausgejchrieben worden wären, 
jo fei es auch einleuchtend, dab für Prälaten und Ritterjchuft 
dad Verfprechen, Die ordinäre Kontribution in Friedenszeiten 
nicht zu erhöhen und ohne Nothwendigkeit feine extraordinäre 
auszufchreiben, eine Verbeſſerung ihrer Privilegien gewefen fei. 

Dieſes führe unmittelbar auf den entfcheivenden Geſichts⸗ 
punft bei Beurtheilung der Confirmation der Privilegien. Die 
vormaligen Landesprivilegien wären nicht Prälaten und Ritter 
ſchaft für ſich, ſondern PBrälaten, Ritterihaft, Städten und Stän- 
den und gelammten Eimvohnern erteilt, und früberhin auch eben 
diefen beftätigt worden. 

2ebteres jei aber ſchon beinahe yunbert Sabre nit mehr 
geichehen. König Chriftian VI. habe am 12. März 1731 zwar 
die Privilegien der Prälaten und Ritterſchaft beitätigt, nicht aber 
die Privilegien der vormaligen Landſtände, und eben jo wenig 
bezögen fich die fpäteren &onftirmationspatente und auch nicht 
dad am 17. Auguft 1816 von des jeßigen Königs Majeftät er- 
theilte, auf die Privilegien der vormaligen Yandftände, fondern 
lediglich auf fpeziele Vorrechte von Prälaten und Ritterfchaft. 
Die Beftätigung folder Vorrechte könne eine veraltete Landes⸗ 
verfafjung nicht wieder zur Wirfjamfeit bringen und es gebe 
daraus zugleich hervor, daß die Iandesherrliche Zufage, bei Ueber: 
nahme des vormald großfürftlichen Antheils von Holftein, daß 
Holftein und alle Einwohner beijelben, fowie vornehmlich Prä- 
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laten und Nitterjchaft, bei ihren Vorzügen, Freiheiten und Ger 
rechtigfeiten, welche fie bisher genofien, ungekraͤnkt gelaffen wer- 
den follten, in Beziehung auf eine damals Tängft nicht mehr 
eziftirende Landſtandſchaft von Feiner Wirkſamkeit fein können. 

Die Föniglide Konfirmation vom 17. Auguft 1816 fei zu 
einer Beit ertheilt worden, wo die Regierung ihre Rechte gegen 
unangemeljene Anträge von Praͤlaten und Ritterfchaft ausführen 
müflen, und werde niemand annehmen, daß die Abficht weiter 
gegangen fei, als die Privilegien von Prälaten und Ritterfchaft 
fo zu beftätigen, wie fie nad) der Einwirkung von Ereigniffen, 
Beitverbältnifjen, veränderten Staatseinrichtungen und Bedürf— 
niſſen bi8 dahin geblieben wären. Könnte die koͤnigliche Confir⸗ 
mation von 1816 einen weiteren Sinn zulaflen, jo würde aud 
nichts hindern, Die volle Herftellung des Privilegtums Königs 
Chriſtian L von 1460 anzunehmen, ftatt jene auf den Status quo 
von 1773 zu moderiren. 

Die frühere Verfaflung des Herzogthums Holftein befinde 
fi nad) der Föniglihen Gonfirmation der Privilegien vom 17. 
Auguft 1816 ebenfowenig in anerfanuter Wirkſamkeit, als fte fi 
vor berjelben in Wirffamfeit befunden hätte, 

5. Wäre von lebterem aber auch ja das Gegentheil und 
träte der des 56, Artikels der Schlußacte ein, jo würde doch die 
Bundesverfammlung, außer dem Fall Tpezieller Garantie oder 
ausgebrochener Unruhen, zur Handhabung jenes Artikels nicht 
ermächtigt fein. 

6. Eine andere Folge von jener Vorausſetzung würde die 
Wiederherftellung einer in jeder Hinficht zeil-ungemäßen Ber: 
faflung fein. 

7. Rechtliches Gehör Tönne in einer Staatsſache ber vor- 
liegenden Urt nicht verfluttet werden, und die Bundesverſamm⸗ 
Iung nicht weiter, ald der 60. und 61. Artikel der Schlußacte 
ihre Dazwiſchenkunft begründeten, die Competenz der Reichöge- 
richte erjeßen. 

8. Die Beftimmung bes 55. Artifeld der Schlußacte behalte, 
für das Recht, wie für Die Bundespflicht der Föniglichen Regierung, 
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ihre volle Wirkjamfeit, den 19. Artikel der Bundesacte in 
Bollzug zu jeben und würde hiernach, unter möglichfter Berück⸗ 
fihtigung älterer Rechte, die Fünftige Verfaſſung des Herzog- 
thums Holftein dem @ulturftande des Landes und feinen übrigen 
Berhältniffen und Bebürfniffen angepaßt, allein als ein Geſetz 
erfeheinen, nicht aber ald ein mit einem der ehemaligen Stände 
abgejchloffener Staatsvertrag. Wegen der Zeit mülle der Fönig- 
lichen Regierung die Erklärung vorbehalten werden ; die Anträge 
von Praͤlaten und Ritterfchaft Fönnten feinen Anlaß, dieſe auf: 
aufordern, begründen, und römiiche Gejebe hier Teine Norm 
abgeben. 

9. Die Einmiſchung Schledwigs ſei ganz unftatthaft. 

So weit die vorläufige Erklärung der Eöniglichcherzoglichen 
Geſandtſchaft, von welcher für ihren allerhöchiten Hof eine nähere 
Ausführung und Nachweiſung für den Fall fich vorbehalten wor-. 
den ift, daß ein nach den Geſetzen des Bundes und der Com⸗ 
petenz dieſer hohen Verſammlung geeigneter Anlaß dazu fich 
ergäbe. 


Gutachten. 


Die dem Vortrage, weil er zum Theil mißverftanpen worden 
fein dürfte, in der Erklärung der koͤniglich-herzoglichen Gefandt- 
haft bie und da gemachten Vorwürfe übergeht man, ungeachtet 
jene Erklärung fi) wohl auch Darauf hätte beſchränken Tönnen, 
die Fönigliche Konfirmation vom 17. Auguft 1816 in ein anderes 
Licht zu ftellen, und zu zeigen, Daß Die Bedingung nicht vorhan- 
den fei, auf welcher die Annahme der Kompetenz hoher Bundes» 
verfammlung in diefer Angelegenheit nad) dem 56. Artikel der 
Schlußacte beruhte. Dieſſeits will man daher Lediglich feine unziel- 
jeglichen Anfichten über Die einzelnen Bemerkungen der Gefandt- 
Ihaft eröffnen. 

Ad 1. 

Der Widerſpruch, den das biefleitige Gutachten darin ent» 
halten fol, daß die Competenz hoher Bundesverfammlung gleich⸗ 
zeitig ans dem 13. Art. der Bunbesade, verbunden mit Dem 

Dritter Theil. 7 
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54. der Schlußacte und dem 56, der letztern — dieſes gejchah 
nur unter einer gewillen Vorausſetzung — begründet werben 
ſolle, kann man nicht dafür erfennen. Der Sinn war diefer. 
Jeder deutſche Bundesftaat ſoll nach dem 13. Artifel der Bundesacte, 
verbunden mit dem 54. der Schlußacte, eine landftändijche Ver: 
faffung haben. Iſt eine neue von ihm eingeführt, oder, was der 
Wirkung nach gleich ift, eine ſchon beftandene erhalten worden, 
fo fol fie nach dem 56. Artifel nur auf verfaffungsmäßige Weife 
wieder abgeändert werden können. Angenommen nun, eine 
Regierung hätte eine beflandene oder beftehende Verfaſſung er- 
neuert, aber weder Diele noch eine neue ing Leben treten laſſen, 
fo wären auch die Drei gedachten Artikel zugleich von ihr uner- 
füllt geblieben, und ed möchte in einer Klage Darüber nicht wider: 
ſprechend fein, Die Zuftändigfeit Hoher Bundesverfanmlung gleich- 
zeitig aus jenen verfchiedenen Gefetzbeſtimmungen zu einem Zwecke 
abzuleiten, Der nicht weiter ging, als fich die Erklärung ber 
koͤniglich herzoglichen Regierung zu erbitten. 
Ad 2, 

Daß „nolftein Feine landftändifche Verfaſſung Habe, weil 
deſſen Landftänden einft nur das Steuerbewilligungsredht zuge- 
ftanden worden wäre, bürfie fchon im Allgemeinen, und von den 
bejondern Berhältnifjen Holfteind abgejehen, Fein ganz jicherer 
Schluß fein. In wenig deutichen Staaten, deren fländifche Ver⸗ 
faſſung aus früherer Zeit herrührt, beruht dieſe auf gejchriebenen 
Conſtitutionen, wie fie die neuere Zeit geboren hat, und ed kann 
ihnen Deswegen eine landſtaͤndiſche Verfaſſung nicht abgefprochen 
werden. In mehreren find die Rechte der Landſtände meift auf 
einem durch Landtagsabſchiede, Iandesherrliche Zuficherungen und 
Reverje janktionirten Herfommen gegründet, beftehen in mehr 
und weniger ihnen ertheilten einzelnen Befugniljen. 

Hingegen möchte in Holftein eine öffentliche Verfaſſung recht 
förmlich entftanden, der Unterverwerfungdvertrag, über deſſen 
Nothwendigfeit zur Entftehung der Herrichergewalt die Theorie 
fireitet, nebit dem Verfaſſungsvertrage wirflih da fein. Denn 
al8 am 4. Dezember 1459 mit dem Grafen und Herzoge Adolph 
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aus dem jhaumburgifhen Haufe der mänulihde Stamm der 
holſteiniſchen Schauenburger ausging und die Landftandfchaften 
von Schleswig und Holftein den König Chriftian I von Dänemarf 
zu ihrem Fünftigen Regenten wählten, fo geftand biefer ihnen 
dagegen, nebft der allgemeinen Beitätigung aller früheren Rechte 
und Sreiheiten jämmtliher Bewohner jener Lande, zum 
Theil vor der Huldigung, die $. 1 der Denkſchrift, näher ange- 
gebenen Rechte zu. Dieſes ift auch in der Erklärung ber Eönig- 
lich-herzoglichen Geſandtſchaft nicht in Abrede geftellt, und nur 
in dem mit 3) bezeichneten Theile derſelben Die gänzliche ober 
theilweife Aufhebung jener Befugniffe darzuthun gejicht worden. 
Ad 3. 

Die Rechte der Stände, namentlich in Anſehung des Steuer- 
bewilligungsrechts, follen verloren gegangen fein durch den Lauf 
der Zeit, in Folge des weitphäliichen Friedens, der beftehender 
Heere und durch gewille andere in der gefandichaftlichen Erklärung 
erwähnten Umflände. 

Auf den Lauf der Zeit möchte fich vergeblich berufen worden 
jein, und fände auch Verjährung bier ftatt, wentgftend zu Allge- 
mein. Der weftphälifche Friebe hat, in Rüdficht auf das deutſche 
Reich, wo er Landftände fand, fie im Gegentheil als einen Be- 
ſtandtheil der deutſchen Landesverfaflung befeftigt, (Osnabrücker 
Friede, Art. V. F. 23,$. XL $. 115 XVM. 84 Gönner 
deutäches Staatercht, S. 251) und am mwenigften, was in Hol- 
ftein beftand, unbeachtet gelaffen, wie fich in einem andern Falle 
aus defjelben Osnabrücker Frieden, Art. VI, $. 5) ergiebt, in 
weldyen die holfteinifchen Lande von der fonft allgemein in 
Deutfchland gebotenen Aufhebung des Einlagers ausbrüd- 
li) ausgenommen wurden, in den Worten: Sed haec omnia 
Holsatiae constitutione salva et illaesa.. An ver Errichtung ſte⸗ 
bender Heere und der Beftimmung des $. 180 des Reichsab⸗ 
Ihieds von 1654 2c. mußte das Steuerbewilligungärecht in Frage 
jo wenig ſcheitern, als heute an dem 58. Artikel der Schlußacte, 
Der Unterſchied zwiſchen nothwendigen und freiwilligen Vand⸗ 
ſteuern, den ſchon das alte deutſche Staatsrecht kannte, iſt richtig, 
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hebt aber das Steuerbeiwilligungredht nicht nothwendig auf und 
kann auch bei den nothwendigen Steuern, 3. B. durch die Wahl 
der Befteuerungsart, wirffam werden (LXeift, deutſches Staatsrecht, 
$. 206-209). 

Die angeführte auf dem Landtage zu Kiel im Jahre 1663 
von den Ständen gejchehene Aeußerung, dürfte, fchon ihrer 
Faſſung nad, ganz unpräjudictell gemwejen jein, und aus bem 
erfolglos auseinander gegangenen Zandtage von 1675 ebenfowenig 
etwas folgen. Den Steuerausjchreiben vom Jahre 1689 und 90 
möchte im Allgemeinen die Ungültigkeit einjeitiger Vernichtung 
vertragsmäßiger Rechte entgegenftehen;; Die Beruhigung der Stände 
Dabei tft nicht nachgewiefen, fie werden für ein Werk der Not 
ertlärt und enthalten die Vertröftung auf Landtage, während den 
Ereigniffen der Jahre 1744 wohl nur Die nähere und feftere Bes 
flimmung für Die Bufunft: „die damalen feftgeftellte orbinäre 
Contribution von Eöfterlichen und adeligen Gründen in Friedens- 
zeiten jolle fünftig nicht erhöhet, eher vermindert, außerordentliche 
Sontridutionen in Sriegszeiten aber, außer in ganz dringenden 
Fällen nicht ohne Zuſtimmung des Landtags auögefchrieben wer: 
den 20.” rechtlich ald Folge, als Mobification der früheren Ver: 
faffung zugueignen fein dürfte Denn daß außerdem ein unbe- 
ſchraͤnktes Befteuerungsrecht ber Regierung, was durch einfeitige 
Debauptungen und Beilimmungen gegen beftehende Verträge wohl 
nicht erworben werben könne, von den Betheiligten ausdrüdtich 
oder durch ein qualifitcirtes Stillſchweigen anerkannt worden wäre, 
möchte, wenigftend zur Zeit, nicht nachgewiejen worden fein. Der 
nad Auflöfung des deutſchen Reichs dem Königreiche Dänemark 
erfolgten Einverleibung Holſteins — möchten auch die in ver: 
fchiebenen Deutjchen Staaten nad) Innen geltend gemachten Wir⸗ 
fungen der erlangten Souveränität rechtlich großen Zweifel 
unterlegen haben — will man jene bier nicht abjprechen, fie 
möchten aber nach dem Geſichtspunkt, aus welchen man bie 
töntglide Privilegien «Konfirmation vom 17. Auguft 1816 be- 
trachten zu Tönnen glaubt, wieder erlojchen fein. 
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Ad A, 

Da ferner von dem Herrn Gejandten bemerkt wird, daß 
durch die landesherrliche Konfirmation der Privilegien der Prär 
laten und Nitterfchaft Die anerfannte Wirkſamkeit der holfteinischen 
Zandesverfaffung nicht herbeigeführt worden ſei ꝛc., fo ift eine 
nähere Erörterung des Sinnes nothwendig, in weldem bie 
Fönigliche Konfirmation vom 17. Auguſt 1816 zu nehmen fein 
möchte. Es ift Dazu erforderlidh, auf die frühern landesherrlichen 
Sonfirmationen bis zum Sabre 1671 zurüdzugehen. 

In dem Jahre 1671 beftätigte König Chriftian V. die Pris 
vilegien, Freiheiten und Begnadungen, wie fie, von Alters ber 
von Grafen zu Fürften, von Fürften zu Königen, von Königen 
zu Fürften in allen Ihren Punkten, Clauſeln und Artikeln, von 
dem einen Privilegien zum andern begriffen, verschrieben, vers 
fiegelt, begnadet und gegeben feien, allermaßen biejelben wohl 
hergebracht, außer was in puncto electionis und — — im 
Herzogthum Holftein eingeführten PrimogeniturrechtS Darin ge⸗ 
ändert u. ſ. w. (Privilegienfammlung von Janſen und Hegewijch 
S. 221—225). 

Königs Chriftiand V. Nachfolger, König Friedrich IV., bes 
ftätigte unterm 27. April 1712 die Privilegien mit und unter den 
väterlichen Rejervaten vom Sabre 1671 und nad) Maßgebung 
befien, jo bei der 4711/12 gehaltenen Randtagsverfammlung ver: 
handelt worden (Privilegienfammlung S. 243 -246). 

König Friedrichs IV. Nachfolger, König Chriftian VL, be 
ftätigte am 12. März 1731 (unbedingt) alle und jede von feinen 
königlichen Vorfahren Prälaten und NRitterfchaft ertbeilte Pri- 
vilegien (Privilegienfammlung S. 254). 

Ihm folgte Friedrich V. und deilen Nachfolger, König 
Shriftian VII, wurden am 31. März 1766 und 13. Nov. 1773 
alle und jede, Prälaten und Ritterfchaft des Herzogthums Hol- 
ftein ertheilte Privilegien, Freiheiten und Geredhtigfeiten in allen 
ihren Punkten, Glaufeln und Inhaltungen ꝛc. (Privilegienfamml, 
©. 267 und 269), von des jetzt guädigft regierenden Königs 
Friedrichs VI Majeftät aber jelbige ganz in dem Maße beftätigt, 
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ſolches von Allerhöchſtdero Herrn Vaters Majeftät unter dem 
31. März 1766 und 13. Nov. 1773 geſchehen fei ($. 21. der 
Denfichrift und Des Vertrags.) 

Ungeadhtet nım die Beftätigungen der Könige Chriftian VI. 
und VII. ingleichen Die neuefte von des jeßigen Königs Majeftät 
die Beziehungen auf Das, was auf der Landtagsverfammlung von 
4711/12 geſchehen fei, nicht ausdrüdlich enthalten, jo will man 
doch annehmen, daß dieſes in der allerhöchſten Föniglichen Abficht 
gelegen, und es ift darum nothwendig, dem Gedaͤchtniſſe zu er: 
neuern, worin jene landtäglichen Verhandlungen beftanden haben. 

Durch die, der Denffchrift unter Nr. 5. beigefügten geheimen 
und Separat-Aıtifel des Altonaer Receſſes von 1709, war 
landeöherrli verabredet worden, Daß, wofern Prälaten und 
Ritterfchaft nad) Publicirung des Receſſes, durch welchen ihnen 
eine große Sontribution aufgelegt werben jollte, auf einen Land⸗ 
tag dringen würden, ihnen dieſer verweigert und lediglich eine 
Verfammlung der Praͤlaten und Nitterfchaft geftattet werden 
jollte, auf welcher fie nur ein votum consultativum hätten, und 
irgend einen Eingriff in Die landesherrlichen Territorial- und 
Hoheitsrechte fi) nicht erlauben dürften. Würden fie fih nicht 
fügen, jo follte die Verſammlung alsbald diffolvirt werben. j 

Gleich nach Publicirung des Necefjed drangen Prälaten und 
Ritterfchaft auf einen Landtag, undald nad) einiger Verzögerung 
die ftrengen Steuermandate wirklich erlaffen wurden, verdboppelten 
fie ihre Bemühungen, erhielten aber nur die verabredete Ver: 
fammlung zu Schleöwig. Hier unterhandelten fie fortwährend 
mit den Iandesherrlihen Commiſſarien um einen Landtag von 
Prälaten, Ritterfchaft und Städten, ingleihen um die Beftätigung 
der Privilegen. Endlich wurde unterm 14. Septbr. 1711 eine 
Landtagsverſammlung, jedoch nur von Brälaten und Ritterfchaft 
nach Rendsburg ausgefchrieben, (Anlage 6° ©. 80 der. Denk, 
ſchrift). Auf folcher begehrten Prälaten und Ritterfchaft einen 
Tag zur Töniglichen Huldigung und die landesherrliche Privilegien: 
beftätigung,, beides für ſich und die Städte, in Abſicht Der 
Steuern aber diefes: daß man auf diefem Landtage ſich wegen 
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der jährlich zu erlegenden Gontribution auf einen gewiſſen Fuß 
vereinbaren, Prälaten und Nitterfchaft aber mit Feiner extra: 
ordinären Contribution Fünftig belegen möge, fondern, wenn in 
Kriegszeiten Die Umftände es erfordern follten, ſolche vorher auf 
einem Landtage proponirt und ein Schluß darüber gefaßt werbe. 

Nach vielen fruchtloſen Bemühungen, verwilligten die Stände 
mehr und mehr, doc, allezeit unter der ausdrüdlichen Bedingung, 
daß zuvor die Verfaffung anerfannt würde. Endlich gaben Die 
Sommifjarien in Anfehung des Steuerpunfte® am 25, San. 1712 
folgende Erflärung: — ad Nr. 3. daß Regentes geneigt: — 
das der aller- und gnädigſten Herrichaft jonft unbejchränft zu⸗ 
ftehende ius collectandi dahin zu mobderiren, daß bei Friedens— 
zeiten bie ordinäre Gontribution, fo wie fie biöher in beiben 
Fürſtenthümern monatlich entrichtet worden, nicht allein nicht er- 
böhet, fondern, ſoweit es immer möglich, gemildert und bei 
Kriegszeiten, wenn die Nothwendigfeit erfordern wird, extra= 
ordinäre Auslagen auszufchreiben, ſolche vorher auf einer Land⸗ 
tagsverfammlung Prälaten und Ritterſchaft Dargethan werden 
tolle. 

Diefe Reſolution wurde unterm 27. April 1712 landes⸗ 
herrlich genehmigt, jedoch, was den Punft wegen der ordinären 
und extraordinären Gontribution betraf, in der Maße: „als 
welchen Wir dahin verftanden haben wollen, Daß Die, von 
Prälaten und Nitterfhaft zu erhebende, orbinäre Gontribution 
bei Friedenszeiten niemals erhöhet, noch bei Kriegszeiten einige 
estraordinäre Gontributionen, ohne die unumgängliche Noth: 
wenbigfeit ausgeſchrieben, ſolchen Falls aber Brälaten und 
Ritterjchaft dennoch vorher zu einer Landtagsverfammlung, die 
nur viele Weitläuftigfeiten und Unkoften verurfadyen würde, nicht 
conpocirt werben follen ıc. 

Prälaten und Ritterfchaft thaten gegen diefe bejchränfenpe 
Ratification dringende PVorftellung, bezogen fi) auf ihre Pri⸗ 
vilenien, nad) welchen,. außer der Fräuleinfteuer und der bei 
einer Hauptfächlichen Niederlage, den Ständen ohne vorherigen 
Zandtag Feinerlei Steuer angemuthet werben dürfe, ingleichen, 





104 


daß von ihnen alles, wozu fie fich verfländen, gerade nur unter 
der Bedingung der Beftätigung jener Privilegien zugejagt worden 
fei, und baten um Zurüduahme jener Beſchraͤnkung. 

Hierauf warb ihnen, nad) einigen Zwijchenacten, unter dem 
19. Juli 1712 eine landesherrliche Reſolution des Inhalts zu 
Theil: daß es nicht die landesherrliche Abſicht gewejen fei, ihnen 
die Hoffnung auch zur Milderung der ordinären Sontribution zu 
benehmen, und daß des Laudesheren Meinung auch nicht dahin 
gehe, alle Landtagsverfammlungen für Tünftig aufzuheben, jondern 
es hätten dDiejelben in der mehr angezogenen &laufel nur Derent- 
wegen fich jo explicirt, weil bei unentbehrlicher Ausfchreibung 
einer extraordinären Sontribution in Kriegäzeiten dann und wann 
ſolche prefiante Caſus vorzufallen pflegten, daß nicht vorhero 
weitläufige Zujammenkünfte darüber gehalten werden oder joldye 
einigen Verzug leiden Fönnten (Denkſchrift und Vertrag 8. 8. 
und Privilegienfanmlung an den in jener angeführten Orten). 

Sp weit, was auf der Landtagsverfammlung von 1711/12 
verhandelt und beflimmt wurde, und es möchte, folchen allem 
nach, der jüngften Föniglichen Sonfirmation vom 17. Auguft 1816 
in Anſehung des Befteuerungspunftes ſchwerlich ein anderer, als 
der Sinn beigelegt werden Fönnen: Prälaten und NRitterichaft 
von Neuem zu verfichern, Daß Die ordinäre Bontribution von 
Flöfterlichen und abeligen Gründen fortan niemals erhöhet, eher 
wo möglich vermindert, außerordentlihe Gontributionen aber, 
außer in dringenden Sriegsfällen, nicht anders, ald nad ge 
haltener Landtagsverſammlung ausgejchrieben werben jollen. 


Add. 

Wenn bier der hohen Bundesverfammlung bie Befugniß 
abgeiprochen werden fol, über die Erfüllung des 56. Art. der 
Schlußacte zu wachen, fo dürfte biefes mit dem 9. 17. 31. u. 33. 
faum in Einlaut zu bringen fein, während 

Ad 6. 
die Behauptung zwar gern zugegeben, indeſſen die darin aus⸗ 
gefprochene Bejorgniß durch die Erklärungen der Neclamanten 
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(find fie, wie nicht zu zweifeln ift, aufrichtig gemeint) größtentheils 
befeitigt wird. 

Wenn ferner 

Ad 7. 

von der Föniglich herzoglichen Geſandtſchaft bemerkt wird, daß in 
dieſer Staatsſache rechtliches Gehör nicht verftattet, Die Competenz 
der ehemaligen Reichögerichte Durch die hohe Bundesverfammlung 
nicht erfeßt und von dieſer nicht weiter eingefchritten werben 
könne, ald ihr das Recht dazu durch Die Art 60. und 61. Der 
Schlußacte gegeben werte, fo duͤrfte hier der Ort zu folgenden 
Bemerkungen fein. 

Faͤnde Hohe Bundesverſammlung jetzt oder Tünftig ihre 
Sompetenz in der Sache an fi auch nach dem 56. Artikel der 
Schlußacte gegründet, bie Verhältniffe aber zu eigner fofortiger 
Entſcheidung nicht geeignet, jo möchte ihr die Befugniß, Darüber 
ein gerichtliche® Verfahren einzuleiten, wohl kaum abzufprechen 
fein, wogegen, in dem Falle, daß den von den Neclamanten in 
Anſpruch genommenen Rechten der Character des BVerfallungs- 
mäßigen abgeiprochen würde und man nur fie ald gewille Pri⸗ 
vilegien betrachtete, fie allerdings — findet hierunter nicht in 
Holfein eine ganz befondere und abweichende Verfafjung ftatt, 
was nad) der Verpflichtung des Obergerichts zu Glückſtadt, über 
die allergnäbigfte Privilegien-Gonfirmation feftiglich zu halten, um 
jo weniger zu erwarten ift — den Gegenftand einer richterlichen 
Erörterung abgeben möchten, und hohe Bundesverfammlung fich 
dafür jelbft zu verwenden haben dürfte. Denn fo gewiß bie 
Ausübung des Rechts der Befleuerung an ſich eine Regierungs⸗ 
ſache ift, jo gewiß find bie aus befonderen Gründen von einzelnen 
phyſiſchen oder moralifchen Berjonen in Anfprud genommenen 
Steuerbefreiungen Feine Staatsfache, zu dem Privatrechte deſſen, 
ber fie behauptet, gehörig und darum zu einer rechtlichen Er- 
örterung geeignet. 

Wenn endlich 

Ad 8. 
für den Fall, daß von hoher Bundeöverfammlung eine anerkannte 
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Ständeverfallung nicht angenommen würde, nur dem . Tadel, 
wegen der diefjeitigen Beziehung auf römische Gejeßftellen, mit 
der zwiefachen Bemerkung begegnet wird, daß Das römifche Recht 
bier nur beftätigt, was die Vernunft fehon gebietet (ratio scripta) 
und übrigens es befannt genug ift, daß, wo der Gegenftand 
zwar eine Staatsſache, die zu enticheidende Frage aber Feine 
dem Staatsrecht eigenthümliche Sache ift, auch in Ddiefem die 
fremden Rechte ihre volle Anwendung finden, namentlich wenn 
von Verträgen, Verjährung, Nechtömitteln, Gradesberechnung und 
Prozeßgang die Rede tft (Gönners deutjches Staatsrecht, $. 23), 
jo möchte 
Ad 9. 

der letzte Bunft der gejandtichaftlichen Erklärung durch das, was 
hierüber in dem erften gutachtlichen Vortrage gejagt wurde, bereits 
feine Erledigung finden. 

Man hat unter diefen Umftänden fich durch Die Erklärung 
der Zöniglich = herzoglichen Gejandtichaft nicht veranlaßt finden 
fönnen, feine bet dem erſten Bortrage in der Sache geäußerten 
Anfichten zu Ändern, und da von der Geſandtſchaft fich eine 
nähere Erklärung vorbehalten worden tft, Darauf aniragen zu 
können geglaubt, fich dieje Binnen ſechs Monaten zu erbitten, 

Sollte hohe Bundesverfammlung indeß die Meinung von 
der Anwendbarkeit des 53. Artikeld der Schlußacte auf den vor⸗ 
liegenden Fall, beſonders auch um deswillen nicht theilen, weil 
die von des Königs Mafeftät Prälaten und Ritterfchaft am 17. 
Auguft 1816 neu beftätigten Gerechtfame den Charakter einer 
förmlichen Verfaſſung nicht hätten, wie ſolche gebachter Artikel 
der Schlußacte vorausſetze; jo möchte Die koͤniglich-herzogliche 
Regierung durch Allerhöchſtderen Geſandtſchaft zu erfuchen fein: 

1. die hohe Bundesverjammlung binnen einer gewiſſen 

Friſt in Kenntniß jeßen zu laffen, wie im SHerzogthume 
Holftein der 13. Artifel der Bundesacte erfüllt wor: 
den ſei; 

2. den Privilegien der Prälaten und Nitterfchaft des Her: 

zogthums Holfteins, namentlich in Anfehung des Steuer: 
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bewilligungsrechts, in der ihnen unterm 17. Auguft 1816 
neu zugefiherten und unter 3. dieſes Gutachtens näher 
zu deuten verfuchten Maaße auf Feine Weiſe die Wirk— 
ſamkeit zu entziehen; aud) 

3. in dem Falle, daß über deren Umfang zwifchen der aller: 
höchſten Negierung des Herzogthums Holftein und Präs 
laten und Ritterfchaft eine Verfchiebenheit der Meinungen 
obwalten follte, Tetteren auf Berlangen, und waltet 
bierunter nicht gefeßlich im Herzogthume Holftein eine 
bejondere abweichende Verfaſſung ob, von welcher der 
hohen Bundesverſammlung Wiſſenſchaft zu geben wäre 
das rechtliche Gehör deswegen nicht zu verfagen. 

Graf von Beuft. 


Non noch größerer Bedeutung war aber das Gutachten des 
württeınbergiichen Gejandten v. Wangenheim; es bildet den voll- 
fonımenen Wendepunkt in den Verfaſſungsſachen am Bundestage 
und gab Defterreihh die Veranlafjung zu einer förmlich gewalt- 
famen Behandlung der Gefchäftsordnung”). Wir laſſen e8 im 
Weſentlichen folgen: 

v. Wangenhbeims Gutadten. 

v. Wangenheim prüfte zuerft die von Dänemark angefochtene 
Competenz der Bundesverfammlung und begann feinen Bericht 
mit der gewiß richtigen Bemerkung, daß nidht Der oder 
jener dad Berfallungswerk in Deutjchland betreffende Artikel 
der Wiener Schlußacte, ſondern alle dieſe Artikel zufammenges 
nommen mit dem 53. an der Spike die Gompetenz der Bundes⸗ 
verfammlung begründeten, Daß aber der 54 Art. in Verbindung 
mit dem 53. allein genüge, um jede in Berfafjungsangelegen- 
heiten bei der Bundesverfammlung angebrachte Bitte Vetheiligter 
in Berathung zu nehmen und darauf zu befchließen. 

Durch den Art. 13 der Bundesacte und die Art. 53 und 54 
der Schlußacte jei Die Competenz der Bundesverjammlung in 


*) Siehe unten bie öfterreihifche Abſtimmung. 
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der Art begründet, daß fie befugt fei, jchon von Amtswegen über 
die Erfüllung der darin entfiandenen Beitimmungen zu wachen. 
Wenn fie aber Dazu befugt fei, jo ſei fie noch ausbrüdlicher 
Dazu ebenjowohl berechtigt ald verpflichtet worden, auf die von 
den Betheiligten gejchehene Nachweiſung, daß eine land» 
ſtändiſche Verfaffung den in jenen Artikeln enthaltenen Be⸗ 
flimmungen zuwider, nidyt Statt finde, die Erfüllung jener 
Beilimmungen zu bewirfen. Was die Bundesverfammlung 
zu thun babe, um Dies zu bewirken, ſei mit Ausnahme eines 
Falles, der aber kaum vorkommen werde, auf vollftändige 
Weife beftimnit. (Der ausdrüdlich nicht, implicite aber immer 
auch, vorgejehene Fall, fei der, Daß in irgend einem Bundes⸗ 
flaate eine Verfaſſung weder exiftire, noch je exiftirt habe.) 
Außer dieſem Falle habe ſich der Gejeßgeber mehrere verjchiebene 
Fälle gedadht, den nämlih, daß in irgend einem Bundesftaate 
zwar in früheren Zeiten, eine landſtändiſche Verfaſſung exiftirt 
habe, die aber nicht mehr in anerkannter Wirkjamftit beftehe; 
dann den, Daß in irgend einem Bundesſtaate eine Tandftändifche 
Verfaſſung in anerkannter Wirkſamkeit beftehe, und endlich Den, 
daß eine landftändiiche Verfaflung von dem Bunde befonder 8 
garantirt oder Jo auch nicht garantirt fein Eönne, 

Wir laffen nun die für das Bundesrecht und deſſen Fort: 
‚bildung außerordentlich wichtige ſich hieran ſchließende Deduction 
Wangenheims wörtlich folgen: 

In Beziehung auf den erften Fall, den nänlih, daß in 
früheren Leiten zwar in irgend einem Bundesſtaate eine land: 
ftändifche Verfaffung exiftirt habe, die aber nicht mehr in aner: 
fannter Wirkſamkeit beftebe, jeßt der 55. Artikel der Schlußacte 
feft: „den fouveränen (d.h. von fremder Obergewalt un 
abhängigen) Fürften der Bundesftaaten bleibt überlaſſen, 
dieje innere Angelegenheit (der Wiederherftellung einer landftän= 
diſchen Verfafjung, zwar ohne Ginmifchung des Bundes, jedoch) 
mit Berüudfichtigung ſowohl der früheren geſetzlich beftandenen 
ftändifchen Rechte, als der gegenwärtig obwaltenben Verhält- 
niffe, zu oronen”. 
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Ich habe hier in den Text des 55. Artikels die in Paren- 
thefe gejegten Worte eingefchaltet, um den Sinn dieſer geſetzlichen 
Beftimmungen Far auszufprechen und denfelben gegen ein. Miß- 
verftändniß zu fichern, zu welchem ein von dem Herrn Referenten 
(Seite 357 der Protokolle) gebrauchter Ausdruck die Veranlaffung 
geben könnte, Ich Außerte die Beforgniß, daß durch jenen Aus: 
drud ein Mibverftändniß des an fich Flaren Artikels veranlaßt 
werden koͤnne, ſchon während der Berathung über den erflen 
Vortrag, bei der Stelle, wo der Herr Referent jagt, daß (nad 
einer, jedoch nur noch problematijchen, Erklärung des 56. Ar: 
tifel8 der Schlußacte) die früherhin geſetzlich beſtandenen 
Berhältniffe bei der Erfüllung des 13. Urtifeld der Bundes- und 
des 54. der Schlußacte zwar berüdfichtigt werden könnten, 
aber niht müßten. 

Aus dem bier aufgeftellten Gegenfabe zwifchen „können“ 
und „müſſen“, dürfte vielleicht Die Behauptung abgeleitet wer: 
ben wollen, daß es bei der Erfüllung jener beiden Artikel Tedig- 
lich in die Willfür der Regierungen geftellt ſei, ob fie dabei 
die früherhin gejeßlich beitandenen ſtändiſchen Rechte berüd- 
fihtigen wollen cder nicht. Wer nun diefe Behauptung etwa 
aufftellen möchte, dürfte fih, zur Bekraͤftigung derfelben, auch 
noch anf den Schlußſatz des 53. Artifeld berufen, nach welchem 
die Anwendung der, in Gemäßheit der, im zweiten Abfchnitt 
der Bundesacte übernommenen Verbindlichkeiten, getroffenen 
allgemeinen Anordnungen auf die einzelnen Fälle den 
Regierungen allein überlaffen worden ift. 

Allein dieſe Behauptung wird leicht ald eine ganz unbegrün⸗ 
dete bargeftellt werden können. 

Denn zupvörderft iſt aus dem Jufammenhange, in weldyen 
die einzelnen Säbe des 53. Artifeld mit einander ftehen, der 
Sinn des Schlußfahes defjelben jo deutlich als möglich beftimmt. 
Sener Artikel jagt: Obwohl die Regel jede Einwirkung des 
Bundes in die innere Staatseinrichtung und Staatsverwaltung 
ausschließt; Jo ſoll doch, ausnahmsweiſe, dieſer Einfluß des 
Bundes auch auf jene Gegenftände der innern Staatseinrichtung 
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und Staatöverwaltung ausgeübt werben, in Beziehung auf welche 
ih die Bundesglieder im zweiten Abjchnitt der Bundesacte über 
bejondere Beftimmungen vereinigt haben, durch welche ge 
wiſſe Verhältniſſe und Rechte der Unterthanen beftimmt, zuge 
fihert und gewährleiftet werden follen. Damit aber die Aus: 
nahme nicht Die Regel untergrabe; jo fol dem Bunde nur 
jo viel Necht eingeräumt werden, ald Dazu gehört, um die Er: 
füllung der in jenen Beflimmungen übernommenen Verbinds 
lichkeiten bei den einzelnen Regierungen zu bewirken, während 
diefen — den einzelnen Regierungen — allein, d. 5. ohne 
weitere Einmifhung Des Bundes in das Einzelne, 
überlaffen bleibt, Die Anwendung der in Gemäßheit der 
übernommenen Verbindlichkeiten getroffenen Anordnungen, wo⸗ 
durch jene wirklich erfüllt wurden, ficher zu fielen. Daß aber 
mit dem Schlußfaße des 53. Artikeld nur diefe Sidherftel- 
lung der richtigen Anwendung jener allgemeinen Anorbnungen, 
durch rehtlihe Anftalten im Innern der Bundesftaaten, 
nicht aber die Befugniß der Regierungn zu einer willfür: 
lihen Enticheidung, gemeint gewejen fein müfle, gebt nicht nur 
aus der Natur der Sache, fondern auch ganz beftimmt aus dem 
63. Artikel der Schlußacte hervor, in welchem in Beziehung auf 
den Rechtszuſtand ber ehemaligen Neihöftände und Des ehemaligen 
Reichsadels — eines Nechtszuftandes, der ebenfalls in die Ka⸗ 
tegorie der im 53. Artikel erwähnten bejonberen Bellimmungen 
gehört — feitgejegt ift, Daß die über Die Anwendung der in 
Gemäßheit des 14. Artifeld der Bundesacte erlaffenen Ber: 
ordnungen oder abgejchlofjenen Verträge entftehenden Streitig- 
keiten, in einzelnen Fällen, an Die competenten DBehör- 
den bed Bundesftaates. in weldem die Befigungen der Be⸗ 
rechtigten gelegen find, zur Entſcheidung gebradt werden 
und jomit jeder eiufeitigen legislatorifhen Erklärung ent- 
zogen find. 

Wenn nun hiermit ald erwiefen anzunehmen jein dürfte, daß 
der Schlußfaß des 53. Artifeld nicht nur für Die Behauptung: 
e8 Sei lediglich der MWillfür Der einzelnen Regierungen 
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überlaffen, ob fie bei der Erfüllung des 13. Artifel3 der Bun: 
besacte die früherhin gejeßlich beftandenen Tandftändiichen 
Rechte berüdiichtigen wollen oder nicht wollen, ſondern ſogar 
dagegen ſpricht, fo geht ſodann das Hinfällige derfelben aud) 
ihon aus der Wortftellung in dem 55. Artifel der Schluß: 
acte von felbit hervor. 

Die ganze Faſſung dieſes aus einem Haupt⸗ und einem 
Zwiſchen-Satze beſtehenden Artikels widerſpricht jener ſchon 
durch den Zweck der ganzen, das Verfaſſungswerk in Deutſch⸗ 
land betreffenden, Gefeßgebung verworfenen Behauptung auf das 
allerbeflimmtefte. 

Der Hauptfaß febt, in Beziehung anf Das, was, gegen 
die Regel, Daß der Bund in innere Angelegenheiten der Staaten 
nicht einwirfen fol, in den Artifeln 53 und 54 aus nahms⸗ 
weife demselben dennoch eingeräumt und, unbefchabet dieſer 
Ausnahme, den einzelnen Regierungen doch wieder allein übers 
lafjen wurde, feft: 

„Den fonveränen (von fremder Obergewalt unabhängigen) 
Fürſten der Bundesftanten bleibt überlaffen, dieſe (Die 
Erfüllung des 13, Artifeld der Bundesacte betreffende) 
innere Landesangelegenheit (jelber und ohne Einmiſchung 
ded Bundes) zu ordnen.” 

Dagegen aber giebt der Bund auch wieder Biel und 
Maaß für das, was bei dem Ordnen dieſer innern Landes» 
angelegenheit den fouveränen Fürſten überlaffen bleibt, indem 
der Zwifchenfaß des Artifeld vorſchreibt, daß dieſe innere 
Landesangelegenheit 

„mit Berückſichtigung ſowohl der früherhin 

gejeglich beſtandenen ſtändiſchen Rechte, als 

der gegenwärtig obwaltenden Verhältniſſe“ 
geordnet werden ſoll. 

Sollte jene Behauptung, daß die einzelnen Regierungen bei 
dem Ordnen dieſer innern Landesangelegenheit die älteren ſt än⸗ 
diſchen Rechte nach ihrem Butbünfen berückſichtigen oder auch 
nicht berückſichtigen könnten, durch die Wortſtellung den Schein 
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der Wahrheit, Den ihr der Zwed der ganzen Gejehgebung nicht 
weniger, al3 Die ausgeſprochene und wohl begründete Abneigung 
der Gejeßgeber, Berfaffungen aus bloßen Verſtandes be: 
griffen und ohne Nüdfiht auf das, was ſich in der Vorzeit 
auf notbwendige und noch fortwirfende, nicht Bloß vorübergehende 
Weile, geitaltet hat, entftehen zu laſſen, auf das allerunzweifel- 
baftefte abfpricht, Dennoch gewinnen; jo mußte der Artifel Doch 
ganz anders und etwa jo gefaßt fein: „Den jouveränen Fürften 
der Bundesſtaaten bleibt überlajjen, diefe innere Landesange⸗ 
legenheit zu ordnen, und Dabei ſowohl die früherbin beſtan⸗ 
denen ſtaͤndiſchen Nechte, als die gegenwärtigen Verhältniffe zu 
berückſichtigen.“ 

Immerhin gewährt der richtig interpretirte 55. Artikel den 
Regierungen einen ſehr weiten, obgleich beftinmt abgegränzten 
Spielraum; der weite Umfang dieſes Spielraumd und die be- 
flimmte Gränze beijelben, find aber beide gleich wohlthätig. 
Jener erleichtert den Regierungen, bie fih im Falle des ge: 
nannten Artikels befinden, die Loͤſung der Aufgabe: das Vor: 
recht, das, im Laufe der Zeiten, vielleicht zum Unrecht gewor: 
den, da, wo e8 wirklich zum Unrecht geworden tft, durch Gleich: 
ſetzung der Nichtbevorrechteten mit den Bevorrechteten, zu der 
Würde des Rechts zu erheben; dieſe aber verhindert, daß 
mit dem VBorredte der Einzelnen nicht auch dad Recht Aller 
zu Orunde gehe; denn jehr wahr ift, was ein holfteinijcher Schrift: 
fteller jagt: „Unbefonnene nur verjchleudern einen Schab, weil 
er nicht das modiſche Gepräge hat. Vorrechte dürfen 
zwar den Rechten, aber au nur allein den Rechten 
weichen. 

Dagegen verordnet, in Beziehung auf Den zweiten Fall, 
wenn nämlich in irgend einem Bundesftaate eine Tandfländifche 
Berfaflung in anerkannter Wirkſamkeit beiteht, der 56. Artikel 
der Schlußacte: „Die in anerfannter Wirffamteit be 
ftebenden lan dſtändiſchen Verfaffungen können nur 
auf verfaffungsmäßigem Wege wieder abgeändert 
werden, 
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Diefe Beitimmung ift, wie die Verhandlungen des Wiener 
Gongrefjed im Jahre 1814 und 1815 beurfunden, offenbar aus 
der Ueberzeugung hervorgegangen, daß es für ein neues Recht 
feine Bürgſchaft geben könne, wenn das alte Recht ſpurlos 
verſchwinden dürfte. 

Daß jene Beftimmung aus Diejer Heberzeugung wirklich her⸗ 
vorgegangen jei, werde ich |päter, durch die zu Wien in den 
Sahren 1814 und 1815 über diefe und ähnliche Gegenftände 
ftatt gehabten Verhandlungen, nachweilen. Niemand aber er- 
ichrede vor dieſer Beftimmung; auch der nicht, welcher, in dem 
Alten nur Beraltetes, im alten Vorrechte auch ur- 
fprünglides Unrecht zu erbliden, fi Hat verführen 
laſſen. 

Das Alte war, zu ſeiner Zeit, neu; das Vorrecht war, 
zu ſeiner Zeit, ein gutes Recht; daß, in anderer Zeit, das 
Alte veraltet, das Vorrecht zum Unrechte geworden ſein kann; 
wer laͤugnet es? 

Wer möchte aber behaupten, daß nicht auch auf dem ver⸗ 
fallungsmäßigen Wege, wenn gleich vielleicht ein menig langfamer, 
das Veraltete zwechmaͤßig umgeftaltet, Das Unrecht dem Rechte 
zum Opfer gebracht werben könne? Nur der, welder an der 
Kraft, welche die Wahrheit auf das menſchliche Gemüth übt, 
ganz und gar verzweifeln zu müljen wähnt! Die Wahrheit und 
das Recht üben, weil jie göttlichen Urſprungs find, eine beinahe 
unwiberftehliche Kraft, die fih nur darum fo felten in ihrer 
ganzen Fülle zeigt, weil die Menſchen, weldye durch fie wirken 
zu wollen vorgeben, Damit etwas ganz anderes, ald die Aner- 
fennung der Wahrheit und des Rechtes üben, nämlidy den eige- 
nen, mit jenen größtentheils uuverträglichen, Vort heil bezweden; 
wo aber wäre das Volk oter wo wären auch die Stände des 
Bolfes aufzuweilen, welche Der Regierung widerftandeu hätten 
oder auch nur hätten wiberftehen wollen, die Wahrheit nm 
Recht, zur rechten Zeit und rein, in ihren Staatseinrich⸗ 
tungen realifiren wollte? Wo dieſes DBeitreben nicht gelang 
— das lehrt die Geſchichte — ta fehlte ed entweder an dem 

Dritter Theil. 8 
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reinen und feften Willen, oder an der Klugheit der Negierungs- 
organe. 

Ich halte daher Die gejegliche Beitimmung diejed 56. Artikels 
fir fehr weife; wer fie Dafür aber auch nicht halten möchte, dem 
müßte doch Die richtige Anwendung derjelben, fo lange fie 
gejekliche Kraft behält, heilig bleiben, da aus dem Nachtheiligen 
eined gegebenen Geſetzes nicht auf deſſen Ungültigkeit gejchlofjen 
werden fann, 

In Beziehung auf den dritten Fall, den nämlich, wenn 
der Bund die beſondere Garantie einer, in einem Bundes⸗ 
ftaate eingeführten, Iandftändifchen Verfafjung übernommen bat, 
(denn die Mebernahme der allgemeinen Garantie Tiegt ſchon 
in dem Dafein der, das Verfaſſungswerk in Dentichland betref- 
fenden, gejeglichen Beſtimmungen und in den für alle Fälle 
geltenden Beftimmungen ber Artikel 7 und 31 der Schlußacte —) 
beſtimmt der Artifel 60 derjelben: „Sie (die Bundesverſamm⸗ 
fung) erhält Dadurdy Die Befugniß, auf Anrufen der Betheiligten 
die Verfafjung aufrecht zu erhalten, und die über Auslegung 
oder Anwendung derjelben entftandenen Irrungen, fo fern 
dafür nicht anderweitig Mittel und Wege gejeßlich vorgefchrieben 
find, Dur gütlide Vermittlung oder compromifja- 
riſche Entſcheidung beizulegen.“ 

In einem ſolchen Falle hat demnach die Bundesverfanm- 
fung das Recht, in eine Prüfung der garantirten Verfaſſung 
einzugehen, den Siun der einzelnen Artikel zu erörtern, und 
die Frage: ob der einzelne Kal, der zur Irrung Veranlaffung 
gegeben hat, richtig oder unrichtig unter Die Vorſchrift der Ver— 
fallung fubjumirt worden fei, zu entjcheiden: denn fie fol, wenn 
gütliche Ausgleichung nicht zu erzielen ift, ald Schiedärichter ent: 
ſcheiden. Aber auch in einem ſolchen Falle, Darf fie unaufge- 
fordert, weder vermittelnd, noch ſchiedsrichterlich entjcheidend, 
eintreten, wenn zur Ausgleichung ſolcher Irrungen anderweitige 
Mittel und Wege vorgefchrieben find. 

Menn hingegen über die Auslegung und Anwendung 
einer landſtaͤndiſchen Verfafjung, deren befondere Garantie der 
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Bund nicht übernommenhat, Irrungen entftehen (und dies iſt 
der vierte nnd letzte der im Geſetze vorgejehenen Fälle); jo hat 
die Bundesverfammlung, auf Anrufen der Betheiligten, nur die 
über den 13. Artikel der Bundesacte in der Schlußacte feftge- 
festen Beftimmungen aufredt zu erhalten. Sie muß dem: 
nach nach dem Artifel 53 bewirken, Daß die übernommene Ver: 
bindlichfeit, nach welcher jebe Iandfländifche Verfaſſung — ſei fie 
eine alt=beftehende oder neu wieder hergeftellte — ftattfinden 
jo, erfüllt und die Anwendung der getroffenen allgemei⸗ 
nen Anordnungen auf die einzelnen File, jedoch ohne Ein- 
mifhung des Bundes in Die Beurtheilung berfel- 
ben, gejichert werde, 


Wenn nun in einer landftändiichen Verfafjung die Mittel 
und Wege, wodurd jene Anwendung geflchert und entflandene 
Irrungen audgeglichen werben follen, gejeglih nicht beitimmt 
fein follten; ſo hat fi die Verfammlung auf Die Fürforge zu 
beſchränken, daß foldhe Mittel und Wege gegeben 
und eröffnet werden. 


Nur dann, wenn die Nichterledigung ſolcher Irrungen die 
innere Sicherheit gefährden, Widerjeglichkeit gegen die Obrigfeit 
erregen, oder gar Aufruhr herbeiführen follte, jollen, außer den 
in der Bundesverfaljung liegenden Mitteln, gütliche 
Audgleihung und compromiffariiche Entjheidung, nad 
Umſtaͤnden, auch die im 26. und 27. Artikel der Schlußacte vor: 
gejehenen Maßregeln in Anwendung fommen. 


Alles Dies jcheint ungweidentig aus den Worten des 61, Ars 
tifel3 hervorzugehen, welche jo lauten: Außer dem Kalle Der 
übernommenen befondern Garantie einer landftändifchen Ver: 
faffung und der Aufrechthaltung der über den 13. Ar- 
titel der Bundesacte bier feſtgeſetzten Beſtimmun— 
gen, ift die Bundesverfammlung nicht berechtigt, in landſtaͤn⸗ 
difche Angelegenheiten oder in Streitigkeiten zwiſchen den Landes⸗ 
herren und ihren Ständen einzuwirfen, fo lange ſolche nicht den 
im 26. Artikel bezeichneten Charakter annehmen, in welchem Kalle 
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die Beftimmungen dieſes, jo wie des 27. Artifeld, auch bierbei 
ihre Anwendung finden. 

Diefer Artifel Tann, nach Allem, was biöhierher auseinander 
gejegt wurde, Den Bund und defjen Einwirkung nur von dem 
eigenen, unmittelbar vermittelnden, oder ſchieds⸗ 
richterlich entſcheidenden Einfhreiten, keinesweges 
aber davon ausſchließen, daß er, falls über die Auslegung 
oder Anwendung einer nicht beſonders garantirten Verfaſſung 
Streitigkeiten entſtaͤnden, und in dieſer Mittel und Wege, ſolche 
zu beſeitigen, geſetzlich nicht vorgeſchrieben fein ſollten, Die Aus: 
mittlung und den Gebrauch jener Mittel und Wege, deren Exi— 
ftenz, felbft bei beſonders garantirten Verfafjungen, um die 
Entſcheidung von Bundeswegen überflüffig zu machen, als wahr: 
ſcheinlich vorausgeſetzt worden, verlange und erforderlichen 
Falle bewirkte Denn nit der Willkühr, jondern dem 
Rechtsſinne der Regierungen follte ein freier, Der unmittele 
baren Einwirkung des Bundes, jo lang ald immer möglich, un: 
zugänglicyer Spielraum für wohlthätige Einrichtungen im Innern 
ihrer Staaten gefichert bleiben. Dem Bunde aber Tiegt für fei- 
nen Zweck nicht nur an der Herftellung, fondern eben fo viel 
an der Aufrehthaltung der hergeftellten Verfaffungen und 
ihrer fortfeßten Wirffamkeit. Diefer Zweck des Bundes Tann 
ohne durchgreifende Anwendung der in der Verfaffung Tiegenden 
Orundfäße auf die Staatsangelegenheiten, binfichtlich welcher 
ten Ständen gewille Rechte eingeräumt find; er kann, ohne 
beftimmte Einrichtungen, durch welche Diejenigen Hindernifie, 
welche ſich der durchgreifenden Anwendung jener Grundjäße ent: 
gegenftelen, unmöglich erreicht werben. 

Die Annahme, daß der Bund, bei nicht beſonders garan- 
tirten Verfaffungen, fih um die Mittel und Wege, die Anwen: 
dung der ihnen feftgefeßten Beftimmungen zu fichern, auch, 
erforderlichen Falls, gar nicht, oder doch nicht früher befüm- 
mern dürfe, als bis aus der geftörten Anwendung der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Grundfäge, Unordnung und Widerfeplichkeit eingerifjen 
feien, wiirde nicht allein die Gejeßgeber im Bunde, gegen alle 
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Regeln der interpretation, mit fich felber und mit ihrer eigenen 
Geſetzgebung in einen unauflösbaren Widerſpruch verjeßen, ſon⸗ 
dern auch die Stände und übrigen Untertbanen eines Landes, in 
welchem eine nicht befonders garantirte Verfaſſung verlegt und 
ihnen dagegen bie (von der richterlidhen noch immer verjchie- 
dene) rechtliche (jchiedsrichterlihe) Hülfe verfagt würde, zur 
Wiberfeglichkeit und zur Unruheftiftung gleichfam herausforbern. 

Jene Aunahme muß aljo, als eine durchaus ungulälfige, ver 
worfen werden, da, wie die Neclamanten (S.64 der Denfjchrift) 
mit Recht jagen, unter den verſchiedenen Rechtsverletzungen dies 
jenige, welche eine @erechtfame in einem gegebenen alle aus 
den Augen ſetzt, unftreitig noch bie geringere ift, während ber, 
welcher das Rechtsverhaͤltniß überhaupt gar nicht Fennen und alle 
Erörterung beffelben verfagen wollte, Dadurch nicht bloß das ein⸗ 
zelne Recht, jondern die allgemeine Grundlage alles Rechts 
im Staate, aufheben würde. 

Sollen nun diefe aus den gejeplichen Beſtimmungen ver 
Schlußacte, wie ich Hoffe, ungezwungen abgeleiteten Grunbjäße 
auf den vorliegenden fpeciellen Fall angewendet und der Antrag 
der Commiſſion darnach beurtheilt werden; jo muß dieſer Anwen» 
dung und Prüfung eine Nüderinnerung an das Petitum der Re 
clamanten vorangehen. 

Das Anjuchen der, aus Prälaten und Nitterjchaft gebilbeten, 
Körperjchaft gebt dahin: 

1. die hohe Bundesverfammlung wolle ihre, in anerfann= 
ter Wirkſamkeit beſtehende, holfteinifche Verfaſſung in ihrer 
ganzen, namentlich auch auf die Verbindung mit dem Herzogthume 
Schleswig bezüglichen Ausdehnung, in Gemäßheit des Artis 
fel8 56 der Wiener Schhlußacte, ihres Schußes, ihrer ver⸗ 
mittelnden Fürjorge würdigen, daß biejeibe, wie fie ſich einer 
urfundlichen Unerfennung Seiner königlichen Majeftät, 
ihres allergnädigften Yandesherrn, bereit8 erfreue, 
jo auch practiſch anerfannt und beachtet, dem Lande erhalten, und 
vornehmlih in Hinſicht des Steuerbewilligungsrehts 
ungefränft verbleibe; 
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2. die hohe Bundesverfanunlung wolle bei Seiner Majeftät 
dem Könige, als Herzoge von Holftein, die Vermittlung auf dem, 
nach) ihrer (der VBerfammlung) Weisheit, geeigneteften Wege dahin 
übernehmen, daß den holſteiniſchen Prälaten und Ritterſchaft Die 
BVerficherung angebeihe, Daß diejenigen Beiträge, welche die Flöflter: 
lichen und abeligen Gründe interimiftiih und bis zu den Beſtim⸗ 
mungen des Landtages, außer der ordentlichen Sontribution, willig 
und nad) Kräften zu den Staatsbebürfnifien Leiften werben, ihren 
Freiheiten unfchäblic, feie und auf dem Wege des gütlichen Leber: 
einfommens, nicht aber des Zwangs, von ihnen erhoben werden 
jollen; 

3. da endlich die holſteiniſchen Prälaten und Nitterfchaft weit 
entfernt feien, einer Umgeftaltung ihrer Landesverfaſſung in zeit- 
gemäßeren Formen irgend Hinderniß in Den Weg Tegen zu wollen, 
fie vielmehr Die Begründung derfelben für das dringendſte Landes⸗ 
bedürfniß erkennen, auch, vornehmlich in Hinficht ihrer ſchleunige⸗ 
ren huͤlfreichen Herbeiführung, Hoffnung aus der nachgeluchten 
Vermittlung jchöpfen; jo wolle eine hohe Bundesverfammlung 
hochgeneigt dahin vermitteln, daß fie (Prälaten und Ritterfchaft) 
doch, bis zum erwünſchten Eintritte diefer neuen Verfaſſungs⸗ 
ordnung, in ihrer rechtlich beftehenden, Iandesherrli anerkannten 
Berfaffungsgerehtjane in alle Wege geſchützt, ingleichen 
ihre Vorſchlaͤge in Hinficht der einzuführenden Veränderungen 
vernommen und berüdfichtigt werden, Die dermalen in anerfann- 
ter Wirkſamkeit rechtlich beftehende Verfaſſung aber, nach den 
Worten des Artifel3 56 der Wiener Schlußacte, anders nicht, 
als auf dem in diefer Verfaſſung felbft liegenden Wege, abge- 
ändert werden möge, 

Die Reclamanten glauben dieſes Anjuchen Hiftorifch und 
rechtlich begründet zu haben. 

Dei der Prüfung diejer biftorichen und rechtlichen Beleuch- 
tung, ftellte fih al8 ganz unzmweifelhaftes Rejultat dar: 

1. daß die, aus Prälaten und Ritterſchaft gebildete, Koͤrper⸗ 
Schaft aid betheiligte anerfannt werben müſſe, ſchon deßwegen, weil 
die Regierung die Errichtung eines beftändigen Ausfchuffes der Ritter- 
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ſchaft, feit 1775, anerkennt,Iwelcher Dazu beftimmt ift, das Corps, 
außer den Verſammlungen, vorzuftellen, feine Rechte zu wah⸗ 
ren und_das Nöthige für Die Convente des Corps, ohne Abri: 
gend auf deſſen Verfaffung irgend Einfluß zu haben, vorzuberei⸗ 
ten; Die; Sonventeg aber, ohne Nachtheil der Landtage und 
gerade zum Zwede der Förderung derjelben, feit 1666, mit lan⸗ 
besherrliher Genehmigung eingeführt waren.*) 

2. daß die Nachweiſung: eine Iandflänbifhe Verfaffung 
finde, denZin den Artifel 13 der Bundes: und Artikel 54 der 
Schlußacte enihaltenen bundergejeglichen Beftimmungen zuwiber, 
in ungekraͤnkter, obwohl urkundlich angeblich anerfannter, Wirk 
jamfeit nicht flatt, auf hinreichende Weiſe gegeben ei. 

Da Died nun, nad $. & dieſes Gutachtens, binreicht, bie 
Sompetenz” der Bundesverſammlung in der Art zu begründen, 
daß die Beichwerde von ihr angenommen und die Erfüllung 
jener bundesgefeglihen Beſtimmungen bewirkt d. h. eine Tand- 
ſtändiſche Verfaſſung ins practiihe Xeben gerufen werde: 
fo dürfte in dieſer Beziehung, der Antrag der Commiſſion — 
obwohl er vielleicht hinter dem zurüdblieb, was er, dem Gejeße 
zufolge, Inocy außer ber abverlangten Erklärung des bänijchs 
holſteiniſchen Souvernements, hätte enthalten können — vollkom⸗ 
men gerechtfertigt erſcheinen. 

Es fam aber auch noch darauf an, zu prüfen: ob die Be 
bauptung der Reclamanten, daß in Holftein eine Tandftändijche 
Berfaffung” in anerkannter Wirkſamkeit beftehe, gegründet jei 
oder nicht ? 

Erſchien Dabei dieſe Behauptung völlig gegründet; jo mußte, 
in Folge des 53., 54. und 56. Artikels ($. 1, 2, 3 und 8 bed 
Gutachtens) Darauf angetragen werden, Dafür zu jorgen, daß Die 
in anerfannter Wirkſamkeit ſtehende landſtändiſche Ver: 
fafjung in practifche Wirffamfeit gejeßt und daran, anders 
als auf verfaflungsmäßigem Wege, nichts geändert werde. 


*) Denktſchriſt $. 4, S. 13 und $. 13, ©. 31. 
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Erſchien dieſe Behauptung völlig ungegründet; fo mußte — 
da eine landſtaͤndiſche Verfaſſung in Holftein, notoriſch. in aner⸗ 
kannter Wirkjamfeit wenigftens gewefen war — in Folge bes 
55. Artikels ($. 7 dieſes Gutachtens) darauf angetragen werben, 
Dafür zu Jorgen, DaB das Holfteinifcye Gonvernement Diefe innere 
Sandesangelegenheit in Drbnung bringe, bei der herzuftellenden 
Berfaflung aber, neben den gegenwärtig etwa obwaltenden Ver⸗ 
baltniffen, au Die früherhin beftandenen ffändifchen 
Nechte berüdfichtige. 

Erſchien aber diefe Behauptung zweifelhaft; fo mußten 
biefe Zweifel gelöfl werden. Der erfte Schritt Dazu mar bie 
Einholung einer Erklärung des holſteiniſchen Gouvernements 
auf den Inhalt der von den Reclamanten eingereichten Denkſchrift. 

Hätte Die Commiſſion jene von den Reclamanten aufgeftellte 
Behauptung für unzweifelhaft unbegründet gehalten; fo würde 
fie den Antrag auf Einholung einer Erklärung des Gonverne- 
ments nicht gemacht haben; da fie aber Diefen Antrag gemacht 
bat: jo muß fie natürlich der Ueberzeugung gewefen fein, daß 
für jene Behauptung niht unwidhtige Momente vorliegen. 
Selbſt dann aber, wenn ihr diefe Momente ald eutjcheidende 
porgefommen fein jollten, würbe fie Dennoch — auch abgeighen 
von dem: Audiatur et aliera pars — in der Ehrfurcht vor dem 
Monarhen Dänemarks, und in dem auf Seine Geredtigfeitö- 
liebe geſetzten Vertrauen, einen Beflimmungsgrund gefunden 
haben, nicht anders, als gejchehen, ihren Antrag zu ftellen, ber 
nun, von allen gejeßlichen Geſichtspunkten aus geprüft, wohl 
als gerechtfertigt wird anerfannt werden müflen. 

Unter dieſen Umftänden werden die Einwendungen, welche 
der Herr Graf von Eyben gegen die aus dem 56, Artikel abge- 
leitete Sompetenz erhoben Hat, nicht mehr als folche angejehen 
werden Fönnen, welche die Kompetenz ſelbſt berühren, jondern 
vielmehr als ſolche, weldye der von den Prälaten und Nitters 
Schaft aufgeftellten Behauptung, daß in Holftein eine flän- 
diſche Berfaffung in anerfannter Wirkſamkeit beftehe, 
entgegengejeßt werben. 
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Wenn der 56. Artifel der Schlußacte, felbft bei einer von 
den übrigen, das Berfaffungswerk betreffenden, Artifeln abge 
jonderten Betrachtung deflelben, die Bundesverfammlung in 
dem Augenblide, in welchem ſich Betheiligte darauf berufen, zu 
der Prüfung, ob dieſer Artikel anfchlage oder nicht, verpflichtet; 
jo ift, Ihon durch jene Berufung darauf, ihre Competenz 
begründet. Vermöge ihrer Competenz entjcheidet fie dann 
erft die Frage: ob der angerufene Artikel mit Recht und mit 
Unredt angerufen worden fei. 

Der Herr Graf von Eyben gefteht nun zwar ein, daß bem 
Lande Holitein Privilegien und unter Anderen auch das der 
freien Steuerbewilligung gegeben geweſen jei; widerfpricht aber 
jener Behauptung, daß Dieje Privilegien noch in anerfannter 
Wirkſamkeit feien. 

Nach diefer Erklärung fcheint nun eine, wenn auch nur 
vorläufige, Erörterung der Puncte, worauf es bei der Beur⸗ 
theilung ber Behauptung und Gegenbehauptung ankommen dürfte, 
nicht mehr umgangen werden zu Eönnen. 

Es wird alfo unterfucht werden müflen, ob das Herzogthum 
Holftein eine tn anerkannter Wirkſamkeit beftehende Verfaffung 
befiße, und, da ter Herr Graf von Eyben bereit einige Gründe 
angeneben bat, aus welchen hervorgehen foll, daß eine jolche 
Berfaflung in Holftein nicht beftehe, fo wird jene Unterjuchung 
in zwei Theile zerfallen müflen, wovon ber eine fi mit Bes 
leuchtung jener Gründe; der andere mit der Aufftelluüg Der: 
jenigen Momente, welche der Behauptung der Reclamanten zur 
Seite ftehen Dürften, zu bejchäftigen haben wird. 


v. Wangenheim ging nun zu der Prüfung über, ob das 
Herzogthum Holftein eine, in anerfannter Wirkſamkeit beftehende 
landftändifche Verfaſſung befike? und beleuchtete zuerft bie für 
die Verneinung dieſer Frage vorläufig angeführten Gründe. Gr 
ſagte: 
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Der Herr Referent hat biefe Gründe, für den Dermaligen 
Zweck feines Vortrags, jo gut gewürbigt, Daß ich mich, unbe 
Ihadet der Vollftändigkeit meiner Abſtimmung, um fo mehr auf 
einige Hauptmomente bejchränfen darf, als ic), in ber zweiten 
Unterabtheilung derjelben, die für die Bejahung der aufge 
worfenen Frage ſprechenden Gründe im Bufammenhange 
vortragen werde, 

Das größte Gewicht legt Die gejandtichaftliche Erklärung 
auf. die Auflöſung der deutſchen Reichsverfaſſung und auf Die, in 
Folge dieſes Ereignilfes, bewirkte Einverleibung des Herzogthums 
Holitein in das König Dänemark. 

Daß aus der Auflöfung der Reichsverfaſſung Die Vernichtung 
ber deutſchen ZXerritorialverfafjungen nicht gerechtfertigt werben 
fönne, tft ein von ben ausgezeichneteften PVubliciften unfers ge- 
meinjamen Baterlandes hinlaͤnglich erwiejener Sag. Ich will 
aber, ftatt aller übrigen, nur einen einzigen Sprechen laſſen, weil 
er zugleich Staatemann und Minifter eines Staates ift, deſſen 
Verfaſſung ebenfalld, per injurianı temporum, vernichtet war. 

Graf Münfter, einer der koͤniglich hannöveriſchen Bevoll- 
mächtigten am Wiener Gongreije, jagt, im Einverftändniffe mit 
feinem Mitbevollmächtigten, in einer, unter dem 21. Oct, 1814, 
an das Comité der fünf deutſchen Höfe (Defterreich, Preußen, 
Batern, Hannover und Württemberg) gerichteten Note, in Be- 
ziehbung auf gewille, von Baiern und Württemberg geäußerte 
Miderfprüche darüber Folgendes: „Seine Fönigliche Hoheit der 
PrinzeRegent von Großbritannien und Hannover koͤnnen den Saß 
nicht anerkennen, daß, jelbft nach den Veränderungen, die in 
Deutfchland vorgegangen find, den Fürften ganz unbedingte und 
rein despotiſche Rechte über ihre Untertbanen zuftehen. ‘Der 
Grundfaß, daß der Verfall der deutſchen Reichsver—⸗ 
fafjung auch den Umfturz der Territorialverfafjung 
der deutſchen Staaten — in fo fern Diefe nicht Puncte betraf, 
die ausfhließlich ihr Verhältniß mit dem Reiche bezwedten — 
im rechtlichen Sinne nad) fih ziehe, läßt ſich keineswegs zu: 
geben. Gin Repräfentativ-Syftem ift in Deutſchland, von ben 
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älteften Zeiten ber, Rechtens geweſen. In vielen Staaten bes 
ruhten deſſen Beitimmungen auf förmlidhen Berträgen 
zwijchen den Landesherren und ihren Unterthanen; und jelbft in 
denjenigen Landen, wo feine ſtändiſchen Verfaſſungen erhalten 
waren, hatten die Unterthanen gewiſſe und wichtige Rechte, 
welche die Reichsgeſetze nicht allein beftimmt darlegten, ſondern 
auch ſchuͤtzten.“ 

Demnach dürfte ein Umſturz einer Territorialverfaſſung, 
welche, wie die holſteiniſche Verfaſſung, auf förmlich, zwiſchen 
den Landesherrn und ihren Unterthanen, für ſich und ihre Nach— 
folger, abgejchloffenen und eidlich beftätigten Verträgen beruhte, 
mit dem Verfalle der deutjchen Reichsverfaſſung, im rechtlichen 
Sinne, wohl nicht zu rechtfertigen fein. 

Dies haben auch Die Deutfchen Fürften wohl eingefehen, und, 
da ed dem Herrn- Grafen Eyben, bei der Gelegenheit, als er 
feiner Erklärung noch einige mündlich vorgetragene Nachträge 
binzufügte, gefallen bat, unter denjenigen Fürften, welche ſich 
nach Auflöjung des Reichsverbandes veranlaßt ſahen, ebenfalls 
die Verfaflung ihres Landes aufzuheben, auch den Höchftjeligen 
König von Württemberg zu nennen; jo wird ed mir, der ich es 
mir zur Ehre rechne, unter dieſem Fürften, meinem zweiten Va⸗ 
terlande, gedient zu haben, um fo mehr geflattet fein, Darüber 
ein Wort zu jagen, als bafjelbe für die Sache, welche hier 
verhandelt wird, nicht einmal außer näherer Beziehung ſtehen 
dürfte, 

Friedrich, der erfte König von Württemberg, der, in den 
Zeiten des Schredens, der Gefahr und des drüdendften Des⸗ 
potismus, der von Außen gefibt wurde, Männlicyes gethan hat, 
um Sich und Seinem Bolfe jo viel von nationaler Selbft- 
ftändigfeit zu erhalten, ald nur immer aus dem allgemeinen 
Schiffbruche gerettet werben Fonnte, der es zu verhindern mußte, 
daß der Württemberger franzöftiihen Geſetzen huldigte, daß er 
in Spanien fein Blut vergießen, vor franzöfiichen Miniftern 
frieehen oder dem Einfluffe der franzöfiihen geheimen Polizei 
unterliegen mußte, bob freilich die Verfaflung Seine Landes 
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auch auf. Es hat tief gefchmerzt: allein die Geſchichte wird bie 
Gefinnung, mit der — und die Verhältniffe, unter welchen es 
geſchah, befler zu würdigen willen, als die Beitgenofien fie 
würdigten, Die in ihren Anfichten nothwendig befangen waren, 
Es jei erlaubt, darüber und über das, wad Er, um bie 
Wunde, weldhe die Aufhebung der Landesverfaffung gejchlagen 
hatte, zu heilen, für nothwendig hielt, in einer Verordnung, die 
Er während des Wiener Congreſſes erließ, Ihn Selber ſprechen 
zu laſſen: | 
„Bon dem Augenblide an, ald gebieterifche politifche 
Berhbältnifje die Staatsveränderung von 1806 herbei- 
geführt hatten, faßten Wir den feiten Entſchluß, Unferm 
Königreiche, jobald der Drang der Umftände auf- 
gehört haben und ein fefter Stand der Dinge 
eingetreten jein würde, eine, feiner innern und 
äußern Lage, den Rechten der Einzelnen und den Behürf- 
niflen des Staates angemefjene Verfaſſung und ftän- 
diſche Repräfentation zu geben. Die Ausführung 
diejes Entſchluſſes verzögerte fih Durch Dienachmaligen 
Beitereigniffe, welche die Vornahme einer folchen 
wejentlichen Grundeinrichtung der ganzen Staatsorgani- 
ſation nicht räthlich machen konnten. Erft die, im vorigen 
Sabre eingetretene, Beränderungindendffentlidhen 
Angelegenheiten fonnte dieſem, Unſerm Tandesväter- 
lichen Herzen jo angelegenen, Wunſch der Ausführung 
näher bringen, und Wir würden daher, gleih nach Ab- 
Schließung des parifer Friedens, denfelben in Erfüllung 
gebracht haben, wenn nicht von dem, zu vollftändiger 
Berichtigung des allgemeinen Friedens befchlojjenen, Eon- 
greife in Wien, Abänderungen in den inneren und 
äußeren Berhältnilfen Des Königreich zu erwarten ge- 
weſen wären, und e8 Daher zwedmäßiger gejchienen hätte, 
Die Ausführung auf Die Rejultate jenes Congreſſes aus⸗ 
zufeßen. Indeſſen haben Wir, gleich Anfang, in den zu 
Behandlung der beutjchen Angelegenheiten ftatt gehabten 
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Gonferenzen der zu Wien verfammelten Sonveräns Unfern 
feften Entſchluß und die Abficht der Einführung einer 
Ständeverfaflung im Königreihe erklärt. Da aber die 
Endrejultate dieſes Congreſſes nicht jo jchnell, als Mir 
in Beziehung auf jene Abſicht gewünfcht hätten, herbeige- 
führt werden konnten: fo finden Mir Uns bewogen, 
Unſerm WVolke die ihm beſtimmte Wohlthat num nicht Länger 
vorzuenthalten, und dadurch öffentlich zu beweilen, daß 
nicht eine Au Bere Nothwendigfeit oder eine gegen 
Andere eingegangene Verbindlichkeit, Jondern bloß die 
fefte Ueberzeugung von dem Bedürffnifje 
einer angemeffenen ffändifhen Verfaffung für 
das wefentliche Intereſſe des Staates, und der 
Wunſch Uns geleitet haben, auch hierdurch, nach 17 
Rürmifchen Sahren, in welden die Vorjehung Uns und 
Unfer Reich erhalten hat, dad Glück Unfers Volkes 
für Fünftige Generationen dauerhaft zu be 
gründen Wir haben zu dem Ende die Grundzüge 
einer ſolchen Verfaſſung, worin die Zufammenjeßung 
der Stände, der ihnen zufommende Antbeil an ber 
Gefeßgebung und der Befleuerung, das Recht, 
ihre Bitten und Wünſche vor dem Throne niederzulegen, 
fo wie allgemeine und mejentlihe Rechte und Vers 
pflidtungen der Untertbanen beftimmt werben, ent- 
worfen und eine Commiſſion von Staatöbienern, als ver- 
ſchiedenen Glaffen der Nation, verjchieden nach Stand, 
Amtöverhältniffen, Religionsbekenntniß und Güterbefig, 
mit dein Auftrage niedergejebt, den hiernady reiflih aus⸗ 
gearbeiteten Entwurf einer Repräfentativ-Berfaflung für 
das Reich Uns zur Genehmigung vorzulegen, die von 
Uns fanctionirte VBerfafjungsurfunde werden Wir fodann 
der fländijchen Repräfentation, welche Wir auf den 15. 
März d. J. (1815) bier zu verfammeln gebenfen, über: 
geben, fie beſchwören, und in volle Ausübung ſetzen 
laſſen u. ſ. w.“ 
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Friedrich I verlangte von der einberufenen ftändifchen Re⸗ 
präjentation, ohne borhergegangene Prüfung dieſes Entwurfs 
und punctweile Einwilligung der Stände, feinen Eid, und da 
diefe — obwohl, in dem erften Entwurfe ſchon, das Recht, die 
Geſchaͤfte des Landtags durch. Ausfchühfe vorbereiten zu laſſen; 
das Recht der GSelbftbefteuerung; das Recht, die Verwenbung 
der zu gewiljen Zweden verwilligten Steuern zu controlliren und 
nur für nachgewiefene Bedürfniffe des Staats Abgaben zu be- 
willigen; das echt, bei der Geſetzgebung, innerhalb genau und 
richtig beftimmter Gränzen, zu concurriven; das Recht, Die 
Staatödiener verantwortlich zu machen, jeden Staatsbienft, ohne 
Rückſicht auf Geburt, zu ambiren, der gleichen Vertheilung der 
Zaften u. |. mw. eingeräumt worden war — darin dennod) Die 
früherbin geſetzlich beſtaudenen ftändifchen Nechte bes Herzog: 
thums Württemberg nicht hinlaͤnglich berüdfichtigt fanden, ver: 
ſchmähte es Diefer Regent, der von Seiner Würde einen hoben 
Begriff hatte, und die Kraft, fie refpectiren zu machen, auf aus⸗ 
gezeichnete Weile in fich trug, nicht, fi mit den zujammenbe- 
rufenen Ständen über eine Grundlage weiterer Verhandlungen 
über die Fünftige Verfaſſung des Landes zu vereinigen, aus 
welchen Verhandlungen, da Ihn Selber der Tod überrafchte, 
unter der Leitung Seiner jet vegierenden koͤniglichen Majeſtät, 
die jetzige Verfaſſung, von allen Seiten geprüft und anerkannt, 
als ein Kleinod des Fürften und des Volkes hervorgegangen tft. 

Sp viel, auf Die ungefucht dazu mir gegebene Veranlafjung, 
zu jagen, glaubte ich den Manen dieſes, in Seinen trefflichen 
Negenten-Eigenfchaften nicht genug erkannten, Fürften ſchuldig zu 
fein, und ich glaubte diefe Pfliht um jo unbeforgter auch bier 
erfüllen zu dürfen, da aus der mitgetheilten Verordnung, über> 
einftimmenb mit den Aeußerungen des Föniglich baieriſchen Gou⸗ 
vernement3 auf dem Congreſſe zu Wien, deutlich hervorgeht, daß 
die, von beiden Negierungen, gegen eine auögedehntere Faſſung 
tes 13. Artikels der Bundesacte, auf jenem Congreſſe erhobenen 
Widerſpruͤche nit den Zweck hatten, der Regierungswillkür 
freieren Spielraum zu laſſen, fondern nur Den, den Bundes⸗ 
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flaaten, vem Bunde gegenüber, diejenige Selbftftändig, 
keit zu fichern, welche nöthig tft, um der Mißfennung der lan- 
besherrlichen Macht im eigenen Staate, und dem allerdings 
möglichen Mißbraud der Bundesgewalt zu entgehen. 

So wenig, als in der Auflöfung der deutſchen Reichsver⸗ 
faffung der Grund gefunden werben kann, die holfteiniiche Ver: 
fafjung als eine ſolche, welche im rechtlichen Sinne nicht mehr 
beftände, zu betrachten; ebenfomwenig bietet zu folcher Betrachtungs⸗ 
weile die temporäre Einverleibung Holfteins in das Königreich 
Dänemark irgend einen Rechtsgrund bar. 

Es würde fi, vom polttifchen Standpuncte aus, ſchon 
gegen den Act der GEinverleibung feldft, viel jagen Iafjen, da da⸗ 
mals, ald das bolfteinifche Grafenhaus mit dem Herzogthume 
Schleswig im Sjahre 1326 (Privilegienfammlung S. 26) erblid 
belehnt ward, Die Anordnung für nöthig gehalten wurde, Daß 
Daflelbe niemal$ wieder an die Krone Dänemarks jo zurüdfallen 
folle, daß Ein Herr über beide ſei. 

Ward nun gleich dieſe Sabung, unter Zuflimmung der 
Landftände, bald wieder anders feftgeftellt; jo geht Doch fo 
viel daraus hervor, daß fener Act, der ſchon für ein, mit Deutjch- 
land nicht verbundenes , Land als ein bedenflicher erachtetwurde, 
in Beziehung auf Holftein noch größere Bedenklichkeiten erregen 
mußte. 

Es iſt aber, ſelbſt in und mit dieſem Einverleibungsact 
Holſteins in Dänemark, weder die Nothwendigkeit, noch Die 
Wirklichkeit gegeben, daß, um feinetwillen, die holfteinifche Kan: 
beöverfaflung ald rechtlich zu Grunde gegangen betrachtet wer: 
den müfle. 

Nicht Die Nothwendigkeit: denn mie lange wurde nicht 
dag Herzogthum Schleöwig, das nie mit Deutjchland verbunden 
war, in inniger Einigung, jelbft mit dem mit Deutjchland ver: 
Bundenen Holftein, von den Königen von Dänemark regiert, ohne 
daß dieſe fich gedrungen gefühlt hätten, dieſe Einigung zu löfen 
und Schleswig in einen verfaflungslofen Zuftand zu verjeßen! 
Derfelbe König, welcher im Sabre 1660 das Imperium absolutum 
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über fein Königreich, für fih und feinen Stamm, durch freie 
Uebertragung, erwarb, betätigte in einer, nur in puncto 
eleetionis abgeänderten, fonft aber mit allen früheren gleich bün- 
digen, Urkunde und unter eidlicher Betheuerung, für fi) und 
feine Nachkommen, fämmtlihe Privilegien der Prälaten, Ritter: 
ihaft, Mannſchaft und Städte, und fuhr fort, in beiden Herzog- 
thümern, nad) den Grundlagen der alten vertragämäßigen Lan- 
beöverfafjung zu regieren, und Landtag halten zu laſſen. 

Nicht die Wirflichkeit: denn, in dem, wegen der Einver- 
leibung des Herzogthums Halftein in das Königreich Daͤnemark, 
ergangenen föniglichen Patente vom September 1806 ift, wenn 
ich diefes, bloß vorgelejene, in den Acten aber nicht befindliche, 
Patent nicht ganz unrichtig verftanden habe, der Aufhebung der 
Landesverfafjung förmlich nicht nur nicht gedacht, fondern es 
dauerte auch, mit Vorwiſſen der Regierung, die Deputation der 
Ichleswig-holfteinifchen Prälaten und Ritterjchaft, deren Attribute 
durd ein Regulativ von 1778 normirt find, bis zu dem heutigen 
Tage fort.*) 

Wenn aber auch dieſe beiden Ereigniſſe — die Auflöjung 
des Reichsverbandes und die Cinverleibung Holfteins in das 
Königreih Dänemart — die Vernichtung der holfteinifchen Ter⸗ 
ritorialverfaflung zur Folge gehabt hätten, und zur Folge 
hätten haben müjfen, fo ift tod ſeitdem an die Stelle des 
Reichs, wenn auch mit bedeutenden Modiflcationen, der beutjche 
Bund getreten, und Holftein ift, ausgeſchieden von der Ver— 
ichmelzung mit Dänemark, wieder mit Deutjchland verbunten 
worden, 

Alles Recht aber, was durch jene beiden Greignifje etwa 
hätte vernichtet worden fein koͤnnen, ift durch Die Betätigung 
der Privilegien, welche Seine Majeflät der König von Däne 
mark, in Folge feines Beitritts zum deutjhen Bunde, dem Corps 
der bolfteinifchen Prälaten und Ritterfchaft unter dem 17. Aug. 1816 


3) Denfihrift ©. 60, Nr. 2. 
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ertheilte, au8 der Vernichtung lebendig wieder hervorgetreten, ba 
dieſe Beftätigung.den Rechtözuftand von 1766 und 1773 unbe- 
dingt wieder bergeftellt bat. 

Dagegen wird zwar eingewenbet, daß dieſe neuefte Confir⸗ 
mation vom 17. Auguft 1816 nur fpecielle Vorrechte der 
Prälaten und der Ritterjchaft, Feinesweges aber Die Privile- 
gien der vormaligen Landſtände, welche aus Prälaten, Ritter- 
Ihaft und Städten zufammengefeßt geweſen jeien, beftätigt 
habe; daß demnach in Teinem Kalle gejagt werden Tönne, Die 
holfteinifche Landesverfaſſung und das in ihr begründete Steuer- 
bewilligungsrecht ſei neuerlich wieder anerkannt worben und in 
rechtliche Wirkſamkeit getreten. 

Dieje Einwendung würde, wäre fle begründet ober Fönnte 
fie begründet werben, allerdings von entſcheidendem Gewichte Bei 
der Frage fein: ob des Königs von Dänemark Majeftät die 
alte holſteiniſche Verfaſſung, wie fie in den Jahren 1766 und 
1773 beftätigt wurde, wieder anzuerfennen verpflichtet und Die 
felbe anders, ald auf verfaflungsmäßigem Wege, abzuändern 
nicht berechtigt jei? oder ob Wllerhöchitdiefelben eine neue Ver- 
faffung geben Tönen, wobei jedoch die früherhin gefeklich be⸗ 
ftandenen ftändifchen Rechte ebenfalls zu berüdfichtigen wären? 

Ob nun wohl der Erfolg, namentlih in Beziehung auf 
das Steuerbewilligungsrecht, deflen Erhaltung die Reclamanten 
überall als die Hauptjache varftellen, ziemlich der nämliche fein 
dürfte, ob die Verfafjung auf den Grund des 56. oder auf den 
Grund des richtig verftandenen 55. Artifeld wieder ins Leben 
gerufen und zur Anwendung auf * einzelnen Faͤlle gebracht 
wird: ſo hat doch die Bundesverſammlung weniger den Erfolg, 
als die richtige Anwendung des gerade hier einſchlagenden 
Geſetzes, ins Auge zu faſſen. 

Allein die Reclamanten haben jene Einwendung vorhergeſe⸗ 
ben, und haben fie durch ihre beurkundete Darſtellung (S. 62 
Num. 3 und A der Denkſchrifh)völlig ehtfräftet, 

Zu dem Beweije aber, daß es fich, in jener Urkunde, welche 
alle und jede, den Prälaten früherhin ertheilte zartolteglen, 

Dritter Theil. 
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Sreiheiten, Rechte und Gerechtigkeiten, eben jo, wie dieſes ao. 
1766 und 1773 geichehen, beftätigte, nicht bloß von fpeciellen 
Vorrechten derjelben, ſondern auch von dem ihnen zuftehenben 
ſtaͤndiſchen Rechte, handelt, genügt die Thatjache, daß die Re⸗ 
gierung dieſes jelber anerkannt hat, indem fie ald Grund der, 
auf die Bitte Der Reclamanten, ihnen über den Inhalt ihrer 
Privilegien rechtliches Gehör zu geftatten, ertheilten abjchläg- 
lihen Reſolution, anführte, 

daß die Landesverfaſſung feiner Erörterung auf dem 

Mege Nechtens unterworfen fein koͤnne.“) 

Es ift freilich nicht zu verfennen, daß eine bloß aus Prä- 
Taten und Ritterfchaft beftehende Landſtandſchaft weder dem Wohle 
des Landes zufagen, noch) mit alt:verfafiungsmäßigen Gerechiſa⸗ 
men der Holfteiner in Einklang gebracht werden Tönne: allein 
eben jo wahr ift es, daß bergleichen Verfaffungsweife in Deutfch- 
land gar nicht jelten war, und daß der ſchleswig-holſteiniſche, 
ans Prälaten und Ritterfchaft beſtehende, Landtag als ſolcher an- 
erkannt und Daß auf Dem Landtage von 1711 und 1712 eine, nicht 
obne neuen Landtag abzuändernde, Steuerordnung für bie 
berufenen und anweſenden Stände getroffen wurde. (S.80 und 
©. 23 der Denkſchrift.) 

Die Nacıtheile einer fo einjeitigen Nepräfentatton, wie die 
holſteiniſche, Die Dermalen in der That noch einfeitiger iſt, als 
fie in der gejandtichaftlichen Erklärung dargeftellt wird, wohl 
würdigend, erinnert diefe Erflärung au) daran, daß, wenn die 
-frübere Verfaffung Holfteind als eine folche, welche noch ober 
wieder in anerfannter Wirkſamkeit jet, betrachtet werden müßte 
und daher nur auf verfaſſungsmäßigem Wege wieder abgeändert 
werben fönnte, durdy dieſe Verfaflung, nach welcher die Lanb- 
ftandfchaft nur auf Prälaten, ritterſchaftlichen Butsbefißern und 
einer gewiſſen Anzahl von Städten beruhte; nad) weldyer, außer 
den Zöniglichen Landdiſtricten, der dritte Theil des Landes, mit 
den Städten Glüdftadt und Altona, durchaus nicht vertreten 





*) Denfichrift $. 24. 
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geweſen fei; und nach welcher ſich alle Vortheile nur auf Seiten 
des priviligirten Adels, alle Nachtheile aber auf Seiten des 
Bürger: und Bauern-Standes befunden hätten — die gejandts 
ſchaftliche Erflärung, ſage ich — erinnert daran, Daß, unter fol 
hen Umftänden, alle diejenigen, den Forderungen der Zeit und 
der Verhältniffe entfprechende nftitutionen würden entbehrt wer- 
den müfjen, welche dermalen, in der Abſicht, die Beftenerungs- 
fähigkeit der LUntertbanen zum Maapftabe der Abgaben zu ma- 
hen und dieſe verhältnipmäßig gleich zu wertheilen, theils ſchon 
gegründet wären, theild bei der Erfüllung des 13, Artikels, 
nad) der Intention Seiner Föniglichen Majeftät, noch gegründet 
werden dürften. 

Sch habe ſchon oben ($. 8) die Beſorgniß vor den üblen 
Folgen der, in dem Art. 56 der Schlußacte enthaltenen, gefeß- 
lichen Beftimmung, nach welcher alte, in anerkannter Wirkfamtett 
beftehende Verfaffungen, einfeitig nicht abgeändert werden können, 
im Allgemeinen zu bejeitigen geſucht; in dem vorliegenden 
Falle aber läßt fie fi) beinahe auf Null zurüdbringen. 

Denn, nachdem Brälaten und Ritterfchaft, welche überhaupt 
daran, daß die Sıädte im Gebraude ihrer Landſtandſchaft 
beeinträchtigt wurden, ganz unſchuldig find — die politifche Be— 
deutung ihres Standes und Die Bedingungen, unter weldhen dieſe 
in unferer Beit allein erhalten werben kann, richtig beurtheilend 
— Ion am 26. April 1817, alfo nicht lange nach der Beftäti- 
gung ihrer Privilegien, auf amtliche Weiſe erklärt und in der 
bier eingereichten Denkſchrift (S. 66 und 70) ausdrücklich wieber- 
holt haben, 

daß fie, gleich ihren Mitbürgern, von der Hoffnung und 
dem Vertrauen belebt, es werde bie Berfajjung diefer 
Lande, deren Wiederaufrichtung fle von der Huld und 
Gerechtigkeit ihres geliebten Landesherrn erwarten dürfen, 
auf liberalen Srundfäßen und einer allgemeinen Landes- 
vertretung begründet werden, fo, Daß vor Allem das Recht 
der Steuerbewilligung gefichert bleibe, keinesweges bie 
Abſicht Haben, in der Fünftigen Directen Orund⸗ 
9* 
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feuer, nah welchem Maaßſtabe dieſe auch verfaj- 
fungsmäßig angeordnet werbeu und, durch Bewil— 
ligung der Stände, zu der hergebrachten orbinä- 
ren Gontribution hinzufommen möchte, irgend 
eine Bevorzugung vor den übrigen Landen zu be— 
gehren — 
dürfen dieſe Anerbietungen, von Seiten der Regierung, mit eini- 
ger Vorficht, nur acceptirt werden, um jene Snftitutionen, welche 
diejelbe in Beziehung anf Repräfentation und Vertbeilung der Laften 
beabfichtigt, gegen jede unpolitiihe Regung des Egoism ficher zu 
ftellen. 

‘ch rede von einer vorfichtigen Acceptation jener Anerbie- 
tungen, weil Prälaten und Ritterfchaft, zur Beit, in Beziehung 
auf Abgaben, nur in Betreff der Directen Grundfteuer ihren 
alten Vorrechten zu entjagen erklärt haben: allein Die zuverficht: 
liche Hoffnung, daß bei den Verhandlungen über eine Verbefje- 
rung der anerkannten alten Verfaſſung, jobald nur die Abficht 
der Regierung dahin wirklich ausgejprochen und bethätigt werden 
wird, jener Verzicht auf alle Steuern werde ausgebehnt werben, 
ift um jo weniger aufzugeben, als das Beftreben, dem Zeitge- 
mäßen ſich zu fügen, in andern Erklärungen der Bevorrechteten 
(Seite 1 u. 64 der Denkſchrift), jo wie in der Bitte um Ver: 
mittlung, wenigftens angebeutet if. In jedem Falle aber han⸗ 
delt es fich hier von ber Wiederherftellung anerkannter Rechte, 
welche geachtet werben müßten, wenn auch von zeitgemäßer Um: 
geftaltung derſelben gar feine Rede fein koͤnnte. 

Was fih) nun für das Anerfenntniß die er alten Rechte an- 
führen läßt und dafür angeführt worden ift, das fol der nächte 
Abjchnitt dieſes Gutachtens, im Zufammenhange, kurz darftellen, 

Diefer Darftellung aber ſchicke ich Bloß noch den, feines 
Deweijed mehr bebürftigen, Sa eines baieriſchen Publiciften 
voraus: Anerfannt ift die Wirkſamkeit einer Verfaffung, 
wenn über dieſelbe die Betheiligten ihren übereinſtim— 
menden Willen, durch Urkunden oder durd die That, 
erflärt haben, 
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B. Aufftellung der für die Bejahung der Frage 
ſprechenden Gründe. 

Daß in Holftein eine landftändische Verfaffung, welche den 
Zandftänden gewiffe Rechte gab, exiftirte, ift bewiefen 
und in der gejandtichaftlichen Erklärung auch anerfannt. 

König Ehriftian I. ftellte ao. 1460, als erforner Landesherr, 
für fi) und feine Nachfolger, die eidliche Ausfage und Er- 
Härung aus, 

daß ein jeder Einwohner dieſer Lande bei feinem Rechte 
und feiner Freiheit bleiben folle, auch Daß denjenigen 
ſolche beftätigt und verbrieft werben follen, welche das 
verlangen möchten, 

Diefe Zuficherung bezieht ſich jo wenig allein auf die land⸗ 
tagenden Stände — PBrälaten, Ritterfhaft und größeren 
Städte — daß vielmehr auch die Eleineren Städte, ja Kaufleute 
und Wandersleute, genannt find. 

Unter den mandjerlei zugeficherten Rechten und Kreiheiten 
befindet fich 

1. die Zuficherung, daß Schleswig und Holftein ewig bei- 
fammen, ungetheilt, fein jollen; 

2. die Zufiherung: Wir, Unfere Erben urd Nachkommen 
follen und wollen auch Feine Schakung oder Bede legen auf 
die Einwohner diefer Lande, jammt und fonders, auöge: 
nommen Unfere eigenen Bonden und Lanften, die unverfebt und 
unverpfänbet find, ohne freundlihe Einwilligung und 
Bulaffung, einträdtige Zuſtimmung aller Räthe und 
Mannſchaft dieſer Lande. 

Durch eine zweite Handfeſte von demſelben Jahre, 

3. die Zuſicherung, wo möglich, jährliche Landtage zu 
halten.*) 

So vielfältig und nahdrüdlich auch Die Verſuche der fpätern 
Zeit waren, dieſe Verfaffung, namentlidy aber das Recht der 


*) Denkſchrift $. 1. Geſandiſchaftliche Erflärung ©. 4. 
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Zandtage und der Steuerverwilligung, zu untergraßen; 
ſo gelangten diefelben doch nur bis auf einen gewilfen Grad. 


1. Die Städte wurden zu dem Landtage von 1711, zum 
erfien Male, nicht convocirt, und die Vorftellungen, welche bie 
Nitterfchaft gegen Die Ausfchliegung ihrer alten Mitftände 
machte, blieben unerhört. 


2. Brälaten und Ritterfchaft verglichen ſich mit landes⸗ 
herrlichen Gommifjarien unter Anderem aud dahin, daß bei 
Friedenszeiten die ordinäre Gontribution, wie fie biäher in 
beiden Fürſtenthümern monatlich entrichtet worden, nicht allein 
nicht erhöht, Jondern, jo weit e8 immer möglich, gemilbert, und 
bei Kriegszeiten, wenn die Nothwendigfeit erfordern werbe, 
extraordinäre Auflagen auszufchreiben, ſolche vorher Töbl. 
Prälaten und Ritterfchaft, auf einer Landtagsverſamm⸗ 
lung, dargethan werden folle. 


Bet der Ratification diefer zum Abjchluffe gebrachten Ver⸗ 
handlung wurde aber gerade dieſer Punct, wegen der orbinären 
und cgtraordinären Gontribution, durch die Clauſel ausgeſchloſſen: 
daß die von Prälaten und Nitterfchaft zu erhebende orbinäre 
&ontribution bet Friedendzeiten niemals erhöht, noch bei Kriegs⸗ 
zeiten extraordinäre Gontribution, ohne deren unumgänglicdhe 
Nothwendigfeit, ausgejchrieben, folchenfalls aber Prälaten 
und Ritterfehaft dennoch vorher zu einer Zandtagsver- 
jammlung, die nur viele Meitläuftgfeiten und Unkoſten verur- 
Sachen würde, nicht conpocirt werden follen. 


Auf die Erflärung der Stände aber, daß Alles, wozu fie 
fich verftanden, gerade nur unter der Bedingung der Beſtätigung 
bes Rechts, ohne vorherigen Landtag ſich Feinerlei Steuern an- 
muthen zu laſſen, zugeſagt hätten, erhielten fie am 16. Suli 1712 
eine Erläuterung der, Prälaten und Ritterjchaft gegebenen, den 
Bunct der Contribution betreffenden, Natification dahin: 

1. e8 ſei nicht Die Tandesherrliche Abficht gewefen, ihnen bie 
Hoffnung auch zu Milderung der ordinären Gontribution zu 
bencehmen; 
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2. auch gehe der Landesherren Meinung nicht dahin, alle 
Zandtagsverjammlungen für fünftig aufzuheben, jondern es hätten 
Diefelden, in der mehr angezogenen Clauſel, nur derentwegen ſich 
jo erplicirt, „weiln, bei unentbehrliher Ausſchreibung 
einer extraurdinären Gontribution in Kriegszeiten, 
dann und wann ſolche preſſante Caſus vorzufallen 
pflegen, Daß nit vorhero weitläufige Zuſammen⸗ 
fünfte Darüber gehalten werden oder felbige einigen 
Verzug erleiden Fönnten.” 

Und fo feheinen Die Reclamanten mit Recht behaupten zu 
fönnen, daß dieje auf dem alten Grundvertrage ruhende Land- 
tagsſatzung — nad) welcher Die orbinäre Gontribution von Flöfter- 
lihen und adeligen Gründen fortan niemals erhöht, 
außerordentlihe Contribution aber, außer in dringen— 
den Sriegsfällen, nicht anders, ald nad gehaltener 
Landtagsverfammlung, ausgejchrieben werden könne — 
ihre rechtliche Verbindlichkeit biß zu einem nenen Landtage 
behaupte, 

Seit diefer Zeit (1712) iſt fein Landtag wieder gewefen; 
indeffen behaupten die Neclamanten, daß auch während Diejer 
Beit, 

1. die ordentliche Gontribution, Troß eines ao. 1717 ges 
machten Verſuchs, un erhoͤht verblieb; 

2. der Landtag nie vergeſſen, vielmehr angeregt und auch 
(1721) anerkannt worden ſei; 

3. den holſteiniſchen Praͤlaten und der Ritterſchaft bis zum 
Sabre 1773 nicht allein Feine ordentliche Grundftener, außer Der 
hergebrachten, fondern überhaupt feine bleibende Steuer, welcher 
Art fie jet, angemuthet worden wäre.*) 

Belege find für diefe Behauptung nur zum Theil beigebracht: 
allein Dennoch wird, felbft wenn factiſche Störungen des im 
Sabre 1712 anerkannten Rechts follten nachgewieſen werden 


*) Denffärift $. 11. 
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fönnen, die anerkannte rechtliche Wirkſamkeit der Verfaſſung, 
jelbft in der Periode von 1712 bis 1766 und 1777, zugeflanden 
werden müflen: 

1. weil Köntg Chriftian VI. (ber Vater des jet regierenden 
Königs) am 31. Mai 1766 die Privilegien, auf geſchehenes An- 
ſuchen, dahin beftätigte: 

„Bir confirmiren und beftätigten alfo alle und jede, 
von Unjern böchftjeligen Eöniglichen Herrn Vorfahren, er- 
meldten Prälaten und Ritterfchaft ertheilten Privilegien, 
Freiheiten, Rechte und Gerechtigkeiten, in allen ihren 
Puncten, Clauſeln und Inhaltungen, hiermit und in Kraft 
dieſes, befter- und beftändigersmaßen ag. Dergeftalt und 
alfo, dag Unfere geh, Prälaten und Ritterfchaft Dabei, zu 
allen Zeiten, gerubig gelaffen, auch Eräftigft geſchüͤtzt 
und gehandhabt werden follen. Inmaßen Wir denn Un⸗ 
jerm jebigen und Fünftigen Statthalter, zur Regierungs⸗ 
canzlei in Glückſtadt jämmtlich verorbneten Canzler, Dice 
canzler u.j.w. ernftlichft anbefehlen, über dieje Unjere Ag. 
Gonfirmation feftiglich zu halten” u. |. w. 

Deftätigte König Chriftian VN hierdurch alle und jede 
Privilegien und Rechte, welche feine koͤnigliche Vorfahren den 
Prälaten und NRittern ertheilt hatten, ohne irgend eine Aus: 
nahme; fo war ihnen aud das Recht der Landtage und der 
Steuerverwilligung, jo weit über letzteres fich nicht anders ver- 
glichen war, fo wie überhaupt ihr Antheil an der Landbesper- 
fafjung von Neuem beftätigt, und, was factiich verlegt worden 
fein mochte, rechtlich wieder hergeftellt und in anerfannte 
Wirkſamkeit gejegt. 

Dieß um fo gewifler, weil 

2. derfelbe König, im Sahre darauf, mit der Kaiſern Ga- 
tharina II, über bie Bedingungen der Wiedervereinigung von 
ganz Schleswig-Holftein, einen proviforifchen Vertrag, d. d. So: 
penhagen den 44. April 1767, unterzeichnete, deſſen 16. Artikel 
fo lautet: 
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Da, nad) ber huldreichen Abficht beider hohen contra> 
hirenden Theile, Durch den verabredeten Taufch, in den zu 
permutirenden Ländern, Niemand, wer er auch fei, an 
feinen Rechten und Befugntjjen gefränft werden und 
eben jo wenig die vorhandenen milden Stiftungen im 
geringften leiden ſollen; jo wird in Anfehung bes Her: 
zogthums Holftein hierdurch, namentlih von J. K. M. 
von Dänemark, bewilligt, und für jih, Dero Erben 
und Succeſſores aufd bündigfte zugefagt, 

1. dad bejagte Herzogthum Holftein überhaupt und alle 
Einwohner defjelben, jo wie vornehmlid Prälaten 
und NRitterfchaft, bei ihren Freiheiten, Vorzügen 
und Gerechtſamen, welche fie biöher genofjen, unge 
kraͤnkt zu laſſen und zu erhalten. 


In dem nach erfolgter Mündigfeit Des Großfürften Paul 


abgefchlofjenen Definitivtractate, d. d. Zarsko-⸗Selo den A 


1773, heißt e8, Art. VII: 


Seine königliche Majeftät zu Dänemark und Norwegen 
verjprehen nochmals auf das heiligfte, gleich- 
ſam, ald wenn ſolches alles, wörtlichen Inhalts, bier: 
jelbit wiederholt worden wäre, Daß alles, was in bem 
Art. 16 u. ſ w. des proviforischen Tractats, in Anfehung 
ber aufreht zu erhaltenden Privilegien, Vor 
züge und PBreibeiten des Herzogtbums Hol- 
ſtein ........ bereits feſtgeſetzt und zugeſagt wor: 
den ........ unverbrüclich beobachtet und getreulich 
erfüllt werden ſolle. 


Am Schluſſe des Föniglihen BefignahmepatentS vom 16. 
Rovember 1773 aber wird, vom Könige, wiederholt erklärt: 

Sp geloben und verficheru Wir dagegen, mittelft dieſes 

offenen DBriefes, für Uns und Unfere Nachfolger in 

der Regierung, daß Wir den fämmtlichen, nunmehr 

Unjerer alleinigen Landeshoheit untergebenen, Eingefefjenen 

der bisher gemeinfchaftlichen und einfeitig großfürftlich 
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holfteinifchen Landesbiftricte, ſowohl Prälaten und Ritter- 
ichaft, au) Beſitzern abeliger und Ganzlei- Güter, als 
anderen Sommüänen und Untertbanen, we Standes 
fte feien, in den Städten, Fleden und auf dem Lande, 
Unfere koͤnigliche Huld und Gnade angedeihen lafien, fie 
insgeſammt bei ihren wohlerworbenen und berge 
bradten Rechten und Freiheiten laffen und Königl. 
Ihügen, auch alleihre, ihnen ertheilten Privilegien, Exem⸗ 
tionen und Begnadigungen beftätigen, und ihre Wohlfahrt, 
Aufnahme und Gedeihen auf alle Weile befördern und 
Uns zum Bwede jeßen wollen. 

Es erſcheint aber Diefe Zuficherung um jo gewiller als eine 
Anerkennung der in rechtlicher Wirkſamkelt beflehenden Ver⸗ 
fajfung des Herzogthums Holftein, da der König unaufge- 
fordert, 

3) die Privilegien der holſteiniſchen Prälaten und Ritter: 
haft, am 13. November 1773, zum zweiten Male dahin 
beitätigte: 

Mir Chriftian VIL ꝛc. confirmiren und beftätigen alſo, 
durch dieſen offenen Brief, and nunmehr alleiniger landes⸗ 
obrigfeitlicher Macht und Botmäßigkeit, alle und jede, 
von Unfern Eöniglihen Vorfahren und von den 
mitregierendentandesherren aus dem herzog: 
lich Holſtein-Gottorpſchen Haufe, gedachten Prä- 
laten und Ritterfchaft vorhin ertheilten Privilegien, 
Kreiheiten, Rechte und Gerechtigkeiten, nad 
ihrem ganzen Einhalt und in allen ihren Buncten und 
Glaufeln, beiter- und beftändigersmaßen Dergeftalt, daß 
fie, Unjere getreuen Prälaten und Ritterfchaft, dabei zu 
allen Zeiten ruhig belaffen, auch kraͤftigſt gefchüßt und 
gehandhabt werben follen.*) 

Die jo eben vorgeiragenen Momente find von entſchei⸗ 
dender Wichtigkeit, da Die won des jeht regierenden Königs 


*) Denkſchrift $. 12 und 13. 
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Majeftät den Prälaten und der Nitterfchaft im Juli 1814 zu: 
gelidherte, und am 17. Auguſt 1816 wirklich ertheilte 
Sonfirmation der Privilegien den, in den Zeitpuncten von 1766 
und 1773 anerkannten, Rechts zuſtand von Neuem zuge 
fihert hat. 

Denn in diefer Confirmation heißt es: 





Wir Frederik der Sechſte u. |. w. confirmiren und be- 
ftätigen alfo alle und fede, von Unſern höchftjeligen 
Herrn Vorfahren, ermeldeten Prälaten und Ritterichaft 
des Herzogthums Holftein, ertbeilte Privilegien, 
Freiheiten, Rechte und Gerechtigkeiten, wie jelbige 
von Unſers höchſtſeligen Herrn Vaters, Königs 
Chriflian VL, Majeflät unterm 31. Mär; 1766 
und 13. November 1773 allerhöchſt beftätigt wor: 
den, in allen ihren Buncten, Slaufeln und Inhaltungen, 
hiermit und in Kraft dieſes, befter- und beftänbiger: 
maßen, ag. Dergeftalt und alſo, daß Unſere gehorjame 
Prälaten und Ritterfchaft dabei zu allen Zeiten ruhig 
gelaſſen, auch kraͤftigſt geſchützt und gehandhabt werben 
ſollen. Inmaßen Wir denn Unſerm jetzigen und künftigen 
Statthalter, zum holſtein-lauenburgiſchen Obergerichte zu 
Glüdftadt ſämmtlich verorbneten Canzler, Bicecanzler 
und Nätben, auch allen Unfern andern Beamten und 
Bedienten, hiermit Ag. und ernitlich anbefehlen, über 
diefe Unſere Ag. Gonftrmation feftiglich zu halten und 
dagegen nichts zu verhängen, noch, daß ed von Anderen 
geichehe, geitatten.*) | 


Diefe fo ertheilte Konfirmation der den Prälaten und der 
Kitterichaft zuftehenden ſaͤmmtlichen Rechte, worunter Denn 
natürlib die Tandfländifhen und verfaffungsmäßigen 
Rechte oben anſtehen, gewinnt durch den Zeitpunct und die Um⸗ 
fände, in welchem und unter welchen fie ertheilt wurde, eine 
über die Maßen wichtige Bedeutung. 


*) Denkſchrift $. 21. 
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Es ift befannt, wie fehr in den Sahren 1814 und 1810 bie 
deutfchen Regierungen von dem Gefühle der Nothwendigkeit durch⸗ 
drungen waren, die bürgerlichen Rechte der Unterthanen durch 
politische Inſtitutionen, namentlich Durch Aufrechthaltung rechtlich 
noch beftehender und Wiederbelebung veralteter Verfaſſungen, ficher 
zu ftellen und jo die Herrichaft des Nechts gegen Mißgriffe zu 
verbürgen. 

Ewig wmerkfwürdig wird, in dieſer Beziehung, das Votum 
der königlich hannöveriſchen Songreßbevollmächtigten vom 21. Dc- 
tober 1814 bleiben, nad) welchen, unter Anderem, auch darauf 
beftanden wurbe, daß Fünftig in Deutjchland 

\ die auf Geſetzen und Verträgen beruhenden Xerritorial- 
verfafjungen, unter Vorbehalt der nöthig werden: 
den Modificationen, beftehen follen; daß aber, wo 
feine fländifche Verfaſſung gewejen, Die Einwilligung 
der Stände zu den aufzulegenden Steuern (wohlver- 
ftanden, Daß fie zu den Bedürfniffen des Staates 
beizutragen ſchuldig find) erforderlich ſei; Daß fie 
ein Stimmrecht bei neu zu verfaffenden Gefeßen; daß 
fie die Mitauffiht über die Verwendung der zu 
bewilligenden Steuern haben, und berechtigt fein follen, 
im alle der Malverjation, die Beftrafung fchuldiger 
Staatödiener zu begehren. 

An dieſes Votum ſchloſſen fihb am 16. November 1814 die 
Bevollmächtigten von 29 deutfchen Regierungen, in der Erflä- 
rung an: 

Namentlich find fie damit einveritanden, Daß aller und 
jeder Willtür, wie im Ganzen durch Die Bundesverfaflung, 
jo im Einzelnen in allen deutſchen Staaten, durch Eins 
führung landſtändiſcher Verfafjungen, wo diejelben noch 
nicht beftehen, vorgebeugt und den Ständen folgende Rechte 
gegeben werben: 
1. das Recht der Bewilligung und Regulirung 
jämmtlidyer zur Staatöverwaltung nothwendiger 
Abgaben; 
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2. das Recht der Einwilligung bei neu zu erlaſſenden 
allgemeinen Landesgeſetzen; 

3. das Recht der Mitaufficht über die Verwendung 
der Steuern zu allgemeinen Stantszweden; 

4, das Net der Bejchwerdeführung, insbeſondere 
in Fällen der Malverjation der Staatödiener und 
und bei Mißbraͤuchen aller Art. 
Wobei übrigend den einzelnen Staaten die ange- 

meſſene Einrichtung der ftändilchen Verfaflung, nach dem 
Charakter der Einwohner, den Localitäten und dem Hers 
fommen, überlaffen bleibt. 

Kein deutfcher Bundesſtaat bat ſich gegen dieſe Grnub- 
fäbe, im Allgemeinen, erflärt; Baiern und Württemberg allein 
waren e3, welche, nicht etwa der Einführung Iandftändiicher Ver- 
faflungen überhaupt, fondern nur einer in der Bundesacte auf- 
zunehmenden Beftimmung der landftändifchen Rechte, wi- 
derfprachen.*) 

Wenn, in folder Zeit und unter ſolchen Verhältnifjen, 
im Sjult 1814, Die feit 1808 verweigerte Konfirmation der Pri- 
vilegien den Prälaten und Ritterfchaft zugefichert wurde;**) wenn 
in ſolcher Zeit und ſolchen Berhältnilfen, auf die Bemühung 
der Depntirten, welche Prälaten und Ritterfchaft, in der Abficht, 
dem Herzogthume Holftein jeine vormalige Verfaſſung zu 
verichaffen, zum Gongrefie nad Wien abgeſendet hatten, das 
koͤniglich daͤniſche Minifterium unter dem 28. Januar 1815 erflärte, 
daß Seine Majeftät der König der Wiederherftellung der 
Landſtände nicht entgegen fei, und geflatten wolle, daß ihre 
(der Landftände) Verſammlung zu Kiel wieder ftatt haben 
folle;**) wenn, in folder Zeit und unter ſolchen Verhaͤlt⸗ 
nilfen, auf Die am 26. Mat 1815 wiederholte Bitte um einen 


*) KT. Ueberf. der biplom. Verhandl. bes Wiener Congr., Abthl. II, 
©. 201 und 208. 

*%) Denlſchrift $. 20. 

ER) Ueberficht der diplom. Verhandl. des Wiener Gongrefjes, Abthl. II, 
©. 223. 
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Landtag in zeitgemäßer Form, zuerſt der nexus socialis zwi⸗ 
jhen Holftein und Schleswig beftätigt, dann Davon, daß, zum 
Behufe des Beitrittd zum deutſchen Bunde, innere Ginridtun- 
gen vorbereitet würden, unter dem 9. September 1815 amtliche 
Nachricht gegeben, und endlih am 17. Auguft 1816 die Confir⸗ 
mation jo, wie 8. 18 nachgewiefen ift, wirklich ertheilt wurde: 
fo laßt fich Doch wohl nicht bezweifeln, Daß bier von der Be- 
flätigung verfaflungsmäßiger landſtändiſcher Rechte wenigſtens 
mehr, al3 von der Beftätigung bloßer Standes-Privilegien 
die Rede war, welche in der gefandtichaftlichen Erklärung aus- 
drüdlid für das größte Hinderniß erklärt worden, Das ben For- 
derungen und Berhältniffen der Zeit, der gleihen Vertbeilung 
ber Laften und jeder vernünftigen Rüdficht auf die Befteuerungs- 
fähigkeit Der Untertanen, entgegentreten Tönnte, 

Der ganze Rechtszuſtand, wie er in den Jahren 1766 
und 1773 in Beziehung auf Landtage und Steuerbewilli- 
gung unbedingt anerfannt worden war, wurde von Neuem 
betätigt, und jomit alles das, was, bis zu jenen Jahren Hin- 
auf, vor und nad dem 17. Auguft 1816 Dagegen anders, al 
auf dem Wege des Vergleichs, etwa geſchehen fein mag, ber 
rechtlichen Wirkung nad), vernichtet. 

Können gegen dieje bis hierher. vorgetragene Thatſachen, 
und daraus abgeleiteten Folgerungen, Feine begründeten Aus⸗ 
ftellungen gemacht werden; fo wird auch das Recht, das Präla- 
ten und Ritterfchaft, ald Stände des Herzogthums Holftein, aus 
dem 56. Artikel der Schlußacte in Anfpruch nehmen, eben fo 
wenig verfannt werden Eönnen, als fi Die hohe Bundesver⸗ 
ſammlung der Erfüllung derjenigen Obliegenheit wird entſchlagen 
dürfen, welche ihr die Bundesgefeßgebung, namentlich au in 
Beziehung auf die Erfüllung jenes 56. Artifels, auferlegt hat. 


v. Wangenheim prüft nun endlich Die Frage: Worauf ans 
zutragen ſei? 

- „Ob nun gleich die in den vorigen Abſchnitten entwidelten 

Gründe es mir rechtlich unmöglich machen, dem der vorläufigen 
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geſandtſchaftlichen Erklaͤrung beigefügten und auf Die Abweichung 
ber Neclamanten gerichteten Anträge beizuflimmen; jo nehme id) 
demnach aus den ſchon früher angegebenen Gründen und weil 
auch der k. dänische, herzogl. holſteiniſche Herr Geſandte feine 
Erklaͤrung ſelbſt eine bloß vorläufige genannt und feinem aller⸗ 
höchſten Hofe — wenn ſich ein nad) den Gejeken des Bundes 
und der Gompetenz der Bundesverfammlung geeigneter Anlaß 
Dazu ergeben jollte, — die weitere Erklärung vorbehalten hat, 
in der MUeberzengung, daß die Bundbesverfammlung über den 
Grund oder Ungrund einer zu ihrem Reſſort gehörigen Be- 
ſchwerde eine Erklärung abzuverlangen, allerdings berechtigt fei, 
durchaus feinen Anftand, nach dem Hauptantrage des Referenten 
dahin abzufchließen, 
daß Die hohe Bundesverſammlung, in Gemäßhett ihrer 
durch Bundes⸗ und Schlußacte begründeten Competenz, 
den f. dänifchen und herzogl. holſtein-lauenburgiſchen 
Herrn Bundestagsgeſandten erfuche, die Erklärung feines 
allerhoͤchſten Hofes über den Anhalt der vorliegenden, 
von Prälaten und Nitterfchaft, die Darftellung ihrer 
angeblid in anertaunter Wirkſamkeit beftebenden land⸗ 
ftändifchen Verfaflung, insbeſondere ihrer Steuergerecht⸗ 
fame, enthaltenen, Denkfchrift, binnen ſechs Monaten 
gefälligft zu bewirken, 

Was aber die neuerlich erft hinzugefügten eventuellen 
Anträge des Herrn Referenten betrifft, jo kann ich denſelben, fo, 
wie fie vorliegen, nicht beiftimmen. 

Es ift allerdings möglich, daß die Hohe Bundesverjammlung, 
eine weitere Erklaͤrung von dem herzoglich Holfteinijchen Gouver⸗ 
nement einzuholen, für überflüflig‘ halte, weil ſie jich, jchon nach 
ber, von der k. dänischen und berzogl. bolfteinifchen Geſandtſchaft 
vorläufig abgegebenen Crflärung, überzeugt haben könne, daß 
das von den Reclamanten angebrachte Gejuch entweder gegründet, 
oder nicht gegründet fei. 

Wenn die Sommiljion, das wirkliche Eintreten dieſes mög- 
lichen alles vorauszujeßen, einen, mir unbefannten, Grund haben 
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follte, jo würde es Doch ihre Pflicht fein, zugleih Die Fragen, 
welche dann Gegenftand der Abftimmung werden würden, voll 
ftändig zu figiren. 

Würde fich Die Commiſſion auf den Hauptantrag befchränfen; 

fo dürfte zunächft pure Darüber abzuflimmen fein: 

I. ob die in Antrag gebrachte weitere Erflärung von dem 
betbeiligten Hofe abverlangt werden jolle oder nicht? 

Würde dieſe Frage, wie der Herr Referent vorausſetzt ver: 

neinend beantwortet; jo fragt e8 ſich Dann, 

II. ob dies gefchehe, weil ber Grund der auf den 56. Ars 
titel der Schlußacte gebauten Beſchwerde bereits voll⸗ 
fommen klar und über jede denkbare Einrede erhaben 
fei, und was denn auf die Anträge der Reclamanten 
zu rejolviren jet? 


oder 


II. ob dies gefchehe, weil der Ungrund der auf den 56, 
Artikel der Schlußacte gebauten Bejchwerde bereit! voll 
fommen Elar und über jeden denkbaren Zweifel erhaben 
fei, und was demnach, auf die Anträge der Recla⸗ 
manten, rejolvirt werden folle; ob naͤmlich 
a) die Reclamanten, ohne von dem Umftande, daß, dem 


b) 


13. Artikel der Bundes- und dem 54. der Schluß: 
acte zumider, in Holftein feine ſtaͤndiſche Verfaſſung 
ftatt finde, irgend eine Notiz zu nehmen, oder 

ob fie, mit Rüdficht auf Diefen Umftand, abgewiejen 
werden follen, und was, in diefem Kalle, Die Bun⸗ 
desverfammlung — ermächtigt und verpflichtet, Durch 
den mit den angezogenen beiden Artikeln in Ver⸗ 
bindung zu bringenden 53. Artikel der Schlußacte 
in der Hinfiht, daß das Dagewejenjein geſetzlich 
beflandener ftändifcher Rechte, von Seiten des 
betheiligten Hofes, zugeftanden worben tft — zur 
Erfüllung des 55. Artikels derjelben Acte, werde zu 
bewirten haben? 
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Ad I. Soll die von der Commliffion in Antrag ge 
brachte Erklärung von dem betheiligten Hofe abverlan gt 
werden oder nicht? 

Für die Bejahung diefer Frage fpricht, daß 

1. in einer Sache, deren Entſcheidung nicht über allen 
Zweifel erhaben ift, ſowohl dem Dabei bethetligten Hofe, als 
auch den Reclamanten die Gelegenheit gegeben werden mülfe, 
dad, was gegenjeitig geltend gemacht wurde, von allen Seiten 
zu beleuchten; daß 


2. ein ſolches umſichtiges Benehmen, in dem vorliegenden 
Sale, durch die Adytung geboten ifl, Die der Bund auf ber einen 
Seite dem Gefebe ſchuldig ift, auf der andern Seite aber dem 
Monardyen von Dänemark, als foldhen und als deutſchem Bun- 
besfürften, um fo lieber zollen wird, als in Seine Gerechtigkeits⸗ 
liebe durchaus fein Zweifel zu jeßen ift; daß 

3. dadurch Der, in der gejanbtichaftlichen Erklärung enthal- 
tene, unverdiente Vorwurf, als fei Die Commiſſion, auf eine ein- 
feitige Darftelung, zum Präjudiz der Regierung, in ihrem An 
trage zu weit gegangen, in dad rechte Licht geitellt wird; indem 

4. die Einholung einer folden Erklärung, innerhalb einer 
Beit von ſechs Monaten, Feinerlei Art von Entjcheidung vor: 
greift, und demnach nicht allein ganz unverfänglich erfcheint, 
fondern aud) 

5. ganz Dazu geeignet fein dürfte, der betheiligten Regierung 
die Gelegenheit zu geben, die in der gejandtfchaftlichen Erklärung 
angedeuteten Antentionen St. WMajeflät des Königs, zur voll: 
fländigen Bejeitigung jeder etwa gegründeten Beſchwerde, zu 
verwirklichen und jo die Erklärung auf eine Beſchwerde in eine 
bloße Anzeige der, ohne Dazwilchenfunft des Bundes erfüllten 
Bunbesgejeglichen Beftimmungen umzuwandeln; und daß endlich 

6. durch diefe Maaßregel, diejenigen Geſandtſchaften, welche 
bejonderer Inſtruktion zur Abflimmung fiber den Gegenftand der 
Beſchwerde jelbit, bedürfen, ohne Fünftigen weitern Aufentbalt, 
die nöthige Beit gewinnen, um das pour et contre ihren Re 

Dritter Theil. 10 
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gierungen vorzulegen und fich wenigftend eventuelle Inſtructionen 
zuverjchaffen. 

Dagegen foll nad) der, von dem Herru Neferenten ausge: 
Iprochenen Beſorgniß, vielleicht der Umftand geltend gemacht 
werden, daß man fich won der Anwendbarfeit des 56. Artikels 
der Schlußacte auf den vorliegenden Fall, beionders auch um 
deswillen nicht werde überzeugen Fönnen, weil die von des Königs 
Majeftät Prälaten und Nitterfchaft am 17, Auguft 1816 nen 
beftätigten Gerechtſame den Charakter einer förmlichen Verfaſſung, 
wie ſolche gedachter Artikel der Schlußacte vorausjege, nicht 
hätten. . Ich kann diefe Beſorgniß nicht theilen. 

Abgejehen davon, daß Die Bundesgejeßgebung nirgends und 
am allerwenigen in den 56. Artikel für landſtändiſche Verfaffungen 
eine beftimmte Form vorfchreibt, und in Beziehung auf den In⸗ 
halt nur einige mehr negative Beftimmungen in den Artifeln 57, 
58, 59 und 62 feftfeßt; abgejehen davon, daß die Bundesgejeß- 
gebung vielmehr jeder Formbeſtimmung fremd bleiben wollte; 
abgejehen davon, Daß, wenn man die neu confirmirten Privi- 
legien, Kreiheiten, Nechte und Gerechtigkeiten der Prälaten und 
Nitterfchaft, an deren Spitze die landſtändiſchen ftehen, vielleicht 
um deßwillen ald eine unförmliche Verfaſſung anjprechen wollte, 
weil davon die Städte und andern Stände ausgeſchloſſen wären ; 
abgejeheu davon (jage ich), daß man in diefem Falle würbe 
Daran erinnern müſſen, wie nicht Prälaten und Ritterfchaft daran, 
dag die Städte im Sabre 1714 von der ftändifchen Repraͤſen⸗ 
tation ausgefchloffen wurden, ſchuld find, fondern vielmehr da⸗ 
gegen wiederholt fi verwahrt, auch einer noch vollfiändigeren 
Nepräfentation nicht entgegen fein zu wollen, feierlich erklärt 
haben; abgejehen davon, daß wegen Unförnlichkeit, wohl vielleicht 
die nicht einberufenen Städte die Vollftändigfeit Der damaligen 
Berfammlung, und die, auch fie bindende, Gültigkeit der dafelbft 
gefaßten Bejchlüffe hätten aufechten können, gewiß aber nicht Die 
Regierung, welche in der neu ertheilten Konfirmation der Privi- 
legien deu Rechtözuftand, wie er ao. 1766 und 1773 zugeftanden 
worden war, wieder bergeftellt und alfo auch das Corps ber 
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Vrälaten und Ritterfchaft in der, demfelben im Bonvocatorio 
von 1744 (S. 80 der Denkſchrift) ausdrücklich beigelegten, 
Eigenfhaft einer Landesverfammlung anerkannt hat; 
abgejehen von dieſem Allen, kann doc) biefe, aus ber Unförm- 
lichfeit derjenigen Verfaſſung, welche als eine in rechtlicher Mirk- 
famfeit beftehende in Anſpruch genommen wird, hergenommene 
Einwendung dem umfichtigen Antrage nicht entgegengehalten 
werben, da ja eben durch die Einholung einer weiteren Erflä- 
rung zu verjiehen gegeben wird, Daß fiber die Frage: ob die 
Verfaſſung Holfteind als eine in anerkannter Wirkſamkeit befte- 
hende betradhtet werden müffe, oder nicht, noch nicht eutjchieden 
werden wolle. 

Sollte man aber die verhandelten Acten, in dieſer gewiß 
nicht unwichtigen Sache, bereit8 für fpruchreif Halten; fo muß 
doch die Möglichkeit zugegeben werden, daß jene Frage auf ver⸗ 
ſchiedene Weiſe beantwortet werden könne. 

Es wird alſo angegeben werden müſſen, was in jedem der 
beiden möglichen Fälle zu verfügen fein werde. 


Sch wende mid) daher zu der zweiten Frage, Die, wenn der 
Antrag auf Einholung weiterer Erklärung verworfen werben 
follte, wird aufgeworfen werden müflen. 


Ad I. Wenn der Grund der auf den 56. Artikel der 
Shlußacte gebauten Befchwerde bereits für vollkom— 
men Klar und über jede denfbare Einrede erhaben bes 
trachtet werben follte, was würde dann auf Die Anträge 
der Reclamanten zu rejolviren jein? 

Hier muß nun vor allen Dingen auf das Pelitum ber Re 
elamanten zurüdgegangen werben, welches drei, unter ſich ver⸗ 
ſchiedene, Anträge enthält. 

Der Gefammtzwed ihrer Reclamation ifi in dem Vorworte 
(S. 1) dahin angegeben 

4. zu beurfunden, daß Prälaten und Nitterfchaft nur noth: 
gedrungen bei der Bundesverfammlung bejehmerbeführend auf- 


treten, um verjagtes Recht zu retten; 
10* 
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2. zu beweiſen, daß fie die Vermittlung dem Acte der 
Entſcheidung bei weiten vorziehen; und 

3. zu erklären, daß fie, bei eintretender Vermittlung, die 
Rückkehr beglüdender Eintracht Durch jedes, mit Recht und Ehre 
verträgliche, Opfer zu erfaufen, gern erbötig find, 

Wenn — wie bier vorausgejeßt wird — die BVerfaflung 
dermalen auf den ftändischen Rechten der holfteiniichen Prä- 
laten und Ritterſchaft beruht, und wenn diefe vielfach geftörte 
Verfaſſung ih wirklidy der urfundlihen Anerfennung Seiner 
koͤniglichen Majeftät erfreut, alſo in die Sategorie Der in aner— 
Fannter Wirkſamkeit beftebenden Verfaſſungen gehört; jo 
Tann ed auch keinem Zweifel unterliegen, daß nicht der Bund 
durch den 56. Artifel der Schlußacte eben jo verpflichtet, als 
berechtigt fein folte, auszusprechen und zu bewirfen, daß bie 
urkundlich anerfannte Verfaſſung auch practifch anerkannt 
werde, daß die Zuſicherung in Erfüllung übergehe, Daß die, 
in Gemäßheit der Bundesgefehgebung, getroffenen allgemeinen 
Anordnungen auf die einzelnen Säle audy wirklich angemwen= 
Det werden, und daß, wenn über deren Auslegung oder Ans 
wendung Streitigkeiten entftehen, Diefe entweder auf den gejeß- 
lich bereits bezeichneten oder auf den geſetzlich noch zu bezeich— 
nenden Wegen, rechtlich — ſei ed num richterlich oder ſchieds⸗ 
richterlih — bejeitigt, d. h. entweder vermittelt oder entjchieden 
werben. 

Da aber der Bund nur dann, wenn er die bejondere Ga- 
rantie einer landftändischen Verfaffung übernommen hat, und in 
diefer Verfaſſung Feine Mittel und Wege gejeglich angeordnet 
find, diejenigen Irrungen zu befeitigen, welche fid, über Ausle⸗ 
gung verfafiungsmäßiger Beflimmungen und Deren Anwendung 
auf die einzelnen Fälle entipinnen, berechtigt und verpflichtet ift, 
jolhe Srrungen unmittelbar — fei ed auf dem Wege der 
Vermittlung oder der fchiedsrichterlichen Entſcheidung — felber 
und auf andere Weile zu befeitigen, als jo, daß er auf Eröff- 
nung anderweitiger Mittel und Wege Dringe: fo entfteht zuvör- 
derft Die Frage, ob dieſe Beſchränkung der Competenz der Bun 
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besverfammlung zu einer unmittelbaren Einwirkung fi) auch auf 
die Fälle bezieht, in welchen es fich darum handelt, eine land⸗ 
ſtaͤndiſche BVerfaffung, auf dem Grunde des 55. Artikel ver 
Schlußacte, erfi wiederherguftellen oder, auf dem Grunde Des 
56. Urtifeld, nur in practiſche Wirkſamkeit zu fegen, damit, in 
dem einen wie in dem andern Falle, nad) Vorſchrift des 13. Ars 
tifeld der Bundes und des 54. der Schluß-Acte, überall eine 
landftändifche Verfaſſung ftatt finde? 
oder 

ob diefe Beſchränkung erft dann eintreten foll, wenn, in 
einem gegebenen Falle, beziehungsweije tie Artifel 55 und 56 
der Schlußacte ſchon erfüllt find und, in Gemäßheit derfelben, 
die Berfaffung, Dort, nach den gegenwärtig obwaltenden Ver: 
hältniffen und mit Berüdfichtigung der früberhin gejeglich Beftande- 
nen ftändifchen Rechte geordnet, bier, die in rechtlich anerfannter 
Wirkfamfeit beftehende Verfaffung auch practifch anerfannt ift? 

Kür die erfte Auslegungsweife fpricht der Charafter der 
ganzen Bundesgejeßgebung, dem zufolge das unmittelbare 
Einwirken des Bundes fo lange ausgefchloffen wird, als feine 
Zwecke auf andere und rechtliche Weije erreicht und ficher: 
geftellt werden können. Nun laͤßt ſich nicht verfennen, daß, 
wenn, im Kalle de855. Artifel8, überdie Beftimmungen der geſetzlich 
früherhin beftandenen ftändifchen Nechte, und im Falle des 56., 
über Inhalt und Umfang der in rechtlich anerkannter Wirkfam- 
feit beftehenden Verfaflungen, Zweifel erhoben werben, dieſe eben 
jo gut durch Austräge, als Durch unmittelbare Einwirkung Des 
Bundes vermittelt oder ſchiedsrichterlich entſchieden werden Eön- 
nen; daß man fi) alfo zu der andern Auslegungsweile, wenig: 
fiend durch die Sicherung der Bundeszwede, nit gend- 
thigt fühlen koͤnne. 

Wäre num dieſe erſte Auslegungsweiſe die richtige: jo würde 
die Bundesverjammlung, wenigftens fo lange, ald nicht von Sei⸗ 
ten der betheiligten Regierung ein gleiches Anfinnen gemacht 
werben jollte, Anftand nehmen müfjen, Die Role der VBermitlung 
zu Übernehmen, oder Darüber, ob Die holſteiniſche Verfaſſung fich 
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auch auf die Verbindung mit Dem Herzogthume Schleöwig be⸗ 
ziehe, und ob darin das Steuerbewilligungsredyt begründet fei, 
unmittelbar zu entjcheiden. 

So anerfennendwerth es nun auch immer tft, Daß Die Re⸗ 
clamanten die Vermittlung der Bundesverſammlung einer Ent- 
ſcheidung derſelben vorziehen und dabei jedes mit dem Rechte 
und der Ehre vereinbare Opfer bringen zu wollen erflärten: jo 
würde ſich Die Bundesverfammlung dennoch auf den Ausdrud 
des Wunſches, daß ed der betheiligten Regierung gefällig fein 
möge, Ausgleihungsverjuche nicht von der Hand zu weifen, 
beichränfen, zugleich aber ausfprechen müfjen, worüber ſich aus⸗ 
zujprechen, fie aufgefordert wurde, daß nämlich) 

1. die landftändifche PVerfaffung des Herzogthums Holftein 
als eine ſolche, welche, im Sinne der Bundesgejeßgebung, in 
anerkannter Wirkſamkeit beftehe, allerdings, in Gemäßheit des 
56. Artikels der Schlußacte, aufrecht zu erhalten fei, nachdem, 
vermöge der unter dem 17. Auguft 1716 ausgefertigten koͤnig⸗ 
lien Gonfirmation der Privilegien, Freiheiten, Rechte und Ge- 
rechtigfeiten Der Prälaten und Mitterfchaft des Herzogthums 
Holftein, der gefammte Rechtszuſtand dieſes landſtaͤndiſchen Korps, 
in der Art, wie er von des höchftfeligen Königs Majeftät, Chri⸗ 
flian VIL, unter dem 31. März 1766 und 13. Novemeer 1773 
beftätigt wurde, anerfannt worden ift; daß aber 

2. die hohe Bundesverfammlung ſich nicht bewogen fehen 
Eönne, in Beziehung auf Die Beflimmung des Umfangs dieſes 
Rechtözuftandes, vermittelnd oder fchiedsrichterlich entfcheidend, 
unmittelbar einzumwirfen oder auch nur, in Beziehung auf das, 
hbrigend anerfennungswürdige Erbieten jenes landſtaͤndiſchen 
Corps, einer Umgeftaltung der landſtändiſchen Verfaſſung in 
zeitgemäßere Formen Fein Hinderniß in den Weg legen zu wols 
len, auf deſſen einjeitig gejchehenes Anfuchen, die Vermittlung 
zu übernehmen; wogegen Seine Majeltät der König von Dänes 
mark, ald Herzog von Holſteiu-Lauenburg, von Selber geneigt 
jein werde, darauf den Bedacht zu nehmen, daß 

3. die Mittel und Wege bezeichnet und eröffnet werden, wo⸗ 
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durch und auf welchen bie, über den Anhalt und Umfang des 
Rechtszuftandes vom 31. März 1766 uud 15. November 1713, 
fih etwa erhebenden Irrungen entweder gütlich ausgeglichen oder 
Schiebsrichterlich entjichieden werden follen; wobei es fi von 
ſelbſt verftehe, daß 

4. das Erbieten der holfteinischen Prälaten und Nitterfchaft, 
der Umgeftaltung ter fländifchen Verfaflung fein Hinderniß in 
den Weg zu legen, nit jo auögelegt werben Tönne, als ob 
darin eine Verzichtleiftung auf die verfafjungsmäßigen ſtaͤndiſchen 
Rechte des Corps enthalten fei, welche vielmehr, von jet an zu 
manuteniren und manuteniren zu laffen, Seine Majeftät der Kö⸗— 
nig, Herzog von Holftein-Zauenburg, von Selbft geneigt fein 
werde. 

Für die zweite Auslegungsweiſe dürfte angeführt werben 
können, dab die Artikel 60 und 61 nur von den Folgen der 
übernommenen oder nicht übernommenen befondern Garantie 
einer Berfaflung |prechen; daß, in diefen beiden Artifeln, das 
Dafein rechtlih und practiſch anerfannter Verfaffungen fchon 
vorausgefeßt werde; daß Daher die, im 61. Artikel, oben näher 
bezeichnete, Beichränkung nur auf jo bereit dafeiende Verfaſſun⸗ 
gen bezogen werden dürfe; Daß dies um jo gewiller angenommen 
werben dürfe, Da in diefem 61. Artikel von jener Beichränfung 
diejenigen Beftimmungen, welde, zur Aufrechthaltung des 13. 
Artikeld, in dem 55. und 56. Artikel Der Schlußacte feſtgeſetzt 
worden feien, ausdrüdlich ausgenommen worden feien; daß end: 
ih gegen Diefe Anficht der Schlußſatz des 53. Artikels derjelben 
Acte nicht angeführt werden könne, indem die, in Gemäßheit der 
befonders übernommenen Beſtimmungen, zu treffenden allge: 
meinen Anordnungen erfi auf genügende Weife wirf: 
lich getroffen fein müßten, ehe den Regierungen die An- 
wendung derjelben auf die einzelnen Fälle überlajlen wer: 
den fönne, und daß demnach, in dem vorliegenden Falle, auf 
die Bitte der Reclamanten zu bejchließen fein werde: 

1. daß die landſtaͤndiſche Verfaſſung des Herzogthumd Hol: 
fein als eine folche, welche im Sinne der Bundesgejeßgebung iu 
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anerkannter Wirkfamfeit beftehe, allerdinge, in Gemäßheit\des 
56. Artifel8 der Schlußacte, aufrecht zu erhalten jei, nachdem, vers 
möge der unterm 17. Aug. 1816 ausgefertigten koönigl. Confirmation 
der Privilegien, Freiheiten, Rechte uud Gerechtiame der Brälaten 
und Ritterſchaft des Herzogtums Holftein, Der gefammte Rechts⸗ 
zuftand dieſes landſtaͤndiſchen Corps, in der Urt, wie er von des 
höchftfeligen Königs Majeftät, Chriſtian VIL, unter dem 31. März 
1766 und 13. November 1773 beftätigt wurbe, anerfannt worden 
ift; daß demnach 

2. den, in jenen Privilegien, Freiheiten, Rechten und Ges 
rechtfamen enthaltenen, Iandftändiichen Rechten Die practifche 
Wirkſamkeit nicht entzogen werden dürfe; und daß 

3. in dem Falle, daß bei der zugeficherten Wiederherſtellung 
dieſer ftändifchen Nechte über deren Umfang, zwifchen der aller: 
höchſten Regierung des Herzogtums Holftein und Pralaten und 
Nitterfchaft, eine Irrung eintreten follte, dieſe — jo fern dafür 
nicht anderweitig Mittel und Wege geſetzlich vorgejchriebeu fein 
jollten — vor der hohen Bundesverfammlung auszutragen fei. 


Da fi) aber das Tandftändische Corps von Prälaten ımd 
Ritterichaft erboten habe, eine Umgeftaltung der Tandftändifchen 
Berfaflung in zeitgemäßere Formen fein Hinderniß in den Weg 
legen zu wollen und zu Diefem Ende um Die Vermittlung der 
hohen Bundesverfammlung nachgefucdht habe; jo werde Diefelbe 


4, keinen Anftand nehmen, diefe Vermittlung dann zu über: 
nehmen, wenn ein gleiches Anſinnen von Seiten der allerhöchften 
Regierung an fie werde gerichtet werden; wobei es ſich 

5. daß jenes Anerbieten des landſtändiſchen Corps von 
Pralaten und Nitterfchaft nicht jo ausgelegt werden Fönne, als 
ob darin eine DVerzichtleiftung auf Die verfafjungsmäßigen Rechte 
defjelben oder audy nur das Zugeſtändniß einer längern Sifti- 
rung derjelben enthalten fei, eben jo von felbit verftehe, als daß 

6. Prälaten und Ritterſchaft, in Betreff aller ihnen, noch 
außer den ſtaͤndiſchen Rechten, neu confirmirten Privilegien, im 
Fall einer vermeintlichen Kränfung derjelben, den Weg Rechtens 
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vor den Landesgerichten zu betreten haben, welche darüber zu 
jprechen nicht gehindert werden mögen. 

Welche dieſer beiden Auslegungäweifen und welcher ber 
darauf gebauten Beichlußanträge die überwiegenderen Gründe 
für fi) haben mögen, darüber erlaube ich mir fo wenig ein Ur⸗ 
theil, daß ich Darüber, in feinem Kalle, ohne vorher eingeholte 
jpecielle Inſtruction meiner bödyiten Regierung, in der Verſamm⸗ 
lung abflimmen werde, wenn ich mir ed aud) geflatten dürfte, 
über die Hauptfrage jelbft, mich im Namen derjelben zu Proto- 
fol zu erflären. 

Sch wende mich nunmehr zu Der Dritten Frage: 

I. Wenn der Ungrund der auf den 56. Artikel 
der Schlußacte gebauten Beſchwerde bereits für 
vollftommen klar und über jede denkbare Eintede 
erhbaben betradtet werden follte, wa8 würde dann 
auf die Anträge der Reclamanten zu rejolviren fein? 

Da tie Bundesverfammlung verpflichtet ift, jchon von Amts- 
wegen darüber zu wachen, daB in allen Bundesftaaten eine land⸗ 
ſtändiſche Verfaſſung ftatt finde; da Die, bei diefer Gelegenheit, 
von dem Herrn Referenten, in deſſen beiden Vorträgen, für die 
rechtliche Nothwendigfeit einer Terminsbeſtimmung zur practis 
jchen Herftellung einer Verfafjung, entwidelten Gründe, von uns 
verfennbarem Gewichte find; Da es fih endlich hier von den In⸗ 
tereffen eines deutfchen Bundesftaates handelt, welche, angeblid, 
wenigftens, den Intereſſen eined auswärtigen Staated nur allzu⸗ 
fehr untergeordnet werden: jo gehört der Kal, daß man bie 
Neclamanten, ohne von tem Umftande, daß in Holftein noch 
feine landſtaͤndiſche Verfaſſung flatt finde, Notiz zu nehmen, ab- 
weife, wohl zu den unmöglichen, 

Es wird alfo bier nur der Fall, daß man fie, jedodh mit 
Rüdfiht auf jenen Umftand abweilen wolle, ind Auge zu 
faflen fein. 

Es fommt bier zuböderft darauf an, ob ich den Stun des 
Artiteld 55 ($. 7 diefer Abftimmung) richtiger getroffen babe, 
als der Referent ihn angebeutet zu Haben fcheint, oder nicht, und 
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welche legale Ssnterpretation der Artikel 61 der Schlußacte ers 
halten wird. 


Denn, wäre wirklich der 56. Urtifel der Schlußacte auf den 


vorliegenden Fall nicht anwendbar; ich hätte jedoch den 55. Ar- 
titel der Schlußacte richtig verftanden: jo würde zu bejchließen 


jein: 


daß die Reclamanten mit ihrem, durch den in Anſpruch 
genommenen 56. Art. der Schlußacte, nicht begründeten 
Geſuche abgewiefen würden, weil aus der unter dem 
17. Auguft 1816 audgefertigten neuen Konfirmation der 
Privilegien, Freiheiten, Rechte und Geredhtfame der 
Prälaten und Nitterfchaft des Herzogthums Holftein 
nicht hervorgehe, daß fie dadurch in der Eigenfchaft eines 
landſtändiſchen Corps oder einer Landesver— 
fammlung anerkannt worden wären; Daß hingegen 
diefen Privilegien, Freiheiten, Rechten und Geredhtig- 
feiten der Prälaten und Nitterfchaft in der Eigenſchaft 
einer mit ſpeziellen Vorrechten ausgeftatteten Koͤrperſchaft, 
wie ſolche (Privilegien 2c.) von des höchftjeligen Königs, 
Chrifttan VII, Majeftät unter dem 31. März 1766 und 
13. November 1773 beitätigt wurden, in allen ihren 
Punkten, Slaujeln und Inhaltungen, die unter dem 17. 
Auguſt 1816, von des jeßt regierenden Königs, Fre 
deriks VI. Majeftät, neu zugeficherte Wirfjamfeit nicht 
zu entziehen jei; 

Daß, jo fern über den Umfang jener Privilegien u. |. w., 
zwiſchen der Regierung und dieſer Körperfchaft eine Ver: 
Ichiedenheit der Meinung obmwalten follte, Ießterer, auf 
Verlangen, das rechtlihe Gehör vor den competenten 
Landesgerichten nicht zu verfagen jet; 

daß ferner, da erwiefen und auch von Seiten der 
öniglichen Geſandtſchaft ausdrücklich zugeftanden ſei, 
dag früherhin Prälaten, Ritterſchaft und Städte geſetz— 
lid beftehende landſtändiſche Rechte ausgeübt 
haben, bei der, Binnen einer Frift von ... Monaten 
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in Folge Des 13. Art. der Bundesacte herzuftellenden 
landſtaͤndiſchen Verfaffung, jene früherhin geſetzlich be 
flandenen landſtandiſchen Rechte, auf den Grund 
bes 55. Art., neben den gegenwärtig obwaltenden Ber- 
bältniffen, auch berüdfichtigt werden müflen. 


Was Diefem Befchluffe nur noch, für den Fall, daß zwifchen 
der Regierung und den Prälaten und Ritterfchaft, über den Um: 
fang der früherhin geſetzlich beftandenen landſtändiſchen 
Rechte, eine Kontroverje obwalten follte, und in Beziehung auf 
die nachgeſuchte Vermittlung der hohen Bundesverfamnlung, bei 
der Wiederherſtellung der bolfteinifchen Verfaffung hinzufüigt wer- 
den müßte, dad hängt wieder Tediglich von ber Tegalen Inter⸗ 
pretation des 61. Art. der Schlußacte (fiehe Seite 149) ab, deren 
Holgen, je nachdem die eine oder andere Auslegung angenommen 
wird, oben (S. 150 bis 151) bezeichnet find. 


Erhält aber die Deutung, weldhe der gerr Referent, wie 
ich glaube, gegen die Regeln des Syntaxes, und gegen den Geiſt 
der Bejebgebung, dem 55, Art. der Schlußacte zu geben jcheint, 
den Vorzug; ſoll demnach jener Artikel für gar nichts ſagend, 
alſo gleichſam für nicht gefchrieben angejehen werben: jo fällt 
freilich, mit der Schwierigkeit, welche mit der Erflärung des 
61. Art. verbunden ift, zugleich auch alle Sorge um Inhalt und 
Umfang der Fünftigen Verfaſſung weg, und der Beſchluß wird 
ſich allerdings auf das bejchranfen müfjen, was der Herr Referent 
für dieſen Fall eventuell in Antrag gebracht bat. 


Unter diefen verwidelten Umftänden und bei der Verfchieden- 
beit der Auslegung fehr wichtiger Artikel der Schlußacte, dürfte 
wohl fchwerlidy behauptet werden Tönnen, daß mit der gejandt- 
Schafrlichen Erklärung und dem gegenwärtigen Vortrage ded Herrn 
Referenten, die vorliegende Angelegenheit zur Reife der Abftimmung 
gediehen jei. 

Eben jo wenig wird angeführt werden koͤmen, Daß Diele 
Angelegenheit dringend genug fei, um von den Vorſchriften Der 
Geſchaͤftsordnung, weldhe Antrag, Discuffion und Schlußziehung 
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in drei verfchiebene (nicht etwa nothwendig aufeinander folgende) 
Sigungen vertheilt wiſſen will, abzuweichen. 

Wenn man e3 daher auch für überflüflig halten wollte, jo: 
wohl der höchſten Regierung, ald auch den Neclamanten, zu 
weiteren Aufflärungen in jure et facto die Gelegenheit zu geben; 
jo dürfte ed doch dringend nothwendig fein, für die Abftimmung 
über den Gegenftand der Reclamation einen Termin zu beftimmen, 
der weit genug wäre, Damit Diejenigen Herren Gejandten, welche 
fih, wie ih, in der Lage befiuden follten, von ihren höchften 
und hohen Regierungen fpezielle Inſtruktionen einholen zu müſſen, 
dafür Die gehörige Zeit gemwännen, 

Dies ift es auch, worauf ich, jedoch nur eventuell, wenn 
nämlich der Hauptantrag des Herrn Referenten nicht ange- 
nommen werden follte, anzutragen, mich verpflichtet fühle. 


Neben diefer jo wohlbegründeten Ausführung trat nun end: 
lich die Anficht des dritten Mitgliedes der Commiſſion auf, die 
des Frhrn. v. Leonhardi: 

Das, in Betreff der Beſchwerde von den Praͤlaten und der 
Ritterſchaft Holſteins, dermalen Vorliegende — ſo vollkommen 
und dankbar ich auch das verdienſtliche Bemühen meiner body: 
verehrten Herren Collegen, dieſe wichtige Sache mehr aufzuklären, 
anerfenne, wie ihre deßfallſigen perjönlichen Anfichten ehre — 
gewährt mir jeboch, bis jeßt, weder die Weberzeugung, daß die 
im Auguft 1816 erfolgte Beftätigung der Privilegien zweier Claſſen 
von PVerfonen, zugleich die Beftätigung einer, fchon über 100 
Sabre, wenigftend nicht mehr in Ausübung gewejenen Verfaſſung 
(welche, nächft Prälaten und Nitterfehaft, au) Städte, Stände 
und gefammte Einwohner concernirte) in fich begreife; noch daß 
die Steuerbefreiung Einzelner, zugleich das Steuerbewilligungs- 
recht für dieſelben enthalte. 

Es ſcheint mir überhaupt Dermalen noch weniger darauf an: 
zufommen: ob eine Iandfländifche Verfaſſung in SHolftein, und 
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worin foldhe befland? ob das Steuerbeiwilligungsredht, oder 
welche andere Gerechtſame zu den Iandftändifchen gehörten? ſon⸗ 
bern vielmehr Tediglih nur darauf: ob eine landſtaͤndiſche Ver⸗ 
faffung in Holftein in anerfannter Wirkſamkeit befteht? wie dies 
von Reclamanten no im Sabre 1822 behauptet wird, und in 
welcher Beziehung fie ihre Beſchwerde hauptiädylich auf den 56. 
Art. der Schlußace baſiren; denn bes 43. Art. der Bundesacte 
wird nur ganz nebenbei erwähnt. 

Anerfannt — fagen fie in ihrer Denkichrift, S. 57, Note 11 
(fiehe auch Rudhard, Recht des deutſchen Bundes) — ift Die 
Wirkjamkeit einer Verfaſſung, wenn über diejelbe die Betheiligten 
ihren übereinftimmenden Willen, dur) Urkunden oder durch die 
That erflärt haben. 

Wenn nun aber Reclamanten fi) über Eingriffe der Regie 
rung beſchweren, namentlich von ber feit 1802 eingetretenen factiſchen 
Hinanjeßung der Steuergerechtfame, von verfaljungswidriger Bes 
ftenerung reden, und dieſen Zeitpunkt als denjenigen bezeichnen 
(S. 38 der Denkichrift), wo der Damm der Verfaffung gänzlich 
durchbrochen worden; wenn Die Regierung jelbft Die Nichtaners 
feunung einer Verfaſſung zum öftern nicht ungweidentig an den 
Tag gelegt hat, wovon z. B. für die neuere Zeit Das, zwei Tage 
nach erfolgter Beftätigung der Privilegien der Prälaten und 
Ritterichaft am 19. Auguft 1816 emanirte, aber vom 9. Auguſt 
ſchon datirte Edict, „Vorbereitung zur Einführung einer neuen 
Iandftändischen Verfaſſung anorbnend“ (Klüber's Staatsardyiv, 
Heft 6, S. 276), fo wie die Fönigliche Erklärung wegen Holftein 
am Bunbestage (1818 $. 26 der Prot.), fprechende Beweiſe abs 
geben: fo vermag id in Diefen und andern Vorgängen einen 
übereinftimmenden Willen der Betheiligten, demnach eine in an- 
erfannter Wirkjamfeit beſtehende landſtändiſche Verfaſſung fchon 
im Sabre 1802 nicht mehr aufzufinden. 

Hierzu kommt nody: Daß nach Auflöjfung des deutſchen Reichs⸗ 
verbandes, gleichwie in manchen anderen Staaten, die alten Ver: 
faffungen aufgehört haben, alfo auch in Holftein; und bier zwar, 
feit der Einverleibung dieſes Herzogthums in die daniſche Mo» 
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narchie ao. 1806, der Reſt alter Verfaſſung wohl als erlojchen 
zu betrachten fein möchte. 


Eine Anfiht, zu welcher fi auch Klüber befenut (öffent 
liches Recht des dentjchen Bundes ad 1 ©. 347 und ad 2 ©. 
448) und demgemäß (S. 467 defjelben Werkes) das Herzogthum 
Holftein unter denjenigen Ländern begreift, in welchen eine land⸗ 
ftändiiche Verfaffung noch zu erwarten fteht. 


Diefem vorgängig (da ich die, von Reclamanten behauptete, 
anerfannte Wirfjamfeit einer holfteinifchen Verfaffung noch nicht 
hmlaͤnglich für begründet erachten fann), geht meine unvorgreif- 
lihe Meinung dahin: Daß diefelben angebrachtermaßen mit ihrem 
petitum abzuweiſen fein. 


Das Berlangen des württembergiichen Geſandten war gewiß 
ın hohem Maaße gerechtfertigt. Wenn irgendwo, jo war es in 
dieſer wichtigen Angelegenheit an ber Zeit, fich Snftructionen nach 
ſolchen Vorträgen zu erbitten. Allein es lag nidt im Plane 
Oeſterreichs, irgend eine Erörterung auffommen zu lafjen, welche 
verfafjungsmäßige Rechte ſchützte. Wir haben diefe Pläne in 
dem Kapitel über Die Verlängerung der Garlsbader Beſchluͤſſe 
bereit3 genügend gejchildert, und zugleidy im Anhange des zweiten 
Bandes der Denkſchrift gebracht, welche in Wien (Februar 1823) 
zur Grundlage weitere Schritte gegen Die ſüddeutſchen Verfaffungen 
dienen ſollte. Gonfequent ging deßhalb Defterreih auch in der 
holfteinifchen Frage gegen die Stände vor und gab da, wo das 
Necht jo klar vorlag, der despotiſchen Neigung eines Königs von 
Dänemark in allen Punkten nad. Die fehr merkwürdige Ab: 
flimmung des Prafidialgejandten ging nun dahin: 

Die Erörterung dieſes Gegenſtandes erjcheint nun vollftändig 
erfchöpft, und es dürfte Fein Hinderniß im Wege fein, zur end- 
lien Abftimmung hierüber zu jchreiten, nur darüber Fönnte Die 
Frage entftehen, obgleich heute Die Abftimmung eröffnet, oder im 
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Termin zu allgemeiner Inſtructions⸗Einholung feftgefeßt werben 
fol? Müßten alle die mannichfachen Fragen beantwortet, 
bie Zweifel gelöjet und Bedenken gehoben werden, weldye 
wir foeben vernommen haben, jo müßte id allerdings 
felbft auf Inſtructions-Einholung antragen, Denn es 
würde ſich um Erſchütterung oder Befeftigung wid 
tiger legislativer Beffimmungen im deutſchen Bunde 
handeln. Ich habe aber hier nur den gegebenen fpeziellen 
Fall vor Augen, und dieſer ftellt ſich mir fo Kar und einfach 
bin, daß ich feinen Augenblid anftehe, im Namen meines aller 
höchſten Hofes meine Abftimmung zu Protokoll zu geben. 

Ein geringer Theil der holſteiniſchen Prälaten und Ritter: 
Ichaft hat fih an die Bundesverſammlung gewendet, und der⸗ 
jelben vorgeftellt, wie drückend ihre Lage fei, indem fie weber 
unter dem Schuße der alten holſteiniſchen Verfaſſung ftehen, 
noch einer neuen landftändiichen Verfaſſung mit Beruhigung ents 
gegen ſehen können. Nicht ald Klage habe dieſe Prälaten und 
Nitter ihre Lage zur Kenntniß der Bundesverfammlung bringen 
wollen, nicht eine Entjcheidung erwarten follen von der Bundess 
verfammlung, fondern eine Schilderung ihrer Verhältniffe haben 
fie in der Abſicht fih erlaubt, damit die Bundesverfammlung, 
ohne den Rechten der Reclamanten etwas zu vergeben, die Ver: 
mittlung zwijchen ihnen und ihrem Landesfürften übernehmen, 
auf daß ihnen nad) dem 56. Artikel der Schlußacte Die alte Wer: 
fafjung erhalten, oder, da fte jelbft überzeugt find, dieſe fei nicht 
mehr zeitgemäß, daß ihnen eine neue Verfaſſung gegeben und 
dabei ihre alten ſtändiſchen Gerechtſame berüdfichtigt werben 
möchten. 

Die Reclamations⸗-Commiſſion hat darauf angetragen, über 
diefe Eingabe die koͤniglich daͤniſche, herzoglich Holfteinifche Res 
gierung um eine Erklärung anzugehen. 

Seine Majeftät der König von Dänemarf find diefem Ans 
trage der Eingabe-Sonmifjion, der zuverläflig auch einftimmige 
Wunſch der Bundesverfammlung geworben wäre, bereitwilligft 
zuborgefommen und haben Durch Ihren Geſandten die Erklärung 
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gegeben, daß zwar die alte Verfaffung im Holfteinifchen nicht in 
Wirkſamkeit, mithin die Berufung der Reclamanten auf den 56 
Art. der Schlußacte unftatthaft fei, Daß aber Allerböchitdiefelben, 
in genauer Erfüllung des 13. Art. der Bundesacte, dem Herzog- 
thume Holftein eine Verfaſſung geben werden, weldye, nad) dem 
55. Art. der Schlußacte, die älteren Nechte möglichft berückſich⸗ 
tigen und den gegenwärtigen Zeitverhältniffen angepaßt fein 
würde, 


Da nun, nad) dem 55. Art. der Wiener Schlußacte, den 
Souveränen Fuͤrſten über iſt, die fländiichen Verfaſſungen als 
innere Landesangelegenheit, mit Berüdfihtigung ſowohl der frü- 
heren geſetzlich beſtandenen ſtaͤndiſchen Nechte, ald der gegen- 
wärtig obwaltenden Verhältnifje, zu ordnen, und Seine Majeftät 
der Koͤnig hier eine fürmlihe Erklärung hierüber geben; fo 
Scheint e8 mir in der Natur der Sache zu liegen, daß dieſe Fönig- 
liche Erklärung den NReclamanten zu ihrer Beruhigung eröffnet, 
und fie dabei angewiefen werden, diefer Verfafjung mit jenem 
Vertrauen entgegenzufehen, welches die unumwundene Erklärung 
Seiner Majeftät des Königs bei treu ergebenen Unterthanen noth: 
wendig erzeugen muß, dagegen aber verfichert zu fein, daß die 
Bundesverſammlung, innerhalb der Örenze ihres Wirfungsfreijeg, 
nad) dem 54. Art. der Schlußacte, über die Erfüllung jener Ver— 
bindlichfeit zu wachen willen werde. 


Dies ift über Den vorliegenden Fall die definitive Abftimmung 
meines allerhöchften Hofes, und id) erlaube mir, diejenigen 
Herren Gefandten, welche jich gleichfalls hierüber definitiv aus- 
Iprechen zu können glauben, Hiermit zu gleicher Eröffnung aufzu: 
fordern. Nur über einen Punft glaube ich mich noch erflären 
zu müſſen. 


In dem zweiten Vortrage ded Herrn Grafen von Beuft, 
wird darauf angetragen, binnen einer beflimmten Frift von Gr. 
Majeftät dem Könige von Tänemark die Ertheilung einer land» 
ftändiihen Verfafjung für Holftein zu verlangen, und in dem 
Bortrage des Herrn Staatöminifterd, Freiherrn von Wangen- 
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heim, wird jelbft einer Bejchranfung dieſer Frift auf Monate 
gedacht. 

Seine Majeſtät der Kaiſer werben ed niemals*) 
angemejjen finden, Daß den fouveränen Fürften der 
Bundesftaaten zur Ertheilung von Berfaffungen 
inibren Ländern, durch dieſe Verfanmlung Friften 
gejegt werden. Seine Majeftät haben nidht allein zu Sr. 
Majeftät dem Könige von Dänemark, fondern zu allen Ihren 
erhabenen Bundesgenofjen das volle Vertrauen, daß dieſelben 
ihren übernommenen Bundespflichten getreulich nachkommen; und 
Alerhöchitdiefelben willen Die Umfiht und landesvaͤterliche Für: 
forge zu würdigen, mit welcher dieſe Angelegenheiten in den 
Bundesftaaten vorbereitet werden. Wenn es ein fo Leichtes wäre, 
Derfaffungen zu geben, wie ſich Died in Den Köpfen mancher 
neuern Schriftfteller geftaltet, Dann würben Die Staatdmänner, 
welchen die Fürften Deutſchlands Die Vollziehung jenes großen 
Werkes in ihren Staaten vertrapensvoll übertragen, um der Ver: 
zögerung willen Vorwurf verdienen. Die Beijpiele aber, welche 
ung die Gefchichte des Tages jehr lehrreich bietet, dürfen wahr⸗ 
ih nicht unbeachtet an uns vorübergehen. Wir jehen täglich 
Gonftitutionen geben und jehen fie eben jo ſchnell verſchwinden; 
wir fehen die Völker nach Conftitutionen, ald den höchften Jube— 
oriff irdiſcher Glüdjeligfeit, gierig bafchen, und wir ſehen fie in 
wahre Zufriebenheit übergehen, wenn fie, durch eigene Kraft ober 
fremde Hülfe, der ihrem Fürften mit verbrecherifcher Hand auf- 
gedrungenen Gonftitution wieder los und ledig werben. 

Allerdings Tann und wird man und mit Wahrheit Dagegen 
einwenden, daß derlei Verfaflungen, wie fie uns in leßterer Zeit 
ephemer erjchienen find, das frevelhafte Werk frecher Factionen 


*) Warum denn 1852 die Eile in der kurheſſiſchen Angelegenheit? Der 
Bundesbeihluß vom 27. März 1852 legt doch der kurheſſiſchen Regierung bie 
Verpflichtung auf, fofort nad außer Kraft geſetzten Berfafiung von 1831 eine 
neue zu erlafien! Man fieht überall daß Defterreih nicht nach Bundesrecht, 
ſondern nach feiner Convenienz entfchied. 


Dritter Theil 11 
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jeien und nur Befriedigung des Chrgeized der Coryphaͤen jener 
Bartei, nicht das wahre Volksglück zum Biele ihres Strebeng 
fich vorgefeßt haben. 

Aber eben darım, damit die landftändiichen Verfaffungen, 
weldyer, nad) dem Art. 13 der Bundesacte, alle deutſche Bundes: 
ftanten fi) zu erfreuen haben jollen, wirklich das Glück der Un: 
terthanen begründen, {ft eine forgfältige Berüdfichtigung aller hier 
einwirfenden, jo vielfeitigen Werhältniffe, die Befeitigung fo 
mannichfacher Schwierigkeiten, Die große Aufgabe der deutjchen 
Fürften, welche zu löjen fie ſich verpflichtet haben. 

Der bedächtige Deutjche wird um des umfichtigen und alles 
wohl erwägenden Vorgangs feines Fürften willen niht Mißtrauen 
in die Reinheit des Willend der Regierung feßen, und der treue 
Deutiche wird in dieſer, alle Rüdfichten mit Tandesväterlichem 
Sinne wohl umfafjenden Sorgfalt, fih nur noch inniger an feinen 
Zandesfürften anfchließen. 

Die Bundesverfanmlung ift berufen, nicht Mißtrauen gegen 
ihre erhabenen Gommittenten zu erzeugen, jondern Vertrauen zu 
befeftigen. Wenn fie fih früher beftimmt finden konnte, von ein- 
zelnen Regierungen Erklärungen über den Zeitpunct der zu geben: 
den Berfafjung zu wünfchen, jo geſchah dies vor der Schlußacte, 
in welcher die Gränze ihres Wirfungsfreifes in Berfafjungsfachen 
bezeichnet, fo wie Die diesfälligen Verpflichtungen der fouveränen 
Kürften des deutjchen Bundes jo feit und fo beftimmt geregelt 
worben find, daß über Zweck und Deutung fein Bmeifel 
fein Fann. 

Preußens Abftimmung ging dahin: Nach den Anſichten des königl. 
preuß. Hofes über Die Competenz der Hohen Bundesverfammlnug in 
landſtaͤndiſchen Angelegenheiten, kann Diejelbe ſich nicht für be: 
fugt und verpflichtet halten, den Anträgen von Prälaten uud 
Nitterfchaft De8 Herzogthums Holftein gemäß, in diejenigen Ver— 
hältniffe, durch welche ihr angebrachtes Geſuch veranlaßt worden 
ift, auf irgend eine Weiſe einzumirfen, und ſich zu Diefem Zwecke 
mit dem Materiellen der Sache zu bejchäftigen. 

Mit der hiervon abweichenden, im erften Gutachten der 
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verehrlichen Reclamations-Commiſſion aufgeftellten Meinung, Tann 
hiernady die königliche Bundestagsgeſandtſchaft nicht einverftan- 
den jein. 

Ueber jene allgemeinere Gompetenzfrage müſſen lebiglich Die 
dahin gehörigen Beflimmungen der Wiener Schlußacte entfchei- 
den, denn nach dem 61. Art. Derjelben, ſoll, abgejehen von der 
am Schluffe erwähnten Ausnahme, in gedachter Beziehung fein 
Zurüdgehen auf frühere Anfichten, Vorſchläge und etwaige Be- 
ſchlüſſe mehr ftatt finden, und diefe hohe Verfammlung nur in 
den daſelbſt genau beſtimmten Fällen zu einer Einwirkung in 
landftändifchen Angelegenheiten oder in Streitigfeiten zwiſchen 
den Landesherren und ihren Ständen berechtigt fein. 

Zu jenen Fällen würde gehören, 

wenn eine, in anerkannter Wirkfjamfeit beftehende, land⸗ 

ftändische Verfaſſung wäre verlegt oder auf einem andern 

als verfaffungsmäßigem Wege wäre abgeändert worden, 
indem alsdann der Artifel 56 der Schlußacte in Anwendung 
fommen Ffönnte. 

Auf diefen Artikel, nächft dem 61., ftüßen denn auch die 
Reclamanten Diejenigen Anträge, in welchen fie zum Schuße für 
die Iandftändifche Verfaſſung in Holftein Die Vermittelung ber 
hoben Bundesverfammlung nadyjuchen, und in der That Fönnte 
der gebachte Artikel ihrem Geſuche hier Eingang verfchaffen, 
wenn in der von ihnen eingereichten Denkſchrift der Nach: 
weis ihrer 

in anerfannter Wirkſamkeit beftehenden Tandftänbifchen 
Berfaffung, inöbefondere ihrer Steuergerechtfame, 
wie fie annehmen, wirklich geführt worden wäre. 

Dies ift, nach diefleitiger Ueberzeugung, keineswegs gejchehen. 
Wollte man auch die in der Denkichrift enthaltene Erzählung 
von der Entwidelung und den Schidfalen der landſtändiſchen 
Verfaſſung des Herzogthums Holftein, ohne nähere Prüfung, als 
eine völlig treue und wahrhafte Darftellung gelten laſſen; wollte 
man ſelbſt mit den Neclamanten den Schluß ziehen, daß Die 
Berfafjung, dem Rechte nady, Feine Veränderung erlitten, ſondern 
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bis auf die neuefte Zeit beitanden habe; daß dieſes Recht auch 
dur die, unterm 17. Auguft 1816 erfolgte, königliche Beftätigung 
der Privilegien und Geredhtfame von Prälaten nnd Nitterfchaft 
neu anerfannt worden fei: fo müflen Die Reclamanten Doch ſelbſt 
zugefteben, daß feit dem Sahre 1712 Fein Landtag mehr berufen 
worden, daß daher feine Ausübung jene Rechts ftattgefunden, 
oder, was daſſelbe jagen will, Daß die landſtändiſche Verfaflung 
in Holitein feit 1712 bis zur Errichtung der Wiener Schlußacte, 
welche den angerufenen Artikel enthält, nicht in anerkannter Wirk: 
ſamkeit beftanden bat, wie folches durch die Tönigliche Dänische, 
herzoglich Holfteinslauenburgifchen Bundestagsgeſandtſchaft in 
ihrer abgegebenen Erklärung noch mehr außer Zweifel geſetzt iſt; 
weshalb aud) die Auslegung, welche die Reclamanten jenen: 
Artikel zu geben verſucht haben, feinem wahren Sinne und Zwecke 
widerſpricht. 

Fehlt hiernach das daſelbſt als Bedingung angegebene Er⸗ 
forderniß zu der nachgeſuchten Einwirkung dieſer hohen Verſamm⸗ 
lung; ſo fehlt es der letztern auch überhaupt an Befugniß eine 
ſolche Einwirkung eintreten zu laſſen, und kaum bedarf es hin— 
ſichtlich des näheren Inhaltes der einzelnen Anträge unter den 
erwähnten Umftänden noch der Bemerkungen, daß 

I. die von den Reclamanten gewünfchte 
Aufredhthaltung der Verbindung des Herzogthums Hol: 
ftein mit dem Herzogthume Schleswig in Einer und ber- 
jelben Ständeverfaflung, weldye Verbindung ald ein we: 
fentlicher Beftandtheil der fländilchen Gerechtiame von 
Holftein im Sabre 1816 angeblich mitheftätigt fein ſoll, 
abgejehen von jeden jonft Dagegen zu erhebenden Bedenken, ſchon 
um deswillen fein Gegenftand ift, auf welchen fich eine denkbare 
Einwirkung des Bundestages erſtrecken könnte, weil das Herzog: 
thum Schleswig nicht zu den deutſchen Bundesländern gehört, 
und daher ganz außerhalb des Einfluffes des Bundes liegt; 
I. daß diefe hohe Verſammlung audy nicht Die geringfte Ein- 
leitung in der Abficht treffen Zönnte, nach dem Begehren 
der Neclamanten, dahin zu wirken, daß die Erhebuug der 
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einftweiligen Steuerzahlungen, als nicht Tandtäglich be: 
willigt, nur im Wege gütlidyer Webereinkunft gejchehe ıc. 


ohne dabei das Dafein eined den Ständen in ber behaupteten 
Art, zuftehenden Steuerbewilligungsredhtes vorauszuſetzen, deſſen 
Anerkennung nur das Nefultat einer nicht im ihrer Gompetenz 
liegenden Prüfung fein könnte. 


Mas endlich den 

II. Antrag betrifft, jo ftreitet wider denſelben Die oben an 
geführte allgemeine Einwendung des ermangelnden Nad): 
weijed einer, in anerkannter Wirkſamkeit beitehenden Iand- 
ſtaͤndiſchen Verfaffung, zwar allein, aber auch entjcheidend, 
da diefer Antrag, ſowie der erfte, nurauf Schuß für Die, 
in joldyer Wirffamfeit angeblich noch beftehende, ältere 
Berfafjung bis zum Eintritt einer neuen Verfaffungsord- 
nung gerichtet ift, ohne auf dasjenige einzugehen, was in 
Anfehung des legtern Gegenftandes aus dem 54. Art. der 
Sclußacte etwa zu folgern gewefen wäre. 


Leider ſtimmte Preußen den öfterreichijchen Anfichten im 
Allgemeinen bei und zwar wıe e3 fagte un jo mehr für Ab- 
weifung der Reclamanten mit ihrem vorliegenden Geſuche, wegen 
Mangeld der Competenz der Bundbesverfammlung, ald nun 
auch aus der Erklärung der dänischen Geſandtſchaft Die Verfiche: 
zung, deren es nach diefjeitiger Anficht nicht erft beburft hätte, 
zu entnehmen fei, daß die k. dänijche Regierung für Prälaten 
und Nitterfchaft des Herzogthums Holftein diejenigen Berüd- 
fichtigungen vorwalten Iaffen werde, welche fie dem Durch Die 
Bundesacte und Wiener Schlußacte miteingegangenen Verhält- 
niffe, Jowie der im Sabre 1816 ertheilten Beftätigung früherer 
Gerechtſame, ihrerfeitd jelbft gemäß erachten dürfte. 

Den k. dänischen Hof nad) einer jo beruhigenden Zuficherung 
noch um irgend eine weitere Erklärung erjuchen zu lafjen, ſcheine 
mindeſtens überfläflig; wollte man aber jogar benfelben, in Ge⸗ 
mäßheit eines der neueflen Commiſſions-Vorſchlaͤge, unter Frift: 
eftimmung um Erteilung von Auskunft darüber erjuchen: 
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wie im Herzogthume Holftein der 13. Art. der Bundes⸗ 

acte erfüllt worden ſei? 
oder eventuell in ber vorgefchlagenen Art Einleitung dahin treffen, 
daß auf Verlangen von Prälaten und Nitterfehaft vechtliches 
Gehör in ihrer Beſchwerdeſache nicht verjagt werde: fo würde 
man bierburch über die, Tediglih auf Art. 56 der Schlußacte 
und nicht auf Art. 54 derjelben oder Art. 13 der Bundesacte 
geftügten Anträge der Reclamanten hinausgehen, und mehr thun, 
als fie jelbit verlangt hätten. Schon aus dieſem einzigen Grunde, 
ganz abgejehen von allen andern, aus dem Standpunfte der 
DBundesgejeßgebung aufzuftellenden, erheblichen Bedenken gegen 
den gedachten Vorſchlag könne Preußen dem Xebteren eben fo 
wenig beiftunmen, al3 ähnliche Bedenfen ihr erlaubten, auf die 
allgemeinen Grundfäge und Anfichten einzugehen, welche zu 
Gunften der Reclamanten in der Commiſſion fonft noch aufge 
ſtellt und in einzelnen Vorträgen derjelben entwidelt wor- 
den Seien. 

Auch Baiern ftimmte einfach Defterreicd, bei, der k. ſaͤchſiſche 
Gefandte erklärte aber, daß er in dieſer wichtigen Angelegenheit 
nicht ohne Inſtruction ſeines Hofes abjtimmen könne und fich 
daher jolche erft erbitten wolle. 

Hannover äußerte ſich aber nad) ganz anderer Richtung, 
Der Geſandte fagte: Unter Beziehung auf die in meiner nachfolgenden 
Aeußerung über dieſen Gegenftand dargelegte Anficht glaube ich 
annehmen zu müuͤſſen, 

1. Daß die Gompetenz der hohen Bundesverfamnlung für 

begründet anzufehen, und 

2. daß in Gemäßheit des Commiſſionsantrags die Eöniglich 

däniiche, herzoglich holſtein-lauenburgiſche, Regierung 
um ihre nähere Erklärung über dien Bejchwerbe zu er- 
ſuchen ſei. 

Sollte eine oder die andere hohe Geſandtſchaft Inſtructions⸗ 
Einholung wünſchen, ſo würde ich, in Hinſicht auf die Wichtig⸗ 
keit des Gegenſtandes und; die Verſchiedenheit der Anſichten, 
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Die Feſtſetzung eines Termine zu definitiver Abftimmung für 
angemeſſen Balten. 


Diele Erklärung wurde nun, dahin weiter ausgeführt: 


$. 1. So fcharflinnig in der Erklärung des Eöniglich 
dänischen Herrn Geſandten der Ausſchuß der einen der für Die 
Beſchwerde untergelegten Grundlagen durch die andere dargeftellt 
iſt; jo ift Doch, meiner Anficht nach), die daraus gegen den Ver: 
trag der verehrlichen Commiſſion gezogene Schlußfolge nur eine 
Icheinbare. 


Entweder es ift eine DVerfaljung oder feine: im erfleren 
Falle findet der Art. 56 der Schlußacte, in Ießterem der 13. Art. 
der Bundesacte feine Anwendung: in beiden Falleu ift die Com: 
petenz Der Bundesverſammlung begründet. 

Dieje wichtige Schlußfolge ift diejenige des Vortrags. 

Indem Die Commiſſion, daß eine dieſer Vorausſetzungen ein: 
trete, mit gleichem Reſultate für die Competenz überhaupt, an⸗ 
nimmt, bat dieſelbe, noch zur Zeit Die ſcharfe Beftimmung nicht 
anfitellen wollen, welche hier ausſchließlich eintrete. 

indem die Erklärung Die Vorausſetzung Feiner in aner- 
fannter Wirkſamkeit beitehenden Verfaſſung vorausftellt, ſetzt 
diefelbe dem Antrage eine Bejtimmtheit des nach demfelben un. 
beftimmten entgegen. Diefelbe jchließt für die Vorausſetzung 
einer in anerfannter Wirkjamfeit beitehenden Verfaffung Die Com⸗ 
petenz gänzlich, für die Vorausſetzung Feiner Verfaſſung Die 
Aeußerung der Gompetenz für den Fall aus. 

$. 2. Mit den Antrage aus gleichem Gefichtöpunfte aus: 
gehend, Halte ich für jetzt nicht erforderlich, eine Beftimmung ent: 
ſchieden und ausſchließlich auszuſprechen, die eine hiſtoriſche und 
rechtliche Prüfung vorausſetzt, welche, wenigſtens in der Erflärung, 
nicht in derjenigen Vollſtaͤndigkeit enthalten ift, die zu dem beab- 
ſichtigten Urtheile berechtigen Tonnte. 


8. 3. Da inzwiſchen die Erklärung mit Entſchiedenheit bie 
Borausfeßung}feiner in anerfannter Wirkſamkeit beitehenden 
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Verfaſſung aufftellt, und in ihrem ganzen Umfange die Daraus 
bergeleiteten Folgerungen in Anſpruch nimmt, jo Dürfen einige 
Gründe hier ihre Stelle finden, die fich für die entgegengejeßte 
Meinung darftellen. 

$.4 Wo das Entftehen der Herrihaft im Dunkel der 
grauen Vorzeit verſchwindet, kann das urjprüngliche Recht zwi- 
Ihen Negenten und Untertanen nicht hiſtoriſch nachgewieſen 
werden, und aljo Fein pofitives fein. 

Sn Holftein beruht das Recht des Herricherhaufes und das 
der Stände gleihmäßig, auf freier Wahl der Stände, und vor 
der Huldigung, von dem erwählten Fürften für fich und feine 
Nachfolger zugelicherter Verfaſſung. 

&8 ift der reinfte Vertrags-Urfprung, der dieſen Rechten 
zum Grunde liegt. 

Dieje Privilegien werden nur ſehr uneigentlich fo genannt: 
fie enthalten ftändifche Verfaffungsrechte fie find pacta inter im- 
perantem et subditos. 

Sie bebürfen an fich Feiner Beftätigungen. Dieje können 
nur in jo ferne nüplicy geachtet werden, als Eingriffe, oder Er- 
eigniſſe, Verlegungen herbeigeführt haben können, in Hinficht 
welcher die Beitätigung neuer Negenten fo viel jagen, daß der 
Rechtsbeſtand, ungeachtet jener Veränderungen oder Verleßuugen, 
derjelben bleibe. 

F. 5. Gefeßt, ein Theil foldyer Verfaſſung jei durch 
die Veränderung oder die Gewalt der Zeiten unanwendbar oder 
aufgehoben; fo folgt daraus nicht, daß das Ganze ald aufgeho- 
ben oder als nicht exiftirt betrachtet werden füönne*). Geſetzt, 
ein Theil der Berechtigten habe von feinem Rechte feinen Ge- 
brauch zu machen für gut befunden; fo folgt daraus nicht, daß 
der Gleich- oder Mehrberechtigte dadurch feiner Rechte beraubt 
ſei. Vielmehr Tann in dem Nichtgebrauche Des einen Theild ein 


*) In toto et pars conlinetur. L. 113. de. R. I, Non debet ei cui 
plus licet; quod minus est, non licere, L, 21. de. R. I. 
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verftärkter Grund für den andern entftehen, bie feinigen zu er: 
halten *). 

8.6. Es ift von mir an einem anderen Orte behauptet, 
wie wenig Gewalt, in welcher Form und Wirkung fie auch er- 
Ichiene, die geheilgten Rechte der Regenten erfchüttern könne, Es 
beruhen auch auf diefem Grunde die Rechte der Unterthanen. 
Die Erhaltung des Nechtöbeftandes begreift das Ganze, nicht 
6108 die einzelnen Theile. 

Der Verjährung felbft, und der Entiagung, Tann hier nur 
ein beſchraͤnkter Wirfungsfreid gelaffen bleiben. 

Der Berjährung gegen das Grundgeſetz des Staates fteht 
verfärft alle entgegen, was iſchon gemeinen Rechtens ift, für 
urkundliche Rechte, und für dad Erforderniß der bonae fidei. 

Entjagung fann bier weniger noch, als im privatrechtlichen 
Berhältnifje vermuthet werden. Dieſelbe erforbert hier den ftreng- 
ften Beweis, 

Nachgiebigkeit in einzelnen Fällen, Ausdrüde der Unterwür- 
figfeit, wie fie Unterihanen gegen ihre Regenten, anftehen, können 
nur in diefem Sinne genommen, nicht ald jedem Anfpruch auf 
Verfaſſungsrechte ausjchliegende Entjagungen beurtheilt werben. 
Solche Geſtalt fönnen fie nicht annehmen, wenn nicht ar Die 
Abſicht der Entjagung vorliegt. 

Die Leifefte Verwahrung gegen den Regenten für das Staats⸗ 
gejeg reicht zu Erhaltung des Rechts zu. 

Das privatrechtlich gegen den Gleichen geltende findet bie 
vollfte Anwendung in Hinfiht auf das Verhältniß gegen den 
Regenten. 

Staatömänner dürften Gründe finden, dieſen Rechtöregeln 
für das StaatSrecht die weitausgedehntefte Wirkung zuzugeftehen, 
und aus der Nachgiebigfeit der Untertanen nicht fo leicht eine 
das Recht ausfchließende Folge zu ziehen. 

$. 7. Wenn man von Diefen Grundfäßen ausgeht, die Dem 


*) Cujus effoctus omnibus prodest, ejus et partes ad omnes pertinent. 
L. 148 de R. I. 
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Staatsreht und dem monarchiſchen Prinzip ganz eigentlich an- 
gehören, jo erjcheinen die in der Erklärung angeführten Vorgänge 
feineöweges als den Staatsvertrag erlöſchend. 

Wer mit der Geſchichte der ſtändiſchen Verhandlungen be- 
kannt ift, wird, zwar nicht gleiche, aber ähnliche in manchen Laͤn⸗ 
dern finden, 

Unfere Staatsrechtölehrer, treuer Diener ihrer Fürften, aber 
auch des Nechts, haben das DVerdienft, vielfältig darüber den 
Beweis geführt zu haben, Daß Vorgänge biefer Art nicht als das 
Recht erlöfchend zu betrachten find. 

$. 8. Die Confolidirung der Landeshoheit durch den welt 
phaliichen Frieden änderte weder an fi, noch in andern deut— 
chen Ländern, noch in Holftein die ftändifche Verfafjung. 

Auch die reichögefegliche Beftimmung über die Beitragsver- 
bindlichkeit der Untertbanen zum Defenfionswerfe konnte auf das 
verfafjungsmäßige Steuerbewilligungsrecht Feine erlöfchende Ein- 
wirfung haben. So wie in Holftein überhaupt Die ordinäre 
Gontribution feiner Bewilligung bedurfte, fo entitand eine neue 
Verpflichtung zur Bewilligung für Die Landesvertheidigung, deren 
Erforderniß im Allgemeinen feftgeftellt wurde, ohne dad Maaß 
und die Art der Aufbringung einfeitiger Anordnung zu unter: 
werfen, bejonderd aber ohne irgend eine erlöfchende Einwirkung 
auf das Steuerbewilligungsreht überhaupt äußern zu koͤnnen, 
als welches vielmehr Durch dieje Annabwen für andere Erforder⸗ 
nifje beftätigt erjcheinen mußte *). 


*) Diefe Geſetzgebung wird eigentlich nicht fo fehr durch den angeführten 

MN. v. 1654 als durch Leopold I. Refolution über bie 1670 gefuchte Er- 
tenfton deflelben normirt. 

| Nicht indefinite zu Feſtungen, Verpflegung der Bölfer nnd anderen hiezu 

gehörigen Nothwendigfeiten follte beigetragen werden. Das große Kaiferhaus 

erbielt noch Rechte der Landflände und Unterthanen. 

Daß aber Ihre kaiſerliche Majeftät — fo lautet die Refolution — in 
oben angezogenen neuen Vorſchlag willigen, dazu fönnen biejelbe, in Erwä- 
gung der hiebei vorgefallenen hochwichtigen Bedenken, einmal nicht gehalten, 
fondern werben, um ber dabei fich ereignenden Umſtände willen, vielmehr ge= 
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F. 9. Mehr einwirfend, und zu mannichfaltigen Eingriffen 
führend, mußten die Streitigkeiten der beiden .regierenten Haͤu⸗ 
fer, und der nordiſche Krieg für die Verfafjung Holfteind wer- 
den. Bleihwohl, wenn man aufmerkffam die in dem biftorischen 
Theile nicht beftrittene Denkfchrift mit der Erklärung zuſammen⸗ 
hält, ergiebt fi ein Reſultat für Erhaltung der Rechte, wie ed 
kanm zu erwarten gemejen. 

Nachdem in Dänemark das Königsgeſetz eingeführt, unter 
wechjelnden Greigniffen der Kriege, beſtand am Ende noch Ver: 
faflung und Landtag. Eingriffe in gewaltiger Beit, gegen Die 
Verfaſſung von den Negierungen, wechjeln mit beruhigenden Er— 
Härungen; unterwürfige Aeußerungen der Unterthanen mit Ver: 
wahrungen der Rechte ab; aber das Ganze erjcheint, nad) denen 
in den SS. 11 bis 14 der Denkſchrift enthaltenen und in ihrem 
factiſchen Beſtande nicht angegriffenen geichichrlichen Vorgängen 
gewahrt und beftätigt, erhalten, nicht erlofchen. 

6. 10. Als hierauf in dem Sahre 1773 die Geffion des 
großfürftlichen Antheild von Holftein erfolgte, wurde in dem 
Tractate allen Einwohnern, vornehmlidy Prälaten und Ritterfchaft 
zugelagt, fie bei ihren Freiheiten, Vorzügen und Gerechtfamen, 
welche fie bisher genofjen, ungefränft zu laſſen; und darauf ers 
folgte bei der feierlichen Beſitznahme die Fönigliche Betätigung 
der Privilegien aller Eingejeflenen, und beſonders derjenigen 
von Brälaten und Nitterfchaft. 

Sin feinem Tracte bat Batharina fo gezeigt, auf welche Höhe 
fie ihre Politif zu ftellen, auf welche Höhe fie ihre große Anficht 
zu erheben wußte. 3 jcheint ınir eine Fühne Sfnterpretation, 
diefen Tractat dahin zu erklären, es ſei der großen Selbftherr- 
jcherin Abficht geweſen, Prälaten und Ritterfchaft Holfteins dem 
unbedingten Beftenerungsrechte Daͤnemarks zu unterwerfen. 

$. 11. Gleichwohl kommt darauf, auf den Beſtand der 


müßiget, einen jeden Bei dem, weſſen er berechtigt, und wie es bis dato ob⸗ 
fervirt worden, in alle Wege verbleiben zu laſſen. 
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Verhältniffe von 1773, und auf die damals gejchehene privile: 
gien⸗ und, tractatmäßige Anerkennung und Beftätigung alles an. 

$. 12. Denn diejenigen Vorgänge, welche fpäterhin, im 
Jahre 1802 und 1806, erfolgt find, konnten an fid Feine recht: 
lihe Wirkung auf Erloͤſchung der verfaflungsmäßigen Rechte 
haben. 

Daß 1802 die Vorftellung der Prälaten und Ritterjchaft 
durch Behauptung eines unbejchränften Beſteuerungsrechts zurüd- 
gewiejen wurde, konnte, nach den oben ($. 6) ausgeführten 
Grundfägen, dieſe Behauptung nicht zum Rechte erheben; und 
nach den ebenfalld aufgeführten Grundjäßen, erjcheint die Ver⸗ 
fafjung rechtlich) gewahrt, dadurch, daß rechtliches Gehör gegen 
dieſes aufgeftellte unbejchränfte Beſteuerungsrecht erbeten, aber 
nicht geftattet wurbe*). 

Daß 1806 Holftein unter das Königsgeſetz geftellt worden, 
unter Vertilgung der verfafjungsinäßigen Rechte, kann Feine 
Rechtöfolge begründen. Als das Unglück Deutſchlands die Er⸗ 
löſchung des Kaiſerthums und Reichs herbeigeführt, konnte die 
dadurch entflandene Sourveränetät der Fürften Feinesweges bie 
Verhältnifje derfelben zu den Unterthbanen‘, noch die wechjelfeiti- 
gen Rechte und Verbindlichfeiten beider aufheben. 

Diefe Anfiht ift von den größten Hiftorifchen und politi- 
ſchen Schriftftellern der Zeit, und von den deutſchen Publiciften, 
als die rechtliche, außer Zweifel gejeßt, wie ſolche auch in con- 
tradietorlo von den medlenburgiichen Ständen gegen den Landes— 
herren behauptet und feitgeftellt ift. 

F. 13. Allein alle diefe Vorgänge, alle Diejenigen der Zeit: 
periode vom 13. November 1773 bis zum 17. Auguft 1816, find - 
auf eine gänzlich entſcheidende Weiſe außer aller Wirkung für 
die Beurtheilung des Rechtsbeſtandes geſetzt, durch die am 17. 
Auguft 1816 erfolgte Föniglihe Konfirmation der Privilegien. 

S. 14. Zufolge diefer find confirmirt und Beftätigt, 

„ale und jede von den höchftjeligen Föniglichen Herren 


*) Culpa caret qui scit sed prohibere non potest. L. 50 de R. I. 
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Vorfahren den Prälaten und NRitterfchaft des Herzogthums 
Holftein ertheilte Privilegien, Freiheiten, Rechte und Ge 
rechtigfeiten, wie jelbige von des höchſtſeligen Herrn Va⸗ 
terd, Königs Chriftian VII. Majeftät unterm 31. März 1766 
und 13. November 1773 allerhöchſt beftätigt worden, in 
allen ihren Buncten, Glaufeln und Inhaltungen — beſter⸗ 
und beftändigermaßen allergnäbigft, dergeftalt und alſo, 
dag Prälaten und Ritterichaft vabeilzu allen Zeiten ruhig 
gelaffen, auch kraͤftigſt gefchübt und gehandhabt werden 
ſollen.“ 

F. 15. Sch geſtehe, daß mir nicht klar iſt, wie nach dieſer 
Beſtaͤtigung angenommen werden fönne, die in den Privilegien 
enthaltene Verfaffung fei wicht in anerfaunter Wirffamfeit. Es 
Icheint mir, daß es nicht möglich ift, ihre Wirkſamkeit mehr ans 
zuerfennen, als in dieſer Beftätigung gejchehen ift*). 

Könnte noch irgend ein Zweifel über Abfiht und Sinn der 
Beitätigung fein, jo würde derfelbe nur zum Vortheil der Prä- 
laten und Ritterſchaft erflärt werden fönnen, nad) den Regeln 
und „verba cum effectu sunt acciplenda“ — und „beneficla 
principis quam plenissime interpretanda sunt.“ 

Nachdem von EChriftian I. verfprochen, „eine Schaßung oder 
Bede zu legen auf die Einwohner diejer Lande, ſammt oder jon- 
ders, ausgenommen unfere eigenen Bonden und Lanſten, die un- 
verfeßt und unverpfändet find, ohne freundliche Einwilligung und 
Zulaſſung, eintradhtige Zuflimmung aller Räthe und Mannſchaft 
diefer Lande, geifllicher und weltlicher”, demnaͤchſt aber und bes 
ſonders 1712 Die ordentliche Contribution hergebracht und aus⸗ 
genommen; auch 1671 eine ausdrückliche Ausnahme in puncto 
electionis feitgeftellt ift; jo kann die Confirmation der Privile: 
gien von 1773, und die Darauf fi ausdrücklich beziehende von 


*) Is qui actionem habet ad rem recuperandam ipsam rem habere vi- 
detur. L. 15. de R. 1, 

Non quid habeat actor, sed qui par adversarium habere non potue- 
rit, considerandum est. L. 78. de R, I. 
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1816, nach den Regeln der Auslegung nicht anders verftanden 
werben, als mit Inbegriſſ des Steuerbewilligungsrerht3, unter 
Ausnahme Der ordinären Gontribution. Sollte dieſes Recht jelbft 
ald Ausnakme von der Beltätigung ausgeſchloſſen werben, jo 
hätte dieſe wejentliche Ausnahme eine ausdrückliche fein müffen, 
gleich wie folche früher für Die beiden eben erwähnten Puncte 
geſchehen. 

F. 16. Wenn eine, nach der Beſtaͤtigung der Privilegien 
von 1816, in anerfannter Wirkſamkeit ftehende Verfaſſung in 
Holftein angenommen wird, jo findet der 56. Artifel der Schluß- 
acte feine Anwendung dahin, daß joldde nur auf verfaflungs- 
mäßigem Wege abgeändert werden kann. 

Die Gründe für diefe Folgerung find in den Vorträgen 
der Eommiffion jo bündig und jo ausführlich dargelegt, und die 
Dagegen aufgeftellten Behauptungen find meines Grachtend fo 
gründlich widerlegt, daß ich über die Anwendbarkeit dieſer Ela- 
ren gefeglichen Beſtimmung nichts weiter hinzuzufügen mir er> 
laube, als daß die Abficht und der Beift des Geſetzes hier auch 
aus der Geſchichte der Gefehgebung, aus dem Protocolle der 8. 
Gonferenzfißung vom 24. December 1819, die vollite Beftättgung 
erhält. 

Es war nämlich von dem 5. Ausſchuſſe die Fajlung dahin 
vorgejchlagen: 

„Die in anerkannter Wirkſamkeit beftehenden landſtändi⸗ 
chen Verfafjungen Fönnen nur auf die durch die Verfaſ— 
fung felbft beſtimmte Art abgeändert werden.” 

Bei dieſem Sage wurde von dem Herrn Grafen von Mün- 
fter und von dem Herrn von Berg die Bemerkung gemadht: 

„daß in den wenigften älteren Verfaſſungen eine beftunmte 
Art, wie fie abzuändern feien, gefunden werde, und Doc, 
wenn fein Herkommen, feine Obfervanz etwas Darüber 
beftimme, aus der Verfaſſung felbft der Grundfaß abge: 
leitet werden müfje, Daß gegenfeitige Nechte und Pflichten 
nicht einjeitig abgeändert werden können,” 

Der Ausſchuß fand diefe Bemerkung richtig, und nahm bie 
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vorgefchlagene Abänderung des 3. Sabes in der Art an, 
daß es anflatt „auf Die durch die Verfaſſung felbft beitimmte 
Art”, nunmehr heißen folle, „auf verfafjungsmäßigem Wege“. 

Darand geht die "Abficht hervor, die mit der allgemeinen 
NRechtöregel in Harmonie ftebt, nihil tam naturale est quam eo 
genere quodque dissolvere, quo colligatum est. 

$. 17. Es folgt Hieraus, Daß, unter der Vorausfegung 
einer beftehbenden Verfaſſung, die ich nicht als entſchieden aus 
nehme, für welche aber wenigftend wichtige Gründe vorliegen, 
eine einfeitige Veränderung ausgeſchloſſen, Die Competenz der 
Bundesverfammlung völlig begründet, und das Erjuchen verjel- 
ben um eine Erklärung ald eine gewiß jede Rückſicht einfchlie- 
gende Maßregel zu betradyten ift. 

F. 18. Aber felbft in dem Falle, daß feine ftändifche Ver- 
faflung in Holftein als anerkannt anzufehen fei, würde Die Com⸗ 
petenz der Bundesverfammlung vollfonmen begründet fein. 

8.19. Für dieſen Fall fteht der 13 Artikel Der Bundesacte feft. 
Der 54. Artikel der Schlußacte verpflichtet Die Bundesverſamm⸗ 
lung, Darüber zu wachen, daß dieſe Beitimmung in feinem Bun- 
desacte unerfüllt bleibe, 

In Holſtein ift derjelbe, unter jener Vorausſetzung, nicht 
erfüllt. Die Competenz der Bunbesverfammlung für dieſe Er: 
fülung iſt alſo Ear. 

$. 20. Es fragt fi, ob dieſe Befugniß der Bundeöver- 
lammlung, die auch eine Verpflichtung ift, Dadurd aufgehoben 
werde, daß in der Erklärung gejagt ift, es werde, unter möglid)s 
ſter Beruͤckſichtigung alter Rechte, die Tünftige Verfaffung Hol- 
fteind dem Gulturftande des Landes und feinen übrigen Verhält- 
nilfen und Bedürfniſſen angepaßt, allein als ein Geſezz erichei- 
nen, nicht aber als ein mit einem der ehemaligen Stände abge 
ſchloſſener Staatsvertrag ? 

Für die Meinung eines nad folder Erklärung ftattfinden- 
den gänzlichen Ausfchlujjes der Kompetenz, wird bejonders der 
55. Artikel der Schlußacte angeführt, nach) welchem den ſouve⸗ 
ränen Fürften überlafjen bleibt, dieje innere Landesangelegenheit, 
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mit Berüdfichtigung fowohl der früherhin gejeglich beftandenen 
ſtaͤndiſchen Rechte, ald der gegenwärtig obwaltenden Verhältnifie, 
zu ordnen. 

.$. 21. Für dieſes Geſetz muß zuvdrderſt bemerkt werben, 
daß nicht der eine Theil defjelben allein, nämlich Die Regulirung 
durch Die fouveränen Fürften, jondern auch der andern, nämlid 
die Berückſichtigung früberhin geſetzlich beftandener ftänbdifcher 
Rechte in Betrachtung Tommen muß, wenn von der Anwendung 
die Rede ift. Die eine Beflimmung ift geſetzlich, wie die andere. 
Das Ganze des Geſetzes muß zur Anwendung Tommen. Die 
allgemeine Auslegungsregel findet auch hier ihren Plab, daß 
fein Ausdrud in einem Geſetze als überfläjfiig und bedeutungs- 
108 angejehen werben konne. 

Aus diefer Regel geht eine zweite hervor, diejenige, daß 
allgemein Feine Gejebftelle ald bloßer Rath betrachtet werben 
fönne, die für den ohnehin Den Rechtsgrundſatz als den höchften 
erfennenden ohne Zwecke, für dem nidyt dafür geneigten ohne 
Wirkung fein würde. 

Daraus, glaube ich, ergiebt es fich, Daß das Geſetz bes 55. 
Artikels der Schlußacte nicht befolgt fein würde, wenn bei einer 
zu gebenden Verfaflung Dad wejentlichfte der früherhin geſetzlich 
beftandenen landſtaͤndiſchen Rechte nicht berüdfichtigt werben 
follte, 

Für dieſen Fall würde Die Bundesverfammlung, welche für 
die Erfüllung dieſes, wie aller übrigen Bundeögefege, verpflichtet 
ift, gewiß dahin competent fein, um auf Beſchwerde der Unter⸗ 
thanen ſich an die betreffende Regierung iu der Art zu wenden, 
die weiter unten entwidelt werben wird ($. 27). 

8. 22. Es ift diefer Fall, welcher bier gerade vorliegt. 

Die in Holftein früher gefeglich beftandenen ftändifchen Rechte 
haben unbezweifester- und anerfanntermaßen das Steuerbewilli- 
gungsrecht der Prälaten und Ritterfchaft begriffen. 

Dagegen ift von der Regierung in neueren Beiten ein, Sr. 
königlichen Majeftät zuftehendes, unbejchränftes Beſteuerungsrecht 
behauptet, und gegen alle Vorſtellungen executiviſch ausgeübt 
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zuleßt auch gerade dadurch zu dieſer Beſchwerde der Hauptaulaß 
gegeben. 

Der ganze Inhalt der Erklärung ftellt dad Steuerbewilli- 
gungsrecht der Prälaten und Nitterfchaft ald gänzlich erlofchen 
dar, und der 8.25 der Denkſchrift ergiebt Die gegenwärtig aus- 
geführte factiſche Erlöſchung defjelben durch Execution. 

Nach dieſem Thatbeftande und nach dem Anhalte der Er: 
Härung haben Prälaten und Nitterihaft, meiner Anficht nach, 
zureichenden Grund, auf eine Verwendung oder Vermittlung der 
Bundesverfammlung zu Erhaltung des Steuerbewilligungsredht3 
in einer neuen Verfaſſung anzutragen, weil ohne ſolches Diejenige 
Berüdfichtigung älterer ſtaͤndiſcher Rechte gänzlich ausgejchloffen 
ericheint, welche Der 55. Artikel der Schlußacte vorfchreibt. 

$. 23. Aber, auch davon abgejehen, ift, meines Erachtens, 
bie Competenz der Bundesverfammlung unbezweifelt begründet 
in Hinfiht der Zeitbeftimmung für eine anzuführende Verfaſſung. 

Gine geſetzliche Verbindlichkeit ohne Die Möglichkeit ihrer 
Realifation in der Zeit würde feine fein; und in einem Grund: 
gefeße des deutſchen Bundes darf Fein Element gefunden werben, 
das fein eigenes Brincip auflöfet. 

Es liegt ſchon in der Natur der Sache, daß, über die Er- 
füllung einer Verbindlichkeit wachen fol, wie es ber 54. Artikel 
der Schlußacte der Bundesverfammlung auflegt, aud) Die Pflicht 
auf fich hat, dahin zu ſehen, daß diefe Erfüllung in einer be: 
flimmten Zeit realifirt werde. 

Diefer Grund ift von der Bundesverfammlung in dem Be— 
jäluffe der 1. und 26. Sigung vom Jahre 1818 mi. voller Be- 
flimmtheit angenommen, fo wie derjelbe bei der &ompetenz- 
beſtimmung als ungezweifelt zum Grunde gelegt ift. 

Die Schlußacte hat für dieſe Erfüllung des 13. Artifel3 die 
Verpflichtung der Bundesverfammlung nicht verringert, jondern 
verftärkt. 

8. 24. Welche Rückſicht auch die Schwierigkeit erfordert, 
die fi) der Anordnung der Verfaſſung, in einem Staate mehr, 
weniger in dem andern, entgegengeftelt, jo kann Tiejelbe doch 
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nie bis auf den Grad der Ausſchließung begründeter Gompetenz 
der Bundesverfammlung ihre Wirfung erftreden, um dieſe von 
ihrer Verpflichtung für Erfüllung der bundesgeſetzlichen Verpflich⸗ 
tungen gänzlich loszuſprechen. 

Entfernt, dieſe Echwierigfeit zu verfennen, oder die Einwir⸗ 
fung der Bundesverſammlung über Diejenigen Gränzen hinaus 
ausdehnen zu wollen, die die Lage der Dinge, das Verhältniß 
der Regenten und der Unterthanen, die Rüdficht auf Die Rechte 
ſelbſt, und das wohlverſtandene Intereſſe aller, vorzeichnen, glaube 
ich gleichwohl annehmen zu Dürfen, Daß Diefe Betrachtungen Die 
Einwirkung der Bundesverfammlung nicht bis dahin bejchränfen 
fönne, um eine Regierung nicht um ihre Erklärung erjuchen zu 
fönnen. 

$. 25. Eine rückfichtsvollere Aeußerung der Gompetenz ſcheint 
mir Taum denkbar in dem Falle, der vorliegt. 

Welche Folge ſich darftellt, wenn man dieſe Gompetenz erft 
im Falle des Aufruhrs eintreten laffen wollte, überlaſſe ich Der 
Beurtheilung eined Seden, dem die Gejeßmäßigkeit und die Be—⸗ 
rubigung Deutſchlands am Herzen liegt. 

Ich begnüge mich zu bemerken, daß die darauf gerichtete 
Geſetzgebung eine befondere ift, und daß dieſelbe an fich mit 
derjenigen über die Berfajlungsmäßigfeit des Waterlandes nicht 
in Diejenige unmittelbare Verbindung geftellt ift, welche die An- 
wendbarfeit dieſer nur unter der Vorausſetzung des fir jene ein- 
tretenden alles begründete. 

8. 26. Daß übrigens Die Zeitbeflimmung für eine zu ge 
bende Verfaſſung in Holftein auf derſelben Linie ftehe, wie die— 
jenige für andere Staaten, ift eine Behauptung, die fi durch 
die gänzliche Verfchiebenheit widerlegt, weldye in Hinficht diefer 
Staaten und Holfteind ftatt findet. Entftehung, Fortgang, Bes 
Ichränfung, Betätigung der ſtändiſchen Verfaffung, alles ift für 
Holftein ſpeciell. 

In Holftein Eagen Praͤlaten und Ritterfchaft über Die exe 
cutive Ausübung eines unbefchränften Steuerrechtd, nach welchem 
6 p&. alles Grundeigenthums der Nationalbank zugeeignet worden 
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und dringen auf Verfaffungsrerhte. Indem fie irgend eine Ber- 
fallung, entweder die alte confirmirte, oder eine neue, das Steuer: 
bewilligungsredht fichernde, in Anſpruch nehmen, fo kann, auch 
wenn nur lebtere in Frage kommt, meiner Anficht nach, Die Bun- 
beöverfammlung fich nicht weigern, Kenntniß von der Sache zu 
nehmen, die Regierung um Erklärung zu erſuchen, uud derſelben 
Gelegenheit zu geben, den Streit mehr, ald bisher gefchehen, 
aufzuklären oder auszugleichen; und die Bundesverjammlung über 
die Erfüllung ihrer Pflicht zu beruhigen. 

Schon in der 26. Sigung vom Jahre 1818, $. 127, ift be⸗ 
Schloffen, Daß die Bundesverfammlung binnen Syahresfrift ben 
geigneten Mittheilungen von ben ferneren Einleitungen in den 
ftändiichen Einrichtungen, von deren Fortgange, und wo möglidy, 
von ihrem allfeitigen endlichen Nejultate, vertrauungsvoll ent- 
gegenjebe. 

Wie wenig kann ed als eine Ueberſchreitung ihrer Gompe- 
tenz angejeben werden, wenn fie Dur das Erſuchen um eine 
Erklärung eigentlich nichts mehr thut, als jenes frühere wieber- 
holen, nach fünf Jahren, aufgefordert durch eine Beſchwerde tiber 
Thatumftände, die nicht beftritten find, und Die, wie fie auch an- 
zujehen fein mögen, auf alle Die Kolgen und Betrachtungen füh: 
ren, die einem verfallungsmäßigen Zuſtande angehören. 

6. 27. Na dieſer Ausführung ($. 16—26) erjcheint auch 
für die Vorausfeßung einer nieht in anerfannter Wirkfamfeit jich 
befindenden PVerfaflung Die Competenz der Bundesverfammlung 
nicht nur vollfommen begrändet, fondern auch, meines Erachtens, 
gerade für diefen Fall Die Weußerung berfelben nicht auf das 
Erſuchen um Erklärung zu bejehränfen. 

Wird ausjchließlich der Fall des 13. Artikels der Bundes⸗ 
ade und des 55. Wrtifeld der Schlußacte zum Grunde gelegt 
jo ift, in Rüdfiht auf den im vorigen $. dargelegten Thatbe- 
ftand, meiner Anficht nach, Die rechtliche Folge nicht zu umgehen, 
daß die Bundesverfammlung berechtigt und verpflichtet jei, au 
beichließen: 

I. daß in Genäßheit des 54. Wıtifeld der Schlußacte die 
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koͤniglich-däniſche Regierung zu erjuchen jei, Der Bundesverſamm⸗ 
lung ihre Erklärung über Die Zeit ertheilen zu wollen, binnen 
welcher nad dem 13. Artifel der Bnndesacte eine neue fläne 
diſche Verfafjung in Holftein werde eingeführt werben Fünnen? 

II. Daß die Bundesverfanmlung, in Hinficht auf Die beſon⸗ 
dere ans der Beſchwerde bervorgehende Veranlaſſung, die Hoff: 
nung ausdrüden zu müſſen glaube, daß die Einführung Diejer 
Berfaffung nicht nur innerhalb eines nicht zu entfernten Zeit: 
raums, fondern audy unter Beobachtung des im Artikel 55 der 
Schlußacte enthaltenen Grundprincips, Der möglichiten Beob⸗ 
achtung der früherhin gejeglich beftandenen Rechte, uud bejonders 
des wefentlichften derſelben, ‚Desjenigen der freien Gteuerbe- 
willigung, außer der ordinären Gontribution, flatt Haben werde. 

6. 28. Inzwiſchen komme ich auf meine frühere Aeußerung 
($. 3-17) zurüd, daß wenigftend wichtige Gründe für die Vor: 
ausfegung einer anerfannten Wirkſamkeit der Privilegien vor: 
handen find, und daß von einer räberen Erklärung das be: 
ſtimmte Urtheil darüber erit abhängig zu betrachten tft. 

Anden dieſe weitere Erflärung der Föniglihen Regierung 
auf ein entfcheidendes Nefultat für Die eine oder Die andere 
Borausfeßung führen kann; genügt für jeßt die für beide im 
Allgemeinen begründete Gompetenz. 

In Folge diefer Anficht, genügt auch für den gegenwärtigen 
Etand der Sache das in meiner Abſtimmung angetragene Er: 
ſuchen an die fönigliche Regierung un eine nähere Erklärung. 

Nach Maaßgabe dieſer, wird erſt jede Fünftige Wirkſamkeit 
der Bundesverſammlung ihre nähere Beſtimmung erhalten, der 
es für jetzt noch nicht bedarf. 

$. 29. Es bleibt noch übrig, Einiges über diejenige Bes 
jorgniß zu jagen, weldye in der Erklärung des königlich dänischen 
Herrn Öejandten, von dem politiſchen Gefihtöpunfte aus, für 
die VBorausjegung einer beitehenden Verfaſſung, und einer BVer- 
einbarung zu einer neuen, Dargeftellt ift. 

Man könnte jagen, daß Die Gefehgebung, welche im 56. 
Artifel der Schlußacte diefen Fall vorausgefebt, und beftimmt 
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bat, auch jene Beſorgniß vorausgefehen habe, und daß die dabei 
eniftehende Schwierigkeit nicht Die Anwendung des Geſetzes anf: 
heben, fondern nur auf die möglichfte Befeitigung dieſer Schwierig- 
feit führen koönne. 

Aber Die in der Erflärung aus jenem Gefichtspunfte aufge: 
ftellten Anfichten find von einer fo großen Wichtigkeit und von 
einem fo tiefen Eindrude, daß das Auge nicht Davon abgewandt 
werden Tann, ohne in die Betrachtungen einzugehen, welche fie 
veranlaffen. 

6. 30. Es beſtehen in Holflein jo viele vortreffliche Geſetze, 
Adminiftrationd-Einrichtungen und Inſtitutionen vielfältiger Art, 
angepaßt dem Gulturftande des Landes, den Verhältniffen und 
Bebürfniffen der Unterthanen, daß vielleicht wenige Staaten fih 
in Hinficht der Gefeßgebung diefem Lande gleichitellen können. 
Die Aufhebung der Leibeigenichaft allein, und die Art, wie 
ſolche ausgeführt worden, ift ein ewiges Denkmal der Gerechtig- 
feit, des Wohlwollens und der Weisheit der Regierung bes 
Könige. 

Aber die Beforgniß, daß durch eine zu vereinbarende ftän- 
diſche Verfaſſung Snftitutionen vernichtet oder ausgeſchloſſen wer: 
den koͤnnten, die den Forderungen und Berhältnilfen der Zeit 
und der gleichen Vertheilung der Staatslaften entfprechen, Diefe 
Beſorgniß kann ich nicht theilen. Noch habe ich jemals die Auf- 
ftellung eines unbejchränften Steuerrecht unter Die Zahl jener 
das Wohl der Unterthanen begründenden Gefeße rechnen Fönnen. 

$. 31. Was durch die Vereinbarungen mit deutſchen Stän- 
den über fländifche Verfaflungen und neue Einrichtungen für den 
Negenten und für die Unterthanen zu erhalten ift, ergiebt Die 
Erfahrung vieler Laͤnder: ich habe noch nicht geſehen, was da» 
durd) verloren worden. 

In Holftein tragen Prälaten und Ritterſchaft darauf aı, 
daß ihre Vorjchläge in Hinficht der einzuführenden Veränderungen 
vernommen und berüdfichtigt werden mögen. 

Nah dem ganzen Inhalte der Denkſchrift jcheint fich Der 
Hauptgegenftand ihrer Vorſchlaͤge auf ein ungekränftes Steuer: 
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bewilligungsrecht zu bejchränfen, das übrigens jchon verfaſſungs⸗ 
mäßig in Hinſicht Der ordinären Kontribution bedingt ift. 

Sie erklären ſich weit entfernt einer Umgeftaltung der Der: 
faflung in zeitgemäßen Formen irgend Hindernifjfe in den Weg 
legen zu wollen. 

Sch geftehe aufrichtig, ich Tann es mir nicht vorftellen, daß 
fie, diefen Tlaren Aeußerungen entgegen, Rechte oder Befreiungen 
verlangen koͤnnten, die mit ber Billigfeit, der Yage und dem Er: 
forbernifje der Zeit, nicht zu vereinigen wären. 

$. 32. Es ift offenbar hier nicht Die Präpotenz eines ein- 
zelnen Standes, worauf es ankommt; fondern Sache der Gefepe. 

Wenn die Bundesverfammlung ihre Rechte abgeben wollte; 
würde diefelbe ihre Verpflichtungen aufgeben können? Kann von 
berjelben weniger gejchehen, ald das Erſuchen um eine Gr: 
Härung ? 

Württemberg erflärte: Die Eönigl. Gefandtfchaft, welche mit 
Spnftructionen nicht verjehen fein Tonnte, da ihr allerhöchfter Hof, 
in wichtigeren Fällen die Inſtructions-Ertheilung ftet8 auf die 
Keuntnißnahme von ben in Diefer hoben VBerfammlung ftatthaben- 
den Erörterungen ausſetzt, kann demnach nur dem Hauptantrage, 
und, wenn biefer nicht angenommen werden follte, dem eventuellen 
Antrage der Commiſſion, daß nämlich entweder weitere Auf- 
Harungen in der Sache ſelbſt begehrt worden, oder daß zur Ab- 
ſtimmung ein Termin anzufeßen fei, der weit genug wäre, Damit 
die Gefandtfchaften, welche fpezieller Inſtructionen bedürfen, ſich 
amit ve rjehen laſſen koͤnnen. 

Weiter zu gehen, darf fie ſich um jo weniger für ermächtigt 
halten, als e8 ſich von einem Falle handelt, auf welchen Geſetze 
angewendet werben jollen, welche, feit Der Errichtung der Schluß- 
acte zum erſten Male in Anjprudy genommen werden, und deren 
Auslegung überbied Schwierigkeiten gefunden hat. 

Indeſſen glaubt die Geſandtſchaft Dennoch nicht unberührt 
laſſen zu dürfen, daß ihr der, der Abſtimmung des kaiſerlich 
Föniglichen präftdirenden Herrn Gefandten, zum Grunde Tiegende 
Gedanfe als ein Die beglüdende Rüdfehr der Eintracht, die Die 
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Reclamanten ald ihren dringendften Wunſch ausjprechen, am 
meiften fördernder erjcheint, in fo fern bei der Ausführung des⸗ 
felben die Rechtsfrage unentjchieden gelaflen wird. 

Baden fand, wie nad) unjeren Erläuterungen im eilften Kapitel 
nicht anders zu erwarten fland, den Antrag Oeſterreichs allen 
Nüdfichten der Politif und des Rechts fo entſprechend und einer 
Entſcheidung jo wenig vorgreifend, daß es feinen Auftand nehmen 
koͤnne, demſelben beizutreten. 

Der kurheſſiſche Geſandte dagegen erklärte: Dem Antrage 
auf dad an Seine Majeſtät den König von Dänemark zuſtellende 
Erjuchen um eine weitere Erklärung, halte ich mich beizutreten 
ermächtigt. Sobald aber der königliche Herr Gefandte erklärt, 
daß er feine weitere Erklärung zu geben habe, ſobald daher die 
Acten als gefchloffen anzufehen find, muß ich mit Sachſen und 
Hannover auf einen ausgiebigen Termin zur Inſtructions-Ein⸗ 
holung antragen. 

Mit der Anficht, daß den Neclamanten, welche fich über 
fortgefegte Verlegung wohlhergebrachter Rechte beichworen, mit 
der bloßen Hinweilung auf die eheſtens zu hoffende Erfüllung 
des Artikels 13 der Bundesacte geholfen fein werde, vermag ich 
mich nicht zu vereinigen. Es ift bier der erſte Fall, wo die 
Bundesverfammlung aufgefordert wird, Die Beſtimmungen der 
Wiener Schlußacte, welche von landſtaͤndiſchen Einrichtungen 
handeln, in Anwendung zu bringen, Beflimmungen, welche mit 
großer Umficht gemacht find, um einerfeitd aber gerechten An- 
ſprüchen der deutſchen Voͤlkerſchaften ihre Erfüllung zu fichern. 
Run zeigen fich über Die Anwendbarkeit des Artifeld 56 und über 
den Sinn des Art. 55 verfchlevene Anfichten. Deren Prüfung 
ift an einen Ausſchuß worden, deſſen Mitglieder auch wiederum 
nicht unter einander übereinftimmen. Deſto nothmwenbiger 
ift eine reiflihe Abwägung aller für und wieder flreitenben 
Gründe. Wäre ed mir überlaffen, darüber zu entſcheiden, jo 
müßte ich mir hinlängliche Zeit dazu erbitten, indem ich es vor 
meinem Gewiſſen und vor meiner Anfiht von dem Berufe 
eined Bundestagsgejandten nicht verantworten könnte, wenn ich 


184 


da, wo es fih um Grundjäße handelt, Rüdfichten der Politik 
oder der Gonvenienz Gehör geben wollte Da aber meinen 
allerhöchften Hofe die Entjheidung zufteht, jo muß ich um fo 
mehr einen ausgiebigen Termin zur Inſtructions-Einholung bes 
gehren. 

Der Präfidialgefandte machte hierauf die Bemerkung, daß 
in dem vorliegenden Falle, wo nur die Vermittelung der hohen 
Bundesverfammlung zwiſchen den Landesfürften und Den recla- 
mirenden Prälaten und Rittern nachgejucht worden fei, Die 
felbe allerdings die Rückſichten der Politik mit jenen des Rechtes 
zu vereinigen habe. 


Darmitabt hatte nunmehr Folgendes zu erflären: 


1. Prälaten und NRitterfchaft haben ihre Neclamation nicht 
auf den 13. Artikel der Bundesacte, obgleich auch Diejer von 
ihnen angeführt wurde, geſtützt. Er würde ohnebied mit dem 
Hauptgrunde ihrer Reclamation, der von der Vorausjegung einer 
in anerkannter Wirkſamkeit bereit3 beftehenden Verfaſſung aus: 
geht, unvereinbar fein. 


2. Könnte der Artikel 56 der Schlußacte als hier eintretend 
angejehen werben, jo möchte dieß Doch nicht genügen, Die Com⸗ 
petenz einer hohen Bundesverfammlung zu begründen, da Feiner 
der beiden im Artikel 61 angeführten Fälle hier vorhanden ift. 
Wollte man aber auch diefe Gompetenz, was vielleicht mit Recht 
gefchehen kann, Darum als begründet betrachten, weil bereits 
Einleitungen zu einer neuen Verfaſſung, ohne Zuziehung von 
Prälaten und Ritterfehaft, gemacht worden find; fo fteht doch 
jedenfall und unbezweifelt 


3. der Umftand den Reclamanten im Wege, Daß, nach ihrer 
eigenen hiſtoriſchen Darftellung, fie fich keineswegs auf eine, in 
anerkannter Wirffamfeit beftehende, landſtaͤndiſche Verfaſſung 
gründen können. 

Denn man bat darunter, mit dem Wortfinne gleichbedeutend, 
nur folche Tandftändiiche Verfaffungen verftanden, welche entweder 
neuerdings entftanden, oder, wie in den Eöniglich fächfifchen und 
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großherzoglich medlenburgifchen Staaten ſeit alten Zeiten heibe- 
halten, wirklich in Gebrauhb und Uebung damald (1820) vor: 
handen waren. Sin Holitein aber ijt jeit länger al8 100 Jahren 
fein Landtag gehalten worden; die leiſen Bemühungen von Prä- 
laten und Ritterfchaft (eines Theild der früheren Stände), einen 
Landtag zu bewirken, oder die Staatöregierung in jelbfiftändiger 
Ausübung aller Hoheitsrechte, namentlich des Beſteuerungsrechts, 
aufzuhalten, waren vergeblich; und ald man endlich zu beſtimmten 
Gegenvorftellungen (1802) fi) erhob, Iprady Die Staatsregierung 
ihre Anfichten nnd namentli Die Behauptung eines ihr unein⸗ 
geſchraͤnkt zuſtehenden Beſteuerungsrechtes jehr beftimmt aus, — 
und Prälaten und Nitterfchaft beruhigen ſich hierbei. Die aus 
diefer Berubigung jedenfalld (wenn ed nothwentig wäre) zu 
ziebenden Folgen find um jo unverfennbarer, da damals der 
Schuß der höchſten Neichdgerichte offen fand und die fchon da= 
malige Lage des deutſchen Reiches (Commiſſionsvortrag, S. 334) 
feineswegs entſchuldigen Fönnte. (fiehe oben S. 34 ff.) 

Erwägt man dabei noch das Patent vom September 1806, 
jo ift e8 unverkennbar, daß nichts für Die Neclamanten übrig 
- bleibt, als die Bellätigung ihrer Privilegien, daß aber zugleich 
diefe Beftätigung nichts für eine landſtäͤudiſche Verfafjung be» 
weifet, da Privilegien für einen Stand, der ehemals zugleich 
Theil der Iandftändifchen Verfammlung war, nicht die Tanbftäns 
diiche Verfafjung berühren müſſen; da eine Erwähnung biejer 
Berfaffung in der Privilegienbeftätigung nicht einmal behauptet 
ift, und da im Gegentheil aus der Darftellung der Reclamanten 
ſelbſt, dieſe Privilegien ald Steuerprivilegien erjchienen, welche 
ihrer Natur nach mit einer landſtändiſchen Verfaſſung in feiner 
wejentlichen Verbindung ftehen, vielmehr gar wohl ohne eine 
jolche gedacht werden koͤnnen. 

Darmftadt flimmte daher für Die Abweifung der Recla⸗ 
manten. 

Nochmals erklärte fi) Dänemark: Aus dem Gutachten des 
großherzoglich und herzoglich ſaͤchſiſchen Herrn Gefandten über 
meine in ber 17. diesjährigen Sitzung in Betreff der Beſchwerde 
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der bolfteinifchen Prälaten und Nitterjchaft abgegebenen Er⸗ 
Härung, habe ich mit Bedauern erfehen, daß die darin für Die 
Abwelfung der Reclamanten angeführten Gründen denfelben nicht 
überzeugt haben. Dieß giebt mir einen wiederholten Anlaß, mid) 
über diefe Angelegenheit zu erklären, und ich finde mid Dazu 
in Erwiderung auf dies Gutachten in der Maaße im Stande, 
daß das Gewicht des in meiner erften Erklärung zur Abweiſung 
der Reclamanten Angeführten: ftatt zweifelhaft geworden zu fein, 
vielmehr noch verftärft erſcheinen dürfte, 

$. 1. Berftehe idy dasjenige recht, was in Beziehung auf 
den von mir bezeichneten Widerſpruch bei gleichzeitiger Begrün⸗ 
dung der Kompetenz der Bundesverfammlung nad) dem 56, Art. 
der Schlußacte und dem 13. der Bundesacte von dem Herrn 
Referenten ad 1 bemerkt worden ift, jo fol diefer Widerfpruch 
deshalb nicht obwalten, weil eine Verfaſſung freilich nach dem 
56. Art. der Schlußacte beftehen, aber doch nicht ind Leben ge: 
treten fein Eönne, weshalb denn die Einjchreitung nach Vorſchrift 
des 13. Art. der Bundesacte: daß eine landſtaͤndiſche Verfaſſung 
in allen Bundesftaaten fein fol, zur Bewirkung diefer Musübung, 
diejes ins Leben Tretens, zugleich begründet fei. 

Hiergegen muß ich bemerken: 

1. daß in dem erften Gutachten über dieſe Beſchwerdeſchrift 
Die gleichzeitige Competenzbeſtimmung, was die Anwendbarkeit 
des 13, Artikels betrifft, auf Die reine Thatfache geſtützt erfcheint, 
daß in Holftein Feine landſtändiſche Verfaſſung ift, alſo nicht 
darauf, daß zwar zur Begründung der Gompetenz nad) dem 56. 
Art. die Wirkſamkeit einer Verfaflung anerkannt, letztere aber 
doch nicht in Anwendung jei, was Die Bundesverfammlung nach 
dem 13. Art. der Bundesacte zu bewirken berechtigt fei. 

2. Diefe in dem eben vorgetragenen Gutachten dargelegte 
Anſicht über das Eingreifen des 13. Artifeld der Bundesacte in 
den 56. der Schlußacte, ift mir überdies nen, und weicht von der 
meinigen ab. 

Nach meiner Anficht bezieht fich der 13. Art. der Bundes⸗ 
acte auf die Einführung Iandftändifcher Verfaffungen. 
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Daß der 13. Arr. jo und nicht anders zu verflehen, zeigt 
der 54. der Schlußacte in feiner Vorjchrift, Daß der 13, Art. der 
Bundesacte nicht unerfüllt bleibe, 

Bon den eingeführten Verfaſſungen und deren Aufredht- 
haltung handelt fodann der 56. Art. der Schlufacte, und begreift 
wie ich verftehe, unter Verfafinngen iu anerkannter Wirkfamfeit 
jolche, die in Ausuübung find, 

Für die Nichtigkeit Diefer Auslegung des 56. Artikels, näm- 
lich dafür, daß er nur von Verfaffungen handelt, die in Ausibung 
find, Bürgt die Geſchichte feiner Entftehung. 

Sin dem Berichte der Commiſſion, welche bei den Wiener 
Minifterial » Gonferenzen die Nedaction der Schlußacte beforgte, 
heißt es zu dieſem Art. 56 derjelben: „Sm Urt. 56 ift vor be 
ftehenden Verfaſſungen eingefchaltet worden „in anerkannter Wirk⸗ 
Jamfeit“. Diefen Zuſatz haben einige Bundesregierungen zu 
Vermeidung unangenehmer Mißverftändnifle gewünjcht, und ba 
er feinem der übrigen Bundesſtaaten nachtheilig werden ann, 
ſo hat die Commiſſion ihn unbedenklich annehmen zu Tönnen ges 
glaubt.” 

Daß unter denjenigen Bundesregierungen, welche jenen Zu⸗ 
ſatz gewünfcht, folche zu verftehen find, welche durch Erfüllung 
des 13. Artileld der Bundesacte in Ausübung oder anerkannter 
Wirkſamkeit befindliche Verfaſſungen hatten, bei denen fie Die 
Zuläffigkeit von Abänderungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
anerkannten, ift allen bekannt, die eine nähere Kenntniß der Ge⸗ 
ſchichte der Wiener Sonferenz beißen. 

Was das Eingreifen des 13. Artifeld der Bundesacte und 
den 56. der Schlußacte betrifft, jo ift auch ferner noch der Fall, 
den der Herr Referent bezeichnet, wo eine anerkannte Verfaflung 
nicht ing Leben gejeßt wird, auch nach dieſer Theorie nicht Der Des 
56. Art., worin nur von Abänderung einer in anerkannter Wirk⸗ 
ſamkeit beftehenden Verfaſſung die Rebe ift. 

F. 2. Dadurch, daß der Herr Referent der Einverleibung 
Holfteind in die dänische Monarchie die nach Innen geltend ge 
machten Wirfungen der Souveränetät nicht abiprechen will, ift 
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mir erlaubt, dasjenige zu übergehen, was von demſelben ad 2 
und 3 replicirt worden, und mich zugleich ad A zu wenden. 

Hier folgert der Herr Referent aus der FTöniglichen Bes 
ftätigung der Privilegien im Jahre 1816, daß jene Wirfungen 
wieder erlofchen wären, und dieſer Gonfirmation ſchwerlich ein 
anderer Sinn beizulegen fei, als die Verfaſſung Holfteins in ber 
Maaße zu beftätigen, wie folche ſich auf der Landtagsverſamm⸗ 
lung von 1744 geſtaltet hatte. 

Daß der Beftätigung der Privilegien im Sabre 1816 fein 
Sinn beizulegen ift, wodurch die — wie früher jo durch die Ein» 
verleibung Holfteins in das Königreich Däͤnemark — erlofchene 
Berfafiung und landftändiichen Rechte in Unfehung des Be 
fteuerungspunfte8 reintegrivt wären, jo baß ber 56. Art. ter 
Schlußacte jede Art von Anwendung verliert, dieſe Wahrheit, 
die bisher für notorijch galt, wird dieſer hohen Verfammlung 
als jolche einleuchten, wenn ic) derjelben eine Eönigliche Verord⸗ 
nung borzulefen mir erlaube, welche zwei Tage nad) Gonfir- 
mation der Privilegien von Prälaten und Nüterfchaft pro⸗ 
mulgirt ward. 

„Berordnung, betreffend die Worbereitung einer neuen 
landfländiihen Verfaſſung in dem Herzogthume Holftein. 
Kopenhagen den 9. Auguft 1816.” 

„Nachdem Wir, für jo weit e8 Unſer Herzogthum Holftein 
angeht, Dem deutſchen Bunde beigetreten, und mit Rüdficht dar- 
auf ſowohl, ald in Uebereinſtimmung mit dem 13. Artikel der 
Bundesacte den allergnädigiten Befchluß gefaßt haben, dem oben 
gedachten Unferm Herzogthume Holftein eine ſtaͤndiſche Verfaſſung 
zu geben; jo haben Wir jet Unfere allergnaͤdigſte Aufmerkjam: 
feit darauf gerichtet, Diefe Verfaſſung auf eine mit den Zeitum⸗ 
ftänden und den Verhältniffen pafjende Weije feftzufeßen. Wir 
haben Uns zu dem Ende bewogen gefunden, eine Commiſſion 
anzuordnen, welche Uns zur allerhöchften Entjcheidung ihre aller: 
unterthänigften Vorſchlaͤge zu einer hinſichtsmaͤßigen Organifation 
der zufünftigen Verfaſſung für Unfer Herzogthbum Holftein un⸗ 
mittelbar vorzutragen hat. Yu Folge dieſes befehlen Wir bier- 
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dur) Dir, Unferm geheimen Staats: und Kinanzminifter von- 
Möfting; Dir Präfidenten Unferer Ichleswig-bolftein-Tanenburgifchen 
Ganzlei; Dir Unferm geheimen Sonferenzrath und Verbitter für 
das adelige Gonvent in Itzehoe, von Dualen, als Prälaten; 
Dir, Unjerm geheimen Conferenzratb und Canzler im Herzogs 
thume Holftein, Freiherrn von Broddorff; Dir Unferm geheimen 
Sonferenzratb Grafen von Hardenberg-Reventlow; Dir, Unferm 
Conferenzrath und Deputirten in der fchleswig = holftein - Tauen- 
burgiichen Banzlei, Janſen; Dir, Unferm Etatsrath und Land- 
vogt Heinzelmann; Dir, Unferm Staatsrat und Deputirten in 
Unferer jchleswig- holftein »lauenburgifchen Ganzlei, Rothe; Dir, 
Unſerm Etatsrath und Bürgermeifter Deder,; Dir, Unferm Etats: 
rath md Deputirten in Unferer fchleswig-holfteinzlauenburgifchen 
Ganzlei, Spies, daß Ihr in eine Commiſſion zufammentreten, 
weldye den A. November d. J. zu eröffnen ift, und in Unſerer 
Refidenzftadt Kopenhagen gehalten wird, um, nachdem alle bieher 
gehörige Gegenftänden überlegt worden, mit Eurem Bedenken 
einzukommen, betreffend die Verfaſſung, Die Unferm Herzogthume 
Holftein gegeben werden fol, und auf die vorangeführte Weiſe 
Uns jelbige unmittelbar zur allerhöchften Entſcheidung vorzu- 
tragen. 

Uebrigens wollen Wir bei Eurer Zuſammenkunft Euch aller: 
anädigft das Weitere, mit Rüdfiht auf dag Gefchäft, welches 
Euch übertragen worden, zu erkennen geben. Zum Protokoll: 
führer 2.” 

Es ift zu bemerken, Daß diefe Verordnung vom 9. Auguſt 
1816 datirt iſt; fie begreijt alfo in der Zeit von diefem Dato 
bis zu deren Promulgation durch die k. ſchleswig-holſtein⸗lauen⸗ 
burgifche Canzlei unter dem 19. Auguft 1816, den Tag der 
allerböchft vollzogenen Beſtätigung der Privilegien in fich, läßt 
demnady, nicht nach Suppofitionen, ſondern ausgejprochener 
Maapen, feinen Zweifel über den Sinn, worauf Seine Majeftät 
Allerhöchſtihre Inteution bei Beſtätigung der Privilegien be- 
ſchraͤnkt haben, 

indem diefe Verordnung befagt, Daß der König dem Her: 
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zogthume Holftein eine Verfafjung auf eine den Beitumftänben 
und den Verhältniffen pafjende Weife geben wolle, folgt daraus, 
daß Seine Majeftät nicht beabfichtigte,, Die erlofchene alte Ber: 
faffung mit ihren gleichfalls erlojchenen Sonfequenzen wieder her⸗ 
zuftellen. 

ft e8 ferner zu bemerken, daß unter den Mitgliedern ber 
durch dieſe Verordnung berufenen Commiſſion fich drei finden, 
welche der bolfteinischen Ritterſchaft angehören, diefe durch ihr 
Erſcheinen ihre Bereitwilligfeit zur Feſtſetzung einer neuen, den 
Beitumfländen und Berbältniffen angepaßten, der unmittelbaren 
allerhöchſten Entſcheidung unterzogenen Berfaflung, bewiefen, jo 
ift es zugleih Thatſache, daß die holſteiniſchen Praͤlaten und 
Ritterichaft weder Proteftationen noch Verwahrungen irgend einer 
Art diefem Anlafje eingelegt haben. 

Die Denkſchrift von Prälaten und Ritterfchaft S. 44. $. 22 
beweift ftatt defjen, Daß die jo angekündigte Intention, nämlich 
dem Herzogtbume Holftein, Fraft unmittelbarer allerhöchften Ent- 
Icheidung, eine den Beitumfländen und Verhältniffen entſprechende 
Verfaſſung zu geben, deren größte Zufriedenheit erregt hat. 

6. 3. Da die jpezielle Vorfchrift des Art. 61 der Schluß: 
acte die Einwirkung der Bundesverfammlung in landſtändiſchen 
Ungelegenheiten ausdrüdlich auf den Fall bejonderer Garantie 
oder ausgebrocdhener Unruhen beſchränkt, jo Fönnen nad) meiner 
Anficht die allgemeinen Beftimmungen der Art. 9, 17, 31 u. 33 
der Schlußacte jene Vorichrift nicht ausdehnen, abgefehen Davon, 
daß der 56. Art. der Schlußacte ausgeführter Maaßen in dem 
vorliegenden Falle nicht zur Anwendung zu bringen ift. 

S. 4. Indem dargethan if, daß durd) die königliche Con⸗ 
firmation der Privilegien Eeinerlei landſtändiſche Nechte der hol⸗ 
ſteiniſchen Prälaten und Ritterſchaft anerfannt worden, jo folgt 
hieraus, Daß Anſprüche auf Steuerbefreiungen, die aus dieſer 
Durelle fließen, nie in die Sphäre der Juſtizſachen gezogen 
werben können, ohne Verlegung der Souveränetätsrechte. 

Diejenigen Rechte, deren Fortdauer die Fönigliche Betätigung 
der Privilegien begreift und worauf fi der Befehl am Schluſſe 
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der Privilegien-Gonfirmation bezieht, werden der Erörterung von 
den competenten Behörden nie entzogen werben. 

Unter diefem Geſichtspunkte dürfte fich jet die ad 7 von 
dem Herren Referenten ausgeiprochene Anftcht mit der meinigen 
vereinigen. 

F. 5. Wenn der Herr Referent nad) allem bemerkt, ſich 
durch meine Erklärung nicht veranlaßt finden zu Fönnen, feine erfte 
Anficht zu ändern, und da von der Geſandtſchaft eine nähere 
Erklärung vorbehalten worden ei, darauf antragen zu koͤnnen 
glaubt, fich Diefe Binnen ſechs Monaten zu erbitten, jo veranlaßt 
mich dieſes erflären, daß mein allerhödjfter Hof, nachdem bereits 
von mir für die Abweiſung der Reclamanten ſolche Gründe ans 
geführt worden find, welche derfelbe zu dieſem Behufe nach der 
Bundesgefeßgebung als vollfiändig genügend anfieht, zu weiteren 
Aeußerungen feinen Anlaß erkennen dürfte. 

6. 6. Die endlidhen Anträge deflelben find an die Vor: 
ausſetzung geknüpft, daß die hohe Bundesverfammlung deſſen 
Meinung von ber Anwendbarkeit des 56. Art. der Schlußacte 
nicht theilen follte. 

Hiergegen muß ich erklären, daß, da Die Reclamanten ihre 
Anträge hauptſaͤchlich auf Diefen 56. Artikel der Schlußacte ge: 
ftügt haben, fo daß die auf Diefen Grund die Dazwilchenkunft 
der Bundesverfammlung anrufen, ich Die Anträge des Herru Re⸗ 
ferenten aus dieſer Urjache für unſtatthaft halte Anträge auf 
Anlaß von Privatreclamationen, welche weiter gehen, alö die 
der Reclamanten felbft, oder ſolche ganz verlaffen, liegen außer 
dem durch die Bundesgejeßgebung uud der Obſervanz beftehen> 
den Gefchäftsgange und find hiernach meines Erachtens Anträge 
von Neclamanten, wenn fie von dem Weferenten als unhaltbar 
befunden, oder (wie in dem vorliegenden Falle) nach dem Ur- 
theil Diefer hohen Verſammlung vorausgejeßt werden, lediglich 
abzuweijen und den Reclamanten zu überlafjen, diefelben in einer 
andern Geftalt wieder vorzubringen, 

Da nun Die NReclamanten ihr Hauptgefuch nicht auf Voll⸗ 
ziehung des 13. Art. der Bundesacte gerichtet haben, jo kann 
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von ihrer Beſchwerde Fein Anlaß hergenommen werben, um 
meinem allerhöchſten Hofe einen Termin zur Anzeige zu fehen, 
wie im SHerzogthume Holftein der 13. Artikel der Bundesacte 
erfüllt worden jei, um ſo weniger, als die Fürften des Bundes 
fi), meines Willens, nicht anheifchig gemacht Haben, von den 
Modalitäten der Vollziehungsart des 13, Art. der Bunbesver: 
ſammlung Kenntniß zu geben. 


Was meinen allerhöcjften Hof betrifft, jo ift derſelbe weit 
entfernt Davon, Die von ihm durch Beitritt zum Bunde mit den 
Herzogthümern Holftein und Lauenburg eingegangenen Bundes- 
pfliht und dadurch begründete Kompetenz der Bundesverſamm⸗ 
lung in Rüdficht der Vollziebung des 13. Artikels der Bundes: 
acte zu verfennen; ed bat aber derfelbe noch bejonders folgende, 
das Recht Sr. Majeftät des Königs, den 13. Art. der Bundes- 
acte fo und nicht anders zu vollziehen, wie e8 Seine Weisheit 
am angemefjenften findet, ficherftellende Erklärung durch Seinen 
Bevollmächtigten bei den Wiener Gonferenzen, Herrn Grafen 
von Bernftoff, zum Protokoll der 7. Gonferenzfißung (Beil. A) 
unter dem 19. Dezember 1819 abgeben laſſen: — — — — — 


„Bei der gegenwärtigen näheren Erflärung des 13. Art. 
der Bundesacte liegt der Zweck zum Grunde, einer unrichtigen 
Auslegung und Anwendung defjelben vorzubeugen, wodurd Die 
Aufrehthaltung und Erfüllung der Bundeszwecke oder Bunbes- 
pflichten gehemmt, die Ordnung und Sicherheit im Bunde, oder 
in defjen einzelnen Staaten gefährdet, die den Mitgliedern des 
Bundes ald fouveränen Kürften zuftehenden ungetheilten echte 
der oberften Staatögewalt gefchmälert, oder das Recht der Re: 
genten, Vie Iandftändiichen Verfafjungen nad) Maaßgabe der in 
ihren Staaten beftehenden beſonderen Verhältniffen felbft und 
allein anzuordnen, Zweifel gejegt werden könnte. — 

Da dieſer mehrfache Zweck Durdy die in den Anträgen des 
Ausſchuſſes enthaltenen Sätze dem Unterzeichneten auf eine völlig 
genügende, jo einfache als deutliche Weiſe erreicht zu fein fcheint, 
jo nimmt er feinen Anftand, diejen Anträgen feinerfeit3 in Ueber: 
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einftiimmung mit den ihm von feinem allerhöchften Hofe ertheilten 
Inſtructionen unbedingt beizutreten.” — — — — — — — — 

Der Umſtand, daß die Vollziehung des 13. Art. der Bun- 
desacte nody nicht beendigt worden, wie in Rüdficht Holfteins 
es der Fall ift, ift Der Eöniglichen Negterung mit mehreren Res 
gierungen gemein, mit denen fie im Bunde gleiche Rechte wie 
gleihe Verbindlichkeiten hat, welchen nach eine Beſcheidung, wie 
die von den Herrn Referenten in Antrag geftellte, wenigſtens 
nur in einer dieſer Regierungen zugleich mit betreffenden Auf- 
forderung von Seiten der Bundesverfammlung Begründung fin- 
den Fönnte, 

Da von Anträgen 2 und 3 gleihfalle gilt, daß fie ultra 
petitum der Reclamanten geflellt worden, fo wiederhofe ich, 
unter Beziehung auf meine erfle Erklärung, meinen Antrag: 

„die Reclamanten mit ihren Anträgen abzumeijen.“ 

Niederlande, wegen des Großherzogthums Luxemburg er: 
Härte, daß ſie zwar mit Inſtruction über dieſen Gegenftand 
nicht verjehen fei, daß fie jedoch die in der Faijerlich öſterreichiſchen 
Abftimmung enthaltenen Gründe fo überwiegend fände, daß fie 
feinen Anftand nehme, derſelben beizutreten. 

Die großherzoglich und herzoglich ſächſiſchen Häuſer ſtimmten 
auf Inſtructions⸗Einholung. 

Braunſchweig und Naſſau ſtimmte wie Hannover, unter der 
Bemerkung, daß, nach der Anſicht des herzoglich naſſauiſchen 
Hofes, in Folge der abgegebenen Erklärung des daäniſchen Ge⸗ 
fandten, die Abweilung der Reclamanten von der hohen Bun- 
desverfammlung ohne weiteren Anftand auszuſprechen wäre. 

Medlenburg. Schwerin und Medlenburg-Streliß ftimmte dem 
Antrage der öfterreichiichen Geſandtſchaft bei. 

Holftein- Dfdenburg, Anhalt und Schwarzburg hatten Feine 
Inſtruction. 

Dem Geſandten für Hohenzollern, Liechtenſtein, Reuß, Schaum⸗ 
burg⸗Lippe, Lippe und Waldeck ſchienen die Vorſchlaͤge Des Prä- 
ſidialgeſandten ſo zweckmäßig, daß er kein Bedenken trug, ſchon 
nach ſeiner allgemeinen Inſtruction denſelben beizutreten. 


Dritter Theil. 13 
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Die freien Städte erklärten: Die Reclamauten gründen ihr 
Geſuch auf den 56. Artikel der Wiener Schlußacte und behaup- 
ten. daß die holſteiniſche Verfaſſung in anerkannter Wirffamfeit 
fei. Dieje Frage ift rein hiſtoriſch. Es ergiebt ſich aber aus den 
Verhandlungen, daß dieſe Verfaflung feit mehr al8 100 Jahren 
außer Hebung gewefen, und Daß fie nach Auflölung des deutſchen 
Reichs, durch die Einverleibung des Herzogthums in das König- 
reih Dänemark, auch förmlich aufgehoben worden if. Unter 
dieſen Umftänden kann wohl der im Jahre 1816 ertheilten Fönig- 
lihen Beftätigung der Privilegien der Prälaten und Ritterſchaft 
nicht der Sinn beigelegt werden, daß die Abficht dabei gewefen 
fei, jene Verfaſſung wieder berzuftellen; um jo weniger, da zu 
derjelben Zeit eine Sommiffion ernannt worden iſt, um über den 
Entwurf einer neuen Verfaſſung zu berathichlagen. Der 56. Ar- 
tifel der Wiener Schlußacte ift Daher hier nicht anwendbar. Da⸗ 
gegen tritt in Beziehung auf Holftein die Verfügung des 13. Ar: 
tifelö der Bundesacte ein, wie Died auch von dem Föniglich- 
dänischen und herzoglichholftein-Iauenburgischen Herrn Gejandten 
anerkannt wird. Indeß ift es nicht die Anwendung dieſes Artis 
kels, weldye die Neclamanten verlangen, und fo Fann Die Bundes- 
verfammlung auch für jetzt feinen Veruf finden, bei einem einzel- 
nen Bundesſtaate auf Die Ausführung deſſelben zu dringen. Ein 
folher Schritt würde, wenn er ex offico und ohne befondere 
Aufforderung gejchehen jollte, nur dann gebilligt werden fönnen, 
wenn er in Beziehung auf fämmtlihe Bundesftanten gemacht 
würde, in weldyen der 13. Artifel noch nicht vollzogen wors 
den ift. 

An diefem bejondern Falle aber möchte um fo weniger Der: 
anlafjung Dazu fein, da bei den befannten erhabenen Gefinnun- 
gen Seiner Majeftät ded Königs von Dänemark fein Zweifel 
darüber ftattfinden kann, daß Allerhöchftderfelbe nicht, ſobald es 
ihm möglich ift, die von ibm übernommene Verbindlichkeit erfül- 
Ien und dem Herzogtbum Holftein eine, dem Bedürfniß der Zeit 
gemäße, und das Wohl aller Bewohner befjelben bezwedente 
Verfaſſung geben wird. In diefer Hinficht werben auch von 


195 


dem Eöniglichen Herrn Gejandten die beruhigendften Zuſicherun⸗ 
gen ertheilt. 

indem der Gefandte fi) daher für die Abweiſung der Re- 
clamanten erklärt, tritt er, wag die Modalität betrifft, dem Bor- 
ſchlage des präfidirenden Herrn Gejandten bei. 

Defterreih hatte für feine Vorjchläge bereit3 in Diefer Ab⸗ 
flimmung die Majorität der Bundesverfammlung erhalten. Es 
fornte nun jchon mit der Schlußziehung warten. Das geſchah 
denn auch, und erft in der Sitzung vom 27, November 1823 
wurde der Beſchluß gefaßt, nachdem zuvor die mit ihrer Erflä- 
rung zurüdgebliebenen Staaten abgeſtimmt hatten. 

Das Königreih Sadyjen ftimmte nad) dänischer Ausführung, 
Kurheſſen desgleichen, die fächfiichen Fürftenhänfer flimmten zwar 
dem öfterreichifchen Votum bei, fügten aber Doch gleich dem Kö⸗ 
niq von Sachſen hinzu, Daß den Reclamanten zu ihrer Beruhi- 
gung eröffnet werben möge, Daß ber König von Dänemark ihnen 
von der Bundesverfammlung eine Iandftändilche Verfaſſung nad) 
Artikel 13 der Bundesacte zugefagt habe und daß die Bundes: 
verjammlung über die Erfüllung des Artikel 13 in Holftein wa- 
hen werde. Württemberg enthielt fid) einer weiteren Abftim- 
mung; Wangenheim war bereits befeitiget*) Won der 15. Kurie 
ſprach fi das Haus Anhalt im öſterreichiſchen Sinne aus, DI- 
derburg und Schwarzburg Dagegen brüdten den Wunjch aus, 
ſich ihres Votums bei der Abſtimmung der Kurie enthalten zu 
dürfen, weil bei ihnen ein mehrfaches jpecielles Intereſſe hinficht- 
lich der angebrachten Beſchwerde vorhanden jei. 

Dbwohl nun während der Zeit noch eine nachträgliche Ein- 
gabe der holfteinijchen Prälaten und Ritterfchaft über die letzte 
dänische Erklärung eingegangen war, jo erklärte dennoch Die 
Bundesverfammlung die Sache für gejchloffen und ſpruchreif. 
Oeſterreich jagte: daß nad der Geſchäftsordnung jede neue 
Eingabe eine neue Erwägung fordere, und dieſe müfle noth⸗ 
wendig neue Abſtimmungen zur Folge haben. ‘Die reif ermoge- 


*) Siehe unten Gapitel XV, 
13* 
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nen Abftimmungen, welche bereitd abgegeben feien, gründeten ſich 
auf Die Suftructionen, welche die ausführliche Denkſchrift der 
Neclamanten veranlaßt hatten. Defterreih glaube nun nicht, 
daß die neue Eingabe auf den jeßt zu faſſenden Beichluß einen 
Suspenfiv-Effect äußern könne, wohl aber, Daß fie der Reclama- 
tions-Commiſſion zur orbnungsmäßigen Grörterung zugemittelt 
werden müſſe. Neue Gründe würden unzweifelhaft einen frühes 
ren Bundesbeſchluß ändern können, aber nicht angemeſſen er- 
ſcheine es, durch ein wenige Stunden vor der feitgejeßten Be⸗ 
ſchlußfaſſung angebrachtes Einjchreiten den Beſchluß aufhalten 
und, den geordneten Gejchäftdgang der Verſammlung hemmen zu 
wollen 

Nur Hannover widerſprach Diefer Auslegung der Geſchaͤfts⸗ 
ordnung und verlangte Mittheilung der neuen Denkichrift vor 
der Schlußziehung. Baden (Blitter8dorff) dagegen trat Defter- 
reich unter folgender Ausführung bei: 

„Nach dem feither bei der Bundesverjamnlung beobachteten 
Gebrauch, jeien Eingaben von Privaten, die nur directe Wider⸗ 
legung der von den Höfen abgegebenen Erklärung enthielten, 
nicht nur wegen ihrer Sjrrelevanz, oder wegen ihres, die Würde 
der Höfe und ihrer Nepräfentanten verlegenden Inhalts zurüd- 
gewiefen worden, jondern vorzüglich Deshalb, weil man es im 
Allgemeinen, uud abgejehben von dem Inhalte und der Yaflung 
jolcher Eingaben, für unpaffend hielt, wenn die höchſte Bundes⸗ 
regierung in einem förmlichen Schriftenwechſel mit Privaten 
verflochten würde, Nicht zu läugnen fei e8, daß bierburdh Die 
Berhandlungen der Bundesverfammlung das Anfehen eines gericht: 
lichen Verfahrens gewinnen mußten und daß, wollte man auf 
diefem Wege fortgehen, nad) und nad eine Procedur einge- 
führt werden würde, die ficher nicht im Sinne der Stifter des 
hohen deutſchen Bundes gelegen habe.” — 

Hierauf traten alle Stimmen dem öfterreichifchen Votum bei 
und nun fiel der Beſchluß dahin aus: 

1. da die hohe Bundesverfammlung aus den bisherigen 
Verhandlungen die Ueberzeugung erlangt hat, daß Die alte Ver⸗ 
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faffung in Holftein in anerkannter Wirkſamkeit nicht beftehe, jo 
werben die reclamirenden holſteiniſchen Prälaten und Ritterjchafts- 
mitglieder mit ihrem Geſuch und ihrer Berufung auf den 56. 
Artikel der Wiener Schlußacte, ald unftatthaft abgewiejen; den 
Neclamanten wird jedoch zu ihrer Beruhigung eröffnet, daß Ce. 
Majeftät der König von Dänemark, nach der auf Allerhöchft Ihre 
Bundestagsgefandtichaft wiederholte Erklärung, dem Herzogthum 
Holftein eine Verfaſſung zugefichert haben, welche, nad) dem Ar⸗ 
tifel 55 der Schlußacte, die älteren Rechte möglichft berüdlichti- 
tigen und den gegenwärtigen Beitverhältniffen angepaßt wer- 
den ſoll. 

Die hohe Bundesverfammlung weiſet zugleih bie reclami- 
renden Prälaten und Ritterſchaftsmitglieder an, dieſer Verfaflung 
mit jenem Vertrauen entgegenzufehen, welches die unummmundene 
Erklärung Sr. Majeftät des Königd bei treuergebenen Untertha- 
nen nothwendig erzeugen muß; und ertheilt deshalb die Verſiche⸗ 
rung, daß fie, innerhalb der Gränze ihres Wirkungskreiſes, nad) 
dem 54. Artikel der Schlußacte über die Erfüllung genannter 
Verbindlichkeit zu wachen willen werde, 

2. Die nenefte Eingabe vom 26. November 1823 wirb Der 
betreffenden Gommilfion zum Vortrage zugeftellt, und, Daß dieſes 
geſchehen, den NReclamanten eröffnet. 


Ueber die lebte Reclamation der Holfteinifchen Stände refe- 
rirte BlitterSdorf in der Sitzung vom 15. Januar 1824 und 
fagte über die Form derlelben, e8 fei der Bundesverfammlung 
ohne Zweifel aufgefallen, daß die Reclamanten fidy gerade jo 
erklärt, ald hätten fie auf die Executionsſchrift zu repliciren, 
welche von der däniſchen Bundestagsgeſandtſchaft auf ihre bei 
der Bundesverfammlung eingereichte Klage zu Protocol gegeben 
worden ſei. Sie beginnen mit einer allgemeinen Verwahrung 
gegen verjchiedene zu ihrem Nachtheil gezogene Schlußfolgen, 
gegen die Mebergehung vieler Thatfachen, die fie hinlänglicy be= 
gründet aufgeftellt, und gegen ſaͤmmtliche Thatfachen, welche 
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ihnen entgegengeftellt jeien. Sodann gingen fie Die daͤniſche ge- 
Sanbtfchaftliche Erklärung Punkt für Punkt durch und fuchten die 
darin enthaltene Behauptung und Ausführung theil durch Wi⸗ 
derſpruch, theild durch Gegenausführung zu entkräften und jchlöf> 
fen endlich mit einer Wiederholung ihrer früheren Anträge — 
DlitterSborff hatte nun zuvörderſt gegen Die Form der Eingabe 
zu erinnern, daß Die Neclamanten ihre Stellung zu der Bundes- 
verfammlung durchaus verfannt hätten, weil dieſe ebenfo wenig 
ein Gericht fei, berufen zu Entſcheidungen von Nechtsfachen, als 
Die höchften Bundesglieder und die gegen fie reclamirenden Pri- 
vaten Barteien feien, die auf gleicher Stufe ftünden, und ſich da⸗ 
her berechtigt glauben Tünuten, ihre Angelegenheit in einem or: 
dentlichen Schriftenwechfel zu verfechten, bei welchem der betref- 
fende Bundestagsgefandte die Rolle des gegentheiligen Anwalts 
zu übernehmen hätte Es dürfte niemals außer Augen gelaffen 
werden, daß die hoͤchſten Bundesglieder in der Bundesverſamm⸗ 
lung reptäjentirt jeien und daß alle Erklärungen der Bunbes- 
tagsgefandten nur im Namen und aus Auftrag ihrer Commit⸗ 
ten gegeben würden. Eben deshalb würden aber auch die recla- 
mirenden Privaten in ihren Eingaben fich jener Form und jener 
Sprache zu bedienen haben, Die diefem Verhaͤltniſſe angemefjen 
jeien, und insbefondere einer ſolchen Kritik und Widerlegung der 
gefandtfchaftlichen Erklärungen zu enthalten haben, die fie felbft 
gegen den unmittelbaren NRepräjentanten ihres Landesheren für 
unpafiend erkennen müßten. Hiergegen hätten die Neclamanten 
verfehlt, mehr noch ans Schuld der Goncipienten, als durch 
eigene; das holfteiniiche Prälaten- und Ritterſchafts-Corps fei 
zu achtungswertb, als daß man ihm dergleichen zur Laſt legen 
könne und deshalb unterbleibe auch die Mipbilligung Seitens 
der Bundesverfammlung wegen der Form der Eingabe. 

Bur Sache jelbft übergehend, bemerfte nun Herr Blitters- 
borff, Daß die Commiſſion Fein wefentliches Moment in der neuen Ein- 
gabe entdeden Eönne, das der Bundesverfammlung unbefannt 
geblieben wäre und irgend einen Einfluß auf den frühern Beſchluß 
hätte haben könne. Die Reclamanten befchränften fich, nach dieſer 
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Anficht, faſt ausſchließlich darauf, dasjenige, was in ihrer erften 
Eingabe gefagt ſei, auszugsweiſe zu wiederholen und dieſem eine 
directe Beziehung auf Die von der dänischen Bundestagsgeſandt⸗ 
haft in der Sitzung vom 49. Suni 1823 protocollirten 
Erklärung zu geben”). Deshalb fei auch darauf nicht weiter 
einzugehen. | 

Die Reclamanten gingen auch jebt wieder von einer irrigen 
Auslegung des Artifel 56 der Wiener Schlußacte aus. indem 
aber in dem Artifel 55 „von den früherhin geſetzlich 
beſtandenen ſtändiſchen Rechten“ geredet werde, liege 
hierin eine Antithee, aus welcher bervorgehe, Daß der 
Artifel 56 von jenen Berfafjungen zu verftehen 
jei, weldhe zur Zeit der Abfajfung der Wiener Schluß: 
acte beftanden. Nicht zufrieden mit diefer Beichränfung in 
ber Beit, hätten die Gejebgeber aber noch außerdem feftgefebt, 
daß jene Verfaſſungen „in anerkannter Wirkſamkeit“ beftchen 
müßten. Hierunter könne nun aber wohl nicht3 anderes verflan- 
den werben, ald Daß jene Verfafiungen zur Zeit der Abfafjung 
der Wiener Schlußacte wirklich practifch ausgeübt wurden, und 
Daß über dieſe Ausübung Fein Streit zwilchen den Hauptinterej- 
jenten (der Regierung und den Ständen) obgewaltet habe. Könnte 
den Worten des Artifel 56 eine hievon abweichende Bedeutung 
gegeben werden, jo wäre der Beilaß „anerkannte Wirkſamkeit“ 
offenbar ein müßiger und eine ſolche fehlerhafte, aller grammati- 
kaliſchen und logiſchen Auslegung wiberfprechende Fallung, welche 
wohl den hoͤchſten Gontrahenten nicht Schuld gegeben werden 
ſolle **), 


*) Siehe Seite 185. 

**) Daß diefe Ausführung geradezu gegen den Inhalt der Wiener Con⸗ 
ferenz von 1820 verflößt, Braucht jet nicht erwähnt zu werden. — Später: 
hin hat die Bundesverſammlung ſelbſt in der Heffifchen Verfaſſungsfrage die⸗ 
fen Artifel 56 der Wiener Schlußacte auch auf die nad 1820 entflandenen 
Berfafjungen angewendet. Vergl. Meine Schrift: Bolitit der Bropmächte 
und der beutfchen Bundesverfammlung in der kurheſſiſchen Verfaſſungsangele⸗ 
genheit, Berlin 1861. ©. 173 fi. 
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Statt nun ihren Beweis ausſchließlich Darauf zu richten, 
daß in Holftein eine Verfaffung in anerfannter Wirkſamkeit — 
in dem fo eben bezeichneten Stune genommen — beftehe, hätten 
die Reclamanten vielmehr gejucht, theild durch hiſtoriſche Dar: 
ftelungen, theil8 durch Induction wiederholt darzuthun, daß Die 
frühere Berfaffung Holfteind niemals als rechtlich erlojchen zu be- 
trachten geweſen ſei und daß fie auf jeden Fall durch die Privilegien: 
beftätigung vom 17. Auguft 1816 jene practiihe Anerkennung 
wiedererhalten habe, welche der Artikel 56 der Wiener Schlußacte 
erfordere, Schon hieraus gehe hervor, daß die ganze von deu 
Reclamanten gejuchte Beweisführung auf die Rechtsbeftändigkeit 
ihrer Berfafjung gerichtet, und daß es Tediglich ein Mißbrauch 
der Worte fei, wenn fie dieſe mit „anerfannter Wirkſamkeit“ be- 
zeichneten. Noch deutlicher fei Die, wenn man das hierbei ob⸗ 
waltende Verhaͤltniß etwas näher ind Auge falle Offenbar 
fomme e8 bier zunaͤchſt nur auf den Sinn der Privilegienbeftäti- 
gung an. Dieſen fuchten die Reclamanten durch eine Bis ins 
größte Detail gehende Entwidelung der früheren Verfaſſungs⸗ 
verhältniffe Holfteins in das gehörige Licht zu ſtellen. Sie ge 
fländen ein, daß vorbem vielfach über den Umfang ihrer Privi⸗ 
legien geftritten worden ei, daß die Ausübung dieſer — Unter: 
terbrechungen, bejonders in der neneren Zeit, erlitten Hätten; fo 
daß die Prälaten und Nitterichaft kurz vor der Auflöjung des 
ehemaligen deutſchen Reichs im Begriff geftanden hätten, klagend 
bei den Reichögerichten gegen ihren Landesherrn aufzutreten, füg⸗ 
ten aber ſodann hinzu, Daß alle dieſe Streitigfeiten durch die 
von Sr. Majeftät dem Könige im Sahre 1816 erfolgte Beftätiz 
gung ihrer Privilegien, deren Auslegung gar feinen Zweifel 
übrig laffen, gejchlichtet, nnd jomit die Bebingnug des Artikel 56 
ber Wiener Schlußacte erfüllt worden jei. — Die Dänifche Regierung 
hingegen deute gleichfalls auf die früheren Verhältniffe bin, finde 
dieſe aber den Reclamanten ungleich weniger günftig, weiſe Die Unter⸗ 
brechung näher nad), welche Die Ausübung ihrer Rechte erlitten 
hätten, und fchließe Damit, daß der oft erwähnten Privilegien: 
beftätigung ein durchaus verjchiedener Sinn beizulegen ſei. So— 
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mit liege die Thatſache vor, daß zwiſchen der. Dänifchen Negie- 
rung und den Reclamanten ein Streit über Die Auslegung der 
Privilegienbeftätigung obwalte, der nothwendiger Weiſe auf die 
früheren, über den Umfang ber fländifchen Gerechtiame ftatt ge- 
habten Streitigkeiten zurüdbezogen werden müßte und nur auf 
den Grund diejer fortgejeßt werden könnte. — Es könne nun 
feinem Zweifel unterliegen, Daß wenn Das ehemalige deutjche 
Neich noch jebt beftände, dieſer über den Sinn der Privilegien- 
beftätigung entflandenen Streit bei dem Reichsgerichte anhängig 
gemacht und von dieſem vermöge ihrer damals unbeftrittenen 
Kompetenz entjchieden werden Fönnte. Ebenſo unzweifelhaft jei 
e8 aber, daß der Bundesverfammlung in Diefer Beziehung kei⸗ 
nerlei Competenz zuftehe, jondern, daß nur der Artifel 55 der 
Wiener Schlußacte, Der gerade für ſolche Verhältnifje aufgenom:> 
men worben jei, zur Anwendung kommen könne. 

Diefer Ausführung zufolge wurden nun auf Antrag der 
Commiſſion die Holfteiniichen Stände von Neuem von der Bun- 
besverfanmlung zurüdgewielen. 

Defterreich äußerte ausdrüdlih, daß ihm die Motive der 
Reclamationscommiffion demjenigen, was in der 22. Sigung der 
Wiener Minifterialconferenz über die Faflung des 56. Artikels 
der Wiener Schlußacte vorfomme nnd von der Commiſſton aus: 
geführt jei, vollkommen angemefjen zu fein jcheine, 

Die große Majprität flimmte dem öfterreichifchen Votum 
unbebingt bei, Preußen, Baiern und Königreich Sachſen aber 
nur dem Sommilfionsantrage, ohne fich über Die Snterpretation 
Defterreih8 über den Artikel 56 der Wiener Schlußacte aus- 
drüdlich zu erklären. Hannover dagegen verwahrte fich fpeciell 
gegen die Ssnterpretation des Artikel 56, wie fie von der Com⸗ 
miffion geäußert ſei, und nach welcher der Ausdrud „anerkannte 
Wirkſamkeit“ bloß auf den factifhen mit Ausfchluß alles 
rechtlichen Befisftandes Bezug haben ſolle; in Rückſicht der 
für Ießtere fprechenden Gründe beziehe es fich auf die frühere Ab- 
ſtimmung. 

Die Vertheilung und der Druck der neuen Deukſchrift der 
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der bolfteinischen Stände, über welche man fo eben befchloffen, 
wurden auf Untrag Defterreichd nicht zugelaffen und dabei noch 
folgender Beſchluß ausdrücklich hinzugefügt: 

Die ſämmtlichen Regierungen der Bunbeöftaaten werden 
erjucht, Reclamationen und Denkjchrift, welche bei der hohen 
Bundesverfammlung gedrudt eingereicht werden ſollen, einer Cen⸗ 
jur, da, wo fie noch nicht beftehe, zu unterziehen, ſowie insbeſon⸗ 
dere der Senat der freien Stadt Franffurt, zu verorbnen, daß 
jene Eingaben, welche vom Sibe diejer Verſammlung in Franf- 
furter Drudereien nicht eher als nach ertheilter SSmprimatur von 
Seiten der Bundes: SanzleisDirection (welche in vorkommenden 
Fällen mit der Reclamations-Commiſſion Rückſprache pflegen 
werde), angenonmen werden. 

Wir fommen im Schluß-Kapitel dieſes erften Buches, wel: 
hed mit dem Jahre 1824 jchließt, auf Die holſteiniſche Angeles 
legenheit nochmals zurüd. 


Bierzehntes Kapitel. 


Der Streit zwiſchen Preußen und Anhalt- Köthen. 


Wir müſſen nun eine Angelegenheit nachholen, in welcher 
der Sinn der widhtigften Bundesgefehe, ſowie das Recht und Die 
Pflicht der Bundesverfammlung zur Interpretation derjelben zur 
Sprache und Entjcheidung komme. Es handelte ſich nämlich um Die 
Beſchwerdedes Herzogs von Anhalt-Köthen gegen Preußen wegen 
widerrechtliher Erhebung der Föniglichpreußifchen Tranſito⸗ und 
Verbrauch⸗Steuer auf der Elbe, auch wegen eines auf dieſer an⸗ 
gehaltenen Schiffes, deſſen Freigebung ohne Entrichtung Der ab- 
geforderten Steuer verlangt wurde. 

Die von der Bundesverfammlung ernannte Commiſſion 
(17. Sigung 1821) war im Begriff fogleich Darüber Bericht zu 
erftatten, al8 ihr die Nachricht durch den anhaltifhen Geſandten 
unter Vorlage eines berzoglichen Reſcripts mitgetheilt wurde, daß 
in Diefer Sache eine Vermittlung eingeleitet worben, weßmegen 
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dem Gefandten aufgegeben wurde, zu bewirfen, daB von 
Seiten der Bundesverſammlung Fein weiterer Schritt in ber 
Sache gejchehe. 

Die beruhigende Ausjicht, dieſe Irrungen zwijchen zwei 
Bundesgliedern auf eine gütliche Weile ausgeglichen zu jehen, 
verlor ih, al8 in der 21. Sitzung vom 30. Mai 1821 der 
herzoglich-anhaltiſche Gejandte eine neue Beſchwerde gegen Die 
Krone Preußen übergab, und die Erledigung der Sache Seitens 
der Bundesverfammlung betrieb, ohne von der eingeleiteten Wer: 
mittlung und deren Erfolg irgend eine Erwähnung zu thun. 

Die Bundesverfammlung bat tie Commiſſion aufgefordert, 
ihren Vortrag auch auf dieſe herzoglidy.anhalt-föthenjche uud Die 
zu erwartenden preußifchen Erklärungen zu erftreden. 

Zur genauen Kenntniß und Meberficht Diefer Sache wird es 
nothwendig fein, auf Dasjenige zurücdzugeben, was hierüber in 
den Gabinetsconferenzen zu Wien im Sahre 1820 verhandelt 
worden ®). 

Sin der 20. Sigung verlad naͤmlich Der Präfident von Berg, im 
Auftrag ded Herzogs von Anhalt Köthen, einen Auffaß, worin 
im Namen des Gejammthaufes Anhalt gegen den, die Flußſchiff⸗ 
fahr betreffenden, vierten Artifel der Anträge des zehnten Aus— 
ſchuſſes, in jo fern gedachter Artikel mit dem, was dieſerhalb 
bereit8 durch Die Wiener Gongreßacte feftiteht, nicht übereinftim» 
men, eine Reclamation und Verwahrung eingelegt wurde. 

Diefer Aufſatz findet fih in den lithographirten Gonferenz- 
acten nicht, wohl aber unter den Beilagen der 21. Situng das 
denſelben veramlaflende herzogliche Reſeript, folgenden Inhalts: 

„Der Vertrag des zehnten Comités über die Handels⸗ 
angelegenheiten enthalte im 4. Artikel der Schlußfaflung fol- 
gende Beitimmung: 

Um auch der Flußſchifffahrt Die derjelben durch Die 

Wiener Songreßacte zugefiherte Erleichterung wirklich zu 

gewähren, machen fämmtliche dabei betbeiligten Bundes⸗ 


*) Berge. Bd IT. ©. 560 Fi. 
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glieder fich verbindlich, Die deshalb ſchon beftehenden Un- 
terhandlungen fo thätig zu betreiben, und fo ſchnell zu 
beendigen, als die Natur des Gegenftandes e8 zulafjen 
fann, wie auch) da, wo noch Feine Unterhandlungen ein- 
leitet find, folche bald thunlich eintreten zu laſſen. 


Der Geſandte werde angemwiefen im Namen ded Gefammt- 
haufes Anhalt fowohl gegen die Faflung dieſes Artikels, als auch 
überhaupt die Aufftellung der Flußichifffahrt unter den einer 
neuen geſetzlichen Beftimmung unterworfenen Handelögegenitänden 
zu reclamiren, auch, bei widerfprechender Beichlußnahme der 
Conferenz eine ausdrüdliche Verwahrung dagegen förmlidy zu 
Protocol zu geben. 


Was 
1. die Faſſung des Artifel3 betreffe, jo jeien die Beitimmun- 
gen der Wiener Congreßacte allzuflar, und unzweideutig, als daß 
von einer bloßen Erleichterung der Flußjchifffahrt, und, im fech- 
ften Sabre nach Abjchluß der Acte, von entfernten Diplomatifchen 
Möglichkeiten der Ausführung unumftößlicher völferrechtlicher 
Beichlüffe die Rede fein könnte. 


Die Songreßacte habe nicht bloß eine Erleichterung, ſon⸗ 
dern völlige Freiheit der Flußſchifffahrt umviderruflich feitgefeßt, 
und dieſe Beftimmung ſei von ben gegenwärtigen Gonferenzen 
fo unabhängig, als der eben fo unwiderruflich regulirte Territorial- 
Befipftand der deutſchen Fürften. Was man unter Diefer Freiheii 
zu verftehen babe, jet im 111. Artikel jo ausdrüdlich beftimmt, 
daß eine weitere Declaration des Geſetzes ohne Verlegung nicht 
ftatt finden Fönne, In Betreff der bereit de jure freien Schiff: 
fahrt handle es fih Bloß um gemeinjchaftlich abzufaflende, execu- 
tive und polizeilihde Maßregeln. 

Was aber 

2. die Aufftellung des 4. Artifeld und der Flußſchifffahrt 
überhaupt unter Die zur Berichtderftattung des 10. Ausſchuſſes ge- 
eigneten Gegenftände betreffe, jo Tönne die Flußſchifffahrt, als 
eine rechtlich abgemachte und nur noch vom Bunde zu vollziehende 
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Sache, lediglicd, als ein Sompetenz- und nicht als ein Handels⸗ 
Gegenſtand angejehen werben. 

Diefe Beftimmung dürfe Teinen entftellenden Abänderungen 
oder Modificationen mehr unterworfen. werden.” 

Auf dieſe Verwahrung erklärte der Finft von Metternich 
im Namen der ganzen VBerfammlung, Daß in den Anträgen des 
zehnten Ausfchußes von Aufhebung oder Berrüdung eine von 
dem Wiener Congreſſe ausgeſprochenen Rechtszuſtandes durchaus 
nieht Die Rede ſei, ſolche auch ficher nicht in den Wünſchen 
oder Anlichten irgend einer der deutſchen Regierungen liege, 
indem vielmehr ihr beitändiged Augenmerk nur dahin gehen 
fönne, den deutſchen Bund zu befeftigen und alle ihn betreffen- 
den Beflimmungen der Wiener Congreßacte aufrecht zu erhalten, 
zu entwideln und auszuführen. 

Bei der weitern Beſprechung wurde von dem Grafen don 
Dernftorff und anderen Herren Bevollmächtigten dieſen Bemer- 
fungen noch hinzugefügt, daß Durch den befagten Artikel bloß 
eine bejchleunigte Erfüllung der Gongreßacte beabfichtiget, das 
Wort Erleichterung aber anftatt des Wortes Freiheit Deshalb 
gebraucht worden fei, weil das Ießtere Die falſche Auslegung 
veranlaflen könne, als eine abjolute Befreiung von allen Zöllen 
(welche die herzoglich-anhaltiſchen Häuſer jelbft nicht verlangen 
würden) ftatt finden folle, Dagegen, wenn unter Freiheit, wie in 
der Eongrekacte gefchehen, nur Dad Necht der ungehinderten Be- 
ſchiffung der Ströme verflanden werde, der Ausdruck: Erleichte⸗ 
rung noch ein Mehrere, als dieſes bereit3 feitflehende Recht, 
bezeichne. Hiermit werde ſich der Herzog von Anhalt: Köthen 
Durchlaucht um fo mehr beruhigen, als die Elbſchifffahrts⸗ 
Unterhandlung ihrem definitiven Abjchluffe auf Der Grundlage 
der Congreßacte ganz nahe ſei. 

Herr v. Berg übernahm es, Darüber Vortrag zu erftatten und der 
Herzog behielt fi Die weitere Erklärung bevor, welche er in 
der 21. Sitzung dadurch abgab, daB er das oben ausgezogene 
berzogliche Refeript zur förmlichen ProtofollsBeilage machte. 

Als in der 23, Sikung die Unterzeichnung der Schlußacte 
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zur Sprache fam, erklärte Präfident von Berg, für das Ge- 
ſammthaus Anhalt von dem Herzoge von Anhalt-Köthen 
angewiefen zu fein, keiner Acte beizufiimmen, worin ber 
bereitö in der 20. und 21. Sitzung gemadjte, weiterhin zu er- 
wähnende Antrag nicht berüdfichtigt wäre. 

Diefe vorbehaltene weitere Aeußerung gab Berg noch in 
der 20. und 21 Sißung zu Protocoll (Beilage Hit.K), Des haupt: 
fachlichen Inhalts, daß die herzoglidy:anhaltifchen Häufer ihre 
Zuftimmung zur Schlußaite nicht geben könnten, wenn in berjel- 
ben nicht die endliche und unverzügliche Ausführung der durch 
die Wiener Congreßacte verheißenen Freiheit der Fſußſchifffahrt, 
und ihre Unabhängigkeit von den Dounanenfyflemen der Ufer: 
ftaaten, namentlich und vollitändig ficher geftellt werben jollte. 

„ Der Fürft von Merternid) äußerte hierauf, wie er die An- 
fihten Der ganzen Verſammlung auszusprechen glaube, indem er 
bemerflich mache, daß die Zufammenftellung zweier jo gauz ver: 
ſchiedenen Gegenftände, ald die vorliegendeu Acte und die An 
gelegenbeit wegen der Flußſchifffahrt, fich weder erklären, noch 
rechtfertigen laſſe. 

Die Wiener Conferenz habe, vom Anfang au, ihren Arbei- 
ten beftimmte Grenzen gejeßt, und insbefondere in die Schluß: 
acti Feine andere, als grundgejeßliche Beſtimmungen aufgenon:- 
men, unter welche die Regulirung der Flußſchifffahrt eben fo 
wenig gerechnet werden konne, ald irgend eine andere, ber im 
Bundesacte erwähnten, jpeciellen Angelegenheiten, wovon aud) 
feine in der Schlußacte namentlich aufgeführt worden fei. Aller: 
dings fei die Negulirung der Flußjchiffiahrt in der Gongreßacte, 
deren unverbrüdliche Aufrechtbaltung Feiner neuen Sanclion bes 
dürfe, beftimmt angeordnet, auch in ben 19. Artifel der Bundes- 
acte unter den Gegenftänden, welche der Beratbung der Bundes- 
verfammlung anheim geftellt bleiben, mitgenannt worden. Der 
108. Artikel der Congreßacte habe aber ausprüdlich feftgefebt, daß 
dieſes Gefchäft Durch eigene, von den dabei intereffirten Staaten 
zu ernennende Commiſſionen, nach den angenommenen allgemei- 
nen Grundſaͤtzen, berichtigt werben ſolle. Nur in tem $alle, 
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wenn ein Bundesſtaat fich in Bezug auf Diefe Angelegenheit in 
feinen Rechten verlegt glaubte, würde deshalb Bei der Bundes- 
verjammlung Beſchwerde geführt werden Fönnen. 

Daß dies in Anfehung der Elbichifffahrt bisher nicht ge= 
Ihehen fei, habe wahrſcheinlich feinen Grund darin, daß die zur, 
Regulirung derjelben ernannte Commiſſion ſich feit geraumer Zeit 
wirklich im Gange befinde, und ein baldiges befricdigendes Re— 
Jultat ficher erwarten laſſe. Es ſei daher fein Grund vorhanden, 
in die Schlußacte einen die Flußſchifffahrt betreffenden Artikel 
einzurüden. Die eingelegte Verwahrung jei weder im Grund» 
age, noch in der Form zu billigen, und man jei von den pa— 
triotifchen Gefinnungen des Herzogs Durchlaucht überzeugt, Der: 
jelbe werde Sich aus einer, diefen Verhandlungen jo fremden 
Urſache nicht von dem gemeinfchaftlichen Gange feiner jämmtli- 
hen Bundesgenofien und von den zu Befeftigung des Bundes 
jo wichtigen Beichlüffen trennen moller. 

Da Herr von Berg glaubte, daß der Herzog fich nicht 
durch diefe Erklärung beruhigt finden würben, fo fügte ber 
Fürft Metternich noch Hinzu, daß der 53. Artifel der vorliegen- 
den Acte alles, was in Diefer Hinficht begehrt werben koönne, ge 
leiftet Habe, und es wurde einflimmig beliebt, im Protocol aus⸗ 
drücklich zu bemerken, daß, in dem obengedachten Artikel, unter 
der Gewährleiftung zugeficherter Rechte auch Die Durch die Con: 
nreß- und Bundesalte feftgefebten Rechte Der Flußſchifffabrt mit 
begriffen Seien. 

In der 25. Sitzung übergab von Berg auf Befehl des Her: 
3098 eine wiederholte Erklärung, daß die herzoglich-anhaltiſchen 
Hänfer der Schlußacte nicht beitreten fönnten, wenn in denſelben 
nicht ein Artikel wegen unmitelbarer Ausführung der die Fluß- 
Ichifffahrt und die Unabhängigkeit der deutſchen Flußſchifffahrt 
von den Zollſyſtemen der Uferftaaten betreffenden Artikel 111 
und 115 der Miener Gongreßacte aufgenommen würde. Der 
von Metternich jchlug hierauf vor, fi Durch Diefen Umſtand 
‚nicht aufhalten zu laffen, indem er e8 übernehme, Seiner herzog- 
lichen Durchlaucht ſelbſt die nöthigen Auffläuungen zu geben. 
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Dies hinderte indefjen den Herzog nicht, in der 27. Sigung 
eine Entwidelung der Gründe ſeines Benehmens in das Proto- 
coll legen zu lafjen, worin angeführt wurde, daß die Souveränität 
der berzoglichzanhaltiihen Lande durch die Staatövermaltung 
eine8 benachbarten Bundesſtaates factifch verleßt worden fei. 

Als nämlich am 1. Jänner 1819 das königl. preuß. neue Zoll⸗ 
und Verbrauchſteuer-Geſetz an den Außerften Grenzen in Wirk: 
jamfeit trat, habe man im Anhaltijchen mit Schreden wahrge- 
nommen, daB durch ein nachträgliches Refeript des Föniglich- 
preußifchen Yinanzminifteriumd die vom preußifchen Gebiete, mit 
Ausnahme des obern Herzogthums Bernburg, überall umfchlofje- 
nen anhaltifchen Lande, nicht etwa wie andere deutſche Bundes⸗ 
länder mit einem außerordentlich erhöhten Durchgangszolle, fon- 
dern, rücfichtlich aller ihrer jenſeits der preußifchen Zolllinien zu 
beziehbenden Comjumtiond: Artikel, der augeordneten Verbrauch: 
fteuer, gleich wirklichen preußifchen Unterthanen, unterworfen 
werben folten. Alle Vorſtellungen jeien fruchtlo8 geblieben, und 
man fei jo weit gegangen, auch die für Die herzoglichen Hofhal- 
tungen beftimmten Gegenftände der Conſumtionsſteuer zu unters 
werfen. Noch ſei Die Elbe als Ausweg übrig geblieben, um ver- 
möge der freien Schifffahrt auf Derfelben die freie Communica⸗ 
tion zu erhalten und fi) der Verbrauchftener zu entziehen. Al: 
lein auch dieje fei gejperrt worden, indem Preußen auf der Elbe, 
neben einem beteutenden Tranfito:Zol, von den anbaltifchen 
Unterthanen aud) noch die Verbrauchſteuer bezieht, ſelbſt von 
MWaaren, die das preußifche Ufer gar nicht berühren. 

Dagegen wolle ſich Anhalt gejhübt und die Unabhängfeit 
und Unverleßbarfeit der einzelnen deutſchen Staaten gejichert 
jehen. So lange die factiſch vernichtete Souveränität nicht eben 
ſo factifch wieder hergeftellt fei, gebe es für das Haus Anhalt 
keine Bundesacte, und alſo auch keine Schlußacte, außer in wie 
fern dieſelbe Staͤrke genug habe, es bei ſeinen von ganz Europa 
garantirten Rechten zu ſchützen. 

Graf von Bernſtorf bemerkte hierauf, daß, wenn hier der 
Ort wäre, ſich auf die Beantwortung einer namentlich gegen 
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Preußen gerichteten Anklage einzulafjen, man nicht verlegen fein 
wirrde, Durch überzeugende Gründe dazuthun, daß das Net fich 
um fo weniger auf der Seite des bejchwerbeführenden Theils 
befinde, als zur Hebung der aus der geographilchen Lage ent- 
Iprungenen Gollifionen alle Wege der Ausgleihung von Zöniglich- 
preußifcher Seite angeboten worden, und immer nody offen ge 
halten würden. 

Sin Diefe Bier fremdartige Erörterung fei man aber nicht 
geneigt einzugehen, und was Den verweigerten Beitritt zur 
Schlußacte betreffe, wolle man dem Urtheil der Verſammlung 
nicht vorgreifen. 

Der Fürft von Metternich wiederholte die früheren Bemer: 
kungen, und fügte noch) hinzu, daß Alles, was das Haug Anhalt 
in biefer Beziehung von der Gejeßgebung des Bundes verlangen 
fönne, durch Die Wiener Congreßacte und durch den 19. Artikel 
der Bundesacte gefichert, Durch den 65. Artikel der Schlußacte 
von neuem befräftigt ſei. Sollte Der Herr Herzog von Anhalt: 
Köthen Sich) durch vorhergegangene Verfügungen in feinen Sou⸗ 
veränetätsrechten verlegt, auch durch Die zu erwartenden Reſul⸗ 
tate der Elbſchifffahrts-Commiſſion zu Dresden feinen Beſchwer⸗ 
den nicht abgebolfen glauben; fo könne Die Erledigung derfelben 
nur bei der Bundeöverfammlung geſucht werden, beren Compe— 
tenz in dieſer Hinſicht vollkommen feſtſtehe. Won Seite ber 
föniglich-preußifchen Bevollmächtigten wurde hiergegen nichts er: 
innert. 

Als in der 29. Sißung der Gegenſtand wegen des freien 
Handels und Verkehrs zwifchen den Bundesftaaten zur Sprache 
fam, bemerkte der großherzoglich und herzoglich-ſächſiſche Bevoll- 
mächtigte unter andern, wie es zu wünjchen wäre, Daß es ber 
Conferenz gelingen möge, die allgemeine Srage ſowohl über die 
Handelskreiheit, ald auch die zur Irrung zwilchen Bundesftaaten 
bereit3 gewordene Frage zu erörtern und zu beleuchten, ob ein 
Bundesftaat das Necht beſitze, fein angenommenes Finanzſyſtem 
auf die Conſumtion des Nachbarſtaates auszudehnen. Die Nach⸗ 
barftanten behaupteten, dieſe Maßregel laufe nicht nur Den 

Dritter Theil. 14 
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Grundſaͤtzen des Völferrechtd, fondern auch den befondern, durch 
vielfache Staatöverträge und die Bundesacte garantirten Ver⸗ 
bältniffen der Souveränetät und Unabhängigkeit entgegen. Kö 
niglich-preußifcher Seits glaube man auch, daß das Recht auf 
ihrer Seite fiche, innere Ginrichtungen nicht won den Nachbar: 
ftaaten befchränfen zu laſſen. Durch einige einfache Grundſaͤtze 
fönnte die Irrung bejeitigt werben. 


Segen dermaligen Zuftand müſſe er eine förmliche Protefta- 
tion einlegen, und feinen Höfen die nachdrücklichſten Anträge auf 
dem Bunbestage vorbehalten. Es fei daher dringend nothwen⸗ 
Dig, daß dieſer Gegenftand von der Gonferenz erfchöpfend be- 
handelt, die Grundjäge Kar entwickelt und allgemein gültig aus: 
geiprochen werben. Man jolle nicht einwenden, daß die Löſung 
diefer Frage vor die Bundesverfammlung oder vor den Richter: 
ſtuhl gehöre. Zu Widerlegung diefer Einwendung müfje er die 
Bemerkung hinzufügen, wie einige der Herren Abgeorbneten den 
Zweifel geäußert hätten, ob ſolche Fragen das Bundesverhältniß 
berührten, ob fie rechtlicher Art feien, ob ſolche nicht vielmehr zu 
den politiichen Fragen gezählt werten müßten, worüber man fich 
weigern dürfe, einen Richterfprudy anzuerkennen. 


Sollte e8 der Gonferenz geziemen, eine Angelegenheit an 
eine Stelle oder an einen Richterſtuhl, als dahin gehörig zu 
verweilen, bevor e8 entjchieden jei, ob die Be;mittlung oder der 
Sprud von beiden Theilen anerkannt werde? — bevor dem 
Richter Die gejeglichen Beftimmungen vorgezeichnet feien, welche 
er auf den einzelnen Sal anzuwenden habe? 


Auch der naffanifche Bevollmächtigte erklärte fich gegen ben 
vierten Saß der biesfallfigen Beftimmungen, fo wie er entworfen 
war. Er fand denjelben nicht beftimmt genug, und glaubte, daß 
er nur Die allgemeinen Beſorgniſſe erhöhen und Die Vollziehung 
der Gongreßbejchlüffe über die Flußſchifffahrt, mit der man fidh 
Schon Sabre lang ohne wirklichen Erfolg bejchäftige, nicht beför- 
dern würde, indem ein jeder einzelne Staat, der ein Intereſſe 
dabei haben Fönnte, den Gang der Verhandlungen binzuhalten 
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num auch ferner mit den Worten des vierten Satzes Die Be- 
hauptung in Zukunft zu motiviren im Stande wäre: 

daß die Natur des Gegenflandes die Erledigung nicht 

zulafie. 
Es jei daher befjer, darüber gar nichts, als in diefer Faſſung 
zu jagen. | 

Da in der großherzoglich⸗ und herzoglich-ſächſiſchen Aeuße— 

rung auch der nachbarlichen Hanbelöverhältniffe erwähnt wurde, 
jo bemerkte der Graf von Bernflorff, Daß er feine Bundesver⸗ 
hältnifje kenne, nad) welchen ſolche Souveränitätsrechte, als man 
fie bier anfechten wollte, auch nur zweifelhaft erfcheinen Eönnten, 


Nach einer lange fortgefebten Discuffion bemerkte der Fürft 
von Metternich, daß die Gonferenz keineswegs berufen fei, ſich 
auf ſolche Streitfragen einzulaffen, indem für ſolche, wenn fie 
einmal verhandelt werben müßten, Die Bundesverfammlung in 
den Schranken ihrer verfaflungsmäßigen Competenz und ber 
Rechtsweg offen flünden. 

Dabei blieb es auch in damaliger Sikung; in der 29. 
Sibung aber eröffnete der Fürſt von Metternich, daß er fich 
diesfalls mit dem Herzoge von Anhalt:Köthen beiprochen habe. 
Da der Herzog in dem unterworfenen vierten Satze die ge 
wirnjchte Beruhigung nicht finde, jo jcheine es feinem Bedenken 
unterworfen, dieſen Artikel noch beflimmter und Bünbdiger zu 
faffen, auf folgende Weiſe, womit aud) der Herzog. vollfommen 
zufrieden waren: 


„Um der Flußſchifffahrt in Derjelben durch die Wiener 
Gongreßacte Artikel 109 bis 116 inelus. zugeficherte Frei- 
heit wirklich zu gewähren, machen jämmtliche dabei be- 
theiligte Bundesglieder fi) verbindlich, Die daruͤber in der 
Gongreßactegegebene und vermöge des Art. 19 der Bundesacte 
den Berathungen und der Bundesverfammlung zum Grunde 
gelegten Vorſchriften unverbrüchlicy zu befolgen, wie auch 
die deshalb ſchon beitehenden Unterhandlungen aufs thä- 
tigfte zu betreiben, und in der Fürzeftmöglichiten Frift zu 
1A* 
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beendigen, wo aber noch Feine Unterhandinngen eingeleitet 
find, ſolche unverzüglich eintreten zu lafſſen.“ 


Mit diefem Vorfchlage vereinigten fi fämmtlihe Bevoll⸗ 
mädhtigten, die Föniglichpreußifchen mit der Bemerkung, daß 
diefe Faſſung mit Feiner ihrer früheren Aeußerungen ftreite, viel- 
mehr den von ihnen jederzeit gebegten Auſichten vollfommen 
entjpreche. 

In der dreißigſten Sigung erklärte der herzoglich-anhaltiſche 
Bevollmächtigte die volle Zufriedenheit mit dieſem Artifel, und 
die unbedingte Zuftimmung zur Schlußacte, Derjelbe wurde 
Daher in der 33. Sitzung, unter Ausfcheidung von den fibrigen, 
den Handel nnd Verkehr betreffenden Beftimmungen, in ein eige— 
nes Separatprotocoll aufgenommen, welches dem 34. Sitzungs⸗ 
protocolle beigelegt wurde. — 

Damit fchloffen fih die Verhandlungen der Wiener Eon 
ferenz. 

Bei der Bundesverfammlung wurde dieſe Beftimmung wegen 
der Flußfchifffahrt in das Protocol der Plenarverſammlung vom 
3. Auguſt 1820 eingetragen, und Die förmlidhe Annahme von 
Seiten des deutſchen Bundes, mit gleich verbindlicher Kraft, wie 
die Schlußacte ſelbſt, anbei erklärt. 

Die Beſchwerde, weldhe zu jenen Verhandlungen die Verans 
lajjung gab, wurde inzwilchen nicht gehoben. ‘Dies veranlaßte 
den Herzog von Anhalt-Köthen durch ein vertranliches Memoire 
ſaͤmmtliche Regierungen der deutſchen Bundesftaaten von ber 
Zage der Sachen in Kenntniß zu jeßen. 

Königlich-preußifcher Seitd wurde dagegen, ebenfalls vertraus 
lich, an jämmitliche deutfche Regierungen eine Crläuterung zur 
Widerlegung der anhaltiichen Denkſchrift mitgetheift. 

Diefe beiden Denkſchriften wurden aber der Bundesverſamm— 
lung nicht mitgetheilt. 

In der 3. Sitzung ($. 17) am 25. Januar 1824 zeigte ber 
herzoglich-anhaltiſche Bevollmächtigte von Berg an, daß er von 
dem Herzoge von Anhalt-töthen beauftragt jet, Den buchſtablichen 
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Inhalt der nachſtehenden Klagſchrift ungefänmt an Die hohe 
Bundesverſammlung zu bringen. 

Die dem Protocoll wörtlich einverleibte Klagſchrift ſchließt 
mit dem Antrage: 

Anf dem Grunde der Wiener Gongreßacte, Artikel 111, wel: 
cher beſagt: | 

„ja quotit&E des ces droits, qui en aucun cas ne pour- 
ront exceder ceux existans actuellement etc. ec.“; 
ferner des Art. 115, welcher bejagt: 
„les douanes des Etats riverains n’auront rien de commun 
avec les droits de navigation“, 
wie auch des der Wiener Schlußacte beigefügten und zu Frank— 
furt publicirten Separatprotocolls über die Flußſchifffahrt, worin 
von fämmtlichen deutjchen Regierungen die unverbrüchliche Hal: 
tung der einfchlägigen Gougreßbeftimmungen wiederholt feierlich 
angelobt werde, trage man nur Darauf au: 

41. daß die widerrechtliche Erhebung Der Eöniglich-preußifchen 
ZTranfitos und Verbrauchſteuer auf der Elbe unverzüglicy aufzu: 
hören: 

2. daß das dem Kaufmann Friedheim zu Köthen zugehörige 
Schiff, welches ſeit ſechs Monaten zu Mühlberg au der Elbe 
von Töniglich-preußiichen Zollbeamten an der Kortjeßung feuer 
Reiſe behindert fei, ohne Entrichtung Der abgeforberten Steuer 
freigegeben werde, unter Vorbehalt der gebührenden Entſchädi⸗ 
gungen. 

Seine Durchlaucht erwarteten von jämmtlichen Regierungen, 
welche bereitö bei den Konferenzen zu Wien in mehreren Proto: 
collen die Gerechtigkeit der anhaltischen Sache feierlich und eins 
ſtimmig anerfannt bätten, nunmehr jchleunige und wirkfame 
Rechtshülfe. Die Geſetze feien unzweideutig und Elar, eben fo 
die Thatfachen. Anhalt⸗-köthenſcher Seits jeien der Wiener Con: 
ferenz Die Beweile vorgelegt worden, daß die Füniglichy:preußifche 
Berbrauchfteuer gegen anhaltifche Unterthanen auf der Elbe vor 
Abſchluß der Wiener Schlußacte erhoben worden. Daß feit der 
Zeit und ſelbſt nad) erfolgter Publikation des Wiener Separat- 
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protocolls über die Flußſchifffahrt Feine Remedur eingetreten fei 
und daß die Verbrauchfteuer, nach wie vor, auf der Gibe abge 
nöthigt werde, erbelle aus allgemeiner Notorietät, aus dem 
Schickſale der Friepheimer Schiffsladung, jo wie aus der eigenen 
Erläuterung des föniglichpreußifchen Miniſteriums der auswär- 
tigen Angelegenheiten, welche an die Regierungen mitgetheilt 
worden. 

Der unmittelbaren Erledigung der gegenwärtigen Beſchwerde 
von Seiten der hohen Bundesverfammlung ftehe demnach Fein 
rechtliches oder factiſches Hinderniß irgend einer Art oder Form 
im Wege, und man werde, wenn auch die feierlich verheißene 
Belebung und Erleichterung des Verkehrs noch nicht einträte, 
wenigftens den Zuſtand der Dinge vom Jahre 1815 reclamiren 
Eönnen, wo es den anhaltiichen Regierungen wenigſtens geftattet 
war, ihre Steuerangelegenbeit ohne fremde @inmifchung zu bes 
forgen, und wo ihren Unterthanen, im Falle der Verfehr auf 
allen Landftraßen unterbrochen wurde, wenigflens der vaterläns 
diſche Strom ald eine Zuflucht übrig blieb, 

Der preußiſche Bundesgefandte äußerte hierauf: Da Seine 
Durchlaucht der Herzog für nöthig erachteten, Durch Die abgege- 
bene Grflärung der früher gefchehenen vertraulichen Aeußerung 
in dieſer Angelegelegenheit nunmehr einen officielen Charakter 
zu geben, jo dürfe fich die Gefandtichaft nicht erlauben, durch 
irgend eine vorläufige Eingehung in den materiellen inhalt, fo 
wie in die Richtung und Faſſung dieſer Erklärung und des da⸗ 
mit verbundenen Antrags derjenigen officiellen Erwiderung vor⸗ 
zugreifen, die fie ihrem allerhödften Hofe vorzubehalten ver- 
pflichtet fet, und die fie ungeſäumt zu erholen nicht verfehlen 
werde. 

Bon Berg äußerte den Wunſch, daß die Inſtruction Des 
Föniglich = preußischen Gejandten beichleunigt werden moͤge, 
damit dem aus dieſer Lage der Sache rejultirenden Drude der 
anhaltiichen Lande ein Ende gemacht werbe. 

&8 wurde hierauf bejchloffen, die Erklärung des preußijchen 
Hofes zu erwarten. 
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Da diefe in den erſten Wochen nicht erfolgte, ftellte von Berg 
in der 8. Sitzung vom 1. März ($. 44) Folgendes vor: 

Die Wiener Congreßacte babe die Freiheit der Schifffahrt 
auf allen Flüffen, welche mehrere Staaten trennen oder durch⸗ 
fließen, zum Grundjabe des europäifchen Völkerrechts erhoben, 
und Die Normen vorgezeichnet, wie dieſer Grundjag in Anwen⸗ 
dung gebracht werben ſolle. Es hänge nicht mehr vom Einzelnen 
ab, durch neue Anordnungen zu verjchlimmern. Wer dies thue, 
handle gegen die Songreßacte und ftöre den Belibftand. 

Gegen eine folde Störung habe Anhalt geklagt, und gehofft, 
daß die unmittelbare Erledigung der angebrachten Beſchwerde 
durch Die Dazwiſchenkunft Diefer hoben Verſammlung feine Schiwie- 
rigfeit finden werde, Inzwiſchen babe man bie Föniglich-preußifche 
Srflärung zu .erwarten beichloffen, welche nach fünf Wochen noch 
nicht erjchienen, während dem die Eöniglichpreußifche Oberzoll- 
behörde von der Beichlagnahme zur Crecution überzugehen ge: 
denfe, und tie Verfteigerung der Waaren androhe. 

Der Geſandte fei daher angewiefen, die unmittelbare bun- 
beöverfafjungsmäßige Hülfe wiederholt nachzufuchen, damit, wie 
bereit8 gebeten worden, 

1. die widerrechtliche Erhebung der königlich-preußifchen Trans 
fitos und PVerbrauchfteuer auf der Elbe unverzüglich auf 
höre, und 

2. das dem Kaufmann Friedheim zu Köthen gehörige Schiff, 
ohne Entrichtung der geforderten Abgaben, frei gegeben 
werde. 

Der Graf von Goltz erklärte hierauf: die allgemein befannte 
fortdauernde Abweſenheit des Grafen von Bernflorff von Berlin 
werde in den Augen diefer hohen Berfammlung den ihr nicht 
ungewöhnlich ſcheinen koͤnnenden, übrigen? nur kurzen Verzug 
der Widerlegung der von des Herzogs von Anhalt-Köthen in der 
dritten diesjährigen Sitzung eingereichten Bejchwerde, auf welche 
fich Die neue beziehe, gewiß um fo wehr gerechtfertigt erjcheinen 
laflen, als übrigens die Löniglich-preußifche Geſandtſchaft bemer: 
fen mäfle, daß Inhalt, Ton und Faflung jener Klage die Fönig- 
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liche Minifterialbehörbe zu Berlin notbwendig habe veranlaflen 
müfjen, vor Beantwortung derjelben die Entjheidung ihres Chefs 
von Laibach einzuziehen. Er verfpreche fich, Die Verhaltungsbefehle 
nächſtens zu erhalten. 

Der Gefandte äußerte Hierauf: die Gründe, welche zur Er- 
Härung der bedauerlichen Verzögerung angeführt worden, ließen 
die Inſtruction nunmehr gleichwohl in fehr kurzer Frift mit Zu- 
verjicht erwarten. Dieſe Erwartung dürfe jedoch nicht hindern, 
den Grafen von der Sol angelegentlich zu erfuchen, auf ihre 
möglichite Beſchleunigung und zugleich darauf einzuwirfen, daß 
alles jorgfältig verhütet werben möge, was Die gütlidhe Beſeiti— 
gung der angebrachten Klage erjchweren Fönnte. 


Sämmtliche Stimmen erklärten ſich mit dieſer Anſicht voll: 
fonınıen einverftanden. 


In der am 12. April gehaltenen 17. Sißung ($. 105) gab 
ber Graf von der Goltz die erwartete Erklärung zu Protocol, 
folgenden wefentlichen Inhalts: 

Es ſei ganz unerweislich, Daß dem Herzog von Auhalt:Köthen 
jemals ein Recht habe eingeräumt werden wollen, gegen Die Ab- 
tretung eined Theils der Eöniglich-Jächfiichen Lande an Preußen 
einen Widerſpruch zu erheben, oder Bedingungen aufzuftellen, 
unter welchen Seine Durchlancht Ihre Genehmigung zu Diefer 
Zerritorialveränderung geben wollten. Ihre Majeftäten die Kö⸗ 
nige von Preußen und von Sachſen hätten niemals der Geneh- 
migung des Herzogs bedurft, um über Xheile Ihres Gebiets 
durch Verträge zu verfügen. 


Es jei ganz unerweislidy, daß die Verfügungen der Wiener 
Congreßacte wegen der freien Schifffahrt auf den Flüffen deshalb 
wären gotroffen worden, um den Herzog von Auhalt-Köthen für 
Nacıtheile zu entjchädigen, welche, nach der Anfiht Sr. Durch⸗ 
laucht, aus der Abtretung eines Theil der Föniglicdy-fächfifchen 
Rande an die Krone Preußen entftanden fein jollten. 

Diefe Beſtimmungen ſeien vielmehr durch die Klagen ber 
Kaufmannschaft, durch die vielen Zölle, durch Die häufigen Zoll 
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ftätten, unbeftimmten Zolltarifen und Beſchwerungen des Handels 
veranlaßt worden. 

Das Beiſpiel einer zwedmäßigen Vereinfachung Diefer An- 
ftalten auf dem Rheine haben den GBongreß in Wien Darauf ges 
leitet, möglichft ähnliche Grundſaͤtze überhaupt auf diejenigen 
Ströme anzuwenden, welche mehrerer Staaten Gebiet fchiffbar 
durchſchnitten oder berührten. Es ſei aber dabei jo wenig die 
Abſicht geweien, eine beliebige Freiheit der Eihifffahrt, obne 
Rückſicht auf die Hoheitsrechte eines jeden Staates, fiber die in 
feinem Gebiete fließenden Ströme und die Selbftftändigfett feiner 
innern Berfafjung aufzuftellen, Daß vielmehr Die Bollziehung dieſes 
Beſchluſſes durchaus auf eine befondere Uebereinkunft ſei ausge⸗ 
jeßt worben, weldye für jeden einzelnen Fluß nach den Verhält- 
nifjen zwifchen ven betheiligten Staaten abgejchloffen werden 
jollte. 


Auch für Die Elbe fei eine gemeinjchaftliche Commiſſion zu- 
fammengetreten, al8 deren Verhandlungen fi) das Reſultat erge- 
ben, daß Preußen im Verhaͤltniß der Uferlänge, überhaupt nicht 
einen böhern Satz vom Centner durchgehender Waaren nehme, 
als andere Theilnehmer an der Hoheit über den Elbſtrom, daß 
es insbejondere verhältnißmäßig fehr viel weniger Zollämter 
habe, und ſehr viel geringere Zollſätze erhebe, ald namentlich 
das Haus Anhalt. 

Dem ungeachtet fei Preußen mit dem Anerbieten zu einer 
bedeutenden Verminderung in der Vorausfegung vorgegangen, 
daß aud) die übrigen Theilnehmer Hiezu bereit fein werden, 
worüber noch gegenwärtig verhandelt werde. 


Die BVerfchiedenheit der Anfichten, welche zur Beſchwerde 
Beranlafjung gab, beruhe auf der Deutung des 115. Artikels 
der Wiener Gongreßacte: 


„Les douanes des Etats riverains n’auront rien de commun 
avec les droits de la navigation. On empechera par des dispo- 
sitions reglämentaires, que l’exercice des fonctions des douaniers 
ne mette pas d’entraves à la navigation, mais on surveillera par 
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une police exacte sur la rive, toute tentatlive des habitans de 
faire la contrebande & l’aide des bateliers.‘ 

Die preußifche Regierung habe fich bereit erflärt, von ber 
Elbe diejenigen Veranftaltungen zu entfernen, welche fie daſelbſt 
zur Sicherung der Abgaben unterbalte, die fie von ihren Unter: 
thanen für den Verbrauch fremder Waaren erhebe, fobald nur in 
gemeinfamer Webereinfunft Dagegen vollflommen binreichende An- 
falten auf dem Ufer errichtet wären, um den Schleichhandel ab- 
zubalten. 

Die Bongreßacte habe nirgends angeordnet, daß die Strönte 
der Durchfuhr rückſichtslos uud unbedingt geöffnet werden follen, 
ſondern fie habe nur beftimmt, daß an die Stelle der Auffiht 
gegen den Schleihhandel auf den Strömen eine Diejelbe erſetzende 
Aufficht auf den Ufern treten jolle Die erftere könne aber nicht 
aufgegeben werden, bevor deren Surrogat gewährt wäre. 

Seine Durdjlaucht nehmen Dagegen an, daß ihren Untertha- 
nen die freie Durchfuhr auf der Elbe ſchon jegt zu gewähren fei, 
ohne Aufficht gegen den Schleichhandel. 

Die nächſte Veranlaffung zur Beſchwerde fei folgende: 

Als ein Fahrzeug, auf welchem fich Golonialwaaren für den 
Kaufmann Friedheim zu Köthen befanden, auf der Elbe aus dem 
Königreihe Sachſen zu Mühlberg im preußifchen Gebiete anfanı, 
babe man von demfelben, nach den in Preußen und allen größe 
ren Staaten angenommenen Grundſätzen der Bollverfafjung, ver- 
langt, daß dieſe, über die äußeren Grenzen des Staates einge 
benden fremden Waaren entweder jofort zum innern DVerbrauche 
verfteuert, oder Doch Sicherheit geleiftet werden folle, daß fie 
nicht unverftenert in ben innern Verbrauch Fommen. 

Friedheim habe ſich dieſer Alternative nicht gefügt, und Die 
jen Waaren fei daher der Eingang in den Eöniglich-preußifchen 
Staat verjagt worden, 

Da man nicht ficher fei, daß nicht die Waaren aus dem 
Anhaltifchen in Das von allen Seiten offene preußifche @ebiet 
eingeführt würden, jo habe man die zum Eingange in Das anhalt- 
föthenfche Gebiet declarirten Waaren bisher nit anders, als 
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wie jolche behandeln fönnen, von denen die Wiederausfuhr aus 
den preußifchen Staaten nicht nachgewieſen werben könne, und 
man babe daher bei ihrem Eingange fiber die dußere Grenze des 
prengifchen Staates eben die Abgaben erhoben, welde auf Waa⸗ 
ren ruhten, die im preußifchen Gebiete verblieben. 

Die Lönigliche Regierung habe Sr. Durchlaucht die vollftän- 
dige Erſtattung Desfenigen angeboten, wa8 auf ſolche Art von 
anhaltiſchen Unterthanen zur Sicherftellung der Zollregie erhoben 
werde, auch andere annehmlidhe Vorſchläge ſich erbeten, wenn 
dies Auskunftsmittel nicht genehm fein ſollte. 

Diefe Anerbietungen feien aber zurüdgewiejen und nur durch 
den Antrag erwiedert worden, die preußifche Zolllinie fo weit 
zurüdzuziehen, daß Die Lande des Herrn Herzogs von Anhalt- 
Köthen davon nicht weiter eingefchloffen würden. 

Kür diefen Fall würde man nicht eher eine haltbare Linie 
als auf dem rechten Ufer der Elbe finden, und Preußen würde 
fi) des weſentlichen Hoheitärechts, Die Steuern in feinen Landen 
nach feiner Ueberzeugung und nad) ſeinen Bebürfniffen anzuord- 
nern, über eine Million feiner Untertanen entäußern, und dieſe 
Million in Rüdfiht ihres Verkehrs als Fremde behandeln müſ—⸗ 
jen, damit den Unterthauen des Herrn Herzogs von Anhalt: 
Köthen Durchlaucht die Eollifion mit der preußiſchen Bolllinte 
eripart werde. 

Wenn es für Anhalt unbequent fei, von preußifchem Gebiete 
eingeſchloſſen zu fein, jo fei e8 für Preußen nicht minder, daß 
ſich ſolche Enclaven in feinem Gebiete befänden. 

Solchen Unannehmlichkeiten könne nur durch freumdfchaftliche 
Bereinigung abgeholfen werben, wozu Preußen fletö bereit jei. 
Preußen übe nur fein Recht aus, und habe auch durch fein Ver⸗ 
fahren auf der Elbe die Wiener Congreßacte nicht verleht. 

Der Artikel 111 rede nur von Schifffahrtögebühren, in wel- 
her Art die Beftimmung Fünftig geſchehen ſoll, und daß fie die 
gegenwärtigen nicht überfteigen Tönnen. 

Das die Ausübung aller Hoheitsrechte unverändert bleiben 
jollte, fei nirgend gejagt. 
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Die Schifffahrtsgebühren wolle Preußen nicht erhöhen, ſon⸗ 
bern jet vielmehr mit dem Erbieten zu einer anfehnlichen Ver⸗ 
minderung vorausgegangen. 

Mas e8 von den Waaren, die nach dem Anhaltifchen vers 
laden find, verlange, fei nur ald SicherheitSmaaßregel gegen 
Schleichhaudel anzufehen, die es Kraft der Hoheit über den Strom 
in feinen Gebiete zu treffen berechtigt jei. 

Daß die Ausübung dieſes Rechts fchon vorläufig durch Die 
Wiener Songreßacte bejchränkt worden fei, noch ehe die Verhand⸗ 
lungen über die Regulirung der Elbſchifffahrt ein Refultat haben 
würden, Darüber enthalte der 115. Artifel jener Acte, der hierfür 
allegirt worden, fein Wort. 

Wenn die anhalt-föthenfche Regierung das Ende der Ber: 
bandlungen über die Regulirung der Elbſchifffahrt nicht abwar⸗ 
ten wollte, jo möge fie nur auf eine abgejonderte Vergleichs⸗ 
handlung eingehen, wozu fi) Preußen immer bereit erflärt 
babe. 

Die Eöniglichpreußiiche Erklärung, wovon das Wejeutliche 
ausgezogen worden, jchließt damit: 

Die Bundesverfammlung werde fi) aus dieſer einfachen Aus: 
einanderjeßung überzeugen, Daß von Preußen Feine Veranlafjung 
zu einer gegründeten Bejchwerde gegeben fei, und daß feiner der 
Fälle beitehe, in weldem nach der Bundesacte oder nach der 
Wiener Schlußacte irgend eine Nechtshülfe des Bundes anzuru- 
fen ſei, oder ein Vergleichsperfuch, nod) weniger aber dad Aus- 
trägalverfahren von derfelben eingeleitet werden dürfe, im Ge⸗ 
gentheil, daß diefelbe fih nur auf den Rath an die anhalt⸗ 
köthenſche Regierung bejchränfen, und dieſer anheimftellen könne, 
den Weg freundlicher Vereinigung, wozu Preußen freiwillig ſich 
erboten, anzunehmen. 

Der herzoglidyanhaltiiche Herr Gejandte behielt jeinem Hofe 
die nähere Beleuchtung dieſer Erklärung vor, und bemerkte nur 
zu dem Schluffe derjelben, daß, nach Der demfelben zum Grunde 
liegenden Anficht, der 11. Artifel der Bundesacte vergeblich ges 
jchrieben, der innere Friede des Bundes ohne Bürgichaft, Die 
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Kechtspflege unter den Bundesgliedern ungewiß und unficher, 
alfo ein Hauptzwed des Bundes nur allzuleicht vereitelt jcheinen 
fönnte. 

Died jei gewiß nicht die Abficht des koͤniglich-preußiſchen 
Hofes, der für die Stiftung und Ausbildung des Bundes, für 
die Gründung eines feiten Rechtszuftandes in demſelben, mit fo 
ruhmwürdiger Thätigkeit gewirkt habe. 

Wohl Fönne feine Ueberzeugung an der Gerechtigkeit jeiner 
Sache Ihm die von Seiner herzoglichen Durchlaucht zu Anhalt 
Köthen angebrachte Klage ald grundlos und überflüffig barftellen. 
Allein der Meberzeugung bes einen Theils ftehe immer die Ueber⸗ 
zeugung bes andern Theils entgegen, und in allen Rechtöftreitig« 
feiten komme nur dem Richter ein Urtheil über das Gewicht ber 
Gründe, über die Kraft der Beweije zu. 

Daß aber in dem vorliegenden Falle eine Streitigfeit zwis 
chen zwei Bundesgliedern obwalte, daß das eine über gewille 
Verfügungen Beſchwerde führe, was das andere abzuſtellen ſich 
weigere, jet Thatjache. 

Ob die Beichwerde Grund habe oder nit? — darüber 
Eönne feine der Parteien, darüber Eönne audy Diefe hohe Ver⸗ 
Sammlung nicht entſcheiden. Denn fie jei feine ricterliche Be⸗ 
hörde, und ihr wiejen die Grundgeſetze des Bundes in allen und 
jeden Streitigfeiten aller und jeder Bundesglieder ihren beflimm- 
ten Wirkungskreis an: vor allen Dingen Berhütung der Selbit- 
hülfe und Aufrechtbaltung des Befigftandes; ſodann gütliche Ver: 
mittlung, endlich, wenn diefe ohne Erfolg wäre, Bewirkung rich): 
terlicher Entscheidung durch die Austraͤgal-Inſtanz. 

Die Klage des Herzogs, die Erklärung Preußens beweile 
das Dafein einer Streitigkeit unter Bundesgliedern zur Genüge. 
Die Streitigfeit fei angebracht; der Schuß des Bundes nachge⸗ 
ſucht; was nun zu thun ei, fprächen die Grundgeſetze Klar und 
deutlich ohne Ausnahme und Einjchränfung aus. Unparteiiſcher 
Erwaͤgung könne es daher mit vollem Vertrauen anheimgeftellt 
werben, ob die Bundespflicht erfüllt würde durch die Ertheilung 
eine Rathes, der wohl einer richterlichen Entſcheidung gleich 
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geachtet werben Fönnte, wenn bie verfaßungsmäßige Rechtshülfe 
durd, eine bloße Verweiſung an die Billigfeit des Gegners er- 
jegt werden follte? 

Bei der hierauf erfolgten Umfrage in der Verſammlung 
äußerte Defterreidy, man entnehme aus den Föniglichpreußifchen 
Bemerkungen, daß von Seiten der Töniglich-preußifchen Regierung 
der herzoglich⸗anhaltiſchen zu Köthen wirklich Vergleichsvorſchlaͤge 
gemadyt, und Entſchaͤdigung angeboten, dieſes Anerbieten jedoch 
von leßterer zurüdigewiefen worden jei, worauf Seine herzogliche 
Durchlaucht erſucht worden wären, Selbft annehmlicdhe Borjchläge 
zu machen, wie — wenn das angebotene Auskunftsmittel nicht 
genehm gehalten würde — auf eine andere Weiſe die Sicherung 
des preußiichen Gebietd gegen Schleihhandel aus dem Anhalti⸗ 
chen erlangt werben Fönnte, 

Es ergebe fich Dagegen aus den bisherigen Erklärungen noch 
nicht, daß Anhalt: Köthen Vergleihsvorjchläge gemacht, oder ſich 
in das eben erwähnte Anerbieten oder Erſuchen eingelaflen habe. 
Der Herr Gefandte glaube daher, daß ed in dieſer Lage ber 
Sache für's erfie an dem wohlmeinenden und dringenden Rathe 
an das Herru Herzogs von Anhalt-Köthen Durchlaucht vollkom⸗ 
men genügen würde, den Weg freunbfchaftlicher Vereinigung, 
wozu Preußen fich freiwillig erboten babe, zu betreten. 

Baiern ftimmte für die Aufftelung eines Referenten und 
Eorteferenten, um der hohen Bundesverfammlung über dieje An⸗ 
gelegenheit Vortrag zu eritatten. 

Württemberg äußerte, man würde feinen Mufland genommen 
haben, in voller Anerkennung deſſen, was der Herr Gejandte der 
fünfzehnten Stimme auf den Schluß der Föniglichepreußifchen 
Erklärung erwidert, auf Die Ernennung einer Vermittlungscon- 
miffion anzutragen, wenn diefer Herr Gefandte nicht ausbrüdlic, 
feinem böchften Hofe die nähere Beleuchtung jener Erklärung 
vorbehalten hätte, 

In dieſer Hinfiht aber trete man nicht nur der Beſtellung 
zweier Referenten, jondern auch dem von dem Praͤſidio geäußer: 
ten Wunſche fehr gerne bei, daß in der Zwiſchenzeit Fein Mittel 
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einer unmittelbar zu bewirfenden, freundlichen Auskunft unver: 
jucht gelaffen werden möge. 

Die fibrigen Stimmen traten jämmtlid dem Antrage, Bei, 
daß zwei Bundestagsgejandte zur Erftattung des Vortrags er: 
nannt werden möchten. 

Kucheflen fügte noch bei, daß der Vortrag auch über, Die 
von Preußen nicht zugeftandene Gompetenz der Bundesverfamm- 
Iung ausgedehnt werben follte, 

Holftein und Lauenburg war nody der Meinung, daß inzwi⸗ 
chen, bis der Vortrag erftattet jei, der herzoglichanhaltijchen 
zu erfennen gegeben werden könnte, wie fehr die hohe Bundes« 
verfammlung wünufche, daß ſich dieſelbe freundſchaftlich mit Preu⸗ 
Ben auögleichen moͤge. 

Großherzoglich⸗ und berzoglicjähfiihe Häufer bemerkten, 
daß ihnen die Yuftändigfeit der hohen Bundesverfammlung in 
diefer Angelegenheit nicht zweifelhaft ſcheine. 

Nadı der Mehrheit der Stimmen wurde hierauf die Wahl 
von zwei QBundestagsgefandten zur Crftattung des Vortrags 
vorgenommen, welche auf die Referenten, von Aretin und von 
Lepel, fiel. 


Unerwartet erfolgte in der 21.Sißung (8.155) eine weitere 
berzoglich- anhalt-Föthenfche Beſchwerde zur Erwibderung ber 
föniglichepreußifchen Bemerkungen zu Protocol, folgenden is 
halts: 


Als Seine Durchlancht der Herzog von Anhalt-Koͤthen einer 
. hoben Bundesverfammlung höchftihre Beſchwerde über die Fönig- 
lich preußiſche Staatsverwaltung übergeben ließen, hätten Höchft- 
diefelben geglaubt, Sich auf den Antrag der tractatenmäßigen 
Erfüllung der Beltimmungen ſowohl des Wiener Congreſſes, als 
des deutſchen Bundes in Betreff der Flußſchifffahrt befchränfen 
zu Dürfen. 

Der Bund habe die Sinterpretation diefer Beftimmungen 
und demzufolge and, feine Competenz nicht ablehnen können, da 
er jene Vorſchriften der Kongreßacte nicht etwa bloß ald Organ 
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einer höheren Macht einregiftrirt, fondern aus freier Machtvoll⸗ 
kommenheit recipirt hatte, 

In welcdyer Weile nun auch Diefe Interpretation erfolgen 
möchte; fo ſei jo viel gewiß, daß Der Bund, weder nach Dem 
Geiſte noch nach dem Buchftaben der Tractaten, die die Beſchwe⸗ 
den bes die Herzogthümer Anhalt durchſtrömenden Theild der 
Elbe mit einer königlich-preußiſchen Verbrauchſteuer genehm halten 
kounte. Wenn auch die zu Wien verheißenen Ameliorarionen ber 
Flußſchifffahrt in Bezug auf Die Elbe zum Abjchluffe der Dres⸗ 
dener Verhandlungen ausgefegt blieben, jo folge doch einftweilen 
unzweideutiger und unmwiderfteblicher Weiſe aus den vorhandenen 
Songreß- und Bundes-Bejchlüffen, daß die Flußſchifffahrt vor 
aller Deterioration gefichert war, und daß die auf der Elbe bis 
dahin beftaudenen Zölle nicht Durch Konfumtionftenern eines ein- 
zelnen Uferftaates gegen den andern Haben bejchwert werben 
fönnen. 

Seine herzoglihde Durchlaucht hätten, indem Sie dieſen 
verfaffungsmäßigen Necurs ergriffen, auf die Unerjchütterlichkeit 
des deutſchen Bundes vertrant,. welche fid) in der Behauptung 
einer offenbar gerechten Sache gegen eine mächtige Aggreſſion 
aufs glänzendfte habe bewähren müſſen; und in einen Seit: 
punkte, wo Preußen, in Gemeinſchaft der größten Monarchen 
Europa’3, wiederholt und feierlicd, erkläre, daß feine Politik kei— 
nen andern Zweck babe, 

„al8 die Erhaltung und Unabhängigfeit jedes Staates, 
und der durch die beſtehenden Verträge ihm zuerfannten 
und zugeficherten Rechte”, 
wo alfo die Nationalehre nicht weiter auf der Gewalt ber Waf- 
fen und der Maffen, jondern auf Gerechtigkeit gegründet werben 
iofle, habe es der Würde der Föniglich:preußifchen Staatsverwal⸗ 
tung nicht anders al8 angemeljen fein können, ſich in Fällen, wo 
ihr der Wortlaut der Tractaten zweideutig erjchien, verfaffungs- 
gemäß der interpretation und dem Sprude Ihrer deutjchen 
Bundeögenofjen zu unterwerfen. 
Die Eöniglichepreußifche Regierung hingegen babe es vor⸗ 
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gezogen, den natürlichen und tractatenmäßigen Weg zum Austrage 
ber Sache, welche Seine herzogliche Durchlaucht eingejchlagen 
hatten, abzulehnen, und dagegen dem bejchwerbeführenden Theil 
die Beweiſe in die Hände zu geben, daß es nicht auf die bloße 
Sperrung der Elbe für die anhaltifchen Herzogthümer, fonbern 
auf die Mediatifirung diejer fouveränen Länder abgejehen fein 
dürfte. 

Die Bemerkungen über die anhaltiiche Klage flellten bas 
Verlangen, daß der Bundeslag, unter Erklärung feiner Incom⸗ 
petenz, den Flagenden Theil zum Vergleiche auf der Bafi feiner 
Abhängigkeit von den jeweiligen Verfügungen ber koͤniglich⸗ 
preußifcheu innern Staats, Finanz= und Steuer-Adminiſtration 
anzumeifen die Condeſcendenz haben möge. 


Die Erhebung der preußifchen Verbrauchſteuer auf der Elbe 
gegen Anhalt werbe eingeflanden, aber als bloße Sicherungs⸗ 
mittel angegeben. 


Man mache einen Unterſchied zwiſchen den Grenzen gegen 
andere Staaten und gegen Anhalt, inden man die erften als 
äufere Grenzen bezeichne, und letzte als innere einer härteren 
Condition unterwerfe. 

Hiermit fei das Princip aufgeftellt, daß die Sonveränitäts- 
rechte des uralten Haufes Anhalt jeder vorbeigehenden Verfügung 
und Convenienz Töniglichspreußifcher Behörden nachſtehen jollen, 
und Fautionsweife nah Willkühr mit Beſchlag belegt werden 
Tönnten. 

Die hohe Bundesverjammlung könne nicht umhin, anzuerken- 
nen, daß nunmehr einer der Fälle eingetreten jei. um derent⸗ 
willen, zufolge F. 1, 2 und 3 der Bundes- und $, I. und II. der 
Wiener Schlußacte, ver erhabene Verein ber jouveränen deutſchen 
Staaten errichtet worden. 

Die unermeßlichen Conſequenzen bes in den Föniglichepreu- 
ßiſchen Bemerkungen aufgeftelten Princips und deſſen Unverträg- 
lichfeit mit dem in Europa ſeit 1813 geltenden Voͤlkerrechte, aljo 
mit der gefammten, unter ben größten Aufopferungen, namentlich 
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auch von Preußen, errungenen Staate- und Rechtsordnung von 
Europa, bedürften feiner nähern Auseinanderjegung. 

Aber nicht Bloß durch den unummundenen Ausſpruch Des 
gejeglichen Princips, fondern auch durch fpätere, jeit Uebergabe 
der Klage eingetretenen Thatfachen habe Die Föniglichspreußifche 
Regierung Seine Durdlaudyt den Herzog in den Kal fegen 
wollen, jenes hohe Gewicht, welches Höchftdiefelben, vom An⸗ 
fange an, auf diefe Angelegenheit gelegt haben, noch vollitändi- 
ger zu rechtfertigen. 

Herzoglich-anhaltijche Unterthanen würden von preußilchen 
Gerichtöbehörden Direct citirt, wie eine übergebene Vorladung 
beweiſe. Daraus geht hervor, daß preußiicher Seits nicht nur 
in Steuer-, fondern auch die Jurisdictions-Sachen die Mediatifi« 
rung des Haufed Anhalt als bereits vollzogen betrachtet werde, 
und daß die anbaltiihen Unterthanen, wenn fie einer folchen 
Borladung nicht folgten, fidy auf preußiſchem Gebiete ferner nicht 
betreten laſſen dürften, demnach, bei der enclavirten Lage Anhalts, 
in einen Zuftand nicht zu umgehender ewiger Gefangenfchaft 
verjeßt ſeien. 

Sänmmtliche hochgeehrte Glieder des deutſchen Bundes Fönn- 
ten unter joldyen Umftänden nicht umhin, dem, in feinen wesent: 
lien Hohbeitsrechten gefränften, in dem Princip feiner Unmittel⸗ 
barkeit angetafteten, und in feinen edelften Beſitzthümern geftör- 
ten Mititande, den verfallunggmäßigen Beiſtand angedeihen zu 
laſſen. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Anhalt-Köthen er: 
warteten daher mit voller Zuverſicht von einer hohen Bundes- 
verfammlung 

nicht nur Die gerechte Interpretation der Tractaten über 
die Flußſchifffahrt und die augenblidliche Freilaffung des 
von Föniglichpreußifchen Behörden auf der Elbe feftgehal- 
tenen Fahrzeugs, fondern auch die Reftitution und Vindi⸗ 
cation höchſtihrer Souveränitätsrechte, welche mit Denen 
aller deutſchen und europaͤiſchen Throne folidarifch ver: 
bunden und von gleicher Abfunft feien. 
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Der preußijche Bundestagsgefandte aab hierauf Folgendes 
zu Protocol: 

„Die tn diefer Eingabe herrſchende Sprache und die bejondere 
Zuſammenſtellung höchſt auffallender Behauptungen und Anträge 
machten es ihm zur Pflicht, jeinem allechöchften Hofe die officielle 
Beantwortung derjelben, wenn fie für nötbig erachtet werben 
jollte, vorzubehalten, und ber hohen Bundesverfammlung die 
einfhweilige unparteiiiche Würdigung der in der gebacdıten Ein» 
gabe enthaltenen Anfichten und Weußerungen vertrauendvoll zu 
überlaflen. 

Was in diefen Anklagen auf die früher angebrachte DBe- 
ſchwerde fich beziehe, erwarte jebt den Vortrag ber aufgeftellten 
Referenten. 

Es fcheine, daß die verjuchten Conſequenzen, durch welche 
die Beſchwerde noch auf andere Geſichtspunkte übertragen werden 
fol, im Zufammenhange derjelben Erdrterung ihre Beleuchinng 
erhalten mühe. 

In welchem Sinne übrigend der preußiſche Hof im Allge⸗ 
meinen bis dahin Falle angenommen habe, die zu bem bier an» 
geordneten Bermittlungsverfahren nicht geeignet feien, darüber 
ſcheine die fernere allgemeine Erörterung des Austrägalverfahrens 
den ſchicklichen Ort der Aeußerung Darzubieten, 

Bei den fortdauernden jenfeitigen Bemühungen jedoch, jene 
Behauptung in ein nachtheiliges Licht zu ftellen, werde fich der 
Geſandte zum nachſten Protocolle erklären, jo wie es über: 
haupt die Töniglichepreußifche Regierung an genügender Aufllä- 
rung ihres Verfahrens und der Gefinnungen und Grundjäge, 
welche fie leiteten, nie ermungeln laſſen werde.” 

Es erfolgte Hierauf in derſelben Sitzung am 30. Mai ber 
einftimmige Beſchluß, daß die in der 17. diesjährigen Sitzung 
($. 105) gewählte Commiſſion erfucht werde, mit Grdehnung 
auf Die vorliegenden herzoglich-anhalt-föthenfche und Die zu ges 
wärtigende Zöniglich:preußifche Erklärungen den Vortrag bem- 
nächft zu erſtatten. 

In der 22. Sigung vom A, Juni (S. 160) erklärte der preu⸗ 
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ßiſche Bundestagsgefandte: Er genüge dem in lekter Sitzung 
gegebenen VBerfprechen, indem er eine Bemerkung, die bei fernerer 
Bearbeitung des Verfahrens bei Streitigfeiten unter Bundes⸗ 
gliedern eine allgemeine Berhidjichtigung verdiene, jeßt, in Folge 
einer einzelnen, immer mehr und gefliffentlich entftellten Bejchwerde- 
lache, zur Erwägung einer hohen Verfammlung bringe. 

Die Bunbesverfaffung Fenne bis dahin nur ein Vermitt- 
Iungsverfahren, welches, jobald es fich erfolglos gezeigt, zur rich- 
terlihen Entſcheidung, ſei es durch Schiedsrichter, oder ein Aus: 
trägalgericht, unmittelbar und ohne weiter8 übergehe, 

Es finde hierbei die Analogie desjenigen Begriffs ftatt, nach 
welchem ein Vergleichöverfahren in Rechtöftreitigfeiten zwijchen 
Privatperjonen, vor Eintritt des Rechtsverfahrens im engern 
Sinne, ftatt habe, ſowie allerdings auch der 11. Artifel der 
Bundesacte in dem hierher gehörigen Abjchnitte fich Diefer Analogie 
lediglich anzuſchließen ſcheine. 

Eine ſolche Beſtimmung ſtattfindender Vermittlung ſei voll⸗ 
kommen zweckmäßig, und reiche aus, wenn und ſobald in einer 
Beſchwerde ein wirklicher Rechtsſtreit ſich klar herausgeſtellt habe. 
Sie ſei aber unpaſſend und unzulänglich, wenn der Streit um 
eine Colliſion von Intereſſen entweder deutlich vom Anfange an 
ſich wende, oder, wenn im Zweifelsfalle, vor Anordnung des 
Vergleichsverfahrens, nicht lediglich erſt darüber entſchieden wor⸗ 
den, ob es der Fall ſei oder nicht. Im erſten Falle würden 
Bundesregierungen, wenn fie dad Vergleichsverfahren eintreten 
ließen, einen Streit um collidivende Jutereſſen, dem richterlichen 
Ausipruche anderer Regierungen, bewußt unterworfen, was fte 
zwar freiwillig thun, niemals aber fi dazu verpflichten laſſen 
fönnten. Sm andern Falle, oder bei zweifelhafter Bewandniß 
bes Streitäobjects, hätten fie fi wenigftend in den Anfchein ge- 
jebt, dem richterlichen Ausſpruche fich vorläufig unterworfen zu 
haben, wenn auch das Object, als um Intereſſen und nicht um 
Rechte jchwebend, hervorginge. 

In einem wie im andern Falle zeige fich ein Refultat, wel- 
ches ohne Zweifel von Feiner der Bundesregierungen, die an 
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Errichtung einer Austrägal-:Ordnung arbeiten,gewollt werde, und 
welches, wenn ber Uebergang einer nicht zum Vergleiche gediehe- 
nen Intereſſenſache an ein Tribunal gejchähe, zu compromittiren- 
den Belehrungen und Rüdverweifungen führen müßte. 


Miewohl hieraus der Sinn, in welchem der preußiiche Hof 
bis dahin geeignete und ungeeignete Fälle hiefiger Vermittlung 
anzunehmen ſich gemüßiget gejehen habe, deutlich hervorgehe, jo 
finde der Gefandte ſich außerdem durch die beitimmteften Aeuße- 
rungen ſeines allerhöchiten Hofes in den Stand geſetzt, ſich hier⸗ 
unter noch ausführlicher und offener auszuſprechen. 


indem der preußifche Hof die &ompetenz des Bundes in 
Streitigkeiten der Bundesglieder unter einander, injofern von 
der Einleitung eined Vermittlungs⸗ und das ihm unmittelbar 
und ohne weiteres folgenden Austrägal:Verfahrens die Rede fei, 
auf die Fälle bejchränfe, wo in der That Rechte ftreitig feien, 
dagegen aber in ſolchen Fällen, wo nur Intereſſen in Gollifion 
ftehen, ausjchliege, follte Damit doch auch in dieſen Fällen nicht 
unter allen Umftänden dem Bunde jede Einwirkung abgefpros 
hen jein? 


Seine Sorge bleibe ftet3, Friede zu erhalten und Gewalt: 
thätigleiten zwijchen einzelnen Bundesgliedern abzumehren. Die 
Bundesverfammlung könne daher auf die Beſchwerde eines Bun- 
desſtaates auch von der entitandenen Collifiou der Intereſſen 
Notiz nehmen, und, wo fie einen Mangel au Bereitwilligfeit zur 
gütlichen Ausgleichung wahrnähme, nach den näheren Umjtänden 
des einzelnen Falles die Art der Einwirkung in Erwägung zie- 
hen, und darüber einen Beichluß fallen, wodurch jene Bereitwil: 
Iigfeit gefördert und der Zweck einer gütlihen Ausgleichung er- 
reicht werden könnte. Sollte jedoch eine Colliſion der Intereſſen 
ſchlechterdings unaufgelöjet bleiben, jo würde freilich zu bedenken 
fein, daß der Bund zur Erhaltung des Nechtszuftandes oder der 
inneren und äußern Sicherheit der einzelnen Bundesftaaten geftif 
tet fei, und daB, wo er eine eigentliche Entſcheidung ftreitiger 
Intereſſen, nicht ftreitiger Rechte, in irgend einer Form an fich 
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ziehen wollte, er ganz die Grenzen feiner Beflimmung, nad) Geift 
und Buchftaben der Bundesacte, überjchreiten würde. 

Da der preußiiche Hof nur in diefem Sinne —ıd. h. wenn 
flreitige Intereſſen mit ftreitigen Rechten demfelben richterlichen 
Berfahren unterworfen werden follen, oder, bei Eingehung' eines 
Vergleichs-Verſuches, als ipso facto demſelben eventuell unter: 
geordnet gedacht werden müßten -- ungeeignete Fälle hieſiger 
Einwirkung von geeigneten unterſchieden habe, jo bedürfe es kei—⸗ 
ner Erklärung, daß — wenn Hingegen in das jchließlich anzu= 
orbnende Verfahren bei Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern 
jene anderweitige Art gedenfbarer freier Vermittlung, von welcher 
der bemerkte Nachtheil, oder das bis jet flattfindende Präjudiz 
getrennt würbe, in irgend einer Form beitimmt eingeführt, 
oder auch ſolche veränderte Abfchnitte und Uebergänge des ge⸗ 
ſammten Verfahrens ausgemittelt werden follten, durch welche 
ber Nachtheil oder das Präjudig gehoben würde — Die preußifche 
Regierung dem keineswegs zu widerfprechen gemeint fei, nnd 
darin vielmehr eine vervollfommnete Ausführung des 11. Artikels 
der Bundesacte bereitwillig anerkennen dürfte, 

Der herzoglich-anhaltiſche Herr Geſandte äußerte hierauf: 
Derjelbe Eönne im Allgemeinen nichts Dagegen zu erinnern ha- 
ben, daß der jo eben verlefene Vortrag der ernannten Gommil- 
fion zugeftellt werde; indem er ſich indefjen vorbehalte, ſich über 
denjelben nöthigenfall8 näher zu erflären, Halte er ſich verpflich- 
tet zu bemerfen: 

1. daß der gedachte Vortrag, ald die Fünftige Gejeßgebung 
bezielend, auf den vorliegenden Fall, zwilchen Anhalt-Köthen und 
Preußen einigen Einfluß nicht haben zu Fönnen, jondern hierbei 
lediglich die beftehende Geſetzgebung berüdjichtigt werben zu 
müfjen jcheine; 

2. daß, wenn man and, gegen die allgemeine Faſſung des 
11. AUrtifeld der Bundesacte, den Unterſchied zwiſchen freitigen 
Rechten und ftreitigen Intereſſen zulaſſen wollte, dennoch immer 
Die Frage: ob ein Rechtsſtreit ſtatt Habe? richterlicy entſchieden, 
aljo audy das Vermitilungsgejchäft der Bundesverfammlung ver- 
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faſſungsmäßig vorangehen müßte, indem fonft nur allzuleicht jede 
Streitigfeit unter Bimdesgliebern aus dem Kreife der Juſtiz in 
den Kreis der; Bolitif und Diplomatie gezogen, und fomit der 
Bwed,;Streitigfeiten unter Bunbeögliedern, unabhängig von jes 
dem frembartigen Einfluffe, zu einer richterlichen Entſcheidung zu 
bringen, vereitelt werben könnte. 

Der Gefanbte babe geglaubt, zur Abwendung des Präjudi- 
zes hierauf vorderjamft aufmerkſam machen zu müffen, ohne daß 
er übrigens der Berathung über die Austrägal-Orbnung, wohin 
dieſer Gegenfland gehöre, vorzugreifen gemeint wäre. 

Hierauf wurde einhellig bejchloffen, auch diefe Neußerungen 
an Die ernannte Commiſſion abzugeben, und im Uebrigen die 
rũckſtaͤndiſche königlich-preußifche Erklärung zu erwarten. — 

Diefe wurde in der 24. Sitzung ($. 173) abgegeben, und 
war folgenden hauptfächlichen Inhalte: 

Die in der anhalt:töthenfche Erklärung angezeigte Thatſache 
der Directen Citation eines herzoglichen Untertband müſſe berich» 
tigt werden. ‘Der Handeldjude Garl Ehrmann fei einer beabfich- 
teten Zolldefraudation und Beftehung des Grenzauffeherd auf 
preußiichem Gebiete befehuldigt worden, und Habe ſich zwar per- 
jönlich zu entziehen gewußt, doch fei die Etrafe durch Beichlag- 
nahme der Waaren gefihert. Das Föniglich- preußifche Juſtiz— 
amt Schkeuditz babe die herzogliche Landesregierung förmlich re- 
quirirt, diefe aber die Sinfinnation der Vorladung verweigert, fo 
daß das Fönigliche Dberlaudesgericht zu Naumburg auf diplo⸗ 
matifche Verwendung antrug. Ungeachtet dieſer nachgewiejenen 
Thatfache behaupte man anhalt-föthenjcher Seitd, Die Vorladung 
wäre direct gefchehen. Wegen ber angeblichen Inſinuation an 
den Bruder de3 Ehrmann müfle man noch nähere Aufklärung 
erwarten. Jeder Staat habe das Recht, daS forum delicti gel- 
tend zu machen, und die Vollſtreckung von Vermoͤgensſtrafen 
durch Beichlagnahme eines Objects zu fihern. Bei einer folchen 
Entſtellung von Thatfachen, und einen, alle Gejeße des Anftan- 
des bei Seite ſetzenden, leidenſchaftlichen Tone ſei e& nothwendig, 
allenfallfige künftige Erflärungen Der herzoglich⸗anhalt-koͤthenſchen 
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Regierung einer vorläufigen Prüfung zu unterwerfen, und barüber 
zu bejchließen, was die Geſetze des Anftandes, die Würde der 
Souveraind und dad Bundesverhältniß erheilchen. 

Ueber die Sache felbft bezog man fi) auf Die vorigen Er⸗ 
Härungen, verfannte nicht, daß ein für Anhalt nachtheiliges Ver- 
hältniß beftehe, bemerkte jedoch, daß Preußen nur feine Sonuve- 
ränitätörechte ausübe, und daß dieſe auf der Lage der Länder 
beruhende Sollifion der Intereſſen nur durch eine billige Ausglei⸗ 
hung gehoben werben koͤnnte, wozu Preußen bie Hand biete, 
Anhalt Köthen aber fie zurückweiſe. 

Uebrigend wurde auf die jenjeitigen Bemerkungen noch er- 
innert, Daß 

1. wenn man auch den leicht willführlich auszudehnenden 
Grundſatz geben wollte, alle zwifchen Bundesglievern vorkommen⸗ 
den Gollifionen feien von einer fünftigen Gejeßgebung nur nad 
der beftehenden zu beurtheilen, immer die Frage bliebe: was ift 
denn Die beftehende Gefebgebung über Gollifionen, wie die vor- 
liegende ? 

2. Wenn man ferner dergleichen ftreitende Intereſſen der 
Staaten bei öffentlichen Berhältniffen in Formen des Proceſſes, 
wie bei Streitigkeiten des Privat, bineinzwängen wolle, was 
aber durchaus unzuläffig fei, bürfe Doch auch jelbft Daun der 
Grundfaß des gemeinen Prozefjes nicht überjehen werben, daß 
ber Richter eine gänzlicdy uuftatthafte Klage nicht erft nach vor 
herigem Proceßgange und mittelft Erfenutniffes, jondern gleich 
vom Unfange an, wie fie übergeben worden, durch ein Decret 
zurückweiſe. 

Der herzoglich-anhaltiſche Geſandte erklaͤrte Hierauf in Bes 
zug auf dasjenige, was Föniglich-preußifcher Seits in der Sitzung 
vom 4. uni bemerft worden, Folgendes: 

Bufolge des 11. Artifel3 der Bundesacte habe Preußen, wie 
jeder andere Bundesflaat, bie Verpflichtung übernommen, feine 
Streitigfeit, in welche e3 mit einem feiner beutjchen Mitftände 
gerathen könnte, mit Gewalt zu verfolgen, fondern jelbige bei 
der BundesverJammlung anzubringen. Unter Feinerlei Vorwand 
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tolle ein Krieasſtand unter Deutfchen Regierungen eintreten; jämmt- 
liche Streitſachen der deutfchen Staaten müßten ohue Aus— 
nahme vom Bundestage ausgetragen werben. 

Hiermit fei ein allgemeiner Rechtszuftand in Deutjchland 
begründet, dem alle politifchen Sintereffen und Convenienzen ein- 
verleibt feien, und ben jeber Unbefangene für einen der größten 
Fortfchritte des Jahrhunderts anerkennen werde. 

Aus dem Sinne und Wortlaut des 11. Artikels gehe her: 
vor, daß, fall die Verfuche zur Sühne fehlſchlügen, richterliche 
Entfcheidung durch eine Austrägal:Inftanz erfolgen fol; und in 
wie fern man der Natur der, möglicher Weile unter unabhängi- 
gen Staaten vorfommenden Streitfälle erwäge, jo ergebe ſich, 
daß die Geſetzgebung des Bundes, bei weiterer Entwidelung, 
zweierlei Arten und Formen des Austrages anordnen Tönne, 
nämlich den ſtreng richterlichen, in allen den Fällen, wo wirkliche 
Rechtöverlegungen vorliegen, und den vermittelnden, ſchiedsrich⸗ 
terlichen Austrag, in allen denjenigen Fällen, wo der Streithandel 
einen mehr politifchen als ftreng rechtlichen Grund babe. 

Daß bis jetzt nur bie eine Der gedenkbaren Arten des Aus⸗ 
trages, nämlich der firengrichterlichen Entſcheidung, gefeblich vor- 
handen ſei, und daß die Aufftellung einer wahren compromifio- 
riſchen Inſtanz erft von den weiteren Verhandlungen des Bun- 
destaged über die Austrägal:Drbnung zu erwarten fei, werbe 
von der koͤniglich⸗preußiſchen Geſandtſchaft eingeräumt. Bis das 
hin Habe die vorhandene Geſetzgebung und Die derjelben gemäß 
proviſoriſch aufgeftellte Korm des Austrages in Wirkſamkeit zu 
bleiben, wenn nicht offene Gewalthandlungen, welche Die Bundes» 
acte ein» fiir allemal ausſchließe, eintreten follten, 

Demzufolge habe der berzogliche Bevollmächtigte bereits er- 
tärt, wie das in Vorjchlag gebrachte Amendement des 11. Artis 
feld der Bundesacte in durchaus Feiner vechtlichen Beziehung auf 
die anhalt=Fötheniche Beſchwerde und deren Verhandlung am 
Bundestage ftehe, noch weniger aber von einer retroactiven Wir⸗ 
Eung eines etwa in der Felge Darauf zu gründenden Geſetzes die 
Rede fein Tönne, 
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Nachdem jedoch der Föniglich:preußifche Vorfchlag der in der 
anhaltiichen Sache ernannten Commiſſion zugewiefen worden, jo 
jei der Bevollmächtigte der Fünfzehnten Stimme mit einer Gegen: 
äußerung beauftragt, welche keineswegs von einer Beſorguiß 
eined möglidyen Einflufjes jenes Vorſchlags auf den Gang diefer 
Sadye, jondern von aufrichtigem Antheil an dem Gedeihen des 
deutſchen Bundes eingegeben worden. 

Während die Bundesacte erkläre, Daß ed unter Den deutſchen 
Staaten nur Rechtsftreitigkeiten, uud Teinerlei, dem Bunde über 
gebene, der Gewalt der Waffen, aljo der allgemeinen Bolitif an- 
heimfallende Differenzen geben jolle, eröffne die Föniglich-preußijche 
Geſandtſchaft Diejenigen Refervationen, unter welchen ber königlich⸗ 
preußifche Hof bis dahin den 11. Artikel, d. h. die Bundesacte 
jelbit, und Preußens Verhältniß zum Bunde, zu betrachten fich 
gemütßiget gejehen Habe. 

Die Föniglichepreußifche Geſandtſchaft unterfcheide nicht etwa, 
wie ſich aus der Natur des Bundes ergebe, die mehr politifchen 
Nechtsfälle von den ftrengjuriftifchen, fondern fie untericheide, in 
das Gebiet der Abftraction übergehend die politischen Intereſſen 
von Rechten, und betrachte Die etwa in Deutfchland vorkommen⸗ 
den Gonflicten der Intereſſen, und Daraus hervorgehenden Strei- 
tigfeiten, als gänzlich außer der Competenz ded Bundes geftellt. 
Da nunmehr der Föniglich- preußifchen Regierung vorbehalten 
bleiben fol, ob diefelbe auf Mechten oder auf einem bloßen 
Gonflicte der Intereſſen beruhe, demnach ob eine Compe⸗ 
tenz des Bundes, das Heißt der Bund ſelbſt, vorhauden 
jei ober nicht? jo ergebe fi) aus jenen Behauptungen die für 
Deutfchland niederfchlagende Folgerung, daß, durch alle Auf: 
opferungen und Arbeiten, alle Bundes: und Schlußacten, für Die 
Begründung eines deutſchen Landfriedend nichts Wefentliches ge⸗ 
wonnen fei, eine unvermeidliche Folgerung, Die indeß mit den 
übrigen Gefinnungen und Handlungen des Eöniglich-preußiichen 
und Deutjchland und Europa hochverdienten Regentenhaufes im 
ſchneidendſten Widerſpruche ftehe. 

Dem Vortrage der königlich-preußiſchen Geſandiſchaft zufolge, 
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rebucire;fich diejenige Gompetenz des Bundes, welche das Berliner 
Gabinet bei den gegen Preußen erhobenen Bejchwerben anzu 
erkennen geneigt fei, auf folgende Punkte: 


1. Wenn ein deutjcher Bundesftaat vor dem Bunde wegen 
einer Rechtöverlegung angeklagt werde, fo bleibe ihm die Beftim- 
mung=überlaffen, ob er diefe Aggreifton als eine bloße Intereſſen⸗ 
Berlegung oder als eine wirkliche Nechtöverlegung angejehen 
wiffen wolle, Am erften Falle fei die Bundesverfammlung eo 
ipso incompetent. Nur in dem unmwahrfcheinlichen letztern alle 
finde der Artikel 14 der Bundesacte, alſo diefe Acte felbft, An⸗ 
wendung. 


2. Erkläre der angreifende Theil feine Handlung für eine 
bloße Intereſſen-Verletzung, jo ftehe dem Bunde noch frei, den 
Bundesfrieden Dadurch zu retten, daß er den verlebten Theil 
zun Vergleiche, das heißt, zur Ergebung in fein nunmehr unver: 
meidliches Schickſal, anzutreiben verfuche. 


Seine Durchlaucht der Herzog jeien weit davon entfernt, 
diejen Grundfäßen irgend eine practiiche Wichtigfeit beizumeſſen, 
oder fie mit der eigentlichen und bleibenden Politik des koͤniglich⸗ 
preußilchen Hofes zu verwechjeln. Aber bei der näheren Bezie- 
bung auf Die Befchwerde des Haujes Anhalt, wodurd Die 
königlich : preußifche Gefandtichaft ihre Verwahrung gegen Die 
Gompetenz ded Bundes habe motiviren wollen, feien Hoͤchſtdie⸗ 
jelben vorzugsweife aufgefordert, durch einfache Darlegung der 
Conſequenzen die Unhaltbarfeit und Unanwendbarkeit der in Dem 
preußiſchen Vorſchlage aufgeftellten Principien erweijen zu laſſen. 


In Bezug auf die neuefte preußiſche Erklärung bemerkte Der 
herzogliche Bevollmächtigte, daB er wegen ber darin vor- 
fommenden factiichen Umftände, die ihm ganz unbefannt wären, 
Seiner herzoglihen Durchlancht die Erwiderung vorbehalten 
müffe. 

„Was die Faſſung der anhaltiichen Erfärungen betreffe, fo 
jei Diefelbe billig nach dem Gefühle des Drudes zu beurtbeilen, 
worin fich Die anhaltifchen Zande befänten, und ſtets zu berüd- 
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fichtigen, daß Seine Durchlaucht, vom Gefühle Ihres Rechtes 
durchdrungen, Die beiligften Intereſſen Ihres Haufes und Ihrer 
Unterthanen vertheidigten. * 

Auch diefe Erklärungen wurden der beftellten Commiſſion 
übergeben, und Diejelbe ſah fih nun in den Stand geſetzt, Den 
Vortrag Darüber zu erftatten, 

Diejer lautete nun: 

Nachdem die bisherigen Verhandlungen in Diefer Angelegen- 
heit, foviel hiervon in Wien und bei der Bundesverfammlung 
vorgefommen ift (worauf fih die Commiſſion beichränfen zu 
müfjen geglaubt hat) volftändig und genau vorgelegt worden, 
jo wird ed darauf ankommen, daß man jene Fragen aufftelle, 
um deren Beantwortung es ſich bier vorzüglich handeln dürfte. 

Diefe Fragen ſcheinen fi in drei Claſſen eintheilen zu 
laflen. 

A. diejenigen, welche einer vorläufigen Entſcheidung be— 
dürfen; 

B. diejenigen, welche die Hauptjache ſelbſt, und 

C. diejenigen, welche die jebt zu gebenden Einleitungen be- 
ıreffen. 

ad A. Als vorläufige Fragen möchten folgende aufzuftel- 
Ien fein: 

L ft die Bundesverfammlung in diefer Angelegenheit com: 
petent? 

I. Wie weit ift fie competent? 

ad B. Unter denjenigen Fragen, welche Die Hauptſache 
ſelbſt betreffen, möchte man nachftehende ausheben können: 

I. Kann ein deutſcher Bundesftaat financielle Einrichtungen 
ungehindert treffen, welche dem Nachbarftante Nachtheil bringen? 
und unter welchen Beichränfungen ? 

I. Kann ein beutjcher Bundesſtaat Unterthanen des Nach⸗ 
barftaates mit Abgaben belegen? — und in welcher Wetfe? — 
Kann dies auch auf Verbrauchfteuern ausgedeht werben? 

IL. Kann ein deutſcher Bundesftaat von feinem Nachbar: 
ftaate fordern, daß ihm dieſer Sicherheit für die allenfallfigen 
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Gefährdungen feiner Zolleinrichtungen leiſte? — oder muß er 
jelbft für Die Sicherftellung feiner Einnahmen Sorge tragen? 

IV. Sn wie fern ift er bier auf den Flüffen, welche mehrere 
Bundesſtaaten trennen oder durchſtroͤmen, in feinen Verfügungen 
beſchraͤnkt ? 

V. Sind die bundeögefehlichen Beftimmungen über bie 
Flußſchifffahrt Schon jebt geltend, oder hängt ihre Gültigkeit erft 
von den Fünftigen Refultaten der zur Regulirung der Schifffahrt 
anf diefen Flüffen zufammengejegten Gommijfionen ab ? 

VI. Wenn erfteres ift, wie find jene Beflimmungen auf den 
gegenwärtigen Fall anzumenden ? 

Diefen könnte man noch einige Nebenfragen beifügen: 

VI. Kann ein deutjcher Bundesftaat einen fremden Ueber: 
treter jeiner Zollgejeße, wenn er auf der That ergriffen wird, zur 
Strafe ziehen? 

VII. Kann er ihn auch aus dem Nachbarftaate vor feine 
Gerichte citiren ? 

ad C. Diejenigen Fragen, welche ſich auf die jetzt von der 
Bundesverfammlung der Sache zu gebende Einleitung bezie- 
ben, möchten vorzüglich nachfolgende fein: 

J. Welche Einleitung fol jebt von der Bundbesverfammlung 
getroffen werden? 

I. Eind die einjchlägigen geſetzlichen Beitimmungen als 
zweifelhaft anzufehen? 

II. Wenn man fie für zweifelhaft hält, wer bat Die Inter⸗ 
pretation zu extheilen ? 

IV. Auf welchem Wege ift fie zu ertheilen ? 

V. Sft hierzu Einſtimmigkeit nothwendig, oder Fann Die 
Mehrheit enticheiben ? 

VI. Worauf wäre demnach dermal der Antrag zu richten? 

ad A. 1. Zur Beantwortung der erften Frage, ob Die Bundes⸗ 
verfammlung in diefer Angelegenheit competent jet, wird ed am 
beften fein, tie hierauf Bezug habenden gejeglichen Beſtimmun⸗ 
gen vor Augen zu ftellen: 

„Der Zweck des Bundes ift Erhaltung der äußern und in 
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nern Sicherheit Deutſchlands, und der Unabhängigkeit und Un⸗ 
verleßlichkeit der einzelnen deutſchen Staaten (confr. Art. I. der 
Schlußacte) *).“ 

„Die Bundesglieder machen ſich verbindlich, einander unter 
keinerlei Vorwand zu bekriegen, noch ihre Streitigkeiten mit Ge⸗ 
walt zu verfolgen, ſondern fie bei der Bundesverſammlung anzu⸗ 
bringen“*).“ 

„Streitigkeiten der deutſchen Bundesglieder unter ſich ſind 
auf den Grund des 11. Artikels des Bundesacte ungezweifelt der 
Competenz der Bundesverſammlung unterworfen ***),” 

„Die Bundeöverfammlung ift diejenige Behörde, bei welcher 
alle und jede Streitigkeiten der Bundesglieder unter fi) anzu⸗ 
bringen find ****).“ 

„Der Umfang und die Schranken, welche der Bund feiner 
Wirkſamkeit vorgezeichnet hat, find in der Bundesacte beftimmt, 
die der Grundvertrag und das erfte Grundgeſetz dieſes Vereins 
ift. Indem Diefelbe Die Zwecke des Bundes ausſpricht, bedingt 
und begrenzt fie zugleich deſſen Befugniffe und Verpflichtun⸗ 
genT).” 

„Die Bundesverjammlung bat das Recht und die Verbind⸗ 
Iichkeit für die Vollziehung der Bundesacte und übrigen Grund⸗ 
gefebe des Bundes, der in Gemäßheit ihrer Competenz von ihr 
gefaßten Beſchlüſſe 2c., zu forgen u. |. w.“ rt) 


Wenn audy in dem Falle, welcher den gegenwärtigen Vor⸗ 
trag veranlaßt, Die Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit eines 


3) Artifel 2 der Bundesacte. 
*+) Artifel 11 der Bundesacte. 
***8) Proviſoriſche Gompetenz-Beftimmung vom 12. Suli 1817, 8.4, Nr. 6. 
"er, Beihluß vom 16. Suni 1817, die DBermittlung der Bundesverfamm- 
lung ꝛc. betreffend, Artikel I. 
+) Artifel IH. der Wiener Schlußacte. 
++) Artifel XXXI. der Schlußacte. 
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deutſchen Bundesftaates nicht al8 gefährdet angefehen werden 
kann, wie von Seite des Herzogd von Anhalt-flöthen behauptet 
werben will, jo wird Doc wohl nicht in Abrede geftellt werben 
fönnen, daß bier eine Streitigfeit zwilchen zwei Bunbesgliedern 
obwalte. Wenn man die, oben näher bargeftellten, gegenfeiti- 
gen Erklärungen vergleicht, wird darüber kaum ein Zweifel 
beitehben koͤnnen und es einer weiteren Ausführung nicht bes 
dürfen. 

In der Erklärung, welche die Föniglich-preußiiche Geſandtſchaft 
in der 22. diesjährigen Sitzung abgegeben hat, wird auch Dies 
nicht widerfprochen, ſondern nur ausgeführt, daß es Fein Streit 
über Rechte, fondern nur eine Eollifion von Intereſſen fei, bei 
welchen das über jene vorgejchriebene Verfahren feine Anwendung 
finden koͤnne. 


Wenn man au annehmen wollte, daß in die fünftige Ge 
feßgebung des Bundes eine ſolche Unterfcheidung zwiſchen fireiti- 
gen Rechten und collivirenden Snterefjen werde aufgenommen 
werben, was noch problematijch fein Fönnte, wenn man auf dass 
jenige einen Rüdblid wirft, was bereitö bei früheren Verhand: 
lungen über eine Verſchiedenheit zwilchen reinsrechtlichen und 
politifhen und gemifchten Gegenftänden in biefer hohen Ver: 
ſammlung vorgefommen ift; — fo könnte doch eine ſolche Be- 
flimmung einmal eine rüdwirkende Natur annehmen, und auf 
bereit3 früher verbandelte Fälle feine Anwendung finden. 

Dhne dasjenige zu wiederholen, was diesfalls der herzoglich- 
anbaltifche Geſandte bereits verfaſſungsmaͤßig erwidert hat (S. 230), 
wird man kein Bedenken finden dürfen, auszuſprechen, daß das 
Verfahren in der gegenwärtigen Angelegenheit ſich lediglich nad) 
den dermal beſtehenden Geſetzen richten koͤnne. 

In dieſen iſt ein ſolcher Unterſchied nicht gemacht, ſondern 
jede Streitigkeit zwiſchen zwei Bundesgliedern zur Bundesver⸗ 
ſammlung hingewieſen. 

Koͤniglich⸗preußiſcher Seits wird auch in der am A. Juni 
abgegebenen Erklärung die Kompetenz der Bundesverfammlung 
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nicht mehr beftritten, jondern die Einwendungen gehen nur gegen 
die, bei fruchtlofem Verſuche der Vermittlung, fogleich eintretende 
Wirkſamkeit eined austrägalgerichtlihen Verfahrens. 


Wie wenig man von Seite dieſes erhabenen Bundesftaates 
gemeint war, die Competenz der Bundesverfammlung in Diefen 
Fällen zu verfennen, ergeben bie früheren Abflimmungen über 
die Gompetenz ſowohl, als über das austrägalgerichtliche Ver⸗ 
fahren, indbefondere das Votum der königlich-preußiſchen Geſandt⸗ 
Ichaft in der 34. Sitzung vom Jahre 1817, $. 224, die Mitwir- 
fung zu dem Beſchluſſe vom 16. Juli defjelben Jahres und Die 
bei andern Gelegenheiten abgegebenen Aeußerungen. 


Auch haben die Föniglichpreußifchen Bevollmächtigten bei 
den Gonferenzen in Wien nichtd Dagegen erinnert, als des Herrn 
Fürften von Metternih Durchlaucht, eben in dieſer fpeciellen 
Angelegenheit, auf die wiederholten Sollicitationen Sr. Durch⸗ 
laucht des Herren Herzogd von Anhalt-Köthen, Daß ein denfelben 
fihernder Artikel in die Schlußacte aufgenommen werben möchte, 
die Sache an die Bundesverfammlung verwies, 


Dies geſchah in der 23. Sitzung (ſ. oben S.207) und noch 
beftimmter in der 27. Sitzung (ſ. oben S.209), wo der Herr Fürft 
fih äußerten, die Erledigung dieſer Sache, welche in feiner Be- 
ziehung für die Wiener Conferenz geeignet jei, Fönne nur bei 
der Bundesverfammlung gejucht werben, deren Gompetenz in 
. biefer Hinſicht vollkommen feſtſtehe. 

Bei dieſen geſetzlichen Beſtimmungen und auf die vorliegen⸗ 
den Verhandlungen gegründeten Verhaͤltniſſen wird daher unbe— 
denflich ausgeiprochen werden Eönnen, 

daß die Gompetenz der Bundesverjammlung in dieſer An- 
gelegenheit vollfommen begründet fei. 

ad A. IL Wie weit ift die Bundesverfammlung in biefer 
Sache competent ? 

Auch zur Beantwortung dieſer Frage wird es am beften 
fein, vor Allem Das Geſetz ſelbſt fprechen zu laſſen. 
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Artikel 11 der Bundesacte. 

„Diefer (der Bundesverfammlung) liegt alsdann ob, Die 
Bermittlung durch einen Ausſchuß zu verfuchen, und falls dieſer 
Verſuch fehlichlagen ſollte, und demnach eine richterliche Entfchei- 
dung nothwendig würde, ſolche durch eine wohlgeordnete Aus- 
trägal-Suflanz zu bewirken, deren Ausipruche Die ftreitenden Theile 
fi fofort zu unterwerfen hätten.” 

Beſchluß vom 16. uni 1817, Artikel L 

Die Bundesverfammlung ift Diejenige Behörde, bei welcher 
alle und jede Streitigkeiten der Bundesglieder unter ſich anzu 
bringen find. Es verfteht fich jedoch von felbft, Daß den Bun⸗ 
desgliedern überlaffen bleibe, auch ohne Zutritt der Bundesver⸗ 
ſammlung die gütliche Ausgleichung ihrer Streitigkeiten unter ſich 
zu treffen, und fi) einander die Austräge zu gewähren; indem 
bie Thätigfeit der Bundesverfammlung nur dann eintritt, wenn 
fih Die Bundeöglieder über einen ftreitigen Gegenftand auf Feine 
Art unter fih einigen Tönnen. 

Ebend. Art. D. 

Wenn eine Streitigfeit mit gehöriger Darftellung der An- 
jprüche des bejchwerbeführenden Theile wirklich angebracht worden 
ift, jo wird Die Bundesverfammlung vor allem die Vermittlung 
unter den ftreitenden heilen 

a. durch einen Ausſchuß verfuchen, welcher aus zwei, und, 
nad) Befinden, au aus mehreren Bundesgeſandten befteht. 

Dabei wird fie nad Befchaffenheit der jedesmaligen Um» 
ftände ermeffen, ob und wie fern eine Zeitfchrift zur Erledigung 
des Vermittlungsgeſchaͤfts von ihr vorgefchrteben werden foll. 
Jedem der zwiftigen heile fteht es jedoch frei, bei der Bundes: 
verjammlung auf eine Friftjeßung anzutragen. 

Die Bundesverfammlung macht Die Ernennung. des Aus: 
ſchuſſes den Parteien befannt. | 

b. Der Ausſchuß wirb hierauf ac. 

Ebend. Art. II. 

Wenn der Vermitilungsverſuch bei Streitigkeiten der Bun⸗ 

beöglieber unter ſich ohne Erfolg Bleibt, und daher eine richter- 
Dritter Theil. 16 
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liche Entſcheidung erfolgen muß, fo wird vor der Hand feſtge⸗ 
feßt, daß, um dem Bebürfniffe des Augenblicks abzuhelfen, für 
jeden vorfommenden Fal eine Austrägal-Inflanz gebildet werde ıc. 


Wiener Schlußacte, Art. XXl. 

Die Bundesverfanmlung hat in allen, nad) Vorjchrift der 
Bundedacte bei ihr anzubringenden Streitigkeiten Der Bundesglieder 
die Vermittlung Durch einen Ausſchuß zu verjuchen. Können 
die entftandenen Streitigkeiten auf diefem Wege nicht beigelegt 
werden, fo Hat fie die Entjeheidung derjelben durch eine Auöträ- 
gal-Inſtanz zu veranlaffen. und Dabei, jo lange nicht wegen der 
Austrägalgerihte eine anderweitige Uebereinfunft zwijchen ben 
Bundesgliedern ftattgefunden hat, die in dem Bundestagsbe— 
ichluffe vom 16. Juni 1817 enthaltenen Borjchriften, jo wie den, 
in Folge gleichzeitig an die Bundestagsgefandten ergehenden In⸗ 
fiructionen zu faffenden, beſondern Beſchluß zu beobachten. 

Da die übrigen hierher gehörigen Artikel der Schlußacte, 
fowie der Bundestagsbejchluß vom 3. Yuguft 1820 über das bei 
Aufftellung der Austrägal-Inſtanzen zu beobachtende Verfahren, 
nur die nähern Vorjchriften enthalten, wie die Cache behandelt 
werden joll, wenn fie einmal von der Bundesverfammlung auf 
den Austrägaliweg gewiejen ift, jo glaubt man diefe gejeßlichen 
Beilimmungen zu dem gegenwärtigen Zwecke dermal nicht anfüh- 
ren zu müljen. 


Bon einer Unterjcheidung zwifchen Rechtsſachen und politi- 
chen Gegenftänden, zwilchen freitigen Rechten und collidirenden 
Intereſſen ift in allen dieſen gefeßlichen Beflimmungen nirgend 
eine Rede, und was davon in einzelnen Abflimmungen oder Be⸗ 
merkungen vorfommt, kann nur als Material für Die Tünftige 
Geſetzgebung augefehen werden, aber auf bereitd anhängige Fälle 
nicht ruͤckwirken. 

In Den dermaligen Geſetzen, welche unjere einzige Richt- 
Schnur fein können, ift es vielmehr deutlich ausgeſprochen, daß 
alle und jede Streitigkeiten der Bundesglieder unter fich bei der 
Bundesverſammlung angebradjt werden follen, welcher eben fo 
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deutlich Die Bahn vorgezeichnet ift, Die fie ausfchließend zu be- 
folgen bat, 

Nachdem das Obige vorausgeichict ift, wird ſich die Frage 
leicht beantworten laffen, wie weit Die Bundesverfammlung in 
diefer Angelegenheit competent jet? 

Sie hat nämlich keineswegs ald Gericht aufzutreten, oder 
fi) irgend eine Entfcheidung anzumaßen, ſondern ſie bat nur die 
Sorge, zu bewirken, daß die Sache gütlicy beigelegt, oder recht- 
lich entjchieden werde. 

Die Bundesverfammlung bat vor allem den jchönen Beruf 
zu erfüllen, daß fie Die Sühne verjuche zwilchen zwei Bundes» 
genofjen, welche mit einander in Irrung gerathen find. Sie hat 
daher einen Ausſchuß von zwei oder mehrerern Mitgliedern zn 
ernennen, deſſen Aufgabe es ift, wie immer möglidy, eine Ver⸗ 
mittlung zu Stande zu bringen. 

Sollten diefe Bemühungen nicht gelingen, und eine gütliche 
Beilegung des Zwiſtes auf dieſem Wege nicht erreicht werden 
können, fo hat fie die Entſcheidung durch eine Austrägal-Snftanz 
auf beitimmt vorgefchriebenen Wege zu veranlalfen, und auf Die 
Sache weiter nicht einzuwirken. 

Wenn ſchon Das Urtheil des Austrägalgerichts im Namen 
und aus Auftrag der Bundbesverfammlung gefällt wird, jo hat 
fie felbft doch auf Dafjelbe, fo wie auf den Gang der Verhand— 
lung, durchaus feinen Einfluß. 

Die Grenzen ihrer Wirkjamfeit find geftedt: jo weit iſt fie 
eompetent und weiter nicht. 

ad B. Da nun in der Hauptfache die Bundesverfammlung 
weiter nicht einzuwirken hat, und ihr darin Feine Eutjcheidung 
zufommt, jo dürfen fi) auch die Referenten nicht erlauben, Dieje 
in Betreff der Hauptſache aufgeftellten Fragen zu beantworten, 
fondern deren Auflöfung muß, wenn eine gütlihe Uebereinkunft 
nicht zu Stande fommen follte, lediglich) von dem Richter erwar- 
tet werden. 

Wenn man in gegenwörtigem Bortrage dieſe, tief in die 
Sache ſelbſt gehenden Fragen gleichwohl aufftellen zu follen 

16* 
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geglaubt hat, fo gejchah Dies keineswegs in der Abficht, dadurch 
irgend einer Meinung vorzugreifen, welche Jedermann aus den 
Verhandlungen jelbft, und nicht aus gegebenen Geſichtspunkten 
zu fchöpfen willen wird; fondern weil man fih der Hoffnung 
fchmeichelte, daß ſolches auf eine gütliche Beilegung einwirken 
und dieſelbe erleichtern konnte. 

ad C. Man kann alſo auf Beantwortung derjenigen Fragen 
übergehen, welche auf Die der Sache zu gebende Einleitung. Bes 
zug haben, und zwar: 

ad C. I. Welche Einleitung ſoll jebt von der Bunbesver- 
fammlung getroffen werden? 

Nach demjenigen, was oben 8.34 u. 35 (S. 534) zu den Fragen 
A. IL und II. entmwidelt werden, würde Referent fein Bedenken 
finden, diefe Frage dahin zu beantworten, daß der Bundesver⸗ 
fammlung dermal in Verfolgung der bundesgeſetzlich vorgefchrie- 
benen Weges nichts übrig bleibe, ald einen Vermittlungsausfchuß 
zu ernennen, welcher verjuchen follte, dieſe Irrung auf gütliche 
Weile auszugleichen. 

Allein durch Die, in der 21. Sitzung vorgelommeue, herzog⸗ 
lich-anhaltiſche Eingabe wird Die Lage der Sachen daburch ge⸗ 
ändert, daß, anftatt de3 früheren Antrag?, nunmehr die Inter⸗ 
pretation der Tractaten über die Flußſchifffahrt begehrt wird. 

Es wird Daher nicht umgangen werden fünnen, dieſen ver- 
änderten Antrag in Erwägung zu ziehen, und nunmehr die Be- 
rathung auf Diefen Gegenftand zu lenken. 

ad C. 1. Man wird daher vor allem auf die zweite Frage 
übergehen müfjen: 

Sind die einfchlägigen bundesgejeklichen Beitimmungen als 
zweifelhaft anzuſehen? 

Um dieſe Frage zu beantworten, jcheint es dem Referenten 
nothwendig, dieſe Beftimmungen über die Flußſchifffahrt zuſammen 
zu ſtellen. 

Wiener Congreßacte, Art. 108. 

Les Puissances, dont les &tats sont separdes ou traversés 

par une même riviere navigable, s’engagent à regler d’un com- 
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mun accord, tout ce qui a rapport & la navigation de cette ri- 
viere. Elles nommeront à cet effet des commissaires, qui se 
reuniront au plus tard six mois apres la fin duCongres, et qui 
prendront pour bases de leurs travaux les principes &tablis dans 
les articles suivans. 

Ibid. Art. 109. 

La navigation dans tout le cours des revieres indiquees 
dans l’article pr&c&dent, du point oü chacune d’elle devient na- 
vigable jusqu'à son embouchure, sera entierement libre, et ne 
pourra, sous le rapport du commerce, etre interdite à personne; 
bien entendu que l’on se conformera aux reglemens relatifs à 
la police de cette navigation, lesquels seront concus d’une ma- 
niere uniforme pour tous, et aussi favorables que possible au 
commerce de toutes les nations. 

Ibid. Art. 111. 

Les droits sur la navigation seront fix&s d’une maniere uni- 
forme, invariable, et assez ind&pendente de la qualit& differente 
des marchandises, pour ne pas rendre necessaire un examen de- 
taillE de la cargaison, autrement que pour cause de fraude et 
de contravention. La quotite de ces droits, qui en aucun cas, ne 
pourront exceder ceux existants actuellement, sera determinde 
d’apr&s les circonstances locales, qui ne permettent guere d’eta- 
blir une règle generale à cet egard.. On partira n’eanmoins, 
en dressant le tarif, du point de vue d’encourager le commerce 
en facilitant la navigation, et l’octroi etabli sur le Rhin pourra 
servir d’une norme approximative. 

Le tarif une fois regle, il ne pourra plus &tre augmente 
que par un arrangement commun des etats riverains, ni la na- 
vigalion grevee d’autres droits queleconques, outres ceux fixds 
dans le reglement. 

Ibid. Art. 115. 

Les douanes des états riverains n’auront rien de commun 
avec les droits de navigation. On empechera, pour des dispo- 
positions regiementaires, que l’exercice des fonctions des doua- 
niers, ne mette pas d’entraves à la navigation; mais on surveillera 
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par une police exacte sur la rive, toute tentative des habitans 
de faire la contrebande ä l’aide des bateliers. 


Ibid. Art. 116. 

Tout ce qui est indiqu& dans les articles pr&cedens, sera 
d’etermind par un reglement commun, qui renfermera &galement 
tout ce qui aurait besoin d’etre fix& ulterierement. Le reglement 
une fois arret€, ne pourra dtre change que du consentement de 
tous les états riverains, et ils auront soin de pourvoir à son 
execution d’une maniere convenable et adaptee aux circonstan- 
ces et aux localites. 


Bundesacte, Art. 19. 

Die Bundesglieder behalten ſich vor, bei der erften Zuſam⸗ 
Jammenfunft der Bundeöverfammlung in Frankfurt wegen Des 
Handels und Verkehrs zwifchen den verjchiedenen Bundezftaaten, 
jo wie wegen der Schifffahrt, nad) Einleitung der auf dem 
Congreſſe zu Wien angenommenen Grundfäße, in Berathung zu 
treten. 


Bundestagsbejchluß vom 3. Auguſt 1820. 

Um der Flußſchifffahrt die Derjelben durch die Wiener Con⸗ 
greßacte 109 bis 116 incl. zugeficherte Freiheit wirklich zu ges 
währen, machen jämmtliche dabei betheiligte Bundesglieder ſich 
verbindlich, die Darüber in der Congreßacte gegebenen und ver: 
möge des Artifeld 19 der Bundesacte den Berathungen der Buns 
desverfammlung zum Grunde gelegten Vorſchriften unverbrüchlich 
zu befolgen, wie auch die deshalb ſchon beſtehenden Unterhand- 
Iungen aufs thätigfte zu betreiben, und in der Fürzeft moͤglichſten 
Frift zu bendigen, wo aber noch Feine Unterhandlungen eingeleitet 
find, ſolche unverzüglich eintreten zu lafjen. 


Diefe bundesgefeglihen Beftimmungen, deren wahrer Sinu 
aus deren Beranlafjung und den bazu gehörigen Verhandlungen 
ohnehin beſtimmt hervorzugehen feheint, hält Referent nicht für 
zweifelhaft. Nach feiner Anficht bebarf es hier Feiner Erlaͤute⸗ 
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zung eined an fi, Flaren Geſetzes, ſondern es kommt nur auf 
deifen Anwendung an. 

Indeſſen würde er es für Anmaßung halten, auf dieſer An⸗ 
fiht zu beftehen, jobald zwei Hohe Bundesglieder die Sache als 
zweifelhaft anfehen, verjchiedene Deutungen annehmen, und ein 
Theil wirflidy auf Interpretation den Antrag macht. 

Indem er daher feine Meinung gerne einer andern unter 
orbnet, ift er nicht Dagegen, Daß auf Die angetragene Interpreta⸗ 
tion eingegangen werde, 

ad C Ill. Die dritte Frage ift: Wenn man die gefeßlichen 
Beftimmungen für zweifelhaft halt, wer hat die Sinterpretation 
zu ertheilen ? 

Ohne in eine Discuffion über Die Lehre der interpretation, 
über die Unterjcheidung zwilchen der doctrinellen und authenti⸗ 
Ichen, und in die Frage einzugehen, ob es in dem vorliegenden 
Falle nicht an derjenigen genügen würbe, welche das Gericht 
durch die Anwendung des Geſetzes auf die ftreitige Sache jelbft 
giebt, hält man es für angemefjen, vor allem die Worte des 
Geſetzes zu hören, fo weit fie hierauf bezüglich genommen wer- 
den können, 

Schlußacte, Art. IV. 

Der Gejummtheit der Bundesglieder fteht die Befugniß der 
Entwidelung und Ausbildung Der Bundesacte zu, in fo fern bie 
Erfüllung der darin aufgeftellten Zwecke ſolche nothwendig macht. 
Die deshalb zu faflenden Bejchlüffe dürfen aber mit dem Geifte 
der Bunbesacte nicht im Widerſpruche flehen, noch von dem 
Grundcharakter des Bundes abweichen. 

Ebend. Art. VI. 

Die Bundesverfammlung, aus den Bevollmächtigten ſaͤmmt⸗ 
licher Bundesglieder gebildet, ftellt den Bund in feiner Gefammt- 
beit vor, und ift das beftändige verfaffungsmäßige Organ feines 
Willens und Handelns. 

Ebend. Art. XVIL 

Die Bundesverfammlung ift berufen, zur Aufrechthaltung des 

wahren Sinnes der Bundedacte, die darin enthaltenen Beftim- 
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mungen, wenn über deren Auslegung Zweifel entitehen follten, 
dem Bundeszwede gemäß zu erklären, und in allen vorkommen⸗ 
den Fällen den Vorjehriften dieſer Urkunde ihre richtige Anwen: 
dung zu fichern, 


Was hier von der Bundesacte gejagt ift, muß ingleichen 
und nad) höherem Maße von allen übrigen Bundesgeſetzen gel- 
und fie einer gleichheitlichen Behandlung unterwerfen. Alſo auch 
die einfchlägigen Beitimmungen der Wiener Gongreßacte, welche 
in diejer Hinficht, und durch die ausdrüdliche Zugrundelegung in 
der Bundesacte (Art. 19) oder in einzelnen Bundesbeſchlüſſen 
(vom 3. Auguft 1820) diesfalls ihren europäifchen Charakter ver- 
lieren und die Natur von Bundesgefeßen annehmen, 


Referent glaubt daher die dritte Frage dahin beantworten 
zu können, daß die Bundesverfammlung die Interpretation zu 
ertheilen babe. 


ad C. IV. Die vierte Frage, auf welchem Wege fie zu er: 
theilen jei? ift in der Abficht aufgeftellt, um zu entwideln, ob 
die Bundesverfammlung für fi) im Allgemeinen ermächtigt fei, 
dieje Interpretation ohne weiteres felbft zu ertbeilen, oder ob 
ihre Mitglieder darin von den Snftructionen ihrer Regierungen 
abhängen, 

Referent ift der Meinung, Daß, wenn fchon der Bundesver⸗ 
ſammlung die Macht eingeräumt ift, Die Bundesgefehe zu erflä 
ven, und wenn biefelbe ſchon den Bund in feiner Gefammtheit 
oorftellt, und das beftändige verfafjungsmäßige Organ feines 
Willens und Handelns ift (Schlußacte, Art. VIL), ihr dieſe Er- 
mächtigung Doch nicht Die Stellung einer unabhängigen, ſelbſt⸗ 
fändigen Behörde giebt, ſondern Die übrigen Beftimmuugen über 
ihre Gonftituirung darum nicht minder aufrecht ftehen bleiben. 

Es werden daher die folgenden Artikel VI. und IX. der 


Schlußacte nicht minder beobachtet werden müllen, ald der Ar- 
tifel XVII. 
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Es heißt Schlußacte, Art. VII: 

Die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage find von 
ihren Sommittenten unbedingt abhängig, und Diefen allein, wegen 
getreuer Befolgung der ihnen ertheilten Anftructionen, jo wie 
wegen ihrer Gejchäftsführung überhaupt, verantwortlich. 

Und ebend. Art. IX.: | 

Die Bundesverfammlung übt ihre Rechte und Obliegenhei⸗ 
ten nur innerhalb der ihr worgezeichneten Schranfen aus. 

Ihre Wirkſamkeit ift zunächſt durch die Vorſchriften der 
Bundesacte und durch die in Gemäßheit derjelben befchlofjenen 
oder ferner zu bejchließenden Gruudgeſetze, wo aber dieſe nicht 
zureichen, Durch Die im Grundvertrage bezeichneten Bunbeszwede 
beitimmt, 


In diefer hochwichtigen Angelegenheit, wo es auf die Erklaͤ⸗ 
rung bundesgejeglicher Beflimmungen anfommt, welche nicht Bloß 
zwichen einem anjehnlichen Bundesgliede und einem der mädh- 
tigften Bundesftaaten bereit der Gegenitand von Irrungen ges 
worden find, jondern die auch mehr oder minder faft alle Regies 
rungen interejfiren, wird man fi) kaum erlauben dürfen, aus 
eigener Machtvollkommenheit auszufprechen, jondern man wird 
fi) gern darauf beſchraͤnken, hierüber die Inſtructionen der hoͤch⸗ 
ften Gommittenten zu erholen. 

Die interpretation wäre demnach wohl durch die Bundess 
verfammlung aber nur auf dem Wege vorgängiger Inſtructions⸗ 
Einholung zu ertheilen. 

ad C. V. Die fünfte Frage lautet }o: 

St Hierzu Einftimmigkeit nothwendig, ober fann die Mehr: 
heit entjcheiden, 

Man wird am wentgften irren, wenn man aud) der Beant- 
wortung diefer Frage vor allen Die wörtlichen Beftimmungen des 
Geſetzes vorausſchickt. 

Die Bundesacte, Art. 7 ſagt: 

„Sowohl in der engern Verſammlung, als in Pleno, wer⸗ 
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den die Beichlüffe nady der Mehrheit der Stimmen gefaßt, je- 
doch in der Art, daß in der eritern Die abfolute, in Teßterer aber 
nur eine auf zwei Drittheile der Abitimmung beruhende Mehr: 
heit entjcheidet. — 

Wo es aber nur auf Annahme oder Abänderung der Grund 
gejeße, auf organifche YBundeseinrichtungen, auf jura singulorum 
oder Religiondangelegenheiten anfommt, kann weder in der engern 
Verſammlung nod in Pleno ein Beichluß durch Stimmenmehrheit 
gefaßt werden.“ 

Dazu fügt die Schlußacte, Art. X.: 

„Der Geſammtwille des Bundes wird durch verfaſſungs⸗ 
mäßige Befchlüffe der Bundesverſammlung ausgeiprochen; ver- 
faſſungsmaͤßig aber find Diejenigen Bejchlüffe, Die innerhalb ver 
Grenzen der Kompetenz der Bundesverfammlung, nach vorgär- 
giger Berathung, durch freie Abflimmung, entweder im engern 
Rathe oder im Plenum, gefaßt werben, je nachdem das Eine 
oder das Andere durch die grundgejeglichen Beſtimmungen vor: 
geſchrieben iſt.“ 

Ebend. Art. XI. 

„In der Regel faßt die Bundesverſammlung die zu Beſor⸗ 
gung der gemeinſamen Angelegenheiten des Bundes erforderli⸗ 
chen Beſchlüſſe im engern Rathe, nach abſoluter Stimmenmehr⸗ 
heit. Dieſe Form der Schlußfaſſung findet in allen Fällen ſtatt, 
wo bereit3 feititehende allgemeine Grundjäße in Anwendung, oder 
beſchloſſene Gefebe und Einrichtungen zur Ausführung zu bringen 
find, überhaupt aber bei allen Berathungsgegenftänden, welche 
die Bundesacte oder fpätere Bejchlüffe nicht beftimmt davon aus⸗ 
genommen haben.” 

Ebend. Art. All. 

„Nur in den in der Bundesacte ausdrüdlich bezeichneten 
Fällen, und wo es auf eine Sriegderklärung oder Friedensſchluß⸗ 
beftätigung von Seiten ded Bundes ankommt, wie auch, wenn 
über Die Aufnahme eines neuen Mitgltede in den Bund ent- 
fchieden werben fol, bildet fich Die Verfammlung zu einem Ple⸗ 
um — — — — — 
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Ein gültiger Beichluß im Plenum feßt eine Mehrheit von 

zwei SDrittheilen der Stimmen voraus.” 
Ebend. Art. 13. 

„Weber folgende Gegenftände: 

1. Annahme neuer Grundgefeße oder der beftehenden; 

2. organiſche Einrichtungen, das heißt, bleibende Anftalten 
ald Mittel zur Erfüllung der ausgeſprochenen Bunbeögwede; 

3. Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 

4. Religionsangelegenbeiten, 
findet Fein Bejchluß durch Stimmenmehrheit ftatt; jedoch kann 
eine definitive Abftimmung über Gegenftände diefer Art nur nach 
genauer Prüfung und Erörterung der den Widerſpruch einzelner 
Bundesglieder bejlimmenden ®ründe, deren Darlegung in feinem 
Falle verweigert werden darf, erfolgen. 


Es dürfte nicht überflüffig fein, auf die Verhandlungen ber 
Wiener Conferenz über dieſe Punkte zurüdgubliden, um in Der 
Geſchichte der Entftehung diefer Beftimmungen deſto eher einen 
Leitftern zur Erkennung ihres eigentlichen Sinnes zu finden. 

In den in der 10. Sitzung vorgelegten Anträgen des zwei⸗ 
ten Ausſchuſſes, wegen näherer Beſtimmung der Fälle, wo zu 
verbindlichen Befchlüflen der Bundesverfammlung entweder Stim- 
menmehrheit hinreichend, oder aber Einhelligkeit der Stimmen 
erforderlich wäre, war der jechite Saß fo entworfen: 

6. Satz. 

„Wenn Beſchlüſſe über die Bundesacte jelbit gefaßt werden 
jollen, weldye auf die Auslegung, Abänderung oder nähere Be- 
fliimmung dieſes erſten Grundgejeßed des Bundes gerichtet find, 
jo ift, wie in Anfehung anderer Grundgeſetze, Einhelligfeit ber 
Stimmen erforderli. Nur in fo fern von der Anwendung oder 
Bolziehung folder einzelnen Beſtimmungen der Bundesacte die 
Rede ift, welche ſich weder auf Grundgefeße, noch auf organiſche 
Einrichtungen, oder gemeinnüßige Anordnungen beziehen, Tönnen 
Beichlüffe durch Stimmenmehrheit in der engern Verſammlung 
flatt finden. 
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Wo dergleichen Feftfeßungen der Bundesacte irgend Jeman— 
den beftimmte Gerechtjame zufichern, da können Diefe nur noch in 
jo weit Beichlüffen der Bundesverfammlung unterliegen, als Be⸗ 
ſchwerde darüber erhoben werden ſollte, daß jolche Zuficherungen 
nicht wirklich in Erfüllung gegangen feien. In Fällen dieſer Art 
hat ebenfall8 die engere Verfammlung, nad) der ihr geltenden 
Stimmenmehrheit einen Befchluß zu fallen.” 

Der in der 14. Sitzung von dem erſten Ausfchuffe wegen 
der Sompetenz der Bundeöverfammlung in Antrag gebrachte 10. 
Artifel hatte jo gelautet: 


Art. 10. 

„Sp wie, in Folge der dem Bunde (Art. 4) zuftehenden 
Befugniß, und nach den Artikeln 6, 7 und 10 der Bundesacte, 
die nothwendige Entwidelung und weitere Ausbildung des Bun— 
beövertragd der Bundesverſammlung obliegt, jo ift fie insbejons 
dere auch berufen, Bejchlüffe, welche die Bundesacte ſelbſt be- 
treffen, zu fallen, um den urjprünglicdyen Sinn derjelben zu be— 
wahren oder herzuftellen, die wejentlichen und nothwendigen Fol- 
gen der darin aufgeftellten Grundfäße zu entwideln und feflzu- 
feßen, Die in dem Bundesvertrage enthaltenen Beflimmungen, 
wenn es nothwendig ıft, Dem Bundeszwede gemäß zu erklären, 
und ihnen Dadurch eine richtige Anwendung zu fichern.“ 


Gegen die Stellung der einzelnen Glieder dieſes Satzes war 
Verfchiedenes erinnert worden: man hatte bejonderd gefunden, 
daß die Worte, welche fih auf das Erklären der Bundesacte 
beziehen, denen, welche von Gntwidelung der Folgen handeln, 
porangehen follten. 


Der Ausihuß ſchlug nun in der 16. Sigung eine neue Re⸗ 
daction dieſes Artikels vor, welche ſich derjenigen näherte, Die bei 
der definitiven Zujammenjtellung in dem XVII. Art. der Schluß: 
acte aufgenommen wurde, 

ALS in der 22. Sikung der Vortrag der Redactionscommij- 
fion über den Entwurf der Schlußacte erflattet wurde, war Der 
XIN. Artikel folgendermaßen gefaßt: 
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Art. XII. 

„Zur Beichlußnahme über folgende Gegenſtände: 

1. Annahme neuer Grundgejeße, Abänderung oder authen- 
tiſche Erklärung der beftehenden; 

2. ⁊c. ⁊c. 
wird Einhelligkeit der Stimmen erfordert.“ 

Der Vortrag der Redactionscommiſſion, welcher ſich zwar 
über dieſen XIII. Artikel in auderer Hinſicht weitläufig verbreitet, 
bietet jedoch für die gegenwärtige Frage nichts dar, was als 
Hülfsmittel zur Entſcheidung dienen koͤnnte. 

Durch das Conferenzprotocoll jelbft wird auch nur ſoviel 
zu erkennen gegeben, daß die Abänderungen des XIII. Artikels 
aus dem Benehmen der Redactionscommiſſion mit dem vierten 
Ausſchuſſe und aus den Erinnerungen des Herrn Miniſters von 
Marſchall hervorgegangen find (ſiehe Bd. II. S. 549 ff.). 

In jedem Falle war das Reſultat, daß bei der definitiven 
Faffung des XIII. Artikels der Schlußacte die autheutiſche Er⸗ 
klaͤrung der Bundesacte nicht mehr unter diejenigen Gegenſtaͤnde 
aufgezaͤhlt wurde, wozu die Einhelligkeit der Stimmen erfordert 
werde. 

Die weitläufige Discuffion, die über die im XI. Artikel in 
der 23. Sitzung ftatt fand, enthält in Bezug auf den Gegenftand 
der Erklärung der Bundesgeſetze nur Folgendes : 

„In Betreff des Zuſatzes bei Num. I. des XIM. Artikel: 
autbentifche Erklärung der Grundgefeße, gegen welche der Herr 
Baron von Marfchall feine Einwürfe ebenfall® gerichtet hatte, 
waren biejelben Herren Bevollmächtigten der Meinung, daB deijen 
Beibehaltung nicht nothwendig, und vielleicht ſchon deshalb wer 
niger rathjam fet, weil folcher mit dem Text Der Bunbesacte 
nicht übereinftimme.” 

Der Herr Fürft von Metternich brachte demnach die Ne 
daction in Vorſchlag, fo wie fie der Schlußacte einverleibt wurde. 

Da diefe Abänderung vorzüglich durch Die Erinnerungen des 
Herm Baron von Marfchall veranlaßt wurde, jo entwidelt ſich 
der Grund derſelben und der Geiſt dieſer gejeßlichen Beitimmung 
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am deutlichſten und entjcheidendften aus der Erklärung dieſes 
Herrn Miniſters. 

Es heißt darin, jo viel dieſen Gegenſtand betrifft, wie 
folgt: 

„Es tft befannt, daß die Anwendung gegebener Geſetze auf 
einzelne Fälle, find auch die Geſetze auf das beftimmtefte und 
mit der größten, Iegislativen Weisheit abgefaßt, in den meiften 
Fällen ohne Erklärung der Geſetze nicht fattfinden kann. 

„Sin Jeder, der bei der Anwendung eines Geſetzes betheiligt 
ift, wird alfo, wenn fie durch den Geſetzgeber felbft erfolgt, Leicht 
behaupten Tönnen, Die Anwendung des Geſetzes auf ihn fei eine 
anthentifche, und wenn fie durch die Richter ober verwaltende 
Behörde geichieht, eine doctrinelle Erklärung des Geſetzes. Dem 
Betheiligten werde es Daher in den wenigften Fällen jchwer fal- 
len, die Aumwendung eines beftehenden Geſetzes, wenn dieſe An- 
wendung wirklich gegen fein Intereſſe ift, ober wenn er nur 
glaubt, fie fei gegen fein Intereſſe, zu verhindern, wenn nichts 
weiter, um das Geſetz in dem gegebenen Falle unwirkjam zu 
machen, erfordert wird, als feine motivirte Erklärung, daß die 
Anwendung des Geſetzes auf Den gegebenen Fall eine Erklärung 
des Geſetzes ei. 

„Wird daher feſtgeſetzt, daß zu jeder authentiſchen Erflä- 
rung der beftehenden Grundgejege des Bundes Stimmeneinhellig- 
feit Jämmtlidyer Bundesglieder erfordert werde, fo koͤnnte hieraus 
für den Bund die Unmöglidykeit in den meiften Fällen hervor⸗ 
gehen, die Nollziehung der Grundgeſetze des Bundes zu bewirken. 
Denn, jo wie ein Bundesglied dabet interejfirt ift, oder intereffirt 
zu fein glaubt, daß die Vollziehung unterbleibe, braucht in Diefem 
Zalle von dem Bundesgliede die Behauptung aufgeftellt zu were 
den, daß die Anwendung der grundgejeglichen Beftimmungen auf 
den gegenwärtigen Fall durdy den Bund einer authentiichen Er- 
Färung eine8 Grundgeſetzes gleich zu achten ji! — — — 

cn dieſer merfwürbdigen Geflärung, welche auf die Feſſung 
des XIII. Artikels der Schlußacte jo wejentlich wirkte, find die 
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Gründe noch weiter ausgeführt, warum, wenn man nicht Den 
ganzen Zweck verfehlen wollte, Die authentische Erklärung der 
Bundesgejeße in der Bundesverſammlung durch Die Mehrheit Der 
Stimmen gejhehen müſſe. 

Sn der 24. Sikung wurde hiernach bejchloflen, Daß die 
Worte: oder authentifche Erklärung, weggelaffen werden ſollen. 

Aus den bisher vorgelegten gejeßlichen Beftimmungen und 
dem Gange der Verhandlungen gehen nad) der Meinung des Re- 
ferenten folgende Reſultate hervor: 

1. Sn der Regel werden vou der Bundedverfammlung die . 
Beichlüffe nad) der Mehrheit der Stimmen gefaßt. (Bundesacte, 
Art. VII) 

2. Sm engern Rathe. (Schlußacte, Art. XI. XII.) 

3. Unter den ausgenommenen Gegenftänden ift die Erklä- 
rung der Bundesgeſetze nicht begriffen. (Bundesacte Artikel VIT., 
Schlußacte Art. XIII.) 

4. Bei den Wiener Conferenzen wollte man anfangs die 
authentiſche Erklärung der Bundesgeſetze von der Einhelligkeit 
der Stimmen abhängig madjen. 

22, Sigung. 

5. Als aber Die Zweckwidrigkeit dieſer Beſtimmung gezeigt 
wurde, ging man wieder davon ab. 

22. and 24, Sitzung. 

MWenn man Dagegen die allgemeine Einwendung machen 
wollte, daß ein Gefeß nicht anders authentiſch interpretirt werben 
könne, ald auf dem Wege, wie e8 gegeben worden, aljo durch 
Einhelligfeit jämmtlicher Stimmen, fo zeigen dagegen eben dieſe 
Wiener Sonferenzverhandlungen, Daß dieſer allgemeine Sab auf 
die authentische Sinterpretation der Bundesgeſetze Feine Anwen⸗ 
dung finde, 

Man bat fih überzeugt, Daß auf dieſem Wege faft niemals 
eine authentifche Erklärung würde flatt haben Fönnen, und daher 
bat man, ym den Zwed zu vereiteln, und den Bund durch finn- 
gemäße Feſthaltung bei feinen Grundgefeßen deſto mehr zu con- 
folidiren, nach wiederholten Discuſſionen Den Ausweg ergriffen, 
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die authentifche Erklärung Der Bundesgejeße der Mehrheit der 
. Stinmen zu fiberlaffen. 
Neferent glaubt Daher, fi unbedenflih für die 
Meinung erklären zu Dürfen: 
Daß die autbentifhe Interpretation der Bun— 
dDesgejeße von der Bundesverfammlung im en- 
gern Rathbe nah der Mehrheit zu geſchehen 
babe, 
ad C. VI. Die fechfte Frage ift endlich, worauf dermal der 
Antrag zu richten fei? 
Nachdem die aufgeftellten Tragen, jo viel die der Sache zu 
- gebende Einleitung betrifft, beantwortet find, jo wirb ſich hieraus 
von felbft der dadurch begründete Antrag entwideln, daß 

2. die Bundesverfammlung auf Die begehrte interpretation des 
Bundestagsbejchluffes vom 3. Auguft 1820 über die Fluß- 
Schifffahrt, jo viel Die in gegenwärtigen Falle erhobenen 
ftreitigen Fragen betrifft, eingehe, und 

b. zu folchem Ende fich Die Inſtructionen der höchften und ho⸗ 
ben Regierungen erbitte, wozu 

c. ein Zeitraum von drei Monaten vorgejchlagen werben 
könnte. 

d. Da überhaupt nichts erwünſchlicher und der Natur dieſer 
nachbarlichen Irrung, jo wie dem eigenen Beften der bethei- 
ligten Staaten, augemefjener jein möchte, als daß die Sache 
durch gemeinfchaftliches Einverſtaͤndniß in Güte beigelegt 
werde, jo dürfte die Bunbesverfammlung vielleicht fich be 
wogen finden, dieſen Wunſch auf das Angelegenſte zu er⸗ 
kennen zu geben. Die Töniglich =preußifche Regierung hat 
ihre Bereitwilligfeit Dazu auf eine ſo unverfennbare Weiſe 
an den Tag gelegt, daß man nicht zweifeln Darf, Diejelbe 
werde ferner willig Dazu die Hand bieten. Auf: einer je 
höheren Stufe der Macht diejer erhabene Bundesftaat fteht, 
deſto mehr wird er fi) berufen finden, ein Inſtitut, durch 
jeine vorzügliche Mitwirkung begründet, vollends zu befefti- 
gen, das Butrauen minder mächtiger Nachbarflanten zu 
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erhalten, und die innere Kraft des Bundes Durch beruhigende 

Entfernung nachbarlicher Zwifte zu verftärfen. 

e. Zugleidy dürfte der herzoglich⸗anhalt⸗-köthenſchen Regierung 
der dringende Rath zu ertheilen fein, daß ſich dieſelbe den 
Anträgen zur gütlichen Uebereinkunft mit vertrauensvollem 
Entgegenfommen nähern, und aud) Ihrer Seits ein fo er: 
wünſchtes Ginverftändniß erleihtern möchte Wobei man 
unbemerkt nicht laſſen könne, daß man in dem Tone der 
Ihrer Seitd abgegebenen Erklärungen dieſe heilbringende 
Stimmung vermiffe, und darin Vorausſetzungen und Be⸗ 
ſchuldigungen gefunden habe, von Denen, nach glüdlich her⸗ 
geftellten Bundeöverhältniffen, ferner in Deutjchland Feine 
Rede mehr fein follte. 

Der Schlußantrag lautete nun: 

Diefes Gutachten war abgefaßt, bevor noch in der 24. Sigung 
die jüngften Erklärungen abgegeben waren. 

Durch diefe Hat fich, wie Referent glaubt, Die Lage der Sa- 
chen wieder wejentlich geändert. 

Königlich-preußifcher Seitd wurde nichts mehr Dagegen ein- 
gewendet, daß der Fall nach der gegenwärtig beftehenden Geſetz⸗ 
gebung entjchieden werden müſſe; man beftanb für Die Sache 
nicht auf der Diftinction zwiſchen ftreitigen Rechten und collidi— 
renden Intereſſen. Es wurde nur darauf aufmerkſam gemacht, 
daß, wenn auch die privatredhtlichen Normen zum Grunde gelegt 
werben müßten, Doch der Richter eine gänzlich unftatthafte Klage, 
nicht erſt nad) vorherigem Progeßgange und mittelft Erfeuntnifjeg, 
fondern auch gleich vom Anfange an, wie fie übergeben worden, 
durch ein Decret zurückweiſen Eönne. 

Eine Bemerkung, welche niemand wiberfprechen wird, deren 
Anwendung aber nicht der Bundesverfammlung, welche Feine 
richterlichen Sunctionen übt, jondern dem aufgeftellten Ausdträgal: 
gerichte zufommen würde. 

Herzoglich-anhaltiicher Seitd wurde in der neueſten Aeuße— 
rung von der vorhin begehrten interpretation ganz Umgang ge: 
nommen und lediglicd) wieder, in Gemäßheit der früheren Anträge, 

Dritter Theil. 17 
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auf Verfolgung des geſetzlich vorgezeichneten Weges, in Folge des 
41. Artifeld ter Buudesacte, beſtanden. 

Dadurd haben ſich die Anfichten der beiden Höfe, was Die 
Einleitungen zu den weiteren Verhandlungen betrifft, wefentlich 
genäbert, und die Anftände find verjchwunden, welche vorhin 
nad des Referenten Anficht dem ſonſt eintretenden geſetzlichen 
Verfahren im Wege zu ftehen fchienen. 

Es jcheint Daher Fein Bedenken mehr obzumwalten, daß, in 
Bezug auf dasfenige, was oben $.35 näher entwidelt und $. 37 
wiederholt worden, nunmehr das Vermittlungsverfahren einzutre- 
ten habe. 

Hierzu glaubt Referent einen Ausſchuß von drei Mitgliedern 
vorjchlagen zu ſollen, welcher den Auftrag bekäme, nah allen 
Kräften ſich zn bemühen, daß eine gütlihe Ansgleihung zu 
Stande fomme. 

Wenn man einen Termin für die Dauer des Vermittlungs- 
verſuchs anberaumen wollte, jo bürfte Doch derſelbe nicht zu kurz 
fein, damit den Verhandlungen darüber ein hinlänglicher Raum 
gegönnt werde. 


Nachdem Frhr. von Aretin Died Gutachten gegeben, Außerte 
ſich nun auch der kurheſſiſche Geſandte von Lepel als Gorreferent 
dahin: 

Der ganze Berlauf ver Sache und der wefentliche Inhalt 
ber beiderfeitigen Erklärungen ift jo vollftändig zufammengeftellt, 
daß ich nichts Hinzuzufügen vermöchte; eben jo ift in den 68. 
34 1.35 (S.237 ff.) die Competenz diefer hohen Verfammlung jo 
bündig dargethan, und der Schlußantrag fo gut motivirt, daß 
e3 mir feines Zuſatzes zu bedürfen ſcheint. Nicht eben jo einver 
ftanden bin ich mit Der in den 66.37 —41 (S.237— 256) enthalte 
nen Ausführung über die Interpretation der Bundesgeſetze und 
Beichlüffe im Allgemeinen und über die Anwendbarkeit derſelben 
auf den vorliegenden Fall. Da indefien der Referent von dem 
anf diefe Ausführung gegründeten Antrage abzugeben durch bie 
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neuefte anhaltifche Erklärung ſich veranlaßt gejehen hat, jo bes 
darf e8 einer Entwidelung der Gründe meines Diſſenſes nicht. 

Dagegen fei es mir erlaubt, einer Einwendung zu begegnen, 
welche gegen den Schlußantrag gemacht werben Fönnte, nämlich: 
daß nur diejenigen Streitigkeiten unter Bundesgliedern, welche 
fih auf einen aus befondern Titeln herrührenden Rechtsanspruch 
gründeten, ihre Erledigung durch Wermittlung und Austrägal: 
Entſcheidung zu finden Hätten; daß dagegen Streitigkeiten, welche 
aus der Nichterfüllung von Bundesbeſchlüſſen erwüchjen, von der 
Bundesverfammlung auf politiſchem oder abminiftrativem Wege 
zu erledigen ſeien. 

Der Herzog von Anhalt:Köthen ſelbſt ſcheint dieſe lebtere 
Art der Grledigung im Auge gehabt zu haben, indem er bein 
erften Anbringen jeiner Beſchwerde äußerte: der unmittelbaren 
Erledigung derjelben von Seiten dieſer hohen Verfammlung ftebe 
fein rechtliche8 oder factiſches Hindernig irgend einer Art oder 
Form im Wege u. |. w.*), und fih an einer andern Stelle auf 
Artikel AXXI der Wiener Schlußacte beruft. 

Der Schluß, worauf gedachte Einwendung gebaut wird, ift 
folgender: 

Jedes Bundesglied ift wegen pünktlicher Erfüllung der Bun⸗ 
desbefhülle der Geſammtheit des Bundes verpflichtet, und Die 
Bundesverfammlung, ald Organ der Gefammtheit, jomohl der 
Natur der Sache nad), als vermöge der auddrüdlichen Beftim- 
nungen der Grundgejeße, in$bejondere Art. XXXI. der Scluß- 
acte, beredhtigt, für die Erfüllung der Bundesbeſchlüſſe zu ſor⸗ 
gen; und wenn ein einzelner Bundesftaat bei der Vollziehung 
eines, allgemeine Vorfchriften enthaltenden Bundesbejchlufes ein 
beſonderes Interefſſe hat, und ſich dadurch veranlagt findet, über 
deſſen Nichtvollziehung von Seiten eined andern einzelnen Bun- 
desftaates bei der Bundesverjammlung Beſchwerde zu führen, }o 
nimmt dieſe Bejchwerde nicht den Charakter eines zwiſchen zwei 


*) Siehe Protocoll der 3. Sigung pag. 49. 
17” 
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Bundesgliedern privative flattfindenden Rechtöftreited an, der zu 
vermitteln oder Durch ein Austrägalgericht zu entjcheiden tft, fon- 
dern die Bundesverſammlung iſt berechtigt und verpflichtet, fie 
unmittelbar zu erledigen, weil die WVollziehung der Bundesbe— 
Schlüffe im Intereſſe der Geſammtheit liegt. 

Nun findet fi) Anhalt dadurch gravirt, daß Preußen den 
Bundesbeſchluß vom 3. Auguft 1820, wodurd alle Bundesftaaten 
fich verbindlich gemacht haben, die Artikel 100 bis 116 der Wiener 
Gongreßacte unverbrüdhlicy zu befolgen, nicht befolgt; mithin hat 
e3 nicht nöthig, ſich Darüber in einen Nechtöftreit mit Preußen 
einzulaffen, fondern bat nur der Bundesverfammlung, als der 
competenten Behörde, die Nichtvollgiehung anzuzeigen, und dieſer 
Tiegt die Verpflichtung ob, Preußen unmittelbar zu Volziehung 
des oben erwähnten Bejchluffed vom 3. Auguſt 1820 anzu> 
halten. 

Ich will ed verjuchen, dieſem Einwurfe zu begegnen. 

Die Befugnig und Verpflichtung der Bundesverfammlung, 
über pünktliche Erfüllung der Bundesgefehe und Beſchlüſſe zu 
wachen, liegt im Allgemeinen unfehlbar in ihrem Berufe. 

Auch vor der Wiener Schlußacte, in deren XXXI. Artikel 
diejer Beruf ausdrücklich ausgeſprochen if, war er begründet. 
Ich gebe auch die Folgerung zu, Daß fie deßwegen ex officio 
einfchreiten könne, wo fie die Nichterfüllung eines Bundesbe⸗ 
fchluffes in Erfahrung bringt, audy ohne Daß eine bejondere Be⸗ 
fehwerde darüber angebradht wird. Dieſe Einſchreitung kann in 
Begehren von Aufklärung, in Monitorien, Debortationen und, 
im Außerften Falle, in executoriſchen Maßregeln beftehen. Im⸗ 
merbin aber jcheint über das Factum der Nichterfüllung Fein 
Zweifel obwalten zu dürfen. 


Wie aber, wenn ein Bundesftaat behauptet, dieſe ober jene 
Verfügung oder Unterlaffung eine8 Bundesſtaates jei den Ge 
jegen und Beſchlüſſen zuwider, und der Angejchuldigte behauptet, 
feine Verfügung oder Unterlaffung ftehe mıt angeführten Gefeßen 
und Beichlüfjen in gar feinem Zuſammenhange? Wer hat hier 
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zu entjcheiden? Die Bundesverfammlung auf adminiftrativem 
Wege? oder ein Gericht? 

Die Stellung der Bundeöverfammlung, in welcher jeber 
einzelne Geſandte von den nach Convenienz ertheilten Inſtructio⸗ 
nen feines Hofes abhängt, macht fie unfähig, eine rechtliche Ents 
Iheidung im wahren Sinne des Wortes zu ertheilen. Auf der 
andern Seite aber ift es evident, daß nicht jede Differenz in 
Bundesangelegenheiten durd, eine Austrägal-Entjcheidung ihre 
Final⸗Erledigung finden Tann, denn ſonſt würden die Gerichte 
regieren, und ähnliche Fälle bei verfchiedenen Gerichten auf vers 
Ichiedene Weiſe entichieden werden. Es muß alſo irgend eine 
Grenzlinie eziftiren, wo Die Befugnig der Bundesverjammlung, 
Differenzen der Bundesglieder auf adminiftrativem Wege zu erles 
digen, aufhört, und bei nicht zu entrichtender gütlicher Ausglei⸗ 
hung ein rechtliches Verfahren einzutreten hat. 

Mir jcheint dieſe Grenzlinie in dem Objecte zu Liegen, wor: 
über die Differenz beftehet. 

Der deutſche Bund ift ein immerwährender Bund ſouverä⸗ 
ner und von einander ımabhängiger Staaten, zu einem beſtimm⸗ 
ten, im Artikel 2 der Bundesacte ausgefprochenen Zwede. Syn 
allen Dingen, weldye auf Erreichung dieſes Zweckes abzielen, bat 
daher jeder einzelne Bundesſtaat gewilfermaßen auf feine Son⸗ 
veränität und Machtvollfommenheit verzichtet, und feine fpeciel- 
len Anfihten und Intereſſen den Intereſſen der Geſammt⸗ 
heit untergeordnet. Dieſes Intereſſe der Gejammtheit fpricht 
fih in der Bundesverfammlung aus, welcher nach Artikel A der 
Bundesacte und Artifel VII. u. IX. der Schlußacte, der erhabene 
Beruf geworden tft, den oberften Zwed des Bundes zu verfolgen, 
und in allen zu deſſen Erreichung abzielenden Dingen die geeig- 
neten Beſchlüſſe nach gewiſſen vorgejchriebenen Formen zu faſſen. 
Der Artifel II der Schlußacte bejchränft Die Competenz aus: 
drüdlid dahin. Es ift ihr weiter, im Artifel XVII der Schluß: 
acte, Die Befugniß gegeben, Die etwa erregten Zweifel über den 
Sinn der Bundesacte dem Bundeszwede gemäß zu löſen, und 
der Artifel XIV. der Schlußacte ſchreibt vor, wie e8 bei organis 
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ſchen Bundes-@inrichtungen und deren Ausführung gehalten wer: 
den folle. 

Hiernady ſcheint mir aljo ein wejentlicher Unterſchied zwil- 
ichen Gefegen und Bejchlüffen, weldye die Erreichung des Bun⸗ 
deszwedes, organiihe Bundes- Einrichtungen u. |. w. betreffen, 
und ſolchen Bejchlüffen, oder befjer gejagt, Vereinbarungen, ob⸗ 
zumwalten, welche mit dem Bundeszwede nichts gemein, und unbes 
ſchadet des Bundes flatt haben oder unterbleiben Eonnten. 

Der ganze Organismus würde gelähmt und gehemmt wer- 
den, wenn Die Bundesverfammlung die Anftände, welche fich bei 
der Ausführung irgend eines Befchluffes, der die Erreichung des 
Bundeszweckes bezielt, ergeben, einer gerichtlichen Cognition uns 
terwerfen wollte, vielmehr duͤrften alle dergleichrn Auftände auf 
abminiftrativen Wege zu erledigen fein, fobald nämlich tie Ges 
jammtheit unmittelbar Dabei intereffirt if. Geſetzt z. B. ein 
Bundesſtaat machte in Bezug auf die Contingentftellnng Die be- 
Ihwerende Anzeige, daß ein anderer, mit ihm zu einer Brigade 
gehöriger Bundesflaat, aus einer einfeitigen Deutung irgend 
einer Stelle des Beſchluſſes vom 12. April d. J., die Aufftellung 
der Brigade hindern, jo wird Die Bundesverſammlung feinen An- 
ftand finden Eönnen, die mißdeutete Stelle zu erläutern, und, 
nach Maaßgabe diefer Erläuterung, den angefchuldigten Staat 
zur Erfüllung der Bundespflicht anzuhalten, Teineswegs aber ein 
Vermittlungdverfahren einleiten und eventuell eine Austrägal- 
Entſcheidung zulaffen; denn bei Der ordentlichen Aufftellung bes 
Bundesheeres und feiner einzelner Theile ift die Geſammtheit 
unmittelbar interejfirt. 

Ganz anders aber ift das Verhältniß bei den Beſchlüſſen, 
oder vielmehr bei den Wereinbarungen ber deutjchen Bundes: 
ftaaten, welcdye nicht die Erreichung des Bundeszweckes bezielen. 
Hier fcheinen mir die einzelnen Staaten wie Privaten betrachten 
zu fein, die über gewifje gegenfeitige Leiftungen einen Vertrag 
gefchloflen haben. Entſtehen über den Sinn des Vertrags oder 
deſſen Anwendbarkeit in gewiſſen Fällen Irrungen unter den 
Paciscenten, fo braucht die Minderzahl, oder auch nur ein Ein- 
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ziger, die Entſcheidung der Mehrheit nicht als verbindlich anzu 
erkennen, fondern es kann auf rechtliche Enticheidung provocirt 
werden. Bei allen jolden Vereinbarungen ſcheint mir der Beruf 
der Bundesverfammlung fih alfo Darauf beichränfen zu müflen, 
daß fie über die Erfüllung folcher Vereinbarungen im Allgemei: 
nen wacht; allein die Anwendung derjelben auf fpecielle Fälle 
und Die Auslegung des Sinnes, wenn unter den verjchiedenen 
Staaten darüber Zweifel entitehen ſollten, dem Richter über: 
laßt: denn der Bund und fein Zwed ift Dabei nicht gefährbet. 

Wenn 3. DB. eine Beichwerde an fie gelangte, daß in einem 
deutichen Staate, gegen den Beichluß vom 23. Juni 1817, Nach⸗ 
fteuer und Abzugsgeld gefordert wurde, jo wird es zwar in 
ihrem Berufe liegen, eine Aufklärung von dem augeſchuldigten 
Staate zu begehren. Würde aber dieſe dahin ertheilt, DaB es 
nicht Nachfteuer, jondern eine ganz andere Vermögensabgabe jet, 
welche im angebrachten alle gefordert worben fei, wird bie 
Bundesverſammlung rechtlich entjcheiden wollen: ob bie angege⸗ 
bene Bermögendabgabe mit dem Beſchluſſe vom 23. uni 1817 
vereinbarlicy jei; gewiß nicht. Iſt es ein Privatmann, der ſich 
bejchwert, jo wird fie, nach erlangter Ueberzeugung, daß in dem 
angefhuldigten Staate jener Beſchluß als Geſetz publicirt wor- 
den fei, den Reclamanten an die Landeögerichte verweilen; ift es 
ein Bundesftaat, Der ſich über bie Verletzung jened Beſchluſſes 
beklagt, jo wird fie ein Vermittlungs⸗ und eventuell ein Austrä- 
galverfahren einleiten. 

Diefer meiner Diftinction fcheint mir auch zur Seite zu 
ftehen, wa8 in den Wiener Minifterial-Sonferenzen, bejonders in 
der 23. und 24. Sitzung bei Gelegenheit der Nebaction des 
XI. und XVII, Artikel der Schlußacte, vorfam. Nach dem in 
der Allgemeinheit gewiß richtigen Grundſatze, Daß ein Vertrag 
authentiſch nur durch Ginftimmigfeit aller Paciscenten interpre- 
tirt werden kann, war in dem XII, Artikel unter Diejenigen Fälle, 
wobei Stimmeneinhelligfeit in der Bundesverfammlung erforder: 
lich ſei, auch die authentische Erklärung der Grundgeſetze aufge 
nommen. Auf die von dem naflanischen Herrn Bevollmädytigten über 


264 


bie nothwendigen Folgen diefer Beftimmung zu Protocoll gege- 
bene Erflärung, ging man aber von Diefer ausbrüdlichen Beftim- 
mung wieder ab, weil man fich ohne Zweifel überzeugte, daß, bei 
den ſchwankenden Begriffen von Grundgejeßen und organtfchen Ein- 
richtungen, der Bund fih auflöjen müßte, wenn jeder Bundesftaat‘ 
den Grundgefeßen eine beliebige Deutung geben, und eine authen- 
tiiche Erklärung ohne feine Zuftimmung nicht ftatt finden Fönnte, 
Dei Vereinbarungen der Bundesſtaaten über Leiftungen, die mit 
dem Zwecke des Bundes nicht zufammenhängen, bleibt es aber 
bei den allgemeinen Grundſätzen über Verträge, feien fie nun 
zwijchen Staaten oder zwilchen Privatperfonen gefchloffen. Die 
Bundesftaaten bleiben in der Cathegorie jelbftitändiger und von 
einander unabhängiger Staaten. Weil fie aber zugleich Bundes: 
flaaten find, jo haben fte ganz allgemein darauf verzichtet, ihre 
Irrungen mit gewaffneter Hand auszumachen, ſondern ſich der 
Erledigung durch Vermittlung oder Austrägal-Entfeheidung un⸗ 
terworfen. 

Irre ich hierin nicht, jo tft die Anwendung meiner Theorie 
auf den vorliegenden Fall ohnſchwer. 

Die Bereinbarung vom 3. Auguft 1820 iſt eine von den⸗ 
jenigen, welche mit dem Zwecke des Bundes nichtS gemein ha⸗ 
ben, wie denn die dadurch zum Bundesbefchluß erhobenen Artikel 
der Congreßacte urjprünglich zwilchen den europäifchen Mächten 
verabredet wurden. Ohne erwähnten Beihluß würde ber Bun⸗ 
desverſammlung Feine andere Gompetenz zuftehen, als welche ihr 
der Artikel 11 der Bundesacte bei Streitigkeiten unter Bundes⸗ 
gliedern überhaupt giebt. Jetzt verhält fich Die Sache anders, 
Die Bundedverfamnlung ift von der Erfüllung jenes Beſchluſſes 
Notiz zu nehmen befugt und verpflichtet. Sie wird einfchreiten 
fönnen, wenn irgend ein Bundesſtaat die Schifffahrt bejchränfen, 
bie beſtehenden Zölle erhöhen wollte Diefes bat Preußen nicht 
geihan. Es erhebt aus einem ganz anderen Grunde die in jeis 
nem Staate angeordnete Verbrauchfteuer, auch von Gütern, Die 
ind Anhaltiſche beftimmt find. Ob ed im Allgemeinen dazu be- 
rechtigt ſei? Ob dieſes nicht eigentlich ein verftedter Tranfito- 
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zoll ſei? und ob nicht Anhalt fordern könne, daß in Folge des 
Beichluffes vom 3. Auguft vorigen Jahres wenigftens von denen 
auf der Elbe zugeführten Waaren diefer Zoll nicht erhoben 
werde? Das Alles find reine Rechtsfragen, die nur ein ordent- 
licher Richter wird enticheiden können, wenn fein Vergleich ver 
mittelt werden kann, der in jeder Hinficht Außerft wünjchens- 
werth if. 

Dap die Zurüdgabe des angehaltenen Friedheimifchen Schif: 
fes von der Entfcheidung der Hauptfache abhänge, bedarf wohl 
feiner weitläuftigen Ausführung. Durch defien Befchlagnehmung 
bat Preußen nichts weniger als einen rechtlichen Befißftand ges 
ftört, ſondern nur fein Zol- und Verbrauchfteuer-Syftem manu⸗ 
tenirt. Erſt wenn rechtlich entjchieden ſein wird, daß es nicht 
berechtigt fei, auf der Elbe die Verbrauchfleuer von denen ins 
Anhaltiſche beftimmten Waaren zu erheben, wirb die Zurüdgabe 
von Schiff und Ladung mit Recht gefordert werden können. Es 
würbe daher eine petitio prineipii fein, wenn dieſe hohe Verſamm⸗ 
lung, dem deßfallſigen Begehren Seiner Durchlaucht des Herrn 
Herzogs gemäß, ein Anfinnen an Die preußiſche Regierung ftellen 
wollte. 


Ueber diefe Vorträge gab zuvoͤrderſt noch Preußen in ver- 
trauliher Sigung am 5. Juli 1821 feine Erflärung dahin: 

Die dieſſeitige Gejandtichaft würde in dem erfolgten Vor⸗ 
trage tiber die anhalt⸗koͤthenſche Beſchwerdeſache, jo weit derfelbe 
in der Ausführung des königlich-baieriſchen Herrn Gefandten 
§8. 1-42, und in ber angeſchloſſenen Aeußerung des kurheſſi⸗ 
ſchen Herrn Sefandten enthalten ift, einen in allgemeiner Hinftcht 
jedenfalls jchäßbaren Beitrag zur Erörterung bundesrechtlicher 
Berhältniife gerne gefunden haben; und aus dem, durch jene 
Ausführung herbeigeführten, erften Antrage des Eöniglich-bateri- 
ſchen Herrn Gefandten Hätte jelbit ein Geſichtspunkt fich vielleicht 
entwideln können, nad) weldyem die Diefjeitige Gefandtfchaft fich 
diejer Wendung des Gegenftandes, ald mit dem Bufammenhange 
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der von ihr abgelegten Erklärungen flimmend, anzuschließen 
vermocht hätte. Anſtatt aber hiernach in annähernde Bemer⸗ 
tungen diejer Art eingehen zu Tönnen, fieht Die Geſandtſchaft fich 
durch den im $. 43 hinzugefügten Schlußantrag gendthigt, fi 
aller Aeußerung über dad damit ausgeſprochene Rejultat des ges 
fammten Vortrags an und für fid) einftweilen gänzlich zu ents 
halten, und lediglich, aber defto beftimmter, zu erklären, daß fie 
die in jenem Schlußantrage vorausgeſetzte Diefjeitige Annäherung, 
als, wie e8 hier angenommen erjcheint, ein Vermittlungsperfahren 
mit eventueller Einlaffung in ein nachfolgende Rechtsverfahren 
zugebend, nicht ftattgefunden hat. 

Der königlich-preußiſche Hof Hatte in feiner erfien, bier ab: 
gegebenen, officiellen Erklärung den anhalt⸗köthenſchen Beſchwerde⸗ 
fall als einen folchen behauptet, der zu hiefiger Verhandlung 
nicht geeignet fe. Da die bei dieſer Behauptung zum Grunde 
liegende Hindeutung auf ein, bei Einleitung des Vergleichsver⸗ 
fahrens zugleich als eventuell eingeräumt, vorausgeſetztes Rechts⸗ 
verfahren nicht fo ausführlich bezeichnet war, al& ed im Fort⸗ 
gange der Verhandlung bier nothwendig ward; fo ließ die Ges 
fandtichaft ihre Darlegung des Sinnes jener Behauptung jo be⸗ 
flimmt und ausführlich folgen, Daß weder über den wahren In⸗ 
halt derfelben, noch über deren unveränderte feſte Aufftellung, 
ein Zweifel ftatt finden konnte. Inzwiſchen war herzoglicher 
Seit3 von der gerichtlichen Verfolgung eined Bolldefraubanten 
ein Vorwand zu gehäufter Anklage der diefjeitigen Regierung 
über angebliche Souveränitätsverlegungen genommen; und über 
den bierunter gemeinten Vorgang konnte nur eine, von den be⸗ 
treffenden hohen Minifterten erbetene Mittheilung Aufſchluß ge 
ben. Als nun derjelbe in der 24. Sitzung ertbeilt ward, ges 
dachte der allerböcfte Hof im Eingange der aufgetragenen 
Aeußerung, der Erklärung der Geſandtſchaft vom A. Juni vor: 
übergehend, ohne auf irgend eine Weile eine veränderte Anficht 
über deren Inhalt zu erkennen zu geben. Da jedoch der Herr 
Geſandte der 15. Stimme die in derſelben Sigung, in welcher 
die neue Auflage erfolgt war, von ber preußifchen Geſandtſchaft 
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abgelegte Erklärung wegen Der Uuterfcheidung von Rechten und 
Sintereffen und einem daranf zu mobdificirenden Vergleichsverfah⸗ 
ren mit einigen Bemerkungen beantwortet hatte, jo warb am 
Schluſſe der diefjeitigen Erledigung der neuen Anklage, in Bezug 
auf jene Unterfcheidung, noch kürzlich hinzugefügt: 

„wenn man bergleichen ftreitende Intereſſen der Staaten bei 

öffentlichen Verhältniffen in Formen des Procefjes, wie bei 

Streitigkeiten des Privatredhts, Hineinzwängen wolle, was 

aber durchaus umzuläffig jet, doch auch felbft dann der 

Grundſatz des gemeinen Procefjed nicht überſehen werben 

dürfe, Daß der Richter eine gänzlich unftatthafte Klage, nicht 

erit nad) vorherigem Proceßgange und mittelft Erkenntniſſes, 

ſondern gleih vom Anfange an, wie fie tibergeben worden 

iſt, durch ein Decret zurückweiſe.“ 
Die Geſandtſchaft muß bedauern, daß bei der von dieſer Aeuße⸗ 
rung gemachten Anwendung überſehen worden, daß der aller⸗ 
höchſte Hof die Einführung eines Rechtsverfahrens in dergleichen 
Angelegenheiten 

eine durchaus unzuläffige Hineinzwängung 

nennt, welche Bezeihnung mit der in dem Vortrage gezogenen 
Folgerung einer annähernden Eingehung in ein eben dahin mög» 
liherweife führendes, demnach durch die Ginräumung zugleich 
eventuell eingeräumtes Nechtsverfahren im Widerfpruche fteht. 

In derjelben Sigung, in welcher die Erklärung abgelegt 
ward, erfolgte herzoglicher Seits ein Verſuch, mehrbemerkte Un⸗ 
terſcheidung als völlig unftatthaft, und zu Feiner Einwirkung auf 
den vorliegenden Befchwerdefall geeignet, Darzuftellen; worauf die 
diefjeitige Aeußerung vorbehalten, jedoch von den Herren Refes 
renten die fernere Abwartung von Grflärungen der ftreitenden 
Theile für unnöthig erklärt ward, 

Wenn die preußifche Gejandtichaft hierbei nicht widerſprach, 
auch jetzt der Meinung tft, daß der wefentlihe Austaufch von 
beiberfeitigen Erklärungen als erledigt betrachtet werben Fonnte, 
und der Inhalt alles Erflärten nun zu eigener Prüfung der 
Herren Referenten ftand; jo will fie den Inhalt ihrer, ſeitdem 
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zu Protocol gegebenen, wiederholten Nechtfertigung der gemach— 
ten Unterſcheidung, verbunden mit dem beftimmteften Ausdrud 
unabänderlichen Diefjeitigen Beharrend bei derjelben. auch nur 
dahin geltend machen, um vor den Augen ſämmtlicher Bundes- 
mitftaaten den Sinn diefer dieſſeits behaupteten Unterſcheidung 
nochmals deutlich darzulegen, und zugleich zu bemerken, wie diefe 
legte, gleichzeitig mit erfler vertraulicher Mittbeilung des Vor: 
trags (und nicht etwa nach Derjelben) erfolgte Erklärung, jenes 
dieffeitige Beharren bei eventueller Ablehnung eines bei dieſem 
Anlaſſe einzuleitenden Nechtsverfahrend fo gewiß und unumwun⸗ 
den ausdrüdt, Daß wenigftend aus dem Zujammenhange dieffeiti- 
ger Aeußerungen fein fernerer Anlaß genommen werben kann, 
eine ſolche Einleitung oder auch einen Beſchluß nunmehr in Ans 
trag zu bringen, der eine eventuelle Einräumung Diejer Art ent: 
halten und ausdrüden würde. 

Ein Mehrere wird mit dieſer dermaligen Aeußerung der 
Föniglich-preufifchen Gefandtichaft nicht bezwedt. Und, was den 
Vortrag an und für fich betrifft, jo behält fie fich ihre Erklärung 
für die Zeit vor, wenn berjelbe zur allgemeinen Abflimmung ge- 
langen wird. 


Nachdem Die Angelegenheit bis zu Diefem Punkte gediehen, 
verjuchte nur der bannöverjche Gejandte von Hammerftein in der 
vertraulichen Sigung vom 5. Juli 1821 die Sache zu vermitteln, 
da fie nach feiner Anficht Das übereinflimmende Reſultat Des 
Vortrags des Referenten jei, und beide ftreitende Theile fie an- 
nähmen. 

So richtig auch die Erörterung der aufgeworfenen Fragen 
für die Entwidelung des Bundesrechts ſeien, jo fcheine es doch 
beflex, davon einftweilen Abftand zu nehmen. Sie ftellten fich jo: 

1. Ob, wenn nur Intereſſen, feine Rechte, Gegenftand des 
Streited find, die Bundesverfammlung, im Falle erfolglojer Vers 
mittlung, einem ſolchen Streit, unter Vorausſetzung alles fehlen- 
den Rechtägrundes, gleich abweiſen Tönne, oder, der jupponirten 
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Grundloſigkeit ungeachtet, noch zur Austrägal-Eutjcheidung ftellen 
muͤſſe? 

2, Ob für den gegenwärtigen Fall eine authentiſche Inter⸗ 
pretation noch erforderlih? ob ſolche auf pendente Fälle über- 
Haupt anwentbar? und, in dieſer Vorausfeßung, wie zu derſel⸗ 
ben zu gelangen? | 

3. Ob der vorherrfchende Charakter der gegenwärtigen Sache 
einer Vollziehungsjache des Bundes, oder der einer Streitſache 
unter Parteien jet? und wie, unter dieſen verfchiedenen Voraus⸗ 
feßungen, das Verfahren der Bundesverfammlung feine befondere 
Beftimmung erhalte? 

Diefe Fragen würfen fih mit einer jo eingreifenden und 
folgereichen Wichtigkeit auf, Daß nicht Leicht einer, der den Gang 
diefer Sache mit dem Nachdenken verfolgt habe, welches fie in 
in ihrem ganzen Umfange gebiete, an dieſen Unterfuchungen vors 
beigegangen fein würde, ohne felbige auf den Grund des Rechts 
zu prüfen, und eine Meinung darüber zu faſſen. 

Gleichwohl ſcheine eine ſchon jet auszufprechende Beftim- 
mung darüber dem gegenwärtigen Stande der Sache nicht noth⸗ 
wendig anzugehören, und dem Endzwecke gütlidher Ausgleichung 
nicht zu ent|prechen. 

Ueberhaupt ſei die Feftitellung allgemeiner Grundjäke beſſer 
einem Zeitpunkte anzueignen, in welchem der Gefichtspunft nicht 
faft ausfchlieplich auf die einzelne vorliegende Sache hingezogen 
werde, in jo fern dieſe nicht Joldye nothwendig erfordere. Beſon⸗ 
ders aber fei es dem Endzwede der Vermittlung nicht günftig, 
tief in die Sadje felbft eingehende Punkte beſtimmend zu erörtern, 
deren Entſcheidung faft Diefenige des Streited felbft in fich be- 
greife, und von der einen Seite nicht vorhandene oder wenigfteng 
ruhende Widerſprüche, von Der andern aber Hoffnungen oder 
Beſorgniſſe zu erregen, die Die Ausgleichung erjchweren Fönnten. 

Die Competenz ded Bundes fei feftgeftellt und anerfannt; 
die Vermittlung, ald Folge derfelben, gleichfalls. 

Der Zweifel, welcher gegen leßtere, in jo fern eine Bundes- 
Vollziehungsjache ald vorliegend angenommen würde, berührt fei, 
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töje fich leicht auf. Wenn eine Sache zugleich in der Qualität 
einer Vollziehungsfacdhe des Bundes und in der Mopdalität einer 
Streitſache unter Parteien erjcheine; jo ſtehe jene fo wenig einer 
Vermittlung, als diefe der Vollgiehung entgegen. Sollte lebtere 
nicht bei und mit der Vermittlung erreicht werden, ſo bleibe für 
den Bund das Recht und Die Verpflichtung, dieſelbe zu bewirken. 
Aus diefem Gefihtspunfte Fönne auch Die Frage übergangen wer: 
den, ob das Vollziehungsrecht des Bundes durch die Verſchieden⸗ 
heit der Dbjecte, oder nicht mehr durch die Entſchiedenheit Des 
Bundesrechts und feiner Verlegung normirt werbe? 

Es Fönnten mithin ale dieſe Grörterungen einem andern 
Standpunfte Diefer Sache oder wünfchenswerther noch einem all- 
gemeinen angeeignet werben. In Dem gegenwärtigen aber jcheine 
Vermittlung und nur Vermittlung vorgezeichnet. Wer jolle nicht 
den Erfolg derjelben wünjchen, für den Beſtand des Rechts in 
Deutfchland, für die Würde und das Intereſſe der hohen ftrei- 
tenden Theile, für die Aufrechthaltung der Bundesverfaflung? 

In derjelben Sikung gab audy von Wangenheim feine Ans 
fiht zu Brotol. Gr wollte unter allen Umfiänden ein Nachgeben 
Preußens gegen Anhalt:Köthen veranlaffen und hielt Ickteres im 
volliten Rechte, in welchem e8 durch die Bundesverſammlung ge⸗ 
Ichüßt werden müfle. Er verſuchte Die in den verjchiedenen Re⸗ 
feraten aufgeftellten wichtigen Fragen des Bundesrechts noch nä⸗ 
ber zu präcifiren und die Normen für ihre Entjcheidung aufzu- 
ftellen.. Er felbft Tegte auf dieſe Arbeit noch im Sabre 1849 
den größten Wertb*). Sein Gutachten lautete: 

Sch Habe ſchon beim Vortrage diefer Materie in dem ver- 
traulichen Theile der 24. Sikung mid) geäußert, Daß mir bie 
Einwendung gegen den gemeinfamen Schlußantrag der Herren 
Neferenten, weldye der Herr Gorreferent vorausjah, von jehr 
großer Erheblichkeit erjcheine. 

Ich empfahl fie daher der Aufmerkſamkeit meiner verehrten 


*) v. Wangenheim Dreifönigsbündniß. ©. 136 ff. 
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Herren Eollegen, und behielt mir vor, meine Anfichten Darüber 
vertraulich mitzutheilen. i 

Sch bin, bei weiterem Nachdenken über die Sache, mehr wie 
je davon überzeugt, daß Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern, 
welche aus angeblicher oder wirklicher Nichterfüllung der Bundes: 
beſchlüſſe hervorgehen, nicht vor einem Austrägalgerichte, ſondern 
anf abminifirativem Wege vor der Bundesverſammlung ihre, 
wenngleich nicht richterliche, doch rechtliche Erledigung finden 
müfjen. 

Ehe ich jedoch dieſe Anficht weiter entwidele, und fie gegen 
die von dem Herrn Gorreferenten gemachten Einwendungen zu 
vertheidigen juche, jcheint es mir nicht unzweckmaäßig, and) die 
Gründe anzugeben, aus welchen ich feiner Anficht, nad) welcher 
die Zurückgabe des Friedheimiihen Schiffes von der Entſcheidung 
ber Hauptfrage abhaͤnge, beipflichte. 

Nachdem die Frage: ob die Bundesverfammlung berechtigt 
und verpflichtet jei, die anhaltiſche Beſchwerde zur Erledigung zu 
bringen? wie mir ſcheint mit großem Rechte von ben Herren 
Referenten bejaht worden ift, bleibt jetzt nur noch Die Frage: 
wie fie Dabei zu verfahren habe? zu erörtern übrig. 

Anhalt hat der früheren allgemeinen Beſchwerde, in der 8, 
Sigung der Bundesverfammlung vom 1. März dieſes Jahres, 
einen beſtimmteren Charakter gegeben, und derſelben ein boppel- 
te8 Fundament zum Grunde gelegt: 

a. den Artifel 19 der Wiener Schlußacte, aus welchem Anhalt 
fordert, in Befigflande gegen Preußen von der Bundesver⸗ 
fanmlung geſchützt zu werden und als Folge Die Freigebung 
des dem Kaufmann Friedheim gehörigen Schiffes; 

b. den Bundestagsbeſchluß vom 3. Auguft vorigen Jahres, die 
Flußſchifffahrt betreffend, in Verbindung mit dem Artikel 31 
der Schlußacte, welchem zufolge Anhalt von Der Bunbesver- 
fammlung die Vollziehung jenes Beſchluſſes und vie unmit- 
telbare bundesverfaffungsmäßige Hülfe forbert, bamit die 
angeblich widerrechtliche Erhebung der preußifchen Tranfito- 
und Verbraud:Steuer unverzüglidy aufhöre. 
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Was nun für erſte den Schuß im Beſitze anlangt, den An- 
halt auf den Grund des Artifeld 19 der Wiener Schlußacte for- 
dert, jo beftimmt dieſer, Daß 

wenn zwiſchen Bundesgliedern Thätlichkeiten zu beſorgen 

wirklich ausgeübt worden find, die Bundesverſammlung be 

rufen ift, vorläufige Maaßregeln zu ergreifen, wodurch jeber 

Selbfthülfe vorgebeugt und Der bereits unternommenen Ein- 

halt gethban werde. Zu dem Eude bat fie vor Allem für 

Aufrechthaltung des Beligflandes Sorge zu tragen. 

Diefer Artikel zerfällt demnach in zwei Saͤtze. Der erfte han⸗ 
delt von dem Berufe der Bundesverfanmmlung, den Bundes: 
friebensbruch zu verhindern, der zweite von der Wufrechthaltung 
des Befipftandes durdy die Bundesverfammlung (nicht Durch eine 
richterliche Behörde). 

Der erſte Sag könnte Daher im vorliegenden Falle nur zur 
Anwendung fommen, wenn XThätlichkeiten noch zu bejorgen fein 
follten, ober wirklich ausgebrodyen wären, welches für jebt nicht 
der Kal iſt; denn die Beichlagnahme des Friedheimiſchen Schif- 
fes kann nur dann als eine Thätlichkeit angefehben werben, wenn 
die Frage: ob Die Artikel 109 bis 116 der Congreßacte ein Pros 
vilorium für die Schifffahrtsabgaben feitleben? gegen Preußen 
entichieden fein wird. 

Bid dahin ift fie eine Maaßregel der inneren Verwaltung, 
welche nad) den Landesgeſetzen zu beurtheilen ift, und wogegen 
nur von der competenten Landesbehörde Beſchwerde erhoben 
werden kann. 

Eben jo wenig findet aber der zweite Sab des Artifeld 19 
hier eine Anwendung, weil Fein zu beſchützender Beſitzſtand im 
rechtlichen Sinne des Wortes vorhanden tft. 

Die vom Befipftande und dem Schuße defjelben durch pof: 
ſeſſoriſche Nechtömittel geltende Grundſaͤtze können — nebſt den 
daraus abzuleitenden Folgerungen — auf Staaten nur in jo weit 
angewendet werden, als fie ihrer völferredhtlichen Stellung nad) 
einen Richter über ſich anerkennen, Da died in dem Bundes⸗ 
verhältnifje der Fall ift, jo leidet e8 auch feinen Zweifel, daß 
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ein pofjefjorifches Verfahren überhaupt, und insbefondere das 
durch Die Artifel 19 und 20 der Schlußacte vorgejchriebene, auch 
auf Staantd:Servituten, unter deren Begriff das negative Recht, 
einen ſouveränen Staat in ber Feſtſetzung der Schifffahrtdahgaben 
auf den durch ſein Gebiet fließenden Strömen zu beichränfen, 
fallen würde, eben fo gut anwendbar fein, ald überhaupt pofief- 
ſoriſche Rechtsmittel zum Schube des Beſitzes von Rechten ge 
braucht werden Fönnen. 

Die in dieſen befondern wölferrechtlichen Verhältniffen bes 
gründete Anwendbarkeit der ciwilrechtlichen Grundfäße über den 
Befiß, erfordert Dagegen nothwendigermweile auch das Vorhanden- 
fein der civilrechtlihen Bedingungen bed Beſitzes, dieſer mag 
eine Eörperliche oder eine unförperlihe Sache (ein Recht) be 
treffen. 

Die allgemeinen Erfordernifje der Beſitzergreifung find: Die 
Abficht, zu beißen, eine in die Sinne fallende Handlung ber 
DBefibergreifung und ein Nechtögrund, welcher dieſer unterliegt. 
Auch in possessorio summarissimo, wo nur die Thatjache, nicht 
die Qualität des Beſitzes, näher geprüft wird, ift doch der wirk⸗ 
liche Befiß im rechtlichen Sinn erforderlich; der Beſitz muß er- 
griffen worden fein. Ä 

Wenn Anhalt Schub im Beſitze des Rechtes, Preußen in 
der Feftfeßung der Schifffahrtdabgaben auf der Elbe zu bejchrän- 
fen, verlangt, fo bat ed darzuthun, Daß die rechtlichen Erforber: 
nilfe des Beſitzes vorhanden find; Diefer Beweis hängt, was Die 
Strenge deijelben anlangt, Davon ab, ob ein ordentliches oder 
ein außerorbendliches (ſummariſches) pofjellorifches Rechtsmittel 
zur Anwendung fommen fol. 

Bekanntlich ift zu Erwerbung des Beſitzes eines jogenannten 
negativen Rechtes, das heißt, eines ſolchen, wodurch, wie im vor: 
liegenden Falle, Die Handlungen eines Andern ausgejchlofjen 
werden follen, erforderlich, daß diefen Handlungen, mit Beruhi- 
gung defjen, gegen den der Befiß des Rechtes erworben werden 
will, widerjprochen worden Jei. 

Anhalt Hat weder am Bundestage noch in den Privat- 
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Verhandlungen mit Preußen, noch in den außgetheilten Denf- 
ſchriften, auch nur entfernt angedeutet, Daß es in foldher Weiſe 
und nach rechtlichen Erfordernifjen den Beſitz des Rechtes erwor- 
ben babe, Preußen in der Feſtſetzung der Schifffahrtäabgaben 
auf der Elbe zu bejchränfen. Daß Preußen bis zum 1. Januar 
1819 feine höheren, als die im Jahre 1815 beflandenen Abgaben 
auf der Elbe erheben ließ, und die anhaltifchen Unterthanen nur 
diefe entrichteten, ift nach dem Bisherigen nicht$ weniger, als ein 
Preußen rechtlich beſchränkender Beſitzſtand Anhalts; ein folcher 
it, fo lange nicht das Gegentheil nachgewiejen wird, für Anhalt 
nicht mehr vorhanden, als für jeden andern Staat, gegen den 
Preußen fein Zollſyſtem veräudert hat. 

Die Artikel 109 bis 116 der Wiener Congreßacte begründen 
für alle Staaten, welche derfelben beigetreten find, einen öffent 
lihen Rechtszuftand, defjen Erfüllung der eine, wie der andere, 
Württemberg wie Anbalt, fordern Tann; keineswegs aber einen 
Beſitzſtand im rechtlichen Sinne des Wortes. Denn hier, wo es 
ih darum Handelt, die rechtlichen Folgen eines Befißftandes, der 
beſtimmten Vorjchrift der Geſetze gemäß, vor einem Richter gel- 
tend zu machen, muß dies Wort audy in feiner rechtlichen Bes 
Deutung genommen werben, welche von der des gewöhnlichen Les 
bens, wo darunter nur ein beftimmter Stand der Dinge veritan- 
ben wird, fehr wejentlidy verjchieden ift. Diejenigen Staaten, 
weldye, wie Die des deutſchen Bundes, eine richterlihe Behörde 
anerkennen, find Daher nicht befugt, auf den Grund der Artikel 
109 bis 116 der Wiener Gongreßacdte und des Bundestagsbe⸗ 
Ihlußed vom 3. Auguft vorigen Jahres, der Nichtachtung der 
barin gegebenen Vorſchriften ein poljefforiiches Rechtsmittel ent- 
gegenzufeßen, jo wenig, als überall Verträge und Geſetze denen, 
die bei ihrer Vollziehung betheiligt find, einen Befigftand an und 
für fi einräumen, fo lange diejer nicht wirflidy erworben wor- 
den ift. 

Hiernach vermag ich den Theil des Fundaments der anhal- 
tiichen Beſchwerde, welcher aus der Vorſchrift des Artikels 19 
der Schlußacte und aus einem angeblich durch die Wiener Congreß⸗ 
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acte geſicherten Beſitzſtande hergenommen ift, nicht ald begründet 
anzufehen, indem 

a. fürs erfte Feine Thaͤtlichkeiten vorgefallen find, welche Die 
Aufredhthaltung des Bundesfriedend durch die Bundesver⸗ 
jammlung erforderten; 

b. Anhalt ſich nad) rechtlichen Grundſätzen nicht im Beſitze des 
Rechtes, Preußen in der Feſtſetzung ber Schifffahrtsahgaben 
auf der Elbe zu bejchränfen, befindet, weshalb auch Die An- 
wendbarfeit des im Artikel 19 der Schlußacte angeordneten 
ſummariſchen poſſeſſoriſchen Verfahrens von jelbft megfällt, 
und 

c. eben jo wenig aus der Wiener Congreßacte ein Befigftand 
im vechtlihen Sinne des Wortes abgeleitet werden kann, 
welcher in Gemäßheit des eben gedachten Artikels 19 der 
Schlußacte von der Bundesverfammlung aufrecht zu balten 
wäre, 

Inzwiſchen Zönnte noch die Frage erhoben werden: ob, wenn 
auch nicht der Artikel 19, Doch der Artifel 20 der Schlußacte in 
dem vorliegenden Falle anwendbar jei? Auch dieſe Frage Kann 
nur verneint werden, da nad) dem Biöherigen Anhalt fich eben 
fo wenig in dem Beſitze des mehrerwähnten negativen Rechtes 
befindet, ald die Wiener Congreßacte einen Befißftand begründet, 
und der Artikel 20 der Schlußacte ſich von dem Artikel 19 nur 
dadurch unterfcheidet, Daß das durch den letztern angeordnete 
Berfahren vor einem foͤrmlich conftitwirten Gerichte dann eintritt, 
wenn die Thatjache des jüngften Befiges ftreitig und Daher Diefe 
ſowohl, als Die angezeigte Störung des Beſitzes, zu unterfuchen 
ift, während das unmittelbare Einjchreiten der Bundesverfamm: 
lung dann zur Anwendung fommt, wenn bie Thatſache des jüng- 
ften Beſitzes Feineswegs ftreitig, dieſer aber gewaltfam geftört 
worden ift. 

Das zweite Fundament der anhaltifchen Bejchwerbe, nämlich) 
der Bundestagsbefchluß vom 3. Auguft vorigen jahre, wurde 
durch einen Schreib: oder Drudfehler, ftatt mit dem 31. Artifel 
der Schlußacte, mit dem 21. in Verbindung gejeßt. Died mag 
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zunächft, wie mir felber, jo auch Andern, zu der Meinung bie 
Beranlafjung gegeben haben, daß Anhalt eine Erledigung der 
Beſchwerde in dem für Nechtöftreitigleiten der Bundesglieder 
unter einander vorgefchriebenen Verfahren fordern. 

Dies Scheint aber, nachdem jener Fehler angezeigt worden 
ift, nicht der Fall zu fein; wäre es aber auch der Fall, jo ver: 
mag ich mid) nicht zu überzeugen, daß dieſes Verfahren in Der 
vorliegenden Sache zur Anwendung fomme könne”). 

Der Natur der Sache nach, und den ausdrüdlichen Beſtim⸗ 
mungen des Artifel3 31 der Schlußacte zufolge, ift die Bundes⸗ 
verfammlung berechtigt und verpflichtet, die Aufrechthaltung und 
Bollztehung jedes von ihr, innerhalb ihrer Competenz, gefaßten 
Beſchluſſes zu fichern. 

Wenn eine folche Verpflichtung und Berechtigung befteht, jo 
folgt nothwendia daraus, daß jedes Bundesglied, dem ein Bun- 
destagsbeſchluß eine Verpflichtung auferlegt, der Geſammtheit 
auch wegen deren Erfüllung verantwortlich iſt. Iſt dieſes nicht 
zu bezweifeln: fo ergiebt fich nothwendig die weitere Folge, daß 
aud in dem Falle, wenn ein Bundesglied bei der Vollziehung 
eines, allgemeine Vorjchriften enthaltenden Bundestagsbeſchluſſes 
ein vorzügliches Intereſſe haben, und fich dadurch veranlaßt fin- 
den johte, über deſſen Nichtvollgiehung ven Seiten eines andern 
Bundesglieded Beſchwerde bei der Bundesverfammlung zu erhes 
ben, diefe bejondere Art und Weile, wie die Nichtuollziehung zur 
Kenntniß der Bundesverfammlung gelangt, der gedachten Be- 
ſchwerde feinen andern Charakter, am wenigften den eines priva- 
tiven, zwiſchen zwei Bundesgliedern ftatt findenden und im Aus» 
trägalverfahren zu erledigenden Rechtsſtreites geben könne, da fie 
vielmehr auch in ſolchem Falle eine öffentlihe Augelegenheit des 


*) Diefer Zweifel it durch die in der heutigen Sikung angegebene Er⸗ 
Märung Anhalts ganz befeitigt. Anhalt hat weder gerichtlidhes Erkenntniß, 
noch eine von der Entſcheidung ber Haupiſache jelber getrennte Interpretation, 
es bat nur und ausfchlieglich die unmittelbare Hülfe der Bundesverfammfung, 
auf den Grund des 31. Artifels der Schlußacte begehrt. 
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Bundes, welche im Sinterefle der Gefammtbeit von der Bundes⸗ 
verfammlung unmittelbar zu erledigen ift, eben jowohl bleibt, als 
wenn die Bundesverfammlung ex oflicio von der Nichtvollziehung 
des Bejchluffes Kenntniß genommen hätte. Dieſer Grundſatz ift 
wejentlich in der Natur der Verhältniffe und ausdrüdlich in vie: 
len Beſtimmungen der Schlußacte enthalten. 

Wenn auch der Artikel 11 der Bundesacte und die zur 
Bollziehung deſſelben gefaßten Bundestagsbefchlüffe die Eniſchei⸗ 
dung der Streitigkeiten, welche zwiſchen Bundesgliedern entftehen 
fönnen, dann, wenn fie nicht vermittelt werden konnten, an eine 
Austraͤgal⸗Inſtanz zur Entſcheidung verwiefen; jo können unter 
ſolchen Streitigkeiten doch nur die verjtanden werden, weldye von 
einem — durch einen bejondern Titel begründeten -- Recht: 
anfpruche ausgehen, weldye mithin, unter veränderten Umftänden, 
auch unter Privaten, den Begenftand eined ciwilrechtlichen Ver⸗ 
fahres ausmachen würden. 

Sp wenig aber ein Privatmann, der bei der Vollziehung 
eined allgemeinen Geſetzes ein Intereſſe hat, fich Deshalb mit 
einem andern Privatmanne, der deſſen Vollziehung unterläßt, in 
einen Rechtöftreit einzulafien hat, fondern ſich darauf befchränft, 
der competenten Behörde die Nichtvollziehung des Geſetzes anzu: 
zeigen, und Die Vollſtreckung deſſelben zu fordern; jo wenig hat 
Anhalt einen Grund, im vorliegenden Falle mit Preußen einen 
Rechtsftreit zu beginnen oder darauf einzugehen. 

Einen ſolchen bejondern Titel, wie er, nad dem Obigen, 
bei einem eigentlichen Nechtöftreite erforderlich ift, begründen 
aber die allgemeinen Vorſchriften des öffentlichen Rechtes des 
Bundes, in jo weit fie überall von Rechten und Verpflichtungen 
ber Glieder defjelben handeln, keineswegs, weil bier die Bundes⸗ 
ſtaaten nicht als einzelne Subjecte von Rechten und Verbindlich- 
Zeiten, fondern in ihrem Vereine zu einer völferrechtlichen Ge- 
meinschaft, erfcheinen. Was von diefem Gefichtspunfte aus das 
öffentliche Recht vorjchreibt, Fann immerhin die Duelle von Red): 
ten ausmachen, ohne daß dadurch der, zu einer privativen or: 
derung erforderliche, bejondere Titel begründet ift. 
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Solche allgemeine Vorſchriften Fönnen daher auch ſehr wohl 
die Duelle von Rechten in einem fremden Xerritorium, 3. B. 
Freiheit der Schifffahrt auf einem, Durch ein fremded Gebiet 
fließenden Strome fein, ohne daß dadurch eine Staatöbienft- 
barkeit begründet würde, indem zu dieſer gleichfalls ein befonbe- 
rer Erwerbungstitel erfordert wird. Diejer Grundfag war auch 
ſchon unter der vormaligen deutfchen Neichsverfaflung von Den 
bewährteften Schriftftellern über das öffentliche Necht, z. B. Püts 
ter, Gönner (fiehe insbeſondere deſſen Entwidelung des Begriffs 
und der rechtlichen Verhältniffe deutſcher Staatöfervituten $. 19) 
und von andern um deßwillen anerfannt, weil hier fein einzelnes 
Land eigentlich ald das belaftete, das andere ald das berechtigte 
Gebiet anzujehen fei, und weil die Nüdficht auf Die deutſchen 
Tänder, jo weit jedes einen bejondern Staat ausmache, hier of- 
fenbar wegfalle, jondern alle deutſchen Staaten nur in ihrem 
Vereine, als ein Staatöförper, betrachtet und ihnen von der 
Neichögewalt Verbindlichkeiten allgemein aufgelegt würben. 

Das nad) Auflöfung der deutſchen Reichsverfaſſung eingetre- 
tene Bundesverhältniß ſteht der fortbauernden Anwendbarkeit 
dieſer Grundjäße auf feine Weiſe entgegen, da dieſe aus der 
Natur eines Staatenvereind entjpringen, weldyer eine allgemein 
verbindende Gejeßgebung und eine VBollziehungsgewalt aners 
kennt. 

Eine richterliche Erledigung der anhaltiſchen Beſchwerde 
könnte daher nur Davon ausgehen, daß der Bundestagsbeſchluß 
vom 3. Auguſt vorigen Jahres, zum Vortheile der Uferſtaaten, 
eine negative Staatsfervitut - begründet habe, während derſelbe 
doch offenbar ein allgemeines, im Intereſſe der Gefammtheit ge- 
gebened Bundesgeſetz ausmacht. 

Wollte man dagegen einwenden, daß der Bundestagsbeſchluß 
vom 3. Auguſt vorigen Jahres um deßwillen nicht als ein all⸗ 
gemeines Bundesgeſetz, deſſen Vollziehung nach Anleitung des 
Artikels 31 der Schlußacte ſtatt finden müſſe, betrachtet werben 
koͤnne, weil berjelbe nur bezugsweiſe die Vorjehriften der Gon- 
greßacte enthalte, jo wäre darauf zu erwidern: ber erwähnte 
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Bundestagsbeſchluß hat die Abficht, der Flußſchifffahrt die ihr 
durch die Artikel 109 bis 116 der Wiener Gongreßacte zuge 
ficherte Freiheit wirklich zu gewähren, weil Beſchwerden erhoben 
worden waren, daß die Vorfchriften derfelben nicht erfüllt wär: 
den. Nachdem hierüber umfländlihe Berathungen in Wien ge- 
pflogen worden waren, tibernahmen daher fämmtliche dabei be- 
theiligten Bundesglieder Die Verbindlichkeit, jene VBorfchriften un- 
verbruͤchlich zu befolgen. 

Hierdurch find Die erwähnten Artikel zu einem jelbfiftändigen 
Buntesgefeß erhoben worden; es ift eben fo gut, als wären fie 
in der Schlußacte wirflid aufgenommen, und in diefer Beziehung 
durchaus gleichgültig, Daß fie auch in der Gongreßacte ftehen. 
Der Bund hat gegenwärtig fein bejonderes Geſetz über die Fluß: 
Ichifffahrt, die Beſtimmungen darüber ſtehen in dem Beſchluſſe 
vom 3. Auguft nicht Bloß bezugsweiſe, ſondern fie machen den 
einzigen Gegenftand befjelben aus. 

Der Beihluß vom 3. Auguft vorigen Jahres, wodurch bie 
Beſtimmungen der Artikel 109 bis 116 der Wiener Gongreßacte 
eine neue und befondere Sanction erhalten haben, ift durch Stimmen- 
einhelligfeit innerhalb der Competenz der Bundesverfammlung 
gefaßt worden; te tft mithin auch verbunden, feine Vollgiehung 
zu fihern, und eben darin, in der dadurch erhaltenen Gewähr: 
leiftung, befteht ‚der ganze Gewinn diefer ernenerten Sanction 
jener Beftimmungen, indem es früher zweifelhaft gemacht werden 
fonnte und zweifelhaft gemadyt worden ift, ob Die Bundesver⸗ 
fammlung competent jet, eine Beſchwerde über Nichtvollziehung 
jener Beftimmungen anzunehmen. 

Died war auch der Zwed, den Anhalt ſchon während der 
lebten Minifterial-Gonferenzen zu Wien verfolgte. 

Damals forderte Anhalt, daß die Vorjhriften der Artikel 
109 bis 116 der Congreßacte in das öffentliche Recht des Bun⸗ 
des aufgenommen, die Verbindlichkeit zu ihrer Erfüllung gegen 
den Bund anerkannt, und michin der Beruf, für deren Beobachtung 
vorfonmenden Falls zu fergen, in der Gompetenz der Bundes- 
verfammlung begriffen werde. 
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Es handelt ſich jedoch nicht bloß davon, wie dieſe einzelne 
Beſchwerde ihre Erledigung finden folle, ſondern Die ungleich 
wichtigere Frage, weldye bei dieſer Veranlafjung zur Sprache 
fommt, iſt Die der Grenzlinie, welche das üffentlihe Recht des 
Bundes, zwilchen dem Berufe der Bundesverfammlung, die in- 
nerhalb ihrer Competenz gefaßten Beſchlüſſe aufrecht zu erhalten 
und zur Anwendung zu bringen — wenn über deren Nichtooll- 
ziehung Bejchwerbe erhoben wird — und der Anwendbarkeit des 
austrägalgerichtlichen Verfahrens bei Nechtöftreitigkeiten der Bun 
deöglieder unter einander, gezogen hat. 


Die ganze Bundesgeſetzgebung beruht auf Der Grundlage 
bed Vertrags; der Bundesverjammlung, als dem verfaffungs- 
mäßigen Organ des Handelns und Wirfend des Bundes, liegt 
die Garantie eined jeden auf dieſer vertragsmäßigen Grundlage 
vorhandenen Bundesgejeßes ob; die Verwirklichung dieſer Ga⸗ 
rantie macht Die Verwaltung der Bundesverfammlung aus. 


Das Recht einer felbitftändigen Verwaltung der Bundes: 
angelegenheiten, die Anwendung und Vollziehung ber Bundes: 
gejeße, audy wenn über deren Sinn Bweifel erhoben werden, 
kann der Bundesverfammlung nicht entzogen werben, ohne bie 
wichtigften Intereſſen des Bundes aufs Höchfte zu gefährden. 


Denn, wenn e3 jchon hinreichend wäre, daß über die An- 
wendbarkeit eines Bundesbeſchluſſes auf den einzelnen Yal ein 
Streit der Meinungen zwijchen Bundesgliedern, die dabei vor- 
zugsweiſe interejfirt find, ftatt fände, um dieſen Streit der Mei- 
nungen zu einem eigentlichen Nechtöftreite zu machen, fo würbe 
der Gang der Bundesverfammlung zu jeder Zeit unterbrochen 
und dieſe von richterlichen Entjcheidungen, die bei verjchiedenen 
Gerichten auf ganz verjchiedene Weile ausfallen Eönnten, abhän- 
gig gemacht werden können. 


Man denke fich den Fall eines ſolchen Streit3 der Meinun 
gen über die Modalitäten der durch Bundesbeſchluß angeordneten 
gemeinfchaftlichen Beſetzung einer Bundesfeftung; ſoll derjelbe als 
Nechtöftreit an die Gerichte verwiejen werben ? 
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Daß dem nicht fo fei, geht aus dem Artifel 17 und 31 ber 
Schlußacte und dem Artikel 2, 3 und 4 der Executionsorduung 
unverfenbar hervor. 

Es fei mir nun erlaubt, die Gründe, aus weldyen der Herr 
Correferent dieſe Anfiht verwirft, einer, jedoch nur vorläufigen, 
Prüfung zu unterwerfen. 

Der erfte Satz geht von ber Annahme aus, daß der Beruf 
und die Verpflichtung der Bundesverfammlung über pünktliche 
Erfüllung der Bundesgeſetze und Bejchlüffe zu wachen und zu 
dem Ende alle verfaflungsmäßigen Mittel anzuwenden, auf ſolche 
Fälle beichräntt jei, wo über Dad Factum der Nichterfüllung Fein 
Bweifel obwalte? 

Müßte eine confeguente Unmendung dieſes Grundſatzes nicht 
gerade zu dem Punkte führen, den der Herr Sorreferent felber 
vermieden willen will, dahin nämlich, Daß Die Gerichte regieren 
würben? 

Wenn die Bundesverjammlung, wie der Herr &orreferent 
behauptet, überhaupt moralifch unfähig wäre, über den Grund 
oder Ungrund einer Einwendung zu urtheilen, in welcher ein 
Bundesglied behauptete, Daß Das, was es verfügt oder zu ver- 
fügen unterlaffen habe, mit den Geſetzen und Beichlüffen, welche 
gegen bafjelbe geltend " gemacht werden wollten, in gar feinem 
BZufammenhange ftehe: jo müßte diefe Unfähigkeit der Bundes⸗ 
verfammlung, ohne Rüdicht auf die Verſchiedenheit Der Objecte, 
in allen Fällen anerfannt werden, und jede Ginwenbung diejer 
Art — wäre fie auch) nod fo frivol — müßte die näntliche Wir- 
fung hervorbringen, die nämlich, daß darüber ein Richter erfen- 
nen müßte, 

Sollte die moralifche Unfähigkeit der BundesverJammlung 
zur eigenen Entſcheidung über ſolche Einwendungen die Anwend⸗ 
barkeit des 31. Artikels der Schlußacte, nady welchem fie das 
Recht und die Verbindlichleit hat, für die Vollzgiehung der Bun- 
desacte und übrigen Grundgefeße des Bundes, der in Gemäßheit 
ihrer Competenz gefaßten Bejchlüffe, der durch Austräge gefällten 
Ichiedsrichterlichen Erfenntniffe, der unter die Gewährleiftung des 
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Bundes geftellten compromifjorifchen Entjcheidungen und der vom 
Bundestage vermittelten Vergleiche, jo wie für die Aufrechthal- 
tung der, von dem Bunde übernommenen, bejondern Garantien, 
zu forgen zc., wirklid in der vorgejchlagenen Art beichränfen: fo 
müßte dieſe Beichränfung, da fie jelber ihrer Natur nach Feine 
verſchiedene jein Eonnte, in jedem Falle, es möchte fi nun von 
der Vollziehung eines Bundeögefeßes oder von der eines Bundes- 
bejchluffes Handeln, eintreten. 

Nun erkennt aber der Herr Gorreferent Die Nothwendigkeit 
eined adminiftrativen Verfahrens in den Fällen felber an, tn 
welchen ein Beichluß, den er, im Gegenfaß mit fogenannter blo⸗ 
Ben Vereinbarungen, ald Geſetz bezeichnet, zur Anwendung und 
Bollziehung zu bringen ſei; er bringt fi) baber mit ſich felber 
in Widerfpruch, wenn er der Bundesverfammlung, ungeadytet der 
bei ihr vorausgefeßten moralifhen Unfähigkeit, das Recht der 
Entſcheidung in Beziehung auf Die gegen fogenannte Bundes- 
gefebe erhobenen Einwendungen einräumt, das er ihr in Bezie- 
Bung auf fogenannte Vereinbarungen willführlich entziehen möchte. 
Willkührlich muß ich jagen, weil eine pofitive Beſchraͤnkung des 
der Bundeöverfammlung durch den 31. Artifel der Schlußacte 
eingeräumten Nechted und der ihr Darin auferlegten Verbindlich- 
feit, je nach der Verſchiedenheit des Object eines von ihr ges 
faßten Beſchluſſes, jo wenig ftatt findet, daß in jenem Artikel 
vielmehr aller innerhalb ihrer Kompetenz gefaßten Bejchlüffe, ne⸗ 
ben den Grundgejegen, ausbrüdlic gedacht wird, darin auf die 
Executionsordnung bejondere Beziehung genommen und in den 
Artikeln 2, 3 und 4 dieſer letztern das Verfahren beftimmt wird, 
welches eingefchlagen werden fol, wenn das angejchuldigte Bun⸗ 
desglied der angejonnenen Erfüllung eines Bundesbeſchluſſes aus 
Gründen widerspricht. 

Denn, nachdem im erften Artifel der Erecutiondordnung der 
31. Artifel der Schlußacte vollſtaͤndig wiederholt wurde, heißt 
es im 

zweiten: zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit wählt Die Bım- 
desverfammlung jedesmal fir ven Zeitraum von 6 Monaten, mit 
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Einfluß der Ferien, aud ihrer Mitte eine Commiſſion von 5 
Mitgliedern mit 2 Stellvertretern Dergeftalt, Daß bei deren jedes⸗ 
maligen Grneuerung wenigftend 2 neue Mitglieder Darin aufge: 
nommen werden. An Diejelbe werden alle der Bundesverſamm⸗ 
ung zutommenden Eingaben und Anzeigen abgegeben, welche auf 
die im erften Artikel bezeichneten Vollziehungsgegenflände Bezug 
haben: 

Dann im 

britten: dieſer Commiſſion liegt ob, zuvoͤrderſt zu prüfen, 
ob der bundesmäßigen Verpflichtung vollftändige oder unzurei⸗ 
chende Folge geleiftet worden fei und darüber Vortrag an die 
Bundesverfammlung zu erflatten. Erhält dieſe Dadurch die Ueber⸗ 
zeugung, daß in dem gegebenen Falle die gefeßlichen Vorjchriften 
gar nicht, oder nicht Hinlänglich befolgt worden find, jo hat fie, 
nach Beichaffenheit der Umftände, einen Zurzen Termin anzubes 
raumen, um von den Geſandten der Bundesftaaten, welche fol: 
ches angeht, entweder die Erklärung der hierauf erfolgten Voll⸗ 
ziehung oder die genügende und vollftändige Nachweiſung der Urſa⸗ 
hen, welde der Folgeleiftung noch entgegen ftehen, zu ver 
nehmen. 

Nach erfolgter Erklärung, oder, in Ermangelung dieſer, nad) 
Ablauf der beſtimmten Frift, hat Die Bundesverfammlung auf 
das von der Commiſſion abzugebende Gutachten zu beurtheilen, 
in wie fern Die Sache erledigt oder der Fall der Nichterfüllung 
der bundesmäßigen Verpflichtung begrümdet und ſonach das ge- 
etgnete Executionsverfahren zu bejchließen ift. 

Und endlich im 

vierten Artikel: ehe die Bundesverfammlung die wirkliche 
Ausführung ihres, wegen der Execution und der dabei anzuwen⸗ 
denden Mittel, gefaßten Befchluffes gefügt, wird fie demjelben 
der Regierung des betheiligten Bundesſtaates Durch deffen Bun⸗ 
destagägefandten mittheilen und zugleih an Diefe eine ange- 
mefjene motivirte Aufforderung zur Folgeleiftung, unter Beftim- 
mung einer nach Rage der Sache zu bemefjenden Heitfrift, erge⸗ 
hen laſſen. 
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Hieraus fcheint mir unwiderſprechlich bervorzugeben, daß der 
Bundesverfammlung das von dem Herrn Sorreferenten bezweifelte 
Entſcheidungsrecht bundesgeſetzlich bereitö beigelegt und ihr zu= 
gleich zur Pflicht gemacht ift. 

Da nun des Herrn Herzogs von AnhaltsKöthen Durchlaucht, 
in Beziehung auf die Vollziehung des Bejchluffes vom 3. Auguft 
1820, den 31. Artitel der Schlußacte beftimmt angerufen hat, fo 
kann ich nicht einjehen, wie fich Die Bundesverfammlung von Dem 
gejeglich vorgejchriebenen Wege, ohne Verlegung ihrer Pflicht, 
jollte entfernen und dafür einen andern, von der FTöniglich- 
preußifchen Regierung als einen unrechten, widerjprochenen und 
nur Durch Hypotheſen anzubahnenden, Weg einjchlagen Tünne. 

Der Bund ift, in Beziehung auf feine inneren Verhältniffe, 
ein völferreshtlicher Verein; in Beziehung auf feine äußeren Ver; 
hältnifje eine Geſammtmacht; in beiden Beziehungen ift ihm zur 
Verfolgung feiner Zwede Selbftitändigfeit unbedingt nothwendig. 
Mit diefer Selbftjtändigfeit, aljo mit der Exiſtenz des Bundes 
jelber, ift aber der von dem Herrn Gorreferenten aufgeftellte Saß 
in feiner Allgemeinheit, jobald er conjequent durchgeführt werben 
follte, ſchlechthin unvereinbar. 

Das Gefühl der Unvereinbarfeit jenes Sabes mit der Epi- 
ſtenz des Bundes hat ihn ſelber genöthigt, eine Grenzlinie zu 
juchen, Diefjeitö welcher Die Bundesverfammlung Differenzen zwi⸗ 
chen Bundesgliedern auf abminiftrativem Wege zu erledigen be- 
fugt fein joll, jenſeits welcher fie hingegen die Erledigung jolcher 
Differenzen dem Richter überlaffen müſſe. Diefe Grenzlinie ſoll 
die Unterſcheidung zwiſchen Bundesgefeben und bloßen Beichlüj- 
jen, welche eigentlich nichts ald Vereinbarungen wären, ziehen 
und bezeichnen. 

Allgemeine und unbedingt verpflichtende Bundesgeſetze find 
ihm ſolche Bejchlüffe, welche ſich auf Erfüllung der Bundeszwede 
beziehen; Vereinbarungen find ihm jolche Beſchlüſſe, welche die 
Erreichung von Bundeszwecken nicht bezielten und daher blos den 
Charakter eines Vertrags unter Privaten an ſich trügen. Die 
Entſcheidung der gegen die Vollziehung der Beſchlüſſe erfter Art 
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gemachten Einwendungen fol Der Bundeöverfammlung, die gegen 
die Beichlüffe der zweiten Art erhobenen Zweifel dem Richter 
überkaffen werden. 

Dieje Unterfeheidungen zwifchen Bundesgejeßen und Verein: 
barungen if in ihrem Princip unrichtig. 

Der Bund befißt Feineswegs eine, über den Bundesgliedern 
ſtehende, gejeßgebende Gewalt; dieſe wird vielmehr von fämmt:- 
lihen Bundesgliedern, ald von jelbftftändigen, von einander un- 
abhängigen Staaten ausgeübt. Wie der Grumdvertrag des 
Bundes felber, jo hat auch jeder Bundesichluß, Durch welchen 
irgend ein Verhaͤltniß zwifchen den Bundesſtaaten geregelt wird, 
ohne allen Unterichied, die Natur eined Vertrags, einer Verein⸗ 
barung. 

Daß in gewillen Fällen dabei der Mehrheit der Stimmen 
eine Entſcheidung zufteht, ift eben wieder Folge freiwilliger, alfo 
vertragsmäßiger Einwilligung (fiehe Klüber's öffentliches Recht 
des deutſchen Bundes $. 156). 

Am beftimmteften fpricht diefen Grundſatz der zweite Artikel 
der Scylußacte aus, worin es heißt: „Diefer (völferrechtliche) 
Verein (deutjcher Bund genannt) beiteht in feinem Innern als 
eine Gemeinſchaft felbftftändiger, unter ſich unabhängiger Staa- 
ten, mit wechjelfeitigen gleichen Wertragsrechten und Vertrags⸗ 
obliegenheiten." Das ganze Verhältniß der Bundeöglieder unter 
ich iſt alfo in wechjeljeitigen Vertragsrechten und Vertrags: 
obliegenheiten begriffen. 

Wenn daher, ihrer Entftehung nach, allen und jeden Be⸗ 
jchlüffen der Bundesverfammlung, ohne Unterjchied, nur ein und 
dafjelbe Fundament unterliegt; fo bleibt, wenn man in die An- 
fichten Des Herrn Gorreferenten auf eine confequente Weiſe ein- 
gehen will, nur Die Alternative: entweder, der Bundesverſamm⸗ 
lung jede Entſcheidung über alle und jede Differenzen, die unter 
Bundesgliedern entftehen Eönnen, mithin audy über jede in Zwei- 
fel gezogene Erfüllung eines Bundestagsbeſchluſſes, zu entziehen 
und Diefelben, in Ermangelung einer gütlichen Vereinbarung, an 
Die Gerichte zu verweilen, oder, den Begriff des Ausdrucks: 
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Streitigfeiten der Bundesglieber unter einander — auf eigent- 
liche Rechtsanſprüche, Die aus einem bejondern Titel gemacht 
werden, zu bejchränfen und nicht auf diefenigen wideriprochenen 
Sorberungen auszubehnen, welche van einem Bundeöflaate an ben 
andern, einzig und allein auf den Grund Kraft der Bunbesver: 
faflung, als des Inbegriffs der gefeglichen Bundeseinrichtungen, 
gemacht werben, und weldye Die Bundesverfanmlung eben jo zu 
fihern bat, wie Die Regierung eines Ginzelftaates die Aufrecht- 
haltung verfafjungsmäßiger Einrichtungen, unabhängig von dem 
für die Erledigung privatrechtlicher Streitigkeiten beftehenven 
Berfahren, auch dann fidherfiellen muß, wenn zufälliger Weife, 
bei der Aufrechthaltung derfelben, Privat » Sntereffen berührt 
werben. 

Die Wahl zwilchen dem einen und dem andern Gliede der 
Alternative kann, wenn auf die Natur der Sache und die befte- 
henden pofitiven Vorſchriften Der Bundesgefeßgebung Rüdficht 
genommen wird, wohl nicht zweifelhaft fein. 

Geſetzt aber au, man koͤnnte oder wollte doch den von 
dem Herrn Gorreferenten poftulirten Unterjchied zwiſchen Bun⸗ 
desjchlüffen einer und Bundesichlüffen anderer Art zugeben: fo 
wäre dem Biele doch nicht näher gerückt. Denn, wie follte der 
Widerſpruch bejeitigt werben, den ein Bundesglieb gegen die ad- 
miniftrative Wirffamkeit der Bundesverfammlung unter dem fal- 
Ichen oder wahren Vorwande erhübe, daß die Beftimmung 
irgend eined Bundesſchluſſes, welche auf daſſelbe angewendet 
werden wollte, keineswegs, wie irrig behauptet werde, die Errei- 
hung eines Bundeszwecks erziele? 

Um diefe Schwierigkeit zu Iöfen, nimmt der Herr Gorrefe 
rent feine Zuflucht zu der Annahme, daß nur bei der authenti- 
Ichen Interpretation der jogenannten Vereinbarungen Die Forde⸗ 
rung der Stimmeneinhelligfeit beibehalten, bei den im Artifel 13 
der Schlußacte benannten Gegenftänden aber aufgegeben jei: 
allein die erfte Behauptung ift nicht nachgewiejen und Die zweite 
wird durch die Verhandlungen in der 23. und 24. Wiener Con: 
ferenzfibung widerlegt. 


EEE ——— 
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Aus dieſen Verhandlungen geht unverkennbar hervor, daß 
die Hinweglaffung einer ausdrüdlichen Erwähnung der bei autben- 
tiicher Erflärung der im 13. Artikel der Scylußacte benannten 
Gegenftände erforderlichen Einhelligkeit der Stimmen nur darum 
beliebt wurde, weil man den Widerfpruch des naflauijchen Herrn 
Bevollmächtigten entfernen wollte, und weil man eine ſolche aus- 
drüdliche Erwähnung, indem die Nothwendigfeit der Unanimität 
in ſolchem Falle fih von ſelbſt verflände, nicht für nothwen⸗ 
dig hielt. 

Das Protocol der 24. Sitzung zeigt deutlich, daß man die 
Einftimmigfeit bei authentijcher Erklärung der im 13. Artikel der 
Schlußacte bezeichneten Gegenftände als eine unerläßliche Bedin⸗ 
gung anſah, und eben deshalb in dem 17. Artikel jener Acte Die 
doctrinelle interpretation für anwendbar erflärte. 

Was aber, wie mir jeheint, entjcheidend gegen den Schluß: 
antrag der Herren Referenten ſprechen würde, wenn auch Die 
Beftimmungen des 31. Artifeld der Schlußacte und des 2., 3. 
und 4. Artifeld der Executionsordnung nicht jo evident wären, 
ift Die Natur des Streitpunftes ſelbſt. 

Die ganze Divergenz der Anfichten zwifchen Preußen und 
Auhalt dreht ſich weſentlich um Die Frage: ob der in dem Bun- 
destagsbeſchluß vom 3. Auguft 1820 übergangene 111. Artikel 
der Wiener Congreßacte, binfichtlich der Schifffahrtsabgaben, bis 
zu der unter den Uferilaaten zu treffenden Uebereinfunft, ein 
Provijorium anordne oder nicht? 

Mit der Beantwortung dieſer Frage ift auch Die Hauptjache 
für Anhalt gegen Preußen, oder umgefehrt, für Preußen gegen 
Anhalt, entjchieden. 

Verwieſe nun die Bundesverfammlung Die auf den Grund 
des Beichluffes vom 3. Auguſt 1820 und in Folge des 31. Ar- 
tifel8 der Schlußacte zu unmittelbarer Entjeheidung an fie ge 
brachte Beſchwerden an ein Gericht: fo kann nicht verfaunt wer- 
deu, daß fie in einem Falle, wo es fich wejentlid, um den Sinn 
eines von ihr fancttonirten Geſetzes handelt, einem Gerichte Die 
Sinterpretration eines ihrer eigenen Befchlüffe übertrüge, ihm es 
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überlaffend, ob e& die Doctrinelle interpretation deſſen, was fie 
jelber ftatuirt bat, vornehmen, oder ob es durdy die Verficherung, 
daß das Geſetz unklar fei, die Pflicht der Interpretation auf fie 
zurüdjchieben wolle, wo dann Die Interpretation nothwendig eine 
authentiſche werden müſſe. 

Verfolgt hiugegen die Bundesverſammlnung den ihr vorge- 
jehricbenen gejeglichen Weg, und führt fie Die Entfcheidung da- 
durd) herbei, daß fie unterfucht, ob Preußen dem Beichluffe vom 
3. Auguft 1820 vollitändig genügt habe: fo ift fie es, welche in 
und mit diefer Enticheidung, in Gemäßheit des 17. Artikeld ber 
Wiener Schlußacte, ihre eigenen Bejchlüffe wahrhaft Doctrinell 
interpretirt. 

Nur ſo entſpricht ſie der Forderung, welche aus der Natur 
des Bundes und der ihm nothwendigen Selbſtſtaͤndigkeit her⸗ 
vorgeht. 

Die Bundesverſammlung muß ihren Beruf ſelbſtſtändig erhal- 
ten fönnen, wenn fie, wie die Schlußacte fordert, den Bund in 
feiner Geſammtheit vorftellen, und das beftändige verfallungs- 
mäßige Organ feined Willen8 und Handelns fein fol. 

Die VBollziehung jedes von der Bundesverfammlung gefaßten 
Beſchluſſe liegt in ihrem Berufe, Erheben fich dabei Schwierig- 
feiten und Bweifel: jo ift fie e8, welche jene zu befeitigen, dieſe 
zu löjen hat. Nur fte ift im Stande und befugt, ein von ihr 
ausgegangened Geſetz, welches nicht etwa bei Gelegenheit eines 
eigentlichen, auf bejonderem Zitel beruhenden Nechtöftreits zur 
Anwendung gebracht werben muß, jondern wo es fi um das 
Geſetz und deſſen Vollziehung unmittelbar handelt (denn in jedem 
Falle ſteht aud dem Richter die doctrinelle Auslegung zu), in 
und mit der Anwendung auf den concreten Kal, erforderlichen 
Falls, zu erläutern. 

Dadurch, Daß bei folchen Entjcheidungen, wie bei allen DBe- 
fchlüffen, die einzelnen Gejandten am Bundestage an die In— 
ftructionen ihrer Committenten gebunden find, wird weder Die 
Natur des Verhältniffes geändert, noch Die Selbitftändigfeit der 
Bundesverfammlung gefährdet. 
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Nicht die Bundesverfammlung, als das beftäudige verfafjungs: 
mäßige Organ des Willens und Handelns des Bundes, ift von 
Snftructionen abhängig, und ed kann daher von ber Bundes: 
verfammlung, als folcher, gar Feine Inſtruction eingeholt werden. 
Die Gefandten, die PVerfonen, welche Die Bundesglieder in der 
Berfammlung repräfentiren, find es, welche, wenn fie nicht ala 
Commiſſions⸗Mitglieder handeln, bejondere Snftruction dann ein- 
holen müflen, wenn fie in der ihnen ertheilten allgemeinen Syn= 
firuction nicht die Gewißheit finden, Daß ihnen die Ratification 
ihrer Committenten nicht entftehen werde. 

Pfliht der Gefandten ift e8, Durch Elare und umfaſſende 
Darlegung der bei einem zu faffenden Beſchluſſe obwaltenden 
Umftände ihrer Regierung die Erfaffung der rechtlichen Momente 
möglich zu machen; Pflicht der Regierung aber ift es, Diefe recht: 
lihen Momente zur gewillenhaften Anwendung zu bringen, 

Irren darin Die Regierungen, können freilich die Gejandten 
in letzter Inſtanz nicht umhin, auch nach irrigen Anfichten zu 
ftimmen. Dieſe, wie jene, theilen darin das Schickſal der Richter, 
die wohl oft genug irren müflen, weil ihre Urtheile jo oft in 
höheren Inſtanzen reformirt werben. 

Und bat denn ein Richter eine höhere Selbſtſtändigkeit als 
eine fouveräne Regierung? Iſt ein Richter mehr gegen Irrthum 
geſchützt, als ein von einfichtövollen geſetz- und rechtskundigen 
Rüthen umgebened Bundesglied? Hat ein Richter nicht etwa 
mehr Berjuchung, nadydem, was ber Herr Correferent Convenienz 
nennt, fein Urtheil einzurichten, als ein felbfiitändige8 Gouver⸗ 
nement, deſſen höchfte Sonvenienz im Bunde darin befteht, mit 
der Einficht die Gerechtigkeit zu verbinden, und durch die Hebung 
derjelben nicht blos höhere ethifche Forderungen, jondern, um 
der Wiedervergeltung zu entgehen, fogar den Magimen der bloßen 
Klugheit zu genügen. 

Aus diefen vorläufigen Bemerkungen über die von dem Herrn 
Gorreferenten aufgeftellten Praͤmiſſen — welche erforderlichenfalls 
zu vervollftändigen und tiefer zu begründen ich mir ausdrücdlid) 
vorbehalte — ergiebt fich von felbft, Daß ich mit Der von ihm 
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gemachten Anwendung auf den vorliegenden Fall ſchon im All- 
gemeinen nicht einverftanden fein kaun; indeſſen glaube ich doch 
noch beſonders darauf aufmerkſam machen zu müflen, daß, wenn 
die Bundeöverfanmlung Kraft des Bundesbefchluffes vom 3. Auguft 
1820, nach der Anfidyt des Herren Gorreferenten, zwar befugt 
fein jollte, die Erhöhung der beftehenden Zölle auf dem Strome 
zu hindern, ihr aber dem ungeachtet Die Prüfung der Frage: ob 
nicht unter dem Namen einer Verbrauchsſteuer ein wirklicher 
Tranfitozoll erhoben werde? entzogen werden follte, daß dann, 
fage ih, die Wirkfamfeit der Bundesverfammlung lediglid von 
dem Gutdünfen der einzelnen Bundesftaaten abhängig gemacht 
werden würde. Ihre ganze Wirffamkfeit würde durch den Namen 
beftimmt werden, mit welchem mau eine, den Bundesbeichluß 
vom 3. Auguft 1820 berührende Mansregel bezeichnete und durch 
die Art und Weile, wie man die Dabei zum Grunde liegende 
Abſicht charakterifirte. 

Mir jcheint es, ohne reiferer und vieljeitigerer Prüfung vor: 
greifen zu wollen, unmöglich, die vorliegende wichtige Angeleaen- 
heit auf einem anbern Wege zur Erledigung zu bringen, als auf 
dem, welchen die Erecutionsorbnung vorjchreibt. 

Die Commiffion, welche eigens für ſolche Fälle niedergeſetzt, 
und, erforderlichen Falls, gejeglich zu erneuern ift, kann, bei 
treuer Erfüllung der im 3. Artikel jener Ordnung ihrer auferlegten 
Pflicht, Den Beruf der Vermittlung am jhönften erfüllen, wenn 
ihr, der hohen Bundesverfammlung gegenüber, die unbefangene 
Ausmittlung des Rechts, und, für die in ihren Anfichten Diver: 
girenden Bundesftaaten Die überzeugende Darftellung deijelben 
gelingt. 


— — — — — —— 


In der 26. Sitzung vom 5. Juli 1821 wurde vertraulich 
verabredet, Daß in der Beſchwerdeſache der herzoglich-anhalt—⸗ 
föthenjchen Regierung gegen die Eöniglich=preußifche, auf den 
Grund des von der Commiſſion erftatteten, den Gegenftand or 
wohl in factifcher, als rechtlicher Hinficht völlig erjchöpfenden 
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Vortrags, bei den höchſten und hohen Yundesregierungen In— 
ftruction eingeholt werden folle. 

Man überzeugte ſich, Daß dieſe Inſtruction ganz ftringent 
fein müſſe, um bet der Fünftigen Abftimmung über die Sache 
einer Seitd zum Zwecke auszureichen, und anderer Seits felbigen 
nit zu überjchreiten, Daß zu dem Ende nöthig fei, Die Puncte, 
über welche Die Inſtruction zu erbitten fein werde, in beflimmte 
Fragen zu fallen, Daß jeder Regierung diefelben Fragen vorzu⸗ 
legen fein würden, und daß mithin Die Geſandtſchaften fich über 
deren Faſſung zu vereinigen hätten. 

Daher wurben zubörberfi die Gejandten von Defterreich, 
Baiern, Königreih Sachſen, Hannover und Württemberg beauf- 
tragt, gedachte Fragen zu entwerfen und ber Bundesverfamminug 
zur gemeinfamen Prüfung und Genehmigung vorzutragen. 

Dieſe Commiſſion gelangte bei ihren Berathungen zu folgenden 
Reſultaten: 

1. 

Da nad Artikel VII und VIII der Wiener Schlußacte nicht 
die Bundesverfammlung bei dem Bunde, fondern nur jeder 
Bunbestagsgejandte bei feiner Regierung Inſtruction einzuholen 
hat, fo kann die Uebereinkunft, Inſtruction einzuholen, auch ferner 
nur ald Gegenſtand vertraulicher Mittheilung betrachtet, mithin 
jelbige zum Bundesbeichluffe nicht erhoben und indem Protocolle 
davon etwas nicht erwähnt werden. 

Vielmehr würde 

2. 

der Bundesbefchluß ſofort dahin zu fallen fein, Daß an einem 

beftimmten Tage in der Sache abgeftimmt werden folle. 


3. 


ALS Tag zur Abftimmung wird der 29. November d. J. in 
Vorſchlag gebraht, da die Friſt bis dahin ausreichend jcheint, 
um jowohl die Sinftruction der Negierungen zu erlangen, als 
auch etwaigen Unterhandlungen zwijchen den ftreitenden Theilen 
Raum zu geben. 

19* 
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4. 

Einer Inftruction zum Zwede der Suterpretation der bundes- 
gefeßlichen Beſtimmungen über Die Competenz der Bundesver- 
fammlung in der Sache, oder über die Flußſchiffahrt, wird es 
nicht bedürfen, Da der Bundesverſammlung Fein Zweifel über die 
arbeit der biesfallfigen Vorfchriften und deren Zulänglichfeit 
zur Entſcheidung Der vorliegenden Streitfache beimohnt. 

Wohl aber 

5. 

bedarf es einer Inftruction über den Weg, welchen die Bundes⸗ 
verjammlung einzufchlagen bat, um jene Streitjache einer bundes⸗ 
verfafjungsmäßigen Vermittlung und Entſcheidung entgegen zu 
führen. 

Zu dieſem Zwecke find geſetzlich vorgezeichnete Wege vor- 
handen, von Denen einer zu wählen ift, 

a. der richterliche, wenn Die Sache ald eine Rechtsfache zwiſchen 
zwei ftreitenden Bundesgliedern betrachtet, und 
b. der Vollziehungsweg, wenn jelbige als eine Sache, an wel: 
her alle Bundesflaaten ein gemeinjames Jutereſſe haben, 
angejehen wird. 
Wird 

zu a. die Sache aud dem Geſichtspuncte einer Rechtsſache 
angejehen, fo treten, in Bezug auf das zu beobachtende Verfahren, 

Art. II der Bundesacte, 

Art. XXI der Wiener Schlußacte, 

der Bundestagsbeſchluß vom 16. Juni 1817 (Prot. $. 231) und 

ber Bundestagsbejchluß vom 3. Auguft 1820 (Plen. Brot. 8. 2). 
ein, und die Bundeöverfammlung hat ohne weiteres in Gemaͤßheit 
dieſer Elaren Geſetze zu verfahren. 

Der Grund, welcher dafür angeführt werben fann, die vor- 
liegende Differenz al8 eine bloße Rechtsſache zwilchen zwei 
Bundesgliedern zu betrachten und Daher auf den Weg der rid 
terlichen Entſcheidung zu leiten, ift im Wefentlichen folgender: 

Preußen behauptet, die bundesgeſetzlichen Beftimmungen über 
die Flußfchifffahrt nicht übertreten, weder zum Nachtheile der 
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anhalt⸗koͤthenſchen Lande die Schifffahrt auf der Elbe gehindert, 
noch die beftehenden Zölle erhöht zu haben, vielmehr Die in feinen 
Landen angeordnete Verbranchſteuer auf der Elbe von Gütern, 
die in das Anhaltifche beftimmt find, nur ald Kaution zu feiner 
Sicherſtellung gegen bejorglichen Einjchleif in dieſe Staaten zu 
erheben. Die hieraus ſich ergebenden Fragen: ob Preußen hierzu 
vefugt und die Erhebung jener Abgabe nicht ein verftedter neuer 
Tranſitozoll fei? könnten allerdings als reine Rechtsfragen an: 
gejehben werden, welche nur auf einen zwilchen zwei Bundes: 
gliedern entjtandenen Streit, nicht aber auf einen Bundeszwed 
oder das Jutereſſe des Bundes überhaupt bei Aufrechthaltung 
feiner Grundgefeße, Bezug haben, mithin vor einem Austrägals 
gerichte zu eutjcheiden find. 
Sollte nun aber 

zu b. Die gegenwärtige Streitſache als eine ſolche angeſehen 
werden, wobei es zunächſt auf die Handhabung der Bundes: 
gejege, an welcher alle Bundesftaaten in gleihem Maaße ein 
unmittelbares Intereſſe haben, ankommt, jo würde 

Art. XXXI der Wiener Schlußacte und 

die durch Bundesbeſchluß vom 3. Auguft 1820 angenommene 

Executionsordnung (Plen. Prot. $. 3) 
der Bundesverfammlung das von ihr zu beobachtende Verfahren 
vorzeichnen. 

Dafür, daß die vorliegende Differenz nicht al3 eine fpezielle 
Rechtsſache, jondern vielmehr als eine ſolche Angelegenheit be- 
trachtet werde, welche das gemeinſame Intereſſe des Bundes 
berührt und Daher auf dem Vollziehungswege behandelt werben 
müfle, läßt ſich Folgendes anführen: 

aa. Die Bundesverfammlung ift nad) Art. XXXI der Wiener 
Schlußacte berechtigt und verbunden, Die Aufrechthaltung und 
Vollziehung jedes von ihr innerhalb ihrer Gompetenz gefaßten 
Befchluffes zu fihern. Daher involvirt eine Beſchwerde, daß 
den, durch Bundesbeſchluß vom 3. Auguft 1820 angenommenen, 
geieglichen Beftimmungen über die Flußſchifffahrt entgegen gehan- 
delt werde, nicht Die Reclamation eines geftörten ſpeciellen Befug- 
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niffes, ſondern die Anzeige eines Eingriffes in Die vertraggmäßigen 
Nechte” der Sefammtheit des Bundes, wobei e8 nicht auf eine 
richterliche Entſcheidung, fondern, wenn jene Beſchwerde gegründet 
befunden wird, auf Manutenenz des übertretenen Geſetzes an- 
fonmt. 

bb. Manutenenz der Bundesgefeße ift aber die wefentlichfte 
Beflimmung der Bundeöverfammlung, und die Anordnung und 
Vollziehung diefer Geſetze zu wichtig für alle Bundesftaaten, als 
daß fie in den vorkommenden einzelnen Fällen der Bejchwerbe 
von richterlichen Entfcheidungen abhängig gemacht werden Eönne, 
welche bei verjchiedenen Gerichten verfchieden ausfallen dürften. 

cc. Wollte die Bundesverfammlung die vorliegende Differenz 
der Entſcheidung eines Gerichtes überlaffen, fo würde fie ihr 
zugleich die interpretation ihres eigenen Beſchluſſes fibertragen, 
mithin fich felbft für unfähig hierzu erklären. 

dd. Die herzoglich⸗anhalt-köthenſche Regierung hat in ihren 
Eingaben an die Bundedverfammlung deren Einwirkung aus- 
drüdlichh auf den Grund des XXXI. $. der Wiener Schlußacte 
— nicht des XXL — verlangt. 

Endlich giebt ja 

ee. aber aud) das 8.3 der Executionsordnung vorgefchriebene 
Verfahren die vollfommenfte Veranlaffung, die Frage, auf welche 
es bier anfommt, ins Klare zu feßen: ob Preußen, wie geklagt 
wird, den Bundesbeichluß vom 3. Auguft 1820 gehörig nicht 
vollziehen wolle, oder dieſem Beſchluſſe weiter, als geichehen, 
Genüge zu leiften, nicht verbunden fei? Hieraus wird eine 
Interpretation hervorgehen, welche Die Bundesverfammlung felbft 
giebt und welche Daher nicht nur für dieſen einen, fondern auch 
für jeden ähnlichen Fall Anwendung findet. 

Die darauf folgende vertrauliche Sigung vom 12. Juli begann mit 
einen Bortrage ber in der legten Sitzung vom 5. Juli 1821 gewählten 
Commiſſion in der Beſchwerdeſache Anhalt-Köthens gegen Preußen, 
widerrechtliche Erhebung der Tranfito- und Nerbrauchfteuer auf der 
Elbe ꝛc. betreffend, worauf, nad) einer ausführlichen Erörterung 
diefes Gegenftandes und nach vernommenen Meinungen fämmtlicher 
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Sefandtichaften, der in Das Protocol der förmlichen Sitzung 
des 12. Juli übergegangene Beſchluß durch Stimmenmehrheit 
gefaßt wurde. Für denfelben hatte die wejentliche Bemerkung 
entfchieden, daß — da die Bundesverfammlung jelbit getheilter 
Meinung über die Wahl der Wege fei, welche Hierin zur Ent: 
Scheidung führten, und gleichwohl als eine hochwichtige Angelegen- 
heit betrachtet werden müfje, ob diefer Gegenftand (wenn er nicht 
durch Vermittlung auszugleichen fei) durch austrägalgerichtliche 
Entiheidung oder auf dem Vollziehungdwege erledigt werde, Der 
zu bejchließende Aufichub den Regierungen binlängiiche Zeit ge: 
währe, ihre Gejandtjchaften, wenn fie ed für nothwendig erachteten, 
mit Inſtructionen zu verjehen. 

Der präfidirende Geſandte, Graf von Buol-Schauenftein, 
äußerte in&befondere, Daß die Art und Weile der vorgefchlagenen 
vorläufigen Beſchlußfaſſung in jo fern den Betheiligten ſelbſt 
ganz erwünſcht fein müſſe, ald bei der obwaltenden Verjchieden- 
heit der Anfichten über den angemeljenften Entſcheidungsweg Die 
ganze Sache in die Hände der Regierungen gelegt werde, von 
denen e8 nun lediglich abhänge, fich nach ihrem beften Ermeſſen, 
welchen die Bundesverfammlung durch die in dem Commiſſions⸗ 
berichte ausgebrüdten Alternative, als Die einzige, in ber beſtehenden 
Geſetzgebung begründete, gleihwohl keinesweges vorzugreifen 
gemeint fein Fönne, Darüber auszuſprechen. 

Preußen trat dem Bejchluffe, unter Bezugnahme auf feine 
früheren Erklärungen bei, und behielt fich nachträgliche Bemer⸗ 
fungen vor. 

Der Gefandte der fünfzehnten Stimme trat demjelben eben- 
falls bei, behielt fich jedoch nicht minder für Anhalt⸗Köthen nach⸗ 
trägliche Erklärung vor. 


— — — 


Der preußiſche Geſandte äußerte fich über die Commiſſions⸗ 
vorfchläge dahin: 

Sch bin mit den Vorjchlägen der hochverehrten Commiſſion 
über die Art, wie die vorliegende Sache in ihrer näheren Ent- 
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widelung, mit den Darüber verfchiedentlich aufgeftellten Anfichten, 
und der Beurtheilung der allerhöchſten und höchſten Höfe zu 
übergeben ſei, im Weſentlichen einderftanden — nur glaube ich, 
daß ich, als befonders dabei intereffirter Theil, Dad Recht in 
Anſpruch nehmen könne, nach Inhalt meiner Anweifung, einige 
Bemerkungen, durch welche ich weber ſchon Dermalen eine beftimmte 
MWiderlegung der biöher befannt gewordenen Aeußerungen und 
Anträge, noch irgend eine Störung und Aenderung im Gange 
der Berathung, und am allerwenigften die Herbeiführung neuer 
GErörterungen, fondern nur die Verftändigung der Ueberficht der 
dielleitigen Anfichten beabfichtige, nachträglich in einer der nächflen 
Sigungen vortragen und damit den Antrag verfnüpfen zu dürfen, 
daß fie gleichzeitig mit dem bejchloflenen Berichte den allerhöchften 
und höchften Höfen zu unmittelbarer Prüfung und Würdigung 
vorgelegt werben mögen, um in dem bejchlußmäßigen Termin 
fi) darüber zu erklären, damit in Folge dieſer Erklärungen dem⸗ 
nächtt die bier zunehmenden weiteren Beſchlüſſe gefaßt werben 
können. 

In der nun folgenden vertraulichen Sitzung vom 19. Juli 
verlas der preußiſche Bundestagsgeſandte, Graf von der Goltz, 
Folgendes: 

1. die in der jüngſten vertraulichen Sitzung vorbehaltene, 
hier angebogene „ſchließliche Eröffnung und Mittheilung zum 
„Commiſſionsberichte vom 12. Juli 1821, in der anhalt-föthen- 
„ſchen Beſchwerdeſache; 

2. „weitere Bemerkungen zu dem Commiſſionsvortrage vom 
„3. Juni 1821 in derſelben Angelegenheit;“ | 

3. „Bemerkungen über die Anfichten des Eöniglich württem- 
„bergifchen Herrn Bundestagdgejandten zu demfelben Vortrage“. 

Man kam überein, diefe Bemerkungen und Erklärungen loco 
dietaturae druden zu laſſen und den Regierungen nachträglich 
einzufenden. 

Uebrigens äußerte hierauf der baieriſche Gefandte, Freiherr 
von Aretin: 

Er glaube nichts erwidern zu müffen, weil ihm nur ber 
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Borwurf gemacht werde, daß er Die Wiener Conferenz-Protocolle 
estrahirt, nicht aber, daß er fie nicht getreu extrahirt habe. 

Der Eöniglichwürttembergifche Geſandte, Freiherr von Wangen: 
beim äußerte: ber Vorwurf, daß er feine Anſicht — nach halbjähriger 
Behandlung der vorliegenden Sache und erft nach erftattetem 
Bortrage der Prüfungs-Commilfion — entwidelt habe, falle in 
fi) jelber zufammen, wenn man erwäge, 

a. daß man früher und jo lange ber Schreibfehler in der an- 
haltiſchen Erklärung (wo ftatt Art. 31 der Art. 21 allegirt 
worden) nicht verbefiert gewejen jei, habe glauben müflen, 
der Herzog von Anhalt rufe nicht den 31, fondern den 21. 
Artikel der Schlußacte an; 

b) daß aber, nachdem Far geworden, daß der Herzog von 
Anhalt wirklich den 31. Artikel der Schlußacte und nur 
diefen angerufen babe, Die Sache bereits zur Prüfung an 
eine Commiſſion abgegeben gewejen jei, er daher, ohne vor- 
laut zu erjcheinen, feine Anficht nicht früher, ald nach dem 
von ihr erflatteten Vortrage, babe entwideln können, 
Wenn diefe Anficht, wie der Eöniglich preußiſche Gefandte 

glaube, am Ende auf den nämlichen Punct Hingeführt haben 
follte, auf welchen der Vortrag ber Herren Referenten die Sache 
wirklich geführt babe, nämlidy zur Interpretation ber betreffenden 
Artikel der Wiener Congreßacte: jo jei Dabei nur zu bemerken, 
daß von den zwei Urten der Cinterpretation, der authentischen 
und der doctrinellen, die erfle nur dann zur Anwendung fommen 
Tönne, wenn die zweite als unzulänglic, angejehen werben mülfe, 
daß die doctrinelle, außer in gelehrten Abhandlungen, nur in 
und mit der Entjcheidung des concreten Falls, auf welchen ein 
Geſetz, von einem der flreitenden Theile anders, ald von dem 
andern verflanden, anzuwenden fei, gegeben werden könne; und 
daß, in Beziehung auf einen bejondern Fall, eine authentijche 
Erklärung nur dann eintreten Fönne, wenn fie, wegen abjoluter 
Unflarbeit des Geſetzes, von der entjcheidenden Behörde bei Dem 
Gejeßgeber fich erbeten werde. Wenn der koͤniglich⸗preußiſche 
Sefandte endlich darüber fein Befremden eröffnen zu müſſen 
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glaube, daß ein Bundesbeichluß, der für die gemachte Anmwen- 
dung einen jo unzureichenden eigenen Inhalt darbiete, follte für 
geeignet gehalten werden Fönnen, für diefe Anwendung in den 
Geſichtspunct des einzuleitenden Executionsverfahrens fofort nund 
unmittelbar geftellt zu werden, jo müſſe der königlich württem- 
bergiſche Gefandte es der hohen Verfanmlung freilich Lebiglich 
überlafjen, ob fie dieſes DBefremden theilen oder zurüdgeben 
wolle; er aber könne fich wicht überzeugen, daß ein anderer, als 
der gefegliche Weg darum einzujchlagen ſei, weil die Parteien 
über deu Beitpunct, in welchem eine Berpflichtung zu erfüllen 
fei, verſchiedene Anfichten hegten. 


Schließliche Eröffnung 
und Mittheilung der Eöniglichspreußifchen Bundestagsgejandtichaft 
zum Gommilfionäberichte vom 12. Suli 1821 in der anbalt- 
köthenſchen Beſchwerdeſache. 
Zur vertraulichrn (28.) Sitzung vom 19. Juli 1821. 

Da die Föniglich-preußifche Bundestagsgefandtichaft Die Dies- 
feitige Nichtanerfenuung: daß eine definitive Enticheidung der 
vorliegenden Sache gebenfbarerweije in der Competenz der Bun- 
deöverfammlung liege — in derjenigen bedingten Art bereits 
jchließlich zu erkennen gegeben bat, in welcher fie dem gezogenen 
Beſchluſſe beigetreten ift; die Bundestagsgejandjchaft aber alles 
dasjenige einftweilen als zur Prüfung der Regierungen geftellt 
betradhten kann, was bei dieſem Anlafje über Bundesverfaflung, 
wie über Rechte und Formen biefiger Gefchäftsleitung geäußert 
worden und vorgefommen ift; jo jcheint für Diefelbe nur übrig, 
dem erftatteten legten Gommiffionsberichte dasjenige hiermit an⸗ 
zufchließen*), was die Befandtichaft zur Ergänzung der Mate- 
rialien einer fortgejeßten Erörterung hier früher mitgetheilt haben 
würbe, wenn diefe Erörterung nicht abgebrochen und auf bie 


*) Man fehe die folgenden Bemerkungen. 
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Bunbdesregierungen nunmehr übertragen wäre. Dieſe Regierun- 
gen werden auf den erhaltenen Anlaß nun ohne Zweifel Eeinen 
Anftand nehmen, dem Gegenflande diejenige unbefangene und 
vollftändige Prüfung zu widmen, auf welche der Eöniglich-preu- 
ßiſche Hof nicht nur in feinem eigenen Intereſſe, jondern, wie es 
wiederholt erklärt worden, und berjelbe auch dabei beharret, im 
Gemeininterefje ‘aller Bundesregierungen den beftinnmteften Anu⸗ 
ſpruch begründet zu haben glaubt. Goltz. 


Weitere Bemerkungen 
tes koͤniglich-preußiſchen Bundestagsgeſandten zu dem Commiſ⸗ 
ſionsvortrage vom 28. Juni 1821, in der anhalt-köthenſchen 
Beſchwerdeſache *). 

Der königlich-preußiſche Hof hat in der Erklärung vom 17. 
März diejenige Auslegung hierher gehöriger Artifel Der Wiener 
Congreßacte geleiftet, die durch die von der berzoglich-anhalt- 
koͤthenſchen Regierung verfuchte, entgegengefegte Auslegung ver- 
anlaßt war. 

Der jebt erfolgte Vortrag in dieſer Beſchwerdeſache führt 
nunmehr aber mit bejonderem Nachdrud diejenigen Erörterungen 
in dieſelbe Auslegung ein, die bei den Wiener Minifterial- 
Eonferenzen ftatt gehabt haben, und deren Refultat der hier dem⸗ 
naͤchſt erfolgte Beſchluß vom 3. Auguft 1820 gewefen ift. 

Die Geſandtſchaft ift demnach veranlaßt, in diefer Beziehung 
Folgendes zu bemerken: 

Aus der im Vortrage gejchehenen Zuſammenſtellung, die 
hierbei lediglich zum runde gelegt wird, ergiebt fi, daß Die 
bemerften Grörterungen davon ausgingen, baß die herzoglidhe 
Regierung in der vorgejchlagenen Faſſung eines die Flußſchiff⸗ 
fahrt betreffenden Artifels, einen anfcheinenden Rüdjchritt in Bes 
ziehung auf dasjenige zu bemerfen glaubte, was bereit3 in der 


*) Siehe das Protocoll der 26. Sigung vom 5. Juli d. I., Beilage 
3. 25, Seite 513. 


300 


Gongreßacte ftipulirt und beſchloſſen fei. Die berzogliche Regie— 
rung wollte ſich nicht mit Der Erflärung und Erläuterung begnü- 
gen, nad) weldyer Die vorgejchlagene Faſſung, als mehr befagend 
und deutlicher, als die in der Eongreßacte enthaltene, betrachtet 
werden konnte. Sie fuhr fort, dasjenige zu begehren, was fie 
in dem Sinne, den fie den mehrbejagten Artikeln ver Gongreß- 
acte zu unterlegen ſchon damals beabfichtigte, vom Anfange an 
begehrt hatte: 
die unverzügliche Ausführung der verheißenen Freiheit, und 
ihre Unabhängigkeit von den Douanen- Syftemen der Ufer- 
ftanten, weldye unverzüglihe Ausführung volftändig und 
ausdrüdlich fichergeftellt werden follte (vergl. $. A des Vor⸗ 
trag8). 
Nachdem von dem Herrn Fürften von Metternich bierauf er- 
widert war ($. 5 des Vortrags), „daß die BZufammenftellung 
zweier jo ganz verjchiebener Gegenftände, als Die abzujchließende 
Acte und Die Angelegenheit der Flußſchifffahrt ſeien, weder zu 
erklären noch zu rechtfertigen fei, bie früher befchloffene Reguli- 
rung ter Flußjchifffahrt Feiner weiteren Sanction bedürfe, Der 
Artikel 19 der Bundesacte Diefelbe unter den bei der Bundes: 
verfammlung zu berathenden Gegenftänden mit aufftelle, Die Bes 
richtigung des Geſchaͤfts aber durch den Artikel 108 der Congreß⸗ 
akte den Dabei interejlirten Staaten überlaffen, eine dazu be 
ſtimmte Commiſſion in Hinficht der Elbihifffahrt auch wirflidy 
beichäftigt jei" — jo begehrte zwar der bevollmächtigte Geſandte 
des Herzogd (vergl. $. 7) nochmals einen Artifel, der die 
unmittelbare Ausführung der Artikel 111 und 115 feftitelle; 
auch wurde (vergl. $. 8) über die dieſſeits verlegte Sonve- 
ränität Seiner herzoglichen Durchlaucht eine ganz ähnliche An: 
lage, ald nachher hier gejchehen, formirt. Nachdem aber Seine 
Durchlaucht der Herr Fürft von Metternich fich eine fchließliche 
Beſprechung mit des Herrn Herzogs Durdylaucht über den Ge- 
genftand vorbehalten Hatte, erfolgte, als Refultat diefer Beſpre— 
hung, die neue Faljung des Artifeld in der im $. 13 des Vor⸗ 
trags bemerkten Art. 
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Nach dieſer Faſſung machen fid) nun die bei den Flußſchiff⸗ 
fahrsftipulattonen betheiligten Bundesglieder, wie es wörtlich 
lautet, verbindlich: 

„die darüber in der &ongreßacte gegebenen und durch den 

19. Artikel der Bundesacte den Berathungen der Bundes: 

verfjammlung zum Grunde gelegten Vorjchriften unverbrüch⸗ 

li) zu befolgen, wie aud die deshalb ſchon beftehenden 

Unterbandlungen auf's thätigite zu betreiben, in der Fürzeft 

möglichen Frift zu beendigen, und wo noch Feine Unterhand- 

Iungen eingeleitet feien, ſolche unverzüglich eintreten zu 

laſſen.“ 

Ob nun möglicherweiſe behauptet werden Fünne: 

„die berzogliche Regierung babe mit dieſer Feftftellung, die 

offenliegend nichts enthält, al& eine erneuerte Sanctionirung 

des früher Stipulirten — eine Verweiſung auf den Artikel 

19 der Bundesacte und auf die angefnäpften und möglichft 

zu befchleunigenden Unterhandlungen — dennoch die Feſtſtellung 

nnderjenigen unmittelbaren Ausführung der Schifffahrts- 
freiheit und Unabhängigkeit von den Douanen-Syftemen der 

Uferſtaaten““ erhalten, die fie im Laufe der Verhandlung 

gefucht hatte; (da vielmehr dieſe Feftftellung der unmittel- 

baren Ausführung vor und außer dem Laufe der ange 
fnüpften Unterbandlungen fein follte, geradezu und mit 
größter Beharrlichkeit abgelehnt worden)! —: 
Diefed zu erörtern, wenn dazu noch Möglichkeit übrig ift, wird 
freilich ganz beſonders die Sache derjenigen Interpretation fein, 
die mit dem Beichluffe vom 3. Auguft 1820 vorgenommen wer. 
den foll. 

Wenn übrigens in dem Vortrage ($. 9) noch bemerkt wird, 
es jei von dem königlich-preußiſchen Bevollmächtigten nichts ers 
innert, als der Herr Fürft von Metternich geäußert babe: 

„die Bundesverfammlung fei competent, wenn der Herr Her- 

309 fich durch vorhergegangene Verfügungen verlegt, oder 

Durch Die zu erwartenden Reſultate der Dresdner Gommil- 

fion feinen Beſchwerden nicht abgeholfen glaube” ; 
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jo ſtimmt ſolches Damit vollfommen überein, Daß die königlich⸗ 
preußifche Regierung fid) hier auf Die Beſchwerde, des Herzogs 
unbedenklich eingelafjen hat, wie der möglich gewordene, ganze, 
bisherige Laufe der Erörterung, von der Erklärung vom 17. März 
an, Davon ben Beweis giebt; wiewohl Richtung und Umfang 
diefer Competenz bis dahin noch aus verfchiedenen Geſichtspunk⸗ 
ten betrachtet werden. 


Bemerkungen 
des Föniglichpreußifcdhen Bundestagsgejandten über die Anfichten 
des koͤniglich-württembergiſchen Bundestagsgefandten, zu dem 
Bortrage in Der anhalt-föthenjchen Beſchwerdeſache. 


Miewohl nad Balbjähriger Behandlung der anhalt-köthen— 
ſchen Befchwerdejache, als einer Streitjache unter Bundesgliedern 
— nach Schon erftattetem Vortrage einer in diefem Sinne ernann 
ten Brüfungscommilfion — nicht wohl zu erwartenwar, als fönne der 
Gegenftand noch einer Behandlung unterworfen werden wollen, 
die denjelben in einen ganz neuen Geſichtspunkt flellte, und Den 
Streit über deſſen verfafjungsmäßige Behandlung erft noch von 
andern Seiten eröffnete, jo endigen Die Anfichten des königlich— 
württembergiihen Herrn Gejandten dennoch anjcheinend mit 
einem jolchen Anirage, auf jo beftimmte Weife, Daß ich jedenfalls 
deshalb Folgendes zu eröffnen mich veranlaßt finde: 

Dem Föniglichpreußifchen Hofe ift eben ſowohl die Exiftenz 
des die Flußſchifffahrt betreffenden Bundestagsbeſchluſſes vom 
3. Auguft 1820, als des Artikels XXXI der Schlußacte, jo wie 
der auf denfelben gegründeten Executionsordnung, vollfommen 
erinnerlich, und es wird derjelbe nie in Abrebe ftellen, daß ein 
einigermaßen nad) deutlichem Inhalte in Bezug genommener 
Bundesbeichluß bei der beftehenden perpetuirlihen Commiſſion 
zu Dem Zwecke geprüft werden fönne, ob berjelbe dasjenige 
wirflich enthalte und vorjchreibe, worauf der vorfommende An: 
ſpruch eines Bundesſtaates an den andern gegründet werden fol. 
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Hätte jedoch Diefer Verſuch bei erfter Anbringung der vorliegen: 
gen Beſchwerde, jo wenig dieſelbe dazu geeignet erfcheint, ges 
macht werben wollen; jo würde er, wie ſolches aus der Natur 
der Sache hervorgeht, und in der eigenen Entwidelung des 
koͤniglich⸗ württembergiſchen Herrn Geſandten ſich beftätigt, zur 
Interpretation der betreffenden Artikel der Wiener Congreßacte, 
demnach auf denſelben Punkt geführt haben, auf welchen die 
dermalige Vortragserſtattung die Sache im Weſentlichen nun: 
mehr wirklich geführt hat. Zu geſchweigen daher, daß ein Bun⸗ 
desbeſchluß, der für Die gemachte Anwendung einen fo unzurei- 
chenden eigenen Inhalt Darbietet, ſchwerlich jemals geeignet fein 
kanu, für Diefe Anwendung in den Gefichtöpunft eines einzuleis 
tenden Exekutionsverfahrens fofort und unmittelbar geitellt zu 
werden, wurde Die preußiſche Gefandtichaft, in Beziehung auf 
eine ſolche erft noch zu treffende Anordnung, nur in vermehrten 
Maaße ihr Befremden eröffnen müſſen; indem mit einer joldyen 
nunmehrigen Einleitung, bei welcher diejelbe Interpretation doch 
in feinem Falle zu umgehen wäre, die Sache an fih um nichts 
gefördert, demnach nur der Anjchein übrig fein würde, eine 
Maaßregel empfehlen zu wollen, mit weldyer das dieſſeitige, vom 
Anfange an ermwiefene Eingehen in eine dem Bundesverhältnifie 
allerdingd entjprechende, wiewohl mit hiefiger Anficht zum Theil 
nicht ftimmende Erledigung, einen auffalenden Gontraft zeigen 
würde. 


— — — —— — — 


Nachdem mehrere Mal die Abſtimmung aufgeſchoben war, 
ſollte dieſe endlich am 17. Januar 1822 erfolgen. In der Sitzung 
dieſes Tages gab Anhalt-Köthen zu Protocoll: 

In dem heutigen Termine, wo eine Entſcheidung der Frage 
erfolgen ſollte: 

auf welchem der verfaſſungsmäßigen Wege die in der Com⸗ 

petenz der Bundesverſammlung liegende Entſcheidung der 

Hauptſache herbeigeführt werden ſolle: 
iſt die Geſandtſchaft beauftragt, folgende Erklaͤrung abzugeben: 
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Nachdem das königlich-preußiſche Cabinet durch die Ratifi- 
eirung der Elbjchifftahrtsacte, und durch Die in der 33. Sitzung 
der Bundesverfaninlung vom 13. December 1821 erklärte Kreis 
laßung des Friedheimiſchen Schiffes, den Rechtszuſtaud, ohne je 
doch dazu eine Rechtöverbindlichfeit anerkannt zu haben, hergeftellt 
und Anhalt durch Die freie Elbe die ungeftörte Verbindung mit 
den übrigen Bundesftaaten wieder erhalten hat, dadurch aber in 
die ihm urfprünglid) gebührende Tage, fi für immer von frem⸗ 
der Befteuerung unabhängig erhalten zu Zönnen, gejeßt worden 
ift: jo bedarf es jeßt nur noch einer Ausgleihung über die Rüd- 
erftattung Der, feit drei Sahren von Anhalt an Preußen bezahl: 
ten, beträchtlichen Verbrauchſteuern und über den Erſatz des, den 
auhaltiſchen Unterthanen durch Sperrung der Elbe überhaupt 
erwachjenen, bedeutenden Schadens, um den Gegenftand der 
anhalt-£öthenfchen Beſchwerde, in allen ihren Theilen, am Bun⸗ 
destage für erledigt zu erklären, 

Seine herzoglihe Durchlaucht haben zu dem Ende bei dem 
koͤniglich-preußiſchen Minifterio der auswärtigen Angelegenheiten 
in Berlin eine unmittelbare Unterhandlung eingeleitet. Dieſes 
bat den Gegenſtand, ohne jedoch eine Nechtsverbindlichkeit zur 
Leiftung irgend einer Nüderftattung und Entjchädignng anzu: 
erkennen, von der perjönlichen Entſcheidung St. Majeſtät des 
Königs abhängig und zum unverweilten VBortrage an Allerhöchſt⸗ 
denjelben geeignet erklärt. 

Von dem Augenblide an, wo die Entjcheidung von der be- 
Eanuten Gerechtigkeit Sr. föniglichen Majeftät abhängt, glauben 
Se. Durchlaucht über den unverweilten und vollftändigen Erſatz 
des bisher erlittenen Schadens feinen Zweifel mehr hegen zu 
dürfen. 

Seine berzoglihe Durchlaucht können fi Dem Föniglich- 
preußiichen Minifterio der auswärtigen Angelegenheiten nur ver: 
bunden fühlen, daß dafjelbe Höchit ihnen Gelegenheit gegeben 
hat, dem gerechten und befreundeten Monarchen einen Beweis 
Ihres unbegrenzten Vertrauens Dadurch zu geben, daß Se. her: 
zogliche Durchlaucht, wie hiermit gejchieht: 
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auf eine weitere Hinausſetzung und Vertagung des auf den 

17. Sanuar feitgejeßten Termines, auf weitere acht Wochen 

nämlich Bis zum 14. März d. J., antragen. 

Indem Seine herzogliche Durchlaucht die angenehme und zuper- 
fihtlihe Hoffnung nähren, ed werden Höchftdiejelben in dieſem 
Termine nichts zu erklären haben, ald daß es zwiſchen dent 
föniglichpreußifchen Hofe und berzoglichen Durdlaucht Feinen 
Gegenftand irgend einer Irrung mehr gebe, und daß Daraus die 
Zurüdnahme der am Bundestage erhobenen und von Diefem ge 
rechtfertigte angenommenen DBejchwerde von ſelbſt folge, glaubt 
die Geſandtſchaft jedoch, eine von der Töniglich-baierifchen Ge⸗ 
jandtſchaft in der 33. Sigung bes vorigen Jahres ausgeſprochene 
Anficht nicht ganz mit Stillſchweigen übergehen zu dürfen, nad 
welcher man dann, wenn die herzoglich-anhaltiihe Negierung 
noch einigen Grund zu einer Beſchwerde habe, eine neue, auf 
den veränderten Stand der Verhältniffe angepaßten, artikulirte 
Darftelung zu erwarten haben werbe, um biejen Gegenftand 
einer weitern Erwägung zu unterziehen und darüber, wenn die 
weiters nöthigen Anftructionen eingetroffen fein werden, den allen» 
falls nöthigen Beſchluß zu faflen, 

Sollte, was kaum anzunehmen ift, von der Föniglichpreußis 
ſchen Regierung die Näderftattung und Entſchädigung verweigert 
und den Grund der Verpflichtung dazu in Abrede geftellt werden, 
Jo würde Dadurch der Stand des wejentlich hier in Frage kom⸗ 
menden Verhaͤltniſſes keineewegs verändert; es würde dadurch 
weder eine neue Beſchwerde, noch eine neue Erwägung derſelben, 
noch eine neue Inſtrnectiouseinholung, noch ein anderer Beſchluß 
nöthig werden, als der heute ſchon hätte gefaßt werben Fönnen. 
Dann, wie jeßt, wide die Competenz des Bundestages, Die 
Entſcheidung der Sache auf einem der beiden verfafjungdmäßigen 
Wege herbeizuführen, als eine bereits ausgejprochene zu betradh: 
“ten fein, und dann, wie jeßt, würbe von dem Bundestage der 
Weg zu bezeichnen fein, auf welchen Se. herzoglihe Durchlaucht 
die Entjcheidung zu juchen haben, wenn die Verpflichtung Dazu 
föniglichepreußifcher Seits in Zweifel gezogen werben ſollte. 

Dritter Theil. 20 
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Der Gegenftand der von Sr. herzoglichen Durchlaucht geger 
die Eöniglich-preußifche Staatsverwaltung erhobenen Befchwerber 
war nicht blos die Frage: ob Preußen zur Erhebung der Ber- 
brauchfteuer auf der Elbe, und ob es überhaupt durch Sperrung 
der Elbe den anhaltiſchen Unterthanen Schaden zuzufügen be: 
techtigt war? Nicht wegen eines einzelnen Yalles, etwa nur we 
gen Anhaltung des Friedheimiihen Schiffes, Jondern auch und 
zwar principaliter im Allgemeinen über die dieſſeits für wider: 
rechtlich gehaltene Erhebung der Föniglich-preußifchen Tranfito> 
und Verbrauchfteuer auf der Elbe, beichwerte fih Anhalt, und es 
trug, auf dem Grunde der Wiener Songreßacte (Art.111 u. 115), 
wie auch auf Dem Grunde der Wiener Schlußacte, nicht nur 
Darauf an: 

4. daß die widerrechtliche Erhebung der Föniglicdhepreußifchen 
Tranſito⸗ und Verbrauchfteuer auf der Stelle aufzuhören habe, 
und daß 

2. das dem Kaufmann Frievheim zu Köthen gehörende Schiff 
frei gegeben werde, — jondern e8 behielt ſich auch ausdrücklich 
die fowohl dem Cigenthümer des Schiffes, als der herzoglichen 
Regierung und ihren Unterthanen überhaupt gebührende Entjchä- 
digung vor. 

Mie fol aber, jo lange Preußen die Rechtöverbindlichkeit 
läugnet, welche die Anlegung jener Steuer und Sperre der Elbe 
zur widerrechtlichen machte, dieſe Entſchädigung, falls Diejelbe 
nicht im Wege freier Vereinigung geleiſtet wird, mit Hoffnung 
eines rechtlichen Erfolges von Anhalt eingeklagt werden koönnen, 
wenn nicht zuvor darüber entfchieder worden ift, ob die Haupt: 
ſache, wenn fie nicht durch ein, von der erhobenen Beſchwerde 
ganz unabhängiges Kreigniß befeitigt worden wäre, rechtlich be⸗ 
gründet war oder nit? und wie ſoll dieſes audgemittelt wer⸗ 
den, wenn nicht vorher der Weg bezeichnet wird, auf welchem 
jene Entjcheidung herbeigeführt werden joll? 

Die Gefandtichaft darf ſich der zuverfichtlichen Hoffnung 
überlaffen, Daß, wenn über die hier erörterte Anficht irgendwo 
noch ein Zweifel obwalten könnte, dieſer (im alle, Daß Seine 
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berzogliche Durchlaucht, gegen alle Wahrjcheinlichkeit, fich nicht 
in der Lage befinden würden, Ihre Befchwerde ganz und voll 
fländig zurüdzunehmen) in jenem nun anzuberaumenden Termine, 
zugleich mit der Hauptfrage werde gelöft werden. 

Preußen erwiderte hierauf: Da in der eben gemachten Er: 
Härung von einer mit Dem koͤniglich⸗preußiſchen Minifterium Der 
auswärtigen Angelegenheiten eingeleiteten Unterhandlung die Rede 
tft, jo fieht ſich der Föniglichpreußifche Bundbestagsgefandte ver- 
anlaßt, die von feinem Hofe ihm über jene Angelegenheit mitge- 
theilten Roten in Der Abficht der Bundesverfammlung vorzulegen, 
damit diejelbe Daraus den Stand der Sache vollfommen erjehen 
Tönne. Es findet hiernach Feine Unterhandlung ftatt, weldye mit 
dem Fortgange oder der Zurücknahme der Beichwerde bei der 
Bundesverfammlung in irgend einen beleidigenden Zuſammen⸗ 
bang gebradyt werden, oder weßhalb ein Intereſſe vorhanden iſt, 
den Termin einer verabredeten Abflimmung, wenn nach der dies⸗ 
jeit3 am 13. December vorigen jahres abgegebenen Grklärung 
überhaupt noch eine &rörterung zuläffig fein könnte, zu pro 
bociren. 

Da des Herzogs von Anhalt-Köthen Durchlaucht ein befon- 
deres Vertrauen darauf feßen, daß der Wunſch um Vergütung 
der bisher erhobenen Verbrauchfteuer Seiner Majeftät dem Kö- 
nige vorgetragen werde, jo ift nur zu bedauern, daß, nad oft 
auseinander gejeßter Sachverbindung, die allerhöchſte Entjchlie- 
ßung fo lange erjchwert oder verzögert wird, ald eine Be: 
fchwerbeführung von Seiner herzoglichen Durchlaucht fortge- 
ſetzt wird. 

Der königlichepreußtfche Geſandte fügte noch Hinzu, daß, in 
fo fern fein Hof noch eine Beantwortung Der jo eben vernom- 
menen herzoglich⸗anhalt⸗koͤthenſchen Erklärung für nöthig Hal- 
ten follte, er ſich diejelbe ausdrüdlich vorbehalten haben wolle. 
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1. 

Der Unterzeichnete beehrt fi, dem Wunjche Seiner Excellenz 
des Föniglich-preußifchen Miniſters der auswärtigen Angelegen- 
heiten, Herrn Grafen v. Beruftorff, zu entiprechen, und dasjenige 
Schriftlich zu eröffnen, was der Gegenftand feines geftrigen münd- 
lihen Vortrags gewejen ift. 

Seine regierende herzogliche Durchlaucht zu Anhalt-Köthen 
haben den Unterzeichneten an den £öniglichpreußifchen Staats: 
£anzler, Herrn Fürften von Hardenberg Durchlaucht (der aber 
inzwijchen erkrankt if), abzuorbnen, gerubet, um bochdemjelben 
Folgendes zu eröffnen: 

Nachdem der Föniglich-preußifche Hof die Auswechfelung der 
Natificationen der in Dresden abgefchloffenen Elbichifffahrtsacte 
vollzogen, und nachdem derielbe am 13. December a, pr. am 
Bundestage zu Frankfurt förmlich erklärt bat, daß das Fried⸗ 
heimiſche Schiff den 1. Januar 1822 ungehindert paffiren Fönne, 
fo haben Seine herzogliche Durchlaucht — in der reinen Abficht, 
den, Hoͤchſtihren aufgedenngenen, fehr bedauerlichen Streithanbel 
am Bundestage ſchnell zu bejeitigen, und geleitet von dem Ge⸗ 
fühle Höcftihrer angebornen und ungerftörbaren Anhänglichkeit 
an das Töniglich-preußiiche Haus, auch nach dem wiederholt ge 
äußerten Wunſche Seiner Majeftät des Kaiſers von Defterreich, 
daß die unangenehmen Discuffionen in Frankfurt befeitigt werben 
möchten — Sih zu dem Verſuche beflimmen laſſen, eine unmit 
teldare Negociation in Berlin über die Burüdnahme der am 
Bundestage jchwebenden aubalt = föthenichen Beſchwerde anzu: 
knüpfen. 

Unter allen bei dem Regierungsantritte Seiner herzoglichen 
Durchlaucht ererbten Sorgen und Pflichten, hat die unglückliche 
Differenz mit Preußen den perſönlichen Geſinnungen St. Durch⸗ 
laucht die ſchwerſten Opfer auferlegt; doch, wo es ſich um das 
Wohl der Hoͤchſtihnen von Gott anvertrauten Unterthanen und 
um Erhaltung der Rechte Höchſtihres Hauſes handelte, war Ih⸗ 
nen kein anderer als der mit zuverſichtlichem Vertrauen auf Gott 
und auf das Recht und Gerechtigkeit Höchſtihrer Sache betretenen 





309 


Weg geftattet. Seine herzogliche Durchlaucht wünjchen jedoch, 
wie ıh Ew. Excellenz geftern mehrmals mündlich zu wiederholen 
die Ehre hatte, nichts jehnlicher, al8 die Bejchwerde am Bundes» 
tage noch vor dem 17. d. M. zurüdnehmen zu können; Doc 
wird dieſer aufrichtige Wunſch Seiner herzoglichen Durchlaucht 
nur dann zu erfüllen ſtehen, wenn durch ein gütliches, jedoch be⸗ 
ſtimmtes, Uebereinkommen der durch die widerrechtliche dreijäh— 
rige Erhebung der Verbrauchſteuer den herzoglich-anhaltiſchen 
Ländern erwachſenen Schaden durch angemeſſene, in allen preu⸗ 
ßiſchen Erflärungen verſprochene, Entſchaͤdigungen wirklich vers 
gütet nnd zugeſichert worden iſt. 

Das koͤniglich⸗preußiſche Cabinet hat durch die Herſtellung 
des Beſitzſtandes, Freilaſſung des Friedheimiſchen Schiffes, Er⸗ 
laß der bisher widerrechtlich erhobenen Verbrauchſteuer, einen Act 
der Gerechtigkeit geübt, der nicht allein von den Herzogen von 
Anhalt und von den anhaltifchen Unterthanen, fondern auch von 
ganz Europa dankbare und rechte Anerkennung finden wird. 
Seine Durchlaucht geben Sich mit gleichem Vertrauen auch der 
Erwartung bin, daß das Eöniglich-preußifche Cabinet mit derſel⸗ 
ben Gerechtigkeitäliebe den anhaltiſchen Unterthanen bereitwillig 
und vollftändig diejenigen Steuern zurüderftatten wird, welche 
fie darum auch auf den Landesgrenzen an bie Eöniglich:preußilchen 
Steuerfaffen und Bollämter in den drei vergangenen Jahren zu 
entrichten gezwungen waren, weil ihnen Durch die Sperrung der 
Elbe jede freie Haudeldverbindung mit dem übrigen Deutſchland 
abgefchnitten war. 

Der Unterzeichnete ift mit den genaueften aus officiellen 
Duellen gejchöpften Berechnungen verjehen, wie hoch ſich der den 
Herzogen von Anhalt und den anhaltiſchen Unterthanen in den 
Jahren 1819, 1820 und 1821 erwachſene Schaden belaufe, und 
ift bereit, fie Seiner Excellenz oder den von Hochdenenjelben 
dazu beauftragten Eöniglichen Beamten ſogleich ergebenft vor: 
zulegen. 

Da Seine berzoglihe Durchlaucht ver Herzog zu Anhalt: 
Köthen Höchſtihren Gejandten am Bundestage, Des befannten, 
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am 17. Sannar a. c. zu Frankfurt angejebten Termins wegen, 
mit fachgemäßen Inſtructionen verjehen müfjen, jo werben Ew. 
Excellenz jelbft gefäligft ermeflen, daß es dem Unterzeichneten 
nur geftattet fein Tann, fich einige Tage hier aufzuhalten, und 
daß derjelbe Ew. Excellenz um eine gefällige baldige Gegenerflä: 
rung ergebenft und Dringend bitten muß. 

Mit Vergnügen benußt derfelbe ꝛc. 

Berlin, den 1. Sanuar 1822, 
(ge3.) Freiherr von Sternegg. 


2. 


Der Unterzeichnete bat mit Vergnügen aus der Eröffnung 
des ıc. Frhrn. v. Sternegg eine Beneigtheit des regierenden Herzogs 
von Anhalt⸗Koͤthen Durchlaucht zu einer Ruͤckkehr zu freundlichen 
Gefinnungen gegen den Föniglichpreußifchen Hof erfehen. 

Auch würde dem legtern die Burüdnahme der bet dem 
Bundestage angebrachten Beſchwerde, in jo fern fie freiwillig von 
Seiten Seiner herzoglichen Durchlaucht gefchähe, nicht anders 
al8 angenehm und wünfchenswerth erfcheinen, indem derjelbe nur 
alsdann jene Maafregel als einen unzweideutigen Beweis jener 
Geneigtheit betrachten koͤnnte. 

Soll aber die Zurüdnahme der Beſchwerde erft von einer 
Unterbandlung abhängig gemacht werden, fo vermag ber Unter: 
zeichnete nicht einzufehen, was dieſe für einen Gegenflanb ha> 
ben koͤnnen, welcher mit jener Burüdnahme im Zuſammenhange 
ſtehe. 

Die bei dem Bundestage angebrachte Beſchwerde, wobei die 
Hülfe des Bundes angerufen worden war, bezog ſich allein auf 
eine von Preußen vor Abſchluß der Elbſchifffahrtsacte auf Der 
Elbe zur Sicherheit feiner Unterthanen und feines Steuerinter- 
eſſes getroffene Einrichtung. In Folge der abgefchloffenen Schiff: 
fahrtsacte hört dieſe Einrichtung auf, und mit ihr auch die Vers 
anlaffung zur Bejchwerde. Ueberdem hat Preußen im ganzen 
Laufe der bisherigen Verhandlungen nie eine &ompetenz ber 
Bunbesverfammlung zur Entjcheidung der angebrachten Be: 
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ſchwerdeſache auerfannt, deren Umgehung es wünfchenswerth für 
ed machen Eönnte, deshalb mit dem bejchwerbeführenden Theil 
eine Unterbandlung zu eröffnen. 

Die preußische Regierung kennt nur einen Gegenſtand der 
Unterhaudlung, worauf fie ſchon in vielen früheren Erklärungen 
hingewieſen. Dieſe bezieht fih auf bie Anſchließung jämmtlicher 
berzoglicheanhaltiichen Lande an das preußilche Steuerſyſtem. 
Die preußifche Regierung bat deshalb früherhin Anerbieten ges 
macht, und es erwartet nur der Uuterzeichnete die nähere Erklaͤ⸗ 
rung ded Herr ꝛc. von Sternegg, ob er Auftrag babe, auf eine 
ſolche Unterhandlung einzugehen, um fie al3bald zu eröffnen. Es 
wird fih im Laufe derjelben ergeben, ob diefelbe mit Anhalt» 
Köthen allein zu einem Reſultate gelangen, oder ob fie nur im 
Zufammenhange und in ®emeinjchaft mit den übrigen herzoglich⸗ 
anhaltiniichen Häufern einen Erfolg haben koͤnne. 

Bei Gelegenheit einer joldyen Verhandlung wird auch das—⸗ 
jenige zur Sprache kommen, was die preußilcdye Regierung feit 
der erſten Einführung ihrer neuen Steuergefjege — unter der 
Vorausſetzung, daß das Anjchließen im Wege einer freien Ver: 
einigung von beiden Seiten ald das angemefjenfte Mittel zur 
Ausgleihung der gegenjeitigen Intereſſen erfannt werben würde 
— auch an Verbraudfteuer von anhaltinischen Unterthanen erho- 
ben bat. 

Iſt e8 aber die Abficht Seiner Durchlaucht des Herrn Her- 
3098 von Auhalt-Köthen nicht, dem preußifchen Steuerjyften ſich 
anzufchließen, ſondern zieht Höchftderjelbe ed vor, die Maaß⸗ 
regeln abzuwarten, weldye die preußifche Regierung zur Sicher: 
heit ihres Steuerinterefje und ihrer Unterthanen an der anhalti 
niſchen Grenze, eben jo wie an den Grenzen ihrer andern Nach⸗ 
barftaaten, ftrenger oder Lofer, wie e8 dad Bedürfniß jener 
Sicherftellung fordert, in Folge des Abſchluſſes der Elbichifffahrts- 
acte anzuordnen fi) in der Lage findet, und wird nur in dieſem 
Zuſammenhange auf Eritattung der bereit erhobenen und bis 
zum Gintritt jener Maaßregeln etwa noch zu erhebenden Ver: 
brauchſteuer von den herzoglich⸗anhaltiniſchen Unterthanen ange- 
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tragen, fo kann der Unterzeichnete nicht einräumen, daß die Dies- 
feitigen früheren Erklärungen irgend ein Verſprechen dieſer Art 
enthalten hätten. Läßt man das firenge Recht Die Anwendung 
der Landeshoheit gelten, jo möchte es alddann auch ſchwer wer- 
den, eine Verbindlichkeit der preußischen Regierung zur Vergüti⸗ 
gung der Verbrauchfteuer darzuthun, da es in ihrer Macht fteht, 
die Bedingungen zu beftimmen, unter welchen ferner Waaren ihre 
Landgrenzen paffiren dürfen, und es einerlei tft, ob fie eine Ab- 
gabe unter einem gemeinjamen Namen, oder, wie wohl von glei⸗ 
hen Betrage, unter verjehiebenen Namen von jenen Durchgehen: 
den Waaren erhebt. 

Sollte demnach Seine herzogliche Durchlaucht auf eine Ver⸗ 
gütung der Verbrauchſteuer unter den vorher angegebenen Um⸗ 
fländen antragen, jo würde der Unterzeichnete ſich in Die Noth- 
wendigfeit verjegt fühlen, vorerft bei Sr. Majeftät dem Könige, 
jeinem Herrn, darüber anzufragen, ob Allerhöchſtdieſelben geftat- 
ten wollen, daß man die Bahn jenes ftrengen Rechtes verlajje, 
und dasfenige, bei dem Eintritt jener obgedachten Maaßregeln, 
vergütige, was Die preußiſche Staatscaffe Durch die, neben dem 
eigentlichen Zolle, unter dem Namen Verbrauchſteuer, erhobene 
Abgabe, auf Koften der anhalt-föthenjchen Unterthanen, wirklich 
gewonnen haben dürfte. 

Ueber die etwaige Entjheidung Seiner Majeftät, enthält 
der Unterzeichnete um jo mehr fich jeder Heußerung, als, jelbft 
im Falle, daß die allerböchfte Beftimmung den Wünfchen Seiner 
herzoglichen Durchlaucht entfprechend ausfallen jollte, derſelbe 
ohne vorhergegangene Rückſprache mit den innern Föniglichen Be: 
hörden nicht zu beurtheilen im Stande ift, ob die Berechnung 
der zu bergütigenden Summe nit in Gemeinjchaft mit den 
übrigen herzoglich-anhaltiniſchen Häufern werde gejchehen müfjen. 

Der Unterzeichnete erſucht Herrn Oberhofmeifter, Freiherrn 
von Sternegg, bei dieſer Veranlafjung die Verficherung feiner 
ausgezeichneten Hochachtung anzunehmen. 

Berlin, den 2. Januar 1822. 

(gez.) Bernftorff. 
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3. 

Der Unterzeichnete hat Die Ehre gehabt, die in feiner Note 
vom 1. Sanuar a. c. erbetene Gegenerflärung von Seiner Excel⸗ 
lenz dem Herrn Grafen von DBernftorff zu erhalten, und wird 
nicht unterlaffen, fie feinem durchlauchtigſten Herrn ſchleunigſt zu 
überſenden. 

Die beſtimmten Juſtructionen, womit Se. herzogliche Durch⸗ 
lancht den Unterzeichneten verſehen haben, ſetzen denſelben jedoch 
in den Stand, ſchon jetzt auf dieſe Gegenerklaͤrung Folgendes zu 
erwidern: 

„Wenn Seine Durchlaucht der Herr Herzog zu Anhalt⸗ 
Köthen überall nur den Regungen ſeines dem koͤniglich-preußiſchen 
Haufe unerjchütterlid) ergebenen Herzens folgen dürfte, wenn es 
nicht unerläßliche heilige Pflicht wäre, Die Rechte feiner. ſchuldlos 
bedrücten und leidenden Untertbanen zu vertreten, jo würde es 
Ichon lange nur eines leiſen Wunſches Seiner Majeftät des Köo⸗ 
nigs, und felbft nur Ew. Excellenz beburft haben, um die am 
Bundestage jchwebende Beſchwerde fofort zurüd zu nehmen; eine 
Burüdnahme, welche auch das Töniglichpreußiiche Gabinet als 
wünfchenswertb anerfeunt. Wenn aber die Anfichten beider Re⸗ 
gierungen über den Rechtöftreitpunkt immer jo ganz verfchieben 
waren, wie fie e8 denn felbit jeßt noch nach der erhaltenen 
Gegenerflärung Em. Excellenz bleiben, jo können und Dürfen Se. 
herzogliche Durchlaucht Sich der Entjcheidung auf dem deutſch⸗ 
verfafjungsmäßigen Bundeswege um jo weniger entziehen, als 
Seine Mafeftät der. König von Preußen Selbft ein vorzũglicher 
Begrüuder des deutſchen Bundes ſind. 

Ew. ꝛc. haben jedoch in Ihrer Gegenerklaͤrung eine Andeu⸗ 
tung gegeben, welche gewiß bei den Herzogen von Anhalt und 
bei allen Anhaltinern die lebhafteſte Freude erzeugen wird. Hodh- 
diefelben haben den pofitiven Gegenfland meines Auftrages: 
„Erftattung der feit drei Jahren von Anhalt an Preußen bezahl- 
ten Verbrauchſteuer“ von der perjönlidhen Entjcheidung Seiner 
Majeftät des gerechten Königs abhängig erflärt. Diejer Ausweg 
wird meinem gnäbigften Herrn ald der wohlthätigfte, der glüd- 
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lichfte erjcheinen, und berechtigt Anhalt zu ben fchönften Hoff- 
nungen; werben dieſe noch zu einer Zeit realifirt, welche die 
Zurücknahme der Beſchwerde vor dem 17. Januar a. c. möglich 
macht, jo wird mein gnädigfter Herr ſich höchſt glücklich ſchaͤtzen, 
daß er der Pflicht entbunden worden jei, den Bundesweg in 
diefer Sache nicht ferner zu betreten, deſſen weitere Verfolgung 
Höchſtdemſelben jedoch bei fortdauernder Unbeflimmtheit und bei 
der Verlängerung der Unterhandlungen über den bekannten Ter⸗ 
min ald unerläßlich erjcheinen muß. Ew. x. find zu gerecht, um 
nicht ſelbſt einzuräumen, daß hier die entjehiedenfte Neigung mei: 
ned gnädigfien Herrn der Pflicht nachſtehen müſſe. 

Bei einer fihleunigen Prüfung der, an das königlich⸗preu⸗ 
Bilche Departement der auswärtigen Angelegenheiten geſtern über⸗ 
gebenen gründlichen und vollfländigen Berechnung des durch die 
Erhebung der Verbrauchiteuer den anhaltinischen Herzoathümern 
erwachjenen Schadens, ift die Möglichkeit einer ſchnellen Verein⸗ 
barung bis zum 7. d. M. unbezweifelt vorhanden. 

Der Unterzeichnete glaubt hiermit fich über das Weſen ſei⸗ 
nes Auftrages mit Freimüthigfeit und Beſtimmtheit ausgeſprochen 
zu haben; es ift ihm übrigens ganz unbekannt, ob für die Bu: 
kunft Auswege aufzufinden fein werden, weldye das Intereſſe 
beider Länder vereinigen Fönnen, ohne eined derjelben zu ge- 
fährden, und befindet fih in dieſer Beziehung ohne alle Inſtruc⸗ 
tionen.” 

Indem der Unterzeichnete noch einmal auf feine ergebenfte 
und dringende Bitte um eine baldige gefällige Entſcheidnug zu: 
rückkommt, ergreift er dieſe Veranlaſſung, ꝛc. 2c. 

Berlin, den 3. Januar 1822. 

(gez.) Freiherr von Sternegg. 


4. 


Aus der gefaͤlligen Note des ꝛc. Herrn Freiherrn v. Sternegg, 
vom 3. d. M., hat der Unterzeichnete erſehen, daß derſelbe ohne 
alle Inſtruction ſich befindet, über eine Ausſchließung der herzog- 
lichen Lande an Das preußiſche Steuerfuftem in irgend eine 
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Unterhaudlung einzugehen, und daß deſſen Auftrag allein fich 
darauf beichränft, Die Erftattung der feit Drei Jahren von den 
herzoglichen Untertbanen erhobenen Verbrauchſteuer nachzuſuchen. 

Dieſes Verlangen wird der Unterzeichnete nunmehr, mittelſt 
einer Gemeinſchaft mit der betreffenden innern Behoͤrde zu er⸗ 
ſtattenden Berichts, zur allerhöchſten Kenntniß Seiner Majeſtät 
des Koͤnigs, ſeines Herrn, zu bringen nicht Anſtand nehmen. 

Wenn übrigens in der gefälligen Note auf einen am 17. am 
Bundestage anftehenden Termin Bezug genommen, und Dabei Die 
Erklaͤrung hinzugefügt wird, daß man herzoglich-anhaltiicher Seits 
zeitig genug vorher die allerhöchſte Entjchließung erfahren müſſe, 
indem nicht früher Die Befchwerde zurüdgenommen werden fönne, 
jo kann der Unterzeichnete bei einer jolchen Aeußerung nur er- 
widern, daß eine Zurüdnahme, eben jo wie eine Fefthaltung an 
der Beſchwerde, aus den in feiner geflrigen Rote entwidelten 
Gründen, für den preußifchen Hof, in feinem bejondern Stand: 
punkt, einen nur jehr geringen Werth bat, und Daß der Unter- 
zeichnete Durch die Rückſicht auf eine für den 17. Sanuar verab- 
redete Verhandlung der Bundesverjammlung, ſich weder veran⸗ 
laßt jehen kann, feinen mit der betreffenden innern Behörde ver- 
faffungsmäßig zu erftattenden Bericht zu übereilen, noch weniger 
aber auf ungewöhnliche Weile bei Seiner Mafeftät auf eine 
Beichleunigung der allerhoͤchſten Entſchließung anzutragen, welche 
unter jolchen Umſtaͤnden als angemeſſen darzuftellen, er ſich nicht 
erlauben würde. 

Der Unterzeichnete benußt x. 

Berlin, den 3. Januar 1822. 
(ge3.) v. Bernftorff. 
5. 

Der Unterzeichnete beehrt fich, Seiner Excellenz dem königlich- 
preußiſchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn 
Grafen von Bernftorff, feinen ergebenften Dank dafür auszu⸗ 
drüden, daß es Seiner Excellenz gefällig gewejen ift, ihn noch 
geftern am 3. d. zu benachrichtigen, daß Hochdieſelben nunmehr 
nicht Anftand nehmen werden, den Auftrag des Linterzeichneten, 
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mit ‚begleitender Berichteritattung der betreffenden Töniglichen 
Behörden, zur Kenntniß Seiner Majeftät des Königs zu bringen. 
Seine Durchlaucht der Herr Herzog von Anhalt: Köthen 
werden dieſe Nadyricht noch im Laufe Des heutigen Tages erhal- 
ten. Ueber den weitern Anhalt der gefälligen Note des Herrn 
Grafen von Bernſtorff giebt ſich Der Uuterzeichnete Die Ehre, 
Folgendes zu erwidern: 
daß derjelbe ſich über den höheren oder geringeren Werth, 
welchen das königlich-preußiſche Cabinet auf die Diefjeitige 
Sefthaltung oder Zurüdnahme der Beichwerde am Bundedtage 
zu legen in dem alle fein möchte, in Feiner Rüdficht ein Urs 
theil anmaße, fondern nur, feinem Auftrage gemäß, die gebie- 
tenden Umftände babe zu erfennen geben wollen, unter denen 
der Herzog, ſein gnädigfter Herr, zu einem verjöhnlichen Ab⸗ 
jchluffe über die Vergangenheit offen und vertraulich die Hand 
bietet. Der Unterzeichnete bat nur, feiner frübern empfangenen 
Inſtruction zufolge, den 3. und, dem durch den Courier geftern 
eingegangenen Befehle jeined gnädigften Herrn gemäß, den 7. 
ale den Beitpunft bezeichnen wollen, den Seine berzoglidye 
Durchlaucht, nad) dem gegenwärtigen fritiichen Stande der 
Disenffionen mit Preußen, zur Grgreifung hödftihrer Ent: 
Ichlüffe, Sich haben beitimmen müſſen. Ob diefer Zeitraum 
ungenügend ift, um den gerechteiten Monarchen zu einem Act 
von jo hoher Billigfeit, ald den Nüderftattung von Verbrauch— 
feuern und Sautionen, weldye von den Untertbanen benachbar⸗ 
ter und befreundeter Fürften erhoben worden find, zu beftim:- 
men, kann der Unterzeichnete nur dem Ermeflen Seiner Excel: 
lenz des Herrn Grafen von Beruftorff anheim ftellen. 

Das königlich⸗preußiſche Cabinet bat feine Berpflichtung 
zu einer MWiebererftattung bei mehreren Gelegenheiten ausge: 
Iprochen, bei Feiner geläugnet; um jo mehr ift von der aner- 
kannten gewilfenhaften Eöniglich=preußifchen Staatsverfaflung 
zu erwarten, daß fie in Anfehung der durch Die Erhebung der 
Föniglichpreußifchen Verbrauchfteuer gegen Anhalt übernomme- 
nen Ehrenſchuld Tängft im Klaren fein wird. — In dieſer 
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Borandfegung baben Seine Durchlaucht der Herr Herzog zu 
Anhalt-Stöthen nicht erwarten Dürfen, Daß höchflihrem ver: 
trauenspollen Antrage, die in der geflrigen Note Seiner Er: 
cellenz des Herrn Grafen von Bernftorff Dargelegte Umftänd- 
lichkeit des Geſchaͤftsganges entgegengehalten werden würde. 

Nichts Defto weniger hegt der. Unterzeichnete, bei feiner 
perjönlichen Verehrung gegen Seine Excellenz dem Herrn Mis 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten, die zuverſichtliche Hoff» 
nung, Daß das von Seiner Durchlaucht dem Herrn Herzog 
von Anhalt-Köthen dargebotene Vertrauen bei Hochdenenfelben 
wieder Vertrauen erweden, und daß die Schwierigkeit des 
Geſchaͤftsganges ſich nicht als unüberwindlich Darftellen wer- 
den, wenn es darauf ankommt, einen, dem königlichen Hauſe 
eng befreundeten Fürften über ſeine Regentenpflichten zu beru⸗ 
higen, und Discuffionen je eher je lieber zu beendigen, welche, 
wem fie auch die Madıt Preußens in feiner Hinficht beein- 
trächtigen, doc) die Eintracht des deutſchen Bundes flören und 
Mißdeutungen der preußiichen Politik veranlaifen Tönen. 

Der Unterzeidynete benußt diefe Gelegenheit ıc. 

Berlin, den 4. Januar 1822. 
(ge3.) Freiherr von Sternegg. 


Der siterreihiiche Geſandte ftimmte in Diefer Sikuug dahin: 
Mein allerhöchfter Hof bat befanntlih, auf Deu Grund der ge 
hegten zuverfichtlichen und ſeitdem vollkommen erfüllten Hoffnung, 
daß die am 23. Juni v. J. unterzeichnete Elbſchifffahrtsconvention 
die gewünjchte Ratification erhalten und demnaͤchſt Die lang er 
ſehnte Ausgleihung der Betheiligten ohne bundesgeſetzlichen Ein- 
fluß herbeiführen würde, darauf angetragen, Daß diefe hohe Ver- 
ſammlung fi vorläufig jeder Abitimmung darüber enthalten 
möge. Seine kaiſerliche Majeftät habe um fo weniger geglaubt, 
daß hierbei von der Anfeßung eines Termins Die Rede fein follte, 
je offenbarer die möglichit baldige Bejeitigung der obwaltenden 
Differenzen in dem eigenften Intereſſe der beiden heile liegt. 
Wenn nun aus den, fo eben vernommenen, beiderjeitigen Erflä- 
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rungen umgezweifelt hervorgeht, Daß durch die erftermähnte Ra- 
tification der Grund der Befchwerde als gehoben anerfaunt und 
daher die Hauptjache ald abgethan zu betrachten fei, auch über 
die noch unerledigten weiteren Anträge Anhalt⸗-Köthens bereits 
Unterbandlungen eingeleitet jeien; fo kann für jeßt wohl nur ih⸗ 
rem Erfolge entgegengejehen, nach diefleitigem Dafürbalten aber 
noch viel weniger, als bisher, die Anjegumg eined Termins für 
angemefien befunden, jondern lediglich erwartet werden, weiche 
neue Darftellung anhaltiſcher Seits angebracht werden dürfte, 
um bierüber, wenn die Inſtructionen eingegangen fein werben, 
das Nöthige zu bejchließen. 

Baiern: Die Sejandtichaft halt Dafür, DaB es bei der der⸗ 
maligen Lage der Sache feiner Terminsverlängerung bebürfe, 
fondern daß vielmehr der Ausgang der Vergleichsunterhandlungen 
abzumarten ſei. 

Königreich Sachſen: Au dem Termine, auf deſſen fernere 
Vertagung die herzoglich-anhalt⸗koöͤthenſche Regierung anträgt, 
follte (nady dem Protocolle über die 27, vorfährige Sitzung $. 196) 
Darüber abgeflimmt werben: 

ob die Entjcheidung ihrer Beſchwerde, daß die Eöniglid- 

preußifche Regierung, den Wiener Songreßbeftimmungen über 

die Zlußfchifffahrt entgegen, die Schifffahrt auf der Elbe 
zum Nachtheil der anhaltiichen Lande erjchwere und belafte, 
in der Hauptfache auf dem richterlichen oder tem Vollzie⸗ 
hungswege herbeizuführen fei? 
Ueber obige Frage läßt fich aber jebt nicht mehr abitimmen; 
denn durch die inmittelft zur Ratiflcation gelangten Elbſchifffahrts⸗ 
Convention ift der Grund der Beſchwerde in der Hauptſache ge 
hoben und von dem Vollziehungswege kann wohl nidyt die Rebe 
fein, wo e3 fi) nur um die Vergütung früherer, zur Zeit noch 
illiquider Schäden handelt. 

In diefer Hinficht ftimmt die koöniglich-ſaͤchſiſche Bundestags⸗ 
gefandtichaft: Daß jener Abftimmungstermin mit der Ratification 
der Elbichifffahrtsconvention erlofchen fei, mithin eine Vertagung 
deſſelben nicht flatt finden koͤnne. 
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- Baden äußerte ſich folgendermaßen: Wenn gleich der Geſandte 
nicht in Dem Falle war, von den jo eben abgegebenen Erflärungen 
des koͤniglich⸗preußiſchen Hofes und des Herzogs von Anhalt: 
Köthen Durchlaucht nähere Kenntniß zu nehmen, fo Hält er ſich 
dennoch ſchon jegt, im Sinne der ihm bekannten Anfichten feines 
höchften Hofes, zu nachftehender Aeußerung befugt. 

Durch den in der 27. vorjährigen Sigung über die in Frage 
ftehende Beſchwerdeſache gefaßten Beſchluß wurde entjchieben, 
daß die Bundesverfammlung zu ihrer Grledigung auf bundes- 
verfaffungsmäßigen Wegen competent ſei und dieſem Beſchluſſe 
ipäterhin in der 32. und 33. Sitzung Durch zwei nachfolgende 
Beſchlüſſe inharirt, hierdurch aber der unzweideutigfle Beweis an 
den Tag gelegt, daß die hohe Bundesverfammlung feinen Anftand 
nehme, der Beſchwerde der herzoglich⸗anhaltiſchen Haͤnſer alle 
jene Folge zu geben, weldhe durch Die Bundesgeſetzgebung geredhts 
fertigt zu werben vermag. Nach Diefen Vorgängen Tann ber 
Sefandte nicht umbin, Das Recht Anhalts, Abhülfe feiner Be- 
ſchwerde auf Bundesverfaflungsmäßigen Wegen zu erlangen, als 
binreihend und ein für allemal gefichert zu betrachten. Nach 
einmal feftgejeßter und aufrecht erhaltener Competenz ber hoben 
Bundesverfammlung aber, war alles übrige lediglich Sache des 
Verfahrens, das fi) nady der jebesmaligen Lage der Sache mo- 
bifieiren mußte. Wenn demnach früberhin ein Termin gefeßt 
und fpäterhin prolongirt wurde, um nach eingeholten Inſtructionen 
daruͤber abzuftimmen, auf welchem der verfaflungsmäßigen Wege 
die Entfcheidung der Hauptjache herbeizuführen jei, jo Eonnte bie 
hohe Bundesverfammlung ſich zu dieſem Bejchluffe nur dadurch 
bewogen finden, Daß zu jener Zeit beinahe jede Hoffnung zur 
gütlihen Beilegung des objchwebenden Streited verſchwunden, 
hiervon aber die erforderliche Anzeige gemacht und dieſe, min- 
beftend Anfangs, durch feine klaren Beweiſe des Gegentheils 
widerlegt war. Seitdem hat ſich die Hoffnung zur gütlichen 
Beilegung des Streited nicht nur nicht vermindert, vielmehr ift 
fie — man darf ed fagen — zur allgemeinen Beruhigung der 
hohen Bundesverfammlung, in der Hauptfache auf eine Weiſe in 
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Erfüllung gegangen, welche den: Rechte nichts zu wünjchen übrig 
läßt. 
Durch die erfolgte Auswechfelung der Ratificationen der 
Dresdener Uebereinfunft ift der Rechtszuſtand auf der Elbe pro 
praesenti’hergeftellt und jomit in dieſer Hauptbeziehung die Be⸗ 
ſchwerde der herzoglich⸗anhaltiſchen Häufer gehoben. 

Wenn nunmehr von Seiner Herzoglichen Durchlaucht von 
Anbalt pro praeterito eine Gntichädigung für Den entbehrten 
Rechtezuftand von dem :Königreiche Preußen verlangt und das 
Anfinnen an diefe hohe Verſammlung geftellt wird, zu Dem Behufe 
das früher zur Grledigung der Hauptjache eingeleitete Verfahren 
fortzufegen, jo vermag ber Geſandte dieſes Anfinnen nicht für 
hinreichend begründet zu erachten. Zwar verkennt er keineswegs, 
daß über die Schabloshaltung Anhalts, wenn wirklid über dies 
jelbe entjchieden werben muß, zu feiner Zeit nicht wird erfannt 
werden können, ohne den, der Hauptfache jelbft zum Grunde 
liegenden, rechtlichen Titel vorerſt erörtert und richtig geftellt zu 
haben; hieraus glaubt der Gefandte aber feineswegd folgern zu 
bürfen, daß das früher zur Erledigung der Hauptſache eingefeitete 
Verfahren der Bundesverſammlung auch auf die accefjorifche 
Beſchwerde Anhalts auf Schadloshaltung anzuwenden fei. Diefes 
dürfte höchſtens alsdann zu rechtfertigen gewejen fein, wenn von 
Seiten der berzoglicdyanhaltiihen Häufer mit der Anbringung 
ihrer Beſchwerde auf Schabloshaltung die Auzeige verbunden 
worden wäre, daß feine Hoffnung zu deren gütlichen Beilegung 
vorhanden fei, ungeachtet auch in diefem Falle e8 als zmeifelhaft 
hätte betrachtet werden können, ob e3 nicht den Verhaͤltniſſen 
angemefjener fei, für eine wejentlicdy veränderte Sache ein durchaus 
neued Verfahren einzuleiten. Weit entfernt, daß eine ſolche Ans 
zeige erfolgt wäre, wurde von beiden aflerhöchiten und höchften 
Intereſſenten der hohen Bundesverfammlung die &röffnung ge 
macht, daß Se. Majeftät der König von Preußen Allerböchftfic 
Vortrag habe erftatten laſſen, um zu ermeljen, in wie fern dem 
Verlangen St. Durchlaucht Des Herzogs von Anhalt-Köthen Folge 
gegeben werben Zönne, und dankbar muß man audy hierin Dad 
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Beftreben ber föniglichepreußifchen Regierung erkennen, die Hand 
zur gütlichen Vereinigung auf jebe nur thunliche Weiſe zu bieten. 
Nicht von Bedeutung jcheint es hierbei, daß von Seiten bes 
Königreichs Preußen das rechtliche Fundament der Forberung 
Anhalts überall geleugnet wird. 

Nur bei der definitiven Erledigung der Beſchwerde durch die 
competente Behörbe, wovon aber überall noch Feine Rebe fein 
fann, würde es auf Das rechtliche Fundament derjelben anfommen, 
nicht aber bei Vergleichsverhandlungen, welche den rechtlichen von 
beiden Parteien contradictorifch behaupteten Titel in feinem Werth 
oder Unwerth beitehen laſſen. Ohne deshalb hierauf weiter ein- 
zugeben als erforderlich ift, jcheint ed genügend, zu willen, daß 
nach beigelegter Hauptjache, und nachdem hierdurch die Hoffnung 
zur gänzlichen Beilegung aller noch objchwebenden Differenzen 
ihre vollefte Begründung erhalten bat, über die hiermit connexe 
Entihädigungd-Forderung Anhalts Verhandlungen zwifchen ben 
allerhöchften und höchften Intereſſenten angefnüpft find, um vor 
der Hand jede Einfchreitung der hoben Burdesverfammlung, mit- 
bin auch die Prorogirung des früheren Terming, zur eventuellen 
Abſtimmung überflüflig zu machen. 

Demnach ftimmt der Gefandte dafür, daß, unter wiederholter 
Anerkennung der Competenz der Hohen Bundesverfammlung im 
Allgemeinen die neuerdings von Seiner Durchlaucht Dem Herzoge 
von Anhalt angebrachte Beſchwerde fo lange auf ſich zu beruhen 
habe‘, bis der Anſpruch auf Die verfallungsmäßige Thaͤtigkeit 
diefer hohen Bundesverfammlung befler, als gejchehen, begründet 
zu werben vermag. 

Medlendburg- Schwerin und Streliß: Die zuvor vernommene 
herzoglich⸗anhalt⸗koͤthenſche Erklärung trifft mit der, in der vor- 
jährigen 33. Sitzung zu Protocol gegebenen Töniglich:preußifchen 
Erklärung, der Verjchiebenheit ungeachtet, im wejentlichften Punct 
zufammen, Aus beiderjeitigen Aeußerungen nämlid) geht hervor, 
daß der eigentliche Gegenftand der zwiſchen beiden hohen Bun- 
deöregierungen vorbeſtandenen Differenz, in jo weit jolcher durch 
die herzoglich-anhalt⸗-köthenſchen Anträge zur wirklichen Berathung 

Dritter Theil. 21 
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ver die Bundesverſammlung gebracht werben, vermittelt der all 
jeitigen Ratification der Elbichifffahrts-Gonvention: für jet und 
immer aus dem Wege geräumt jet. — Bei dem ans Vorgefagten 
ſich ergebenden Sachverhältniß, und da die von berzoglid-anhalt- 
köthenſcher Seite als Kundament des jebigen Antrags angegebene 
Erjaße oder Entſchädigungs-Forderung weder gleichzeitig noch 
für fi) bejonderd ein Gegenſtand wirklicher Berathung der 
Bundesverfammlung geweſen, außerbem aber nur bedingt ausge: 
fprochen ift, — jo ſcheint mir gegenwärtig für Die Bunbesver- 
fammlung alle Veranlaſſung zu einer neuen Prorogation Des 
zuvor beliebten Abſtimmungs-Termins, oder zur Beſtimmung eines 
neuen auf gleichen Zwed gerichteten Termins, mwegzufallen. 

In der Sitzung vom 24. Januar Außerten fi) die noch 
fchlenden Stimmen. Zuerſt Hannover: Indem ih, in Beziehung 
auf meine vertrauliche Veittheilung über diefen Gegenftand, mic 
der FaiferlichTöniglich-öfterreihiichen Abftimmung anfchließe, er- 
laube ic) e8 mir, den nachſtehenden Entwurf zum Befchluffe ber 
hohen Bundesverfammlung vorzulegen, dahin: 

„daß die Bundesverfammlung Dur die von des Königs 
von Preußen Majeftät gefchehenen Ratification der Elbichifffahrts- 
acte nicht nur einen neuen Beweis von Allerhöchſtdero wohl: 
wollenden Gefinnungen gegen ihre Nachbarftaaten, ſondern auch 
die Ueberzeugung erhalten babe, daß dadurch der eigentliche 
Gegenftand der von dem Herrn Herzoge zu Anhalt-Köthen er- 
hobenen Bejchwerde, zufolge der nunmehr von Seiner Durchlaucht 
felbft geſchehenen Anzeige, völlig und endlich aufgehoben jei, mit: 
hin die Frage, auf welchem verfallungsmäßigen Wege die Ent- 
ſcheidung der Hauptſache herbeigeführt werden folle? und damit 
auch) der Dieferhalb verabredete Termin gänzlich hinwegfalle; in 
Hinficht des von neuem gejchehenen Antrags auf Schadenserfaß 
aber die Bundesverfammlung fid) der beruhigenden Hoffnung 
überlajje, e8 werde diefer von dem Hauptgegenftande und Antrage 
verfchiedenartige, noch zur Zeit in quali et quanto nicht begründete 
und nicht erwiefene Anſpruch in dem Wege der bereits eingeleiteten 
Unterbandlungen um jo mehr jeine Erledigung finden, als eines 
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Theild die bislang in Diefer Sache allein zur Entſcheidung geftellte 
Frage auf Denfelben unanwendbar erjcheine, und andern Theils 
der für die Hauptſache ſchon ausgedrückte Wunfch der Bundes: 
verfammlung für diefen Nebenpunct verflärkt eintreten müſſe, um 
alle anderweitige verfaffungsmäßige Einjchreitungen der Bundes⸗ 
verfammlung in diefer Sache zu entfernen“. 

Dann Württemberg: Der Gefandte der fünfzehnten Stimme 
hat in der zweiten Sißung der Bundesverfammlung vom 17. dieſes 
Monats, im Auftrage Seiner Durchlaucht des Herzogs von Un- 
halt-Köthen, die Erklärung abgegeben : 

daß, in Folge der von dem koniglich-preußiſchen Gabinet 
vollzogenen Ratification der Erbichifffahrtdafte und der in 
der 33. Sikung der Bundesverfammlung vom 13. December 
1821 erklärten Freilaffung des Friedheimiſchen Schiffes, es 
jegt nur noch einer Ausgleihung über die Rückerſtattung 
der, feit Drei Kahren von Anhalt an Preußen bezahlten, 
beträchtlichen Verbraudyfteuern und über den Erjaß des, den 
anhaltiichen Unterthanen Durch Sperrung der Elbe überhaupt 
erwachfenen, bedeutenden Schadens bebürfe, um den Gegen- 
fand der anhalt-löthenfchen Beſchwerde in allen ihren Theilen 
am Bundestage für erledigt zu erflären. 

Mit diefer Erklärung verband der Gejandte den Antrag: 
den auf den 17. Jänner dieſes Jahres feitgefehten Termin 
weiter auf acht Wochen hinauszuſetzen und zu vertagen. 
Hieraus folgt, daß die herzoglich-anhalt-köthenſche Regierung 

dermalen den Hauptgegenftand ihrer in der Dritten Sißung der 
Bundesverſammlung vom Sabre 1821 erhobenen Befchwerde zwar 
als erledigt anfieht und nur noch eine Einleitung zur Entſchei⸗— 
ſcheidung des dort vorbehaltenen Entjchädigungspunctes in Er: 
manglung einer gütlichen Vereinbarung von der Bunbesver- 
ſammlung fordert, daß fie inzwiſchen fortwährend auch für dieſe 
Einleitung dasjenige Verfahren in Anſpruch nimmt, welches von 
der Bundesverfammlung in ihrer Sitzung vom 12. Juli vorigen 
Jahres beſchloſſen worden war, um eine Entfcheidung der Haupt: 
ſache herbeizuführen. Mithin wirb eine joldye Einleitung zur 
21* 
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Entſcheidung des Entſchädigungspunctes verlangt, welche immer: 
hin bie ber Hauptſache in ſich begreifen würde. 

Die dem Antrage gegebene weitere Ausführung läßt Feinen 
Bweifel darüber, daß derjelbe ausdrücklich in der eben gedachten 
Beziehung zu Der ihm vorangehenden Erklärung gemacht werben 
wollte; e8 wird ſich Daher vornehmlid, davon handeln, ob ber 
Antrag, wie er geftellt worden ift, mit Dem in der Erklärung 
vorausgeſetzten Standpuncte dieſer Angelegenheit vereinbar und 
jelbft dem Zwecke, der damit erreicht werden will, angemeſſen ei. 

Anhalt hat in der dritten Sigung vom Jahre 1821 darauf 
angetragen: 

1. daß die widerrechtfiche Erhebung der Eöniglichpreußischen 
Tranfito- und Verbrauchſteuer auf der Elbe unverzüglich aufzu- 
hören babe; 

2. daß das dem Kaufmann Friebheim zu Köthen zugehörige 
Schiff, welches ſeit jedy8 Monaten zu Mühlberg an der Elbe 
von Föniglich-preußiichen: Zollbeanten an der Fortjegung feiner 
Reife behindert werde, ohne Entrichtung der abgeforderten Steuer 
freigegeben werde. 

Zugleich behielt ih Anhalt in Anfehung der ſowohl dem 
Eigenthümer dieſes Schiffe und der Ladung für den verurfacdhten 
Aufenthalt, ald der herzoglich-anhalt⸗-koöͤthenſchen Regierung und 
ihren Unterthanen überhaupt gebührenden Entſchädigung das 
Weitere vor. 

In der Sigung vom 12. Susi vorigen SYahres erklärte ſich 
die Bundesverfammlung für competent in dieſer Angelegenheit, 
da fich aber bei der Berathung ergeben hatte, Daß die Befchwerbe 
Anhalts 

wegen Erhebung der köoniglich-preußiſchen Tranſito⸗ und 

Verbrauchſteuer auf der Elbe, auch Freigebung eines ange⸗ 

haltenen Schiffes, 
auf verſchiedenen, in der Bundesgeſetzgebung begründeten Wegen 
ihrer Entſcheidung zugeführt werben konne, jo beſchloß die Bundes⸗ 
verfammlung, für’3 erfte die Vorfrage in Gewißheit zu ſetzen: 

auf welchem der verfafjungsmäßigen Wege die Enticheidung 
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ber Hauptſache(das Heißt, nach dem Eingange des Bundes- 

beſchluſſes, die Entſcheidung über Die Erhebung der koͤniglich— 

preußijchen Tranſito⸗ und Verbrauchfteuer und die Freigebung 
des angehaltenen Schiffes) herbeigeführt werben folle ? 

Jene Vorfrage ift lediglich durch Den fpeciellen Fall der 
anhaltiſchen Beſchwerde herbeigeführt worden; und in Beziehung 
auf dieſe Beſchwerde, und um ihre Entſcheidung herbeizuführen, 
nicht etwa im Zwecke einer abſtracten Erörterung, hat Die Bundes⸗ 
verjammlung biejelbe aufgeftellt und ihre Feſtſetzung bejchlofjen. 
Die Bundesverfammlung jah mithin die Feſtſetzung der Vorfrage 
als eine durch die Umftände herbeigeführte Vorbebingung an, 
um die in ihrer Gompetenz liegende Befugniß und Verpflichtung, 
die Beſchwerde ſelbſt zur Entſcheidung zu bringen, erfüllen zu Eönnen. 

Dieje Befugniß und Verpflichtung fält inzwijchen in dem 
gegebenen Falle weg, jo wie die Erhebung der föniglichpreußi- 
ihen Trandfito- und Verbrauchſteuer und die Behinderung Des 
Schiffes in Fortjegung jeiner Fahrt, woburd die Beschwerde 
veranlaßt wurde, aufgehört haben, weil damit die Beſchwerde, 
welche für's erfte nur jenen Gegenfland hatte, von felbft erledigt 
ft. Wenn aber eine Einfcheidung über die Beſchwerde felbft 
nicht mehr plaßgreifend ift, ſo kann auch Die über die Vorfrage 
nicht mehr eintreten, weil Diefe nur um beswillen befchlofien 
worden war, um jene herbeiführen zu können, Denn, welchen 
der verfafjunggmäßigen Wege, um bie Entſcheidung der Haupt: 
ſache herbeizuführen, die Bundesverſammlung auch feitfeßen follte, 
fo würde fie ihn nicht mehr in dieſem bejondern Falle zur An 
wendung bringen können, weil der Sal ſelbſt nicht mehr zu ent» 
Scheiben ift. 

Eine Prüfung der in der Sibung vom 12. Juli vorigen 
Jahres aufgeftellten Vorfrage, in dem Zwede, den Grundfaß für 
ähnliche Falle aufzuftellen, würde zwar immer von großem Intereſſe 
fein, allein diefe Aufgabe hat id) die Bundesverfanmlung durch 
den einmal gefaßten Bejchluß nicht vorgefeßt, und ed wäre baher 
eine neue Vereinbarung erforderlich, der fich übrigens die Fünig- 
lihe Geſandtſchaft bereitwillig anjchließen würde. 
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Wenn die herzoglideanhaltiihe Regierung gegenwärtig Die 
in der 3. Sißung vom Jahre 1821 beſonders herausgehobenen 
beiden Beſchwerdepuncte als bejeitigt vorausfeßend, den Ent: 
ſchädigungspunct allein noch als unerledigt betrachtet, und, in 
Entftehung einer gütlichen Vereinbarung, die Einleitung zu deſſen 
Entſcheidung von der Bundesverfammlung begehrt, wenn fie bar: 
auf anträgt, zu dem Ende das in der Sitzung vom 12. Juli 
vorigen Jahres bejchloffene Verfahren beizubehalten, jo verlangt 
fie damit die Anwendung diefes Verfahrens auf einen Kal, den 
der Bundestagsbefchluß vom 12. Juli vorigen Jahres nit 
betrifft, und der von der Veranlaffung deſſelben jehr weſentlich 
verſchieden iſt. 

In der Sitzung der Bundesverſammlung vom Jahr 1821 
hatte Anhalt nur die beiden mehrerwähnten Puncte zum Gegen⸗ 
ftand einer förmlicheu Beichwerde gemacht, und fich Hinfichtlich 
ber Entfhädigung nur das Weitere vorbehalten. Die Bundes- 
verfanmlung bat fi Daher in den bisherigen Verhandlungen 
auch auf den genau bezeichneten Befchwerdegegenftand bejchräntt; 
fie konnte auch nicht anders verfahren, da es völlig ungewiß war, 
05? und wie? Anhalt den hinfichtlich der Entſchädigung gemachten 
Vorbehalt weiter verfolgen werde. 

Wenn daher die herzoglich-anhaltiiche Regierung ihre Be- 
ſchwerde auf den Entichädigungspunct beſchraͤnkt, fo Fann fie nicht 
verlangen, Daß die Entſcheidung deſſelben auf eine Weile einge: 
leitet werde, welche ſich in einer ganz verjchiedenen Beziehung 
als nothwendig dargeftellt hatte, 

Nur darüber Hatte fih in der Bundesperfammlung eine 
Meinungsverjchiedenheit ergeben, wie die, von Anhalt in ber 3, 
Sigung vorigen Jahres artikulirten, beiden Beſchwerdepuncte ihrer 
Entſcheidung zuzuführen feien; keineswegs aber darüber, weldyer 
Meg für die Erledigung eines einfachen Entſchaͤdigungsanſpruchs 
einzufchlagen fei? Hätte ſich Anhalt gleich auf Diefen bejchränft, 
jo würde der Beichluß vom 12. Juli vorigen Jahres zuverſichtlich 
nicht gefaßt worden fein, indem es wohl unverkennbar ift, daß 
ber Artikel 31 der Schlußacte auf einen bloßen Entſchaͤdigungs⸗ 
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anſpruch eined Bundesgliedes an ein anderes, Feine Anwendung 
finden fönne, ufdem er der Bunteöverfammlung zur Entſcheidung 
eines eigentlichen Rechtsſtreites weder die Befugniß, noch Die 
Mittel ertheilt. 


Es kann nicht eingewenbet werden, daß, wie der Gefandte 
der 15. Stimme in der am 17. d. M. abgegebenen Erklärung 
anzunehmen feheint, die Entjehädigung, melde Anhalt in den 
Fall kommen könnte zu fördern, mit Hoffnung eines rechtlichen 
Erfolgs nicht eingeflaat werten könne, wenn nicht zuvor darüber 
entjehieden worden ſei: 

ob die Hauptfache, wenn fie nicht durch ein von Der erho- 
benen Beſchwerde ganz unabhängiges Creigniß Bejeitigt 
worden wäre, rechtlidy begründet war, oder nicht? und Daß 
diefes nicht ausgemittelt werden könne, wenn nicht vorher 
der Weg bezeichnet werde — nämlich Durch Die Bundedver- 
fammlung — auf weldyen jene Entjcheidung herbeigeführt 
werden jolle? 


Dies wäre nur Dann gegründet, wenn fid) in der Bundes: 
verfammlung eine näher feflzuftellende Meinungsverfchiedenheit 
darüber ergeben hätte, wie der Entſchädigungsanſpruch einer 
Entſcheidung zuzuführen jei? ine Meinungsverjchiedenheit hier⸗ 
über hat bis dahin nicht flattgefunden, und es leidet Daher wohl 
feinen Zweifel, daß in diefem, wie in jedem andern Falle ber 
Art, die Entſcheidung des Entſchädigungsanſpruchs auch Die Wür- 
Digung aller der Fragen in ſich begreifen müßte, welche als recht- 
liche Momente jener Entjehädigung zu betrachten find, und Daß 
nur derjenigen Behörde, welcher dieſe Entſcheidung zufteht, auch 
jene Prüfung zukomme. 

Ueberdies liegt in dem Antrage, wie er von Anhalt geftellt 
worden ift, nicht einmal da8 Mittel zur Erreichung des dabei 
vorgefeßten Zweckes; denn, wenn die Bundesverjammlung, dem 
Antrage gemäß, um den auf den 17. Januar dieſes Jahres ge- 
ftandenen Termin prorogiren würde, jo Hätte fie in dem neuen 
Termine auch nur den in der Sitzung vom 12. Juli vorigen 
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Jahres verabredeten Beichluß zu fajlen, welcher den Entſchaͤdi⸗ 
gungsanſpruch keineswegs betrifit. 

Dagegen bat die Bundesverſammlung unſtreitig die Ver⸗ 
pflihtung, den Entſchaͤdigungsanſpruch Anhalt, in Ermanglung 
der Zurücknahme deſſelben, der bundesverfafjungsmäßigen Ent- 
Scheidung zuzuführen. Die Competenz der Bundesverfammlung 
in diefer Angelegenheit ift bereits feftgeftellt worden und die Ein- 
leitung der Entjcheidung jenes Anſpruchs wird um deßwillen nicht 
von einer neuen Darftellung abhängig zu machen fein, weil ber 
Fall durch die neuefte Erklärung Anhalts ala bereit3 angebradit 
zu erachten ift, und weil das Fundament jenes Anſpruchs in ben 
bisherigen Darftellungen in jo weit enthalten ift, als dies für 
die Einleitung der Entſcheidung erfordert wird, In dieſer Hin- 
ſicht erfcheint e8 auch völlig angemeflen, dem von Anhalt auf 
eine Terminsbeſtimmung gerichteten Antrage zu entjprechen, da 
ohne diejen die Bundesverſammlung die Einleitung zur Entſchei⸗ 
dung des Entſchaͤdigungsanſpruchs ohne Verzug zu treffen haben 
würbe. 

Inzwiſchen wird auch die bereit8 erwähnte Beziehung nicht 

zu überjehen fein, in Die Anhalt feinen in der Sigung vom 17. 
d. M. gemachten Antrag zu der, demfelben vorangehenden, Er: 
klaͤrung gejebt hat. 

Nach allem Bisherigen geht Die Anficht meines allechöchiten 
Hofes dahin: 

daß, von Seiten der Bundeöverfammlung, alle und jebe 

Erörterung dieſer Angelegenheit bis zum 14. März dieſes 

Jahres auszuſetzen fei, Daß Dagegen in diefem Termine, in 

jo fern bis dahin Die Herzoglich-anhaltifche Regierung ihre 

bei der Bundesverfammlung angebrachte Befchwerbe nicht in 
jeder Beziehung zurüdgenommen haben würbe, die Abftim- 
mung zu eröffnen jet, welche jedoch, vorausgeſetzt, Daß die 
berzogliche Regierung ihre Beſchwerde Tebiglich auf den Ent- 
ſchaͤdigungsanſpruch beichränfe, auch nur die, zur Entſchei⸗ 
dung befjelben zu treffende, bundesverfaſſungsmäßige Ein- 
leitung, feineswegs aber die in der Sikung vom 12. Juli 
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vorigen Jahres, für einen wefentlich verfchiedenen Kal, zur 

Beſchlußnahme ausgefebte Frage zum Gegenftande haben 

koͤnne. 

Kurheiten: Die Geſandtſchaft war in der 32. vorjährigen 
Sitzung des Dafürhaltnd, daß der Termin zur definitiven Abs 
ftimmung über den bundesverfaffungsmäßigen Weg, auf welchem 
die Beichwerde Anhalt gegen Preußen zu erledigen jet, gegen 
den Willen des bejchwerdeführenden Theild nicht weiter zu er- 
ftreden jei, denn fie war der Meberzeugung, daß durch Ratification 
und Vollziehung der Elbſchifffahrts-Convention höchftens für die 
Zukunft den Kränkungen, worüber Anhalt fi) befchwerte, ein 
Biel gejeßt werben könne, keineswegs aber das Fundament der 
Beichwerde wegfalle, welche nicht blos Freigebung der Elbe für 
die Zukunft, jondern auch Schadenderfag und Zurückgabe der 
von anhaltifcyen Unterthanen feit drei Jahren auf der Elbe er- 
hobenen Verbrauchſteuern betraf. 

Von demſelben Geſichtspunct ausgehend, iſt die Geſandtſchaft 
der Anſicht, daß in der, mittlerweile erfolgten Ratification der 
Elbſchifffahrts⸗ CTonvention von Seiten Preußens kein Grund liege, 
die, ſchon zweimal verjchobene, definitive Abftimmung über die 
Art der Erledigung der anhaltiichen Beſchwerde noch weiter hin- 
auszujepen. Wohl aber findet fie einen erheblichen Grund dazu 
in dem von Seiten des herzoglichen Hauſes Anhalt-Söthen ge⸗ 
machten Antrage. Sie nimmt daher nicht den mindeflen Anftand, 
demjelben beizutreten, obwohl es ihr angemeljener erjchiene, wenn 
fein beflimmter Termin ausgeiprochen, fondern in Beziehung auf 
die früheren Beichlüffe die Zuficherung ertheilt würde, daß Die 
mehrerwähnte Abftimmung erfolgen folle, jobald es anhaltijcher 
Seits verlangt werde. 

Großherzogthum Heilen ſchloß ſich Der mürttembergijchen 
Erklärung an: Die Gefandtichaft tritt daher dem Föniglich-würt- 
tembergijchen Antrage um fo lieber bei, als fie durch ihre In⸗ 
fiructionen ermächtigt war, in jedem Falle ſich dafür zu erklären, 
daß bie in der Competenz des Bundes liegende Vorfehrung der 
Herbeiführung der Entjcheidung auch in der Hauptjache, in ber 
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Eröffnung des austrägalrichterlihen Weges zu fuchen fein werde. 

Dänemark, wegen Holftein und Lauenburg fchloß ſich Oeſter⸗ 
reich und Baden an, 

Großherzoglich und herzoglich⸗ſächſiſche Häufer: Wenn gegen- 
wärtig über Die in der 3. Sitzung $. 23 vom berzoglich-anhalt: 
föthenfchen Bundestagsgejandten in Der bekannten Irrung zwischen 
defjen Durchlanchtigſten Hof und der Krone Preußen gemachten 
Antrag: daß der auf den 17. Januar zur Abſtunmung darüber 
jeftgejeßt gewejene Termin, auf weldyem der verfaffungsmäßigen 
Wege, dem richterlichen oder dem vollziehenden, Die in der Com: 
petenz der Bundesverfammlung liegende Entjcheidung der Haupt: 
jache herbeigeführt werben folle? bis zum 14. März hinaus: 
gerüdt werden möge, weil zwar der Hauptgegenftand ber er- 
wähnten Srrung durch die Elbſchifffahrts-⸗Convention erledigt, 
dieſes aber noch nicht der Fall in Anfehnng der Rüderftattung 
der, feit drei Jahren an ben Zöniglich-preußiichen Staat von 
Anhalt-Köthen bezahlten, beträchtlichen Verbrauchſteuern und über 
den Erſatz des, den anhaltiichen Unterthanen durch Sperrung 
der Elbe überhaupt erwachjenen Schadens fei, jo kann ſich meine 
rechtliche Ueberzeugung für die Erfüllung jenes Antrags nicht 
beitimmen. 

So wenig es mir irgend einem Zweifel unterzuliegen fcheint, 
dag Entſchädigungsanſprüche der herzoglihen Regierung zu 
Köthen an bie Krone Preußen, mögen fie mit ihrem Grund künftig 
dargethban werden können oder nicht, infofern fie fi) als For⸗ 
derung eine8 Souveraind des deutſchen Bundes an den andern 
Darftellen, für den Bereich hoher Bundesverfammlung gehören, 
und daß die Zufländigfeit der lebtern, mag auch Dagegen noch 
immer von einer Seite eingewendet werden, und wäre jelbft in 
der Willfürlichfeit ein biefjeit nicht einzufehender Zweifel möglich, 
auf jeden Fall durd die Beichlüffe hoher Bundesverſammlung 
förmlidy feftfteht, weöwegen auch weiter etwas darüber zu bemerfen 
nicht für nöthig erachtet wird, jo glaube ich doch von der andern 
Seite, daß der von dem herzoglich-anhalt=föthenfchen Geſandten 
in Antrag gebrachten Terminsvertagung nicht flatt zu geben fei 
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und das herzogliche Haus Köthen feine Beruhigung im Vorbe⸗ 
halte, feine vermeinten Entſchaͤdigungsauſprüche Diesorts beſonders 
anzubringen, zu finden habe, 

Die anbalt-töthenjche Regierung behielt in ihrer Klagfchrift 
(8. 17 der dritten vorjäbrigen Sitzung) ſich und ihren Unter: 
thanen ihre Entiehädigungsanfpräche vor, machte fie aber, auch 
nicht einmal generell, noch nicht geltend. DBeurtheilt man ber- 
artige Anbringen bei hoher Bundesverfammlung nad angenom- 
menen procefjunliichen Regeln des gemeinen Rechts, jo war biejer 
Vorbehalt auch jehr angemeffen, um die befondere Geltendmachung 
von Schadensforderungen für die Zukunft zu fichern. 

Martin, Lehrbuch des gemeinen deutjchen bürgerlichen 
Prozeſſes $. 87. 

Sie blieben indeß immer unangebradht, und war dieſes ber 
Tal, ſo konnten fi) Die angeſetzten Termine zur Abflimmung 
auch nur auf Die Hauptjache beziehen, auch jagt der Beſchluß 
der hohen Bundesverfammlung in Der 27. vorjährigen Sitzung 
6. 196 dieſes fogar woͤrtlich. Selbft auf einen berzoglich-anhalt- 
töthenfcher Seits gegen die Krone Preußen bei hoher Bundes- 
verJammlung bereit3 gehörig eingefommenen, jedoch zur Zeit noch 
gar nicht näher ausgeſprochenen Entſchaͤdigungsanſpruch, möchte 
der alternative Beſchluß, Erledigung auf dem richterlichen oder 
Vollziehungswege — das ohnehin in der Regel von allgemeinen 
prozeſſualiſchen Grundfägen abweichende einer Cxecution, ohne 
vorhergegangenen Richterjpruch zu verjchweigen — wohl auch Taum 
Anwendung finden, hingegen hohe Bundesverſammlung jeiner 
Zeit und wenn die Forderung förmlich angebracht fein würde, 
eine Commiſſion zum Verſuche gütlicher Ausgleichung zu wählen, 
und, wird leßtere nicht erreicht, Die Austraͤgal⸗Entſcheidung dar- 
über einzuleiten haben, 

&3 entgeht mir nicht, daß, wenn in einer Klage neben der 
Hauptfache zugleich Erfah von Schäden, wiewohl allgemein und 
ohne nähere Angabe, gefordert wird, dieſes, ift es an ſich ge- 
gründet, vom Richter, der Allgemeinheit und Unbeftinmtheit des 
Geſuchs ungeachtet, nicht Übergangen zu werben pflegt, und Die 
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Berechnung der Schäden, ihrem Betrage nach, Gegenftand des 
Fünftigen Liquidations-Termines wird. Aber immer feht dieſes 
voraus, Daß der Schadenderfak wirklich gefordert, nicht blos 
vorbehalten worden war. Eben jo wenig wird von mir fiber: 
jehen, daß in einem Entſchädigungs-Prozeſſe zwilchen der Krone 
Preußen und der herzoglichen Regierung Köthens Die Hauptfrage: 
ob die Krone Preußen zu den getroffenen Veranftaltungen, welche 
Veranlaffung der Hauptirrung wurden, befugt war oder nicht? 
als nothwendige Vorausfegung der Vergütungsanfprüde der 
hoben Gegenfeite, mit zur Erörterung fommen wird; biefes ftört 
aber meine Anficht nicht, Oft wird iu dem einen Mechtöftreite 
ueidentpunct, was in einem andern den Hauptgegenftand bätte 
abgeben können, und 3. B. Der durch eine Servituten-Klage ver: 
anlaßte Rechtsſtreit deswegen nicht bauptjächlicher Prozeß über 
das Eigenthbum, weil dieſes etwa von dem Kläger beiläufig mit 
dargethan werben muß, 

Died genüge, um eine unmaßgebliche Meinung über den 
Antrag des herzoglichzanhalttöthenfchen Herren Gejandten auszu⸗ 
fprechen, mit welchem ich übrigens ganz die Hoffnung theile, daß 
die Entſcheidung der bekannten Gerechtigkeit und Billigfeit Seiner 
Majeftät des Königs von Preußen jeden andern unnöthig machen 
werde, wodurch zugleich einer der angelegentlichiten Wünfche 
meiner gnädigften Herren, Die mehrerwähnte Irrung gänzlich in 
Güte befeitigt zu jehen, erfüllt werben wuͤrde. 
Braunſchweig und Naſſau traten in Der Hauptſache der 
bannöverijchen Abftimmung bei. 

Holitein, Didenburg, Anhalt und Schwarzburg trat für Die 
Curie dem kurheſſiſchen Voto bei. 

Hohenzollern, Lichtenſtein, Reuß, Schaumburg⸗Lippe, Lippe 
und Waldeck: Es konnte nur erfreulich ſein, aus der am 17. d. 
M. abgegebenen herzoglich⸗anhalt-köthenſchen Erklaͤrung zu ent⸗ 
nehmen, daß, mittelſt erfolgter Ratification der zu Dresden ab- 
geſchloſſenen Elbjchifffahrts-Gonvention, die gegen die Srone 
Preußen am Bundestage erhobene Befchwerbe, ihrem Hauptgegen: 
ftande nad) befeitigt worden, und es fih nur noch von einer 
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vorbehaltenen Entfchädigung handelt. Auch fcheint e8, zufolge 
der Note des Föniglichpreußifchen Herrn Minifterd der auswär- 
tigen Angelegenheiten vom 6. Januar 1822, wohl keinen Zweifel 
zu unterliegen, daß der Anftand in Betreff des Friepheimijchen 
Schiffes befeitigt werbe, 

Was nun aber den Nebenpunct der Entihädigung betrifft, 
jo ift die dieſſeitige Geſandtſchaft der Anficht, Daß er bei dieſer 
Lage der Sache einer bejondern Verabredung, wegen der Beit 
zur Berathung über die bundesgeſetzmäßige Erledigung defielben, 
dermalen nicht bedürfe. 

Die freien Städte Lübeck, Frankfurt, Bremen und Hamburg: 
Nach den beiberfeitigen, in der 33. Sigung v. J. ($. 250) und 
der 2. Sibung d. J. ($. 23) erfolgten Erklärungen find jene 
beiden Gegenftände der Beſchwerde, oder die Hauptjache, für er: 
ledigt zu achten: wodurd‘, oder aus welchem Grunde, dieſe Er- 
ledigung veranlaßt oder erfolgt ift, Tann hierbei ganz außer 
Betracht gelafjen werben. 

Sp viel den erwähnten herzoglich-anhalt-köthenſchen Vorbe⸗ 
halt betrifft, jo kann es einer befondern Hinausſetzung des früher 
zur Abſtimmung verabredeten Tages, bis zum 14. März d. J., 
wie herzoglich-anhaltifcher Seit angetragen wird, nicht bedfirfen, 
weil eines Theil8 jene Verabredung auf diefen Vorbehalt Feine 
Beziehung Hatte und haben fonnte, weil andern Theild der Er- 
folg der getroffenen Einleitung von einen beftimmten Tage nicht 
recht abhängig fein oder gemacht werden Fann, und weil endlich, 
wegen dieſes Nebenpunkts, wenn die zu wünfchende gütliche Er- 
ledigung nicht eintreten follte, immer, auch ohne vorläufige Ver⸗ 
abredung einer Beit, nach einer zu gewärtigenden näheren Dar» 
ftellung, auf Bundesverfaffungsmäßigem Wege, Berathung gepflogen 
werben Fann. 

Das Prafivium behielt fich Die Schlußziehung vor. 


In der nım folgenden vertraulichen Sitzung trat der Han- 
növerſche Gejandte mit einer nachträglichen Erklärung, welche Die 
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Bermittelung wie Bejchluß der Bundesverfammlung erftrebt: 
Der Hauptgegenftand der Beſchwerde ift gänzlich aufgehoben und 
erledigt. 

Diefe war, zufolge des Antrages in der 8. Sigung des 
vorigen Jahres, und des ihr in foldher gegebenen beftimmten 
Charakters, gerichtet auf, dem 31. Art. der Schlußacte und dem 
Bundestagsbejchluffe vom 3. Auguft 1820 gentäße 

„Aufhebung der Erhebung der Tranfit: und Verbrauchſteuer 

„auf der Elbe und Yreigebung des Schiffes”. 

Beide Gegenftände find erreiht: der Strom iſt frei, Das 
Schiff auch. 

Nun wird noch eine Klage auf Schäden gerichtet, wegen 
bisher erhobener Verbrauchfteuer. 

Auf dieſe Klage fol gleich bei Anfange des Streites Der 
Antrag mit gerichtet gewejen fein, obwohl damals nur in Hin- 
ficht derjelben ganz allgemein das Weitere vorbehalten, in der 
8. Sißung aber, in welcher der Beſchwerde der eigentliche Charakter 
gegeben, und in allen folgenden Anträgen, derjelben gar nicht 
erwähnt ift. 

Die Bundesverfammlung, indem diefelbe nur den Haupt 
gegenftand zur Erörterung und Berathung gezogen, bat einen 
Termin verabredet, um für dDiefen zu beflimmen, auf welchem 
ber verfaflungsmiäßigen Wege, ob im VBolziehungswege, oder 
durch austrägalgerichtlihe Enticheidung, Die Enticheidung der 
Hauptjache herbeigeführt werden folle? 

Die Hauptjacdhe ift hinweggefallen und Damit auch der nur 
für folche verabredete Termin. 

Schon dieferhalb kann von einer Erftredung dieſes Termins, 
der nur dieſe Hauptjache betraf, nicht Die Nede fein, wenn von 
einem Nebenpuncte die Frage ift, an welchen nody gar nicht ge 
dacht if. Der Termin ift nicht zu erftredend, ſondern wegfallend 
nit Aufhebung feines Objects. 

Aber verfelbe ift auch wegfallend, wegen Unanwendbarkeit 
der darin zu entfcheidenden Frage auf den gegenwärtigen neuen 
Antrag. 
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Die Frage: ob die Hauptjache im Vollziehungswege au er: 
ledigeu ſei? kaun gar nicht geftellt werden für die jeßt ange: 
brachte Entſchädigungsklage. 

Die Congreßacte und der Bundesbeſchluß ſind durch die 
Schifffahrtsacte für die Elbe vollzogen. Ueber dasjenige, was 
vollzogen iſt, kann nicht mehr befragt werden, ob es vollzogen 
werden ſolle? 

Der neue Antrag ſtellt vielmehr eine ganz andere Frage 
dar, diejenige: ob und welcher Schadenserſatz deshalb begründet 
werden koͤnne, daß nicht früher vollzogen? daß in dem zwiſchen 
der Geſetzgebung und der Vollziehung verfloſſenen Zeitraume 
Abgaben, gegen die geſetzliche Norm für dieſe Zwiſchenzeit, er- 
hoben find? 

Wenn auch das entfernte fundamentum agendi für dieſe 
Klage auf dieſer gefeglihen Norm ſelbſt beruht, und allerdings 
darauf zurüdführt, fo ift Doch Die auf unmittelbare Vollziehung 
geftellte Frage nicht darauf anwendbar. 

Diefelbe war — wenn ich mich fo ausbrüden darf — eine 
PräliminarsFrage für Die Direction des Progefjed in der Haupt- 
fache, und hat nach deren Beendigung für Die gegenwärtige Lage 
bes Streites ihre Bedeutung ihre weſentliche und Directe Noth- 
wendigfeit verloren, indem für Die neue Klage, wenn fie entjchieden 
werben jollte, nicht die Sorm der Behandlung, ſondern der Rechts⸗ 
grund felbft in Trage kommen würde. 

Es zeigt fih für den neuen Antrag Fein Vollziehungs- 
Charakter, eine poſſeſſoriſchen Rechtsmittel; fie hat die Natur 
einer gewöhnlichen Schadensklage. 

Es ift nicht mehr die Freiheit der Schifffahrt, nicht mehr 
ein allgemeiner Gegenftand für ganz Deutjdyland, worauf es an- 
fommt, jondern eine Intereſſenklage, die für eine erlofchene Zeit 
aufgeftellt wird. Es fommt unmittelbar nur auf Geld an. 

Ich bin entfernt, fie Darum von dem Nedytägebiete der Buu⸗ 
desverfammlung ausfchließen, oder irgend ein Object Darum ent- 
fernen zu wollen, weil e8 Elein iſt. Ich weiß, daß das Legitimis 
taͤts⸗Prinzip des Bundes auf dem Grunde des Rechts beruht, 
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und daß derſelbe fich Feiner Juſtizverweigerung in jeiner Art 
Ihuldig machen darf, wo fein verfaflungdmäßiger Beruf eintritt. 

Aber gewiß ift, daß dieſe Intereſſenklage gewiſſermaßen eine 
neue ift, daß dieſelbe von einem entfernten, überhaupt noch nicht 
ausgejprochenen oder anerkannten Rechtöfundamente ausgeht; und 
daß dieſelbe noch nicht beftimmt vorgetragen ift, in Hinficht ihres 
Gegenftandes und in Hinficht ihres Betrages. 

Es ift überall noch nicht articulirt, ob ale von Preußen 
jowohl auf dem Strome ald auf dem Landgebiete erhobenen Ein- 
gangsfteuer oder nur erftere zurücgeforbert wird, und ber ®e- 
fandte der 15. Stimme bat mir auf die in der Verfammlung 
darüber gejchebenen Frage Feine Auskunft geben können. 

Gleichwohl ift diefe Frage wefentlih für die Beſtimmung 
des GStreitobjectd, indem für Nüdforderung des auf dem Laud- 
gebiete Erhobenen überall Fein verfaffungsmäßiger Rechtsgrund 
vorhanden fein würde. 

Es ift ferner nicht angegeben, ob die Schadensforderung 
vom Anfange der erhobenen Beſchwerde, oder vom Abjchluffe der 
Gongreßacte, oder von dem Bundesbeichluffe vom 3. Auguft 1820 
an, gefordet wird ? 

Alle dieſe Puncte Haben gleichwohl den weſentlichen Einfluß 
auf Die Beurtheilung des Recht der Forderung und der darauf 
gerichteten Klage gebt wenigſtens das Erforderniß, auf ein petitum 
certum geftellt zu fein, ab. 

Dei dieſer Unbeftimmtheit der Klage jcheint mir noch zur 
Beit eine beftimmte Einfchreitung der Bundesverfammlung nicht 
erforderlich und nicht angemeſſen. 

Ohne davon auszugehen, Daß dieje hohe Verfammlung fein 
Gerichtshof ift, fondern eine andere Beſtimmung bat, würde ich, 
in Die Stelle des Richters verjeßt, nicht glauben, fofort einen 
neuen Prozeß einleiten zu müfjen, wenn, nachdem von dem Bes 
Elagten das noch nicht entſchiedene ganze Streitobject, vor ber 
Entſcheidung rein nachgegeben und aufgehoben, von dem Kläger 
eine unbeftimmte Schadensrechnung neu eingebracht würde. 

Wären nun noch, felbft über diefen Anſpruch, Unterhand⸗ 
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lungen unter den Parteien, begünftiget von allen Wünjchen aller, 
dem Streite feindli und den Parteien wohlwollend Befinnten, 
jo würde ich nicht einen Augenblid anftehen, ohne weitere Ein- 
Ihreitung in den Rechtsſtreit, vorerfi dem Kläger vorzuftellen, ob 
e8 nicht befjer fei, in allgemeiner und bejonderer Rüdficht, jenem 
Vergleiche fich ganz binzuneigen, ald das unfelige Meer von 
Streitigfeiten von neuem zu befahren? 

Aber in der That, welden weiten Bezirk wir auch dem 
Rechte einzuräumen die Pfliht Haben, jo ſtehen wir doch 
auch auf einem Standpunkte, auf weldem salus publica auch 
ihren Plaß einnehmen darf, und in welchem wir hoffen Dürfen, 
diejelbe mit dem Rechte felbft, und ohne deſſen Beeinträchtigung, 
wahrnehmen zu Eünnen und zu dürfen. 

Das Gebäude des Bundes ift noch jo neu und fo unzu- 
jammengefeßt, daß feine Feſtigkeit von der Einigkeit abhängen 
wird, und daß jeder bedeutenderen Streitigfeit ein gefährliches 
Berfuchsmittel der Haltbarkeit de8 Ganzen werden kann. 

Es Tann in dem Syſtem der Erhaltung nicht Größeres 
oder Tiefered gefunden werben, ale, auf dem ewigen Grunde des 
Rechts, alles zu entfernen, was daflelbe in diejenige Gefahr 
bringt, welche Fleine Gegenftände an fich tragen, die auf große 
Fragen, auf große Streitigkeiten, und zu leicht aud) auf Verklei⸗ 
nerung der Regierungen in der öffentlihen Meinung führen. 

Sch würde mich glüdlich fühlen, wenn dieſes, was ich im 
Intereſſe Aller gedacht, auch jo angejehen, und wenn in dieſer 
vertraulichen Mittheilung die Rechtfertigung meiner heutigen Ab- 
flimmung gefunden werben jollte, 


Sn der Sitzung vom 31. Sanuar wurde der Entwurf des 
Bundesbeſchluſſes vom Präfidium vorgelegt, er lautete: 

„Da die Bundesverfammlung aus den beiderjeitigen Erflä- 
zungen mit Beruhigung erſehen hat, daß durch Die erfolgten Ras 
tificationen der Eibichifffahrtsacte die Hauptbeichwerde als geho- 
ben zu betrachten fei, und fich zugleich der gerechten Hoffnung 

Dritter Theil. 22 
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überläßt, daß, bei den von beiden Seiten angezeigten Verhält- 
niffen, auch die noch in Irrung befangenen Nebenpunfte in Furzer 
Beit, obne weitere bundesgeſetzliche Einwirkung, ihre wünſchens⸗ 
wertbe Erledigung finden werden; jo kann Dem von Seiten 
Anhalt-Köthen in der 2. diesjährigen Sigung gemachten Antrage 
feine Folge gegeben werben. 

Der preußifche Gejandte behielt ſich, wegen des näheren 
Inhalts der bei Gelegenheit der lebten ganzen Verſammlung 
erfolgten Yeußerungen, die etwa noch gut befundenen Bemerkun⸗ 
gen vor, und gab dieſe ſchon am 7. Februar 1822 dahin ab: 

Nachdem die Geſandtſchaft zu Anfang der legten Verhand- 
Iung‘, die Befchwerde des Herrn Herzogs von Anhalt-ftötheu be 
treffend, eine der Veranlafjung gemäße Mittheilung gemacht hatte, 
konnte es ihr Gefchäft nicht fein, im Laufe dieſer Verhandlung 
den Grörterungen nachzugehen, in welden über die Dermalige 
Anwendbarkeit einer Bejchlußziehung verkandelt worden, deren 
verfaſſungsmaͤßige Gültigkeit überhaupt Eöniglichspreußifcher Seite 
in Abrede geftelt wird. Die Gejandtichaft Hat nur bedauern 
müffen, daß, wenn ihr einerjeit3 Die Merkmale nicht eingegangen 
find, nach welchen vielleicht auf eine gewünjchte Einlenfung in 
fachgemäßere Anfichten gefchloffen werden darf, andererjeitd eine 
ganz unveränderte Fortjeßung bisheriger Anfichten nicht immer 
ſelbſt offenliegender Unrichtigfeiten in den Thatſachen bewahrt 
bat, jo wie die Abſtimmung des Eurhejfiichen Herrn Gefandten in 
der 3. Sitzung davon den Beweis giebt, indem in derfelben be 
hauptet wird: 

„es jei von Zurüdgabe der von anhaltifchen Unterthanen jeit 

drei Jahren auf der Elbe erhobenen Verbrauchſteuern die Rede“. 
So viel hier befannt, und in beiderfeitigen Grflärungen an- 
gemerkt worden, hat felbft nur ein Aufforberungsfall einer zu 
deponirenden Steuer auf der Elbe ftatt gehabt. Die Ddieffeitige 
Geſandtſchaft ift aber begründet, mehr zu jagen. Von der fönig- 
lich⸗preußiſchen Regierung ift niemals etwas Anderes verlangt, ale: 

Deponirung der Verbrauchfteuer, bis eine angemefjene Sie 

cherheit Durch die Elbichifffahrtsacte erhalten worden. 
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Wenn anhalt-tötheniche Schiffer und Kaufleute die Verbrauch⸗ 
ſteuer wirklich deponirt hätten, jo würden fie ungehindert die 
Elbe haben pajfiren koͤnnen, welche und ſoviel Waaren fie auch 
eingeführt haben möchten. — Nachdem nun die Elbichifffahrtsacte 
abgeichlofjen und eine andere Art der Sicherftellung für Preußen 
erreicht worden, würde der Zeitpunkt eingetreten fein, wegen Ruͤck⸗ 
gabe der deponirten Gelder zu unterhandeln. Diefer Unterhand: 
lung war Töniglichepreußifcher Seits entweder die pofitive und 
directe Nachweiſung eines Dadurdy erlittenen Schadens zum Grunde 
zu legen: „daß Die Waaren, deren Declaration für Anhalt-Köthen 
gejhehen, in das preußijche Gebiet wirklich eingebracht worden“; 
ober es mußte derſelbe Schaden wenigftend in einer ſolchen Art 
wahrjcheinlich geinacht worden, daß man preußifcher Seit von 
Anhalt-Köthen die Widerlegung der dafür flreitenden Bermuthung 
hätte fordern fönnen. Wenn das Eine oder Andere, die Nach⸗ 
weifung oder die Wahrſcheinlichmachung bis zu dem bemerften 
Maaße — nicht erfolgte, jo hätte Anhalt-Koͤthen feine fämmtliche 
Depofiten zurüderhalten, und eben jo wenig ald Preußen einen 
wirklichen Verluft aus einer wirklichen Maaßregel erlitten, die 
preußijcher Seits allein zu Abwendung eignen Schadens ange 
ordnet gewejen. 

Wenn e8 Föniglichepreußifcher Seits gelungen wäre, für die 
beftimmteften Ausführungen die gehoffte Berüdfichtigung zu ge- 
winnen, jo fönnte es jetzt nicht mehr Die Sache der Gejandtichaft 
fein, weitere Aufflärungen zu geben, denen jeßt aber noch andere 
folgen müßten, wenn man noch gern bei einem Gegenſtande ver- 
weilte, der Lieber als bier befeitigt betrachtet wird. 

Der Gefandte der 15. Stimme für Anhalt-Köthen: Auf bie 
joeben vernommene vorläufige Erflärung Des Föniglich-preußifchen 
Herrn Gefandten behält fi Die Gefandtfchaft, jo weit dieſe Er- 
Härung ihren Hof und fie jelber angeht, Die nähere Erwiderung 
vor. Unterdeſſen muß fie bei früheren Aeußerungen in facto et jure 
lediglich beharren, und wird über jegliche Angabe, wo e8 erfor 
derlich fein follte, Die Beweiſe beibringen. 

Daß e3 fih hier nur um einen Fall einer entrichteten Steuer 
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handle, kann dieſſeits nicht eingeräumt werden, da der dem Kauf: 
mann Friedheim in Köthen durch das Anbalten feines Schiffes 
erwachjene Schaden nur einen geringen Theil der anbaltifchen 
Entſchaͤdigungsforderung ausmacht. 

Bier Wochen fpäter (7. März) beantwortete Anhalt-Köthen 
bie preußifche Erklärung dahin: 

„Da der Kaufmann Friedheim zu Köthen bei der herzoglichen 
Regierung angezeigt, daß ihm vwermittelft amtlichen Anſchreibens 
des koͤniglich-preußiſchen Hauptzollamts zu Mühlberg vom 19, Fe⸗ 
bruar eröffnet worden, wie feine jeit dem Juni 1820 daſelbſt 
angehaltene Schiffslabung, ohne die Damals geforderte Zoll- und 
Verbrauchſteuer zu entrichten, höherer Weilung gemäß verabfolgt 
werden koͤnne, auch deilen Schiff bereitö die Neife von Mühlberg 
nad) der herzoglich-köthenſchen Stadt Roslau, als deſſen Beſtim— 
mungsort, angetreten, fo ſehen Sich Seine Durchlaucht der Her: 
309 von Anhalt-Köthen veranlaßt, Ihre unterm 25. Januar 1821 
bei der hohen Bundesverfammlung eingereichte Beſchwerde, we- 
gen Erhebung der Eöniglich-preußiichen Verbrauchſteuer auf der 
Elbe und wegen Freigebung des in Mühlberg angehaltenen 
Friedheimiſchen Schiffes, wie hiermit gejchieht, zurückzunehmen. 

Demnach findet fih auch nunmehr dad in der Erklärung 
der Föniglichepreußifchen Geſandtſchaft in der zweiten diesjährigen 
Bundestagsfigung beklagte, dem vollftändigen Abfchluß der Ent: 
jhädiqungsverhandlungen entgegenftehende Hinderniß befeitigt. 

Ueber den unmittelbaren und befriebigenden Erfolg einer 
Negociation, weldye durdy die Noten des königlich⸗preußiſchen 
Minifteriumsd der auswärtigen Angelegenheiten vom 2. und 3, 
Januar dieſes Jahres auf den wünjchenswertheften Standpunft 
erhoben worben. dürfen Seine herzogliche Durchlaucht niemals 
einem Zweifel Raum geben, 

Schließlich Haben Seine herzogliche Durchlaucht Die Dies- 
jeitige Geſandtſchaft beauftragt, ſämmtlichen hohen Mitgliedern 
des deutſchen Bundes hoͤchſtihre Dankbarfte Anerkennung des dem 
Intereſſe Der anhaltiſchen Lande bewiefenen Antheil3 und ver- 
aſſungsmaͤßigen Beiflandes auszubrüden Wenn Seine herzog- 
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liche Durchlaucht nach der bedrängten geographifchen Rage Ihres 
Landes die Bundesverfaflung vorzugäwelfe und unter allen Um⸗ 
ftänden als die wefentlihe Bürgfchaft der Nechte und Unabhän- 
gigfeit Ihres Haufes betrachten müfjen, und daher die befondere 
Aufmerkfamfeit der hohen Bundesverjammlung in Anfpruch ge- 
nommen haben, jo gereicht es Höchfivenenfelben zur befonderen 
Beruhigung, daß jene unglüdliche Territorial-Collifionen bereits 
vor Ihrem Regierungsantritte entftanten waren, und daß Hoͤchſt⸗ 
biejelben niemals den Standpunkt nothgedrungener und pflicht- 
mäßiger Vertheidigung unveräußerlicher Regentenrechte überſchrit⸗ 
ten zu baben glauben.“ 

Bei dem Streite zwifchen Preußen und Anhalt-Föthen Fam 
es, was die formelle Seite anging, zuvörderſt darauf an: 

„ob die Mehrheit der Stimmen im engern Rathe der Bnun⸗ 

desverſammlung die authentifche Sinterpretation der Bundes: 

gefege vorzunehmen habe.“ 
v. Wangenheim meint”), daß diejes für Die Mitglieder der Wiener 
Gonferenz Feiner Frage unterliege, weil fie dieſes Princip gegen 
andere Einwendungen in der 23. und 24. Sikung der Wiener 
Protocolle angenommen hätten. Weniger ausgemacht feheint es 
ihm, ob hierin eine Verbindlichkeit für alle zufünftigen Mitglieder 
bed Bundes und der Bundesverfammlung liege, weil nur Dann 
mit Erfolg auf die Verhandlungen über ein Geſetz recurrirt were 
den Tonne, wann der Sinn des Gefehes zweifelhaft fei. Dies 
würde in Abrede gezogen werden Fönnen, weil der Artifel 7 der 
Bundesacte der Bundesverfammlung zwar in der Regel das 
Hecht der Erklärung zuerfenne, aber auch zugleich Die Ausnah⸗ 
men beftimme, in welchen weder in den engeren Berfammlungen 
noch in dem Pleno ein Beichluß gefaßt werden dürfe Daß 
darin die authentifche Erklärung der Bundesgeſetze Der Bundes⸗ 
verjammlung nidyt entzogen fei, ſei zwar gewiß, aber auch nicht 
minder gewiß, daß fie ihr auch nicht zugefprochen worden, aljo 


*) Dreitönigebündnig, S. 141. 
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gar nichts darüber beitimmt jei, jo daß das Eine fo gut, als 
das Andere behauptet und wiberfprochen werden Eönne, indem 
jeder fi) auf den Wortlaut des Geſetzes als einen unzweifelhaf⸗ 
ien berufen und die Erklärungen aus den Verhandlungen über 
das Gejeß ablehnen dürfe. Ganz daffelbe gelte auch von ben 
Beflimmungen der Schlußacte Artifel XI. und XIL, die eine Re⸗ 
gel geben, welche durch daraus folgende Ausnahmen jo gut, wie 
aufgehoben erjcheine und dieſe Ausnahme conftituire nicht nur 
ber Artifel XML. der Schlußacte, wie der Artifel 7 der Bundes» 
acte, jondern vermehre und verftärfe fie noch durch die Artikel 
XIV. und XV. derfelben. Zwar könne man aus der Fafjung des 
Artifeld XI. der Schlußacte, der ſich Leicht auch berichtigend auf 
ben Artifel 7 der Bundesacte anwenden lafjen würde, folgern, 
Daß Diefe Artikel Feine Ausnahme von der Regel, welche ber 
Bundesverfammlung das Recht und die Pflicht der Erklärung 
ber Bundesgeſetze zufprechen, enthalte. Denn darin heiße e8: 
Ueber folgende Gegenftände: 
1. Annahme neuer Grundgeſetze oder Abänderung Der 
u beftehenden, 
2. organifche Einrichtungen, d. 5. bleibende Unftalten als 
Mittel zur Erfüllung der ausgefprochenen Bundeszwede, 
findet fein Beſchluß durch Stimmenmehrheit flatt. Werde daher 
der Accent auf das Wort neue gelegt, fo würde in Beziehung 
auf die Erklärung der fchon beftehbenden vie Regel aufrecht 
erhalten, Sreilich blieben dann noch immer ausgenommen: bie 
Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund, Die Religionsangele- 
genheiten, Die (neuen?) organiichen Einrichtungen und Die Vor⸗ 
frage, ob fie nothwendig ſeien 2c., der Stimmeneinhelligfeit un- 
terworfen, und es wäre damit alle Fortbildung der Bundes⸗ 
Snftitutionen gehemmt. So wäre nicht nur Die Möglichkeit ge 
blieben, fondern, wie die Erfahrung gelehrt habe, die Wahr: 
jcheinlichkeit des Streited und in diefem Die der Weberliftung 
zu fuchen. Aber diefem ſei Doch gründlich vorgebeugt worden 
durch den Beſchluß, welchen die Bundesverfammlung in ihrer 
27. Sigung 1819 zufolge des Gutachtens einer Commiſſion ges 
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faßt habe. Diefe Commiſſion fer nämlich auf ausprüdlichen An- 
trag ber beiden Heffen, den Württemberg und Batern unterſtütz⸗ 
ten, gefaßt worden, niedergefeßt, um baldmöglichft eine genane 
Deflimmung darüber zu erhalten, wann Stimmenmehrheit ent- 
ſcheide (21. Sitzung 1819). 

Als eine der wichtigften Verhandlungen zur Fortbilbung der 
Bundesverfaſſung und als ein Beftreben der Mehrheit der Bun- 
beöglieder flatt der Unbeflimmtheit der Bundesacte nach diefer 
Richtung eine feftere Norm zu gewinnen, laſſen wir den darüber 
abgeftatteten Commiſſionsbericht auch um deßwillen bier folgen, 
weil das Reſultat deſſelben nach v. Wangenheim’3 Anficht durch⸗ 
aus gegen Die preußifche Auffaffung in der anhalt-Föthenfchen 
Streitſache fein ſoll. v. Wangenheim gab nur Auszüge. Es ift 
aber zur Beurtheilung der Thatfahen die Vollftändigkeit ber 
Aktenſtücke nöthig. 


Commiſſions-Gutachten?) 
in Beziehung auf diejenigen Gegenſtaͤnde, worüber nach dem Ar⸗ 
tifel 7 der Bundesacte, als Ausnahme von der Regel, ein Be 
ſchluß durch Stimmenmehrheit nicht gefaßt werben Fann. 


In dem 7. Artikel der Bundesacte ift für die der Bundes⸗ 
verjammlung übertragene Beforgung der Angelegenheiten des 
Bundes die Entſcheidung durch Stimmenmehrheit als Regel auf: 
geftellt, jedoch mit dem Unterſchiede, daß in der engern Verſamm⸗ 
lung zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe die abjolute Mehrheit hin- 
reichen, in Anſehung der nach dem 6. Artikel vor das Plenum 
gehörigen Gegenflände aber dazu eine auf zwei Drittheilen Der 
Abftimmungen beruhende Mehrheit erforderlich fein fol. 

Bon dieſer Regel ift jowohl für Die engere Verfammlung, 
ald für das Plenum die Ausnahme, daß durch Stimmenmehrheit 


*) Bundes⸗Protocoll 1819, fol, 1842. 
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fein Beichluß gefaßt werden Fann, in Anjehung folgender Gegen- 
genftände gemacht worden: 

1. Annahme vor Abänderung der Grundgefeße, 

2. organische Bundeseinrichtungen, 

3. jura singulorum, 

4. Religionsangelegenheiten. 

Die beiden lebten Gegenftände find durch den 6. Artikel der 
Bundesacte dem Plenum nicht vorbehalten, können aljo in ber 
engern Bundesverfammlung in vorfommenden Fällen ihre Erle 
Digung erhalten, jo fern fie nicht, auf irgend eine Art, mit einem 
der beiden erflen Gegenftände in wefentlicher Verbindung ftehen, 

Dabingegen find andere Gegenftände, welche der Artikel 6 
der Bundesacte an das Plenum verweilet, jener Ausnahme von 
der Regel nicht, fondern vielmehr lediglich der Entſcheidung durch 
die im Plenum geltenden relativen Stimmenmehrheit unterworfen. 
Dieje Gegenftände find: Bejchlüffe, welche Die Bundesacte felbft 
betreffen, und gemeinnüßige Anordnungen. 

Daß Bejchlüffe, welche die Bundesacte jelbft betreffen, Feine 
Abänderung dieſes Grundvertrages, dieſes erfien Grundgejeßes 
bes Bundes bezweden können, bedarf wohl kaum einer Bemer: 
tung. Was aber die gemeinnüßigen Anordnungen betrifft, jo 
geht die Abficht, weshalb in der Bundesacte deren gedacht wird, 
aus den Wiener Verhandlungen, und zum Theil aus jenem 
Grundvertrage jelbft Deutlich hervor. 

Eine nähere Erwägung der Beftimmungen der Bundesacte 
in Anſehung aller diefer Gegenftände führt auf das Bebürfniß 
weiterer Entwidelung, wie dann überhaupt Die Acte nur Grund» 
züge enthalten jollte, Die Ausbildung der Bundesverfaflung aber 
der Bundesverfammlung überlaſſen wurde, weswegen auch ber 
10. Artikel der Bundesacte ihr die Abfafjung der Grundgeſetze 
des Bundes und deilen organische Ginrichtung in Rüdfjicht auf 
feine auswärtigen, militäriichen und inneren Verhaältniſſe über: 
trägt. ' 

Die Grundgejeße des Bundes koönnen nur allein aus dem 
Grundvertrage deſſelben abgeleitet werden; feine organifche, Ein- 
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richtung ift durch den Bundeszweck und das Bebürfniß der zu 
deſſen Streichung nöthigen Mittel geboten. SHierüber hat ſich der 
Vortrag über Die Reihenfolge der Gejchäfte der Bundesverſamm⸗ 
lung ausführlich verbreitet, weshalb man glaubt, fich darauf be- 
ziehen zu können, indem daſelbſt dasjenige, was des Bundesver⸗ 
ſammlung, nach dem Begriffe und Umfang der verſchiedenen 
Gegenſtände, zu thun obliegen kann, ſo wohl im Allgemeinen, 
als im Beſondern, erörtert und bezeichnet iſt. 

Daß aber die nach der Natur der Sache für gewiſſe Fälle 
unvermeidliche Ausnahme von der Entjeheidung Durch Stimmen 
mehrheit in Die Geſchaͤftsthaͤtigkeit, der Bundesverſammlung manch⸗ 
mal hemmend einwirken könne, iſt auch der Aufmerkſamkeit der 
Stifter des Bundes nicht entgangen. Die Verhandlungen über 
die Abfaſſung der Bundesacte beweiſen dieſes; ſie beweiſen aber 
auch, daß man ſich auf die allgemeine Andeutung der ausgenom⸗ 
menen Gegenſtaͤnde bejchränfen müßte. 

Es iſt nun nicht zu verfennen, daß in vorkommenden Fällen 
die Fragen: ob ein Beſchluß der Bundesverſammlung zu den 
Orundgejegen zu rechnen fei? ob er eine organiiche Bundesein⸗ 
richtung beziele? wie weit in Anfehung folder Einrichtungen Die 
Ausnahme von der Regel fi) erftrede? welches bejondere Ver: 
hältniß eined Bundesgliedes als jus singulorum geltend gemacht 
werden könne? große Schwierigkeiten veraulaflen, und Diejenigen 
nachtheiligen Folgen haben können, welche der Präfidial-Bortrag 
und mehrere Abflimmungen in der 21. Sitzung dieſes Jahres be- 
zeichnen. 

MWillführlichen Berufungen auf Das Plenum bat die Bundes- 
acte durch die im Eingange des 7. Artikels befindliche Vorjchrift: 
daß die engere Bunbesverfammlung durch Stimmenmehrheit zu 
entfcheiden habe, in wie fern ein Gegenftand, nad) der Beftim- 
mung des 6. Artifels, für das Plenum geeignet ſei? vorzubeugen 
geſucht. Eine Ahnlihe Vorfchrift zur Anwendung unzuläffiger 
Berufungen auf die Ausnahme von Der Negel, nach der Beftim- 
mung des 7. Artikels, konute nicht ftatt finden, weil dadurch die 
Ausnahme von felbit aufgehoben worden wäre. 
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Um demnach diefen Zwed zu erreichen, ſcheint nichts übrig 
zu fein, als der willführlichen Deutung der Bundesacte durch 
Icharfe Begriffsbeftimmungen Grenzen zu feßen. 

Wenn aber auch die gejehliche Ausnahme von der Regel 
wirklich anwendbar ift und durch ihre Anwendung die Faffung 
eined Beſchluſſes verhindert wird, jo koͤnnen doch nicht in allen 
Fällen die Folgen hiervon gleich fein: e8 wird nicht immer mög- 
lich fein, das Nothwendige zu unterlaffen, weil die Art, wie es 
geichehen jollte, nicht einſtimmigen Beifall findet. 

In allen diefen Hinfichten hat die hohe Bundesverfammlung 
eine gutachtlihe Crörterung durch eine Commiſſion für zweck⸗ 
mäßig erachtet, und demnach dem Unterzeichneten aufgetragen: 
„die Frage, wie Diejenigen Gegenflände, worüber nad dem Artis 
fel 7 der Bundesacte (ald Ausnahme von der fonftigen Regel) 
ein Beichluß durch Stimmenmehrheit nicht gefaßt werden Tann, 
in Ermangelung der Stimmeneinhelligfeit erledigt werden follen, 
zu erörtern und ihr Gutachten. ohne übrigens die Sommiffton in 
ihren Arbeiten bejchränfen zu wollen, vorzüglich über folgende 
Gegenftände: 

„4. welche Geſetze al8 Grundgeſetze des deutfchen Staaten: 

Bundes zu betrachten ſeien? 

„2. was unter organiſchen Einrichtungen zu verftehen ei ? 

endlich 

„3. welche Berechtigungen unter den, von je her zu fo ver- 

ſchiedenen Anflchten Anlaß gebunden, juribus singulorum, 
als ſolche, hierbei anzunehmen wären?” 
zu verbreiten. 
Die Commiſſton bat alfo die Aufgabe: 

A. dur Beftimmung der Begriffe Irrungen in der An- 
wendung des 7, Artileld der Bundesacte vorzubeugen; und 

B. Vorfchläge zu machen, wie alsdann zu verfahren ſei, nicht 
aur wenn ſolche Irrungen dennoch entftehen, fordern auch wenn 
Die Statthaftigleit der gefeglichen Ausnahme von der Regel nicht 
zu bezweifeln ift, ber Gegenftand aber, worauf e8 anfömmt, ohne 
allgemeinen Nachtbeil nicht unerledigt gelafen werden fann ? 
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Es Tann hierbei Feine andere Abſicht fein, als Hinderniſſe 
der Wirkſamkeit des Bundesvereins im Geiſte der Bundesacte 
jelbft aus dem Wege zu räumen, nicht aber eine Abänderung ber 
Vorſchrift dieſes Grunvertrages zu veranlaffen. 

Was nun 

A, die Orundgefeße und organischen Einrichtungen des Bundes 

betrifft, fo begründet die Möglichkeit, nach verſchiedenen theoreti- 
Ihen Anfichten die bier in Frage ſtehende Vorjchrift Der Bundes⸗ 
acte gegen ihren Zweck entweder auszudehnen oder zu bejchrän- 
fen, den Wunſch, daß gewiſſe beſtimmte Begriffe von den Bun⸗ 
deögliedern anerkannt werden möchten, um darnach in vorfom- 
menden zweifelhaften Fällen ohne weitere Eroͤrterung einen Be: 
ſchluß fallen zu können. 
Nach der Natur des deutſchen Staatenbundes find nun als 
Grundgeſetze deſſelben diejenigen vertraggmäßigen Beflimmungen 
zu betrachten, welche die Errichtung des Bundes, Den Verein 
feiner Glieder, die Feſtſetzung feines Zweckes, jo wie der Rechte 
der Geſammtheit, der Theilnahme der einzelnen Bundeöglieder 
an deren Ausübung, der Verpflichtungen derjelben gegen ben 
Bund, und der Derbindlichleiten dieſes gegen fte, endlich des 
Rechts, Die Bundesangelegenheiten zu beforgen, betreffen. Durch 
dieſe vertragsmäßigen Beflimmungen wird die Bundesverfaflung 
gebildet. 

Da aber zur Grreihung Des Bundeszwedes, zur Ausübung 
der Bundesrechhte, zur Beforgung der Bundesangelegenheiten, 
Anftalten und Mittel nothwendig find, ohne welche die Wirkſam⸗ 
keit des Bundes nicht möglich wäre; jo muß dieſer die Dem 
Bwede entiprechenden Einrichtungen treffen, welche der Grund- 
vertrag organifche nennt, weil durch fie der Bundeskoͤrper gleich» 
ſam die Werkzeuge erhält, durch weldye er feine Thaͤtigkeit zu 
äußern in den Stand gefebt wird. Die Beſchlüſſe, welche der 
Bund zu diefem Ende, als beitändige, allgemeine Normen, faßt, 
fönnen mit Recht den Grundgefeßen beigezählt werben. 

Diejen ftellt auch der 7. Artikel der Bundesacte die organi- 
ſchen Bundeseinrichtungen in Anjehung der Ausnahme von der 
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Entſcheidung durch Stimmenmehrheit gleich, und ed wäre daher 
überflüffig, in eine nähere Erörterung eines Unterſchiedes einzu- 
gehen, der ohnehin nur in Dem Gegenftande und in der Korm, 
welche den Charakter der Grundgejeßgebung anbeutet, zu fins 
den ift. 

Wollte man nun, im Gegenſatz von Grundgejegen, die übrigen 
Bundesgeſetze näher bezeichnen, fo ift es einleuchtend, Daß bier 
in Beziehung auf Die Öegenflände nur eine negative Bejchreibung 
möglich wäre, und daß man eigentlich als Geſetze ded Bundes, 
die nicht Grundgefeße find, diejenigen Beſchlüſſe anzujehen bat, 
welche nach der Stimmenmehrheit gefaßt werden koͤnnen. 

Die Unterzeichneten müfjen übrigens geftehen, daß fie eine 
jo Scharfe und durchgreifende Begrifföbeflimmung, welche in vor- 
fommenden Fällen jede Meinungsverjchiedenbeit und jede Ver: 
wicklung auszujchließen oder Doc fogleich niederzufchlagen fähig 
wäre, nicht fir möglich halten, und daß fie ed daher dahin ge- 
ftellt fein Yaffen müfjen, wie fern auf diefem Wege Schwierigfei- 
ten, welche häufiger aus der Verfchiedenheit der Intereſſen, ald 
aus der Verjchiedenheit der Meinungen, entftehen, mit glüdlichem 
Erfolge vorgebeugt werben koͤnne, ob fie gleich nicht in Abrede 
ftellen, DaB Dadurch wenigftens eine Verminderung jener Schwies 
rigkeiten erreicht werben kann. 

Sie gehen mit nicht geringerer Beforgniß nunmehr zu der 
Frage über, weldye die jura singulorum betrifft, eingedenk des 
langen, nie erledigten Streitd, welcher vormals im beutfchen 
Staatdrechte über die Bedeutung jener Worte geführt wurbe. 
Wenn man indellen den Grund erwägt, aus welchem bie Bun⸗ 
desacte jura singulorum von der Entſcheidung durch Die Stimmen: 
mehrbeit nur allein ausgenommen haben Fann, jo wird ber 
Wunſch ſich als gerechtfertigt darftellen, daß durch Bezeichnung 
der Fälle, wo dieſe Ausnahme ftatt finden ſoll, aller Zweideutig- 
feit ein Ende gemacht werde. Der Grund diefer Ausnahme aber 
fann fein anderer fein, als die Gleichheit der Rechte und Pflich⸗ 
ten der Bundesglieder auch dann, wo nicht von Grundgeſetzen 
die Rede ift, gegen eine mögliche Verlegung durch Uebereinftim- 
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mung au bewahren. Daß Rechte, welche Bundbesgliebern außer 
ihrem Berhältniffe zum Bunde zufiehen, überhaupt Fein Gegen: 
fland einer Abflimmung im Bunde fein können, bedarf feines 
Deweifes, und es jcheint nım auf die Frage anzufommen: welche 
Rechte in dieſe Claſſe zu rechnen feien? Es iſt aber nicht zu 
bezweifeln, daß dahin alle Diejenigen gehören, in Anfehung deren 
die Uebernahme einer Verpflichtung gegen den Bund, weber aus 
dem Grundvertrage, noch aus andern Bundesgeſetzen, nachgewie: 
jen werden Tann. Es ſcheint demnach, daß Fünftigen Streitigfei- 
en über Den Begriff Des Ausdrucks: jura singulorum, durch die 
Erklärung vorgebeugt werden koͤnne, wie die Aufnahme deſſelben 
in die Bundesacte nur bezwede, daß feinem einzelnen Bundes- 
gliede durch die Stimmenmehrheit und ohne feine freie Einwilli- 
gung etwas ſoll auferlegt werben, was nicht Alle zugleich und 
verhältnigmäßig in gleicher Art übernehmen. Bon dem, was 
man jura singulorum nennt, find nun wohlerworbene Nechte we: 
fentlich verfchieden, und da ihr Begriff nicht flreitig, der Grund: 
ja aber, daß Darüber durch Stimmenmehrheit der Bundesglieder 
nicht verfügt werden Tann, unzweifelhaft ift, fo wäre in ber 
Bundedacte Desfalld ein Vorbehalt ganz überflüffig geweſen, und 
es wird auch jebt feine ausdrüdliche Erklärung nöthig fein, um 
einer Verwechſelung Der Begriffe vorzubeugen. 

Die berühmte Stelle des weftphälichen Friedens (V. 52, 
ubi status tanquam unum corpus considerari nequeunt) bat be⸗ 
fanntermaaßen eine Erklärung von den juribus singulorum gege- 
ben, welche in der Theorie und in der Anwendung die verjchie- 
benartigften Auslegungen veranlaßt hat, wiewohl fie unftreitig in 
diefen wenigen Zügen das wejentlichite Merfmahl davon jehr 
richtig bezeichnet hat. Da, wo das Ganze, als ſolches, eine Lei: 
flung von feinen Mitgliedern erheifcht, koͤnnen dieſe nicht wie 
Einzelne (ut singuli) fich„betrachten, und wieder umgekehrt. Als 
lein man erinnert fidy hierbei ebenfalld, wie die ganze Stelle im 
Zuſammenhange alfo lautet: „In Streitigkeiten und allen an- 
bern Gejchäften, worin Die Stände nicht als ein Corpus angeje- 
hen werden fönnen, wie auch, wenn die Tatholifchen und evanges 
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lichen Stäude in zwei Theile gehen, ſoll allein gütliche Verglei⸗ 
Hung den Streit enticheiden, ohne Die Mehrheit der Stimmen 
zu beachten.” Der damalige Stand der genannten beiden Reli 
gionstheile, in der Fürjorge für ein ungehindertes Religionsbe- 
fenntniß und in den politischen Beziehungen, welche die Auss 
übung davon fichern jollte, hat erfichtlich, auch nach der Geſchichte 
der Verhandlungen, dieſe ganze Beftimmung veranlaßt, und es 
ift nicht zu überjehen, daß Diejelbe nicht jo wohl die befondern 
Rechte einzelner Stände, oder der Minderzahl aufrecht halten, 
als vielmehr ein gemeinjames Intereſſe gegen das andere in 
Schuß nehmen follte, wo nämlich katholiſche und evangelische 
Stände, als ſolche, fich trennen und in zwei Theile gehen, Auch 
bat bauptjächlich Die andere Anwendung hiervon über die eigent- 
lichen Religionsgegenftände hinaus zu der Zeit die meilten Zwei 
fel und Streitigkeiten über Die Frage entitehen lafjen: wann und 
warum beide Stände demnach zwei Parteten bilden durften ? 

Das Sontributionswefen fam bei dem weftphälifchen Frieden 
auch noch zur Sprache, und ed war von mehreren proteftantifchen 
Reihöftänden darauf angetragen, daß zu Steuerbewilligungen bie 
mehrern Stimmen Die übrigen wider ihren Willen nöthigen 
folten. Doch hatte dieſer Punkt fo vielen Anftand gefunden, 
um nicht im Friedensfchluß mit aufgenommen, fondern zur Ent⸗ 
jcheidung des nächften Reichſtags ausgejeht zu werben. Es ift 
indellen während der ganzen vormaligen Reichsverfaſſung unerle- 
digt geblieben und Dadurch manche Ungewißheit und mancher 
Uebelftand verurfacht worden. Indeſſen war damit nirgends ans 
erfannt oder ausgejprodhen: ald ob zur Bewilligung von Reichs⸗ 
fteuern Einhelligfeit der Stimmen erforderlich gewejen. 

BVorftehende Ausführungen mögen nur zeigen, wie eigentlich 
die befondern Rechte einzelner Reichsftände, auch in dem vorhe⸗ 
rigen NReichöverhältniß und durch deu weitphälifchen Fr:eden, 
nicht in Gegenſatz mit der allgemeinen Verfaflung geftellt oder 
begründet worden. 

Die Schwierigkeiten aber, welche dergleichen Behauptungen 
ſchon im vorigen Reichsverbande hervorgebracht haben, ertheilen 


351 


allerdings Dem jebigen beutfchen Bunde die warnende Lehre, über 
diejenigen jura singulorum, welche nach Artikel 7 der Bundesacte 
feinen Beſchluß durch Stimmenmehrheit zu Lafjen, einige fefte 
und fichere Beflimmungen zu treffen. 
Die Unterzeichneten follen nun 
B. in diefer Beziehung ſowohl, ald auch in Anſehung der 
Grundgeſetze und organischen Einrichtungen des Bundes, Vor 
jhläge machen, wie den Nachtheilen des Mangels einer Ueber: 
einftimmung aller Bundesglieder vorzubeugen oder abzubelfen Sei? 
Es ift aber 
J. nach der Natur der Grundgeſetze, im engern Sinne, nicht 
anders anzunehmen, als daß dieſe nur allein Durch gemeinfame 
Uebereinfunft vertragsmäßig zu Stande gebracht werden Fönnen. 
Wenn es aljo auf Errichtung eines neuen, authentijche Er- 
Härung oder Abänderung eines beitehenden Grundgeſetzes an- 
fömmt, jo bleibt, bei dem Mangel an Einhelligfeit unter den 
Bundesgliebern, nichts übrig, als einen günftigeren Zeitpunkt 
abzuwarten, um ben von der Mehrheit erwünfchten Act der Ge: 
ſetzgebung zur Wirklichfeit zu bringen, indem ein dahin gerichte- 
ter Antrag zn jeder Zeit wiederholt werden fanı. Da librigens 
der Artikel 7 nur die Annahme, alfo die Einrichtung, fowie Die 
Erklärung oder Abänderung der Grundgeſetze von der Entjchei- 
dung durch Stimmenmehrheit ausnimmt, fo verfteht es ſich von 
jelbft, daß dieſe in allen Fallen flatt findet, wo e8 auf die Er⸗ 
fülung, Anwendung, Bollziehung und practiiche Entwidelung 
eines beitehenden Grundgeſetzes ankömmt. 
In diefer Hinficht Hätte injonderheit 
IL bei organijchen Einrichtungen, von welchen die Verfol- 
gung des Bundeszwedes und die Wirkfamkeit des Bundes für 
denjelben wejentlid) abhängt, die BZuläffigkeit einer Ausnahme 
von der gejeblichen Hegel als jehr zweifelhaft erfcheinen koͤnnen. 
Auch darf man es mit Recht voraußjeken, Daß es bei der Ab- 
faflung des 7. Artifeld der Bundesacte die Abficht keinesweges 
gewejen it, in die DVerfaflung des Bundes Mittel zu legen, 
dur welche die Erreichung feines Zweckes jelbft gehemmt oder 
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vereitelt werden koͤnnte. Wenn indeflen jener 7. Artikel die Be⸗ 
Schlüffe, wo es auf Annahme oder Abänderung der Grundgejeße, 
auf organtiche Bundeseinrichtungen, auf jura singulorum ober 
Religionsangelegenheiten anfömmt, von der Regel der Stimmen: 
mehrheit ausnimmt, jo ift dieje verfaſſungsmaͤßige Vorſchrift ala 
lerdings jo lange zu befolgen, als fie nicht unausführbar befun- 
den und einhellig aufgehoben oder doch modificirt wird. Allein 
inzwifchen wird ihr Sinn und ihre Anwendung doch nur jo ver- 
ftanden und aufgefaßt werben können, um mit der vorhergegan- 
genen, eben jo conftitutiven Regel, wonach Die ganze Gefeßgebung 
und nöthige Entwidelung des Bundes geichehen fol, zufammen 
zu flimmen. 

Es wird aljo Fein wirklicher Widerfprud in ſich anzuneh: 
men, vielmehr der dem Worte nach fcheinbare, unter einen Jol- 
hen höhern Begriff und Gefichtöpunft zu ftellen fein, Daß immer 
eine Verhandlung und ein Verfahren im Bunde eintreten muß, 
um die Aufgabe und die Zwecke feines Beftandes nothwendig zu 
erfüllen. 

Der Bundeöverfammlung aber ift hierbei das Feld zu mei- 
tern Bejchlüffen offen gelajlen, um ergänzend einzujchreiten, Die 
Erhaltung des Bundes zu fihern und nach Artifel A die Ange 
Iegenheiten deſſelben zu bejorgen. 

Der Artikel 7 hat es indeflen noch unbeftimmt gelaffen, wie 
es nachher weiter gehalten werden kann, wenn 3. B. organifche 
GSinrichtungen, Die Doch immer mehr oder minder nöthig find, 
nicht alle Stimmen für fich vereinigen. Und die eigentliche Frage 
ſcheint aljo Die zu fein: welch ein Verfahren Die Bundesverſamm⸗ 
lung alsdann eintreten zu laſſen berechtiget und verpflichtet fein 
fanı, um der ihr obliegerden Fürſorge zur. Erfüllung der 
Zwecke ded Bundes gehörig zu genügen ? 

Zunächſt kömmt Die bejchränfende Beftimmung des Artikel 7 
felbft in Betracht, um ihr feine weitere Ausdehnnng zu geben, 
als welche Die Worte des Geſetzes befagen. Hierbei ift dann 

1. zu bemerken, daß, wenn die der Entjcheibung des Pleni 
zu unterziehenden Beichluß- Entwürfe in ber engern Bundes⸗ 
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verſammlung vorbereitet und bis zur Annahme oder Verwerfung 
zur Reife gebracht werden ſollen, dieſes unmöglich allezeit vor⸗ 
ſchriftsmaͤßig geſchehen konnte, wenn nicht Die Regel der Stimmen⸗ 
mehrheit dabei in Ausübung gebracht würde. 

2. Ein nad) allen feinen einzelneu Theilen in der engern Bundes: 
verfammlung erörterter und durch Stimmenmehrheit zu Stande 
gebrachier Beichluß-Entwurf Tann allerdings, wenn er die aus: 
genommenen Gegenſtäude betrifft, in Plenum verworfen werden; 
allein er wird nicht Leicht in allen feinen Beftandtheilen und Be: 
ftimmungen Gegenftand des Diffenjes fein, und es dürfte in vor- 
fommenden Fällen nicht felten möglich werben, durch Ausſetzung 
bed einen ober des andern Puncted zur weiteren Verhandlung, 
oder durch einftweilige, von der Mehrzahl noch zugebende Mopi- 
ficationen, im übrigen die Annahme des Beichluß-Entwurfes im 
Plenum zu bewirken. 

3. Die Bundesacte fagt nur: „wo ed auf organifche Ein- 
richtungen ankoͤmmt, kann die Stimmenmehrheit nicht entſcheiden“. 
Sollte diefe Vorſchrift weiter gehen, als auf den Beſchluß, daß 
eine gewiſſe organische Einrichtung zu treffen fei? Sollte fie 
auch auf die ganze Anordnung und Ausführung einer aljo be: 
fchloffenen oder ſelbſt durch die Bundesacte ſchon gebotenen or- 
ganifhen Einrichtung ſich erftreden? Die Unterzeichneten halten 
dafür, Daß nur Die Frage, ob eine folche Einrichtung zu treffen 
jet (fo fern fie nicht durch Die Bundesacte bereits entſchieden ift), 
daß die Beſtimmung ihres Zweckes und ihrer mejentlichen Be- 
ſchaffenheit, durch einmüthige Verhandlung zu entfcheiden, Die 
Anwendung aber der feftgefebten Grundzüge oder Die Ausführung 
der Sache einem befchleunigten und endenden Verfahren nad) 
Stimmenmehrheit anheimzuftellen jei. 

4. Die Bundesacte fagt: „Es joll bei den ausgenommenen 
Begenftänden ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit nicht gefaßt 
werben”, Es kömmt aber bei der gegenwärtigen Erörterung nur 
auf Diejenigen ausgenommenen Gegenflände an, welde vor Das 
Plenum gehören, und in der engern Verfammlung zu einen 
Beichluß-Entwurf bereitd vorbereitet fein muͤſſen. Zu unterſcheiden 

Dritter Theil. 23 
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ift demnach, daß nicht von einer abfoluten Verwerfung eines vou 
der Mehrheit gebilligten Entwurf durch die Minorität Die Nede 
ift, fondern DaB nur das Refultat der Stimmenmehrheit als 
ſolches die abflimmenden Bundesglieder nody nicht verbinden Tann. 
Run ift aber anzunehmen, daß Grundgefeße und organiſche Ein- 
richtungen, welche in der Art verhandelt werden, etwas Wejent- 
liches und Unentbehrliches für den Beftand Des Bundes feſtſtellen 
follen, und was mithin nicht auf's Ungewille ausgeſetzt bleiben 
darf. Die Gründe und Anfichten, welche Einzelne, oder eine 
vielleicht nur geringe Winorität, einer bedeutenden Majorität 
entgegen zu jeßen haben, müfjen auch bereits, nach der im Art. 7 
beftimmten Vorbereitung, im engern Rath hinlänglich erörtert und 
erwogen jein, und es ift anzunehmen, daß die Berathung fo weit 
beendigt ift, DaB fich von einer weitern Verhandlung darüber 
fein andere oder ausgleichendes Refultat mehr erwarten laͤßt, 
weil dieſes ſchon früher bei der im engern Rath fich zeigenden 
BVerfchiedenheit der Meinungen und Abflimmungen verjucht fein 
muß. Dies fann aud) der alleinige und wahre Nußen fein, wes⸗ 
bald der Art. 7 Die gereifte Vorbereitung foldyer Beichluß-Ent:- 
würfe in der engern Verſammlung bis zur Annahme oder Ber: 
werfung vorjchreibt, und woraus denn von jelbft folgt: daß im 
Pleno nachher weiter nit anders, als mit ja und nein, anneh- 
mend oder verwerfend, geftimmt werden Fanı. 

Wenn nun Die wenigern Stimmen von ein Drittel vielleicht, 
haufig nur einzelne Stimmen, den Entwurf verworfen Haben, 
wodurch doch Die bei weiten größeite Majorität eine zu ihrem 
Beitande oder zu ihrer Sicherheit nöthig befundene Gefeßgebung 
oder Einrichtung im Bunde zu treffen beabfichtiget, jo wird, nach⸗ 
dem auch die Gründe und etwaigen Anfprüche folchergeftalt von 
allen Seiten vorher genugfam discutirt worden, Die geringe Minber: 
zahl weder verlangen wollen, Daß darum die Mehrzahl die eigene 
Meinung und Borjchläge aufgeben und die der andern befolgen, 
noch daß fie die, von ihr nöthig beachtete Vorkehrungen ungewiß 
und ausgeſetzt laſſen ſollte. Schon diefe Betrachtung und ber 
unverrüdte Hinblid auf die fortgehende Entwidelung Des Bundes 
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wird Diejenigen Bundesglieder, melde fonft bei der vorherigen 
Discuffton im engern Rath mit den Anträgen und den Abftim- 
mungen der Majorität auch nicht völlig einverftanden waren, 
ſchon ſehr wahrfcheinlich veranlaffen und bewegen, nachher, wenn 
entjchieden über den ganzen Beihluß-Entwurf nur durch Annahme 
oder Verwerfung im Pleno geftimmt werden muß, nicht anf ein: 
zelnen Meinungen zu bebarren und die Sache auf die Spike zu 
ſtellen. SHoffentlih wird ein foldyer Sal alſo nur fehr felten 
eintreten. Indeſſen jcheint es allerdings rathſam, felbft darüber 
zum Voraus fefte Beftimmungen bei der Bundesverfammlung zu 
treffen und dieſelbe erwartet ſolche auch von diefer Commiſſion. 

Damit immer die Bundesverſammlung bei jener Lage ber 

Sache durch einzelne Einwendungen und Widerfprüche nicht ge- 
hindert werde, in nöthigen und nüßlichen Einrichtungen zur Aus— 
bildung der gemeinfamen Verbindung fortzufchreiten, möchten fid) 
Dazu nur zwei Wege darbieten: 

1. die überwiegende Mehrheit befolgt diejenigen Geſetze und 
Ginrihtungen, für weldye ſie durch Annahme des Beſchluß— 
Entwurfs im Pleno ſich erklärt hat, indem fie wiederum 
ihrerjeitd durdy den Widerfpruh der Minderzahl hieran 
nicht verhindert werben fan, und ed würde Dabei nur zu 
unterfcheiden ſein: 

a. in wie weit dergleichen organijche Einrichtungen es zu- 
laſſen, daß einzelne Bundesftaaten ſich Davon ausjchließen 
fönnen, ohne dadurch diefelben zu flören oder gänzlich zu 
hindern. In diefen Fall, und nachdem die Mehrheit 
ſolches geprüft, ift Fein Grund vorhanden, den, wiewohl 
zu wünfchenden, Beitritt der Minderzahl erzwingen zu 
wollen; dagegen auch die zuftimmende Mehrzahl fich nicht 
von Einführung der genommenen Maasregel abhalten 
laſſen dürfte; 

b. find aber die organifchen Einrichtungen, wiewohl Die 
meiften, von der Urt, daß ſich einzelne Bundesglieder, 
ohne Nachtheil aller fibrigen, nicht davon ausſchließen 
dürfen, oder daß jonf die Mansregel im Ganzen nicht 

23* 
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durchzuführen flieht, jo fähe Die Mehrzahl der Bundes- 
glieder ſich freilich in Die Lage gejeßt, nicht ſowohl Die 
Minderzahl, durch einen Beichluß nad) Stimmenmehrheit, 
verbindlich zu machen, als vielmehr fie zur Erfüllung der 
Bundeszwede uud zu ben nöthigen besfallfigen Einridy: 
tungen, wie auch zu ihrer verhältnigmäßigen Theilnahme 
und Milwirfung daran aufzufordern. Letztere aber läßt 
fi) nie verweigern, ſobald man nicht, wenn auch indirecte, 
aufhören will, Bundesmitglied zu fein. 


2. Um mithin die Bundeszwede zu erfüllen, und Die zu deren 
Sicherung und Erhaltung dienlichen Mittel und nötbigen 
Anftalten zu befördern, Fönnen nur proviforiiche Einrichtungen 
durch Bejchlüffe nach gewöhnlicher Regel der Stinnnenmehr: 
heil fo Lange getroffen und fo dem dringenden Bedürfniſſe 
abgeholfen werben, diejelben auch nur einftweilen gelten, bis 
man über die weitere Abfaffung von Grundgeſetzen, ſowie 
über die Entwürfe zu den definitiv anorganischen Einrich— 
tungen, fi) anders gemeinſam vereinbaren fönnen, und wozu 
bereit8 vorher der Verſuch angeftellt und verfehlt fein müßte, 
jo, daß die provijorischen Beftimmangen nur al3 einftweilige 
Aushülfe eintreten dürften. Bei den Beichlüffen bieferhalb 
fann auch nur Stimmenmehrheit al8 Die Regel gelten, und 
die feitherige Praxis bei der Bundesverfanmmlung bat bei 
mehreren wichtigen Gegenftänden, unter andern bei der Comes 
petenz⸗Beſtimmung, ein ſolches proviforisches Verfahren ſchon 
als nüglich bewährt. 

In Anfehung der Ichon beftehenden Grundgejege und or: 
ganiſchen Einrichtungen wird man nur Die angezogene nor: 
mirende Stelle des Art. 7 genau zu befolgen haben, wor: 
nach eine Abänderung, alſo auch jede Einſchränkung, Aus- 
Dehnung oder jonftige Abweichung davon, nicht durch einen 
Beſchluß nach bloßer Stimmenmehrheit zu bewirken fteht. 


5. Was endlich Die jo genannten jura singulorum betrifft, fo 
möchten zur Befeitigung der hieraus zu beſorgenden Hindernifie 
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der Bundeswirkſamkeit, neben der bereits oben berührten näheren 
Erklaͤrung, folgende Vorfchläge dienen: 

1. eine allgemeine Bezugnahme auf befondere Rechte der Ein- 
zelnen, ald Vorbehalt oder Widerſpruch, Fönute nicht flatt 
finden, fondern e8 wäre immer vorher genau nachzumweifen 
und zu erörtern, wie and wodurch biefelben für den einzelnen 
Bundesftaat, als folchen, begründet würden, um von einen 
gemeinfamen Beſchluß eine Ausnahme zu machen, oder da⸗ 
gegen Vorbehalt oder Widerſpruch einzulegen, und fo eine 
nähere Prüfung derjelben, von Bnndes wegen nod) herbei: 
zuführen. 

2. Zur Norm der Beurtheilung wäre dabei anzunehmen: 

a. In allen Nechten und Befugniffen, welche den Staat außer 
ihrem Berhältniß zum Bunde aus andern Beziehungen 
zufleben, und die mit demfelben nicht in Widerſpruch find, 
fönneu fie unftreitig nur wie Einzelne betrachtet und gleich: 
ſam über die Grenze des Bundes hinaus nicht gehalten fein. 

b. Als Mitglieder des Bundes haben unbeftritten alle Deutjche 
Staaten, nad) dem beftimmten Verhältniß, die gleichmäßigen 
Leiftungen und Beiträge zu entrichten, welche zur Erhal⸗ 
tung des Bundes und ald Mittel zu deſſen Zweden für 
nöthig gefunden und beichloßen werden. Nur in fo weit 
näher dargelegt werben koͤnnte, daß jenes richtige DVer- 
hältniß bei der Anwendung auf den einzelnen Staat über> 
fchritten oder verlegt wäre, würde wegen eined ſolchen 
Uebermaaßes von dem einzelnen Mitgliede Einwendung 
gegen den Gejammtbefchluß gemacht werben Fönnen, um 
eine richtige Vertheilung zu verlangen. Es ift jedoch ein- 
leuchtend, wie hierbei nicht der eigentliche Bundesbejchluß 
ſelbſt, als das Mittel zu den angenommenen Zwecken, 
angefochten werben kann, noch bejondere Rechte des Ein- 
zelnen vorhanden fein können, um ſich ohne Trennung 
vom Ganzen denjenigen Verbindlichkeiten zu entziehen, Die 
in gleichen Verhaͤltniß von den übrigen Mitgliedern zur 
Erfüllung der Bundeszwede übernommen werben. Aus 
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biefem Geſichtspunkt wird alſo auch Die Beitragspflichtig- 
feit und die Steuerbewilligung der Bundeöglieber nur zu 
beurtheilen fein. 

. Bon den einzelnen Mitgliedern des Bundes, als jolchen, 
fönnte endlich aber auch etivad Anderes oder Beſonderes, 
als von allen übrigen Bundesftaaten, zum Wohl oder zur 
Erhaltung und Sicherheit des Ganzen verlangt werden 
und dabei läßt es fid) wohl nicht verfeunen, daß, in fo 
weit diefe Forderungen anf einem aültigen Bejchluffe be- 
ruhen und ein Mitglied zu einer ſolchen einzelnen Leiftung 
oder Aufopferung verbunden fein ſoll, vorher oder zugleich 
auch die Rechte deſſelben durch Schadenshaltung, oder 
durd) fonftige Befriedigung, da, wo demjelben daraus er- 
wiejener Nachtheil erwächlt, oder ein eigener Beitrag zu- 
gemuthet würde, zu befeitigen find, und jo lange folches 
noch nicht geſchehen, könnte freilich dem Beſchluſſe durch 
Stimmenmehrheit in fo weit das Recht des Einzelnen ent- 
gegen gejeßt werben. 

Indem die Unterzeichneten gegenwärtiges Gutachten der 


hohen Bundesverfammlung übergeben, fönnen fie ſich nicht ent- 
halten, den auf ungehinderte Verfolgung des Bundeszweckes ge: 
gründeten Wunfch zu äußern, es möge demnädjft ald Grundfag 
angenommen werben, daß für organiſche YBundeseinrichtungen 
überhaupt, da fie ohnehin nur Folgen beftehender Grundgefeße 
fein Tönnen, die definitive Entjcheidung durch eine auf zwei Drit- 
theile der Stinnmen beruhende Mehrheit zu faljen fei. 


Uebrigeng geben fie anheim, über Diejes Gutachten Inſtruction 


einzuholen, folches aber einftweilen als PBroviforium, bis zur 
definitiven Entjchließung, auch unter Vorbehalt Der nach einge 
gangenen Snftructionen, oder etwa jonft zu bejchließenden Ab- 
änderungen oder Zufäße, in etwa vorkommenden Fällen in An- 
wendung zu bringen. 


Frankfurt den 21. Juli 1819. 
Graf von Buol-Schauenftein. Goltz. 
Eyben. Pleſſen. Berg. 
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Diefer Bericht iſt wörtlich in der Sikung vom 29. Suli 
1819 $. 155. Fol. 406-475 aufgenommen, Daran fchließen ſich 
dann S 475—477 die Abftimmungen, wie folgt: 

Schon bei Stellung des Antrages wurde von dem wuͤrttem⸗ 
bergifchen Gejandten ald feine individuelle Meinung hervorge⸗ 
hoben, daß in dem Artikel 7 der Bunbesacte Die Entſcheidung 
durch Stimmenmehrheit, ſowohl in der engern Berfammlung, als 
aud) im Pleno, ald Regel, jedoch mit dem Unterfchiede ange 
nommen ſei, daß in der erfteren die abjolute, in dem Pleno aber 
nur eine auf zwei Drittel der Abftimmungen beruhende Mehrheit 
entſcheiden könne. 

Als Ausnahmen aber von dieſer Regel wurden betrachtet: 

1. die Annahme oder Abänderung der Grundgeſetze des Bundes; 
2. die organiſchen Bunbes-Einrichtungen; 

3. die jura singulorun ; 

4. Religiond-Angelegenbeiten. 

Ueber Angelegenheiten dieſer Art folle, weder in der engern, 
nod) in der Plenar-Verfammlung anders ald durch Einhelligkeit 
ein Beichluß gefaßt werden Fünnen, 

Es jei weder das Nachtheilige folcher, die Ausbildung des 
Bundes bemmenden Schranken, noch das Bedenkfliche, was Das 
Einreißen derfelben mit ſich führe, zu verkennen, Die Aufgabe jet: 
die rechte Mitte zu finden. 

Ohne in die Materie felbit jebt ſchon tiefer eingehen zu 
wollen, fcheine es indeflen zunächft auf eine jehr vorfichtige und 
genaue Begriffs-Beſtimmung anzufommen, was denn eigentlich 
unter Grundgeſetzen, unter organischen Bundes-Einrichtungen und 
unter juribus singulorum verftanden werden jolle? Denn nichts 
Verderblicheres dürfte wohl gedacht werden, als eine Zweideu⸗ 
tigkeit in Diejen Beftinnmungen, welche dazu führen könne, daß 
für die Anträge der Einen Einhelligfeit, für die der Andern ab- 
folute Mehrheit zum Beſchluſſe Darüber gefordert werde. 

Um die Entjcheidung diefer wichtigen Angelegenheit vorzu- 
bereiten, jcheine e3 zwei Wege zu geben, Die beite zum Diele 
führen könnten; entweder die an Die Regierung zu richtende Bitte, 
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ihre vorläufigen Anfichten über den Gegenftand (Abftimmungen 
würden nur hemmen) der Bundesverfammlung zur Zuſammen⸗ 
ſtellung und Prüfung mittheilen zu wollen, oder Niederjebung 
einer Commiſſion, welche den Auftrag ertheilt, den ganzen Gegen- 
fland, namentlich aber jene drei Fragen, in vorläufige Berathung 
zu nehmen, das Rejultat derjelben aber der Bundesverfanmlung 
ald Grundlage zupörderft ihrer eigenen Prüfung und dann auch 
der förmlichen Inſtructions-⸗Einholung vorzulegen. 

Baden äußerte fih dahin: Der Artikel 7 der deutſchen 
Bundedacte fpricht Far und deutlich, ſowohl für die engere Ver⸗ 
jammlung, als für das Plenum, die Stinnmenmehrheit als ent- 
Icheidende Norm für die von der Bundesverfammlung zu faffenden 
Beſchlüſſe aus, und nur aus zarter Schonung, um al’ und jeden 
Schein, als wolle die Bundesverfammlung in die innere Admi⸗ 
niftrations- Angelegenheiten der den Staatenbund bildenden fou- 
veränen Staaten fich einmifchen, oder ihren als foldyen zuftehenden 
Gerechtſamen zu nahe treten, weichet er bei Annahme oder Ab: 
änderung von Grundgeſetzen, jowie, wo es auf organische Bundes- 
Einrichtungen, ald auch) auf jura singulorum oder Religiond-An- 
gelegenheiten anfonmt, von der angenommenen Regel ab, und 
Icheint Die Webereinftimmung aller Stimmen zu verlangen. 

Unumgänglidy nöthig ift es alfo, Daß dieſe bier jo eben an- 
geführten Ausnahmen von der Negel, die, ihrer nur generell be 
zeichneten Faſſung wegen, noch jo mancher verjchiedenartiger 
Deutungen empfänglich find (jo ſchwierig auch bie Doch immerhin 
lösbare Aufgabe fein mag) eine nähere Beſtimmung erhalten 
mögen, um nicht als eine, wo nicht jchädliche, Doch immerhin 
verzögernde Hemmfette, der Beförderung des allgemeinen Wohles 
zu entgegnen und ald Vorwand, zur Behinderung der wohlthä- 
tigften Einrichtungen in dem Bunde, gebraucht werden zu Fönnen. 

Wenn die hohen Stifter des dentjchen Bundes in ihm ein 
Mittel erblickten, das, durch die eijerne Hand des Schickſals fo 
hart geprüfte Deutjchland aus feiner Zerrüttung wieder aufzu- 
richten, und durch Die, in allen Artikeln der Bundesacte, Dem 
gemeinfamen Baterlande verhbießene Wohlthaten, Die früher 
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geſchlagenen Wunden zu heilen, jo ging ficher eben fo ihre Mei- 
nung dabin, daß der todte Buchftabe auch wirklich in das Leben 
trete, 

Diefer Uebergang nun fcheint, unter jo manchen Berückſich⸗ 
tigungen, zum dringenden Bedürfnifje geworden zu fein, infofern 
dieſe hohe Verſammlung den ihr durch Die Bundesacte felbft 
übertragenen Berbindlichkeiten Genüge leiten und den Stand⸗ 
punct mit Kraft und Würde behaupten will, der ihr angewiejen 
if. Der Gejandte trägt demnach darauf an, ungejäumt eine 
Commiſſion aus der Mitte diefer hohen Verfammlung zu erneunen 
und ihr den Auftrag zu ertheilen, einen Vortrag (als vorbe: 
teitenden Leitfaden zur Inſtructions-Einholung von dem refpectiven 
höchſten Gommittenten) über folgende Gegenftände zu erftatten, 
als naͤmlich: 

1. welche Gejeße ald Grundgeſetze des deutſchen Staatenbundes 
zu betrachten find, 

2. was unter organischen Bundes» Einrichtungen zu verftehen 
ei, und 

3. welche Berechtigungen unter den, von jeher zu jo verjchieden- 
artigen Anfichten Anlaß gebenden juribus singulorum als 
jolche hierbei anzunehmen wären. 

Dänemarf bemerkte aber jehr richtig: Es ift befannt, Daß, 
jo oft auch, feit beinahe 200 Sahren, man ficy mit Diefem 
Gegenftande, und namentlich mit Audmittelung eines genauen 
Begriffes des juris singulorum bejchäftiget hat, man fletd auf 
Hindernifje geftoßen ift, an denen die Feftftellung des Begriffes 
ſcheiterte; es fcheint mir daher nicht zwedmäßig, Die Anfichten 
und Weiſungen unferer höchften und hohen Kommittenten früher 
einzuholen, als bis wir im Stande fein werben, ihnen jowohl 
die gegenwärtig beftehenden Hinderniſſe, ald die Mittel und Wege, 
durdy welche ſolche gehoben werden Fönnen, zu ihrer Entſcheidung 
vorzulegen. 

Aus demfelben Grunde aber jeheint e8 mir auch nicht rathſam, 
jelbft ber zu erwählenden Commiſſion vorzufchreiben, wie weit 
fie in ihrer Arbeit geben fol, und über welche Gegenflände fie 
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ich, Daß es ihr zu überlaſſen jein werde, zu beurtheilen, wie weit 
fie in ihrer Arbeit wird vorjchreiten können, oder wo fie, derfelben 
eine Grenze jeßen zu müſſen, glauben werde. 

Die Mehrheit der Stimmen vereinigte fih darauf zu dem 
Beichluffe: 

1. daß die in dem bier erflatteten Commiſſions⸗Gutachten 
zur nähern Beftimmung, Erläuterung und Ergänzung der Art. 6 
und 7 der Bundesacte gemachten Anträge und Vorfchläge den 
höchſten Höfen und Negterungen vorzulegen wären, um mit Ihren 
Snftructionen über deren Annahme, wie auch Über die etwa fonft 
noch gemwünjchten Abänderungen oder Zuſätze, bei der Wieder: 
eröffnung der Sikungen zur Beſchlußnahme verjehen zu ſein; 

2. daß jedoch inzwifchen in etwa vorkommenden nöthigen 
Fällen bei organischen Einrichtungen die Bundesverfanmlung 
nach Anleitung der in Antrag gebrachten Beflimmungen zu ver: 
fahren und jolche bis dahin nach Doctrineller Unslegung und der 
bisherigen Hebung zur erforderlichen Aushülfe in Anwendung zu 
bringen habe, 

Baiern jedoch gab die ausdrüdliche Erflärung zu Protocoll, 
daß e8 auf eine proviſoriſche Verfügung der Feſtſetzung eines 
zwilchenzeitigen Verfahrens, wodurch die Beſtimmungen des Art. 7 
ala Bundesacte abgeändert oder bejchränft werben wollten, durch⸗ 
aus nicht eingehen Fönne. 


v. Wangenheim meint nun, daß der obige Beſchluß durch⸗ 
aus gegen Preußen in der anhaltiichen Streitigfeit ſpreche. 

Es zeigte ſich allerdings in der ganzen Angelegenheit von Anfang 
an bei den Mitgliedern der Bundeöverfammlung eine Hinneigung zu 
den Anſichten von Wangenheim's gegen die preußifchen Argu- 
mente. Lebterer meinte noch im Jahre 1849, Daß es doch zu 
weit gebe*), wenn die preußifche Regierung nach den Verband: 
ungen am Wiener Congreſſe, insbefondere nach den Erklärungen 


*)N.00D.6 1. 
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in der 29. Sitzung deſſelben“), nad) dem Plenarbeſchluſſe ber 
Bundesverfammlung vom 3. Auguft 1820 und nah dem licht: 
vollen Vortrage des Referenten in der anhalt-töthenjchen Streit- 
jahe**) noch die Behauptung, Daß Die geforderte Feftftellung 
der unmittelbaren Ausführung der Scifffahrtsfreiheit und deren 
Unabhängigkeit von den Douanenſyſtemen der Uferflaaten vor 
und außer dem Laufe der angeführten Verhandlungen geradezu 
und mit größter Beharrlichfeit abgelehut worden ſei, und Daß 
mit der Aufnahme jener in Wien beliebten Keftitellung in dem 
Plenarbeichluffe vom 3. Auguft 1820 und durch die Verweilung 
auf den 111. Xrtilel der Bundesacte nichts geſchehen fei, ala 
eine erneuerte Sanctionirung des fchon früher Stipulirten. 

Gewiß ließe fich Die bei den Wiener Conferenzen flattgefuns 
dene Aeußerung (30. und 33. Sigung) jo erklären, und daß fie 
diejen Sinn gehabt haben möge, ließe fich auch von der oft er- 
probten Bähigfeit der preußiſchen Cabinetspolitik im Feſthalten 
unhaltbarer, ihrem beſonderen Jutereſſe aber zuſagender Anſichten 
wohl erwarten. Dahingegen müſſe auch zugegeben werden, daß 
mit dem guten Glauben derjenigen, deren Bedenken durch jene 
Erklärung als gehoben dargeſtellt wurde, ein trügerijches vor 
Bott und Menſchen nicht zu rechtfertigendes Spiel getrieben 
worben jei. Wenn man auch zugeben könnte, Daß das preußifche 
Sabinet von allem Anfange an, außer dem stat pro ratione vo- 
luntas, irgend einen ftichhaltigen Grund jemals angeführt hätte, 
jo hätte die Bundesverfammlung zur Aufrechthaltung der ihr, 
als Organ des Willens und Handeln des Bundes, gebührenden 
Achtung wach allen jenen Verhandlungen und Vorgängen, er: 
warte, je fordern könne, daß es feine Anficht mit neuen Gründen 
ftüßen werde. 

Wangenheim tadelt die Bundesverfammlung, daß fie nicht 
diefe auf die bloße Anzeige bin: die Freiheit der Flußſchifffahrt 
befonders ihr Butachten zu geben haben wird; vielmehr glaube 








*) Bd. II, ©. 566. 
+) ©. 236 ff. 
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jei irgendwo in Deutjchland nicht bergeftellt, dafür forgte, 
diefe Freiheit herzuftellen, und Jchließt mit einem ſehr herben Ta⸗ 
del der Berfahrungsweile Preufend. 

Die Angelegenheit ift aber nach unterer Meinung anders zu 
beurtheilen. Die Schuld, daß ſolche Yuftände, wie fie in den obigen 
Langen Berhandlungen zu Tage treten, überhaupt beftanden, lag in der 
Ungeneigtheit der fämmtlichen Regierungen Deutſchlands, den 
Artikel 19 der Bundesacte zu vollziehen*). Es fag in dem Be: 
fireben Defterreich8 und der ſüddeutſchen Königreiche, der auf 
wachſeuden Größe Preußen! auf jedem Gebiete Hinberniffe in 
den Weg zu legen. Nichts wurde von jenen Seiten mehr ge: 
fürchtet, al8d eine Präponderanz Preußens über die Fleineren und 
mittleren Staaten Deutjchlands in Handeld: und BZollfachen. 
Da wurde der Herzog von Anhalt:-Köthen, vor Kur: 
zem zur katholiſchen Kirche übergetreten, durd den 
öfterreihifchen General-Conſul Ad. Müller zu Leipzig 
aufgehest und in feinen Anfprühen beftärft, um dem 
neuen BZollfuftem Preußens, welches Die Grundlage 
des deutſchen BZollvereins bildete, im Entftehen die 
größten Schwierigkeiten in den Weg zu legen. Preußen 
aber beharrte feft auf jeinem Syſtem, und batte um jo mehr 
Recht, als der damalige auhalt-köthenſche Herzog in tadelns: 
würbigfter Weiſe jeine Souveränitätsrechte benußend, einen ſchaͤnd⸗ 
lichen Schleichhandel in Anhalt begünfligte, der nicht allein 
fein eigenes Land, jondern auch Die angrängenden preußifchen 
Gebiete zu demoralifiren drohte. Schon hatten die Engländer 
ihre Augen auf dieſes günftige Depot ihrer Waaren gerichtet, 
um es zu benußen, wie fie Krafau bis zum Jahre 1847 aus: 
beuteten. 

Gerade in dieſer Angelegenheit zeigte fich Die ganze Mifere 
der Kleinſtaaten im auffandften Lichte. Statt daß der Herzog 
von Anhalt:Köthen das wahrhaft nationale Beftreben Preußens, 


*) Vergl. Bd. I, ©. 457. 
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ih von der englichen Tyrannei auf volfswirtbichaftlichem Gebiete 
zu befreien, was zugleich ganz Deutichland zu Gute Tommen 
mußte und gefommen ift, jofort zu unterflügen, jo weit an ihm 
lag, vermeinte er die Intereſſen einiger anhaltiicher Kaufleute und 
englijcher Zwiſchenhaͤndler aufrecht erhalten und für Proceute 
einiger Beamten forgen zu müfjen, und den allgemeinen Snterefje 
von 20 Millionen Norddentichen entgegentreten zu Eönnen! Aber 
auf dieſem Gebiete der Fürforge für das materielle Wohl feines 
Volkes verftand Friedrich Wilhelm IL. feinen Scherz, und bier 
verfingen auch Cinfchüchterungen mit geheimen Verbindungen 
und Berfchwörungen nichts. Dennoch war man am Bundestage 
“auf beſtem Wege, Preußen große PVerlegenheiten zu bereiten. 
Biel trug Dazu bei, daß fid, dort eine Partei unter Führung 
von Wangenheim’3 gebildet hatte, welche dahin firebte, neben 
Defterreichh und Preußen, eine dritte Macht aus der engeren 
Vereinigung der mittleren Staaten berzuftellen. Diejes Be- 
fireben war jedody zugleidy eine Der Urſachen, weldhe 
Defterreich bedenklich machten, ferner gegen Preu— 
Ben in Diefer Angelegenheit zu wirken Weiter 
wirften aber die Erwägung, daß man Preußens 
Stimme auf den Congreſſen nothwendig gebrauchte, 
daß man feinen guten Willen für Die politijchen 
Berfolgungen durchaus nicht entbehren Fonnte; 
endlidh die Furcht, Daß die von den Neferenten in 
der anhaltinifhen Beſchwerde geltend gemadten 
Principien und Interpretationen der Bundesgrund- 
gejeße die ganze metternichſche Theorie in Bundes: 
ſachen trog Garlöbader und Wiener Gongreßbe- 
ſchlüſſen über den Hanfen werfen Eönnte. 

In diefer Beziehung koͤnnte man ed bedauern, daß fein Be⸗ 
ihluß der Bundesverfammlung in Diefer Angelegenheit erfolgte. 
Wäre nur die moralijche Seite der anhaltinifchen Beſchwerde 
nicht jo überaus kläglich gewejen, und hätten auf anderer Seite 
nicht zu bedeutende Intereſſen auf dem Spiele geftanden ! 
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Auf jene Prineipien müſſen wir aber im Schluß-Kapitel die: 
ſes erjten nit dem Sabre 1824 endenden Buches genauer zurüd: 
fommen. 


Fünfzehntes Kapitel, 


Yie Militär-Angelegenheiten des deutſchen Yundes in ihrem Sortgange, 
(efr. Bd. I. S. 597 ff.) 





Wir nehmen nun die im jechsten Kapitel abgebrochenen 
Militär-Angelegenheiten wieder auf. 

Der Entwurf der erften fünf Abtheilungen einer Bundes: 
Kriegäverfaflung war abgefaßt und am 12. October 1820 vertheilt 
worden und jollte Binnen acht Wochen zur Berathung geftellt 
werden. Insbeſondere aber follten Anftructionen erbeten werben 
wegen Erleichterung der mindermädtigen Staaten und zugleich 
über den Entwurf eines allgemeinen Cartells. Die Anftructionen 
gingen aber nicht ein und jo hatte Die Commiſſion Zeit, den 
volftändigen Entwurf einer Kriegsverfaffung vorzulegen (14. Fe⸗ 
bruar 1821). 

Indeſſen Hatten ſich bereits am 22, Februar 1821 für die 
Annahme der in dem erften Entwurf enthaltenen XXIV. Artifel 
im Allgemeinen bBeiftimmend ausgeſprochen, und jechs Stimmen 
das Protocol offen behalten, jo daß das Prafidium zur baldigen 
Abſtimmung fchreiten zu können glaubte). 

Da trat zuerft in vertraulicher Sitzung vom 23. März 1821 


— —— 


*5) Mir übergehen auch Hier die aus den öffentlichen Protocollen be: 
fannte Details. 
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ber herzoglich-oldenburgiſche Geſandte mit einer Erklärung auf, 
welche folgendermaßen Tautete: 


Holſtein-oldenburgiſche Erklärung 
über die Entwerfung einer Kriegsverfaſſung des deutjchen 
Bundes, 

Seine Durchlaucht, der Herzog, jehen mit patriotifchem Eifer 
jeder Entwidelung der zum Bunde gehörenden Verhältnifje eut⸗ 
gegen, und halten Ihre Mitwirkung dazu für für eine der we⸗ 
tentlichiten Regentenpflichten, Die Sie zu üben berufen find. 

Hochdieſelben haben in der Militärverfaflung des deutjchen 
Bundes ein feſtes Band feiner Einheit erkannt, jo wie ben edel: 
ſten Zweck: den der Vertheidigung eines glüdlihen und gelichten 
Baterlandes, In Diefem Sinne find denn auch ale, zum Vor— 
trage gelommenen, dahin gehörigen Vorfchläge von Sr. herzog- 
lichen Durdlaudht geri entgegen genommen worden, und Sie 
fühlen innig, daß die Militär:-Einrichtung als Mittel hinreichend 
jein müffe, um nicht ohne Zwed zu fein; aber auch nicht drückend 
jein dürfe, um nicht den Wohlſtand des Landes zu untergraben, 
und dieſes außer Stand zu feßen, im Augenblicke drohender Be- 
fahr angemeſſene Anftrengungen zu machen; und enblich, weil der 
Wohlſtand der Unterthanen der Neichthun ber Staaten ift, und 
jene nur im Gefühle des eigenen Glückes freudige und fichere 
Bertheidiger find. 

Es iſt daher Sr. herzoglichen Durchlaucht angelegener Wunfch, 
daß bei den Leiftungen nicht bloß das arithmetifche Verhältniß 
zur Bevölferung berüdfichtigt werde, ſondern ein geometrijches, 
weldyes feine Ausgleihung in ber Art der Leiftung fände. In 
der That ift die Bevölferung Fein untrügliches Maaß der Größe 
oder der Möglichkeit der Leiftungen. Se. herzogliche Durchlaucht 
fehen bei der Aeußerung dieſes Wunſches weniger auf Sich, als 
auf dad Ganze, und jo wie Sie in Ihrem Verhältniffe gern 
Ihrem Lande jede Erleichterung angedeihen lafjen, jo werben 
Sie Sid, freuen, wenn Sie im Stande fein follten, den Staaten, 
die eine geringere Bevölkerung haben, jene ebenfalld zu verjchaf: 
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fen. Sehr wichtig jcheint e8 Daher Sr. Durchlaucht, daß auf 
eine mögliche Erleichterung zur Zeit des Friedens Rückſicht ge- 
nommen werben möge. Es ift Sr. Durchlaucht, Dem Herzoge, 
der Entwurf zur Kriegsverfaſſung des Deutfchen Bundes vom 
15. Februar dieſes Jahres vorgelegt worden. Eine bloße Zu- 
jammenftellung jeines Datums mit dem heutigen, und die Berüd- 
fihtigung der Entlegenheit der Derter wird ergeben, daß Die Zeit 
nicht geftattet Hat, ſolchen mit einer der Wichtigfeit des Gegen⸗ 
ftandes angemefjenen Aufmerkſamkeit zu prüfen, noch Die geäußer- 
ten Grundfäße und Winjche darauf anzuwenden, am wenigften 
aber zu erwägen, ob bier der Fall des Artikel XII und XIV der 
Schlußacte vorhanden fei. Eine bereit8 vorhandene Abftimmung 
St. föniglihen Hoheit, des Großherzogs von Baden, zeigt die 
fih ergebenden ernften Bedenklichkeiten, und Se. Durdlaudit, 
der Herzog, treten der erwähnten Abftimmung in Diefer Rückſicht 
vollfommen bei, nur ſcheint Shnen das gewählte Auskunftsmittel, 
bei gänzlicher Anerkennung der guten Abficht, nicht ohne einen 
Rückblick auf das Grundgejeg ſelbſt und die darin enthalten Dis- 
pofitionen erfolgen zu dürfen; dieſer Rückblick aber hindert Se. 
Durchlaucht, jener Abflimmung in allen Stüden beizutreten. Sie 
glauben vielmehr bei dem Wunfche, der Militär-Einrichytung eine 
jchnelle Ausbildung zu fichern, jo wenig gegen Die Vorſchriften 
der Bundesacte ald gegen die Wünfche und ſelbſt das Bedürfniß 
ber einzelnen Staaten anzuftoßen, daß es am ficherften zum Biele 
führen würde, wenn beliebt würde, auf Drei Jahre einen tranfi- 
toriſchen Zuftand einzuführen, während deſſen nad) den bereits 
vorgekommenen Anträgen 


1. das Gontingent auf Eind vom Hundert anzunehmen fein 
wide, und 

2. die Rejerve — zur Gompletirung des Gontingents be 
ftimmt — eingeübt, aber nicht organifirt, zu ein Halb vom Hun- 
dert der Bevölkerung, 

3. das Verhältnig der Waffenarten würde dahin beftimmt, 
daß Itel oder allenfalld Itel des Contingents an Cavallerie, und 
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2 Stüde Artillerie auf 1000 Mann, und 36 Manı auf das 
Stüd, aus der Zahl des Contingents geftellt würde; 

4. Die Regierungen würden ſich verpflichten, ven mobilen 
Stand der vorhandenen Corps binnen ſechs Monaten, den der 
neu zu errichtenden aber binnen Sahresfrift, oder, falls folches 
thunlich fein follte, früher nachzuweiſen; 

5. während des vorgeichlagenen Zeitraums von drei Jahren 
würde der vorgelegte Umriß zum ftehenden Plan ausgebildet; 
wobei die Erfahrung über das Nuͤtzliche und Mögliche des Vor: 
ſchlags abiprechen, und der einzelne Staat ruhig jene Zeit ers 
warten würbe, der auf einem andern Wege und bei der bejorg- 
ten oder gefühlten Unmöglichkeit der Leiftung fich nicht beruhigen 
dürfte. 

Seine herzogliche Durchlaucht jchmeicheln fi, in obiger 
Heußerung ihren ungejchwächten Eifer an den Tag gelegt zu 
haben, und bei einer übrigens individuell abweichenden Meinung 
fowohl über den Gang des Geichäfts felbft, als auch die anzu- 
wendenden bundesgemäßen Formen, noch Eräftigere Mittel zur 
Erreichung des vorliegenden Zwecks nachgewiejen zu haben. 

Ein Rüdblid auf die verfloffenen Jahre zeigt die Lande des 
Herzogs in des Feindes Hand; und noch find die Damals ge- 
Ichlagenen Wunden nidyt vernarbt, Die Hülfsquellen dagegen 
theils geraubt, theils verfiegt. So ernfl nun aud) die Lage des 
Landes bei den nicht Fleinen Opfern ift, Die erfordert werden; 
jo willig wird Die Leiſtung des Nöthigen geſchehen. Strenge 
Prüfung bleibt indeſſen des Negenten Pflicht, und gewiß mit 
Beifall des Bundes, 

Hierzu erftattete der Gefandte (von Berg) folgenden Vor⸗ 
trag: 

Ich Habe die Inſtructionen Seiner herzoglichen Durchlaucht 
von Holſtein-Oldenburg über den Entwurf einer Kriegsverfaſſung 
des Bundes in ihren allgemeinen Umrifjen und wefentlichen DBe- 
flimmungen erhalten, und bin angewiejen worden, biefer hohen 
Verſammlung zuvörderſt in vertraulidder Sikung die Gründe 
vorzulegen, nach welchen Seine berzogliihe Durchlaucht den Ge 

Dritter Theil. 24 
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genfland, jo wie er vorläufig dDaltegt, zu einer Annahme nicht 
geeignet finden. 

Im Allgemeinen fol ich mit gewohnten offenen Vertrauen 
bezeugen, daß, nad) Seiner berzoglichen Durchlaucht Anficht, bei 
ber vorliegenden Militär-Ginrichtung nicht die entferntefte Gleich⸗ 
heit bei einem bloß arithmetiſchen Scheine beobachtet worden. 
Große Staaten entwideln große Streitkräfte für ihr eigenes po- 
litiſches Anſehen und für ihre Sicherheit; beides ift ein Staatszweck, 
der wohl der Anftrengung werth ifl. Schwerlich wird aber der, 
der mit gleicher Anftrengung einige Tauſend ober einige Hundert 
Streiter ftellt, einen jener Bwede erreichen; feine Leiſtung iſt 
daher eine bloße pajfive Pflicht, keine Selbftbefriedigung. Allein 
auch dieſes, wenn es gleich eine große Hauptſache ift, ift noch 
nicht Alles. Jedem muß es einleuchten, daß einige Taufend 
Mann das Opfer eines Augenblids werden können; Dagegen if 
gleiches Unglüd bei den großen Maſſen nicht zu befürchten. 
Hier fteht die Möglichkeit anders, als dad arithmetiſche Verhält- 
niß, und was vom Gejammtverlufte gilt, gilt vom theilwetjen 
Berlufte, von der individualität und vom Erſatze. Diejer lebte 
Punkt ift wiederum den Mindermächtigen viel theurer, und früher 
unmöglich, als den Märhtigern. Seine herzoglide Durchlaucht 
find Daher der Meinung, daß, nach allen Rüdfichten des Nechts 
und der Billigfeit, die Eleineren Contingente Bloß auf Stellung 
der Infanterie anzuweiſen wären, oder, im Außerften alle, auf 
Erfah der Reiterei durch erhöhte Infanterieftellung. 

Wenn nun unter dieſen Anfichten der Bund aufgefordert 
wird, über feine Kriegsverfaſſung auszufprechen; wenn Dieje 
Kriegsverfaflung, den 15. Februar dieſes Jahres abgefaßt, Faum 
in den Händen der Bundesglieder ift, und fie in der Unmöglich— 
feit find, mit ihren Mitftänden Rückſprache zu nehmen, und Die 
vorgelegten wenigen Beflimmungen durch eine ganz neue Ausle 
gung des Artikeld 7 der Bundesacte und der Wrtifel XII u. XIV 
der Schlußacte die Bundesglieder um die wirhtigfte Befugniß 
der gejfammten Bundesacte bringen follen: jo mußte Died, von 
dem gewohnten Gefchäftsgange abweichende Verfahren Billig einen 
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tiefen @indrud auf Seine herzogliche Durchlaucht machen, wel- 
hen Sie umfonft zu verbergen fuchen würden. Nur mit Be 
dauern jehen Hödftfie Sich in dem Falle, unummunden Shre 
Meinung jagen zu müffen. 

Der Artikel XII der Schlußacte nennt deutlich Die organi- 
ſchen Einrichtungen als jolche, wozu die Einhelligfeit nothwendig 
ift, und, wenn im Artifel XIV gejagt wird: 

„was indbejondere Die organifchen Einrichtungen betrifft, jo 

muß nicht nur über die Vorfrage, ob ſolche unter den ob- 

waltenden Umflänten nothwendig find, fondern auch über 

Entwurf und Anlage derjelben in ihren allgemeinen Umtif- 

jen und wejentlichen Beftimmungen, im Plenum und durch 

Stimmeneinhelligfeit entfehieden werden” — 
wenn zu den wejentlichen Beilimmungen einer Militärverfaffung 
gehört, daß fie 

1. eine beſtimmte und nicht willkührlich zu überjchreitende 
Größe habe, 

2. daß ald Erſatz an junger Mannſchaft nur das zu Ieiften 
begehrt werde, was dem Vorhandenen angemefjen ift, 
und 

3. die Geldleiftung ausgefprochen werde und erfchwinglich 
jei, auch alle Zweige des Dienftes befafle, indem es voll: 
fommen unmöglidy ift, nicht vorhergejehenen Forderungen 
Genüge zu leiften; 

ſo glauben Seine herzogliche Durchlaucht nachgewieſen zu haben, 
Daß der Entwurf einer Kriegsverfaflung ded Bundes die nöthige 
Volftändigfeit nicht bat, und daher noch nicht, Dem 7. Artikel 
der Bundesacte gemäß, zu derjenigen Reife gebracht ift, welche 
erfordert wird, um dem Plenum zur Annahme oder Verwerfung 
vorgelegt zu werben. 

Seine herzogliche Durchlaucht überlaffen Sich gern ver Hoff: 
nung, daß dieje wichtigen Gründe bei diejfer hoben Verfammlung 
den gewünfjdhten Eingang finden werden. Sollte aber viejes 
dennoch nicht der Kal fein, fo Bin ich befehligt, in der engern 
Berfammlung die Abflimmung zu Protocoll zu geben, welche id) 

24* 
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bier vorerſt vertraulidy mittheile, und zugleich Seiner herzog— 
lichen Durchlaucht Üeberzeugung an ven Tag zu legen, daß der 
Entwurf, jo wie er vorläufig daliegt, zu einer Annahme fid) 
meht eigne. 

Seiner herzoglichen Durchlaucht würde es höchſt angenehm 
fein, wenn Sie im Stande gewejen fein follten, in Ihrer Ab: 
ftimmung eine Auskunft anzuzeigen, weldye, ohne Umftoßung des 
kaum Eingerichteten, denjelben Endzweck zu erreichen im Stande ift. 

Wenn unter den vorgeſchlagenen Beftimmungen, ald Verſuch, 
ein Befchluß auf drei Jahre angenommen wird, fo Bin ich auto- 
rifirt, ſolchem beizutreten; im entgegengejekten Falle aber Seiner 
Herzoglihen Durdylaucht abweichende Meinung zu erflären, ed 
jei in der engern Verfanmlung oder im Plenum. 

Das Prafiviun zeigte hierauf an, Daß es durch Die erbetene, 
vorläufige Mittheilung in den Stand gejeßt worben jei, Die In— 
ftruftionen Seiner Herzogliden Durchlaucht von Holſtein-Olden⸗ 
burg in nähere Erwägung zu ziehen und daß es feine Anfichten 
und die darauf gegründeten Anträge in dieſer jo wichtigen als 
dringenden Angelegenheit vorzulegen nicht verjäume, mit dem 
Wunſche, daß and) diefe Mittheilung dazu beitragen möge, Die 
noch obwaltenden Anftände als im vertraulichen Wege zu heben. 

Ich fühle mich verpflichtet und glüdlicher Weile im Stande, 
Diejenigen Gründe, die der herzoglicdy = holftein »oldenburgifche 
Gefandte, in Gemäßheir der nach gefaßten Beſchluſſe Der 
Plenarverfammlung erhaltenen Sinftruction ſeines höchſten 
Hofes, zuvörderſt in vertraulicher Sißung hat darlegen wollen, 
auf eine Art zu beantworten, die hoffentlich Darüber, daß fie Die 
Nicht: Annahme des Entwurfes einer Kriegsverfaſſung in ihren 
allgemeinen Unriffen und weſentlichen Beſtimmungen auf 
feine Weiſe rechtfertigen können, nicht den mindeften Zweifel übrig 
laffen wird. 

Menn Seine Herzogliche Durchlaucht zuvörderſt im Allge- 
meinen Sich für überzeugt hält, daß in der vorliegenden Militär: 
Einrichtung auch nicht Die entferntefte Gleichheit bei einem bloß 
aritbmetifhen Scheine beobachtet werde, jo Tann ich e8 vor 
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der Haud ganz dahin geftellt fein laſſen, ob die bundesgeſetzlich 
angenommene Matritel ſich mit Recht oder mit Unrecht auf die 
Seelenzahl bafire, und ob für eine künftige definitive Matrikel 
eine andere und beſſere Grundlage (jo mangelhaft vie der bloßen 
Devölferung auch jein mag) je werde gefunden werben könne. 
Es wird vielmehr genügen, daran zu erinnern, Daß jene indivi⸗ 
duelle Anficht, follte fie au von Mehreren getheilt werden, fo 
lange feinen practifhen Werth und Folge haben Eöune, fo 
Lange die Matrifel jelber gejeßliche Kraft behält und Die Begriffe 
vom formalen Rechte und defien rehtlihen Wirkungen ge- 
börig unterfchieden werden. Es hat fich wenigftens gegen dag, 
was ich über dieſen Gegenftand in der lebten Sibung, den Bor: 
trag des koöniglich⸗baieriſchen Gejandten einleitend, ausſprach, Feine 
einzige Stimme erhoben, und wenn ich mich nicht auf unerhörte 
Weiſe felber täufche, Tonnte ſich auch feine Dagegen erheben. Ich 
wiederhole, was ich Damals, in Beziehung auf die von einigen 
Seiten ber begehrten Erleichterungen, welche immer nur Aus: 
nahmen von der Regel herbeiführen, fagte: 


„Das Maaß aller Leiftungen ift für jeden einzelnen Bun- 
desftaat in der auf Bevölkerung bafirten Matrifel ausge 
ſprochen. Das Gejeß fordert, wie für Geldleiftungen, fo 
auch für Mannjchaftsftellung, den matritularmäßigen Beitrag 
jedes Einzelnen; in der Mannjchaftsftellung find aber alle 
Woaffengattungen begriffen; jeder muß alfo dieſe Waffen- 
gattungen nach der Matrifel ftellen. 


„Diefe Regel muß, weil die Matrifel, in welcher fie feft- 
gejeßt worden, zum forınalen Rechte geworben ift, ald Regel 
jo Tange feftgehalten, und das Maas der Leiftungen, wie 
unverhältnißmäßig es auch immer fein möge, darnach beftimint 
werden, ald bie Matrifel felbft nicht nach andern Geſichts⸗ 
puncten abgeändert worben jein wird. 

„Keine Musnahme von Ddiefer gejeglichen Regel kaun wieder 
wie eine Regel gefordert, fie kann nur zugeftanden werben 
im freien, übrigens auf jede Weile zu begünfligenden Ver: 
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trage mit Jenen, weldye durch bie geftattete Ausnahme an 

ihren, inden Geſetzen begründeten Befugnifjen leiden würden”. 

Sp lange dieſes, aus rechtlichen Begriffen und Beftimmungen 
abgeleitete Raifonnement nicht widerlegt wird, jo lange wird auch 
die Einwendung ber Unverhältnigmäßigfeit mit rechtlichem Erfolge 
gegen ben bereit angenommenen Entwurf ber Kriegsverfafjung 
nicht gemacht werden koͤnnen, wäre es auch möglich, die Eriftenz 
einer jolchen Unverhältnigmäßigkeit ſtreng nachzumeifen. 

Dieje ift aber durch das, was biäher dafür angeführt wurde, 
nicht einmal erwieſen. 

Es wird geſagt: „Große Staaten entwickeln große Streit⸗ 
kraͤfte fuͤr ihr eigenes politiſches Anſehen und für ihre Sicherheit; 
beides iſt ein Staatszweck, der wohl der Anſtrengung werth iſt. 
Schwerlich wird aber der, der mit gleicher Anſtrengung einige 
Tauſend oder einige Hundert Streiter ſtellt, einen jener Zwecke 
erreichen; ſeine Leiſtung iſt daher eine bloße paſſive Pflicht, 
keine Selbſtbefriedigung“. 

Es ſei erlaubt, dagegen zu fragen: ſucht der kleinſte Staat 
nicht ſo gut, wie der größte, ein eigenes politiſches Anſehen 
und Sicherheit für ſeine Exiſtenz? Muß nicht der groͤßte wie 
ber kleinſte Staat die Buͤrgſchaft für beide Zwecke in politiſchen 
Berbindungen fuchen? 

Wird jene Buͤrgſchaft nicht in dem Grade ftärfer oder jchiwächer, 
in welchem dieje Verbindungen feſter oder Ioderer, beſſer oder 
ſchlechter calenlirt, auf Dauerhaftere oder vergänglichere Intereſſen 
bafirt find? Giebt es in Europa eine politifche Verbindung, die, 
dem Grundfaße nach, die niindermächtigen Staaten für beide der 
oben genannten Zwecke mehr begünftigte, al8 der Deutfche Bund? 
Kann in ihm nicht der mindermädhtigfte Staat fein Recht geltend 
machen, auf dem Wege des Rechts, audy gegen den mächtigften? 
Muß nit die rathende oder warnende Stimme des Fleinften 
Staated im Rathe ded Bundes jo gut gehört und gewogen 
werben, als die des mädjtigften? Findet der fleine Staat, gegen 
Anßen und im Innern, nicht den Eräftigften, wo nicht Den einzigen 
Schuß nur im Bunde? Iſt es nicht mit für feine Sicherheit fo 
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gut, als für Die ihrige, daß die größeren fich rüflen nach dem 
Maaße ihrer Kräfte? Hat bie Gejchichte, hat nicht namentlich 
die Geſchichte unſers Vaterlandes, auf nur zu traurige Weiſe 
gelehrt, daß in der Trennung vom Ganzen, im Mangel an In⸗ 
nigfeit, in einjeitig berechneten Vortheilen und Nachtheilen, in 
der Selbitgenügjamfeit, in der Schen vor Opfern für das Gange 
— bie Wurzel alles Uebels, der Grund aller Schmach, die Ber 
anlaffung zum Berlufte aller Selbftfländigkeit lag? 

Nur durdy die bethätigte Ueberzeugung, daß ber Einzelne 
in dem Ganzen und für das Ganze leben und leiſten müſſe, 
damit jein Wohl in dem des Ganzen erhöht und gefidyert werde, 
liegt das Heil, das die Fürften Deutjchlands anftreben, das wir, 
ihre Repräfentanten, auf jede und zufonımende Weiſe befördern 
jollen und wollen! Nein es ift nicht bloß eine pallive Pflicht, 
welche der Eleinfte wie der größte Staat gegen den Bund übt; 
ed gewährt überall die hingebende Ausübung der Pflicht gegen 
das Ganze Selbftbefriedigung der ächteften Art! 

Es wird ferner gejagt: „Jedem muß es einleudhten, Daß 
einige Zaufend Mann das Opfer eine? Augenblidd werden Fönnen; 
dagegen ift gleiches Unglüd bei großen Maſſen nicht zu befürchten. 
Hier fteht die Möglichkeit anders, als das arithmetiſche Verhältniß, 
und was vom Gefammtverlufte gilt, gilt vom theilweifen Verlufte, 
von Der Individualität und von dem Erſatze. Diefer lebte Punct 
ift wiederum dem Mindermächtigen viel theuerer, und früher un⸗ 
möglich, als den Mächtigern“. 

Wenn ich den Sinn dieſer Bemerfung richtig verftehe, jo 
trifft fie ihren Gegenftand nicht, und beweijet nicht, was fie be: 
weijen ſoll. Jemehr Manufchaft ein Staat ind Feld ftellt, je- 
mehrfann er davon verlieren; jeweniger er ftellt, jeweniger kann er 
verlieren; beide aber verlieren, wenn die Umftände gleich find, 
immer verbältnißmäßig gleich viel. Daß bie Umftände nicht 
immer gleich find und gleich bleiben, daß aljo der eine verhält 
nipmäßig mehr oder weniger verlieren kann, als der andere, iſt 
Gebot des Schickſals, und Feine menjchliche Klugheit kann ſich 
diefem entziehen; dahin aber kann fie vorjeben, Daß einer zum 
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Erſatze des Verlornen nur bis zu einen gewiflen Maaße verbunden 
bleibt; Daß dann und fo lange, bis alle, ohne Ausnahme, neue 
Opfer bringen, die andern, welche weniger verloren haben, für 
ihn fortftreiten, ohne daß er dabei mitwirfe. Dieß ift in den 
Orundzügen wohl berüdfichtigt und allgemein angenommen wor: 
den, und nur bie Betradytung, daß dieſe Sicherftellung der Ein- 
zelnen gegen übermäßigen Verluft aus dem der ganzen Bundes: 
einrichtung zum Yundamente dienenden Begriffe der Gleichheit 
der Rechte und Pflichten von jelbft beruorgehe, hat den Bundes⸗ 
tags⸗Ausſchuß abgehalten, auf Die Aufnahme einer ſolchen Beſtim⸗ 
mung in den Entwurf der Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen 
Umriffen und wejentlichen Beftimmungen anzutragen. 

Wenn nun aus den obigen beiden Bemerkungen herzoglich⸗ 
oldenburgifcher Seits gefolgert wird, 

„daß, nad allen Rüdfichten des Rechts und der Billigfeit, 

die Fleineren Sontingente bloß auf Stellung der Infanterie 

anzuweifen wären, oder, im äußeriten Kalle, auf Erjaß der 

Neiterei durch erhöhte Spnfanterie-Stellung” ; 
jo geſtehe ich gerne, daß ich Die Mittelfäße vermilfe, um aus 
jenen Prämifjen diefen Schluß folgerecht ziehen zu koͤnnen, wäh: 
vend mir gegen die Ausführbarkeit des Wunfches, Daß gewiſſe 
Gontingente nur auf Infanterie angewiefen, oder, im äußerften 
Falle, ihnen geftattet werden möge, die fie treffende Reiterei Durch 
erhöhte Sinfanterie-Stellung zu erfeßen, große Bebenflichkeiten 


. beigehen. 


Das Bundesheer fol in Corps und Divtfionen eingetheilt 
werden. Bu jedem Corps und zu jeder Divifion gehört, damit 
ſie jelbftitändig und fchlagfertig agiren Tönnen, eine, nach techni⸗ 
ſchen Gründen zu berechnende, beftimmte Anzahl von Reiterei. 
Dieje würde, wenn fein anderer Theilbaber an dem gemifchten 
Corps oder Divifion dafür eintritt, fehlen, das Corps oder Die 
Divifion würde an Selbftftändigfeit und Schlagfertigkeit verlieren, 
und nit nur dad Ganze würde Darunter leiden, fondern aud) 
jeder einzelne X’heilhaber, der mit jeiner CavallerieQuote den 
Dienft für jene mit verfehen müßte, die ihre Quote nicht geftellt 
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hätten. Es würde aljo das Recht der Gingelnen verlegt werben, 
was ber Bund nicht darf. 


Wenn ich daher gern wieberhofe, was fo oft und nod in 
der Iekten Sitzung zugeftanden worden tft, daß Erleichterungen, 
als Ausnahmen von der Regel, jede mögliche Begünftigungen 
verdienen; jo muß ich Doch auch das wiederholt ausfprechen, 
was jeder Unbefangene zugefteht, daß jolche Ausnahmen nicht 
wieder ald Regel gefordert, daß fie nur im freien Vertrage mit 
Jenen, weldhe durch Die geftattete Ausnahme an ihren, in den 
Geſetzen begründeten Befugnifien leiden würden, zugeſtanden 
werden Fönnen. 


Ich verlafje Diefen Gegenftand, deſſen weitere Erörterung, 
ba fie eine Ausnahme von einem beftehenden Geſetze betrifft, 
und in einer der nädften Situngen im engern Rathe vorge 
nommen werden wird, in Teinem Falle eine, die Bejchlußnahme 
über die organifche Einrichtung des Bundesheeres vorberei- 
tende genannt werden kann, um einem Vorwurfe zu begegnen, 
welchen Seine Herzogliche Durchlaudyt der Bundesverjammlung 
machen zu fönnen glaubt. 


Ihr wird vorgeworfen 

1. die Abflimmung über den Entwurf der Kriegsverfaffung 
übereilt zu haben, da e8 dem Bunde unmöglich gemacht worben 
jei, über diefen am 15. Februar d. J. vorgelegten Entwurf mit 
feinen Mitftänden Rüdjprache zu nehmen. 


Ich frage, wie den einzelnen Bunbesgliedern Die Möglichkeit, 
über die Kriegsverfaſſung mit andern Rückſprache zu nehmen, 
durch jenen Entwurf habe entzogen werben föunen, Da es wohl 
feine Materie giebt, welche mehr Durchgefprochen worden wäre, 
als dieſe. 

Nachdem die Organiſation des Bundesheeres ſchon in den 
Jahren 1816 und 1817 in Vorwurf gebracht worden war, er⸗ 
folgte in der 3. Sitzung des Jahres 1818 die Faiferlich-öfterrei- 
chiſche Propofition über die Militärverbältniffe des deutſchen 
Bundes und der Beichluß, darüber Verlag zur Einholung von 
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Suftructionen zunehmen, um fi) Darüber, fo viel al8 möglich, 
binnen vier Wochen zu erklären. 

Die Abftimmungen wurden in der 3., 9., 11., 14. und 15. 
Sipung abgegeben, und man vereinigte fich in der 18. Sitzung 
deflelben Jahres darüber, daß die dort verzeichnelen allgemeinen 
Grundfäge bei der ferneren Beratbung als ein für allemal 
feſtſtehende Directivregeln zu betrachten ſeien. 

In der 51. Sikung defjelben Jahres wurde über die Aus- 
arbeitung des Militär-Verfaffungsplanes ein Commiſſionsbericht 
erftattet, Umfrage gehalten und der einftimmige Beichluß zur 
endlichen Inſtructions-Einholung gefaßt. 

Unter den in der eriten Sißung vom Jahre 1819 abgegebenen 
Abftimmungen befindet ſich auch die der fünfzehnten Stimme: der 
Geſandte könne zum Voraus verfichern, daß ſeine höchften Com: 
mittenten im Allgemeinen mit den Grundzügen 2c. einverjlanden 
jeien, und demnach dieſelben zur Grundlage der weiteren Bera- 
thungen und eines zu fallenden Beſchluſſes annehmen werben, 
müfle fid, aber befondere Bemerkungen vorbehalten. 

In der vierten Sitzung des Jahres 1819 wurde der Be- 
Ihluß gefaßt, Daß die über die Kriegsverfaſſung des deut: 
ihen Bundes von dem dazu angeordneten Bundestagsaus⸗ 
jchuffe bearbeiteten Grundzüge und vorläufigen Beftimmungen im 
Allgemeinen und MWejentlichen, al8 Vorarbeit und Grundlage zur 
endlichen Feſtſetzung eine8 gemeinfamen Vertheidigungsſyſtems 
des deutſchen Bundes hiermit angenommen wären, und darüber 
unverzüglich ein befinitiver Beſchluß gefaßt werden folle, nach⸗ 
dem nur die deßfallfigen Wünfche und befonderen Bemerkungen 
zu einzelnen Punkten noch weiter zuvor in vertraulicher Sigung 
vorgebradyt, darin erörtert und biernähft an den Bundestags- 
Ausſchuß zur Zufammenftellung und allenfall3 zu Ausgleichungs⸗ 
porjchlägen gewiejen worden. 

Diefe Erörterung der ſämmtlichen zehn Abfchnitte der Grund⸗ 
züge wurde nun in den vertraulichen Sitzungen vom A., 8. und 
22. Mat 1819 wirklich vorgenommen. 

Sn der 30. Sißung vom Jahre 1820 wurde der Befchluß 
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gefaßt, über Die, Durch den Bundestagdausfchuß vorgelegten, fünf 
erften Abdjchnitte der Grundzüge der Milttärverfaflung fich Die 
Inſtructionen der Regierungen binnen eined Zeitraums von acht 
Wochen Dergeftalt zu erbitten, daß jodann über die Annahme 
definitiv abgeftimmt und nach der Mehrheit der Beichluß gefaßt 
werden fönne. 

Dies geſchah am 12. Detober 1820. So vorbereitet num 
auch Alles, was zu einer befonnenen Entſcheidung gehört, war, 
jo durfte man, wie denn auch die Erfahrung, leider! beftätigt 
hat, doch vorausſehen, daß über die bejchlofjene Methode, vie 
Entfcheidung durch Stimmenmehrheit herbeizuführen, Zweifel ent 
ftehben werde, und man konnte ſich nicht verbergen, daß dieſe 
Methode, in der beabfichtigten Allgemeinheit, mit den Vorfchriften 
der Bundesacte und der die Bundesacte erläuternden Wiener 
Schlußacte nur in der Vorausfeßung in Harmonie zu bringen 
fei, daß, weil das Wllgemeine und Wefentliche der Grundzüge 
bereitö einflimmig angenommen fei, alles übrige, worüber jeßt 
durch Stimmenmehrheit entfchieden werden follte, nur als Befon- 
ſonderes und Accidentelled betrachtet werden müſſe. 

Sp richtig Diefe Vorausſetzung gewefen fein würde, jo durfte 
man doch nicht Hoffen, daß damit die Frage: was denn im 
Sinne der Bundesacte allgemein und weſentlich ſei? in jeder 
Rückſicht und auch für die Zukunft beantwortet fei; man durfte 
nicht annehmen, daß, weil etwas curienweife im engern Rathe 
einflimmig angenommen worden fei, die Abftimnmung im Pleno 
als eine überflüffige und leere Formalität werde anerfannt wer- 
ben; und man durfte fich nicht verbergen, daß eine folche An- 
nahme in der neueften Bundesgefeßgebung nicht gegründet, daß 
fie dem Geifte und Worte derjelben ganz entgegengefeßt fein 
würde. 

Depwegen alfo, keineswegs aber, um zu Tiberrajchen, wurde 
der Meg in Antrag gebracht und von der hohen Bundesver⸗ 
ſammlung eingefchlagen, den Seine herzeglihe Durchlaucht 

2. darum, weil er von dem gewohnten Gefchäftsgange ab: 
weicht, einen folchen nennen zu dürfen glaubt, auf welchem, durch 
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eine ganz nene Auslegung des 7. Artifeld der Bundesacte und 
des Artikels XMI und XIV der Schlußacte, die Bundesglieder 
um die widhtigfte Befugniß der gefammten Bundesacte 
gebracht werden jollen, 

Diefer Vorwurf ift zu hart und würde, wenn er gegründet 
wäre, die Repräjentanten aller Bundesglieder in zu große Ber: 
antwortlichkeit bringen, ald daß nicht Die Nachweiſung feiner Un⸗ 
zuläffigfeit als pflichtmäßig und unvermeidlich angefehen werden 
müßte. 

Wahr ift e8, daß der Weg, den die Bundesverfammlung 
auf den Antrag des Bundestags-Ausſchufſes eingefchlagen hat, 
ber Weg nämlidy, daß in den Grundzügen das Allgemeine und 
Weſentliche von dem Bejondern und Accidentellen gefchieden und 
die Entſcheidung über jened dem Pleno, über dieſes dem engern 
Rathe zugewiefen wurde, von dem Gange abweicht, welcher vor 
dem Erjcheinen der die Bundesacte erläuternden Schlußacte ge: 
nommen zu werden pflegte; deßwegen aber, weil er neu ift, war 
er nicht ungeſetzlich. 

Der gewohnte Weg mußte verlajfen und ein neuer einge: 
ſchlagen werben, weil er durch ein neues Geſetz vorgejchrieben 
wurde, und er mußte hier zum erftenmale eingefchlagen werden, 
weil ber vorliegende Fall der erfte war, auf welchen Das neue 
Geſetz angewendet werden fonnte und mußte. 

Diefer Vorwurf, fo weit er die Form des Verfahrens be- 
trifft, ift alfo evident ungegründet, und es kommt nunmehr nur 
darauf an, nachzuweiſen, Daß das Geſetz richtig verftanden und 
richtig angewendet worden fei. 

Wenn dieſes, wie fofort geſchehen ſoll, nachgewieſen fein 
wird, jo wird die Bundesverfammlung und ihr Ausſchuß in 
materieller Hinficht gerechtfertigt fein; fie wird nicht als eine 
Verſammlung betrachtet werben Eönnen, welche Durch unrichtige 
Auslegung und Anwendung der Geſetze die Bundesglieder um 
das Recht bringt, in gewillen Fällen, ein, den gültigen Beſchluß 
binderudes Veto einzulegen, wo es gilt, ein gutes Recht zu ver- 
theidigen; fie wird als eine ſolche anerkannt werden müſſen, 
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welche, weil fie die Geſetze richtig verftand und richtig anmwendete, 
die große Frage: wo Stimmeneinhelligfeit und wo Stimmen: 
mehrheit entjcheiden koͤnne? nicht nach ihrem individuellen Wunfche, 
fondern nad) dem ausge)prochenen gemeinfamen Willen des Bun- 
des und aller feiner Glieder beantwortet hat. 


Der Bundestagdausihuß bat Schon am 7. Februar in feiner 
26. Sigung, nicht alfo erſt jeßt, um fidh zu vertheidigen, fiber 
die Frage: in welcher Form find die Grundzüge der Verfaffung 
des Bundesheeres zur bundesgejeglichen Annahme zu bringen? 
nach reifer Berathung einverftäudigt. Nach den darin aufgeftells 
ten Grundfäßen bat er nicht nur feine Anträge an die hohe 
Bundesverfammlung, fondern auch alle Die Antworten eingerich- 
tet, die er denjenigen Gejandten gegeben hat, welche, wie unter 
andern auch der herzoglich-holfteinsoldenburgifche Gefandte, ent: 
weder privatim oder im Namen ihrer Regierungen, gegen Die 
XXIV Artikel des Entwurfs Einwendungen, welche nicht berüd- 
fichtigt werden Tonnten, gemacht haben. 

Sp Hart angeklagt, halte ich mich für verpflichtet, Die da⸗ 
mals entwidelten Anfichten vollftändig zu den Acten der Bundes« 
verfammlung zu geben, daraus aber den Theil vorzulefen, wel- 
her fich mit der Entwidelung und Auslegung des XII., XI. und 
XIV. Artifeld der Schlußacte beichäftigt. 


„S. 1. Daß die Organifation eines Bundesheeres eine or- 
ganische Bundeseinrichtung fei, ift von feiner Seite widerjprochen 
worden; e8 leidet Daher auch feinen Zweifel, daß nicht die Grund- 
züge der dentichen Bundesheerverfaſſung zu denjenigen Be— 
rathungsgegenftänden gehören jollten, zu deren Beichlußnahme 
in der vollen Verfammlung, in Gemäßheit des XI. Artifeld der 
Schlußacte, Stimmeneinhelligfeit erforderlich ift. 

„H. 2. Da die Organijation des Bundesheered zu den or: 
ganifchen Einrichtungen gehört, der Gang aber, welcher bei Be⸗ 
rathung derfelben und bei der Beichlußnahme darüber zu neh⸗ 
men, im XIV. Artikel der Schlußacte näher beftimmt ift, jo wird 
Die Form, in welcher die Grundzüge zur Berathung, Abflimmung 
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und Beſchlußnahme gebracht werden müſſen, nach jenen Beftim- 
mungen zu beurtheilen fein. 


„F. 3. Das Geſetz macht aber folgende Beftimmungen: 

„1. nicht nur über die Vorfrage, ob eine organiſche Einrich⸗ 
tung unter den obmwaltenden Umftänden nöthig fei, fon: 
dern aud) 

„2. über den Entwurf und Anlage derfelben in ihren all- 
gemeinen Umriſſen und wejentlichen Beflimmungen fol 
durch Stimmeneinhelligfeit, und zwar im Plenum, ent- 
Ihieden werben; es jollen aber, wenn die Entjcheidung 
zu Gunſten der vorgefchlagenen Einrichtung ausgefal- 
len ift, 

„9. die ſämmtlichen weiteren Verhandlungen über die Aus- 
führung im Einzelnen der engern VBerfammlung über: 
lafjen werden, welche 

„4 alle dabei noch vorkommenden Fragen Durch Stimmen: 

mehrheit entjcheivet, auch, nad) Befinden der Um: 
fände, 

„d. eine Commiſſion aus ihrer Mitte anordnet, um die 
verjchiedenen Meinungen und Anträge, mit möglichfter 
Schonung und Berüdfihtigung der BVerhältniffe und 
Wünfche der Einzelnen, auszugleichen. 


„H. 4 Außerdem ift aber, und zwar im Artifel XII der 
Schlußacte noch feitgejeßt worden: 


„i. daß der Entwurf eines Beſchluſſes, über deſſen An- 
nahme oder Verwerfung im Pleno, wo weber Grörte: 
rung noch Berathung ftatt findet, abgeftimmt werden 
joll, im engern Rathe vorbereitet werden muß; 

„2. daß, wenn in einzelnen Fällen die Frage: ob ein 
Segenftand für das Plenum gehört? zweifelhaft if, 
die Entjcheidung derfelben dem engern Rathe zu: 
fiehen ſoll.“ 

„$- 5. Wendet man dieje bundeögefeglichen Beftimmungen 

auf Die Art und Weiſe an, wie die organijche Einrichtung eines 
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Bundesheeres biöher behandelt wurde, und weiter zu behandeln 
jein dürfte, jo ergiebt ſich 

„1. daß die Vorfrage: ob Die organifche Einrichtung eines 
Bundesheeres nothmendig ſei ($. 3, Art. 1), von feiner 
Seite beftritten wird; 

„2. daß jowohl von der Militärcommilfion, als auch von 
bem Bundestagsausſchuſſe Der Bundesverfammlung, und 
durch dieſe den Gouvernements der Bundesftaaten, der 
Entwurf und Die Anlage eines Theild der ganzen Ein- 
richtung (Die fünf erften Abjchnitte der Grundzüge) 
nicht allein vorgelegt worden find, fondern daß dieſer 
Entwurf und dieſe Anlage, im Allgemeinen und We- 
jentlihen, die Genehmigung fämmtlicher Bundesregie- 
rungen, im engern Rathe wenigftend, vorläufig bereits 
erhalten haben ($. 3, Art. 2).” 

„$. 11. ⁊ꝛc. x. 

„Der Ausdrud: „Entwurf und Anlage in ihren allgemeinen 
Umtiffen und weſentlichen Beſtimmungen“, Tann gar nicht anders 
verftanden werden, ald jo, daß darin nichts mehr aufgenommen 
und gegeben werden fol, ald eben nur allgemeine Umriſſe und 
wejentliche Beftimmungen, keineswegs aber befondere Umriffe 
oder Ausfüllung der allgemeinen Umrijje oder bloß unwe⸗ 
ſentliche Beflimmungen, indem 

„iA. diefee Sinn ſchon aus dem Gegenfage unverkennbar 
hervorgeht, in welchem, in einem und Demjelben Artikel, 
„die allgemeinen Umriſſe und die wejentlichen Beftim- 
mungen, mit den Verhandlungen über die Ausführung 
im Einzelnen” geftellt werben; 

und indem 

„2. für diefen Sinn die ganze Verhandlung in Wien über 
diefen Theil der Schlußace jo laut ſpricht, daß die 
Abſicht Des Gejehgeberd ganz und gar nicht zu ver: 
fennen if. 

„F. 12. Der in der 10. Sibung der Wiener Gonferenz 

erftattete Vortrag des zweiten Ausſchuſſes bezeichnete für Die 
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bundestäglichen Verhandlungen über organifche Einrichtungen drei 
Momente, nämlich: 

„Erftes Moment: die Entſcheidung der Vorfrage, 
wegen Annahme einer Ginridtung in Rüdficht ihres 
Zweds und ihrer Nothwendigfeit; — dieſe follte Einhel⸗ 
ligleit der Stimmen erfordern. 

„Zweites Moment: die Ausbildung eines vollftän- 
digen Plans zu der folchergeftalt beſchloſſenen Einrichtung big 
zur Reife der Ausführung; — einen folhen Plan jollte Die 
Bundesverfanmmlung durch einen dazu zu beftellenden Ausſchuß 
in der Art vorbereiten lafjen, Daß dabei alle Erinnerungen mög» 
lichſt berüdfichtigt, Die Ausgleihung der verjchiedenen Meinungen 
erleichtert, und die Ausführung des vorläufigen Befchluffes, mit 
der größten Schonung und mindeften Wufopferung entgegen- 
ſtehender Snterefjen, vorbereitet und moͤglich gemacht werde; was 
dabei auf technischen Gründen beruhe, follte von zugezogenen 
Sadyverftändigen begutachtet, und über einen folchergeftalt aus: 
gearbeiteten Plan, follten, innerhalb beflimmter Frift, die In⸗ 
ftructionen der Regierungen eingeholt, und, nach Eingang derſel⸗ 
ben, die Grörterungen und Verhandinngen jo lange fortgejept 
werden, bis ſich ein Rejultat habe vermitteln laſſen, vermöge 
deffen fich entweder alle Staaten zu einem Beſchluſſe vereinig- 
ten, oder die vorgejchlagene Einrichtung fi) doch fo Darftelle, 
daß fie, ohne Verlegung der Gerechtſame und mit möglichiter 
Schonung des Intereſſe Einzelner, ausgeführt werden fönue; er- 
folge alddann allgemeine Zuftimmung, fo entftehe ein alle Bun- 
desglieder verbindender Beſchluß; erhalte Dagegen der Gejehes- 
vorschlag nur eine Mehrheit von 3 der Stimmen für fi, fo 
fönne, in der Negel, der in Untrag gebrachte Beſchluß für jebt 
nicht gefaßt, jedoch der Gegenſtand innerhalb Jahresfriſt wieder 
in Berathung geftellt werben, und bis dahin blieben auch die 
Bundesglieder, welche für den Vorſchlag geitimmt hätten, an ihre 
Abftimmung gebunden; inzwilchen, und auch in dem Falle, daß 
weniger ald 3 der Stimmen für den Antrag fih erklärt haben 
follten, bliebe e8 den einzelnen Gliedern unbenommen, über den 
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Gegenſtand eine bejoudere Vereinbarung unter ſich zu treffen, durch 
welche jeboch Feine bejonderen Rechte der fi ausſchließenden 
Staaten verlept werben dürften; eine Ausnahme von der befte- 
henden Regel der Einhelligkeit Fönne nur in ſolchen Fällen ftatt 
finden, wo, nachdem die Nothwendigkeit einer organischen Ein- 
richtung für einen beſtimmten Bundeszwed einhellig anerkannt, 
und die Mittel zu deren Ausführung hinreichend erörtert worben 
jein würden, einerjeit8 die Erreichung des Zweds, ohne die Mit- 
wirfung fämmtlicher Bundesftaaten, als unmöglich, audrerjeits 
aber die unverzüglihe Ausführung ber vorgeichlagenen Einrich- 
tung, als für das Wohl der Gejammtheit durchaus erforderlich 
erichienen; in Fällen diefer Art follte Durch die in der vollen 
Berfammlung entjcheidende Majorität von 3 der Stimmen ein 
für alle Bundesflaaten verbindlicher Bejchluß für einen beſtimm⸗ 
ten Zwed und für die Dauer der Umflänte, welde die Man» 
regel nothwendig gemacht hätten, gefaßt werben konnen. 

„Drittes Moment: Ausführung der befchlofje- 
nen organifden Einrichtung; — Beſchlüſſe, welche fid) 
auf diefe Ausführung bezögen, jollten nicht für das Plenum, 
fondern vor die engere Verſammlung gehören, von welcher fie 
nach der in ihr geltenden Stimmenmehrheit zu fallen wären, 

„88 ift zu bemerken, daß diefer Antrag des zweiten Aus- 
Ichuffes nicht auf der gemeinfamen Weberzeugung der Mitglieder 
defielben von feiner erjchöpfenden, den Anfprüchen des Bunbes- 
zweds vollftändig entiprechenden Natur, fondern nur auf der 
Meberzeugung derjelben von der Nothwendigfeit, daß überhaupt 
Etwas beitimmt werben müſſe, beruhte. 

$. 13. Wäre dieſer Antrag zum Gejeße erhoben worden, 
fo leidet es Teinen Zweifel, daß die Anerkennung der Grundzüge 
der Heerverfaflung, und mit ihnen die Organijation eines 
Bundesheeres, durch eine einzige, jene verwerfende, Stimme im 
Pleno hätte gehindert werden Eönnen, und Daß dann Den übrigen 
Bundesgliedern nichts übrig geblieben fein würde, als über die 
Organifation eines bloß verbündeten Heered eine bejondere 
Mebereinfunft zu treffen: denn nie würde man haben nachweiſen 

Dritter Theil. 25 
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tönnen, daß die Erreichung des Zweds, für welchen ein Bundes- 
heer errichtet werben joll, dann unmoͤglich werde, wenn ſich der 
eine oder der andere der mindermächtigen Staaten Davon aus— 
Schließen follte. 

„$. 14. Allein diefer Antrag erhielt die Zuftimmung der 
übrigen Bevollmächtigten nicht, und er erlangte aljo auch Feine 
Geſetzeskraft; vielmehr wurde in der 18. Sikung der Conferenz 
sub lit. A. eine zweite Redaction der Anträge vorgelegt, nad) 
welcher im 2. $. des A, Artifeld derfelben zwar feitgejeßt war, 
daß auch bei organischen &inrichtungen, d. h. bei folchen Anftal- 
ten und Vorkehrungen, die als mwejentlidhe Bedingungen zu Voll⸗ 
ziehbung der Grundgejeße und Beſchlüſſe und zu Erreichung der 
anerkannten Zwecke des Bundes zu betrachten jeien, Einhelligkeit 
ter Stimmen erforderlich fein jolle; wogegen aber im 5. Artikel 
auspdrücdtich Hinzugefügt wurde, Daß wenn auch, nicht nur über 
die Borfrage, ob eine ſolche Einrichtung nothwendig fei, fon- 
dern and, über Entwurf und Anlage derfelben in ihren allge 
meinen Umriffen und mefentlihen Beftimmungen, im Plenum 
durch Stimmeneinhelligkeit entjchieden werden müſſe, dennoch die 
fämmtlichen weiteren Verhandlungen über bie Ausführung im 
Einzelnen der engern Verfammlung überlaffen bleibe, weldye die 
dabei vorfommenden Fragen durch Stimmenmehrheit zu entjchei- 
den habe. 

„Dffenbar ift ed, daß man, um die immer bedenklichen Aus: 
nahmen von der Regel, zu denen der Ausschuß in der erften Re⸗ 
daction feine Zuflucht hatte nehmen müſſen, zu bejeitigen, vorge- 
zogen hatte, Die Negel auf eine Art zu beflimmen, welche aller: 
dings geeignet erjähien, ſich der Einhelligkeit in den wichtigeren 
Angelegenheiten des Bundes immer mehr zu verfichern, und Die 
fer preiswürdige Zwed ſcheint audy wirklich erreicht. 

„il man wirklich nur das Nothwendige und für alle 
Bundesglieder wahrhaft Erfprießliche Durch organische Bundes: 
einrichtungen erreichen (und etwas Anderes fol nicht erreicht 
werben), fo darf man annehmen, daß auch Fein einzelnes Bundes: 
glied einer ſolchen Ginrichtung werde entgegen treten wollen. 








387 

„Die Einhelligfeit wird ferner auch für die Mittel zum an- 
erkannten Zweck, and gleichen Gründen, in Der Regel noch Teicht 
genug zu bewirken fein, wenn man die Einrichtung, wodurdy bie 
Erreichung jened ald nüglidy und nothwendig anerkannten Zwecks 
fihergeftellt werden fol, nur in ihren allgemeinen Umriffen und 
nur mit ihren wefentlichen Beſtimmungen zur vorläufigen Bera- 
thung und Abfimmung bringt: denn wer den Zwed gewollt bat, 
muß ja auch Die Anwendung der nothwendigen d. h. folcher 
Mittel, ohne welche ver gewollte Zwed ganz und gar nicht zu 
erreichen fein würde, gewollt haben. Nur dann, wenn fiber Die 
Detailausführung der allgemeinen Umrifje und über Beſtimmun⸗ 
gen, welche nicht mehr fo wejentlich und nothwendig find, daß 
fie nicht auch weggelaflen und binzugefügt, und fo oder auch) an: 
ders geftaltet werden Zönnien, von vielen Regierungen, wovon 
jede ihre bejondere Yndivibnalitäten hat und haben muß, ſich 
berathen werden joll, nur dann erft wird man erwarten müffen; 
daß ter Verſuch, die verfehiebenften, oft vielleicht ganz entgegen- 
geſetzten Anfichten geltend zu machen, nicht fehlen werde. An der 
Divergenz folcher individueller, nicht mehr auf das blos Allge- 
meine und Nothwendige, fondern auf das Bejondere und Zufaͤl⸗ 
lige gerichteten Anfichten, müßte aber jede, auch noch jo wohl: 
thätige, noch jo dringend geforderte Einrichtung fcheitern, wenn 
zur Audgleichung derjelben nicht der Verſuch der Güte, und, im 
Kalle des Mißlingens dieſes Verſuchs, die Entjcheidung durch 
Mehrheit dee Stimmen vom Gefeßgeber angeordnet würde. 

„Dies ift aber geichehen, indem Die Anträge, weldye der 
Ausſchuß in der zweiten Redaction in dieſer Beziehung gemacht 
hat, in dem XIV. Urtifet der Schlußacte angenommen, und mit 
ihr zugleich geſetzliche Kraft erhalten haben. 

„S. 15. Daß in dieſer gejeglichen Beſtimmung Die jo eben 
entwidelte Anſicht wirklich ausgedrüdt und nit etwa blos hin- 
eingetragen fei, kann, wenn es nöthig erachtet werben follte, den 
Sinn des Gejeßes durch die Abſicht des Gefeßgebers zu verdeut⸗ 
lihen, am ſchlagendſten durch einen in der 23. Sikung von dem 
herzoglich⸗ naſſauiſchen Bevollmächtigten gemachten und sub lit, 3, 
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dem Protocolle beigelegten Antrag, und aus demjenigen, was in 
Beziehung darauf vom Fürften Metternich bevorwortet wurde, 
bewiejen werben. 

„8. 16. In Beziehung auf diefen, durch gewichtige Gründe 
unterftüßten Antrag: 

von der Regel der Beichlußfaffung über organijche Einrich- 

tungen durch Einhelligfeit der Stimmen, diejenigen Geſetze 

und Einrichtungen anzunehmen, von welchen die Fortdauer 

des Bundes abhänge, — 
äußerte naͤmlich der Fürft: ohne diefem Antrage in feinem gan: 
zen Umfange beitreten zu Tönen, glaube er body, Daß dem 
Haupteinwurfe, wegen der von der bei Beſchlüſſen über Grund: 
gefege und organifhe Einrichtungen vorgefchriebenen Einhelligfeit 
beforgter Nachtheile, Durch eine veränderte und erweiterte Faſſung 
des XIII. Artikels Genüge geleiftet werden Fönne, 

„Sn der Erläuterung und Rechtfertigung der für Diefen 
Zweck von ihm vorgefchlagenen Modificationen entwidelte er, 
wie wichtig es fei, die beiden Hauptbeziehungen im Bunde — 
deſſen Zwed und Wirkungskreis, ald eines Geſammtkörpers, und 
die Rechte feiner einzelnen fouveränen lieder — ſtets gegen: 
wärtig zu erhalten. 

„Würde Die zweite Hauptbeziehung aus den Auge verloren, 
würde auch der Staatenbund bald genug in einen Bunbesftaat 
übergeben; werde aber die erfte Hauptbeziehnng Dadurch vernach⸗ 
Iäjfigt, Daß man der Souveränität der Einzelnen, in Beziehung 
auf den Bund, ald Gejammtlörper, eine ungebührliche Ausdeb: 
nung gebe, werde der Bund entweder gar nicht beftehen können, 
oder doch in einen Zuſtand von Unbeweglichkeit und Unmacht 
verfinfen, der alle Zwede deſſelben vereiteln müffe. Beide Ge: 
fichtöpunfte neben einander, in ihrer ganzen Reinheit, zugleich 
aber in ihrem beftändigen, nothwendigen Zufammenhange geltend 
zu machen und durchzuführen, Das fei eigentlic, Die wahre Grund- 
lage aller eriprießlichen Gefeßgebung für eine jo neue, mit Feiner 
bisherigen zu vergleichende, politiſche Gonftruction; und menn 
jene Aufgabe au, wegen des urfprünglichen Gegenfabes ver 
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beiden Gefichtspuncte, vielleicht nie auf eine, für jede individuelle 
Anfiht und für jeden individuellen Wunſch durchaus befriebi- 
gende Weije, gelöjet werben könne: jo habe doch die Bundesacte 
in diefer Hinficht jo viel, als unter den einmal gegebenen Um⸗ 
Händen möglich, geleiftet. Der wirkfamfte Schub der Souveräs 
nitätsrechte der einzelnen Bundesglieder liege unftreitig in der 
Befugniß, in gewiſſen, grundfäglich beftimmten Fällen, einem von 
der Mehrheit vorgefchlagenen Beichluffe ihren Beitritt zu verfa- 
gen, jo wie binwiederum das Jutereſſe der Geſammtheit im Bunde 
dadurch geichüßt fei, Daß außer jenen, in Praxi ohnehin feltenen 
Fällen, für alle übrigen, und befonbers für alle, auf Anwendung 
und Ausführung der Gejeße fich beziehenden Fragen, die Ent: 
ſcheidung durch Stimmenmehrheit gelte. Jene Befugniß Fönne 
man nur dann ein liberum veto nennen, wenn man bei Diefer 
Bezeichnung nicht Die Abficht habe, dem Begriffe eined von der 
Souveränität unzertrennlichen, jedoch Durch die Verfaſſung jelbft 
geregelten Vorbehalts den Begriff eines Acts der blinden Wills 
führ, wie er etwa auf den ehemaligen polnifchen Neichätagen 
ftattgefunden, unterzufchieben. So bald man mit diefen (nody 
weiter entwidelten) Unfichten einverftanden fei, finde fich der 7. 
Artikel der Bundesacte und Die Hauptbeftimmung des darauf ge- 
gründeten XIII. Artifeld der Schlußacte vollkommen gerechtfertigt. 
Dagegen werde vielleicht mancher Mißdeutung vorgebeugt wer: 
den, wenn man in dem XII. Artikel eine Beftimniung aufnähme, 
aus weldyer deutlich erhelle, Daß das den Bundesgliedern vorbehal- 
tene Recht, für gewiſſe Beſchlüſſe Einhelligkeit zu verlangen, nicht von 
einem blinden Veto, fondern von einem qualificirten, mit Grfm- 
ben belegten, folglich discuffionsfähigen Widerſpruche, zu ver: 
ftehen fei. 

„In diefem Sinne jchlug der Fürft die dem Schlußfabe des 
Artikel XIII wirklich einverleibten Modificationen vor, und in 
diefem Sinne wurde fpäter Der ganze, vom Ausſchuſſe in Antrag 
gebrachte XIV. Artikel der Schlußacte fanctiontrt. 

„Wenn — auf den Fall, daß die genaue Prüfung und Er⸗ 
örterung der den Widerſpruch einzelner Glieder beflimmenden 
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Gründe, deren Darlegung in feinem alle verweigert werben 
darf, zu einem enwünjchten Rejultat nicht führt — Tein legales 
Praͤjudiz geſetzt wurde, fo hat die Gejeßgebung hierin gerade der 
fittlihen Natur der Geſetzgebung gehuldigt, und damit bethätigt, 
daß fie die zur freien Selbftbeichränfung aufmunternden, Daher 
die Humanität wefentlich fördernden Triebfedern eined Föderativ- 
Syſtems, wodurch daſſelbe, der SDignität nach, über alle übrigen 
Syfteme hervorragt, nicht verfaunt werde.” 


— 





Iſt nach dieſer Darlegung Wort und Geiſt des Geſetzes 
und die Abſicht des Geſetzgebers klar, ſo kann, in Beziehung auf 
den vorgelegten Entwurf der deutſchen Kriegsverfaſſung, nur die 
Frage noch entſtehen, ob der Entwurf etwas enthalte, was nicht 
hineingehort, oder ob er nicht enthalte, was hineingehoͤrt. 

Zu einer Prüfung dieſer Art hat der Bundestagsausſchuß 
aufgefordert, und er hat alle ihm daruͤber gemachten Bemerkun⸗ 
gen jorgfältig geprüft, und, fo weit ed möglich war, berückſich⸗ 
tigt, auch die Gründe dafür und dawider eutwidelt und Ddar- 
gelegt. 

Wäre cin Zweifel geblieben, jo hätte der einzelne Kall, 
worüber der Zweifel erhoben wurde, in Gemäßheit des XII. Ar: 
tifeld der Schlußacte, im engern Rathe der Bundesverfammlung 
zur Abſtimmung gebracht und dort per majora entjchieden werden 
müfjen, ob er für einen begründeten oder unbegründeten zu hal- 
ten fei, ob. er aljo eine Verfaffung des Entwurfs im Pleno rechts 
fertigen fönne oder nicht? 

Bei der in voriger Sibung erfolgten Abftimmung ift ein 
jolcher Zweifel von Feiner Seite erhoben worden, und nur ber 
herzuglich-oldenburgifche Geſandte hat ſich ald nicht inftruirt 
erklärt. 

Wenn ich nun gleid) der Meinung bin, daß dasjenige, was 
die Geſchaͤftsordnung in Beziehung auf abmwefende Gefandte ver- 
ordnet, auch auf nicht infiruirte Gefandte angewendet werben 
könne; wenn gleich dDiefer meiner Meinung Vorgänge ähnlicher 
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Art zur Seite ſtehen; wenn gleich meiner in der legten Sitzung 
gemachten Erklärung, daß, nad) der ausdrüdlichen Beftimmung 
der Geichäftsordnung, Diefenigen Stimmen, weldye wegen Man: 
geld an Inſtructionen heute nicht abgelegt werben Fönnen, Den 
übrigen Stimmen für den zu faflenden Beſchluß beigezählt wer- 
den müßten, von feiner Seite, ſelbſt dann nicht widerfprochen 
wurde, als ich hinzufügte, Daß die eingehenden Sinftructionen 
zwar zum Protocolle, jedoch nur mit dem Vorbehalte gegeben 
werden fönnten, Daß, wie fich von ſelbſt verftehe, Dadurch in dem 
Beichluffe Jelbft nichts geändert werde; wenn ich daher gleich die 
Verſammlung für beredtigt halte, den im Pleno gefaßten Be- 
Ihluß als einen ſolchen feitzuhalten, zu welchem auch) Seine her⸗ 
zoglihe Durchlaucht zugeftimmt hätten: jo finde ich dennoch in 
ber Verehrung, welche die Bundesverfammlung Seiner herzog⸗ 
lichen Durchlaucht, fo wie in der Adytung, welche fie Höchſtdeſſen 
Geſaudten jo gerne beweift, binlängliche Veranlaſſung zu dem 
Antrage, Daß die hohe Bundesverfammlung dermalen von biefen 
Rechte Feinen Gebrauch made, und daß vielmehr die Zuſaͤtze, 
weldye Seine Durchlaucht verlangen, geprüft und fo, wie jebt 
gleich in der vertraulichen Sitzung, jo jpäter in der förmlidyen, 
über deren Zuläffigfeit oder Unzuläjfigkeit, in Gemäßheit des 
XU. Artikels der Schlußacte, im engern Rathe abgeftimmt und 
der Beſchluß per majora gefaßt werde. 





Bu den, indem Entwurfe noch aufzunehmenden, wejentlidyen 
Beftimmungen fol, nad der Anficht Seiner berzoglicyen Durch⸗ 
laucht, noch gehören 

1. daß das Bundesheer eine beftimmte und nicht zu über: 

Schreitende Größe erhalte. 

Darauf bat der Bundestagsausſchuß dem herzoglich-olden⸗ 
burgifchen Geſandten ſchon unter dem 8. März dieſes Jahres 
geantwortet, wie folgt: 

„Der Bundestagsansichuß fieht fich außer Stande, auf Die 
Berüdfichtigung dieſes Wunfches in der hohen Bundesverſamm⸗ 
Jung anzutragen. 
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„Schon im Allgemeinen die Forderung betrachtet, kann Die 
Zahl, ihrer relativen Natur wegen, nie den Charakter einer or- 
ganifchen Beftimmung annehmen. Organiſcher Natur find nur 
ſolche Beftimmungen, ohne deren Dafein der ganze Organismus, 
dem fie ald Theilganze angehören, ſelber nicht exiftiven Eönnte. 
Nun läßt ſich aber ein Bundesheer von 100,000 eben fo gut 
denken, als eines von 300,000 Mann, Da e8 bei der geringern 
Stärfe ganz dieſelbe organische Einrichtung Bleibt, Die e8 bei Der 
größern Stärke war: fo ift Har, daß die Beftimmung der Zahl 
feine wefentliche, in den Entwurf eined organiſchen Geſetzes anf: 
zunehmende Beſtimmung fein kann. 

„Rur das Geſetz der Berbältnigmäßigkeit ift weſentlich orga- 
niih. Aber auch von einer andern Geite läßt fi die Unzulaͤſ⸗ 
figfeit, in einem organifchen Geſetze ein Verbältniß in beftimmten 
Zahlen ausdrüden zu wollen, nachweifen. 

„Der Kriegäftand des Bundesheeres muß vernünftigermeife 
nach der Größe der Gefahr, die dem Bunde drohen Fönnte, be 
mefjen werden. Die Größe der Gefahr ift Feine unveränderliche, 
weil fie von den jedesmaligen Berhältnifien des Bundes zu den 
außerbündiihen Mächten und von deren militärifchen Einrich⸗ 
tungen abhängt. Es ift alfo unmöglich, die Stärke des Kriegs⸗ 
ftandes des Bundesheeres abſolut und jo zu beflimmen, daß diefe 
Beftinmung, ohne Snconfequenz und ohne Gefahr zu irgend einer 
Beit unmöthigen Aufwand machen zu müſſen, weil vielleicht nur 
eine einzige Stimme die Verminderung des Heeres, troß ber 
veränderten Verhältniffe, dennoch für unzuläffig erklärte, in ein 
organifches, nur durch Stimmeneinhelligkeit abzuänderndes Geſetz 
aufzunehmen wäre. 

„Kann nun aber in einen folchen Geſetze ber Kriegsſtand 
des Bundesheeres nicht beſtimmt werden, fo iſt eine Deftimmung 
für die Stärke des Friedendftandes eben jo unzuläffig, da fich 
dDiefer nothwendig nach jenem richten muß. Der Friedensftand 
bedingt nur Die Möglichkeit des Kriegsftandes, während der 
Kriegsſtand die Wirklichkeit des Friedensftandes bedingt. Dieſer 
ſoll nicht größer fein, als unbedingt nothwendig ift, Damit aus 
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ihm der nach den jedesmaligen Umſtaͤnden zu bemeſſende Kriegs: 
zuftand zur rechten Zeit und mit binlänglicher Kraft hervorzu⸗ 
gehen vermöge. 

„allerdings muß das Bundesheer für den Frieden, wie für 
den Krieg, feine beftimmte Größe erhalten: allein dieſe Be: 
ftimmung kann nicht im Pleno, vor welches nur organische Be- 
flimmungen gehören, fie kann nur im engern Rathe durch Stim- 
menmehrheit beſchloſſen werden. 

„Der Bundestagsgefandte ift zu aufmerkſamer Beobachter, 
als Daß Hochderjelbe nicht die Verficherung beftätigen koͤnne, daß 
in diefem Augenblid von feiner Seite einem Antrage, daß die 
Stärfe des Bundesheeres anders und höher, als in den Grund: 
zügen vorläufig verabredet worden, beflimmt werden möge, dürfe 
entgegengejehen werden, und daß, wenn davon in irgend einer 
Zukunft die Rede fein follte, bei der Entſcheidung liber einen 
ſolchen Antrag duch Mehrheit der Stimmen, diejenigen, welche 
für gewille Zwecke auch größere Anftrengungen nicht zu fcheuen 
braudyen, größere Schwierigkeiten zu befiegen haben würden, als 
diejenigen, welche, weil ihnen jene Zwede entfernter liegen, die 
Koften genauer in ihren Balcul zu ziehen pflegen.“ 

Ich finde für meinen Theil Feine Veranlaffung, von diefer 
Antivort, hier in der Verſammlung, abzugeben. 

Ein anderes Defiderium geht 

2. dahin, daß ald Erja an junger Mannſchaft nur das zu 
leiften begehrt werde, was dem Vorhandenen angemef- 
jen Sei. 

Das Vorhandene ift die Seelenzahl; nach diefer richtet ſich 
das Kontingent und der Erſatz befjelben; der Erſatz Tann ein 
gewiſſes Maximum, wenn nicht neue, Allen gleichmäßig anzufin- 
nende Opfer bejchloffen werben, für den Cinzelnen nicht über⸗ 
Schreiten: ich kann alfo hierin nichts finden, was einen Zujak in 
dem Entwurfe begründen koͤnnte. 

Das lebte Defiderium geht 

3. dahin, daß die Geldleiftung ausgeſprochen werbe und 

erſchwinglich ſei, auch alle Zweige des Dienfted umfafle. 
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Es gilt von der Geldleiſtung (in jo weit von einer Leiftung 
an ben Bund die Rebe ifl), was von der Mannfchaftsftellung 
gejagt ift — und weil Dies gilt und der geforderte Voranſchlag 
jo unmöglich ift, als es unmöglid, ift, die Auflrengung, zu wel- 
her der Bund genöthigt werben dürfe, früher zu ermeflen, als 
er weiß, von wem er angegriffen und gegen welche Madıt er 
fich vertheidigen muß, jo kann noch viel weniger das berechnet 
werden, was ed dem Einzelnen unter allen Umftänden, und je 
nach den verfihiedenen Localitäten und Verhaͤltniſſen der einzelnen 
Staaten, in feinem Lande Foften werde, und ob das, was es 
toftet, für ihn erjchwinglich jei. 

Was unter den gegenwärtigen Umftänden und für die nädhfte 
Zukunft gefchehen müſſe und geſchehen kann, iſt Gegenftand der 
bevorftehenden Berathungen über die Ausführung des Entwurfs 
im Detaild, keineswegs aber Gegenſtand einer Beftimmung in 
dem Entwurfe ſelbſt. 

Außer dieſen drei Deſiderien hat ſeine herzogliche Durchlaucht 
noch den allgemeinen Antrag gemacht: 
daß dasjenige, was kuͤnftig beſchloſſen werde, doch nur 

als ein tranſitoriſcher Zuſtand angeſehen werde, während 
deſſen 

. das Kontingent auf Eins vom Hundert aufzunehmen ſei, 

und 

2. die Referve (zur Gompletirung des Gontingents beftimmt) 
eingeübt, aber nicht organifirt, zu 4 Procent der Bevöl- 
ferung — 

3. das Verhältnig der Waffengatiungen aber dahin beftimmt 
werde, daß 4 oder allenfall8 4 des Contingents an Ga: 
vallerie, und 2 Stüde Artillerie auf 1000 Mann, und 
36 Mann auf das Stüd, aus der Zahl des Contingents 
geftellt werde; übrigens follten 

4. die Regierungen ſich verpflichten, den mobilen Stand der 
vorhandenen Corps Binnen Je? Monaten, den der neu 
zu errichtenden aber binnen Jahresfriſt, oder, falls ſol— 
ches thunlich fein ſollte, früher nachzuweiſen. 


| 0. 
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Während des vorgejchlagenen Zeitraums von drei Jahren 

5. joll der vorgelegte Umriß zum flehenden Plan erft ausge 
bildet werten. 

Ich trage daher darauf an, darüber abzuftimmen: 

l. ob eines jener in der Erklärung aufgeführten drei Defi- 
derien auch in dem Entwurfe der Kriegsverfaſſung in 
ihren allgemeinen Umriſſen nnd wefentlichen Beſtimmun⸗ 
gen zu berüdfichtigen oder an den engern Rath zu ver: 
weiten ei? 

li. 06 der Antrag auf eine blos tranfttorifche Organifation 
des Bundesheered, und 

H. ob die unter 1 bis A der Abftimmung in Vorſchlag ge 
brachten Modificationen zur Enticheidung vor das Plenum 
oder dem engern Rath gehören? 

Um jebody Alles zu erfchöpfen, mas Die verehrungsvolle 
Rüdficht auf ein erlauchtes Bundesglied und das Bertrauen in 
deſſen hohe Einfiht und Gerechtigkeit gebietet, glaube ich — in 
dem Falle, daß majora gegen die obigen Defiderien und Modis 
ficationen ausfallen follten — noch darauf antragen zu Dürfen, 
daß das Protocol der Plenarverfammlung, welches heute unter: 
Schrieben, noch nicht publicirt und die Rejolution erwartet werden 
möge, weldhe Seine herzogliche Durchlaucht auf den Bericht Ih⸗ 
red Bundestagdgefandten über die hentigen Verhandlungen gewiß 
in möglichfter Bälde zu ertheilen geruhen werden. 

Der berzoglich-holfteinsoldenburgiiche Geſandte erflärte hier- 
auf: er werde fehr gerne, nach dem geäußerten Wunſche des 
verehrlihen Präftdii, von der heutigen Verhandlung vorberfanift 
Bericht erflatten, und weitere Anweifung einholen. 

Auf den jo eben vernommenen Präfivialvortrag ſogleich voll 
ftändig zu antworten, finde er fih außer Stande. Er bitte je 
doch um Erlaubniß, zur Erläuterung des von ihm verlefenen 
vertraulichen Vortrags Folgendes zu bemerken. Derfelbe habe 
bloß den Zwed, diefe hohe Berfammlung von den Anfichten und 
Entfchließungen Seiner herzoglichen Durchlaucht in Beziehung 
auf den Entwurf einer Kriegsverfaflung des Bundes vertraulich 
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in Kenntniß zu jeßen, und nur bie, gleichfalls vorerft vertraulich) 
mitgetheilte Abftimmung folle nötbigenfalls officiel in das Pro— 
tocol niedergelegt werden. 

Seine herzogliche Durchlaucht hätten durch die gemachten 
vertraulichen Aeußerungen beabfichtigt: 

1. auf Die fo wichtige Verjchiedenheit der Verhältniffe wie- 
derholt aufmerkſam zu madyen, nach welchen e8 nicht allen Bun- 
deögliedern gleich Leicht fei, einen Entichluß über den aufgeftell- 
ten Militärplan zu faſſen, vielmehr zu wünjchen gewejen wäre, 
daß Diejenigen, welche eine Weberbürdung bejorgen zu müſſen 
glaubten, vorher auf die von Seiner herzoglichen Durchlaucht 
angebentete oder eine andere angemefjene Weile beruhigt worden 
wäre; 

2. zu bemerken, Daß, zur Prüfung des vorliegenden Ent: 
wurfs, die fonft gewöhnliche Verlaßnahme auf 6 bis 8 MWochen 
um jo mehr vermißt werde, ald die Anwendung der angeführten 
Artikel der Grundgejeße der erſte Verjuh, mithin neu fei, und 
den Zwed babe, daß, nad) Annahme der XXIV Artikel des Ent: 
wurfs im Plenum, die Militärorgantjation in der engern Ber: 
fammlung nad) Stimmenmehrheit vollendet, folglich das jedem 
Bundesgliede zuftehende Recht, im Plenum feinen Diffens zu 
erflären, in Anſehung dieſes jo vielfache organische Beftimmun- 
gen erfordernden Gegenſtandes nicht weiter ausgeübt werben 
fönne. Seine herzogliche Durchlaucht hätten hierdurch der hohen 
Bundesverfammlung gewiß feinen Vorwurf einer beabfichtigten 
Mebereilung machen, fondern nur Die Lage der Sache und ihre 
Folgen offen darlegen, ſomit aber einen Hauptgrund anführen 
wollen, warum Sie den Gegenftand, jo wie er vorläufig daliege, 
zu einer Annahme nicht geeignet finden; 

3. die aus dem Entwurfe felbft hervorgehenden Gründe an: 
zugeben, nad) welchen Höchftfie benjelben in feiner gegenwärtigen 
Geftalt anzunehmen Bedenken tragen müßten, und daher dem 
Gefandten aufgetragen hätten, Sshre abweichende Meinung in der 
engern Verſammlung und auch im Plenum zu erklären; ent: 
lich aber 
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4. ein Ausfunftömittel vorzuſchlagen, welches geeignet wäre, 
die hieraus entftehende Schwierigkeit zu bejeitigen, vorläufig und 
Ichnell eine Militär-Einrichtung zu erhalten, und dabei die Vor: 
theile einer mehrjährigen Erfahrung benußen zu koͤnnen, um auf 
fie demnaͤchſt ein feſtes Gebäude zu gründen. 

Die wohlmeinenden Abfichten Seiner herzoglichen Durch⸗ 
laucht ſeien hiernach nicht zu verfennen, und der Gejandte koͤnne 
nicht anders, als auf das lebhaftefte wünschen, daß ein dem 
Zwede entſprechendes Einverſtaͤndniß herbeigeführt werden möge. 

Das Praͤſidinm äußerte hierauf: 

zu 1. Es fei in der Natur und dem Weſen des deutjchen 
Bundes gegründet, daß Die Laflen für die den Bund bildenden 
Staaten nur verhältnigmäßig gleich fein Tönnten. Durch Die 
Verhältnipmäßigfeit werde allen Forderungen des Rechts genügt; 
aber auch noch den Forderungen der Billigfeit werde entfprochen, 
indem man Erleichterung und Berüdfichtigung der befonberen 
Verhältnifie, aus welchen eine Meberbürbung ſich nachweilen laſſe, 
zugefichert und durch den Artifel VII des Entwurfs der Kriegs- 
verfallung grundgeſetzlich feitgeftellt habe, es gehöre indeffen nur 
der Grundſatz in das organische Geſetz; die Exemplification und 
Die Anwendung hingegen müßten norhwendig davon ausgefchieden 
werben. 

Das Praͤſidium beziehe fid) bauptjächlich auf dasjenige, was 
ed ſchon mehrmals darüber gejagt und zum wiederholtenmale 
verfichert habe, daß bei der Ausführung des Geſetzes alles das⸗ 
jenige, was Recht und Billigfeit erheifchten, gejchehen, und vor: 
züglidy den mindermäcdhtigen Staaten auf alle nur mögliche Weife 
Erleichterung verjchafft werden folle, 

Diefes zu bewirken, fei Sache des engern Raths, und die 
Annahme der reinsorganifchen Beſtimmungen könne bewegen 
nicht verweigert werden, weil vor deren Annahme dasjenige 
noch) nidyt bewirkt fei, was erft, in Folge derjelben, Durch deren 
Anwendung bewirft werden koͤnne; — in dieſer Hinficht gemähre 
der VII. Artifel der Kriegsverfaſſung des deutſchen Bundes die 
vollſte Beruhigung für alle Dabei Betheiligten. 
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zu 2. Das Prafidbium babe nachgewiefen, wie oft unb auf 
wie lange in dieſer Angelegenheit jchon Verlag genommen wor- 
dei fei. 

Die Schlußacte habe Artikel XII vorgefchrieben, wie bei 
organischen Einrichtungen verfahren werden mülle. Diejer Bor: 
Schrift nachzukommen, jei der einzige Zwed des Bundestagsaus: 
Ichuffes und der Bundesverfammlung geweſen. ‘Die Folge der 
Annahme eines organischen Geſetzes beruhe nicht auf dem für 
diefen Fall erklärten Willen der Bundesglieder und eines Darauf 
gebauten Beſchluſſes, ſondern auf der, für alle Fälle derjelben 
Art gegebenen, grundgejeglichen Norn. Das Präftdiun zweifle 
daber nicht, Seine herzogliche Durchlaucht würden ſich Tiberzeu- 
gen, daß weder eine Ueberraſchung, noch die Eutziehung eines 
der vorzüglichften Rechte der Bundesglieder in der Abſicht der 
Verſammlung gelegen haben könne. 

Zu 3 und A beziehe fi) das Prafidium auf das bereitö Ge⸗ 
jagte und den hiernady gemachten Antrag; es wolle Daher nun⸗ 
mehr zur Umfrage jchreiten. 

Nachdem hierauf ſämmtliche Geſandtſchaften mit 
dem Antrage des Praͤſidii ſich einverſtanden erklaͤrt hatten, wurde 
über die von demſelben ausgehobenen drei Punkte folgender 
Art abgeſtimmt: 

Zu Jl. Oeſterreich: halte aus den bereits in dem Prä- 
ſidialvortrage entwickelten Gründen dafür, daß keines der in der 
Erklaͤrung aufgeführten drei Deſiderien in dem Entwurfe der 
Kriegsverfaſſung in ihren allgemeinen Umriſſen und weſentlichen 
Beftimmungen aufzunehmen, wohl aber fie demnächſt in dem en— 
gern Rathe zu berüdfichtigen jeien, indem 

erftlich, die Größe des Heeres nur im engern Rathe be: 
ftimmt werben könne; 

zweitens, der Erfa an junger Mannſchaft gleichfalls 
durch einen Beſchluß des engern Rathes feitgejeßt werben mülle, 
in den Grundzügen auch auf die Möglichkeit dieſes Erſatzes 
ſchon Nüdficht genommen je:; 

drittens, die Matrikel der Mannfchaftsftellung, wie für 
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Geldleiftungen bereis angenommen jei; Die Unthunlichkeit eines 
Beldanjchlages, wie er verlangt werde, bei näherer Ueberlegung 
fih von jelbft aufdringe; übrigens aber die Frage, ob dieſe Ge: 
genftände in den Entwurf gehörten oder nicht, nur von ber 
Mehrheit in der engern Verfammlung entjchieden werden Fönne; 
— in welcher Hinficht Deftereich erfläre, daß Diefe Gegenſtände 
nicht in das organifche Geſetz gehörten. 

Prenfen: wie Defterreid, 

Baiern: trete um jo mehr Der oͤſterreichiſchen Abftimmung 
bei, als dadurch, Daß die Defiderien nicht bei dem organifchen 
Geſetze berüdfichtigt würden, deren Würdigung bei den ferneren 
Verhandlungen im engern Rathe nicht ausgeſchloſſen würde. 
Was infonderheit die Feſtſetzung der Stärke des Heeres betreffe, 
jo würde das organtjche Geſetz aufhören, ein foldye8 und ein 
bleibendes Geſetz zu fein, wenn relative Größen und tranfitorijche 
Beſtimmung darin aufgenommen würden. 

Die übrigen Stimmen, mit Ausnahme der fogleid, anzufüh- 
führenden, traten den obigen bei, und der großherzoglich⸗badiſche 
Gefandte bemerkte noch insbeſondere, Daß zwar fein hoͤchſter Hof 
die Befiimmung der Größe des Heeres im Friedensftaude für 
einen Theil des organifchen Geſetzes anjehe, jedoch der Befördes 
rung dieſer Angelegenheit und allen, Dabei obwaltenden, höheren 
Rüdfichten dieſe ſeine Meinung unterzuorbnen fich entjchloffen habe. 

In Rüdficht auf diefen Punkt Außerten die Geſandten 

der großherzoglich= und herzoglich⸗ſaͤchſiſchen Häufer, 

von Braunſchweig und Naſſau, 

Holftein-Didenburg, Anhalt und Schwarzburg, 

Hohenzollern, Liechtenftein, Neuß, Schaumburg-Xippe, 

Lippe und Walded, 

daß fie die Feftftelung der Stärke des Heeres im Frieden, weil 
es in diejem Falle eine bleibende Anftalt fei, und ber verfaſſungs⸗ 
mäßig vorzulegende Plan jonft gründlih gar nicht beurtheilt 
werden Fönne, für eine wejentliche Beftimmung des organifchen 
Geſetzes hielten, und daher für das Defiderium Seiner herzog- 
lihen Durchlaucht zu Oldenburg fich erflären müßten. 
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&8 ergab ſich hiernach, Daß die Frage: ob die angeführten 
drei Beſtimmungen dem organischen Geſetze einzurüden feien? fo 
viel die Feftftellung des Friebensftandes betrifft, mit 13 Stimmen 
gegen A, die beiden andern aber mit 16 Stimmen verneint 
wurben. 

„I. Ob der Antrag auf eine blos tranſitoriſche Beſtim⸗ 
mung vor dad Plenum oder den engern Rath gehöre?“ 

Auf Die Bemerkung des herzoglicholdenburgifchen Geſandten, 
Daß dieſer Antrag lediglich bezwede, Die Annahme der XXIV Ar- 
titel vorerft zu bejeitigen, und flatt deren ein Ausfunftsmittel 
anzuzeigen, welched geeignet fein fönnte, dem allgemeinen Zwecke 
zu entiprechen und Seine herzogliche Durchlaucht der Nothwen- 
digfeit zu entheben, Ihren Diſſens erflären zu lafjen, wurde bie 
vorgelegte Frage dahin näher beftimmt, ob dieſes Auskunftsmittel 
als annehmbar zu betrachten ſei? 

Sämmtlihe Stimmen, mit Ausnahme Oldenburgs ıc., 
äußerten, daß, fo erwünjcht ein Auskunftämittel, welches Seiner 
berzoglichen Durchlaucht zur Zufriedenheit gereichen Tönnte, der 
hohen Verfammlung gewiß fein müßte, das vorgejchlagene doch 
nicht als annehmbar betrachtet werden Tönne, 

1. weil eine proviſoriſche Kriegsverfaſſung an und für fi 
Schon zu deutliche Merkmale der Schwähe und Unhaltbarkeit an 
fi trage, ald daß man bei einer Anftalt, wo alles auf das Ver⸗ 
trauen in eine feſte Organiſation anfomme, darauf ſollte ein- 
. gehen Dürfen; 

2. weil zu bejorgen ſei, daß ein ſolcher Beichluß, in und 
außer Deutjchland, das Anfehen des Bundes auf eine, beſonders 
in Der gegenwärtigen Zeit, nicht gefahrlofe Art Schwächen £önnte; 

3. weil ohnehin das, was durch die Mehrheit in der engeru 
Berfammlung bejchloflen, jeiner Natur nad) tranfitorijcd, fei, und 
daher auch der Friedensftand nach Beichaffenheit der Umſtände 
vermindert werben könne, wenn bie jet in Antrag gebrachte 
Stärfe defjelben nicht mehr nöthig befunden werben ſollte; daß 
aber eine Erhöhung dermalen irgend beabjichtigt werde, nicht im 
geringften anzunehmen, vielmehr mit Gewißheit vorauszujehen 
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fei, Daß das, was der herzoglicheoldenburgifche Vorſchlag für das 
Proviſorium enthalte, großen Theild angenommen und in Bezie⸗ 
bung auf mindermäcdhtige Staaten noch in geminderter Maße feft- 
geftellt werben dürfte; 

4. in der Art, wie die Bundesmatrifel angenommen worden, 
die Beranlafjung liege, demnächft alle das näher zu prüfen und 
zu erörtern, was Seine herzogliche Durchlaucht zu dem gemach⸗ 
ten Vorſchlag bewog; endlich 

5. weil Seine berzogliche Durchlaucht Ihren Bundesgenofjen 
gewiß Das Vertrauen nicht verfagen würden, daß, da der Bund 
nie und in feinem Kalle die Abficht hegen könne und werbe, 
einem Bundesgliede unerſchwingliche Laften auflegen zu wollen, 
eine Anwendung von Stimmenmehrheit hierzu eben jo wenig je 
zu bejorgen fein könne, — daß mithin ein Verſuch Durch einen 
tranfitorifchen Zujtand um fo weniger nöthig fein möchte, als 
das Geſetz ſelbſt die Berüdfichtigung der befonderen Verhaͤltuiſſe 
eines jeden Staates zur Bundespflicht made. 

„Il. Ob die unter 1 bis 4 der Abftimmung in Vorſchlag 
gebrachten Mopdificationen zur Enticheidung vor das Plenum oder 
den engern Kath gehören?“ 

Da das eben berührte Auskunftsmittel auf dieſen Modifica- 
tionen beruht, jo ward um jo weniger eine Abſtimmung hierüber 
für nöthig Befunden, als alle dieſe Gegenflände zur weiteren Be: 
handlung in den engern Rath ohnehin gehören. 

Auf dieſe Gründe geftüßt, wurde, in Folge des einhellig 
angenommenen Schlußantragd des Präfibii, der herzoglich⸗olden⸗ 
burgijche Geſandte erfucht, Seiner herzoglihen Durchlaucht hier 
über fchleunig zu berichten, und Hoͤchſtdeſſen Entſchließung in 
moͤglichſt Eurzer Frift zu bewirken. 


In der darauf folgenden Sikung vom 25. März 1821 wur⸗ 
den die ſämmtlichen Bemerkungen zu dem Entwurf der Kriegs: 
verfafjung (Artikel I-XXIV) verlefen, ohne weitere Erörterung 
dem Bundestagsausſchuſſe überwiefen, Der Gejandte der 16, 

Dritter Theil. 26 
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Stimme verlangte für die kleinern Staaten gänzliche Befreiung 
der Stellung von Artillerie mid Gavallerie oder wenigſtens deren 
Reducirung durdy Infanterie oder Geld; eben jo möchte ed mit 
den Belagerungsparf, Pontons u. dgl. gehalten werden. 

In Folge der eingetroffenen Suftructionen wurde 
am 9. April 1821 in einer Plenar-VBerfammlung der 
Entwurf einer Kriegsverfaffung in XXIV Artikeln ein- 
ſtimmig angenommen*). 

Während diefer Verhandlungen wurde der Bundesverfamm- 
lung ein Vertrag zwilchen dem Königrei Sachſen und dem 
Herzogthum Sachſen-Gotha d.d. 17. Januar 1824, betreffend die 
Gontingentitellung**), vorgelegt. Der Bundestagsausfchuß äußerte 
hierüber feine Meinung dahin: 


*) Bundes⸗Protocoll 1821, fol. 219-223. 
**) Der Bertrag Tautete folgendermaßen: 
Vertrag 
zwiſchen Seiner Majeftät dem Könige von Sachſen nnd Seiner Durchlaucht 
dem Herzog von Sadhjfen- Gotha und Altenburg, die Bertretung des fachjen- 
gothaifchen Gavallerie: und Artifleris-Gontingenis durch das Königreich Sachen 
betreffend; gefchlofen zu Gotha den 21. Iannar 1821. 


Nachdem von Eeiten Seiner Majeltät des Königs von Sachſen bie aller: 
höchße Bereitwifligfeit bezeigt worden war, zum Beten des herzoglich-jachfen- 
gothaifchen Haufes und zu Erreichung einer angemefjenen Formation der er: 
ſten Diviflon des neunten Armeecorps, die Stellung bes auf das Herzogthum 
Sadien-Gotha:Altendurg fallenden Bundescontingents an Cavallereie, Artille: 
tie, Bontons und Belagerungsparfs gegen eine billige Vergütung zu über- 
nehmen, auch bereits die Grundlinien einer folchen Webereinfunft bei der zu 
Dresden im Monat Auguft des vorigen Jahres flatt gehabten DBerhandlung 
fetgefeßt worden waren; fo ift, in deren weitern Verfolgung, von den Iierzu 
allerhoͤchſt und höchiten Ortes beauftragten Bevollmächtigten, 

dem Föniglichfächllichen Generalmajor, Johann Adolph v. Zezſchwitz, 
Chef des Föniglichen General-Gommando-Stabs, Nitter des Militär- 
St ⸗Heinrich⸗Ordens, Großkreuz des großherzoglidh-fachfen-weimarijchen 
Falken⸗Ordens, Dfficier der Föniglich-frangöftfchen Ehrenlegion, Ritter 
des ruffifchsfaiferlihen St. Anna-Drdens zweiter Claſſe und des 
königlich-ſchwediſchen Schwert-Orbens, 

königlich-ſächſiſcher Seits, und 
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Sommijfionsberidt 
über den zwilchen dem Königreiche Sachjen und dem Herzogthume 
Sachſen⸗Gotha wegen der Eontingentftelung abgefchlofjenen Ver⸗ 
trag vom 17. Sänner 1821. 


Der königlich-ſächſiſche Bundestagsgejandte legte, unter Bei: 
tritt des herzoglich-Sachſen⸗gothaiſchen Gejandten, der hoben 
Bundesverſammlung in der fiebenten diesjährigen Sitzung einen, 


dem berzoglich-fachfen-gothaifchen Geheimen Rath, Kammer-Bice- 
präfidenten und Bice-Landjchaftsdirector, Bernhard Auguſt v. Lindenau, 
Nitter des ruffifch-Faiferlien St. Wladimir-Ordeng, 
herzoglich-ſachſen-gothaiſcher Seite, 
nachſtehende Konvention verabredet und bis auf allerböchfle und höchſte Rati⸗ 
firation abgefchloffen worden. 


S. I. 


Da die Beſtimmungen ber vorliegenden Uebereinkunft zunädhft auf ber 
Borausfeßung beruhen, daß bie fünf erften Abjchnitte der „Grundzüge ber 
Kriegsverfaſſung des deutfchen Bundes”, jo wie ſolche sub num. 5 dem Vor⸗ 
trage der Militär-Gommiffion der deutihen Bundesverfammlung vom 4. Dc- 
tober 1820 beiliegen, in ihren Hauptpunften unverändert beibehalten werden, 
fo follen die nachfolgenden Berabredungen einer beiderjeits verbindende Kraft 
auch nur dann haben, wenn duch einen Beichluß des Bundestages das Ber- 
hältniß des Bundes=-Gontingents in Bezug auf Zahl und Waffengattung, jo 
wie dort gejchehen, beſtiumt worden fein wird; follte ein Anderes verfügt 
werden, jo behalten die allerhöchſten und höchſten Gontrahenten es fich beider- 
ſeits vor, über die dadurch nothwendig werdenden Mobdiflcationen diefer Con⸗ 
venlion anderweit zu verhandeln. 


$. 11. 


Shen jo wird, in weiterer Verfolgung bes hier ausgeiprocdhenen Grund⸗ 
ſatzes, als ausdrüdliche Bedingung diefer Eonvention angenommen, daß ber 
von dem EZöniglihefächliihen Militär-Commiffarius in der Beilage A zum 29. 
Protocoll der Frankfurter Miliiär-Commilfion gemachte Antrag, eine Erleidy 
terung für diejenigen mindermäcdhtigen Bundesglieder, die fih durch einen 
größern Staat im Corps mit Gavallerie und Artillerie vertreten laſſen, da⸗ 
durch zu erhalten, daß letztere ohne Mejerve, von Erſterer aber nur zwei 
Dristheile des zu Ein Siebentel gerechneten Gavallerie-Eontingents zum effec⸗ 


26* 
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zwifchen dem Königreihe Sachſen und dem Herzogthume Sachſen⸗ 
Gotha abgefchloffenen, Die Vertretung des ſachſen⸗gothaiſchen 
Gavallerie und Artillerie-Bontingent3 durch das Koͤnigreich Sach⸗ 





tiven Heere, das dritte Drittheil dagegen zur Meferve geftellt werben förne, 
durch Bundestagsbefchlug genehmigt, und ſonach das fachfen-gothaifche Gaval- 
lerieeGontingent auf 177 Mann zum activen Heere und 88 Mann zur Referbe 
beflimmt werden wird. 

6. IH. 

Wie durch einen definitiven Beſchluß des Bundestages über die Organis 
fation des deutfchen Bundesheeres eine weſentliche Aenderung in den dermali- 
gen Beftimmungen hierüber nicht eintreten, und jomit die Borausfeßungen 
der vorftehenden 66. vollftändig in Erfüllung gehen; fo wollen Seine fönig- 
liche Majeflät die Stellung der Gavallerie, Artillerie, Pontons und Belage⸗ 
rungsparfs, jo wie ſolches in dem Borhergehenden bedingt und durch die 
SS. XI, XII, XII, XIV, XV, XVI, XVII und XVIII der Grundzüge näher 
beſtimmt worden ift, für des Herzogs von Sachen: Gotha Durchlaucht unter 
nachfolgenden Bedingungen übernehmen. 


g. W. 


Das nach der Bundesmatrifel und den Grundzügen ber Militärverfafiung 
von jedem Bunbesftaate mit anderthalb Procent der Bevölkerung, inclufive 
ber Meferve, zu leitende BundessEontingent, wird vom Haufe Gotha-Alten: 
burg in bloßer Infanterie, und ſonach 

mit 1857 Mann zum activen Heere, 
928 Maun zur Reſerve 
geftellt. 

Da bierunter für das königlich-ſächfiſche Gouvernement ftatt der Gaval- 
lerie und Artillerie zu übernehmende Infanterie mit einbegriffen ift, fo wird 
fi das Föniglichsfächftiche Infanterie Eontingent um den Betrag jener Waffen: 
gattungen, als 

265 Mann für Gavallerie, 

144 Mann für Artillerie 
und die zum Belagerungspart, auch Pontonstrain, erforderliche Mannfchaft 
zum activen Heree, and in demfelben Berhältnifie zur Reſerve, vermindern. 


$.V. 


Für die erſte Ausrüftung der für das fachfensgothaifche Gouvernement zu 
übernehnenden Gavalleriften und Artifleriften, fo wie für Aufftellung des 
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fen betreffenden Vertrag vor, und trug darauf au, daß von Sei: 
ten der Bundesverfammlung die Garantie bejagten Vertrags über⸗ 
nommen werben möchte. 


Geſchützes, Pontontrains und des ‚zum Belagerungspark erforderlichen Mate: 
riald an Geſchütz und Munition, wollen Seine föniglihe Majeſtaͤt jet und 
für Friedenszeit überhaupt irgend eine bejondere Bergütung nicht verlangen. 


$. VI. 


Dagegen machen Sich des Herzogs von Sachſen-Gotha Durchlaucht vers 
bindlich, die zur erſten Aufftelung erforderlichen Pferde mit 75 Rthlr. pr. 
Stück und die vollländige Garnitur jeder Pferde⸗Equipage mit 26 Rihlr. 7 gr. 
zu vergüten. 

Die Berechnung biefer Geldvergütung foll nad} folgenden Beftimmungen 
geſchehen: 

a. Die Pferdezahl in Friedenszeit wird unter der 

Bedingung des $. I und II, mit Ginrechnung 
von } der Bacanthaltnng, beſtimmt, und hiernach 
die ſachſen⸗gothaiſcher Seits zu leiftende Vergütung 
auf 142 Pferde feſtzeſebt, wofür die Summe 
von.. ... 410,650 Rthlr. — gr. 
zu bezahlen iſt. 
b. Da es aber nach Maaßgabe der Grundzüge er 
forderlich wird, die Pferde⸗Equipage für das ganze 
Gontingent, inclufive ber Reſerve, in fleter Bereit⸗ 
[haft zu Haben, fo ift deren Vergütung für das 
ganze ſachſencgethaiſcht Gontingent auf 265 Mann 
mit.. 0.6967 Rthlr. 7 gr. 
zu leiften, hiernach m 
Averflonal-Duantum für die erfte Aufſtellung 17,617 Rihlr. 7 gr. 

Da jedoch des Königs von Sachſen Majeftät dieſes AverfionalsOuantum 
um die Summe von 3,501 Rthlr vermindert willen wollen, jo wird dadurch 
der Bergütungsbetrag für die Koften der erften Aufftellung auf die Summe 
von 

vierzehn taufend ein Hundert ſechszehn Theler, 7 Groſchen 
rebucirt, als welche, zwei Monate nach dem definitiven Ausſpruche des Bun 
besiages über die Organifation des deutſchen Bunbesheeres, an bas 
Föniglichsfächfliche Gouvernement, aus fachlen-gothasaltenburgijchen Landes⸗ 
fallen, in Gonventionsmünze bezahlt werben foll. 
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Dur Beichluß der Bundesverfammlung wurbe Diejer Ver: 
trag dem Bundestagsausſchuſſe in Militärfachen zur Berichts: 
erftattung zugeftellt. 

Der vorliegende Vertrag beruht auf der Vorausſetzung, es 
werde den mindermächtigen Bundesftaaten von Seiten der Bun- 
besverfammlung die Erleichterung zugeitanden, Daß fie 


$. VII. 

Für die fährlihe Unterhaltung der, vom Eöniglich-fächftichen Gouverne⸗ 
ment für das herzoglich-fachlen:gothatfche zu übernehmenden, Eoftipieligerern 
Waffengattungen follen alljährlich folgende Bergütungen geleiftet werden: 

a. für den Mehrbetrag der Löhnung und Unterhaltung eines avalleriften, 

monatlih per Mann 12 gr., 

b. zur Unterhaltung der Pferdes@quipage, monatli 7 gr. per Bferd; 

e. für die Remonte jährlih den zehnten Theil des activen, im Dienft bes 

findlihen Cavallerie-Contingents mit 100 Rthlr. per Pferd; 

d. für die Yütterung 

an Fourage, 14 Meke Hafer Dresdner Maaß, 
4 Pfund Heu, täglih per Pferd. 
4 Pfund Stroh, 

Der Geldauswurf für diefe Anſätze foll auf die wirklich present zu hal: 
tende Zahl der Pferde und Mannſchaft beichranft und fomit auf 142 Pferde 
und 177 Mann berechnet werden. 

$. VII. 

Da die NaturalsLieferung der jährlich erforderlichen Yourage aus ben 
herzoglich-gothasaltenburgifchen Landen in die Föniglih-fähftfchen, beiderſeits 
mit mandherlei Schwierigfeiten und Unkoſten verfnüpft fein würde, fo ſoll für 
die Dauer der nächſten fünf Jahre, von Ratification diefer Convention an ges 
rechnet, deren Vergütung in Geld nad folgenden Sätzen geleiftet und ange: 
nommen werben: 

der Dresdner Scheffel Hafer mit. . . 2 Rthlr. 18 gr. 


der Gentner Heu . 2 2 2 2 22. me 20⸗ 
das Schock Stroh zu 1080 Pfund . . 5 = — >: 
$. IX. 


Denigemäg wird bie an das königlich-ſächſiſche Goupernement von dem 
ſachſen gothaiſchen, während des angegebenen Zeitraums, für die übernommene 
Stellung bes gothaifchen Gontingents der mehrbefagten Waffengattungen, 
jährlich zu leiſtende Zahlung in folgenden Anfägen beftehen: 
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a. an Gavallerie, mit Einfchluß der Neferve, nur den fieben- 
ten Theil von einem Procent der Bevölkerung ftellen, und 
dieſes Siebentel dergeftalt leiften, daß davon zwei Drittel 


in einem gewöhnl.Sahre in einem Schaltjahre 

Rthl. gr. pf. Rthl. gr. pf. 

a. Mehrbetrag der Löhnung 10622 = — = — = 1062 = — ⸗ — : 

b. 4049 ShH.34 My. Hfr.a1Rtl.18gr. 7086 - 3 = 2} = 

(4060 = 5 = ) . . . . . 

c. 1884 Gntn. 80 Pfd. Heu A 20 gr. 1570 = 14 »6,% - 
(1889 = 98 = ) . . . . . 

d. 191 Schod 573 Bd. Stroh a5Rthl. 959 - 19 = 62 


7105 = 13 = 1} = 


1574 « 21 >95 


(192 = 299= s ) . . . 9862-10⸗8 ⸗ 
e. Erhaltung der Pferde-Equipage. 497⸗ — —-⸗ 497- — ⸗—⸗ 
f. Jährlicher Nemonte-Beitrag . . . 1420 = — = — = 1420-— =: — = 


Summa 12595 = 13-9274: 12621 = 21 7,5: 
mithin 

Zwölf taufend fünf Hundert fünf und neunzig Thaler, 13 gr. 
354 pf. in einem gewöhnlichen Jahre, und 

Zwölftaufend fehs Hundert ein und zwanzig Thaler, 21 gr. 
727 pf. in einem Schaltjahr. 

Ueber den Zeitpunft, mit welchem bie ſachſen⸗gothaiſche Verbindlichkeit zu 
Bezahlung diefer jährliden Bergütung ihren Anfang nehmen foll, ift fi 
beiderjeitö dahin vereinigt worden, baß 

a. wenn durch einen Beichluß des Bundestages der Zeitraum, binnen 
welchem vorjchriftsmäßig die Organifation des Bundes-Eontingents zu 
vollenden ift, auf ſechs oder weniger Monate beftimmt werden follte, 
der Anfang jener Verbindlichkeit mit Ablauf der Hälfte dieſes Termins 
eintreten würde, während 

b, wenn zu jenem Behuf ein längerer Zeitraum als ſechs Monate nadh- 
gelafien werben würde, die fachiengothailche Zahlungsverbindlichkeit drei 
Monate früher, als der Bunbestagsbefchluß die Vollendung der Con⸗ 
tingents⸗Organiſation erheifcht, eintreten fol. Bon biefem Zeitraum an 
fol der vorberechnete Betrag an zwölf taufend fünf hundert fünf 
und neunzig Thaler 13 gr. 3A, pf. in Gonventionsgeld zu ben 
drei Leipziger Meſſen in viermonatlichen Ratis an eine vom königlich⸗ 
ſächfiſchen Gouvernement namhaft zu machende Behörde in Leipzig bes 
zahlt werden. 
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zu dem activen Heere und ein Drittel zur Referve ge 
rechnet werde; 
b. daß biernädhft Bei der Artillerie die Nejerve ganz wegfalle. 


$.X. 

Nad Verlauf von fünf Jahren foll über die Preife der Fourage und der 
Remonte (die Anfäge wegen Mehrbetrag der Löhnung und des Cquipirungs⸗ 
Betrags bleiben unverändert) eine anderweite Vereinigung getroffen, dabei je 
doch Eöniglichefächfifcher Seite für die Geldvergülung ber Fourage an Hafer, 
Heu und Stroh auf feine Weife ein höherer Preis als der gefordert werben 
können, welche fi aus den Markttaren der Städte Dresden, Leipzig, Freiberg, 
Baugen und Zwidau im mittlern Durchſchnitt diefer fünf Jahre ergeben wird. 
Würde eine folche Vereinigung Schwierigkeiten finden, fo foll e6 dem ſachſen⸗ 
gothaifchen Gouvernement frei fliehen, die Beldvergütung nad dem Durch⸗ 
ſchnittspreis jedes einzelnen Jahres zu gewähren, oder auch bie Fourage in 
natura abzuliefern. 

8. XI. 

Bei eintretender Mobilmachung des Bundesheeres werden die zur Com⸗ 
plettirung des Gavallerie-Contingents, fo wie die zu der Meferve erforderlichen 
Pferde, nah den alsdann vom Föniglihen Gouvernement unter Goncurrenz 
eines ſachſen⸗gothaiſchen Beauftragten abzufchließenden Gontracten, an Erfteres 
von Sachſen⸗Gotha vergütet. 

8. XII 

Die zu dem fachjen-gothaiichen Artillerie-Bontingent, fo wie zu dem an- 
tHeiligen Bontontrain und Belagerungsparf erforderliche Befpannımg, kann 
bei eintretender Mobilmachung von Sachſen⸗Gotha in natura geftellt und 
über den Ort ber Ablieferung feiner Zeit weitere Uebereinfunft getroffen 
werden. 

Bei Demobiliftrung des Contingents erhält Gotha den verhältnigmäßigen 
Antheil der dann noch vorhandenen Pferde in natura, oder, nah Maaßgabe 
eines deshalb zu treffenden Uebereinkommens, in Gelde zurüd, Die Bferde- 
Gquipage für die Befpannung muß in Priebenszeiten nad dem Mufter der 
Föniglichfächftichen angefhafft und aufbewahrt werben, um Bei ſchnell eintre- 
tender Mobilmachung ſogleich in Bereitſchaft zu fein. 


$. AUT. 


Mit dem Tage, wo das Bundes-Contingent ausmarſchirt, hört Yourage: 
und fonflige Natural= Lieferung, fo wie Remonte⸗ und Gquipirungs: Beitrag 
auf, und es wirb dann aller Verluſt an Pferden, Equipage, Pontons, Mate: 
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Der Bundestagsausſchuß hielt e8 für nothwendig, das Gut- 
achten der Militärcommillion über dieſen Gegenftaud zu erholen, 
und legte derjelben die beiden folgenden Fragen vor: 


trial der Artillerie, Munition und fonftigen Lieferungen von Sachſen⸗Gotha an 
das koͤniglich⸗ſächſiſche Gouvernement, nad) ben deshalb von Letztern vorzule- 
genden Berechnungen, in dem Berhältnifje vergütet, als bie zu flellende Quote 
der, Sachſen⸗Gotha treffenden Waffengattungen zu deren Zahl in dem Eönig- 
lich⸗ſaͤchſiſchen Bundes⸗Contingent fteht. 


$. XIV. 


Sollte vermöge eines Bundestagsbeichlufies nur ein Theil des Gontingents 
mebil gemacht werden, jo tritt die Beflimmung bes vorſtehenden Paragraphen 
au nur dann für diefen Theil ein, während es, hinfichtlich des in Garni⸗ 
fon verbleibenden, bei den $. IX feftgefebten Anſätzen fein Bewenden behält. 


S. XV. 


Es foll diefe Konvention für Seine Majeflät den König von Sachſen 
und für Seine Durdlaucht den Herzog von Sadjfen-Gotha-Altenburg, und 
eben fo auch für Höchftdero beiderfeitige Nachfolger in der Regierung, auf 
beftändige Zeit verbindend fein, auch davon ber Bundesverfammlung Anzeige 
gemacht, und um deren Garantie zu dem, was hier wohlbebächtlidh verabredet. 
und beſchloſſen worden ift, beiberfeits nachgejucht werben. 


$. XV. 


Eine Aufhebung diefer Convention kann nur unter folgenden Bebinguns 
gen flatt finden: 

a. wenn dies durch beiderfeitige Uebereinfunft des königlich-ſäͤchſiſchen und 
herzoglidhsfachfensgothaifchen Gouvernements gejchieht ; 

b. wenn politiihe Greigniffe die Fortdauer diefer Convention unmöglich 
oder zweckwidrig machen, und 

c. wenn duch allgemeine Beichlüfie des Bundestages foldhe Beftimmun- 

gen über die Militärverfaffung bes deutſchen Bundes verfügt werben 
würden, bag damit die Bedingungen ber vorftehenden Gonvention nicht 
ferner beftehen fönnten. 

Erreicht diefe Gonvention auf eine ſolche Art ihre Endſchaft, jo macht 
fi das koömglich⸗ſächſiſche Gouvernement verbindlih, für das, felbigem ver- 
bleibende Material an Pferden und Equipage dem Hauſe⸗Sachſen⸗Gotha das 
bermalige AverflonalsDuantum an vierzehn taufend ein hundert und 
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Ob die Erleichterung an Stellung von Cavallerie und 
Artillerie, welche Dem II. Artifel des mitgetheilten Wer: 
trags zum Grunde liege, ohne weſentlichen Nachtheil ber 
Heeresbildung flattfinden könne, und 

auf welche Staaten dieje Erleichterung weiter ausgedehnt 
werben dürfte, wenn Diejelbe in Auſpruch genommen 
werde? 


Die Militärcommiffion antwortete hierauf: 


Ad 1. 


Ad 2. 


glaube fte einftimmig, auf die Annahme der dem II. Ar: 
tifel Des Vertrags zu Grunde liegenden Grleichterungs- 
mobalität von Seiten der Bundesverſammlung einrathen 
zu müſſen. Dieſe Crleichterungsmodalität treffe größten: 
theild mit derjenigen zuſammen, welche ſie in ihrer Note 
vom 4. October vorigen Jahres Seite 476 unter 2. b. 
vorgetragen und als Die vorzüglichite anerfannt Habe. 
Zwar falle im vorliegenden VBertrage, gegen den Damali- 
gen von der Militärcommilfion berüdfichtigten Antrag, 
eine noch etwas mehr verminderte Duote an Gavallerie 
aus. Dieſe Verminderung betrage jedoch in dem gegen: 
wärtigen jpeciellen Salle für das active Heer nicht mehr 
als neun Pferde, wogegen aus demjelben, gegen deu frü- 
bern, eine Vermehrung von 48 Artilleriften, aljo mehr als 
ein Geſchütz, für das active Heer hervorgehe. 

halte e8 die Militärcommilfion nicht für gerathen, die ad 1 
angetragene Grleichterung ohne alle Ausnahne auf alle 


jehszehn Thaler, 7 gr. baar, oder, wenn Erſteres es vorziehen follte, mit 
den betreffenden Pferden und Equipage-Stüden wieder zu vergüten. 
Urkundlih haben bie beiderſeitigen Abgeordneten den gegenwärtigen, in 
zwei gleidhlautenden Gremplaren ausgefertigten Vertrag bis auf allerhöchfte 
und höchſte Genehmigung ihrer Committenten abgeſchloſſen und ihn eigenhän- 
dig vollzogen, auch mit ihren Wappen verfehen. 
So gefchehen zu Gotha am 17. Januar 1821. 


(L.S.) Johann Molph von Zezſchwitz. 
(L.S.) Bernhard von Lindenau. 
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Diejenigen Bundesſtaaten auszudehnen, deren Gontingent 
weniger ald eine Brigade betrage. 

Vielmehr glaube fie, daß man, nad ihrem frühern 
Antrage, nur denjenigen Staaten Erleichterungen geflatten 
jolle, die deren wirklich bei der Bundesverſammlung in 
Anſpruch nehmen, und daß man fich über die Modalitäten 
diefer Erleichterungen am beften bei jedem jpeciellen Falle 
bejonder zu beitimmen haben dürfte, 


Der Bundestagsausfchuß hat die von der Militärcommiffion 
porgetragenen Gründe in Erwägung gezogen, und — indem er 
von der Ueberzeugung ausgeht, daß Die Nacıtheile der vermin- 
derten Zahl, wenigftens größtentheild, durch die Vortheile erſetzt 
werden, welche bei ſolchen Vertretungen aus der vermehrten 
Brauchbarkeit der Truppen hervorgehen — glaubt er, Darauf an- 
tragen zu koͤnnen, daß in dem vorliegenden Falle dem Herzog: 
thume Sadjjen- Gotha, die dem II. Artikel des Vertrags zu 
Grunde gelegte Erleichterung von der hohen Bundesverfammiuug 
zugeſtanden werde. 


Uebrigens glaubt der Bundestagsausſchuß nicht, daß dieſe 
Erleichterungsart unbedingt als Norm für die von den übrigen 
mindermaͤchtigen Bundesſtaaten in Anſpruch genommene Erleich⸗ 
terung aufgeſtellt werben ſolle, ſondern hält es für zweckmaͤßiger, 
daß die Bundesverſammlung bei jedem ſpeciellen Falle beſonders 
die obwaltenden Verhaͤltniſſe in Erwaͤgung ziehe und das Weitere 
ermeſſe. 


Zugleich muß der Bundestagsausſchuß noch darauf aufmerk—⸗ 
ſam machen, wie es ihm ſcheine, daß Die oben angeführte Erleich⸗ 
terung von der Bundesverſammlung vorläufig zugeftanden mwer- 
den, und die förmliche Genehmigung Derjelben und die Garantie 
des Vertrags nad) gefchehener Annahme der fünf erften Abſchnitte 
der Grundzüge erfolgen Fönnte. 

Die übrigen Artikel des DVertragd, welche die näheren Be: 
ftimmungen über die Art und Weiſe der Entjhädigung für Die 
foftfpieligere Gavalleries und Artillerie-Stelung enthalten, glaubt 
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der Bnndestagsausichuß mit Stillfchweigen umgehen zu koͤnnen, 
da fie blos Die beiden contrabirenden Theile angehen. 

Durch obige Darftellung glaubt der Bundestagsausfchuß deu 
erhaltenen Auftrag erfüllt zu haben. 

Frankfurt, den 11. April 1821. 


Die Bundesverfammlung genehmigte in der Sißung vom 
12. April die dem II. Artifel des Vertrages zu Grunde gelegte 
Grleichterungsart in der gothaifchen Gontingentftellung unter Vor⸗ 
behalt der nach der veränderten Beftimmung in Den Grundzügen 
der Militärverfaffung etwa notbwendig werdenden Modificationen 
und behielt ſich wegen der Garantie den weiteren Bejchluß vor. 

In derjelben Sigung flattete auch der Ausſchuß in Betreff 
der Erleichterung der mindermädhtigen Bundeöftaaten in der Con⸗ 
tingentftellung Bericht. Er Tautete*): 

Gommiffionsberidht, 
in Betreff der Erleichterungen der mindermächtigen Bunbesftanten 
in der Contingentftellung. 

In dem Commiſſionsberichte über Den zwiſchen dem König: 
reihe Sachſen und dem Herzogthume Sachſen-Gotha wegen der 
Gontingentftellung abgejchloffenen Vertrag vom 17. Jaͤnner dieſes 
Jahres, Hat der Bundestagdausihuß feine Meinung dahin ge 
äußert, Daß berjelbe bie Diejem Vertrage zum Grunde liegende 
Erleichterung zwar in dem vorliegenden Falle für anmenbbar 
halte, aber nicht glaube, daß dieſelbe zum allgemeinen Grleichte- 
rungSmaaßftabe aufgeftellt werden könne, fondern die einzelnen 
Fälle beſonders beleuchtet werden müßten. 

Er ift der Meinung, daß einer bierüber zu treffenden Be 
flimmung nicht nur ein näheres Benehmen mit den betreffenden 
Bundestagsgejandten vorhergehen müfje, jondern DaB auch zur 
genügenden Worbereitung eine geeignete Verhandlung zwiſchen 
den Betheiligten unter fich nothwendig fei, 

Es dürfte angemefjen fein, hierüber einige nähere Bemerkun- 


*) Bol. die Note der Milit⸗Comm. d. d.4. Ort. 1820 im Bd.I Anh., 75.739 |. 
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gen vorzulegen, und fich über den Gang bejtimmter zu erklären, 
welcher zu nehmen fein möchte, um die, Die Ausnahmen von der 
Regel der Gontingentftellung, welche von einzelnen Bliedern in 
Anſpruch genommen worden find, betreffende Frage mit einiger 
Sicherheit löſen zu koͤnnen. 

Jede Ausnahme von der Regel, mag fie al$ eine Erleichte- 
rung, oder um anderer Beziehungen willen, gewünjcht werben, 
wird von einem Doppelten Gefichtöpunfte aus geprüft werben 
müſſen: einmal nämlich von dem des Bundes, dann von dem 
der einzelnen, bei der Ausnahme interejjirten Bundesglieder 
aus. Denn der Bund kann als folcher eine Ausnahme für zu: 
läſſig erklären, in fo fern fie das Intereſſe des Ganzen berührt; 
und die nämliche Ausnahme, welche einzelne Glieder in Anſpruch 
nehmen, kann wieber die Intereſſen anderer Bundesglieder fo 
verlegen, daß fie, obwohl dem Ganzen unnachtheilig, dennoch in 
Deziehung auf die Nechte Dritter für unausführbar gehalten 
werden müßte. 

In ſolchen Fällen tft e8 nun hauptjädhlih, Daß die Ver- 
mittelung, zunächft des Bundestagsausfchuffes, und dann der 
Bundesverfammlung jelber, erwünjcht, ja nothwendig erjchei- 
nen wird. 

Soll diefe aber auf eine wirkſame Weile eintreten Fönnen, 
jo muß die vermittelnde Behörde nicht nur Die Anfprüche Fennen, 
welche von Einzelnen auf die Eritattung einer Ausnahme ge: 
macht werben, fondern fie muß auch von demjenigen Kenntniß 
erhalten haben, was von andern Dabei Sintereffirten Dagegen, von 
ihrem Standpunkte aus, eingewendet werden möchte. Sie muß 
aber nicht nur Anſpruch und Widerfprud, fie muß auch Die 
Gründe beider in Erfahrung bringen, um, indem fie Die legtern 
gegen einander abwägt, die erfien ausgleichen zu Fönnen. 

Dazu nun führt nur ein Weg, der nämlich, daß Diejenigen 
Bunbesglieder, welche eine Ausnahme von der Regel für fich be- 
gehren, ihre motivirten Anſprüche denjenigen mittheilen, "welche 
dabei zunächft, dann aber auch denjenigen, welche dabei auf eni- 
ferntere Weiſe betheiligt find; daß dieſe Darauf jenen ihre Gegen⸗ 
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erflärungen zuſtellen, daß die Bevollmächtigten der betheiligten 
Regierungen dann unter fi eine Ausgleihung verfuchen, und 
das Nejultat ihrer Verhandlungen dem Bundestagsausſchuſſe 
vorlegen. 

Iſt eine Vereinigung zu Stande gefommen, fo wird Die 
vermittelnde Behörde prüfen, ob fie in Beziehung auf das Ganze 
zuläffig; ift Feine zu Stande gefommen, wird fie dieſelbe in 
eigenen Berhandlungen mit den Betheiligten nody zu erzielen 
juchen. 

Es wird daher auf den Beſchluß angetragen, Die betreffen- 
den Gefandten zu erjuchen, fich zunächft mit den Theilhabern der 
Divifion, Dann aber auch mit Denen des Armeecorps, zu welchem 
ihre Regierungen Gontingente ftellen, in Communication zu feßen, 
und das Nejultat ihrer Unterhandlungen der vermittelnden Be 
hörbe, jo bald ald immer möglich, vorzulegen. 


Da jedoch gegen dieſe Anträge des Bundestagsausfchuffes 
in den vertraulichen Sigungen von verfchiedenen Bundestagsge⸗ 
ſandtſchaften Grinnerungen vorgebraht wurden, fo findet fidh 
hierdurch der Bundestagsausſchuß veranlaßt, in Betreff der Er- 
leichterungen nachfolgenden weiteren Antrag zu ftellen. 

Es ift in Beziehung auf den gemachten Vorſchlag über bie 
Art, wie die Verhandlungen über die Erleichterungen der minder: 
mächtigen Staaten eingeleitet werden möchten, von mehreren 
Seiten erinnert worden: 

1. daß ſolche Verhandlungen zwiſchen den Betbeiligten un: 
mittelbar, manche Inconvenienz mit fich führen dürften; daß 
fie aber 

2. vorausfichtlich zu feinem Rejultate führen würden, wenn 
fi) die Bundesverfammlung nicht vorher darüber ausfpräche, 
welche Ausnahmen von der Regel fie felber, in Beziehung auf 
das Ganze, für zuläjfig halte. 

Wenn nun gleich Die erſte Erinneruug nicht zu berüdjichtigen 
fein bürfte, indem es unmöglich ift, in Källen, wo das Intereſſe 
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und die befondern Verhaͤltniſſe der Einen mit dem Intereſſe und 
den bejondern Berbältniffen der Andern coflidiren, vermittelud 
einzutreten, ehe Dieje gegenfeitig ausgejprochen und die Gründe 
für und wider vorgelegt worden find: fo erfcheint Die zweite Be: 
merfung wenigftens von formeller Wichtigkeit, und die Bundes: 
verfammlung wird fich, der Berüdfichtigung derſelben ſchwerlich 
entzichen dürfen. 

Die Ausnahmen von der Regel, welche von Seiten einiger 
Bundesglieder in Anſpruch genommen werden, laſſen ſich wejent- 
lih auf nachfolgende zurüdführen: 

1. Gänzliche Befreiung von der Stellung von Reiterei und 
Artillerie, ohne allen Erſatz. 

Aus Gründen, welche für fich Jelber jprechen, wird der Bund 
eine gänzliche Befreiung dieſer Art für zuläffig nicht erklären 
fönnen. 

2. Die Herabjegung des Verhältnifjes, in welchem Ga- 
vallerie und Artillerie zur Infanterie ftehen ſollen, bei denjenigen 
Staaten, welche ſich von andern, zu demſelben Armeecorps gehö- 
rigen größern Staaten in ber Stellung diejer beiden Waffen: 
gattungen vertreten Lafjen. 

Diefer Gedanke liegt dem königlich-ſächſiſchen und herzoglich- 
Jachjen-gothailchen Vertrage zum Grunde, und der Bund wirb 
nicht verfennen Eönnen, daß ein ſolches Arrangement bei Staaten, 
welche feine 300 Mann Gavallerie und Feine halbe Batterie Ar: 
tillerie zu ftelen haben, nicht nur Dem eigenen Vortheile des 
Bundes, jondern auch den Forderungen hoher Billigfeit ent- 
ſpricht. 

Es iſt in den Grundzügen die Beſtimmung enthalten, und 
ſie kann, weil ſie für das Intereſſe des Ganzen eine nothwendige 
iſt, wenigſtens allgemein, nicht aufgegeben werden, — die Be: 
flimmung nämlich, daß Staaten, welche weniger ald 300 Mann 
Gavallerie zu ftellen haben, eine Vereinigung mit andern Staaten 
treffen müſſen. MWögen fie dieſe nun darüber, Daß fie zu: 
ſammen diejed Minimum eines gefchloffenen Ganzen aufbrin- 
gen, oder darüber, daß fie ſich von einem mächtigern Ctaate 
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ihre8 Corps vertreten lafjen, treffen; jo tft beides offenbar mit 
Inconvenienzen verbimden. Da nun bierburdy den in biefe Ca⸗ 
tegorie fallenden Staaten die Erfüllung ihrer Obliegenheit Täfti- 
ger ald andern gemacht, jedenfalld ihr freier Wille bejchräntt 
wird, jo dürften fie auch auf eine, mit diefer Beichränfung im 
Verhaͤltniß ftebende Erleichterung einen Anſpruch haben. 

Diejed Verhältniß fcheint in dem oben angeführten jädjli- 
chen Bertrage richtig getroffen und der Bund dürfte Feinen An- 
ftand zu nehmen Haben, unter übrigens gleichen Umftäuden, 
ſolche und ähnliche Erleichterungen allen fie in Anſpruch nehmen: 
den Bunbesftaaten, Deren &ontingent weniger als 300 Mann 
Gavallerie und eine halbe Batterie Artillerie beträgt, zuzugeftehen, 
und dieſes Zugefländniß auch auf jene auszudehnen, welche fich 
zur Stellung diefer Fleinften militärifchen Einheit unter einander 
vereinigen. 

Eine weitere Ausdehnung diefer Erleichterungen, fei es auf 
arößere Staaten, oder für Einige im erhöhten Maaße, dürfte 
nur Dann zugeflanden werden können, wenn ganz bejondere 
Billigfeitögründe nachgewieſen werden könnten. 

3. Befreiung von der Stellung des CavallerieContingents, 
in dem Falle, wo ein Bundesglied, um feine geſchloſſenen Ein- 
heiten in der Infanterie nicht zerreißen zu müſſen, fich Lieber zu 
einer erhöhten Infanterieſtellung entjchließen möchte. 

Es ift auf der einen Seite nicht zu verfennen, Daß, durch 
die Befriedigung dieſes Wunſches, Die in fo vielfacher Beziehung 
höchſt wichtige Verhältnigmäßigkeit der Waffengattungen, vorzüg- 
lih in den gemifchten Corps, geftört wird; es ift aber auch auf 
der andern Seite nicht zu läugnen, daß das Ganze mehr dabei 
gewinnt, wenn eine Waffengattung gar nicht, Die andere dage- 
gen vorzüglich gut geftellt wird, ald wenn zwar alle, je 
doch nur in Bruchftüden nnd daher weniger gut, aufgeftelli 
werden. 

Wenn fi) Daher ein Bundesglied über folchen Austaufdy 
mit fich felber und mit den andern, in dem nämlichen gemifchten 
Corps befindlichen Bundesgliedern einverftändigen kann, jo wirb 
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ein ſolches Arrangement von Bundeswegen allerdings genehmigt 
und auf jede Weile begünftigt werben können. Daß 

4. bei allen diejen Arrangements die übrigen Theilhaber der 
gemischten Corps Opfer bringen, tft jo einleuchtend, daß man mit 
Zuverficht vorausfehen Tann, ed werde von Seiten ber übrigen 
Bundesglieder, welde ungemiſchte Corps fiellen, auf eine, 
mit den Opfern, Die jene bringen, im Verhaͤltniß ftehende Ent- 
Ihäbigung gerechte und billige Rüdficht genommen und fo auch 
von ihrer Seite eine definitive Drganifation des Bundesheeres 
befördert werben. 

Somit glaubt man, der gemachten Erinnerung in jo weit 
entfprochen zu haben, daß, wenn über die vorliegenden Anträge 
ein Beſchluß gefaßt fein wird, zunörderft Die unmittelbaren Ver: 
handlungen zwiſchen den Betheiligten beginnen Tönnen, fobann 
aber auch die Vermittelung der Bundesverfammlung, mit Hoff: 
nung eines guten Erfolgs, eintreten könne. 

&3 verfieht fich übrigens von jelbft, daß, wenn außerdem 
noch andere Erleichterungen in Anſpruch genommen werden foll- 
ten, fich Die Bundesverfammlung der unbefangenen Prüfung und 
Berückſichtigung derfelben nicht entziehen wird. 


Frankfurt, den 11. April 1821. 


Die Bundesverfammlung theilte zwar in der Mehrheit die 
in dem Ausfchußbericht entwidelten Anfichten, beſchloß aber einft: 
weilen nichts. 

Endlich; wurde in Liefer Sikung von dem Militärausfchuffe 
ein Bericht über die fünf erften Abfchnitte der Grundzüge Ber 
Milttärverfafjung erftattet; die Bemerkungen der einzelnen Staa» 
ten waren beigelegt. 

Sin einer Reihe von vertraulichen Sikungen war der Gegen⸗ 
ftand Discutirt und dann wurden in diefer Sitzung die näheren 
Beſtimmungen der Sriegöverfaflung des deutjchen Bundes (Stärke 
bes Bundesheeres $. 1-10, Verhaͤltniß der Waffengattungen 
&. 11-22, Eintheilung $. 23—27, Bereitbaltung im Frieden 

Dritter Theil. 27 
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6. 28—34, Mobilmachung $. 35—44) theild einftimmig, theils 
nur mit Stimmenmehrheit durch Beſchluß angenommen*). 

Bon Wichtigkeit find bie verfchtedenen Anfichten der einzel- 
nen Staaten über dieſe näheren Beftimmungen und nicht minder 
die Anfichten des Ausſchuſſes darüber, Man erkennt Deutlich) 
Daraus, weldhe Erwägungen ed waren, die das wichtige Bundes- 
gefeß in feiner damaligen Geftaltung zu Stande bradjten. 


Commiſſionsbericht 
des Bundestagsausſchuſſes in Militaͤrſachen über die fünf erſten 
Abfcehnitte der Grundzüge der Militärverfallung des deutjchen 
Bundes. 


In der XI. Sitzung $. 71 iſt man dahin übereingekommen, 
die von verſchiedenen Geſandtſchaften abgegebenen Bemerkungen 
über die fünf erſten Abſchnitte Der Grundzüge der Militaͤrver⸗ 
faflung des beutfchen Bundes, dem für dieſen Gegenftand bes 
ftimmten Bundestagsausfchuffe zu dem Ende mitzutheilen, damit fie 
derjelbe vergleihend zujfammenftelle, und, nad vorläufiger Rück⸗ 
Iprache mit den betheiligten Gejandten, mit feinen Anträgen ber 
hohen Bundesverfammlung vorlege. 

Der Bundestagsausſchuß hat nicht gejäumt, fich Diefem Auf⸗ 
trage zu unterziehen, und beeilt fich, der hohen Bundedverfamm- 
fung die genaue Zufammenftellung der gemachten Bemerkungen, 
welche demſelben zum Theil erft in den lebten Tagen zugefom- 
men find, biermit unter Ziffer 1 (Protocolld:Beilage 14) vor- 
zulegen. 

Die hierüber gepflogene Berathung bat den Ausſchuß ver: 
anlaßt, die Nejultate dieſer näheren Prüfung in einem biernad) 
abgeänderten Entwurfe zufammen zu fafjen, weldyer hiermit unter 
Biffer 2 (Prot.:Beilage 15) der hohen Verfammlung zur ferne- 
ven Würdigung übergeben wird. 

Man ift hierbei ganz der in den früheren Entwürfen ange- 


*) Der Abdruck unterbleibt, weil er in den betreffenden Sammelmerfen 
ſich befindet. 
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nommenen Reihefelge getreu geblieben, und hat geglaubt, aud) 
da, wo wegen Auslaffungen und Einjchaltungen die Zahlen ber 
Paragraphen verrüdt werben, Die in der vorigen Faſſung enthals 
tenen Zahlen unverändert beibehalten zu müflen, damit Die Ver⸗ 
gleichung und Ueberſicht erleichtert werde. 

Da der Bundestagsausfhuß einer Fünftigen Entſcheidung 
nicht vorgreifen Eonnte, ob die nad) und nad) zu fallenden Be⸗ 
fchlüffe einzeln geftellt, oder unter allgemeine Rubriken zufammen- 
gefaßt, oder mit den XXIV Artifeln der Kriegsverfaflung in ein 
einziged Bundesgejeß vereint aufgenommen werben follen, fo bat 
er fih auf die Nichtigftellung Der einzelnen Säbe und Beftim- 
mungen bejchränftt, ohne über deren Ordnung und Bufammen- 
feßung etwas anderes vorzufchlagen, als was der Leitfaden der 
Grundzüge an bie Hand gab. 

Nur bat derjelbe für nöthig gefunden, an den betreffenden 
Stellen auf die Beflimmungen der XXIV Artikel Hinzumeifen, 
ohne über deren Einverleibung oder bloße Anführung ſich aus⸗ 
zuſprechen. 

Erſt wenn man über die dem Ganzen zu gebende Form 
übereingekommen ſein wird, kann zur definitiven Ordnung und 
Zuſammenſtellung der getroffenen Beſtimmungen geſchritten wer- 
den, welche, bis dahin, darum nicht minder verbindlich als ein⸗ 
zelne Beſchlüſſe anzuſehen waͤren. 

Nach dieſer allgemeinen Vorbemerkung glaubt der Ausſchuß 
auf die einzelnen Beſtimmungen der Grundzüge ſelbſt übergehen 
zu konnen, um bei jedem Paragraph über die Gründe Rechen⸗ 
Schaft zu geben, welche denjelben zur Abänderung oder Beibe- 
baltung der vorigen Faſſung bewogen haben. 


I. Abſchnitt. 
Stärke des Bundesheeres. 
$. 1. 
Der erfte $. erhielt feine gegenwärtige Faſſung, unter Bes 
zugnahme auf den Bommiffionsbericht vom 12. Detober vorigen 
27? 
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Jahres, durch Die von Württemberg, Baden und beiden Helfen 
gemachten Bemerkungen. 

Zwiſchen den beiden dort vorgejchlagenen Ausdrücken: „o r⸗ 
dentliche Kontingent” und „gewöhnliche Kontingent”, glaubte 
man dem lebtern den Vorzug geben zu follen. 

§. 1. 

In diefem auf den Vortrag vom 12. October vorigen Sah- 
red gegründeten $. hat der Ausfhuß Diejenigen Wbänderungen 
aufgenommen, welde von Württemberg, Baden und beiden Hel- 
fen vorgejchlagen wurden, da fie eine beutlichere Faſſung be- 
wirfen, 

Den Anträgen der großherzoglich- und herzoglich-⸗ſächſiſchen 
Häufer, dann der 15. Stimme, daß Die gefanımte Fuhrweſens⸗ 
Mannjchaft, Das Bäderei: und Sanität3-Perjonal zur ftreitbaren 
Mannſchaft gerechnet werden follten, Tonnte der Ausſchuß, aus 
den von der Militärcommilfion bereit früher hinlaänglich ent- 
widelten Gründen, nicht beitreten. 


2 

Die alte Fafſſung, mit welcher auch der IX. Artikel Der Kriegs- 
berfafjung correfpondirt, wurde unverändert beibehalten. 

Dem kurheſſiſchen Monitum glaubte man nicht folgen zu 
fönnen, da hier blos von der Aufftelung, und noch nicht von 
der Completirung des Heeres Die Rede ift, was im Zufammen- 
bange mit den übrigen einjchlägigen Beitimmungen füglicher an 

einer jpäteren Stelle geſchehen Dürfte. 


§. 3. 

Die Erinnerungen, welche zu Diefem und den folgenden $$. 
von Baiern, Königreih Sachen, Württemberg, Baden, beiden 
Helfen u. U. gemacht worden find, und allerdings eine genauere 
Berückſichtigung in Anfpruch nehmen, haben Veränderungen zur 
nothwendigen Folge, weldhe auf viele Beflimmungen Einfluß ha- 
ben, weßwegen eine nähere Entwidelung Der verjchiedenen An- 
ſichten nöthig wird. 

Der Ausſchuß Hat, jo wie Militärcommilfton, in feinen bis: 
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herigen Berbandlungen den Ausdruck: Referve, in einem dop⸗ 
pelten Sinne genommen, im engeren und im weiteren. 

Im engeren Sinne nahm man Rejerve wieder in mehrfacher 
Bedeutung: 

a. ald denjenigen Theil eines Armeecorps, welcher aus dem⸗ 
jelben und aus dem gewöhnlichen Gontingente, nach den 
Regeln der Kriegskunſt, befonderd im Ruͤckhalt aufgeftellt 
werden muß; 

b. ald die, aus dem gefammten Bunbesheere jelbft zu bilden» 
denden, großen Gavallerie- und Artillerie-Maſſen; 

c. ald diejenige außerordentliche Verſtaͤrkung, welche durch 
bejonderen Bundesbeſchluß über das gewöhnliche Coutin⸗ 
gent als eigene Rejerve aufgeftellt werben ſoll. 

Sm weiteren Sinne wurde der Ausdrud: Reſerve, im 
Gegenſatz mit Dem gewöhnlichen Kontingent oder dem flehenden 
Heere, für dad nad) Abzug des Kontingent übrig bleibende Mi⸗ 
litaͤr, Das ift für Die gefammte Mafje, genommen, aus welcher 
fowohl die nothwendigen Ergänzungen des flehenden Heeres, als 
die allenfall3 zu bejchließenden Verſtaͤrkungen gezogen werden 
jolten: der Fond für die Gompletirung und für die Reſerve im 
engeren Sinne. 

Dieje Bezeichnung mehrerer von einander abweichender Bes 
griffe mit einem und demſelben Worte fcheint nun zu Mißver⸗ 
ftändnifien Anlaß gegeben zu haben, und man glaubte bier und 
da in den Beftimmungen Widerfprüche zu finden, wo vielleicht 
nur eine Verwechjelung der Begriffe obwaltete, 

Indeſſen find Dagegen von fo vielen Seiten Erinnerungen 
gemacht worden, daß, wenn man auch dieſen Mißverftänbniffen 
durch weitere Erläuterungen allenthalben Hinlänglich begegnen 
Könnte, es doch in jedem Falle räthlicher fcheint, das Mißver- 
ſtaͤndniß aus dem Grunde zu heben. 

Dies möchte nun vorzüglih auf zwei Wegen zu erreichen 
jein, wenn man 

1. entweder für das Wort Nejerve, im weiteren Sinne ge 
nommen, einen anderen Ausdruck fucht, welcher, mit Unterjchet- 
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Dung von Der eigentlichen Reſerve, als Reſiduum an Mannfchaft, 
oder die Maffe bezeichnete, aus welcher ſowohl Graänzung, als 
Verſtaͤrkung des Heeres gezogen werden jollte. 

Sn diefem Falle dürfte nur an den geeigneten Stellen der 
aufgefundene neue Ausdruck anſtatt des Wortes Rejerve geſetzt 
werden, und die Beitimmungen felbft Fönnten allentbalben blei⸗ 
ben, oder 

2. wenn man ben Ausdrud Referve im weitern Sinne gänz- 
lich vermeidet, Die Ergänzung von der Verftärfung, die allmähli- 
gen Nachfendungen von einer eigends aufzuftellenden Rejerve 
fireng trennt, für jebes eigene Beſtimmungen trifft, und dieſe 
beiderlei Leiftungen nach verjchiedenen Principien regelt. 

In dieſem alle find jedoch Aenderungen in der biäherigen 
Faſſung nöthig, welche man mit dem Ganzen erft wieder in Ein- 
Hang zu jeßen fuchen muß. 

Die meiften Erinnerungen gehen dahin, daß dieſer zweite 
Meg ergriffen werde, und wenn man betrachtet, daß!in der Art, 
wie es vorgejchlagen ift, Die Ergänzung des Heeres, welcher ein 
volles halbes Procent der Bevölkerung gewidmet wird, dadurch 
mehr gefihert, und eine allenfall8 nöthige Verftärfung des Bun⸗ 
besheeres dem befondern Beichluffe vorbehalten ift, jo kann auch 
der Ausſchuß ſich bewogen finden, diefen Anträgen beizupflichten, 
und hat daher in dem neuen Entwurfe diejelben feinen Abände- 
rungen zum Grunde gelegt. 

Unter Diefer Vorausſetzung konnte daher der vorige $. 3 
nicht fliehen bleiben, und das, was etwa davon aufzunehmen tft, 
ſcheint angemefjener den Eingang des folgenden $. zu bilden. 


$. 4. 

In Folge defien, was zum vorigen $. angeführt worden, hat 
man bie von Württemberg vorgefchlagene Faſſung des $. A zum 
Grunde gelegt, und mit einigen geringen Rebactionsänderungen 
angenommen. 

Uebrigend glaubte man die im 7. $. enthaltene Beftimmung 
am füglichften hier einjchalten zu Eönnen. 
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Dem kurheſſiſchen Monito glaubte man darum nicht beitre- 
ten zu koͤnnen, weil die Nachſendung des Erſatzes, wenn fie ſchon 
in Quanto Durch den Bedarf bedingt ift, Doch der Ordnung we 
gen in periodijchen Zeitbeſtimmungen geichehen muß, um biejelbe 
bei den gemifchten Corps gleichzeitig zu bewirken. 

§. 5. 


Die im F. 5 vorgefchlagene Aenderung motivirt ſich von 
jelbft Durch dasjenige, wa zum 3. $. bemerft wurde. 

Nach der württembergifchen und Zurhefliichen Erinnerung 
hat man, anflatt: „während eines Feldzuges”, die Abänderung 
annehmen zu Fönnen geglaubt: „während eines Kriegsjahres”. 

Den von Württemberg und Baden vorgejchlagenen Beifab: 
„in der Regel”, fand man bier überflüffig, da, wenn nichts beis 
gefügt ift, ohnehin Die Vorjchrift ald Negel betrachtet werden 
muß, und wenn eine Ausnahme fattfinden follte, ſolches von be- 
fonderen Bundesbefchlüffen abhängig gemacht if. 

Baiern und mehrere andere Regierungen haben zwar bie 
ausdrüdliche Beſtimmung verlangt, daß Ergänzung und Berflär- 
fung zufammen das halbe Procent der Bevölkerung nidyt über: 
fteigen können. 

Allein da einerfeitS eine weitere Anftzengung ohnehin nur 
von einem befondern Bundesbejchluffe abhängig iſt, und anderer: 
feit8 für gewöhnliche Faͤlle das Heer ſelbſt ſtark genug jein 
dürfte, um aus feiner Mitte Die nöthige Reſerve zu ziehen, jo 
Scheint eben fo Die Sicherung gegen zu große Beläfligung Der 
Staaten, ald die einer genügenden Bildung des Heeres gewährt 
zu fein. 

6. 6. 

Diefer & mußte nach dem, was oben $. A bemerkt wurde, 
modificirt werden. 

8.7. 

Die hierin enthaltene Beftimmung wurde bereit$ oben ($.4) 
eingeſchaltet. 

$. 8. 


Hier wurden nach den von Württemberg, Baden und beiden 
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Heffen gemachten Erinnerungen die Verwundeten ausdrücklich 
mit aufgenommen. 
$. 9. 

Sin Vebereinftimmung mit den Bemerkungen zu $. 3 wurde 
hier die von den monirenden Regierungen beabfichtigte Fafſung 
angenommen, und 

§. 9. 

die von Königreich Sachfen und Underen gemachte Bemer- 
fung zur vollfommenen Sicherung gegen Prägrapirung einzelner 
Staaten mit berüdfichtiget. 


$. 10. 
Der Grund zu den hier angetragenen Abänderungen liegt 
in den von Sachen, Württemberg, Baden und beiden Heilen 
gemachten Erinnerungen, 


N. Abſchnitt. 
Verhaͤltniß der Waffengattungen. 


$. 11. 

Hier glaubte man, aus den von der Militaircommiſſion frü- 
ber hinlänglich entwidelten Gründen, das zulekt angenommene 
Verhältniß der Neiterei nicht weiter herabfegen zu Dürfen. 

Das Föniglicj-württembergifche Begehren über die Befreiung 
bon Detachirungen zur großen Gavallerie- und Artillerie-Referve 
wird am füglichften zur Discuffion über Die Erleichterungen ver- 
wiejen werden fünnen. 


6. 12. 
Hier wurde Feine andere Wenderung vorgenommen, als Die 
aus Der obigen Ausfcheidung der Referve von felbft fich ergiebt. 


$. 13. 

In diefem Paragraph wurde Die von Württemberg und bei- 
den Helfen gewünjchte Einjchaltung: „in der Regel” aufge 
nommen, und dadurch zugleich Das zu Ddiefem und den M. $. 
von Hannover gemachte Monitum um fo mehr berüdfichtiget, al? 
bereit3 die Militärcommiffton früher erklärt hatte, daß bie nad) 
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dem dort üblichen Caliber verlangte Ausnahme von Feinen nach⸗ 
theiligen Folgen fei. 
$. 14. 

Auf die von Baiern gemachte Bemerkung erlaubt ſich Der 
Ausschuß Feine Abänderung vorzuſchlagen, da er hierin lediglich 
dem techniichen Butachten folgen zu müllen glaubt. 

Die von der 13. und 15. Stimme angetragene Beſtimmung 
widerfpriht dem Grundfaße gleicher Verpflichtung; in wie fern 
einzelne Ausnahmen ftatt finden koͤnnen, wird bei der Discnffion 
über die Erleichterungen vorkommen koönnen. 


$. 15, 
blieb unverändert. 

$. 16. 
deögleichen. 

8. 17. 


wurde nach) dem Gutachten vom 12. October vorigen Jahres 
gefaßt, und erhielt nur eine geringe Modification nach den von 
Württemberg und Anderen gemachten Erinnerungen. 


$. 18. 

it nad) der vorigen Faflung belaffen, und nur der Tebte 
Beiſatz geftrichen, da die darin gegebene Beftimmung ohnehin im 
folgenden $. erjcheint. 

6. 19. 

Bei der Redaction dieſes $. glaubte man Die vorige Faſ⸗ 
jung, mit Rückſicht auf Die von Baiern und Anderen gemachten 
Bemerkungen beibehalten zu follen, als deutlicher und beſtimmter 
als Die vorgeishlagene allgemeinere Faflung. 

6. 20. 
wurde unverändert beibehalten. 
§. 21. 

Der von den ſaͤchſiſchen Häujern geäußerte Wunfch wegen 
der Landwehr geht gegen Die ausbrüdlichen Anträge der Militär- 
commilfion, und es dürfte Feine binlängliche Urſache vorliegen, 
von dem Urtheil der Sachverfländigen abzugeben. 
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$. 22, 
wurde nur in der Stellung zujfammengezogen. 
§. 23. 
müßte nach obigen wegen der Reſerve ad $. 3 gemachten 
Demerfungen bier um jo mehr wegbleiben, als das Nöthige jchon 
im 10. $. enthalten ift. 


II. Abſchnitt. 
Eintheilung des Bundesheeres. 
$. 24. 
Der hier ausgeſprochene Saß ift bereits im XII. Artifel der 
Kriegsverfafſung enthalten, jo wie Das, was im 

$. 25. 

beftimmt ift, ih in den Artikeln IM, VII u. VIIE findet, und 
$. 26. 

in dem Artifel V enthalten ift. 
6. 27. 

blieb unverändert ftehen. 
6. 28. 

deögleichen. 

Daß man, wie die 15. Stimne verlangt, auf Eleinere Unter- 
ſchiede billig Feine Rüdficht nehmen fol, wird bei der Zuſammen⸗ 
ftellung practifch ohnehin beobachtet werden. 

§. 2834. 

Dem von den jähliihen Häufern gemachten Antrage, Die 
Beftimmung eines Minimums der felbft zu ftellenden Gavallerie 
wegzulaffen, Eonnte der Militaͤrausſchuß aus den, von der Militär: 
commiffton entwidelten, techniichen Gründen im Grundſatze nicht 
beiftimmen; indeſſen glaubt der Ausihuß, Daß auf Diefem Be 
gehren zum Grunde liegenden Verhaͤltniſſe Der minbermächtigen 
Staaten in der Ausführung vorzügliche Rüdficht genommen wer- 
den müfe. 

S. 29. 

Der Schluß diefes $. wurde mit Berhdfichtigung der von 

der 15. Stinnme gemachten Erinnerung abgeändert. 
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$. 30. 

Der Ausſchuß hielt mit der Militärcommiffion dafür, daß 
dieſe Beftimmung ſchon in den Vorſchriften über die Bildung 
und Eintheilung des Heeres ihre Stelle finden, und nicht, wie 
bie 15. Stimme bemerlt, der Verfügung des Oberfeldherrn übers 
lafien werben ſoll. 


IV. Abſſchnitt. 
Beibehaltung im Frieden. 
$. 31. 

Hier wurde feine andere Aenderung vorgenommen, ald bie 
von Defterreicd, und Kurhefjen wegen der Sammelpläße gemach⸗ 
ten Bemerkungen veranlaßten. 

§. 32. 

Der Eingang wurde, conjequent mit den biesfalld angenom- 
menen Beftimmungen, nach dem württembergifchen Vorfchlage ab- 
geändert. 

§. 33. 

Auf den von der großherzoglich und herzoglid-jächfiichen 
Gefandtichaft gemachten Antrag glaubte man aus den für ſich 
ſelbſt fprechenden Gruͤnden nicht eingehen zu Fönnen. 

$. 34, 

Der koͤniglich⸗hannoͤverſche Antrag dürfte durch Die Berufung 
auf die beſonderen Landeseinrichtungen von jelbft feine Erledi- 
gung finden. 

Das Verbot der Beurlaubung der Unterofficiere der Reiterei 
glaubte man, nach dem auch von Kurheflen getheilten Wunfche, 
weglaflen zu koͤnnen. 

§. 35. 

Nach dem Antrage von Kurheſſen wurbe der Beiſatz: „des 
gewöhnlichen Contingents“, ohne Anftand aufgenommen. 

Wenn e3 für das Liechtenfteinfche Bontingent zu beſchwerlich 
ift, fih der allgemeinen Uebungen wegen an einen entfernten 
Ort zu begeben, welcher übrigens nicht vorgejchrieben, ſondern 
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gewählt wurde, fo wird in dem Benehmen mit den übrigen 
Gliedern der Brigade ein Mittel gefunden werben können, wel- 
ches die Beſchwerde zu heben vermag. 

6. 36. 

Bei der Faflung Diejes $. bat man auf die von Sadhjen, 
Württemberg, Baden und beiden Heſſen gemachten Bemerkungen 
gehörige NRüdficht genommen, und fi) durch die von ber 15. 
Stimme geäußerten Bedenklichkeiten nicht abhalten Laffen Fönnen, 
für eine allenfalls nöthige Verftärfung des Heeres in Zeiten 
Vorforge zu treffen. 

Der Ausſchuß kann nicht bergen, wie es ihm allerdings nö- 
thig fchien, daß für die gehörige Bildung der Grgänzungs- 
mannſchaft eine angemefjene Veranftaltung ebenfalls nicht un- 
terlaffen werde. 

$. 37. 

Die gemachten Bemerkungen wurden”beachtet, und diefer $. 
hiernach umgeändert. 

6. 38. 

ift bereit3, was die Hauptjache betrifft, in dem XXIV. Arti⸗ 
fel der Kriegsverfafſung enthalten, 

Was die Modalitäten betrifft, gehört e8 zur Discuffton über 
den Entwurf des Cartels ſelbſt. 


V. Abſchnitt. 
Mobilmachung des Bundesheeres. 


§. 39. 

In dieſem $. mußte, nach den hierzu und zu F. 3 und fol: 
genden gemachten Bemerkungen, die Grwähnung der Rejerve 
wegbleiben. 

6. 40. 
blieb ohne Abänderung. 
$. 41. 

wurde nach den Wünfchen von Württemberg und beiden 

Heſſen wegaelaflen. 
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8. 42, 

eben jo, und zwar um fo mehr, als dieſer Gegenftand im 
IX. Abſchnitte vorkommen wird. 

6. 43. 

Da diefer $. nur eine negative Vorfchrift enthält, daB Feine 
Beftimmung gegen die beftehenden Einrichtungen der Bundes- 
ftaaten getroffen werde, ſo glaubte man, denjelben ebenfalls weg- 
laſſen zu Eönnen, 


$. 4. 
Auf die von Hannover gemachte Bemerkung ift bereit8 oben 
(ad $. 13) Rüdficht genommen worden. 


$. 45. 

Das württembergijche und Eurheiftihe Monitum wegen der ' 

Stellung des Munitionsdepot3 wurde angenommen, und ben von 

Königreih Sachen und Württemberg wegen der Transporte ge- 
machten Bemerkungen entjprochen. 


§. 46. 
blieb ohne Aenderung. 

§. 47. 
eben jo. 

§. 48. 
gleichermaanßen. 

6. 49. 


blieb unverändert, ba bie Mitführung der Fourage für die 
Pferde eine außerordentliche Vermehrung der Transportmittel in 
Anfpruch genommen hätte, 
§. 50. 
blieb unverändert. 
§. 51. 
hat man ebenfalls ohne Aenderung belaflen zu müſſen ge- 
glaubt, da die von Württemberg zur Sprache gebrachten Gegen» 
ftände vielleicht in den Discuffionen über den VL, VII. und VII. 
Abfchnitt in Verbindung mit verwandten Punkten füglicher in 
Berathung gezogen werben Eönnen. 
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* 


Mit der gegenwaͤrtigen Vorlage glaubt der Bundestagsaus⸗ 
ſchuß den ihm ertheilten Antrag erfüllt, und die Sache genügend 
dahin vorbereitet zu haben, daß nunmehr über die vorliegenden 
Beſtimmungen paragraphenweiſe abgeſtimmt, und von der hohen 
Verſammlung nach der Mehrheit der Stinmen die nöthigen Be- 
ſchlüſſe gefaßt werden Fönnen. 

Sranffurt, den 11. April 1821. 


Bujammenftellung 
der von den verjchiedenen Bundestagsgefandtjchaften zu den fünf 
erften Abjchnitten der Grundzüge ıc. gemachten Bemerkungen. 
I. Abſchnitt. 
Stärfe des Bundesheeeres. 


$. 1. 
Württemberg trägt darauf an, in dem zweiten Saße 
zu jagen: 
„Das ordentliche Kontingent eines jeden Bundes- 
ftaateg.” 


Baden Schlägt vor, zu jagen: 
„Das gewöhnliche Kontingent” xc. 
und den lebten Satz dieſes $. zum $. 14 zu ziehen. 
Kurheſſen ſchlägt folgende Redaction vor: 
„Das Bundesheer iſt aus den Contingenten aller Bun⸗ 
desſtaaten zuſammengeſetzt. Das gewöhnliche Con⸗ 
tingent eines jeden Bundesſtaates iſt der hundertſte 
Theil ſeiner Bevoölkerung, wie fie in der, unter Num. 1 
beigefügten, vorläufig auf fünf Sahre angenommenen 
Matrikel verzeichnet tft.” 
Großherzogthum Heffen trägt auf Die von MWrttem- 
berg vorgefchlagene Redaction an. 
§. 13. 
Württemberg jchlägt folgende Redaction des erften Ab: 
jaßes vor: 
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„Zur fteeitbaren Mannfchaft werden gerechnet: Die Offi- 
ciere, Unterofficiere, Gemeine, Spiel- und Bimmerleute, 
dann Artillerie- Fuhrwejend: Soldaten, jo weit fie nad) 
F. 15 zur Bedienung des Geſchützes gerechnet werden 
können.” 

Baden will den lebten Abjab des $. 1 zu dieſem $. ziehen 
und Die Beflimmung wegen der Fuhrweſens-Soldaten in folgen- 
der Art näher bezeichnen: 

„Dann Diejenigen Artillerie Fuhrwejens-Soldaten, welche 
nach den Beftimmungen über da8 Verhältniß der Waffen⸗ 
gattungen zur Bedienung des Gejchübes gerechnet werden 
dürfen,” 

Auch fchlägt e8 vor, nad dem Worte: „Armeefuhr- 
weſen“ in dem zweiten Abſatze das Woͤrtchen „Für“ zu wie 
derholen. 

Kurheſſen will, wie Baden, den letzten Satz des $. 1 zu 
diefem $. ziehen, und jchließt fich übrigens der von Wuͤrttem⸗ 
berg vorgejchlagenen Redaction an. 

Großherzogthum Heffen trägt auf die von Württem- 
berg vorgejchlagene Abänderung des erſten Satzes an. 

Großherzogthum und Herzogthümer Sachſen 
tragen darauf an, daß die Mannſchaft für das Armeefuhrweſen, 
die Baͤckerei und die Sanitaͤtsanſtalten in das Contingentprocent 
mit eingerechnet werden möchte. 

Oldenburg, Anhalt ꝛc. ſchließen ſich dem Antrage der 
großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ſaͤchſiſchen Höfe an. 

8. 2. 


Kurheſſen will diefen $. weiter ausdehnen, und den $.5 
mit in benfelben ziehen. Es trägt daher auf, folgende Re⸗ 
Daction an: 

„Das Bundesheer muß, jobald es aufgeboten wird, in 
allen feinen Theilen vollftändig geftellt und unterhalten 
werben.” 

„Damit jedoch bei größeren Verluften einzelner Con⸗ 
tingente feine unverhältnigmäßigen Leiftungen von einzelnen 
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Staaten gefordert werden können, jo joll dad Marimum 
der Ergänzung während eined Sriegsjahres den zweihun- 
dertſten Theil der Bevölkerung nicht überjchreiten.” 

6. 3. 

Königreih Sachſen trägt auf Die Trennung der Erjap- 
mannjchaft von der Nejerve an, und fchlägt folgende Faſſung 
des 6. 3 vor: 

„Der Erſatz für das Heer foll in einem Kriegsjahre bei 
feinem Gontingente den zweihundertfien Theil Der Bevöl- 
ferung überſteigen.“ 

Württemberg fchlägt ebenfalld vor, die Erſatzmannſchaft 
von der Reſerve jcharf zu trennen und in Folge deſſen den $. 3 
ganz auszulaſſen, und bie Beftimmung in Anſehung des Nady- 
rüdens der Berftärfungen im $. 36 zu begreifen. 

Baden trägt ebenfalld auf diefe Trennung an, und will 
daher den $. 3 weglafien und die Beftimmung über die Stärke 
der Neferve und über das Nachrüden der Verſtärkungen des 
Heeres theild nad) 8. 9 eingejchaltet, theild dem $. 36 einver⸗ 
leibt haben. 

Kurbeffen trägt Darauf an, die Erfaßmannfchaft von ber 
Rejerve zu trennen, diefen $.3 Daher ganz wegzulafjen und nad) 
$. 9 einen eigenen $. folgendermaßen einzufchalten: 

„Um dergleichen Bejchlüffen die Ausführbarfeit zu fichern, 
müfjen in allen Bundesftanten Einrichtung zur Aufftellung 
von Reſerven getroffen werdeu.” 

Großherzogthum Heſſen wünfjcht bei Beſtimmung der 
Neferve zu 4 Procent feftgejebt zu fehen, Daß die Cadres Dazu 
auch im Frieden zu halten feien, und hält dafür, bie würde 
etwa in Der Weile ausgeführt werden Tönnen, daß die Referve 
ihre Feldorganijation im Frieden haben und ihre Mannfchaften 
ausbilden mühe; — daß ferner die Ergänzungsdepot3 im Frie- 
den in dem organifirten Corps der Reſerve und des Gontingents 
aufgenommen und daher die Summe der Compagnien und Schwa- 
deonen fo viele Gemeine überzählig haben müſſe, als die Ergän- 
zungsdepots (4j Procent) Mann erfordern. 


433 


Holftein tritt ebenfalld dem Antrage bei, den Unterichied, 
der zwilchen der Erſatzmannſchaft und der zur außerordent⸗ 
lichen Verftärfung des Heeres dienenden Referve befteht, jchär- 
fer au bezeichnen; es jolle daher im $. 3 nur von Erſatzmanu⸗ 
Ichaft geſprochen, und beitimmt werden, daß das Maximum der 
jelben in einem Kriegsjahre den zweihundertiten Theil der Be- 
völferung nicht überjteigen dürfe. 

Didenburg ıc. glaubt, es jei als Hauptzwed der Neferve 
anzujehen, daß eine hinreichende, zur Ergänzung des Heeres die: 
nende, geübte Mannjchaft vorhanden fei, indem die Ergänzung 
Regel, die Verftärfung aber Ausnahme in außerordeutlichen Fäl- 
len ſei, umd es bedenklich ſcheine, für dieje lebtere zum Voraus 
befondere Anftalten treffen zu wollen. Man Tönne daher die 
doppelte Beſtimmung der Reſerve wohl anführen, allein man 
bürfe nicht weiter gehen, und mühe vorzüglich alles vermeiden, 
was Direct oder indtrect dahin führen würde, Den Grund zu einer 
Reſerve-Armee zu legen. Auch werde ed bier dem allgemeinen 
Zwecke am meiften entjprechen, wenn, mit Vermeidung von De—⸗ 
tailvorjchriften, den Bundesgliedern der gehörige Spielraum ge- 
laſſen werde, nad ihren 2ocalverhältniffen wegen der Reſerve 
ſolche Einrichtungen zu treffen, welche ihnen am wenigften laͤſtig 
jelen, ohne jedoch dem KHauptzwede zu jchaden. 

§. 4. 


Baiern findet, daß dieſer $. nicht ganz im Einflange mit 
dem $.39 ftehe, indem nach leßteren der Bund befchließen wird, 
ob die Rejerve ganz oder zum Theil mobil gemacht werden folle, 
während nach erfleren ein Drittel dieſer Reſerve gleich nach Dem 
Ausrüden des Bundesheeres nur ald Erfaßmannfchaft aufgeftellt 
und unausgeſetzt vollitändig erhalten werden muß. 

Königreih Sachſen ſchlägt vor, in der erſten Zeile, 
anftatt: „Reſerve“, zu fegen: „Erſatzmannſchaft“ und in 
der zweiten Beile die Worte: „als Griabmann] haft“ weg⸗, 
zulaffen. 

Württemberg trägt, in Folge der zu $. 3 gemachten Bes 
merfung, auf folgende Redaction an: 

Dritter Theil. 28 
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„Am die Vollftändigkeit deſſelben (des Heeres) Tortwäh- 
rend zu fichern, muß ſogleich nad) Dem Ausrüden des 
Bundesheeres ein Sechstheil Procent der ganzen Bevöoͤlke⸗ 

rung als Erſatzmannſchaft aufgeftelt und unausgeſetzt 
vollzählig erhalten werden. Sechs Wochen nach dem 
Ausrüden des Bundesheered wird von dieſem Depot die 
Hälfte, nämlich „5 Procent der ganzen Bevölkerung, als 
Ergänzung dem Heere nachgejendet, mit den übrigen Rad 
jendungen aber von zwei zu zwei Monaten, nady Maaß—⸗ 
gabe des Bedarf fortgefahren.” 

Baden Schlägt in Folge feiner zum $. 3 gemachten Bemer⸗ 
fung vor, die Worte: „ein Drittel der Referve, oder“ 
auszulaſſen. 

Der erſte Satz des $. 4 würde demnach lauten: 

„Gleich nach dem Ausrüden des Bundesheered muß ein 
Sehötheil Procent der ganzen Bevdlferung als Erfah: 
manuſchaft aufgeftellt und unausgeſetzt vollftänbig erhalten 
werben.“ 

Kurheſſen fchlägt, in Folge feiner zu den vorhergehenden 
8$. gemachten Bemerkungen, folgende Nebaction vor: 

„Gleich nach dem Ausrüden des Bundesheeres muß ein 
Sechshunderttheil der Bevölkerung ald Erſatzmannſchaft 
aufgeftelt und unausgeſetzt vollftändig erhalten werben.” 

„Sechs Wochen nad dem erften Ausrüden des 
Bundesheered wird don dieſen Depots die Hälfte, mithin 
ein Zwölfhunberitheil der Bevölferung, als Ergänzung dem 
Heere nachgejendet, mit den übrigen Nachſendungen aber, 
nach Maaßgabe des Bedarfs, fortgefahren.” 

8.0. 


Baiern erachtet eine nähere Beflimmung für nothwendig, 
daß Ergänzung und Referve den zweihmbertften Theil der 
Bevölkerung nicht überfleigen dürfen. 

Königreih Sachſen fchlägt in Folge der zu $.3 ge 
machten Bemerkung vor, diefen 6. 5 wegzulaſſen. 

Württemberg jchlägt folgende Rebaction vor: 
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„Damit bei größeren Verluſten einzelner Gontingente keine 
unverhälinigmäßigen Leiftungen flatt finden, joll das Ma- 
simum der Erſatzmannſchaften während eines Kriegs⸗ 
jahres den zweihunbertften Theil der Bevölkerung in 
der Regel nicht überfteigen.” 

Baden trägt ebenfalld auf dieſen Bufab: in Der Re- 
gel”, an. 

Kurheſſen trägt, wie Württemberg, darauf an, anftatt: 
„während eined Feldzugs“ zu jagen: währenb eines Kriegs» 
jahres. Uebrigens jchlägt e8 vor, dieſen $. mit dem $. 2 zu 
vereinigen. (Siehe bei $. 2.) 

Medlenburg trägt ebenfall3 darauf an, dab Erfag und 
Referve zufammen das halbe Procent der Bevölkerung nicht uͤber⸗ 
fteigen dürfen. 

Die freien Stäbte fchließen ſich demſelben Antrage an. 


6. 8. 
Württemberg fchlägt vor, im erflen Abſatze dieſes 8. 
zu jagen: 
„le im Spital befindlihden VBerwundeten und 
Kranken.” 
Baden tritt dieſem Antrage bei; eben fo 
Kurbefjen und 
Großherzogthbum Heffen. 


8. 9. 
Rönigreih Sachſen fchlägt vor, nad dieſem $. fol- 
gende weitere zwei $$. einzuhalten: 
„$ 9. a. Diefe außerordentliche Anftrengungen beftehen 
entweber in Berflärfung des Bundesheeres durch Aufs 
ftellung einer befonbesen Referve, oder in Erhöhung bed 
als Regel feitgejehten Maximums der Erſatzmannſchaft.“ 
„S. 9. b. Es könne folche in keinem Kalle von einzelnen 
Bundesſtaaten, jondern nur im Allgemeinen nad ber Ma⸗ 
trifel verlangt werben.” 
Württemberg trägt, um ben Unterſchied wilden Erſatz⸗ 
28* 
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mannjchaft und Reſerve feftzuftellen, und das Aufgebot ſowohl 
der erften (in fo fern fie das ald Marimum angenommene Maaß 
überjchreitet) als auch in jedem Kalle der zweiten, von bejonde: 
“ren Bundeöbefchlüffen abhängig zu machen, auf folgende Yafjung 
diejed $. an: 
„Größere allgemeine Anftrengungen müflen durch bejonbere 
Bundesbeichlüffe beſtimmt werden.“ 
„Diefelben können, nad) Maaßgabe der Umſtaͤnde, entwe⸗ 
ber in einer Vermehrung der in dem $. 5 ald Regel an- 
genommenen Erſatzmannſchaft oder in der Aufftellung 
einer verhältnißmäßigen Reſerve beftehen, in Anſehung 
welcher die im 8. 1 über den Begriff ter ftreitbaren 
Mannjchaft angenommenen Grundfäße gleichfalls zur Ans 
wendung kommen.“ 

Baden fchlägt, in Kolge der zu 8.3 gemachten Bemerkung, 

folgende Fallung vor: 
„F. 9. Größere Anftrengungen müſſen durch befondere 
Bundesbeſchlüſſe befimmt, und können nur allgeme für 
alle Bundesftaaten angenommen werben.” 
F. 9. Zum Behufe folcher größerer Anftrengungen dient 
die Reſerve, welche aus zwei Sechötel Procent der Be: 
völferung beiteht.” 

Kurheſſen trägt ebenfalls auf folgende Fafjung an: 
„Brößere Auftrengungen müflen durch befondere Bundes: 
beichlüffe angeordnet werden, und koͤnnen nur allgemein 
alle Bundesftaaten, nicht einzelne ausfchließlich, treffen.“ 

und läßt dann auf diefen F. den bereitö bei F. 3 angeführten 
Zuſatz⸗Paragraphen folgen. 
6. 10. 

Königreih Sachſen ſchlägt vor, anftatt: 

„Diejenigen Abtheilungen der Referve, welche bei außer: 

gewöhnlichen Anftrengungen zur Verftärfung des Bundes» 

heeres nachrüden, müſſen in allen ihren heilen u. f. w. 
bloß zu feßen: 

„Die Referve muß ıc. x.“ 
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Württemberg fehlägt in Folge der bei $. 3 angetrages 
nen Abänderung vor, in der erften Periode des $. 10, flatt: 
„bei außergewöhnlichen Anftrengungen“, 
zu jagen: 
„bei ſolchen außergewößnlichen Auſtrengungen“ 
und am Schluffe dieſes F. nachfolgende Beſtimmung beizufegen: 
„Dieje Referven werben mit den betreffenden Armeecorpg, 
oder, wenn dieſes nicht möglich if, in jelbitftändige Koͤr⸗ 
per vereinigt, welche mit jenen analog zufammenzufeßen, 
zu befehligen, zu organifiren und zu behandeln find“, 
indem es für die mittleren Staaten von bejonderer Wichtigkeit 
ſei, feftzufeßen, Daß Die Rejerven entweder mit den betreffenden 
Armeecorps, oder doch in Divifionen vereinigt werden, um hier 
Durch die Butheilung berjelben zu größern Referve-Gontingenten 
zu verhindern, 
Baden Ichlägt vor, am Anfange der erften Periode dieſes 
6. die Worte: 
„bei außergewöhnlichen Anftrengungen” 
wegzulaffen, und am Schlufje derfelben zu ſetzen: 
„bei größeren Staaten in Divifionen und Brigaden, bei 
mittleren in Brigaden, Negintentern und Batterien, und 
bei kleineren endlich in Bataillond, Escadrons und halben 
Batterien u. |. w.“ 
Kurheſſen ſchlägt vor, in der erften Periode dieſes $. 
die Worte; 
„und deshalb and ausegercirten Soldaten beſtehen“ 
wegzulafien, und bie zweite Periode auf folgende Art zu fallen: 
„Ssüte die Referve eines Bundesftaates weniger ald ein 
Bataillon oder eine Escadron ausmachen, fo kann dieſelbe 
dem Gontingente im zuerft ausgerückten Heere einverleibt 
werben, es fei denn, daß mehrere Feine Staaten eines 
Armeecorpd vorziehen follten, ihre Rejerven in eine ges 
Schloffene Abtheilung zuſammenſtoßen zu laſſen.“ 
Großherzogthum Heſſen tritt dem von Württemberg 
vorgefchlagenen Zuſatze bei. 


AB 


u. Abſchnitt. 
Verhaͤltniß der Waffengattungen. 
&. 11. 

Wirttemberg trägt auf einen Zufaß an, vermöge deſſen 
die gemiſchten Korps von der Detadhirung zur großen Gavallerie- 
und Artillerie-Rejerve befreit würden. 

Baden ftellt den Antrag, das Verhaͤltniß der Reiterei auf 
$ der Sefammtzahl Der. Bundesmacht herabzuſetzen. 

Kurheſſen macht denſelben Antrag wie Württemberg, 
glaubt jedoch, daß Diefe Beftimmung in $. 62 vorgeiragen wer⸗ 
den ſolle. 

Großherzogthum Hefien tritt ebenfalls dieſem An- 
trage bei. 

Großherzogthum und Herzogtbümer Sachſen ſchlie⸗ 
ßen ſich dem badiſchen Antrage an, ſo wie auch 

Oldenburg x. und 

die Höfe der 16. Curie. 

6. 13. 

Hannoper (vid. die Bemerkung zu $. 44.) 

Württemberg fehlägt vor, zu jagen: 

„In Rüdficht des Calibers des Geſchützes wird Die Ar- 
tillerte des Bundesheeres in der Regel beflehen, aus 
u. |. m.” 

Diefer Zufag „in Der Regel” ſei nöthig, weil eine ge- 
naue Befolgung ber hier wegen des Calibers gegebenen Vorſchrift 
theild unmöglich, theild für mande Staaten höchſt läftig ſein 
würde, ohne daß babei ein höherer Zweck zu erreichen wäre. 

Kurheſſen ſchlägt folgende Yafjung vor: 

„Die Felvartillerte des Bundes wird rüdfichtlid, des Ca⸗ 
libers in der Regel beſtehen aus u. |. w.“ 

Großherzogthum Heffen tritt dem württembergijchen 

Borichlage bei. 
§. 14. 

Baiern bemerkt, daß die Anzahl der Belagerungshaubigen 

und der Mörfer (wozu die Munition jo beträchtliche Transport 
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mittel erforbere) gegen jene der ſchweren Kanonen fehr groß er: 
Scheine, und ein jolches Verhältnig nur auf das in neueren Zei⸗ 
ten angenommene Syſtem — die Uebergabe ber feſten Pläße 
mebr durch Yerflörung der Städte, als ihrer Feſtungswerke, ber 
beizuführen — einigermaßen begründet werben könne. 

Baden und 

Großherzogthum Heffen erflären: daß fie die ihnen 
zufallenden Gejchüpftüde des Belagerungsparks felbft in natura 
ftellen wollen. 

Großherzogthbum und Herzogthbümer Sachſen ſtellen 
den Antrag, Daß der Vorſchlag des 8. Ausjchufles der Wiener 
Gonferenzen angenommen werden möge. 

Didenburg ı. x. ſchließt ſich dieſem Antrage an. 

§. 17. 

Baiern bemerft, daß es allerdings für das Bundesheer 
jehr vortheilhaft jein würde, wenn Defterreih und Preußen für 
ein jedes ihrer Armeecorps einen Pontontrain für große Flüſſe 
nach Maafgabe des Bebürfnifjes ftellten, in dem Ansrüftungg- 
Entwurfe für das Faiferlich -Föniglich-öfterreichifche Contingent 
zum deutſchen Bundesheere (Beilage 1 zu abg. Schr. 76) fei 
aber die Ausrüftung von 44 Divifionen Pontons, d. i. von 90 
Pontons angeſetzt (aljo 30 auf jedes Armeecorps) und zu einer 
Flußbreite von 500 rheinifchen Schuhen ſeien — ohne Rejerven 
— 25, und mit Derjelben ungefähr 31 Pontons erforderlich, 
welche jedes der übrigen (6. bis 10. Armeecorps) zu ftellen hätte. 

Württemberg findet den aufzuftellenden Pontonstrain zu 
zablreih, und trägt darauf an, daß jedes Armcecorpd nur 20 
Pontond mittlerer Größe mit fich führe. 

Dies gebe für das ganze Bundesheer einen Trains von 
200 Pontons, welche Binreichend feien, um die größten Flüſſe 
auf 2 bis 3 Brüden zu paffiren und jedes einzelne Armeecorps 
in den Stand jegten, einen Fluß von 300 bis 400 Fuß Breite 
zu überjeßen. 

Baden tritt dieſem Antrage bei, eben fo 

Großherzogthum Helfen und Oldenburg ıc. 
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8. 19. 

Baiern bemerkt, in viefem $. teien nicht nur Die Sappeurs 
amd Minenrs beizufügen, jondern auch die nach $. 15 zur Be 
bienung des Belagerungsgeſchützes gehörige Artilleriemannſchaft; 
— auch werde es beſſer ſein, ſtatt 

„Artilleriemannſchaft für die Feldgeſchütze“, 
zu ſetzen: 

„Bedienung der Feldgeſchütze“, 
weil auch diejenigen Fuhrweſensſoldaten, welche die zur Bedie- 
nung eines Gejchiiked auf 36 Mann fetgefeßte Anzahl nicht 
überjchritten, mit einbegriffen feien. 

Königreihb Sachſen ſchlaägt folgende allgemeine Kaf- 
jung vor: 

„Das numerische Verhaͤltniß der Infanterie ergiebt fi) 
von ſelbſt, wenn alle übrige ftreitbare Mannichaft von 
der Gejammtzahl des ganzen Heeres abgezogen wird.“ 

Württemberg tritt den Baierifchen Bemerkungen bei; 
eben fo 

Kurheſſen und 

Großherzogthum Helfen, 


$. 21. 
Großhberzogthum und Herzogthümer Sachſen tragen 
Darauf an, daß die Beilimmung: 
„fein Gontingent dürfe zum größern Theile aus Land: 
wehr beſtehen“, 
weggelajlen werde. 


m. Abſchnitt. 
Eintheilung des Bundesheeres. 
$. 28. 

Oldenburg ıc. bemerkt, es dürfte bei der Beftimmung der 
Gröffe der Bataillons, Schwadronen und Compagnien Darauf 
Rüdficht genommen werben, daß ein Fleiner Unterſchied billig 
nicht zu beachten wäre. 
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§. 284. 

Großherzogthum und Herzogthümer Sadjen tragen 
auf Entfernung der Beftimmung eines Minimums der felbft zu 
ftellen möglichen Gavallerie an. 

$. 28. 

Didenburg ıc. .bemerft, e8 bleibe hier eine nähere Beſtim⸗ 
mung zu wünjchen, wie Die der Bundesverfammlung vorbehaltene 
Entſcheidung zu bewirken fei, indem ſich Hindernifje einer Verei⸗ 
nigung denken ließen, Die durch Feine Entſcheidung befeitigt werden 
fönnten, und wo alſo nichts übrig bleiben dürfte, als ein Arran- 
gement zu befördern, wie ed nach den Umftänden möglich befunden 


werde. 
$. 30. 


Oldenburg ꝛc. ꝛc. bemerkt, die in dieſem $. enthaltene 
Beftimmung ſcheine Sache des Oberfeldherrn, und nicht Gegen⸗ 
Rand ber jetzt au beſchließenden Organiſation zu fein. 


IV. Abſchnitt. 
Bereitbaltung im Frieden. 
$. 31. 

Defterreich bemerft, e3 dürfte zweckmäßiger fein, fidy da- 
bin zu vereinigeu, Daß die Sammelpläße in dem Augenblide 
beftimmt werben jollen, in welchem fich der Bund für die Mobil: 
machung feines Heeres entjcheidet. 

Kurheſſen tritt diefer Bemerkung mit dem Antrage bei, 
daß der lebte Sab dieſes $. lieber ganz weggelaſſen und am 
Schluſſe des erften Satzes, ftatt: „beſtimmten“ gejeßt werde 
„zu beftimmenden”. 

Württemberg fchlägt vor, bloß zu jagen: 

„um dieſen Zweck zu erreichen, werden folgende Grund» 
fäße angenommen: 

und mithin den Zwiſchenſatz: 
„und Diefenigen Beftimmungen erfüllen zu Fönnen, welche 
im erften Abfchnitt $. 3, A und 5, in Beziehung auf die 
Reſerve feftgejegt wurden“ 

ganz wegaulafien. 
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Großherzogthum und Herzogtbümer Sachſen bemerken, 
ed dürfte jedem Bundesfürften gegen feine Verantwortlichkeit 
überlaflen werben, welche Einrichtungen er als die den örtlichen 
Verhältniffen angemefjeniten und zwedmäßigften im Frieden treffen 
wolle; es Dürfte demnach binreihend jein, wenn jeder Bundes- 
flaat die Verpflichtung übernehme, das Kriegscontingent vier 
Wochen nach erfolgter Aufforderung fchlagfertig zur Dispofttion 
des Oberfelpheren zu ftellen, und alle weiteren beſchraͤnkenden 
Beftimmungen wegen der Beurlaubung könnten wegfallen. 

§. 34. 

Hannover trägt darauf an, daß das in Diefem 6. ausge⸗ 
Iprochene Verbot der Beurlaubung der Unterofficierd bei ber 
Neiterei, wo nicht weggelaffen, doc, jo mobificirt werde, daß es 
weniger drüdend ſei. Wenigftens für Hannover müßte in dieſer 
Hinfiht eine Modification in Anfprudy genommen werden, indem 
jenes Verbot mit den dortigen Sfonomifchen Ginrichtungen bei 
der Savallerie auf eine auffallende Weiſe unverträglidy ei. 

Kurheſſen tritt dieſem Antrage bei und fchlägt demnach 
vor, bei b) die Worte: ohne irgend eine Beurlaubung der 
Unterofficiere” wegzulafjen, jowie bei c) am Ende die Worte: 
„der ganzen Mannſchaft“. 

Oldenburg ıc Halt alle beichränfenden Beftimmungen 
wegen Beurlaubung für drüdend und für überflüffig, wenn nur 
Sicherheit gegeben werde, daß die Kontingente in tüchtigem und 
vollzähligem Stande wirklich gehalten werben. 

G. 35. 

Kurheſſen ſchlaͤgt vor, zu Jagen: 

„die gefammte Mannfchaft des gewöhnlichen Gontin- 
gents” u. |. w. 

Liechtenftein bemerft, es dürfte zu drüdend fein, wenn 
fein 55 Mann ſtarkes Contingent in Wolge des zweiten Satzes 
dieſes $. alle Sabre einmal zum Bufanımenrüden von Vaduz 
nach Darmftadt marjchiren müßte. 

$. 36. 
Königreih Sachſen fchlägt folgende Fallung vor: 
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„Damit die Reſerve bei deren Aufgebot durch befondere 
Bundesbeſchluͤſſe zehn Wochen nad) foldhem auf den Sam- 
melpläben ber Gontingente ſchlagfertig anfgeftellt werben 
koͤnnen, muͤſſen auch in Friedenszeiten in jebem Bundes⸗ 
ftaate Cadres von Officieren, Unterofficieren und Spiel: 
leuten für ein Drittheil Procent der Bevölkerung vor: 
Banden fein, auch Anftalten getroffen werben, daß fie aus 
egercirten Soldaten beftehen Eönne”. 

Württemberg fchlägt in Folge der zu $. 3 gemachten Be- 

merkungen folgende Faſſung Des $. 36 vor: 

„Am die Aufftelung der Reſerve zu fihern, mühlen in 
jedem Bundesftante ſchon in Friedenszeiten Cadres von 
Officieren, Unterofflcieren und Spielleuten für ein Drit 
theil Procent der Bevölkerung vorhanden fein, damit, 
zehn Wochen nady dem die Aufitellung der Reſerve be 
flimmenden Bundestagsbeſchluſſe, vollfommen geübte und 
ausgerüftete Regimenter, Bataillons und Escadrons jchlag- 
fertig aufgeftellt werden köunen“. 

Die Aufftelung von Sanitätd: und Berpflegungsbeamten 

für Die Reſerve in Friedenszeiten, hält Württemberg für unnöthig. 

Baden Schlägt folgende Faſſung vor: 
„Für die Neferve müljen in jedem Bundesftante ſchon in 
Friedenszeiten Cadres von Dfflcieren, Unterofflcieren und 
Spielleuten, nebft dem nöthigen Material vorhanden fein, 
damit, zehn Wochen nach dem eine größere allgemeine An- 
firengung beflimmenden Bundesbeichluffe, vollitändig geübte 
und ausgerüſtete Negimenter, Vataillons und Escadrons 
marfchfertig aufgeftellt werben koͤnnen.“ 

Kurheſſen trägt auf nachflehende Faſſung an: 
„Zum Behuf der Referve müfjen in jedem Bundesſtaate, 
der nicht ohnehin eine größere Anzahl von felddienittaug- 
lien Linientruppen oder Landwehr unterhält, als Das 
gewöhnliche Sontingent beträgt, ſchon in Friedenszeiten 
Cadres von Officieren, Unterofflcieren und Spiellenten 
für den dreihundertften Theil der Bevölkerung, nebft dem 
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nöthigen Material vorhanden, auch. joldhe Ginrichtuugen 
getroffen fein, damit, zehn Wochen nach dem gefaßten 
Bundesbeſchluſſe, vollftändig geübte und ausgerüftete Re 
günenter, Bataillons und Escadrons fchlagfertig aufge: 
ftellt werden koͤnnen“. 

Großherzogthum Heffen fchlägt vor, nach „Unter: 
officieren” noch „Spielleuten” einzufchalten. 

Holftein bemerkt, daß die Gadres für die Ergaͤnzungs⸗ 
Neferve, wenn bdiejelbe, zehn Wochen nad) gefaßtem Bundes⸗ 
bejchlufje, in gejchloffenen Truppen-Abtheilungen und aus geübter 
Mannſchaft beſtehend, ausrüden fol, nicht allein in einigen 
wenigen Dfficieren und Unterofficieren beſtehen koͤnnen, ſondern 
daß aud) eine Anzahl vollfommen geübter Gemeine hierzu erfor: 
derlih und zu beftimmen jei, 3. B. für jede Compagnie oder 
Escadron 20 Mann. Dieſe Gadres wären in dem angenom:- 
menen zweihundertiten Theile der Bevölkerung zu begreifen, je 
doch nicht als eigene Erfaßmannichaft anzujehen und nachzuſenden, 
wohl aber dazu zu verwenden, die Erſatzmannſchaft auszubilden, 
um folche einigermaßen egercirt abjenden zu Eönnen. Zu Aus 
füllung diejer Gadres müſſe durch bejondere Landeseinrichtungen 
Vorſicht getroffen, dieſe aber jedem Bundesitaate vertrauendvoll 
überlaflen werden. 

Ol denburg ıc. bezieht fi) auf Die zu $. 3 gemanhte Be⸗ 
merkfung, und hält es für bedenklich, für den außerorbentlichen 
Fall einer Verſtaͤrkungs⸗Reſerve ſchon jeßt Vorſehung zu treffer 

6. 37. 

Königreich Sachſen hält eine Redactiousveraͤnderung u. 

der Art für nöthig: 
daß die Einjendung dieſer Ausweiſe nicht von den ein- 
zelnen Gontingenten, fondern corps⸗ ober divifſionsweiſe 
ftatt finde. 

Württemberg tritt der Meinung der Militärcommilfion 
bei, daß bloß Die gemijchten Armeecorps Liſten nad) einer be⸗ 
ftimmten Vorschrift in Friedenszeiten einfenden würden, wogegen 
ed den ungemiſchten Armeecorps zu überlaflen fei, ſolche ganz 
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nad) den bei ihnen beftehenden Ginrichtungen abzufaſſen. Es 
Schlägt daher folgende Abänderung des &. 37 vor. 
„am 1. Jannar jeden Jahres werben diejenigen Bundes» 
ftaaten, welche eigene Armeecorps bilden, contingentweile, 
diejenigen der gemifchten Armeecorps aber, corps⸗ oder 
doch wenigſtens divifionsweife der Buudesverfamminng 
ihre Standesausweiſe vorlegen laſſen“. 

. „Die unter Bahl 5 beigelegte Tabelle zeigt die Form 
der Standesausweiſe, iiber welche ſich die Theilhaber der 
gemiſchten Armeecorps vereinigt haben“. 

„Diejenigen Bundesglieder u. |. m. 

Baden jchlägt folgende Faſſung vor: 

„Der Bundeöverfammlung wird am 1. Januar jeden 
Jahres eine Ueberſicht des Standes des Bundeöheeres 
vorgelegt”. 

„Den Bundesftaaten, Deren Contingent ein oder mehrere 
Armeecorps in fich begreift, bleibt es überlafen, die deß⸗ 
fallfigen Tabellen nad) den bei ihnen geltenden Einrich⸗ 
tungen abzufafjen”. 

„Bei den gemifchten Armeecorps werben fie nad) ben 
unter Biffer 5 vorgelegten Schema gefertigt und corps⸗ 
oder wenigſtens diviſionsweiſe eingereicht". 

„Diejenigen Bundesglieder n. |. w. 

Kurheſſen ſchließt fi dem mwürttembergiichen Untrage an, 

eben jo | 

Großherzogthum Hejfen. 

Holftein bemerkt, daß dieſer $. eine genauere Faſſung zu 

bedürfen fcheine und in demſelben auszuſprechen jein möchte: 
„Den ungemifchten Armeecorps bleibe es überlaffen, die 
tabellariſchen Ausweiſe in denjenigen Formen au die Bun- 
besverfammlung zu fenden, die nach ihren Einrichtungen 
beftehen; die gemifchten Korps aber müfjen ihre Ausweiſe 
nach der unter Ziffer 5 beiltegenden Tabelle diviſionsweiſe 
der Bundesverfammlung einjchiden“, 

da in militaͤriſcher Beziehung die Divifionen ein ſelbſtſtaͤndiges 
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Ganze bilden, und der Ueberblick des Beſtandes des Heeres ba- 
durch erleichtert werden würde. 


V. Abſchnitt. 
Mobilmachung des Bundesheeres. 
§. 39. 

Baiern bemerkt, daß der zweite Sag dieſes $. nicht ganz 
im Ginklange mit dem $. 4 ftehe, wie ſchon bei dieſem $. be 
merft worden. 

Kurheſſen jchlägt in Folge der zu den 66. 3--10 ge 
machten Bemerkungen vor, den legten Sag Des $.39 wegaulafien. 

DIdenburg ıc. findet ebenfalld eine befondere Beflimmung 
wegen Mobilmachung ber Rejerve bedenklich, indem es fich von 
ſelbſt verfiehe, daß wenn ein Bundesbeſchluß außeronbentliche 
Anftrengungen fordere, auch in dieſer Hinficht Vorjehung getroffen 
werden müfle. 

S. 41. 

Württemberg bemerkt, daß eine Gleichſtellung des Soldes 
der Truppen in den gemijchten Corps vielen Staaten ſehr laͤſtig 
fallen würde, und trägt deßhalb darauf an, dieſen F. ganz zu 
ftreichen, und den Gegenfland der freien Lebereinfunft der ein 
Armeecorps bildenden Staaten zu überlafien. 

Kurheſſen ſchlaͤgt ebenfalld vor, dieſen F. wegzulaſſen, oder 
wenigſtens ſtatt: „Sold der Truppen“, zu ſetzen: „Sold 
der Mannſchaft vom Feldwebel abwärts“. 

Großherzogthum Heſſen tritt dem württembergiſchen 
Antrage bei. 

§. 42. 


Württemberg ſchlaͤgt vor, auch dieſen $. zu ſtreichen, in⸗ 
dem den Beſtimmungen über die Naturalverpflegung ohnehin ein 
eigener (der IX.) Abſchnitt gewidmet ſei. 

Großherzogthum Heſſen ſchließt ſich dieſem Antrage an. 

$. 4. 

Hannover bemerkt, daß e8 zwar Feine Abänderung biejes 

F. beabfichtige, aber für fein Kontingent die Modification in An⸗ 
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ſpruch nehmen müfje, anftatt 12pfündiger Geſchütze Ipfündige zu 
ftellen, welche bei Berüdfichtigung des Gutachtens der Militär- 
commiffion wohl zugeftanden werden fönne, 


§. 45. 

Königreich Sachſen trägt darauf an, daß eine Beflimmung 
in Hinfiht der den Munitions-Depots beizugebenden Transport- 
mittel beigefügt werde, wodurd das Fuhrweſen diefer Depots 
fo viel als möglich beichränft werde, und den Bunbesftaaten die 
Unkoften, welche während eined Krieges durch zu große For- 
derungen und willführliche Ausfchreibungen an Beipannung zur 
Laft fallen würden, erfpart werben. 

Württemberg fchlägtvor, anftatt: „von der Aufftellung 
des Bundesheres”, zu feßen: von der eriten Aufftellung 
des Bundesheeres*, 

Kurheſſen bemerkt, daß der Munitionsbedarf ohnehin etwas 
hoch angejeßt jcheine, und nach der in diefem $. enthaltenen Be: 
flimmung der Transport bes legten Drittheils defjelben eine neue 
bedeutende Laſt ſei; es möchte daher zwedmäßiger fein, wie 
Württemberg bloß Die erfte Aufftellung bes Heeres anzuführen 
und folgende Beſtimmung beizufegen: 

„Das Abholen von dort, oder das Vorrüden der Depots 
beforgt der ArtilleriesDirector mit den ihm zu Gebote 
ftehenden Mitteln”. 

Holftein tritt dem württembergtfchen Antrage bei. 

8. 49. 

Kurheffen wünſcht eine nähere Bezeichnung, ob unter der 
viertägigen Naturalverpflegung für die Mannjchaft auch Fourage 
— wenigftensd Haber oder Gerſte — zu viertägiger Verpflegung 
der Pferde verftanden fei. 

§. 51. 

Württemberg bemerft, daß bei Gelegenheit Diefes $. viel: 
leicht die Rangirung der Truppen, bie Mittheilung der Ancien- 
netät3-Liften und die Wahl und Ernennung der Gentral-Stellen 
zur Sprache gebracht werben dürfte. In biefem Falle erkläre es 
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fih für das Gutachten der Militärcommiffion vom 4. Oct. 1820 
(pag. 495 bi8 497 der Brotofolle der Bundesverfammlung). 


In derjelben Sikung wurde auch endlich eine Note ber 
Mititär-Comniffion vom 3. April 1821 über die Teßten fünf 
Abichnitte der Grundzüge der Bundeskriegsverfaſſung mitgetheilt. 
Wir lafjen fie hier folgen: 

Note der Militär-Gommiffion 
an den zur Ausarbeitung des Militär» Verfaflungsplane? des 
deutfchen Bundes beftehenden Bundestags-Ausſchuß; Datirt 
Sranffurt den 3. April 1821. 
(Beilage zu $. 103 des Protofolls ber 17. Sikung vom 12. April 1821). 


Die Militärcommilftion der hohen Bundesverfammlung bat 
anch die Bearbeitung der fünf lebten Abfchnitte der Grundzüge 
vollendet, und ermangelt nicht, das Reſultat derſelben dem jehr 
verehrlichen Bundestags-Ausſchuſſe zu übergeben. 

Das Verfahren, welches fie bei den Verbandlungen über die 
gefammten Grundzüge beobachtete, und die Gründe, welche fie 
zu demjelben bewogen, gab fie bereit3 in jener Note vom 4. Det. 
v. J. an”), womit fie ihre Bemerfungen zu den fünf eriten 


*) Zu F. 53 hielt e8 der Bevollmächtigte des 9. Armeecorps für wün⸗ 
ſchenswerth, den Zufap beizufügen, daß zur Stelle eines Oberfeldherrn nur 
ein Gingeborner, oder ein in einem beutfchen Bunbdesflaate wirflich dienender 
Dfficier gewählt und berufen werden konne. Das allgemeine Beſte, fowie bie 
Nationalehre, meinte er, würde einen ſolchen Zufaß rechtfertigen. Denn ab- 
gefehen davon, daß Deutichland an talentvollen, ausgezeichneten und kriegs⸗ 
erfahrenen Heerführern feinem übrigen Lande nachſtehe, und deren gewiß zu 
allen Zeiten beſitzen werde, fo dürfe man audy nicht überfehen , daß einerfeite 
die fo Außerft wichtige Weldherrnftelle des Bundeshreeres, da fie nur zeitlich 
und auf die Dauer des Krieges vergeben würde, au nur einem Manne ans 
vertraut werden Eönne, deflen eigenes und perfönfiches Intereſſe auf das engfle 
an das Land gefnüpft ift, deilen Bertheidigung in feine Hände gelegt wird, 
— und daß andererfeits Kenntniß der Spradhe und der Sitten, fowie des 
berrfchenden Nationalgeiftes hoͤchſt nothwendige und beinahe unentbehrlidhe 
Mittel zur glüdlichen Leitung eines vaterländifchen Heeres feien. 
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Abſchnitten vorzulegen die Ehre hatte. Hiernach wurden auch 
die ferneren 5 Abfchnitte einzeln, nad) ihren Paragraphen, und mit 


Auf gehaltene Umfrage waren bie übrigen Mitglieder zwar zum Theil 
mit der geäußerten Bemerkung einverfianden; da fie jedoch insgefammt die 
Borausjeßung theilten, daß die Bundesverfammlung wohl nicht ohne ganz 
befondere und triftige Gründe einem nicht zu irgend einem Bundesflaate ge⸗ 
hörigen General die Stelle eines Oberfeldherrn anvertrauen werde, fo glaubten 
fie, daß eine eigene Befimmung und Beichränkung in dieſer Hinficht nicht un- 
umgaͤnglich nöthig jei. 

Ad $. 54 wurde nichts bemerkt. 

Ad $. 55 äußerte der Bevollmächtigte des 8. Armeecorps, daß nad 
feinem Dafürhalten zu diefem Paragraphen auch die Formel des Bibes gehöre, 
welchen der Oberfeldherr Bei dem Antritte feines Amtes in die Hände der 
Bundesyerfammlung abzulegen habe, und daß daher in bemfelben auf biefe 
Gidesformel hinzuweiſen fei. 

Die übrigen Mitglieder flimmten diefer Anſicht insgefanmt bei, glaubten 
aber, mit dem Bevollmächtigten des 8. Armeecorps, daß die Vorſchrift bes 
Eides ſelbſt nit der Militärcommilfton zuſtehe; weßwegen fie fi blos dahin 
vereinigten, dieſen Gegenſtand ber hohen Bundesverfammlung in Grinnerung 
zu bringen, und ſich alsdann gleichzeitig auch die Mitteilung befielben zu 
erbiiten. 

Ad $. 56 fand man nichts zu erinnern. 

$. 57. Nah dem Inhalte diefes Paragraphen, fagte der Präfldirende, 
werde ber Oberfeldherr verpfiicdhtet, dann, wenn nad getroffener Binleitung 
zur wirklichen Ausführung geſchritten fein wird, ber Bundesverfammlung bie 
Umriſſe feines Operationsplanes vorzulegen. Dagegen müfje er nun bemerken, 
dag ihm bei dem Ausbruche eines Krieges nichts wichtiger als die Geheim⸗ 
haltung des beſchloſſenen Operationsplanes erſcheine; die Mittheilung oder 
Bekanntmachung defjelben könne alſo nie zu fpät geſchehen, am wenigften aber 
an eine Bundesverfammlung, wo die Mittheilung bes befchlofienen Operations⸗ 
planes der Natur der Sache nad durdaus Fein Geheimnig mehr bleiben 
könne. Mit diefer Bemerkung fei er weit entfernt, an eine Beichränfung der 
Nechte der Bundesverfammlung zu denken. Seine Abfiht gehe haupftſaͤchlich 
dahin, als Soldat nichts Unmilitärifches feſtzuſezen. Die Stellung des Ober: 
feldhern müfle in einem Bundesheere noch mehr als in einem jelbfifländigen 
frei und unabhängig gemacht werben, weil fein Amt nicht nur ſchwieriger ei, 
fondern auch weil auf ihm eine größere DBerantwortlichkeit laſte. Gr habe 
nichts dagegen, daß man den Oberfeldherrn ber ftrengfien Verantwortung 
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beionverer Berüdfichtigung der von einigen Bundesſtaaten zu dem 
erfien Entwurfe gemachten Bemerkungen durchgegangen, dann 


unterziehe; um aber biefe rechtlich zu begründen, müfle er auch unumfchränfte 
Macht und ein unbegränztes Bertrauen beſttzen. Er fehe nicht ein, welche 
Nothwendigkeit für die in Rebe ftehende Beſtimmung ſprechen folle. Die 
Bundesverfammlung habe ihren Willen durch die Snftructionen und Befehle 
ausgefprochen, welche fie dem Oberfeldherrn bei Bröffnung bes Feldzuges er- 
theilt. Sie erfahre durch deſſen Berichte, inwieweit er nach jenen Inftructionen 
handele, und Tönne ohne militärifhe Beihülfe und bei ihrer abhängigen Stel- 
ung nicht wohl den Bundesfeldherrn im Detail feiner Operationen leiten, 
oder zu gehöriger Zeit auf dieſelben einwirken. Es Fönne daher auch aus 
der Mittheilung des Operationsplanes fein Nupen hervorgehen, wohl aber 
befien allzufrühe Bekanntmachung nicht felten für die Operationen ſelbſt höchſt 
fchäpdfich werden. Er trage daher darauf an, daß der Oberfeldherr nur dann 
verpflichtet werden folle, die Umrilje feines Operationsplanes ber Bundes⸗ 
verfammlung vorzulegen, wenn aus der Mittheilung deſſelben Fein Nachtheil 
mehr für die Operationen entflehen Tonne. 

Der Eöniglichepreußifche Bevollmächtigte teilte ganz die Anficht bes 
Borfigenden. Auch er war der Meinung, daß dem Oberfeldherrn bas Ge 
heimniß feiner Entwürfe um fo mehr gelafien und nicht zu früh abgeforbert 
werden folle, als fowohl der Entwurf, wie die Ausführung und Abänderung 
des Oprrationsplanes ganz feinem eigenen Grmefien überlafien werde, und er 
für die Ausführung jelbft gegen den Bund verantwortlich bleibe. 

Nach der Meinung des Foniglichsbaierifchen Bevollmächtigten würde ber 
vorgefchlagene Zufag, daß der Oberfeldherr nur dann verpflichtet fein folle, 
die Umriſſe feines Operationsplanes der Bunbesverfammlung vorzulegen, wenn 
aus der Mittheilung befjelben Eein Nachtheil mehr entflehen könne, in direrien 
Widerſpruch mit dem F. 54 kommen, wo das Verhaͤltniß des Oberfeldherrn 
zum Bunde wie das eines jeden commandirenden Generals zu feinem Souverain 
feſtgeſetzt ſei. Bei diefem Verhaͤltniſſe aber (und ein anderes ließe ſich nicht 
denen) müfle der Bundesverfammlung wohl das Recht zuftehen, bie Borlage 
des bejchloffenen Operationsplanes von dem Oberfeldheren zu fordern. ine 
ſolche Befugniß fei nach feiner Anſicht vollkommen gegründet, da man doch 
den Interefienten die Mittheilung befien, was vorgeht, Billigerweife nicht vor⸗ 
enthalten Fonne. Was die Nachtheile anbelange, welche aus einer zu frühen 
Belanntmahung des Operationsplanes möglicherweife hervorgehen Eönnten, fo 
dürfe nıan wohl mit Gewißheit annehmen, dag ſich die Regierungen in folchen 
Zällen wegen der nöthigen Geheimhaltung bdefjelben vereinbaren würden. Gr 
ſtimme demnach für die umveränderte Beibehaltung bes erwähnten Baragraphen- 
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aber die einzelnen Bemerkungen zu leichterer Ueberſicht unb 
beſſerer Beurtheilung des Ganzen wieder zufammengefaßt zu 


Der Bevollmächtigte des 8. Armeecorps trat zwar der Anſicht bei, bag 
die Mittheilung des Operationsplanes nicht zu früh gefchehen ſolle. Da jedoch 
der Bund die einzige Behörde des Oberfeldherrn fei, die auf ihn wirken 
fönne, nnd bie ihm allgemeine und fpecielle Inftructionen ertheile, an deren 
Beachtung er gebunden bleibe, fo müſſe derjelbe nothwendigerweiſe auch ber 
Bundesyerfammlung feine beſchloſſenen Entwürfe und Ginleitungen anzeigen. 
Eine folde Beſtimmung Fönne nah feinen Dafürhalten weder umgangen 
werben, noch Fönne fie, wenn wegen ber nöthigen Geheimhaltung ber gefches 
henen Mittheilungen bei der Bundesverfammlung die geeigneten Vorſorgen 
getroffen würden, weientlihe Nachtheile herbeiführen, — ja er glaube vielnichr, 
daß fie fih ale eine höchſt heilſame Maßregel bewähren dürfte, und wünſche 
folglih, daB der genannte Paragraph bei feinem gegenwärtigen Inhalte 
bleiben möge. 

Der Bevollmächtigte des 9. Armeecorps äußerte, daß er die Anficht des 
Borfipenden vollkommen theile, und daher dem von ihm vorgefchlagenen Zu: 
faße beiſtimme. 

Der Bevollmächtigte des 10. Armeecorps erklärte, daß ihm die Baflung 
diefes Paragraphen ganz zwedeniiprechend zu fein fcheine, und er folglich für 
Die wörtliche Beibehaltung deſſelben auch um jo mehr flimme, als aus ſelbigem 
nicht nur deutlich hervorgebe, wie man ſoviel möglich dem Oberfeldherrn vers 
trauensvoll alle erforderliche militärifche Freiheit habe geben wollen, indem 
man andererſeits erwogen, wie in ber nothwendigen Bewahrung des nülitaͤri⸗ 
ſchen Geheimnifjes das Recht der Staaten, bald thunlich zur gebührenden 
Kenntnig der Zwede zu gelangen, erhalten werden möge. Bei einer fo vor: 
züglich richtigen Unfiht ber Sache lafje ſich feiner Meinung nad um fo 
weniger bezweifeln, daß bei entiiehendem Kriege die Staaten vermöge und bei 
der Bundesverſammlung ſich — im Zwei der immer beſſern Bewahrung bes 
militärifchen Geheimniſſes — über die hiezu etwa ferner erforderlihen Mittel 
vereinbaren werden, bergeflalt, daß der Oberfeldherr aljo immer weniger An⸗ 
ftand nehmen fönne, die ber Bundesverfammlung gebührenden Mitiheilungen 
in der Art, wie ein Feldherr fie feinem Souverain macht, fo unverweilt und 
fo unausgeſetzt als erforderlich zukommen zu laſſen — und welches, da ander⸗ 
weitige politiihe Breignifje oder Anjichten auf den Hauptplan des Feldherrn 
einen ändernden Ginfluß Haben, und neue Vollmachten, Befehle oder Inftruc- 
tionen nothwendig machen können, auch gang zwedentiprechend fei. 

Da die Meinungen der Herren Mitglieder über den in Antrag gebrachten 
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einem neuen Entwurfe ber Redaction, welcher gegenmwärtiger Note 
unter Zahl 1 beillegt. Da aber bei den vorliegenden Abjchnitten 





Zufag getHeift blieben, fo Fam man überein, Die gegenfeitig geäußerten An⸗ 
fichten der Bundesverfammlung zur Entſcheidung vorzulegen. 

85. 58. 59. Bei letzterm trug der Borfigende darauf an, daß anftatt 
des Ausdruckes „als Benerallieutenannt des Bundes Tann auch” gejagt werbe: 

„Soll einer der Eorpscommandanten 2c.” 

Er gründete dieſen Antrag auf die Vorausfegung, daß die Ernennung eines 
Generaflieutenants Feinen andern Zweck haben könne, als die Sicherftellung 
der Nachfolge im Commando des Bundesheeres für alle möglichen Verhin- 
derungsfälle des Oberfeldherrn. Jeder andre Zwed, welcher mit jmer Stelle 
verbunden werben fönne, erfcheine ihm militärifh von hohem Nachtheil. Die 
Anweſenheit eines ſolchen Generallieutenants im Hauptquartier und feine 
Stellung zum Oberfeldherrn würde hinreichen, den Geiſt der Partheien zu 
erwecken, der in jedem Hauptquartier foviel als möglich vermieden werden müfle, 
und welchen ein Bundesheer feiner Natur nach mehr als jedes andere zu fürchten 
habe. Als Stellvertreter des Oberfeldherrn würde er ohnehin ſchon Anſprüche 
auf das nächte Vertrauen defielben machen, und ftets in den Geiſt der Ope⸗ 
rationen eingeweiht fein wollen. Wäre er nun immer im Gefolge des Ober- 
feldheren, fo würde er faft unvermeidlich eine nachtheilige Controlle feiner 
Handlungen abgeben, und leicht an die Spiße jeder Oppofltion geftelt werden 
können, Nur wenn ein folder Etellvertreter fern vom Hauptquartier mit 
feinen Truppen befchäftigt würde, Tießen ſich jene Nachtheile vermeiden, und 
dennoch der Zweck erreichen, welchen nach feiner Anflcht ber Bundestage-Aus- 
ſchuß bei den Antrage für diefe Stelle gehabt haben könne. Auf jeden Fall 
halte er es für die Pflicht der Militärcommiffton, auf die Nachtheile auf: 
merffam zu machen, welche leicht aus einer fo zwedwidrigen Stellung des 
Bundesgeneral-Lieutenants hervorgehen fönnten. 

Der Eöniglicäepreußifche Bevollmächtigte trat der Anſicht des Vorſitzenden 
und feiner vorgefchlagenen Aenderung vollfommen bei. 

Der Föniglichsbaierifche Bevollmächtigte erklärte, daß er dem Antrage des 
Borfigenden nicht beipflichten fönne. Nach feiner Anfiht werde ein Generals 
lientenant darum ernannt, damit außer dem Feldherrn noch eine Berfon ver: 
handen fei, die von allem Kenntniß habe, und ihn in eintretenden Fälleu er- 
feßen fönne. Da überdieß dem Generallieutenant das Commando eines Flügels 
oder Treffens gegeben, und fonftige angemefjene Aufträge von dem Oberfeld⸗ 
herren ertheilt werben Fönnten, jo dürfte bie Beforgnig wegfallen, daß er ohne 
Beihäftigung im Hauptquartier fein werde. Schließlich fügte er noch Hinzu 
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jene Bemerkungen verjchiebener Bundesſtaaten größteniheild auf: 
genommen find, jo ſchien es auch nicht nöthig, eine Beantwortung 


es fei in den Grundzägen Veranlaſſung genug gegeben, um den Borfdhlag 
des Präfidirenden nöthigenfalls in Anwendung zu bringen, und baher eine 
noch fchärfere Beftimmung in dieſer Hinficht nicht unumgänglich nöthig, weß⸗ 
wegen er für die ungeänderte Beibehaltung des genannten Paragraphen flimme. 

Die Bevollmächtigten des 8. und 9. Armeecorps traten der Anfidht und 
und dem Borfchlage des Bräfidirenden Hei. 

Der Bevollmächtigte des 10. Armeecorps aber äußerte rückſichtlich einer 
Beftimmung, daß ber Generallieutenant des Bundes von ber Bundesverſamm⸗ 
lung unter den Corpschefs gewählt werden folle, daß er diefem Vorſchlage 
um jo weniger beizupflichten fih im Stande fehe, als eine jo fpäte Wahl 
ben mehrfachen Beilimmungen, bie der Generallieutenant des Bundes unbe 
zweifelt habe, nicht entfpredhen dürfe. Erwogen müſſe hierbei zuwörberft wer⸗ 
den, daß, wenn der Bund ſich vorbehalten, den Generallieutenant des Bundes 
und annoch andere hohe Chefs zu wählen, zu ernennm und zu verpflichten, 
dies fih in angemeflener Sicherfiellung ber den Bundesſtaaten gebührenden 
politiſch⸗militaͤriſchen Gewähr Begründe, die fonft auch in vorzubehaltender, 
jegt dem Feldherrn, — um die Freiheit feines Wirfens in reinsmilitärifchen 
Bezügen auf eine eben fo achtungsvolle, ale ihm angenehme Art noch mehr 
zu begründen, — überlaifenen eigenen Wahl des Generalquartiermeifters und 
birigirendben Generalabjutanten hätte, — wie dies bei Zufammenflellung eines 
Bundesheeres nicht anders fein Fönne, — auch erreicht werden müflen. — 

Sole nun der Zwed biefer angemeflenen und gebührenden Maaßregel, 
und vielleicht vorzüglich in der Berfon bes Generallieutenantse bes Bundes 
erreicht werben, jo dürfte erforberlich fcheinen, daß feine Stellung und Ge⸗ 
fchäfte diefer feiner Mitbefimmung, fowie feines Amtes ale Generallieutenent 
des Bundes, entfprechend eingerichtet würden, weshalb er geſtehe, daß biejeni- 
gen Säbe ber 88. 58 und 59, die Hiermit im Widerſpruch fänden, von ihm 
auch nicht gebilligt werden fönnten. — Auch indem er in dem Generallieute- 
nant des Bundes mehr den temporären Befehlshaber, als den zum Nadhfol- 
ger beſtiumten Feldherrn des Heeres ſehe, gebühre ihm dennoch eine Stellung, 
Die eine nähere Meberfiht des Ganzen gewährte, 

Gedenke man fi den @enerallieutenant des Bundes in zweckmaͤßiger 
Scheidung als die ſchaffende Autorität, und den Oberfeldheren als die aus⸗ 
übende, fo Fönne die Ernennung des Generallieutenants des Bundes bei 
Activftellung bes Bundesheeres auch vor oder gleichzeitig der Wahl des Ober: 
feldgeren ftattfinden. Ihm fönne, wenn auch nicht die OÖrganifation bes 
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ber in Bezug auf diefe Bemerkungen gemachten Fragen befonders 
beizulegen, wie e8 bei den fünf erften Abſchnitten gejchehen war, 


Bundesheeres in frategifchen NRüdfichten, noch biefenige der Mobilmachung 
und der Beriorgung mit allem erforberlichen Materiel zweckmäͤßig aufgetragen 
werden, — fowie die ähnlihe Organifation der Reſerven, Ergänzungsmann⸗ 
fchaften oder ferneren Aufgebote, die anfänglichen Zufammenftellungen der Be 
lagerungs» und anderen Traind-Berproviantirung der Bundesfeſtungen u. |. w. 

Se mehr fich der Oberfeldhere mit dem Bundesheere den Grenzen ber 
Bundesftaaten nähere, oder über diefelben hinaus fich entferne, je zweckmaͤßi⸗ 
ger jcheine es ihm, eine fo bundesgemäße Behörde in den Bundesflaaten, in 
der Nähe der Bundesverfammlung zu haben, welche nad $. 66 alle Maaß⸗ 
regeln zur Sicherſtellung ber Heeresbedürfniſſe, infofern feldige aus den Bun⸗ 
desftauten zu beziehen, dergeftalt leiten Eönne, daß der Oberfeldherr mit dieſen 
Betrieben verfchont, in Berbindung mit den ihn umgebenden Chefs der aus- 
übenden Branchen fih um fo freier dem Grecutiven und der Sicherflellung 
ber Heeresbedürfniffe im fremden Lande hingeben könne. Bemerken müfle er 
jedoch zugleich, daß, je nach den Umfländen und dem Dafürhalten des Ober: 
feldHeren, dieſem die Beftimmung zu überlaflen fein dürfte, ob er, — etwa 
um den @enerallieutenant des Bundes noch andere Gefchäfte (als Major: 
general) in feinee Nähe zu übertragen, — biefen Bei fi im Hauptquartier 
zu haben wünſche oder nicht. Dem Oberfeldberrn müfle es nämlich über- 
laſſen bleiben, mit den ihm Bundesgemäß gegebenen Ghefs der Branchen — 
in Folge ihrer Beftimmungen — eine foldhe militärifdysvereinfachte Gefchäfts- 
und Befehls⸗Ordnung zu vereinbaren und zu ordnen, ale ihm angewohnt und 
feinen Anfidgten entiprechend fei, und eine Redaction der betreffenden Para⸗ 
grapben, in welchen die militäriichen Erforderniſſe in gebührenden Latitüden 
derudfichtigt feien, ohne ben Bundeszweden zu nahe zu treten, feine ihm 
nur bie Frage Löten zu Fönnen. 

Da die Mehrheit der Mitglieder dem Antrage des Präfidirenden bei⸗ 
finnmte, fo wurde der $. 59 nach demfelben geändert; zugleich aber auch der 
zweite Abſatz in dem vorhergehenden Paragraphen, als nunmehr überflüffig, 
wegzulafien für gut befunden. 

Ad $. 60 fchlug der BPräftdirende bei der Beſtimmung hinſichtlich der 
Abſchließung allgemeiner Waffenftilfftands- Verträge noch die Einfchaltung bes 
Wortes „förmlich“ vor, welchem Zuſatze die übrigen Stimmen beitraten. . 

66. 61, 62, 63, 64, 65 blieben unveräntert. 

Ad $. 66 bemerkte der Eöniglich-preußifche Bevollmächtigte, da die obere 
Leitung über die Houspitäler, ſowie die Füllung und Räumung von Magazi—⸗ 
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-fondern es fehlen vielmehr vorzuziehen, in bie bier folgende Leber: 
ficht deſſen, was über jeden Abſchnitt verhandelt wurde, zugleich 


nen, wohl nicht zu den unmittelbaren Geſchäften des Dberfeldherrn gehören 

fönne, fo folle der angezogene Paragraph in biefer Hinficht eine andere Re⸗ 

daction erhalten, wofür er nachſtehende vorſchlage. 
„Die Beſtimmung der Militärftragen, die Anlage von Hospitälern 
und Magazinen, fowie Bezeichnung der Berpflegsbezirfe der Corps, 
und überhaupt alle Maaßregeln zur Sicherftelung der Armeebedürf- 
niſſe und der Wohlfahrt bes Heeres find dem Oberfeldheren mit 
Beachtung der Eigenthumsrechte und unter dem nöthigen Benehmen 
mit den Landesconmifjarien lediglich überlaſſen.“ 

Die übrigen Bevollmächtigten traten diejer Anficht einhellig bei. Nur 
wünfchte der Bevollmächtigte des 10. Armeecorpe nad dem Worte „Ober: 
feldberrn“ noch die Einſchaltung des Zuſatzes „unter Mithülfe des General: 
lieutenants.“ 

Der Vorfitzende erwiderte dagegen, daß er dieſem letzten Antrage durch⸗ 
aus nicht beipflichten könne: einmal aus den bereits früher angezeigten Grün⸗ 
den, — dann aber auch deshalb, weil es unthunlich fei, Geſchaͤfte diefer Art 
dem Generallieutenant des Bundesheeres, ohne Nachtheil für den Gang ber- 
jelben in den Zweigen des Chefs vom Generalftab, des Artilleries und Genie: 
Directors und des Intendanten, zu übertragen. 

Auch die übrigen Mitglieder erklärten fi) gegen den von dem Bevoll⸗ 
mädhtigten des 10. Armeecorps vorgefchlagenen Zufab, und wurde berfelbe 
folglich in den genannten Paragraphen nicht aufgenommen. 

Gegen die $$. 67, 68, 69, 70, 71 und 72 wurde von Feiner Seite et- 
was erinnert. 

Im zweiten Abſatze des $. 73 aber Hielt der Vorſitzende hinſichtlich der 
bejonderen Zälle, wo es dem Oberfeldherrn freigeftellt fein folle, die Ausferti- 
gung unmittelbar an die Gorps zu erlaflen, eine nähere Erläuterung für 
nöthig. Auch die gewöhnlichen Marjch: und Dispofitions- Befehle müfle ber 
Oberfeldgere, nad) feiner Meberzeugung, unmittelbar an die Corps erlafien 
fönnen. Er zweifele nit an der Zuverläffigfeit und Pünktlichkeit der dem 
Oberfeldherrn als Organe beigegcbenen höheren Dfficiere; inzwifchen feien 
ſolche Befehle größtenteils viel zu wichtig und dringend, als daß ihre Grpes 
diton nicht direct und durch folche Individuen gefchehen folle, weldhe der 
Dberfeldgerr für jede Saumjeligfeit zur ſtrengſten Berantwortung ziehen fann. 
Er trage demnach darauf an, an der berüßrten Stelle den Zuſatz: 

und „wie es fich von felbft verjicht, alle Ausfertigungen, welche auf 
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die wenigen Bemerkungen und Gutachten aufzunehmen, welche 
fi) auf dergleichen Fragen beziehen, und noch nicht in den Ent: 
wurf der Redaction aufgenommen werden Fonnten. 


bie Operationen Bezug haben, durch die ihm untergebenen Stellen 
eben fo an die Corps zu erlafien Hat“, 
aufzunehmen. 

Der koͤniglich⸗preußiſche, koͤniglich⸗baieriſche und die Bevollmächtigten bes 
8. und 9. Armeecorps waren bamit volllommen einverflanden. 

Aud der Bevollmächtigte des 10. Armeecorps gefland, dag er dem vom 
BVorfigenden in Frage geftellten und mit triftigen, reinsmilitärifhen Gründen 
geſtützten Bortrag als Militär in reinsmilitärifchen Rückſichten gewiſſermaßen 
fh gezwungen fühle, ber Mehrheit der Stimmen fi anfchließend, beizutreten; 
er Eönne dieſes jedoch nur, indem er ausdrüdlich wünfche zu Protocoll gege- 
ben zu fehen, tie es fein Wunſch geweien, daß die bisherige Redaction der 
betreffenden Paragraphen hätte beibehalten werden koͤnnen. Geiner Anſicht 
nah flünden die reinsmilitäriihen Erforberniffe mit den bundesgemäßen in 
felbigen zwar in einer Art von Widerſpruch; — es komme aber, wenn er fih 
für den Augenblid nicht im Stande fühle, biefen in durchaus unſchaͤdlicher 
Vereinbarung zu heben, darauf an, ob es nicht Heffer fei, eine Einigung im 
Haupiquartier fi zu gedenken, welche, wo Pflichten und Rechte an beiden 
Seiten verwahrt, erfprießlicher fein möge, ale eine Regel, deren Zweckmaͤßigkeit 
nur einfeitig fei, inden nämlich das Bundesgemäße in dem rein-militärtfchen 
Erforderniß fi zu fehr verliere. Unter diefer Bemerfung, und mit Beibehals 
tung des übrigen Inhalts der gedachten Paragraphen flimme er für die Hin⸗ 
zufügung des technifchen oder rein-militäriichen Grundſatzes. 

6. 74 blieb unverändert. 

Dagegen wünfchte der Borfikende, bag dem $. 75 fowohl die Formation 
des Kriegsgerichtes, als auch die Beſtimmung, nach welchen Geſetzen ber Ober: 
feldher gerichtet werden folle, beigefügt werde. Beides Halte er für um fo 
nothwendiger, als bie gegenwärtigen Kriegsartifel dazu nicht hinreichten, und 
es unbillig wäre, biesfällige Gefeße erfi dann zu machen, wenn man ben 
Oberfeldherrn zur Verantwortung zöge. Diefem Uebel wäre nad) feinem Da- 
fürbalten mit dem Zuſatze abzubelfen, baß der Oberfeldherr nach Unterſuchung 
bed Thatbeſtandes nur nach dem Geſetzbuche desjenigen Staates, zu dem er 
gehört, zu richten fei. 

Für das Kriegsgeriht ſelbſt brachte ber Eöniglichspreußiiche Bevollmaͤch⸗ 
tigte nadhfiehende Formation in Antrag. 

Einen Feldmarſchall, General der Infanterie ober Gavallerie, ale Brä- 
fidenten, von der Bundesverfammlung gewählt, 
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Eben jo bielt e8 die Militärcommiffion für gut, um bem 
fehr verehrlichen Bundestags-Ausjchuffe eine klare Leberficht ihrer 
Verhandlungen vorzulegen, bier nur diejenigen Bemerkungen und 
Zujäbe herauszuheben, welche eine wejentlihe Berkdfichtigung 
verdienen, in Ruͤckſtcht aber auf unbedeutende Redactionsänderungen 
oder auf weitläufigere Gutachten der einzelnen Mitglieder fich 
lediglich auf die betreffenden Protofolle zu beziehen. 


VL Abſchnitt. 
Oberfeldherr. 

Die Verhandlungen der Militaͤrcommiſſion über dieſen Ab- 
ſchnitt finden fi) ausführlich in dem Protokolle ihrer 32. Sigung. 
(S. 448. ff. Anmerf,) 

Bon Seiten des ſehr verehrlichen Bundestags⸗Ausſchuſſes 
waren zwei Gegenflände zu berüdfjichtigen gegeben, naͤmlich zu 
8. 69 die linterabtheilung des Generalſtabs, und zu $. 75 Die 
Form des zufammenzufeßenden Kriegsgerichts. 

Die zu $. 69 gewinjchte Tabelle murde von der Militair: 
commilfion entworfen. Dieſe glaubt jedoch, daß die Tabelle nicht 
zum VL, jondern zum VIL Abjchnitte gehöre, und wird deßhalb 
dort auf fie zurückkommen. 

Die Beitimmung der Form des zufammenzufeßenden Kriegs⸗ 
gericht ſchien der Militärcommijfion jo unerläßlich, daß fie Die: 
ſelbe unbebenflih in Die neue Redaction des $. 74 aufnehmen 
zu müflen glaubte, 


zwei Feldzeugmeifter, oder Generale der Infanterie ober Gavallerie, 
zwei Generallieutenante, 
zwei Generalmajors, 
alle jechs aus dem Bundesheere dazu commanbdirt ; 
einen @eneralauditor, von dem Staate des Oberfeldherrn, 
einen Defenfor, von dem Oberfeldherrn feldft gewählt. 

Sänmilihe Eommiffionsglieder traten diefen beiden Anträgen einſtimmig 
bei. Nur glaubte der Bevollmächtigte des 8. und jener des 10. Armeecorps, 
dag dem Vorſchlage des Borfigenden noch der Zuſatz Beigufügen wäre: „bis 
zur Einführung eines allgemeinen Geſetzbuches.“ — Soweit äußerte fi da⸗ 
mals die Militärcommiffton in der 32. Sitzung bes Jahres 1821. 
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Bon Seiten der Militärcommiffion felbft wurden im Allge- 
meinen feine erheblichen Bemerkungen über den VI. Abjchnitt 
gemacht, jo daß fie Hier auch nur zweier Dinge bejonders zu er- 
wähnen nötbig findet. 

In Rückſicht des Eides nämlich, welchen der SDberfeldherr 
zu leiften hat, glaubt fie den ſehr verehrlihen Bundestags-Aus- 
Ihuß darauf aufmerffam machen zu müflen, daß die Formel 
dieſes Eides entweder dem $.54 ber neuen Rebaction beizufügen, 
oder wenigſtens fpäterhin in das Dienftreglement des Bundes⸗ 
heeres aufzunehmen ſei. Sie hielt ſich jedoch nicht für ermächtigt, 
eine jolche Formel ſelbſt zu fertigen, ſondern bejchräntte ſich dar- 
auf, die Nothwendigkeit derſelben dem fehr verehrlichen Bundes: 
tags-Ausfchuffe mit dem Erſuchen in Erinnerung zu bringen, 
diefe Formel vielleicht künftig auch vor der Beſchlußnahme zur 
Begutachtung der Militärcommiffton gefälligft mittheilen zu wollen. 

Ueber den andern Gegenftand konnte die Militärcommiljion 
ihre Anfichten nicht vereinigen, weßhalb fie es für ihre Pflicht 
bielt, Die Sache durch den fehr verehrlichen Bundestags:Ausfchuß 
der hohen Bundesverſammlung zur Entfcheidung vorzulegen. 

Die Militärbevollmächtigten von Defterreich, Preußen und 
dem 9. Armeecorps trugen nämlich bei Berathung des $. 56 der 
neuen NRebaction darauf au, Daß der Oberfeldherr nur Dann ver- 
pflichtet fein jolle, Die Umriffe feines Operationsplanes der Bun⸗ 
desverfjammlung vorzulegen, weun aus der Mittheilung bef- 
felben feine Nachtheile mehr für die Operationen ent- 
fteben koͤnnen, und fie wünjchten, daß diefe nähere Beflimmung 
in dem $. 56 aufgenommen werben möchte, 

Die Militärbevollmächtigten des 7., 8. und 10. Armeecorps 
ftimmten Dagegen für die unveränderte Beibehaltung viejes 
Paragraphen, wiewohl der Bevollmächtigte des 8. Armeecorps 
doch auch der Anficht beitrat, Daß die Mittheilung des Operations: 
planes nicht zu früh gejchehen jolle. 

Die Anfichten beider Theile find in dem angegebenen Pro: 
tofolle der 32. Sigung näher entwidelt, und die Militärcon- 
miffion darf fih daher lediglich auf dieſes Protokoll beziehen, 
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und Das Weitere dem fehr verehrlichen Bundestags-Ausſchuſſe 
überlafjen. 


VII. Abſchnitt. 


Corpscommandanten. 

Die Militaͤrcommiſſion hatte bei dieſem Abſchnitte, womit 
fie fi in ihrer 33. und 34. Sitzung beſchaͤftigte, zuvorderſt auf 
zwei Bemerfungen des jehr verehrlichen Bundestags-Ausſchuſſes 
Rüdficht zu nehmen. Derſelbe begehrte nämlich 

1) ad $.83 der Altern Redaction, den Entwurf eines Schemas 
über die Bildung ded Generalftabs und die Anordnung der Gen: 
tralverwaltung, daun anderer Anftalten bei jedem Armeecorp$; 

2. ad $. 84 derſelben Redaction, die vorläufige Vorlegung 
eines Gutachtens zur nähern Beſtimmung der Form, wie bie 
Unterfuhung, welche ein Corscommandant fordern Fönne, zu 
führen fein dürfe. 

Ad 1. vereinigie ſich die Militärcommiffton in der Anficht, 
das die Einrichtungen des Generalftab8 und der fibrigen Ver: 
waltungszweige ber Armeecorps, welche bei ben ungemifchten 
ohnehin ſchon den beftehenden &inrichtungen gemäß ihnen felbft 
überlafjen bleiben müſſe, auch bei den gemifchten Armeecorp8 am 
füglichften Der freien Vereinigung der betreffenden Staaten über- 
laſſen werden folle. Die Militärcommiffion nahm daher Anftand, 
etwas Weitered über diefen Gegenftand in dem betreffenden Pa- 
ragraphen zu bemerfen. 

Ad 2. glaubt die Militärcommiffton, daß es ſich hier bloß 
um die Form ſolcher Unterfuchungen handeln fönne, welche Corps— 
commandanten gegen den Oberfeldherrn zu fordern fich veranlaßt 
finden dürften, wenn fie durch Eingriffe des Oberfeldherrn in 
ihre Redyte oder fonftige Willfürlichkeiten gegründete Beſchwerde 
zu haben glauben. Nur in folden Fällen hält die Militärcom- 
miffion die Sordcommandanten für berechtigt, fi) auf dem Dienft- 
wege durch den Dberfeldherrn von der Bundesverfammlung ein 
Kriegsgericht zu erbitten. Dieſe würde dann unmaßgeblich Drei 
Bundesſtaaten wählen, welche zu dem niederzufeßenden Kriegs— 
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gerichte — ähnlich jenem für den Oberfeldherrun beſtimmten — 
die nöthigen Dfficiere nebft dem Aubditor zu commandiren hätten. 

Alle anderen Unterfuchungen, welche die Gorpscommandanten, 
etwa durch Beſchwerde gegen einander oder gegen ihre Unter- 
gebenen veranlaßt, wünfchen jollten, Eönnen nur bei dem Ober: 
feldherrn im gewöhnlichen Dienftwege nachgefucht, und von ihm 
die Diesfallfigen Kriegsgerichte angeordnet werben. 

Die Militärcommilfion hat übrigens in Diefem VII. Abjchnitte, 
außer einigen wenigen Zujäßen, durchaus Feine Veranlaſſung 
gefunden, auf fernerne bebeutendere Abänderungen anzutragen. 

Der Bevollmächtigte des 8. Armeecorp& hatte in der 33. 
Sitzung den Wunſch geäußert, daß man zum $. 80 folgenden 
Zuſatz machen möge: 

„Uebrigens werden die combinirten Armeecorps ſich wegen 
der Inſpection vereinigen, wie ſie die jaͤhrliche Muſterung 
ihrer Corps vornehmen wollen, und die in dieſer Hinſicht 
getroffene Uebereinkunft der Bundesverſammlung anzeigen.“ 

Die Militärcommiſſion hat zwar die Zweckmäßigkeit dieſes 
Vorſchlages vollkommen erfannt; allein fie ift der Meinung, daß 
derjelbe nicht in das Militärgefeß gehöre, jondern glaubt die 
hohe Bundesverfammlung blos auf die Nothwendigkeit aufmerk- 
ſam maden zu müfjen, daß dergleichen Einrichtungen vielleicht 
von ihr den betreffenden Bundesſtaaten zur möglichen freien 
Mebereinfuft empfohlen werden möchten. 


VIII. Abſchnitt. 
Bildung des Hauptheeres. 


Bei dem VIII. Abſchnitte, worüber die Militärcommiſſion in 
ihrer 35., 36., 37., 38. und 39. Sitzung verhandelte, hatte fie 
vor allen die Bemerkungen von Hannover zu $. 87 der alien 
Redaction in Rüdjicht des Generalauditord, und die von Würt- 
temberg zu $$. 87, 88, 89 und 91 Hinfichtlich der Suftructionen 
für den Generalquartiermeifter, den Generaladjutanten u. f. w. 
zu berückſichtigen. Es lag ihr ferner ob, außer einigen anderen 
BZufägen und näheren Beitimmungen, deren ihr dieſer Abjchnitt 
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zu bedürfen ſchien, bauptjächlich die von dem Bundestagsaus- 
Ichufje begehrte Tabelle über die Unterabtheilungen des General: 
ſtabs und der übrigen Verwaltungszweige für Diefen Abfchnitt zu 
rechtfertigen. 

Die zuerfi erwähnte Bemerkung von Hannover erledigt fich 
Schon durch das frühere Gutachten der Militärcommiffion zum 
VI. Abjchnitte, nach welchem jedem Armeecorps überlaffen bleibt, 
die Einrichtung feines Generalftabs und feiner Berwaltungszweige 
nach eigener Webereinfunft zu treffen. 

Die Bemerkungen von Württemberg find bei der Rebaction 
des ganzen Abſchnittes weſentlich berüdfichtigt. 

Den meiften Schwierigkeiten unterlag die Berfertigung der 
dem VI. Abfchnitte beigelegte Tabelle über die Bildung des 
Hanptquartierd. Die Militärcommiffion hofft fie fo viel als 
möglich gehoben zu haben, und bezieht fi im Allgemeinen rück⸗ 
fichtlich der Verhandlungen über dieſen wichtigen Gegenftand auf 
die oben angezeigten Protocolle. Sie blieb im Ganzen den in 
der frühern Redaction aufgeftellten Anfichten vollkommen treu, 
und beichränfte fi) nur daranf, die Nebaction felbft etwas be- 
ftimmter und durdy Die Tabelle verftändlicher zu machen. 

Aur einen wefentlichen Zuſatz erlaubte fie fi) zum Schluffe 
dieſes Abſchnittes in zwei bejonderen Paragraphen beizufügen. 
Er enthält Die nothwendigen vorläufigen Beftimmungen in Rück⸗ 
ſicht des Gehaltes des Oberfeldherrn, und aller derjenigen Zu⸗ 
lagen und außerordentlihen Ausgaben, welde unter allen Um: 
ftänden gededt, und nad) den Grundfäßen der Billigkeit wohl 
nur gemeinfam vom Bunde getragen werden koͤnnen. Die Mi- 
Iitärcommiffton bält e8 für ihre Pflicht, den fehr verehrlichen 
Bundestagsausſchuß auf dieſen Zuſatz befonders aufmerffan zu 
machen. 

Zugleich mit Diefen Verhandlungen über den VIII Abſchnitt 
beſchloß die Militärcommiffton, fiber einen fernern Gegenftand, 
in deſſen Beurtheilung fie ſich nicht vereinigen konnte, ihre ver- 
ſchiedenen Anfihten der hohen Bundesverſammlung zur Entjchei- 
dung vorzulegen, Er betrifft die Vereidung des Generalquartier: 
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meifterd und des Generaladjutanten, welche von dem Bevoll⸗ 
mächtigten des 10. Armeecorps in Antrag gebracht wurde. 

In der frühern Redaction der Grundzüge wurde im VI Ab- 
Schnitte $.69 dem Oberfeldherrn das Recht zugeftanden, fich den 
Generalquartiermeifter, den dirigirenden Generaladjutanten, den 
Generalauditor und den dirigirenden Arzt zu wählen, auch feinen 
Generalftab felbft zu beftellen, während ber Generallieutenant des 
Bundes, die Directoren des Artillerie» und Genie-Weſens, der 
Chef der Heerespolizei und der Generalintendant, mit den ihm 
zunächft untergebenen Vorſtänden, vom Bunde gewählt und in 
Pflidyt genommen werden follten. Die Nothwendigfeit Diefer 
Verpflichtung wurde von dem Bevollmächtigten des 10. Armee: . 
corps aud auf den Generalguartiermeifter und den Dirigirenden 
Generaladjutanten ausgedehnt. Er ging hierbei von der Anficht 
aus, daß, in Kolge des Bundesprincipg, der Wahl, Ernennung 
und Verpflichtung derjenigen ſäämmtlichen Chefs, welche, gleich 
dem Feldheren, aufs Ganze bed Bundesheeres einwirken, und 
ſelbiges in allgemeinen Bezügen befehligen oder leiten, ein jeder 
aus irgend einem Bundesſtaate entnommene Chef — einer fol: 
hen aufd ganze Heer einwirkenden Leitung vorgejtellt — um fo 
eher dem Bunde zu verpflichten fein dürfe, als jonft der Dem 
eigenen Staate geleiftete Eid in öfterem Widerfprud mit den 
für den Bund übernommenen Pflichten kommen werde und mülle, 
— daß die Gebühr der möglichiten Sicherftellung des Bundes 
in Sicherftellung des gegenfeitigen Zutrauens, die Vermeidung 
alled deſſen, was ald Vorrecht oder Willfür. ſich bezeichnen, und 
auf nur halb oder theilweife ausgelprochene oder angewanbte 
Geſetze hindeute, möglichft vermieden werden müfje, — und ftellte 
zur nähern Begründung dieſer feiner Unjichten Diejenigen Sätze 
auf, welche theild das 37., theild dag 39. Protocol enthalten. 

Die Bevollmächtigten des 7. und 8. Armeecorps ſtimmten 
diefem Antrage bei, indem fie erklärten, Daß die Vereidung bes 
®eneralquartiermeifterg und bed Generalajutauten weder nad): 
theilig noch flörend auf den Dienſt einwirken könne, da ber 
dienſtliche Gehorfam diefer beiden Individuen durch Die Verpflich- 
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tung gegen den Bund fo wenig leiden würde, als in einem 
jelbftfländigen Staate der dem Souverain geleiftete Eid der 
Treue dem Gehorfam aller und jeder Chargen gegen den Ober: 
feldherrn entgegenftehe. Sie flimmten deswegen für die Ber: 
eidung der Genanten, wenn die Staaten in derjelben Beruhigung 
und mehr Gewähr für ihr und des Bundes Autereffe fänden, 
und dieſe Beftimmung wünfchten. | 

Die Bevollmächtigten von Defterreih, Preußen und dem 9. 
Armeecorps waren Dagegen, unter Anführung mehrerer größten- 
theild reinsmilitäriicher Gegengründe, die aus dem Protocol der 
37. und 38. Sikung zu erfehen find, der Meinung, daß die 
Bereidung der genannten beiden Individuen nicht nur nicht zweck⸗ 
mäßig und nothwendig, fondern vielmehr hoöchſt überflüffig und 
nachtheilig ſei. Insbeſondere aber erklärten fie in Bezug auf Die 
von bem Bevollmächtigten des 10. Armeecorps in feiner motivir- 
ten, für die Vereidung aufgeftellten Anficht, „daß der General- 
quartiermeifter und der birigirende Generaladiutant, als Leiter 
berjenigen Zweige ber Gefchäftöverwaltung bed Bunbeöheeres, 
welchen ſie ald Referenten vorftehen, anzufehen, und in jolcher 
Eigenſchaft, aljo der Generalquartiermeifter für Die Operationen 
und ber Generaladjutant für den innern Dienft des Heeres, dem 
Bunde Durch befondere Vereidung verantwortlid, zu machen jeien”, 
daß nur derjenige Oberfeldherr dem Bunde für die Operationen 
verantwortlich fein fönne, der fie felbft zu Denken und zu leiten 
vermag, und daß jeder Eid, welcher den Genernigquartiermeifter 
und Dirigirenden Generaladjutanten dem Bunde für die Opera- 
tionen und den innern Dienft des Heeres verantwortlich mache, 
eine Beleidigung für den Oberfeldherrn fei, welche nur zum un⸗ 
vermeidlichen Verderben eines Heeres führen müfle, bei welchen: 
es anf Diefe Weile Far ausgeſprochen wäre, Daß der Oberfelb- 
herr eine Maſchine fet, die von ſechs fogenannten Chefs umgeben 
würde, welche unter fi) die Ausübung der Nechte des Oberfeld- 
berrn tbeilten, und dafür dem Bunde im Allgemeinen verant- 
wortlich jeien. 

Um jedoch weitere Wiederholungen zu vermeiden, darf fi 
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die Militaͤrcommiſſion aud in Betreff dieſes Gegenſtandes ledig⸗ 
lich auf die vorhin bemerkten Protocolle beziehen. 


RX. Abſchnitt. 
Verpflegung. 

Die Verhandlungen über den IX. Abſchnitt der Grundzüge 
bejchäftigten die Militärcommiffton in ihrer 40., A1., 42., 43., 
44. und 45. Sitzung. ‘Den wefentlichften Theil derjelben liefern 
die Protocolle der 40. und 45. Sitzung. 

Die Militaͤrcommiſſion überzeugte fih, Daß in dieſem Ab- 
chnitte der Grundzüge Die weſentlichſte Beſtimmung die Verpfle⸗ 
gung, nämlich Die Feftfeßung allgemeiner Grundſätze über die 
Art und Weije, wie Die Truppen des Bundes eigentlich verpflegt 
werden jollen, abgehe. Sie vermißte ferner die Beſtimmungen 
über die Operationskaſſe, welche zwar in den frühern Grund⸗ 
zügen erwähnt, deren Exiſtenz ſelbſt aber nirgends durch irgend 
ein Geſetz begründet wurde. Sie fand fi daher außer Stand, 
Vorſchlaͤge zu einem Verpflegsreglement zu entwerfen, da ſich ein 
ſolches nur auf der Baſis folcher allgemeinen Grundfäße, die 
bis jeßt jenem Abfchnitte ganz abgehen, ausarbeiten läßt, Der 
Abſchnitt felbft, wie er in den Grundzügen aufgenommen wurde, 
konnte unter ſolchen Umftänden nicht als Directivnorm und als 
Baſis der Verhandlungen gelten, und es tft der einzige, bei wel⸗ 
chem fih die Milttärcommiffion in der Nothwendigfeit befand, 
eine ganz veränderte Redaction in Antrag zu bringen. 

Die Verhandlung dieſes Gegenftandes mußte auch darum 
jchwieriger als die aller übrigen ſein, weil fich bei ihm die mili- 
taͤriſchen und Die politiichen Ruͤckſichten nicht wohl getrennt bes 
handeln ließen, und beide oft, wenigftens fcheinbar, entgegen- 
gejeßte Rüdfichten forderten, weshalb fich denn auch bei Gröff 
nung derjelben in der 50. Sitzung jehr verjchiebenartige Anfich- 
ten ergaben. 

In der 45. Sitzung ſprach ſich jedoch eine Mehrheit von 4 
Stimmen für Die von ihr fogenannte Gorpsverpflegung, und eine 
Mehrheit von 3 Stimmen für diejenige Rebaction des IX, Ab- 
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Ichnittes aus, weldye den neu redigirten Grundzügen beigefügt 
wurde. Dagegen erflärte ſich die Minderzahl, naͤmlich der öfter 
reichifche und der Bevollmächtigte des 8. Armeecorps, für bie 
von ihr fogenannte allgemeine Verpflegung, und fand es für 
nothwendig, nicht allein ihre Anfichten in ber 2. Beilage zu mo⸗ 
tiviren, fondern auch einen Entwurf zur Redaction des IX. Ab- 
ſchnittes nach ihren Anfichten Der gegenwärtigen Note beizufügen. 

Desgleichen wünschte auch Der Bevollmächtigte vom 10. Armee- 
corp8, welcher zwar für die Gorpöverpflegung flimmte, rückſichtlich 
der Redaction über den Abſchnitt der Verpflegung aber von der 
Anficht der Maforität abwich, feinen diesfallfigen Vorſchlag mo- 
tivirt der gegenwärtigen Note anzujchließen, der derjelben in der 
3. Beilage beigebogen ift. 

Die von Baiern, Sachſen, Württemberg und Baden über 
die frühere Redaction des IX. Abjchnitted gemachten Bemerkungen 
find zwar fämmtlich bei der neuen Redaction mehr oder weniger 
berüdfichtiget, ihre einzelne Beantwortung konnte aber von Seiten 
der Militärcommifjion um jo weniger erfolgen, als ſich Diejelben 
zum größten Theil nur auf die frühere Redaction beziehen, welche 
jedoch nunmehr auf jeden Fall Abänderungen unterliegt. 


x. Abſchnitt. 
Gerichtöbarkeit. 


Bei diefem Abjchnitte, worüber die Militäreommilfion in 
ihrer 43. und 44. Sitzung verhandelte, Tagen ihr Die Bemerfun- 
gen vor, weldye von Hannover und Württemberg zur frühern 
Redaction gemacht wurden. SDiefe Bemerkungen führten jedoch 
nicht auf Veränderungen, fondern nur auf nähere Erklärungen 
der in den Grundzügen fehr zwedmäßig aufgeitellten allgemeinen 
Säge. Die Militärcommiffion glaubt hierauf im ‘Detail der 
Arbeit alle mögliche Rüdfiht genommen zu haben. Im Weſent⸗ 
lichten dieſes Abſchnittes erachtete fie durchaus Feine Veraͤnde⸗ 
rungen nothwenbig, jo daß Die Redactionsabweichungen ſich nur 
auf Das Unbedeutendere beſchränken. 


Dritter Theil. 30 
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Nach vollendeter Bearbeitung der Grundzüge war der Mili- 
tärcommijfion noch jened Gutachten zu faſſen übrig, welches der 
Schr verehrliche Bundestagsausjchuß über die für das Bundes- 
heer zu verfertigenden Reglements verlangte, und fie bejchäftigte 
fidy mit dieſem Gegenftande fofort in ihrer 46. Sitzung. 

Auf einen, von dem Bevollmächtigten Des 8. Arnieecorps in 
der angeführten Sitzung erftatteten, jehr umfaſſenden Vortrag 
über die Gegenftände eined Bundes⸗-Militaͤr⸗Geſetzbuches vereinigte 
fi die Militärcommiffton zu folgendem allgemeinen Gutachten: 

1. daß die Neglementd fir das Bundesheer eigentlich jo gut 
ald gar Feine Detaild enthalten dürften, indem es fich dort 
faft immer um allgemeine Beftimmungen, nicht aber um Die 
Detailausführıngen handle, welche Tediglid den Corps und 
Sontiugenten überlafjen werden müßten. Es jei daher nicht 
nothwendig, auf eine Tünftige Fertigung einzelner Neglements 
für die Verpflegung, das Sanitätöwejen, Die Bundesfeflungen 
und den Dienft des Heered anzutragen, ſondern vielmehr 
darauf, Daß von der Militärcommiffion auf der Baſis der 
Grundzüge ein allgemeines Neglement im Ganzen gefertiget 
werde, wovon die genannten Genenftände einzelne Kapitel 
ausmachen würden, — 

2. daß dieſe Arbeit jedody von der Militärcommiffion nicht 
eher vorgenommen werden Fönne, als bis ihre Bafis, nämlich 
die Grundzüge der Militärverfaflung, von der Bundesver⸗ 
ſammlung definitiv angenommen, und der Bundestags-Aus⸗ 
ſchuß der Militärcommiffton die Genehmigung der hohen 
Bundesverfammlung über den gegenwärtigen Antrag zur 
Berfaflung eines allgemeinen Reglement und die Anfichten 
berfelben über Die allgemeinen Grundfäße zur Behandlung 
der Bundesfeftungen — über welche die Militärcommiffion 
in ihrer Note vom 28. Junius 1819 anfragte, — befannt 
gemacht haben wird. 

3. Da die Gapitel von der Verpflegung, vom Sanitätöwefen 
und von der Gerichtöbarfeit des Gutachtens der dahin ein- 
Ichlagenden Behörden bedürfen, dieſes aber auch nicht eher 
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erfolgen Tann, als bi die Grundzüge angenommen find, fo 
glaubt die Milttärcommilftion, daß es koſtſpielig und zeit: 
raubend fein dürfte, dergleichen Geſchaͤftsmaͤnner hierher zu 
berufen. Sie hält es vielmehr für gerathener, bei der hohen 
Bundesverfammlung dahin anzutragen, daß, wenn von ihr 
die gegenwärtigen Grundzüge definitiv angenommen fein 
werden, fie einige Staaten erjudyen möge, die einzelnen Aus: 
arbeitungen über die Verpflegung, das Sanitätswefen uud 
die Gerichtöbarkeit auf der Baſis der angenommenen Grund- 
züge entwerfen, und durch ihre Bevollmächtigten der Militär: 
commilfton zufommen zu lafjen, welde Die Zufammenftellung 
der Entwürfe jodann der hohen Bundesverſammlung unter: 
legen würde. 

Die Militäreommiffion ergreift mit Vergnügen dieſe Gelegen- 
heit, den jehr verehrlichen Bundestags⸗Ausſchuſſe Die Verficherung 
ihrer ganz vorzäglichften Hochachtung zu wiederholen. 

Frankfurt a. M., den 3. April 1821. 

Im Namen der Militärcommifflon der hohen 
Bundesverfammlung 
ber Präfidirende 
Sreiberr v. Langenau, GM. 


In der Sikung vom 12. April 1821 Hatte die Bundesver⸗ 
fammlung beſchloſſen, die Note der Militaͤrcommiſſion vom 3. April 
1821 (fiehe oben S. 448 ff.) dem Bundestags-Ausichuffe in 
Militärfachen zur Erftattung eines gutachtlichen Vortrags hierüber 
zugeftellt, zugleich aber bejchloflen, e8 den Regierungen anheim- 
zugeben, ob fie nicht ihre Anfichten, bejonderd über diejenigen 
Punkte, über weldye die Mitglieder der Militaͤrcommiſſion jelbft 
nicht einverftanden waren, vorläufig mittheilen wollten, Damit der 
Ausſchuß bei Eritattung feined Gutachtens hiervon Gebrauch 
machen Eönne. Indeſſen waren dem Ausſchuſſe bis zum 30. Juli 
nur einige vertrauliche Bemerkungen von Preußen und Groß: 
herzogthum Helfen, und dieſe erft in den legten Tagen, mitgetheilt 
worden. Da nun die Bundestags⸗Sitzungen auf einige Monate 
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unterbrochen werden follten, jo glaubte der Ausſchuß mit Erftat- 
tung ſeines Gutachtens nicht länger warten zu dürfen, und legte 
der Verfammlung die Refultate feiner Berathungen vor. Er 
hatte unter fortwährender Berüdfichtigung jener Bemerfungen 
von Preußen und Großberzogthbum Heflen — die von der Mili- 
tärcommiffion angenommene Redaction Punkt für Punkt durch⸗ 
gegangen und biscutirt, und fand fih daher in den Stand ge 
ſetzt, Hinfichtlich derjenigen Abänderungen, welche ihm als noth- 
wendig erjcheinen, an die hohe Verfammlung die folgenden Au- 
träge zu Stellen. Sie lauteten: 


VL Abſchnitt. 
Oberfeldher. 


$. 52. 

Die wefentlihen Beftimmungen diefed Paragraphen find be- 
reit3 in dem Artikel XII der „Kriegöverfaflung des beutfchen 
Bundes in ihren allgemeinen Umrifjen” u. |. w. ausgeſprochen, 
der Ausfchuß glaubt Daher darauf antragen zu Tönnen, daß ber 
$. 52 bier ganz weggelaffen werde. | 

Die SS. 53 und 54 find zwar auch bereits größtentheils in 
dem Artifel XIV enthalten; da fte aber doch eine nähere Erläu- 
terung deſſelben bezweden, jo jchlägt der Ausſchuß die Beibehal⸗ 
tung derjelben vor. 

| §. 53. | 

Zugleich bringt er, nach den Anträgen von Preußen und 

Heflen, für den $. 53, welcher lautet: 
„Der Oberfeldher verhält fi) zum Bunde, wie jeder 
commandirende General zu feinem Spuverain, und bie 
Bundeöverfammlung ift daher feine einzige Behörde,” 
folgenden Zuſatz in Vorſchlag: 
„welche mit ihm durch einen aus ihr gewählten Ausſchuß 
in Verbindung ftebt.” 
$. 54. 

Die Militärcommiffion bat den Antrag geftellt, dieſem Pa- 

ragraphen die Formel des Eides beizufügen, welchen der Ober- 
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feldherr beim Antritte jeines Amtes zu Ieiften hat, Ste bat fi 
aber nicht für ermächtigt gehalten, eine ſolche Formel felbft zu 
fertigen, fondern fidy Darauf bejchränft, Die Notbwendigfeit ber: 
jelben in Erinnerung zu bringen. Der Bundestagsausſchuß hält 
ed jedoch für angemeflen, daß die Militärcommiffion vor Allem 
den Entwurf einer Redaction diefer Formel vorlege, damit man 
hierauf den weiteren Beſchluß ‚Fallen möge. 


6. 56. 

MWährend ein Theil der Militärcommiffion (drei Bevollmaͤch⸗ 
tigte) für die unveränderte Beibehaltung dieſes Paragraphen 
flimmte, haben die drei anderen Bevollmächtigten auf die Ab- 
änderung angetragen: 

„daß der Oberfeldherr nur dann verpflichtet fein folle, Die 
Umrifje jeined Operationsplanes der Bundesverfammlung 
vorzulegen, wenn aus der Mittbeilung deſſelben Teine 
Nachtheile mehr für Die Operationen entftehen koönnen.“ 

Da ed nad diefer Beitimmung jedoch gänzlid der Willfür 
der Oberfeldherrn überlafjen würde, wann und wie er die Bun⸗ 
deöverfammlung von den Umriffen feines Operationsplane3 in 
Kenntniß feßen wolle; jo trägt der Ausſchuß um jo mehr auf 
unveränderte Beibehaltung der gegenwärtigen Faſſung des erflen 
Abſatzes des F. 56 an, als Diejelbe bereitö in dem Entwurfe vom 
Jahr 1818 enthalten und ohne alle Erinnerung von Seiten der 
verichiedenen Bundestagsgejandtichaften geblieben ift. 

Bei dem zweiten Abſatze dieſes Paragraphen koͤnnte noch 
beigefügt werben: Daß von der einftändigen Auseinandberjebung 
des Dperationsplanes, fo wie von den allenfallfigen Abaͤnderun⸗ 
gen, verfiegelte Abjchriften an Die Bundesverjammlung eingefen: 
det werden follten, wojelbit fie verjchloffen im Archive deponirt 
zu bleiben hätten, bis eine Unterjuchung deren GEinficht nothwen- 
dig machen würbe. 


8. 57. 
Diefer Paragraph fcheint einer deutlicheren Fafjung zu be⸗ 
dürfen, und könnte vielleicht auf Folgende Art geändert werden: 
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„Damit für alle Fälle, welche eine Stellvertretung im 
Dbercommando des Heeres fordern, die Fortdauer dieſes 
Obercommando's gefihert jei, wird von Der Bundesver- 
ſammlung zugleich mit dem Oberfeldherrn auch ein Ge⸗ 
nerallieutenant des Bundes gewählt. Diefem gebührt in 
ſolchen Fällen die zeitliche Verwejung der Oberfeldherrn⸗ 
ftelle, mit ganz gleihen Rechten, wie Die des Oberfelb- 
herrn. 

Sobald der Oberfeldherr wieder das Obercommando 
übernimmt, oder ein neuer Oberfeldherr gewählt iſt, tritt 
der Generallientenant des Bundes in fein früheres Ver: 
haͤltniß zurück.“ 


§. 61. 

Von mehreren Geſandtſchaften iſt der Antrag geſtellt wor⸗ 
den, dieſem Paragraphen eine Beſtimmung beizufügen, gemäß 
welcher „die gemiſchten Armeecorps von der Detachirung“ zur 
großen Cavallerie- und Artillerie-Reſerve befreit würden“, indem 
dieſe Corps durch die Erleichterungen, welche Die mindermaͤchtigen 
Staaten in Anſpruch nähmen, nothwendigerweife ſehr ſchwach au 
Cavallerie und Artillerie werden müßten. Wenn man nun gleid) 
erwarten darf, Daß Diefe Verhältniffe bei der Bildung der gro- 
Ben Cavallerie- und Artillerie-Reſerve ohnehin jo weit werben 
berüdjichtigt werden, daß feinem Armeecorps von Diefen beiten 
MWaffengattungen mehz entzogen wird, als es entbehren kann, 
und man daher dieſe Angelegenheit dem Ermeflen des Oberfeld- 
herrn überlaffen könnte: jo erklärt fi) der Bundestagsausſchuß 
doch auch nicht Dagegen, daß dem vorliegenden Paragraphen 
deshalb eine Beitimmung beigefügt werde. Diele fönnte vielleicht 
folgendermaßen lauten: 

„Bei den gemilchten Gorps wird er jedoch Darauf Rüd- 
ficht nehmen, daß Diejelben nicht zu fehr an &avallerie 
und Artillerie geſchwächt werden.” 

Wird diefer Zuſatz nicht beliebt, jo könnte man vielleicht, 
nach dem Vorfchlage von Großherzogthum Heſſen, in dem erjlen 
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Sabe dieſes Paragraphen, ftatt „gleichmäßig beitragen“, feßen: 
‚nach dem Verhaͤltniſſe ihrer Reiterei und Artillerie beitragen.” 

Eine nähere Beftimmung ift bier aud dem Grunde. nicht 
wohl möglicy, weil die Erleichterung der Mindermächtigen in den 
Srundzügen nicht ausgeſprochen worden ift, und nur ald Aus—⸗ 
nahme von der Regel gilt. 


$. 69. 
fallt weg, da er bereits im Artikel XVI der Kriegsverfaſſung 
enthalten ift. 


S. 70. 
muß dann auf folgende Art gefaßt werben: 
„Damit den Bundeöftaaten über die gleichmäßige Behand: 
lung aller Theile des Bundesheeres volle Beruhigung 
verschafft werde”, u. |. w. 


§. 75. 

Hier dürfte vielleicht eine nähere Beftimmung, auf welche 
Art die ald Beiſitzer zum Kriegsgerichte beitimmten ſechs Generäle 
aus dem Bundesheere commandirt werden follen, nicht überflüf- 
fig fein. 

Nah dem Vorfchlage von Preußen möchte e3 am angeme)> 
jenften fein, wenn von Defterreih Einer, von Preußen Einer, 
von Baiern Einer, und von jedem der drei gemijchten Corps 
auch Einer commandirt würde. Die Commandirung könnte auf 
die Einladung der Bundesverfanmlung an Die betreffenden Staa- 
ten gejchehen, wobei zugleich eine Friſt zur Abgabe der Erklaͤ⸗ 
rung zu jegen wäre. Am Ende dürfte der Sab folgendermaßen 
geſtellt werben: 

„and nad) Unterfuchung des Thatbeftandes ihn, bis zur 
Einführung eines allgemeinen Gejeßbuches, nach dem Ge- 
ſetzbuche desjenigen Staates, zu dem er gehört, zu rich⸗ 
ten bat.” 

Der Entwurf des Ießtern wäre der Militärcommilfion zu 
übertragen. 
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VII. Abſchnitt. 
Corpscommandanten. 

In dieſem Abſchnitte beziehen ſich 

$. 75 bloß auf die Corpscommandanten der ungemiſchten 
Corps, 

$$. 76—82 Bloß auf die der gemilchten, 

$. 83 auf beide. 

Um allen Mißverftändniffen in dieſer Hinficht zu”begegnen, 
ſcheint es rathſam, dies deutlicher zu bezeichnen”und daher gleich 
dem $. 75 den Zuſatz beizufügen: | 

„Was aber die Befehldhaber der zufammengejegten Corps 
betrifft, jo treten Dabei folgende Grundfäße in Anwen⸗ 
dung ($. 76-82)". 
Sodann würden diefe SG. 76—82 folgen, jedoch in den zwei 
legten Beilen des $. 78 die Worte: 
„bei den gemifchten Armeecorp3” 
als überflüjfig wegbleiben können. 

Der Anfang des $. 83 könnte dann auf folgende Art ge 
faßt werben: 

„Wenn der Befehlshaber eines gemijchten oder ungemiſch⸗ 
ten Corps” ꝛc. 

Ad $. 78 kömmt noch anzuführen, daß Die Verpflichtung des 
Oberfeldherrn bemerkt werben follte, auf den Fall, wenn er aus: 
nahmsweiſe directe Befehle an eine Abtheilung eines Corps gäbe, 
gleichzeitig den betreffenden Gorpscommandanten Davon zu be- 
nadjrichtigen. 

Auch wäre hierbei zu beflimmen, daß die Detachirungen 
nicht eontingentweife geſchehen jollten. 

§. 82. 

Die Militärcommiffion glaubte von dem YBundestagsaus- 
ſchuſſe an fie gefitellten Begehren, „den Entwurf eine® Schema 
über die Bildung des Generalftab8 und die Anordnung der Gen- 
tralverwaltung, dann anderer Anftalten bei jedem Armeecorps zu 
fertigen”, nicht entjprechen zu können, indem fie ſich in Der An- 
ficht vereinigte, daß Die Einrichtung des Generalſtabs und ber 
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übrigen Verwaltungszweige der Armeekorps, welche bei den un- 
gemifchten ohnehin jchon den beftehenden Einrichtungen gemäß 
ihnen jelbft überlaſſen bleiben müſſe, auch bei den gemifchten 
Armeecorps am füglichften der freien Vereinigung Der betreffeu- 
den Staaten überlaffen werden jolle. 

Der Bundestagsausſchuß Hält jedoh dafür, daß eine Be- 
flimmung über die Vereinigung der an ben combinirten Corps 
theilnehmenden Staaten hinſichtlich des Commando's und der 
Bildung des Generalſtabs und der übrigen Veriwaltungszweige 
— analog mit der Beitimmung ded $. 26 — bier keineswegs 
überflüffig fei, und fchlägt demnach folgenden Zuſatz zu dem 
$. 82 vor: 

„Die an den combinirten Corps und Divifionen theil- 
habenden Staaten werden ſich uuter einander, jowohl über 
die Wahl der Corps⸗ und Divifiond-Commandanten, als 
über die Einrichtung des Generalſtabes und der übrigen 
Berwaltungszweige, vereinigen, und dieſe Uebereinkunft, 
drei Monate nah Annahme der zweiten Abtheilung der 
näheren Beflimmungen, ber Bundesverſammlung anzeigen. 
Da, wo fie ſich nicht vereinigen Eönnten, wird die Bun⸗ 
deöverfammlung vermittelnd einwirken und nöthigenfalls 
enticheiden.” 
$. 83. 

Der Bundestagsausſchuß trägt in Gemäßheit des gutachtli- 
chen Vorſchlages, den die Militärcommilfion auf jein Begehren 
binftchtlidy der Zorm der von den Gorpscommandanten zu for: 
dernden Unterfuchung vorgelegt hatte, und mit Berüdfichtigung 
der Löniglichpreußifchen Bemerkung, auf folgende Faſſung dieſes 
Paragraphen an, weldher jodann in zwei Paragraphen getrennt 
würde: 

$. 83. 

„Wenn ber Befehlähaber eines gemijchten Armeecorps fich 
durch den Dberfeloheren in Rechten des Corps oder der vaflelbe 
bildenden Gontingente, die er zu vertreten bat, verlegt glaubt, 
to bat er davon die Anzeige an die Regierung des betreffenden 
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Bındesitantes zu machen, welche jodann feine Beſchwerde ver 
Bunbesverfammlung vorlegen wird. 
$. 833. 

„Slaubt ein Gorpscommandant aber, daß ihm in feinen 
perfönlichen Rechten zu nahe getreten worden, jo ann er eine 
unparteiifche Unterfuchung fordern. Iſt die Veranlaflung von 
der Art, daß Eorpscommandanten duch Eingriffe des Oberfeld- 
herrn in ihrem Rechte oder durch ſonſtige Willfürlichfeiten 
gegründete Beſchwerde zu haben glauben, und deshalb eine Un⸗ 
terfuchung gegen den Oberfelbheren fordern, jo find die Corps⸗ 
commanbanten berechtigt, fi) auf dem Dienſtwege durch den 
Oberfeldherrn von der Bundesverfammlung ein Kriegdgericht zu 
erbitten. Dieje wird jodanı drei Bundesftaaten wählen, weldye 
zu dem niederzujeßenden Kriegsgerichte — ähnlich jenem für den 
Oberfeldherrn beftimmten — die nöthigen Dfficiere nebft den 
Auditor zu commandiren haben. 

Ale anderen Unterfuchungen, weldye die Sorpscommandanten, 
etwa durch Beichwerde gegen einander oder gegen ihre Unter: 
gebenen veranlagt wünichen follten, können nur Bei dem Ober: 
feldherrn in gewöhnlichen Dienfiwegen nachgeſucht und von ihm 
die diesfallfigen Kriegsgerichte angeordnet werden. 

§. 85. 

Der bier allegirte $. 51 ift in Folge der neuen NRedaction 
§. 44 geworden. 

Indeſſen glaubt der Ausfchuß, daß Diefer ganze Paragraph 
mit der Greation überflüffiger Gontingent3:ßommandanten weg: 
zulafjen jei. 


vo. Abſchnitt. 
Bildung des Hauptheeres. 

Die Militäreommiffien bat — der früheren Redaction ber 
Grundzüge folgend — die Geſchaͤfte des Hauptquartierd in ſechs 
Adtheilungen getrennt, und in einer beigefügten Qabelle den 
Stand und Wirkungskreis jeder derjelben aufgeſtellt. Dadurch 
wurde dem Anfinnen des Bundestagsausfchuffes, wegen „Vorlage 
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einer Tabelle über Die Unterabtheilungen des Generalſtabs nebft 
der näheren Bezeichnung Der Functionen der verjchiebenen Zweige 
und Individuen” — vollkommen genügt; nur findet der Ausſchuß 
die AUnführung der Landescommilläre in der dritten Columne der 
Tabelle — Intendantur — nicht ganz geeignet, indem die Lan⸗ 
descommifjäre feine dem General⸗Intendanten fnborbinirte Be⸗ 
amte find, Um die möglichfte Schonung der Bundeslande zu 
fiher jind von allen jenen Bundesftaaten, welche mit dem Heere 
in Berührung kommen, der oberften Verpflegsbehörde defjelben 
Commifläre zugetheilt, deren Hauptaugenmerk ftet3 fein muß, das 
Intereſſe des eigenen Landes zu wahren. Diejelben können da- 
ber nicht ald Beamte des Bundesheeres aufgeführt werben, wie 
dies in der Tabelle gejchieht. 

Die Militärcommiffion hat eine nähere Beftimmung in Rüd- 
ficht des Gehaltes des Oberfeldherrn, und aller derjenigen Zu⸗ 
lagen und außerordentlichen Ausgaben, welche unter allen lim: 
Händen gebedt und nad) den Grundfäßen der Billigkeit wohl 
nur gemeinfam von dem Bunde getragen werben Fönnen, für 
nothwendig gehalten und Ddiejelben in zwei weiteren Paragraphen 
89 und 90 — 

Der Bundestagsausfchuß ift mit Diefen Zuſatze ganz einver- 
ftanden. Derjelbe glaubt zugleich auf einen weiteren Zufaß an- 
tragen zu müfjen, welcher von drei Mitgliedern der Militärcon- 
million in Vorſchlag gebracht worden ift. Er betrifft die Ver⸗ 
eidigung des Generalquartiermeifterd und des Generaladjutanten. 
In der früheren Nedaction der Grundzüge ift ausgeſprochen, daß 
Die Generalartilleriee und Genie-Directoren, der Generalintendant 
und der Chef der Heereöpolizei von der Bundesverfammlung in 
Eid und Pflichten genommen werden follen; über die Vereidung 
des Generalquartiermeifterd und des Generaladjutanten, jo wie 
der fibrigen Sudividuen des Hanptquartierd, ift darin nicht ge- 
ſagt. Diefe Vereidung kann jedoch eben jo wenig nachtheilig 
oder ftörend auf den Dienſt einwirken, als die der Artillerie- und 
Senie:Directoren, des Generalintendauten u. f. w. Es Eönnen 
im Gegentbeil die Staaten in berfelben eine Beruhigung und 
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mehr Gewähr für ihr und des, Bundes Intereſſe finden. Der 
Bundestagsausſchuß ſieht fih daher veranlaßt, auf dieſe Ver- 
eidung anzutragen, und glaubt Den dagegen angeführten Grund, 
daß dieſelbe eine Beleidigung für den Oberfeldherrn fei, am 
beiten Durch den Vorſchag befeitigen zu Eönnen, daß die Bundes⸗ 
verfammlung dieſe Beeidigung dem Oberfeldherrn jelbft über: 
trage. Der Ausſchuß Iegt demnach der hohen Verfammlung fol- 
gende, nach dem $. 88 einzufchaltende, Zuſatzbeſtimmung zur Ge⸗ 
nehmigung vor: 
$. 884. 

„Der Oberfelpherr wird, ſobald er den Oberbefehl 
des Heeres übernommen bat, ſämmtliche im Hauptquartier 
angeftellte Dfficiere und Beamte, weldye nidyt bereit von 
der Bundesverfammlung vereidet find, im Namen und 
aus Auftrag derfelben in Eid und Pflichten des Bundes 
nehmen.” 

Ueber die Formel des Eides wäre von der Militärcommiſ—⸗ 
fion näheres Gutachten zu erheben, damit Darauf Nüdficht ge- 
nommen werden möge, Daß fi) Die Verantwortlichkeit des Ober: 
feldherrn nicht theile und ſeine Wirffamfeit nicht gelähmt werde. 

Die im $. 87 allegirte Tabelle Num. 7 muß mın Num. 12 
erhalten. 

Sm $. 89 wird in Gemäßheit des Artikel XXI der Kriegs: 
verfaflung, ftatt: „aus der Bundesoperationdfaffe”, zu jeßen fein: 
„aus der Kriegskaſſe“. 


IX. Abſchnitt. 
Verpflegung. 

Die Militaͤrcommiſſion hatte fi) überzeugt, daß in ber frü- 
heren Redaction der Grundzüge die wejentlichite Beftimmung der 
Verpflegung, nämlich die Feſtſetzung allgemeiner Grundfäße über 
die Art und Weiſe, wie die Truppen des Bundes eigentlidy ver: 
pflegt werben follen, abgcehe. Sie hatte e8 daher vor Allem für 
nothwendig gehalten, die Aufftellung Diefer allgemeinen Grund» 
ſätze in Berathung zu ziehen und nad; denfelben eine neue 
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Redaction des vorliegenden Abjchnittes zu fertigen. Indem fie 
diejelbe dem Bundestagsausſchuſſe vworlegte, fügte fie zugleich 
eine von der Minorität gefertigte Redaction dieſes Abfchnittes 
Bei, welche auf dag von 2 Stimmen angenommene Princip der 
allgemeinen Berpflegung gegründet ift, während die Majorität 
von A Stimmen fih für den Grundfaß der Gorpsverpflegung 
erklärt hatte. 

Der Bundestagsausſchuß hat Diefen Gegenftand einer reif: 
lichen Berathung unterworfen, und fich überzeugt, daß eine Ver- 
einigung hierüber allerdings fehr jchwierig, aber keineswegs un 
ausführbar jein dürfte. 

Das Bundesheer ift ein Heer, aber in Gemäßheit der For: 
derungen, welche Die neuere Kriegskunſt Hinfichtlich der Beweg- 
lichkeit und Dperationsfähigkeit der Heere macht, in mehrere 
Armeecorps getheilt, denen die möglichite Selbftftändigfeit gege- 
ben wurde, ohne dadurch der nöthigen Einheit im Obercommando 
zu ſchaden. 

Diefem Organismus analog fcheint auch die Verpflegung 
des Heeres geleitet werden zu müſſen. Um die möglichfte Selbft- 
ftändigkeit des Corps zu fichern, beforgt jedes das Detail feiner 
Verpflegung durch feine eigene Behörde — den unter den un⸗ 
mittelbaren Befehlen des Gorpscommandanten wirkenden Corps⸗ 
Intendanten mit der Korpsverpflegsbehörde. Die obere Aufficht 
und Leitung geht aber von einem allgemeinen Mittelpunft aus, 
und wirb unter deu Augen des Dberfeldherrn von dem Generals 
Intendanten und Centralverpflegs-Comité geführt. 

Nach dieſen Vorausſetzungen dürfte es vielleicht möglid) werden, 
über die Annahme allgemeiner Beftimmungen über die Verpfle- 
gung zu vereinigen, ohne das ed nöthig fein wird, fich in meit- 
läufige Erörterungen über den Vorzug der allgemeinen oder ber 
Gorpsverpflegung einzulaffen. 

Es handelt fich hier vorzüglid) darum, einige Hauptgrund- 
fäbe als Bafis feftzuftellen, nach welchen ſodann ein detaillirtes 
Berpflegsreglement ausgearbeitet werden kann. Der Bundestags: 
ausſchuß Hat es verfucht, den Entwurf einer neuen Redaction 
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dieſes Abjchnittes zu fertigen, in welchem Bloß die allgemeinen 
Srundfäße über die Verpflegung des Bundesheeres aufgeftellt 
werden, indem man die weitere Ausführung einem nod) zu ent- 
werfenden vollftändigen Verpflegsreglement überließe. 

Diefe Hauptbeftimmungen Fönnten in folgenden beftehen: 


$. 1. 
„Wenn die Contingente des Bundesheered unter Die Be- 


fehle des Oberfeldherrn treten, jo erfolgt die Naturalverpfle- 
gung derjelben Durch die bei jedem Corps in Uebereinftimmung 
mit dem Ganzen zu treffenden Anftalten unter einer allgemeinen 
Leitung.” 


$. 2. 

„Der Sold der Truppen, die Anfchaffung und Ergänzung 
ihrer Kleidung, ihrer Waffen und ihrer Munition, ſowie ihre 
Entſchaͤdigung, wird von jedem Gontingente auf eigene Rechnung 
beſorgt.“ 

§. 3. 

„Die obere Leitung über die Naturalverpflegung des Bun⸗ 
desheeres führt unter dem directen Befehle des Oberfeldherrn 
das Centralverpflegscomité des Bundesheeres, welches unter dem 
Vorſitze des Generalintendanten aus den Bevollmächtigten der 
Armeecorpd gebildet iſt. Demjelben find Landescommiflarien 
derjenigen Bundesftaaten beigegeben, in deren Nähe fi der 
Kriegsſchauplatz befindet.” 


§. 4. 

„Jedes Armeecorps beforgt das Detail feiner Verpflegung 
durch jeine eigene Behörde — den unter den unmittelbaren Be: 
fehlen des Gorpscommandanten wirkenden Gorpsintendanten, mit 
der Corpsverpflegsbehörde.“ 


$. 5. 
„Ein eigenes Verpflegsreglement enthält die näheren und be 


taillirtten Vorjchriften über Die Verpflegung des Bundesheeres in 
jeinen verfchiedenen Verhältniſſen.“ 
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Indem der Bundestagsausichuß Diefe hierüber entworfenen 
5 Paragraphen der hohen Verſammlung anmit zur weiteren 
Beurtheilung vorlegt, zeigt er zugleich derfelben an, daß er 
einen, von einem Mitglieve des Ausſchuſſes übergebenen, aus⸗ 
führlihen Entwurf über das Verpflegungswejen, welcher in ber 
Beilage (29) Ziffer angegeben ift, der Militärcommiffion zur 
näheren Prüfung und Begutachtung mitgetheilt babe, 

Bei Gelegenheit der Verhandlungen über die Verpflegung 
ift in der Militärcommiffion die Geſchäftsordnung derfelben zur 
Sprache gekommen. Der Ausfchuß hält es derjelben, und big zu 
einer, ſich allenfall8 ergebenden, näheren Veranlaffung, nicht für 
nöthig, darüber feinen Vortrag auszudehnen. 


x. Abſchnitt. 
Gerichtsbarkeit. 


Der Bundestagsausſchuß iſt mit den von der Militärcom⸗ 
miſſion bei diefem Abjchnitte in Antrag gebrachten Abänderungen, 
bi8 auf einige wenige Bunfte, vollfommen einverftanden. 


Er findet nämlid: 

1. ad $. 121 wäre zu ſetzen: „— jo wie auch alle Fremde, 
Kriegdgefangene und fo „weiter.“ 

Am Ende dieſes Paragraphen wäre die Dort enthaltene DBe- 
ſtimmung als proviſoriſch, bis zur Entſcheidung eines allgemeinen 
Geſetzes, zu bezeichnen. 


2. findet er den im $. 122 u. 123 aufgeitellten Unterfchied 
zwifchen Martialgefeß und Standrecht nicht ganz ſachgemäß; — 
Staudrecht nennt man Üiberhaupt das jummarijche peinliche Ver⸗ 
fahren, es mag gegen Militärd oder gegen den Bürger ange: 
wendet werden. Das Martialgejeb ift dasjenige Geſetz, in Folge 
deſſen das Standrecht, welches der Feldherr ohnehin gegen Mi- 
litaͤrs in außerordentlichen Fällen flet3 anordnen Fann, auch ge: 
gen den Bürger angewendet werben fol. Es wird demnach 
folgende Abänderung der genannten beiden Paragraphen vorge: 


Ichlagen. 
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8. 122. 

„Der Oberfeldherr Tann das Standrecht, nämlich den jum- 
marijchen außerordentlichen Proceß, gegen Militär in allen je 
nen außerorbentlichen Fällen anordnen, in welchen jchnelle Be- 
ftrafung des Beijpield wegen nöthig wird, und in den Geſetzen 
der verſchiedenen Bundesftanten nicht ohnehin ſchon dad Stand- 
recht feftgejegt ift.” 7 

$. 123, 

„Shen jo hat der Oberfeldherr das Recht, das Martial: 
gejeß in Feindesland zu verfünden, und in Folge deſſen das 
Staudreht auch gegen den Bürger anzuordnen. In den Yun: 
desſtaaten ſoll dies jedoch nur nach gepflogenem Benehmen mit 
ben betreffenden Regierungen und erhaltener Zuftimmung derjel- 
ben geſchehen.“ 

3. Glaubt der Ausſchuß, Daß $. 125 und 127 die Kriegs⸗ 
artikel und die Beftimmungen über Bildung und Dienftleiftung 
der Gensd’armerie nicht ald Beilagen allegirt werden follen, fon- 
dern daß man befjer thue, auf diefelben, wie im $. AO hinſicht⸗ 
lich des Sanitätsreglements gejchehen, als auf Theile des allge 
meinen Bundesmilitärgefegbuches binzumeifen. 


Was Schließlich das Gutachten der Militärcommitifion über 
die für das Bundesheer zu faſſenden Reglements betrifft, jo ift 
der Bundestagsausſchuß gleichwohl damit einverftanden, daß Diefe 
Arbeit von der Militärcommilfion erft angenommen werben follte, 
wenn ihre Bafid, nämlich die Grundzüge, rejp. näheren Beftim- 
mungen ber Kriegsverfaſſung, von der Bundesverſammlung defi⸗ 
nitiv angenommen find. Der Ausſchuß glaubt daher, vor der 
Hand fich in Feine weitern Details über diefen Gegenftand ein» 
lafjen zu dürfen, und wird feiner Zeit der hohen Verſammlung 
umftänblichen Bericht hierüber erftatten. 


Ueber die Naturalverpflegung brachte Württemberg jeine 
Anfichten in folgendem Vortrage zur Geltung: 
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J. 
Erforderniſſe einer guten Naturalverpflegung 
deſſelben. 

$. 1. Ueber die weſentlichen Erforderniſſe einer guten Na- 
turalverpflegung des Bundesheeres ift man in der Milttärcom- 
miffion einverftanden, 

$. 2. AS ſolche wurden angenommen: 

41. Sicherſtellung einer möglid, guten und richtigen Verpfle⸗ 
gung der Truppen, 

2. Schonung der Bundesftaaten, in welchen ſich das Bun⸗ 
beöheer befindet, durch ſchnelle und billige Vergütung. 

3. Verminderung einer zu großen und Daher unerjchwing- 
lichen Laſt für Diejenigen Staaten, welche die Verpfle⸗ 
gung ihrer Truppen vergülen müſſen. 

4. Sleihmäßige Vertheilung aller Laſten auf alle Bunbes- 

ſtaaten. 
. Einfachheit der gegenſeitigen Abrechnungen. 

6. Moͤglichſte Vermeidung aller Störungen der Operatio- 
nen durch Rüdjichten der einzelnen Gontingente auf Die 
Verpflegung. 

7. Vermeidung des durch die Verpflegung jo Häufig ent- 
fiehenden Zwieſpaltes unter Den Truppen. 

8. Aufrechthaltung des Grundfaßes, daß das Bundesheer 
ein Heer Jei. 

6.3. Nur den dritten Satz uennt der Föniglich-baierifche 
Bevollmaͤchtigte unklar. 

Diefer Sab ift allerdings nicht ganz deutlich gefaßt; wenn 
aber damit nichts anders gejagt werben joll, als: ed müſſen 
Vorkehrungen getroffen werden, damit die Staaten, welche die 
Verpflegung ihrer Truppen vergüten jollen, nicht durch zu bohe 
Preife der Bebürfnilje beläftigt werben, welche einzelne Truppen⸗ 
abtheilungen in Santonirungen und auf den Durchmärfchen zu be⸗ 
friedigen haben, oder folder, welche ſich nicht zur Verwahrung 
in Magazinen eignen und wobei gleichwohl eine gegenfeitige Un⸗ 
terftügung der Staaten und eine Entjhädigung ihrer Unterthanen 

Dritter Theil. 31 
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erforderlich ift — und wenn dieſe Vorkehrungen nur in einem 
geregelten Etapenſyſteme, in gemeinfamer Beftimmung defjen, was 
jur Magazinsverpflegung nicht gehören fol, und in Verträgen 
über die Preife der zu liefernden Dinge, gefunden werden Tön- 
nen; jo wird die Majorität, nachdem deutlich gemacht worben 
tft, was Die Minorität verlangte, auch dieſes als ein wejentliches 
Erforderniß anerkennen, oder ſie hat es vielmehr (Abfchnitt IX, 
F. 10 ihrer Redaction) bereits als ſolches anerkannt. 


IL 
Art und Weife, Diefen Erforderniffen zu 
entſprechen. 


8. 4. Ueber die Art und Weiſe hingegen, wie dieſen we- 
Tentlichen Erforderniſſen genügt werden Tönne, Hat ſich die 
Militäreommilfton nicht einverftändigen koͤnnen. 

Es wurde, bei der Verhandlung dieſes Gegenftandes, viel 
von allgemeiner Heeres, befonderer Corps⸗ und einzelner Gon- 
tingent3-Verpflegung geſprochen, ohne daß man fich vorher über 
den Sinn verftändigt hätte, welcher mit diefen Bezeichnungen 
verschiedener Verpflegungsweijen verfnüpft wurde; vergleicht man 
aber die verfchiedenen Vorfchläge, wie fie in der Redaction bes 
Öfterreichifchen und 8. Armeecorps-Abgeordneten, in Der Des preu- 
Bifchen, des 7. und 9. Corps-⸗Abgeordneten und in ber bes Ab- 
geordneten des 10. Armeecorps aufgenommen find; fo dürfte je 
dem Unbefangenen einleuchten, daß in Feiner Derfelben der Be⸗ 
griff einer allgemeinen Heeres- oder bejondern Corps⸗ oder ein- 
zelnen Sontingents-Verpflegung rein durchgeführt ift, fondern 
daß die Vorjchläge Aller mehr oder weniger aus einer Mischung 
der allgemeinen SHeereöverpflegung mit der befondern 
Eorpsverpflegung hervorgehen — aus einer Mifchung, welche 
vom Abgeordneten des 10. Corps zwar getabelt, aber nicht ver: 
mieben werden konnte. 

Keiner derfelben hat aber die einzelne Bontingentsverpfle- 
gung für zuläffig erklärt, obgleich aud, Feiner auf die von Dem 
Bevollmächtigten des 8. Corps (Militär-Prot. S. 501) gemachte 
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richtige Bemerkung geantwortet hat, daß eine Bejchränfung ber, 
mit Recht für unzuläffig erklärten, jpeciellen oder Gontingents- 
Verpflegung auf Armeecorpsverpflegung wohl ſchwerlich allge: 
meine Anerkennung finden dürfte, da die Staaten, welche die zu- 
Jammengefeßten Armeecorps bildeten, die gleichen Gründe, 
welche bei Verwerfung einer gemeinihaftlichen Verpflegung 
für das ganze Heer unterftielt werden wollten — nämlich die 
beilere und fichere Verflegung der Gontingente durch eigene Ad: 
miniftration — gleichfalls für fi in Anfpruch nehmen fönnten 
und — darf man wohl hinzuſetzen — in Anſpruch nehmen wer: 
den, da fie eine allgemeine Verpflegungsweiſe, welche Durch 
die Gorpdcommandanten und Gorpöverpflegsbeamten controlirt 
wird, einer befondern, bei welder dieſe Gontrole Hinweg- 
fallen würde, um fo gewiſſer vorziehen dürften, als bei jener 
die Verlufte 3. B. von Magazinen, welche einzelne Armeecorps 
vorzugsweiſe jo leicht treffen Fönnen, ausgeglichen werden, waͤh⸗ 
rend fie bei dieſer (wenn fie im firengen Sinne des Wortes ge- 
nommen werben follte) die Intereſſenten der einzelnen Corps 
allein tragen müßten; denn von einer Ausgleihung ſolcher 
Verluſte durch Uebernahme derſelben auf die allgemeine Ope- 
rationskaſſe Fönnte dann doch wohl nicht Die Rede fein, wenn 
der allgemeinen Verwaltungsbehörde die Mittel, ihnen zuvor⸗ 
zufommen, oder doch das Schuldhafte oder Zufällige verjelben 
zu ermäßigen, entzogen fein jollten. 

8. 5. Hätten Diejenigen, welche für die allgemeine Verpfle- 
gung flimmten, wirklich die Abficht gehabt, eine allgemeine Hee— 
resverpflegung im ftrengen Sinne des Worts auch bei dem 
Bundesheer einzuführen, jo würde fie der Vorwurf mit Hecht 
treffen, der ihnen von jenen, welche für die befondere flimm- 
ten, gemacht wurde, daß fie nämlich von feinem fireng gejonder- 
ten Begriffe ausgegangen oder demſelben untreu geworden jeien. 
„Wollte man” — fagen fie (Mil.-Prot. S. 642) mit Recht — „wollte 
man einen firengen Begriff der allgemeinen Verpflegung aufitellen, 
fo würde man zu ihren Eigenjchaften zählen müflen, da fie im 
ganzen Heere durch allgemeine (d. h. gemeinschaftlich aufzuftellende) 
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Verpflegsbeamte geleitet nnd verfehen, (die Koften derjelben) aus 
einer allgemeinen Gafje beftritten, mit einem Worte: durch 
eine, von den einzelnen Staaten unabhängige, jelbit- 
ftändig organifirte Bundesadminiftration, vom Mit— 
telpuncte aus, bis in die einzelnen Theile bewirkt 
werde,” 
$. 6. Hätten hingegen diejenigen, weldye für die befon- 
dere ober die Gorpsverpflegung flimmten, wirklich Die Abficht 
gehabt, eine ſolche, nad) dem firengen Sinne des Wortd, und 
nux eine ſolche auch bei dem Bundesheere einzuführen, jo würde 
ihnen von denen, welche für Die allgemeine oder Heereöverpfle- 
gung geftimmt, der Vorwurf, daB man nicht von fireng gefon- 
derten Begriffen ausgegangen oder dieſelbe Doch nicht conjequent 
durchgeführt habe, mit eben jo großem Rechte zurüdigegeben wer- 
den Eönnen, da eine Vergleichung der Redactionen beider Theile 
zu.dem Beweiſe hinreicht, Daß Diejenigen, welche für die Corps⸗ 
verpflegung ſtimmten, nicht umhin Tonnten, von jenen, welche für 
die Heeresverpflegung ſtimmten, Säbe wörtlich) aufzunehmen, in 
welchen Die weſentlichſten Beflimmungen der von dieſer fogenann- 
ten allgemeinen Verpflegung ausgebrüdt find, 3. ©. 
"die SS. 5 u. 6 der Maforität mit dem $. 3 der Mingrität 


des $. 9 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 5 2 ⸗ 

$. 13 ⸗ ⸗ ⸗ - =: 16 =: z 

$. 14 a * * * 8 ⸗ 

§. 15 ⸗ ⸗ Fe :s 11 =: 

g. 18 . ee: : 
die 8F. 1d u. ee: 
des $. 22 ⸗ ⸗ . =: : 12 = ⸗ 

und 
des 8. 23 een = 


8. 7. Darüber, daß feine der beiden Parteien in der Mi⸗ 
litaͤreommiſſion den ftrengen Begriff der verjchiedenen Berpfle- 
gungsweiſen aufgeftellt oder feflgehalten hat, ift ihnen Fein Vor⸗ 
wurf zu machen, da eine Milchung derjelben durch die Natur 
eined aus vielen und verſchiedenartigen Gontingenten 
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zufammengejeßten Bundesheeres und durch die unabmweislichen 
Bebürfniffe eines jeden Heeres unverkennbar geboten war. 
Wollte man ihnen, unbekannt mit dem Schidfale aller deliberi⸗ 
renden und discutirenden Behörden, irgend einen Vorwurf mas 
hen, fo wäre ed ber, daß fie Anfangs mit Worten ftritten, ohne 
deren Bedeutung feilzufeßen, und Daß fie, nachbem fie fo nahe 
daran waren, ihren Streit ald bloßen Wortftreit zu erkennen, 
dennoch unterließen, klar und deutlich feitzufeßen, mas jede Par⸗ 
tei in der Sache wirklich wollte, und melde Differenz darin 
zwifchen ihnen beftehe, wo dann, mit Hoffnung günftigern Gr: 
folgd, Die Ausgleichung der verjchiedenen Anfichten hätte ver- 
ſucht oder die Entſcheidung, wenn jene mißlang, beſſer als 
geichehen, hätte vorbereitet werden koͤnnen. 

Was in der Milttärcommilfton in dieſer Beziehung verfäumt 
wurde, muß nun fo viel möglich im Bundestagsausſchuſſe nach- 
geholt werden. 


III. 
Sogenannte allgemeine oder Heeresverpflegung. 


8. 8. Die Coryphaͤen dieſer Doctrin ſcheinen die allgemeine 
Naturalverpflegung — denn von dieſer iſt hier nur allein die 
Rede — da zu finden, wo bie Verpflegung des Bundesheeres in 
allen Theilen, auf gemeinfame, von den Bundesſtaaten matricu- 
larmäßig zu beftreitende SKoften bewirkt und die oberfte Leitung 
aller darauf Bezug habenden allgemeinen Vorkehrungen, unter 
Mitwirkung eined Generalintendanten und eines dieſem beizuge- 
benden Verpflegscomitée's, welcher aus Abgeordneten ſaͤmmtlicher 
Armeecorps und Landescommiſſarien derjenigen Staaten, in wel- 
chen ſich der Kriegsfchauplag befindet, oder welche Demjelben 
nahe liegen, gebildet wird, allein und ohne Ausnahme von dem 
Oberfeldherrn des Bundes ausgeht, welcher darüber der Bundes 
verjammlung dergeftalt NRechenfchaft ablegen muß, daß dieſelbe 
die Berpflegungöverwaltung des Bundesheeres und Die Compta⸗ 
bilität derſelben ununterbrochen überfehen, eontroltren und Die 
Ausgleichung der Roften ſaͤmmtlicher Bundesſtaaten mit Sicherheit 
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bewirken kann, während die Ausführung der von dem Oberfeld- 
herrn erlafjenen Verpflegungsbefehle und Die Auswahl der Mittel 
zur Erreichung des vorgejchriebenen Zwecks, jo wie überhaupt 
das ganze Detail der Verwaltung, innerhalb der durch jene Be 
fehle des Dberfeldherrn gejeßten Grenzen, und unter Mitwirkung 
bed Gorpsintendanten und der dieſem beizugebenden Verpflegs- 
comitẽ's, welche nad) einer von den Corpsintereſſenten zu treffen: 
ben Uebereinkunft gebildet werden, den Corpscommandanten ge 
bührt, die Darüber dem Oberfeldherrn dergeftalt Rechenſchaft ab- 
legen müfjen, daß berjelbe bie Verpflegungsverwaltung des Bun⸗ 
desheeres und deren Gomptabilität in allen ihren Theilen unun- 
terbrochen überjehen und controlicen Fann. 

8. 9. Gegen dieſe Art, ein Bundesheer zu verpflegen, wird, 
in jo fern von der Berpflegung in Feindesland die Rebe 
wäre, gar nicht, fondern nur in jo fern von der Verpflegung 
in Freundesland die Rede ift, Folgendes eingewendet: 

Alle zu ſehr ind Große gehenden Ernährungsanftalten fte- 
hen, wie alle übrigen Einrichtungen des menjchlichen Betriebs, 
der leitenden Aufficht zu fern, und erjcheinen daher, je weiter fie 
fi von ihrem Mittelpuncte verlieren, immer mit geringerer Gon- 
trole. Wenn auch die Duantität verbürgt werden Tönnte, wie 
koͤnnte man fi) Der -Dualität verfihern? Nie werde ber ge 
meine Mann zu ber allgemeinen Heereöverpflegung das Zutrauen 
gewinnen, das er zu der beſondern, im Corps, habe. (Militär- 
Prot. S. 499.) Oder mit andern, nur energifcheren Worten: 

Die allgemeine Verpflegung in Freundesland taugt nichts, 
weil man dafür bezahlen muß, und, wenn man Geld giebt, wird 
fi Niemand leicht gefallen Lafjen, daß ein Dritter ihm bag 
Geld abnehme, und für ihn (jtatt feiner) einzufaufen; weil ber 
gemeine Soldat bei der allgemeinen Verpflegung leichter miß- 
muthig, unzufrieden und flörriih werben und, bei dem geringften 
Zweifel wegen feiner Verpflegung, jagen wird: ich marſchire 
nicht; und weil e8 unnöglich iſt, Daß der Generalintendant Das 
weitläuftige Gejchäft der Verpflegung allein überfehen und di: 
rigiren fönne und er fi) dann Behörden unterorbnen muß, die 
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ein ungeheures, der Bundescafje zur Laſt fallendes Perſonale 
bilden werden. (Militär Protocol S. 555 ff.) 


IV, 
Spogenannte bejondere oder Gorpsverpflegung 
des Bundes heeres. 


$. 10. Die Coryphaͤen dieſer Doctrin ſcheinen die beſon⸗ 
dere Naturalverpflegung da zu finden, wo, in der Regel, 
und wenn nicht gewiſſe Umſtaͤnde ein Anderes gebieten, oder doch 
raͤthlich machen, die Verpflegung eines jeden Armeecorps in allen 
Theilen deſſelben, auf gemeinſame, von den Corpsintereſſenten 
zu beſtreitende Koſten bewirkt und die oberſte Leitung aller dar⸗ 
auf Bezug habenden Vorkehrungen, unter Mitwirkung eines 
Corpsintendanten und eines dieſem beizugebenden Corpsverpflegs⸗ 
comite's, welches aus Abgeordneten ſämmtlicher Corpsintereſſen⸗ 
ten, auf eine unter ihnen zu verabredende Weiſe, gebildet wird, 
allein und ohne Ausnahme dem Corpscommandanten zuſteht, 
welcher einem Centralverpflegungscomité, das zugleich als Liqui⸗ 
dationsbehoörde zu betrachten, dergeſtalt Rechenſchaft ablegen ſoll, 
daß dieſes die Prüfung und Ausgleichung aller aus den Ver⸗ 
pflegsvertraͤgen und ſonſtigen, ſowohl beſondern, als gemein— 
ſamen Leiſtungen entſpringenden, gegenſeitigen Forderungen be⸗ 
wirken kann, waͤhrend dem Oberfeldherrn diejenigen militaͤriſchen 
Beſtimmungen vorbehalten bleiben, welche nöthig find, Damit bei 
der Verpflegung der einzelnen Corps Fein Kreuzen und Inein⸗ 
andergreifen derfelben eintrete; ausnahmsweiſe jol jedoch, nicht 
nur in Feindesland, fol in dringenden Fällen auch in Freundes- 
land, die fogenannte allgemeine Verpflegung unter der Vor⸗ 
ausfegung eintreten, Daß der Generalintenbant dem Corpscom⸗ 
manbanten und deſſen Sintendanten die |pecielle Verpflegung 
des Corps übertragen und fich felber nur Die oberſte Leitung 
Darüber vejerviren werde. 

6. 11. Dagegen wird von der andern Seite eingewendet: 

Die Eorpsverpflegung unterliegt mehr oder weniger den 
nämlichen Uebeln, welche als foldhe bei der Gontingentöverpfle- 
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gung allgemein angenommen worden find. Die Bewegungen ber 
verichiedenen Heeredabtheilungen Fönnen nicht auf genau begrenzte 
Räume beſchränkt werden; es müſſen, nach Bebürfniß, größere 
oder kleinere Abtheilungen bald näher zufammengezogen, bald 
wieder entfernt, oft auch ſehr aroße Maflen auf einen Punct 
vereinigt werten. Bleibt nun Die Sorge für die Verpflegung 
jedem Gontingente oder auch nur jedem einzelnen Wrmeecorps 
überlaffen, fo werben bie einzelnen Dispofitionen fi) ewig durch⸗ 
freuzen und Die Landesbewohner werden gleichzeitig Aufforderung 
zur Hülfe von allen Richtungen her erhalten. Es wird ſich eine 
Art von Krieg gegen dieſe, gegen das Landvolk und eben fo 
zwijchen den Disponirenden entjpinnen, deſſen Folgen gar nicht 
zu überjeben find. Berner ift das Geheimniß der Operationen 
nur dann zu erhalten möglich, wenn der Dberfeldherr durch ſei⸗ 
nen Intendanten den Magazins und Verpflegs⸗Colonnen unmit- 
telbar die nöthige Direction geben kann. Bei einer Corpsver⸗ 
pflegung giebt e8 nothwendig eben jo viele Mitwiljer jenes Ge⸗ 
heimniſſes, als es Gorpscommandanten und Berpflegsbeamte im 
Gorpsverpflegseomite giebt. Die Gorpsverpflegung iſt Daber, 
wenn auch in geringerem Grade, ald die Enntingentöverpflegung, 
dem Ganzen des Heered und dem Wohle der Unterthanen, bei 
welchen ſich der Kriegsſchauplatz befindet, nicht minder nach— 
theilig. 

Died haben auch die Vertheibiger Der Gorpsverpflegung jo 
jehr eingejehen, Daß fie felber in den S$. 5, 6, 7, 8 und 9 ihrer 
Nedaction die wejentlichiten Beftimmungen einer allgemei: 
nen Verpflegung aufgenommen haben. 

$. 12, Beide Theile, indem ſie gegen einander ftreiten, und 
bie Bezeichnung deſſen, was fie wollen vertheidigen, erläu- 
tern nunmehr ihre Abficht und Fommen ſich Dadurch unvermerkt 
in der Sache immer näher. 

Diejenigen, welche die allgemeine Verpflegung in Schuß 
nehmen, fagen auf Die ihnen ($. 9) gemachten Einwendungen: 
Wir denfen nicht daran und haben nie daran gedacht, von dem 
Generalintendanten zu verlangen, daß er fih in das Detail 
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der Gorpsverpflegung mengen folle. Wir fehen die Unmög- 
lichkeit ein, Daß der General-ntendant ohne Mitwirkung der 
Gorpscommandanten fein Amt handhaben Tönne. So wenig der 
Dberfeldherr ohne die Gorpdcommandanten und ohne Zuziehung 
aller übrigen Zweige des Heeres, den Befehl über Das Bundes- 
heer führen kann, eben. jo wenig kann der General-ntendant 
ohne Zuziehung der Corps-Intendanten und der übrigen Verpflegs- 
brauchen die Verpflegung des Heeres beforgen (Milit. Brot. 
©.546). 68 verfteht ſich daher ganz von felbft, Daß das Detail 
der Verpflegung und im Grunde die ganze Ausführung 
und Verwaltung derjelben von den Corps-Intendanten 
eben jo, wie Die Leitung des Corps felbit von dem Gorp®- 
commandanten ausgeben müfle (Milit. Prot. S. 633). 
Diejenigen aber, welche die befondere oder die Corps— 
verpflegung in Schuß nehmen, erwiedern (Milit. Prot. ©. 642 ff.) 
auf die ($. 11) gegen ihre Doctrin erhobenen Einwendungen: 
Eine Corpsverpflegnng, bei welcher die Verfügungen 
der Corps Intendanten, ohne alle Zuziehung des Oberfeldherrn 
und des General-Intendanten und ohne alle Gewähr von Seiten 
des Ganzen, lediglich von jenen getroffen oder gefichert werben 
folle, habe von ihnen gar nicht beabfichtigt werden Fönnen, weil 
eine ſolche Gorpöverpflegung gar nicht exiftiren Fönne. 
Warum follte auch gerade in diefem Zweige eine abjolute Un⸗ 
abhängigkeit, ein Aufheben aller Subordinationsgejege, welche 
ftet3 und überall aus dem Berhältniffe von wohl organifirten 
Heerestheilen zu dem Oberfeldherrn entjprängen, gefordert werben 
wollen? Wenn die Minorität ſage: es verftehe fich von felbft, 
daß das Detail der Verpflegung und im Grunde die ganze Aus⸗ 
führung und Verwaltung derjelben eben jo von Corps-Inten⸗ 
Danten ausgehen müfle, als die Leitung der Armeecorp3 ſelbſt 
von den Gorpscommandanten: jo habe fie hier eine Parallele 
zwiſchen der Kkonomiſchen und der dienftlich militärijchen 
Verwaltung ded Corps gezogen und jomit die Möglichkeit beider 
Gattungen in einer jelbftftändigen Wirkungsiphäre und den⸗ 
noch unter einer allgemeinen Leitung des Oberfeldherrn, anerkannt. 
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Wenn von der Corpsverpflegung geſagt werde, daß in ihr 
feine Gewähr von Seiten des Ganzen liege, jo dürfe man viel- 
leicht umgekehrt fragen: welche Gewähr in der allgemeinen Ver⸗ 
pflegung Dafür gegeben werde, daß ber einzelne Staat in Augen- 
bliden, wo Die von ihm Dotirte Kriegscaſſe, Die gemeinſchaftlich 
bezahlten Magazine, für die Duantität und Qualität der 
Verpflegung des Heeres nicht genügten, feine Truppen nicht 
doppelt verpflegen müſſe, wenn nicht ihre Kriegsbrauchbarfeit 
verloren gehen jolle ? 

Daß man der gleichmäßigen Vertheilung aller Laften auf 
alle Bundesftaaten nicht entgegen ſei, zeige die Rebaction 
88. 6 und 12. 

Dort heißt es: Diefem (dem General-Iutendanten beigegebene) 
Comité Tiegt die möglichfte Sorge für Schonung Der Länder, 
für gleiche Vertheilung der Laften, endlich Die genauefte 
Berechnung und Erhebung überhaupt, jo wie der in den ein 
zelnen Gorpsbezirfen Disponiblen und verwendeten 
Vorräthe ob. 

Hier heißt e8: alle Diejenigen Gegenftände, welche ſich nicht 
zu einer Magazin-Verpflegung eignen und wobei gleichwohl eine 
gegenfeitige Unterſtützung der Staaten und Entjhädigung ihrer 
Untertbanen billig iſt, müfjen ein für allemal beftimmt werben. 
Ueber die Entſchaädigungsſätze derjelben und über die Nor- 
men ihrer gegenjeitigen Vergütung wird man fi) vereinigen. 

Jedem Durchkreuzen fei Durch den $.7 ihrer Rebaction vor⸗ 
gebeugt, indem es Dort heißt: „Nach dieſer Vorausſetzung erläßt 
der Oberfeldberr an die Korpscommandanten die allge 
meinen Verfügungen, bamit bei Der Verpflegung, jo wie fie von 
der unter Leitung der Corps⸗Intendanten wirkenden Gorpöver- 
pflegungs:Behörde vermittelt wird, Fein Kreuzen und Snein- 
andergreifen verfchiebener Corps eintrete”. 


V. 
Gemifhte Gorpsverpflegung. 
8.13. Aus den bisher Dargeftellten Anfichten beider Theile 
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geht die Betätigung der früher aufgeftelten Behauptung hervor, 
Daß weder der eine noch der andere Theil die von ihm bezeich- 
nete Methode, im firengen Sinne der gewählten Bezeichnung. 
durchgeführt habe und durchführen Tonnte, 

Dieb führt zu dem Begriffe einer gemifchten Verpfles 
gungsweife, mag man dieſe nun eine allgemeine, weldye 
den Corps-Intendanten einen ſelbſtſtändigen MWirfungsfreig 
überläßt und dadurch dem General-intendanten gewiſſe Örenzen 
jeßt, oder eine bejondere, in welcher jedoch Die Corps⸗Inten⸗ 
danten an die allgemeinen Borjchriften des General-Intendanten 
gebunden find, nennen, 

$. 14. Darüber, daß Die allgemeine Behörde durch Die 
befondere oder die bejondere Durch Die allgemeine bejchränft und 
controlirt, und daß jeder derſelben ein beſtimmter Wirfungs- 
frei angewiefen und gelichert werden jollte, iſt man aljo allge: 
mein einverftanden. 

Vielleicht liegt demnach der Grund der verjchiedenen Anfichten 
allein oder doch Hauptjächlid nur darin: 

1. daß die Grenzlinie, welche für jede dieſer Behörden jo 
‚ gezogen werben muß, daß jede ben ihr beftimmten Wirfungsfrets 
Har erkennen und ficher bewahren könne, und daß beide für 
einen Zwed wirklich zuſammenwirken können, noch nicht 
gezogen ift; und 

2) daß die Garantien, welche das Ganze von den Ein- 
zelnen und binwiederum die Einzelnen von dem Ganzen 
dafür fordern, daß von den Einzelnen dem Ganzen das Bend- 
thigte richtig und zur rechten Zeit geleiftet und dieſes dem Ein- 
zelnen von dem Ganzen in gehöriger Menge und Güte entgegen- 
geleiftet werde, noch nit ausgemittelt oder doch nicht Hin- 
länglidh ausgeſprochen find; und daß Daher 

3) die Frage: ob alle Leiftungen, mit alleiniger Ausnahme 
derjenigen, welche, wie der Sold der Truppen, die Anfchaffung 
und Ergänzung ihrer Kleidung, ihrer Waffen und ihrer Munition, 
jo wie ihre Entjchädigung (2), von jeden Contingente auf eigene 
Rechnung bejorgt werden, in einer Rechnung laufen und derge- 
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ftalt ausgeglichen werben follen, daß verhältnigmäßig fein Bun- 
besftaat mehr leiftet oder weniger empfängt, al3 der andere? von 
Seiten der Majorität nicht deutlich beantwortet wurde: denn Die 
Beitimmung des $. 22 ihrer Rebaction, nach welcher nur in den 
die Staatd-Aerare näher (2) betreffenden Fällen, bei Eroberun: 
gen, Gontributionen, Requifitionen, Verluft allgemeiner Parks 
und Magazine u. |. w., eine matricularmäßige Ausglei— 
hung ftatt haben fol, fteht mit der oben $. 12 dieſes Vortrags 
allegirten Erflärung der Majorität im Widerſpruche, daß auch 
fie eine gleihmäßige Vertheilung aller Laſten auf alle Bun: 
desftanten vollfommen berüdfichtigt willen wolle und berüdjich- 
tigt habe. 

Eine Vergleichung beider Redactionen unter einander, und 
mit den von dem köoniglich-preußiſchen Bevollmächtigten (Milit. 
Prot. S. 559) aufgeftelten Säben, dürfte, wenn und fobald fie 
überhaupt möglich wird, Darüber die ſicherſte Auskunft geben. 


VI. 
Vergleichung. 

Die Majorität in der Militaͤrcommiſſion ſagt im $. 1: 
„Die folgenden Beſtimmungen über die Verpflegung des Bundes- 
heeres treten von dem Augenblide an in Wirkfamfeit, wo zufolge 
eines Bundesbejchluffes dieſes Heer, entweder ganz oder mit ein 
zelnen Abtheilungen, in Bewegung geſetzt wird“. Die Minorität 
hat zwar ($. 1 ihrer Nebaction) den Zeitpund, von welchem an 
die von ihr in Vorfchlag gebrachten Beftimmungen in Wirkfam: 
feit treten follen, auf die Bereinigung bes Bundesheeres fixirt. 

Da man aber doc Beſtimmungen treffen muß für die Zeit, 
in welcher fi) Die Contingente zur Bereinigung auf den Same 
melpläßen in Marſch feben, jo dürfte jene Zeitbeftimmung vor- 
zuziehen und Dafür eine Regel feftzujeßen fein. 

$. 16. Die Majorität fagt im $. 2: 

„dieſe Beſtimmungen umfafjen die Naturalverpflegung des 
Bunbesheered 
a. in den Bundesftaaten, 
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b. im feindlichen Gebiete.” 

Wahrſcheinlich hat die Maforität eine Beſtimmung, wie fie 
der 2. $. der Minorität enthält: 

„Der Sold der Truppen, die Anfchaffung und Ergänzung 

ihrer Kleidung, ihrer Waffen und ihrer Munition, fo wie 

ihre Entihädigung (9), wird von jedem Gontingente auf 

eigene Rechnung bejorgt”, 
um deßwillen für überflüffig gehalten, weil fie nur von Natural- 
verpflegung im engern Sinne ſpricht. Da aber in den gemifchten 
Corps jedenfalld ein gemeiner Aufwand der Corps von einem 
abgefondert zu machenden der Gontingente unterfchieben 
werden muß, jo dürfte Die Majorität gegen Die Aufnahme dieſes 
der Minorität in eine gemeinjame Nedaction nichts einmwenden. 

Gegen die Aufnahme des $. 2 der Majorität wird die Mi- 
norität nichts einzuwenden haben. 


$. 17. Eben fo wenig von Seiten der Minorität gegen 

die des $. 3 der Majoritaͤt: „die Verpflegung in den Bundes: 
ftanten ift eine dreifache: 

a. die des formirten Heeres; 

b. die der einzelnen Abtheilungen auf dem Marfche zu 

ihren Sammelpläßen; 

c. jene in den Bundesfeftungen”; 
da beide SG. nur den Plan der Arbeit liefern, ohne irgend 
etwas feftzufegen, was die Anficht des einen oder andern Theiles 
compromittire. 


Von der Vereinigung in den Anfichten wird e8 übrigens 
abhängen, ob es für zwedmäßig gehalten werben Fann, dem 
Geſetze jelbft den Gang, den man bei Bearbeitung deſſelben 
genommen, vorauszufchiden. 


$. 18. Die Majorität Handelt in den $$. A, 5, 6, 7,8 
und 9 von derjenigen Verpflegung des Bundesheeres, wo daſſelbe 
formirt ift, bi8 zu dem, wo es den Bereich des Bundes 
verläßt, eintreten joll. 

1. Was die Methode betrifft, wie die Magazine gefüllt 
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werben jollen, jo nimmt die Majorität deren mehrere für möglich 
an, nämlid: 
a. daß das Bedürfniß auf dem Wege des Vertrages von den 
Behörden bes Landes, in welchem ober in dereu Nähe 
die Truppen ftehen, in Die Magazine abgegeben, ober 
b. daß dieſe durch eigenen Anfauf, oder 
c. von aufgeftellten Lieferanten gefüllt werben. 
Die Minorität ftatuirt Diefe Methoden in den $$. 5, 6, 7 
und,9_ebenfalld; nur feßt fie noch ausprüdlich voraus: | 
a. daß die Verpflegung des Heered in Der Regel aus den 
matrienlarmäßig zufammenzubringenden Naturallieferungen 
aller Bundesftanten beftritten werden folle; 
b. daß Zwangslieferungen nur in außerordentlichen Fällen ftatt 
finden follen. 
Mit der zweiten Vorausjegung iſt die Maforität ganz ein- 
verftanden, wie fi) aus $. 14 ihrer Redaction ergiebt. 
Sie wird ed, wenn man von dem Orte, wohin bie Natu⸗ 
ralien von den einzelnen Bundesſtaaten geliefert werden follen, 
zur Beit abftrabirt, auch mit der erfteren fein. Es fragt fid 
aber, was eigentlicy mit dieſer Beſtimmung gejagt werben foll? 
aa. Soll jeder Bundesftaat die ihn für fein Gontingent trefe 
fende Duote der Naturalien in beflimmten Beitabjchnitten 
und Raten in irgend ein Magazin, fei dieſes Heerd- oder 
Corpsmagaziu, einliefern? 

bb. Soll ed, wenn er dem Kriegsjchauplaße zu entfernt liegt, 
um die Naturalien aus feinem Lande herbeizufchaffen, 
feine Obliegenheit fein, für die Abtragung feiner Schul: 
digkeit dadurch zu forgen, daß er in näher Tiegenden 
Staaten entweder jelbft einfaufen läßt, oder darüber mit 
den Behörden diefer Staaten felbft Verträge abjchließt, 
ober fih Dazu der Kieferanten bedient, mit denen er ſelbſt 
accordirt? und wer zahlt, wenn ein vom Kriegsſchauplatz 
entfernt liegender Bundesſtaat die Naturalien weder felbft 
einfaufen, noch daruͤber mit andern Bundesftaaten oder 
Lieferanten Berträge abjchließen, jondern fie, troß der 
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großen Entfernung, aus feinem Lande nachgeführt wiſſen 
will, dann die Transportkoſten — er? oder dus Corps? 
oder der Bund? 


cc. Wer trägt das Rifico, wenn Lieferungen, welche auf irgend 
eine der befchriebenen Arten gemacht werben, verunglüden? 
dd. Welche Bürgichaft Fanı Den Heerführern dafür geleiftet 
werden, daß dieſe Zufuhren im Augenblide des Bedarfs 
und dann auch richtig eintreffen, wenn Das Heer eine 
andere Stellung zu nehmen die Veranlafjung erhielt? 
ee. Wann hört Die geforderte Regel auf, Regel zu fein, und 
von wem hängt ed ab, die Ausnahme zu verlangen — 
von den Heerführern oder den Ginzelftaaten ? 
Wer hat die oberfteXeitung des ganzen Verpflegäwelens ? 


Die Majorität, wie die Minorität, jpricht fie dem Ober- 
feldherrn und, unter diefem, einem General-Intendanten 
zu, dem ein Gentralverpflegs-Gomite beigegeben werben joll, über 
deſſen Organtjation beide, Die Majorität und die Minorität, ein- 
verftanden find. 


Allein Die Attribute, welche dem Oberfelbherrn, dem Ges 
neral⸗Intendanten und dem Gentralverpflegs-&omite gegeben 
werden follen, find nicht nur verſchieden, jondern aud fo aus: 
gebrüdt, Daß es unmöglich ift, die Abflufungen in der Hierarchie 
ber Verpflegung und das Reſſort einer jeden Abftufung ar zu 
erfennen. 


Die Majorität verlangt 

4) daß die Corpſscommandanten es ſeien, bie durch Die 
Verpflegsbehörden der Corps, welche bei gemifchten Corps 
durch Vereinbarung aus ben verschiedenen Contingenten zujam- 
mengejegt werben jollen, die Verpflegung jedes einzelnen Corps 
zu bewirfen und zu leiten hätten, und zwar bergeftalt, daß 
die Füllung der Gorpsmagazine, die Anſchaffung aller 
VBerpflegsbedürfniffe, überhaupt jede Art und Weiſe der 
Derpflegung 

a. durch Verträge ınit den Landesbehoͤrden, ober 
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b. durch eignen Ankauf, ober endlich 

c. durch aufgeftellte Lieferanten, 
gelchehe ($. 4); 

2. daß fich dieſe Vorkehrungen auf Die militärifchen Be 
ftimmungen des Oberfeldherrn gründen follen ($. 4); und 

3. daß Durch die allgemeinen Verfügungen bes Ober- 
feldherrn, Das Kreuzen und Sneinandergreifen der verfchie- 
denen Corps bei Derjenigen Verpflegung verhindert werde, 
welche die Verpflegsbehörden der Corps zu vermitteln haben ($.7). 

Es fragt fid) aber 

ad 1, wird ed, wenn Die Corpscommandanten e8 find, welche 
zunähft und unmittelbar und nah ihrem Gutdünken bie 
Sorpsmagazine, welche, in Der Regel wenigftens (denn 
Ausnahmen werden ausdrüdlich zugeftanden), Die Heermagazine 
ausschließen, zu füllen haben, 

a. nicht eben jo nöthig, wo nicht noch nöthiger, als bei bem 
Sentral-Berpflegscomite fein, daß den Verpflegsbehörben der 
Corps Landescommiffäre aus denjenigen Staaten beige- 
ordnet werben. in weldeu, oder in deren Nähe fich die 
Korps befinden? Werden dieſe Landescommifjäre willen, 
was fie zu thun haben, wenn fih mehrere Armeecorps 
zugleich in ihrem Lande oder in deren Nähe befinden, deren 
jedes wieder Landedcommifjäre defjelben Staates bei fich hat? 
Welcher Zuſammenhang kann ihrem Wirfen gegeben 
werben, damit Das, was der eine thut, nicht durch dasjenige 
begrenzt ober gehindert werbe, was der andere thut? 

b. Wenn (nach $. 4) jedes Corps auf Koflen der dajjelbe 
Bildenden Staaten unmittelbar und allein durch bie Corp & 
bebörden verpflegt und dennoch (nach $. 15) von dem 
Gentralcomite alle, aus den Verpflegsverträgen und 
jonftigen, jowohl bejondern, als gemeinſchaftlichen 
Leiftungen entjpringenden gegenjeitigen Forderungen ge- 
prüft und ausgeglichen und von ihm (nad $.6) Vor: 
fehrungen für Schonung ber Länder, für gleiche Ver— 
theilung der Laften und für die genauefte Berehnung 
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und Erhebung derjenigen Vorräthe, welche nicht nur über: 

haupt, fondern auch in den einzelnen Corpsbezirken 

Disponibel und verwendet find, getroffen werden follen: 

welche Controle, welche Rechnungsform, welche Vorkehrungen 

überhaupt jollen eingeführt und getroffen werden, um in ein 
ſolches Geſchaͤft Wahrheit und Klugheit und Bürgichaft für 
den Erjab zu bringen ? 

Daß, wenn jeded Corps die ihm zur Verpflegung nöthig 
fcheinenden Maasregeln für Jich ergreift, Kreuzung und Inein⸗ 
andergreifen der Corps nicht vermieden werden Tann, ift von 
der Majorität ſelbſt zugegebeu, indem fie 

ad 2. und 3. dem Dberfeldherrn das Recht einräumt 
und die Pflicht auflegt, durch militärifche Beftimmungen 
und allgemeine Verfügungen folchem verderblichen Uebel- 
ftande vorzubeugen. 


Sie will aljo einem Uebel, dad ohne wirkſame Maasregeln 
nicht vermieden werden kann, vorgebeugt wiljen, allein man 
vermißt die nähere Bezeichnung folder Maasregeln. 

Die Hauptfrage: was müſſen Die militärifchen Beftim- 
mungen bes Oberfeldherrn und die allgemeinen Verfügungen 
des Oberfeldherrn und des ihm untergeorbneten Verpflegscomites 
umfafjen Fönnen, damit man den Bwed zu erreichen hoffen 
dürfe? ift nirgends aufgeworfen, alfo auch nicht beantwortet. 

Sol er beitimmen dürfen: 

a. Wo und in welchem Umfange Magazine angelegt werden? 

b. Auf welche Weiſe fie zu füllen, ob durch Verträge mit 
den Landesbehörden, oder Durch eigenen Ankauf, oder 
durch aufzuftellende Lieferanten ? 
c. In welchem Bezirfe bie eine oder andere Beilchaffungs- 
methode angewendet werden darf? 

d. Was mit den Magazinen anzufangen, wenn die Stellung 
des Heeres ſich ändern müßte? 

e. Von wem die Verträge mit Landesbehörden einzuleiten 
und zu fehließen, von wen Ginfäufe zu bejorgen, von 
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wen Accorde mit Lieferanten abzufchließen fein möchten, 
ob von dem General- oder den Corps-Intendanten? 

Da alle diefe Fragen beantwortet werden müſſen, um Die 
Grenze zu beftimmen, auf welcher die Wirkjamfeit Des Oberfeld⸗ 
herrn aufhört und die der Eorpscommandanten anfängt, von 
diefer Orenzbeftimmung aber die Beurtheilung der Frage abhängt: 
ob die von der Majorität in Antrag gebrachte Verpflegungs- 
methode des Heeres mittelft der, als Regel aufgeftellten, bloßen 
Gorpsverpflegung ausführbar, und, wenn fie ausführbar war, 
die für einen Bund zwedmäßigere fei: jo muß man, wie eg 
Scheint, fein Urtheil jo lange juspendiren, bis jene Fragen durch 
eine weitere Ausführung anſchaulich und practijch beantwortet 
fein werben. 

Man fieht Daraus, daß von den oben als möglidy gedachten 
drei Gründen des in der Militärcommilfion obwaltenden Miß⸗ 
verftändniffes die zwei erſten, (daß nämlid einmal die Grenz- 
linte wirklich noch nicht gezogen jei, welche Doch für die Central⸗ 
behörde und die Gorpsbehörden fo gezogen fein müßte, daß jede 
derfelben den ihr beſtimmten Mirfungsfreis klar erfennen und 
fiher bewahren und mit Der andern für einen Zweck in der 
That zufammenwirken Fönnte; daß Jodann die Garantien, welche 
das Ganze von den Einzelnen und die Einzelnen von dem Ganzen 
zu fordern berechtigt und verpflichtet find, entweder noch nicht 
audgemittelt, oder doch nicht hinlänglich ar ausgeiprochen und 
erläutert jeien, wirklich vorliegen, alfo vor allen Dingen gehoben 
werden müſſen. 

Eben fo unverkennbar liegt aber auch ter dritte der als 
möglich gedachten Gründe des Mifverfländnifjes vor, der nämlich, 
daß ſich Die Majorität Darüber: ob e3 Lie Verpflegung bes Bun⸗ 
besheere? auf gemeinjame, von jedem Bundesſtaate verbältniß- 
mäßig zu tragende Koften bewirkt werben foll, oder nicht? und 
wie im leßten wahrjcheinlichen Falle dennoch eine Ausgleichung 
der Laften möglich gemacht und Dabei das Intereſſe eines Jeden 
ficher geftellt werden ſoll? — nicht Deutlich genug erflärt hat. 

Die Abficht der Majorität ſcheint allerdings dahin zu gehen: 
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l. Die Verpflegung des formirten Heeres ſoll 
1. ſo lange es im Bereiche des Bundes ſich befindet 
a. theils auf Koſten der Contingents-Inhaber ($. A), 
theils aber 
b. auf gemeinfame Koften des Bundes ($.8 und 9); 
2. jobald es aber Feindesland betreten bat, 
a. durch Requifitionen an Geld und Naturalien, welche 
b. den Bundesſtaaten matricularmäßig zuzurechnen find 
(8. 18), 
bewirkt werben. 
II. Die Verpflegung einzelner XZruppenabtheilungen 
1. im Bereiche Des Bunde? 
a. auf dem Marſche zu ihren Sammelpläßen, 
b. in Gantonirungen 
wird nach den Vorfchriften eines wohlgeordneten Etapenſyſtems, 
in Folge beſonderer Verträge zwiſchen den betreffenden Staaten, 
beſorgt ($. 10). 

II. Ueber die Verproviantirung und Naturalverpfiegung der 
Bundesfeftungen ſollen die Beitimmungen erſt erfolgen, wenn 
das PVerhältniß derſelben feftgejeßt jein wird ($. 11). 

Ad 1. 1. a. Hier dürfte gefragt werden fönnen: 

1. Wird die Verpflegung des formirten Heeres nicht 
auch auf Koften der Contingents-⸗Inhaber bewirkt, wenn die Koften 
der Verpflegung des ganzen Heered auf die einzelnen Con⸗ 
tingents-Inhaber repartirt werben? 

2. Soll aljo ein Unterjchied, der nicht Bloß in der Art der 
Berwaltung, wovon bei den zwei eriten Gründen des Mip- 
verſtaͤndniſſes oben die Rede war, liegt, ftatt haben; müßte es 
alsdann $. A nicht heißen: die Verpflegung des Bunbesheeres in 
den Bundesftaaten gejchieht corpsweiſe, auf alleinige Gefahr 
und Koften Der jedes Corps bildenden Staaten? 

3. Wenn es aber, wie aus $. 22, nad) weldyem uur Die 
Verlufte allgemeiner Parks und Magazine ausgeglichen 
werden follen, hervorzugehen jcheint, wirklich jo gemeint ift; jo 
gcht Daraus nicht nur die Möglichkeit, ja die Wahrjcheinlichkeit 
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hervor, daß Fälle eintreten werden, in welchem gleichzeitig 
allgemeine und &orpsmagazine verloren gehen, und wo dann 
die Inhaber eines oder ded andern Corps den Verluſt der ei- 
genen Sorpsmagazine allein und ohne Ausgleichung tragen 
und zugleich auch eine Rate zur Dedung des, bei den verloren 
gegangenen gemeinfamen Magazinen, erlittenen Schadens bei- 
tragen müfjen, jondern es fragt fid) auch, wozu, unter ſolchen 
Umiftänden, 


a. 


die Beftimmung im $. 6. dienen ſoll, nad) welcher auch die- 
jenigen Borräthbe berechnet und erhoben werben follen, 
weldye in den einzelnen Gorpsbezirfen theils disponibel, 
theils fhon verwendet jein möchten; und wie 


. dieſer Beftimmung genügt werben fönne, wenn ed von 


den Verpflegsbehörden der Corps abhängt, anzujchaffen, was 
und wann es ihnen beliebt? wozu 

bie im $. 15 aufgenommene Beſtimmung dienen fol, nad 
weldyer das Gentralcomite auch Liquidationsbehörde 
werden und auch die beſondern Leiftungen, jo wie bie 
daraus entfpringenden gegenfeitigen Forderungen, zu prüfen 
und auszugleichen berufen ift? 

Sind darıntr 


aa. bejondere Leitungen, welche Einzelne dem Ganzen bar: 


bringen, und eine Ausgleichung Dderjelben zwiſchen Dem 
Ganzen und den Einzelnen verftanden, und was find dag 
für beſondere Leiftungen, oder folche, welche Einzelne 
den Einzelnen darbringen und welche zwijchen dieſen 
ausgeglichen werben jollen? und, wie jol 


bb. diefe Prüfung und Ausgleihung von dem Gentral-Ber: 


d. 


pflegscomite, wenn es jene Leiftungen nicht normirte und 
wenn ed nur biftoriche, wahrfcheinlich nicht jehr glaub- 
würdige, Kenntniß Davon erhielt, bewirkt werden? 
Wird dadurch | 
nicht auch indirect beftimmt, daß fich Die Beiträge zur Ver- 
pflegung, ftatt nach der Zahl der zu ftellenden Truppen, 
nach der der wirklich geftellten und ver pflegn richte 
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und würde eine joldhe Beitimmung, (welche die Minprität 
$.20 ihrer Redaction für nachtheilig zu Halten fcheint) nicht 
Dazu mitwirken, daß der Abgang der Gontingente noch päter 
ergänzt werden wird, als ohnebieß zu befürchten ift? 


Sol 


adl. 2. b. die matricularmäßige Zurechnung deß— 
jenigen, was vom Feinde durch Geld und Naturalrequifitionen 
gewonnen wird, nur denen Staaten zu Gute kommen, deren 
Truppen in Seindesland ftehen, oder Allen ? 

Nah $. 21, 22 und 23 fol die Austheilung unter Alle 
nicht nur in diefem Falle, ſondern 

ad 1. 1. b. auch dann gejchehen, wenn einzelne Heeredabthei- 
lungen au gemeinſchaftlichen Magazinen verpflegt werden, 
während andere von Corpsmagazinen leben. 

Wenn aber, nach allen dieſen Beftimmungen, Berechnung 
und Ausgleihung unter Allen gepflogen werben foll 


aa, 
bb. 


CC. 


bei allen Nequifttionen in Feindesland ($. 21); 

bei nothwendig gewordenen Hebertragungen (2), gemeinjchaft- 
lichem Gebraud) (?) und folcher Verwendung (7) ($. 22); 
beim Verlufte allgemeiner Magazine ($. 23); 


dd) bei ver Verpflegung der Truppen, weldje gänzlid) von 


ee. 


8. 


hh. 


dem eigenen Staate getrennt find ($. 23); 

daun, wenn einzelne Seeresabtheilungen aus gemeinjchaft- 
lichen Magazinen verpflegt werden, während andere von 
Gorpsmagazinen leben; 


. dann, wenn einzelne Heeresabtheilungen noch im Bundes, 


gebiete fich befinden, während andere ſchon im feindlichen 
Lande ftehen; 

bei den Kriegsgefangenen; und endlich 

bei allen Reiftungen, welche auf gemeinfchaftlihe Koſten 
geſchehen müfjen (welche find das?) wenn, fage ich, bei 
allen dieſen Gegenftänden und Greigniffen mit Allen 
Berechnung und Ausgleihung gepflogen werden joll, wie 
viel Rechnungen müſſen dann geführt, wie können Die 
Bofitionen diefer vielen Rechnungen glaubwürdig 
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begründet, wie und von wem follen jene revibirt, dieſe 
geprüft uud wie und von wen follen jene revidirt, Diefe 
geprüft und wie und von wen fol eine Ausgleihung 
bewirkt werden, wenn die Baſis — die Verpflegung ber 
Gorps auf Gefahr und Unfoften der einzelnen Corps— 
genoſſen — ausfchließlich dur) Die Corpsbehörden 
fo geleitet und bewirkt werben follte, wie e8 die Majo: 
rität beabfichtigt au haben fcheint. 

Daß jene Prüfung und Ausgleihung nicht von ber Central: 
verpflegsbehörbe vorgenommen und zu Stande gebradıt werden 
fönne, fcheint unzweifelhaft, da fie nur das erfahren würde, was 
bie Sorpsbehörden fie wiffen zu laffen für gut finden, und da 
fie das, was man ihr erzählt, auf Treu und Glauben aunehnen 
müßte, 

Ad I. a und b. vermißt man 

aa. ob die Etapenſyſteme Durch eine allgemeine Konvention, 
in welcher aud) die Vergütungspreife feftgefeßt würden, 
beftinmt, oder ob dieſe zwiſchen den einzelnen Staaten 
verabredet werden jollen; und Die Angabe der Grundfäße, 
nad) welchen 

bb. die Preife der zu Liefernden Bedürfniſſe zu normiren wären. 

Endlich ſcheint 

ad III. die nämliche Verwirrung, welche ad I beforgt wurde, 
auch bei der Naturalverpflegung der Garnijonen in den Bundes- 
feftungen eintreten zu müflen, da nicht abzufchen ift, warum dieſe 
Garnifonen, mag das Verhältniß der Feſtungen felbft fo oder 
anders geftellt werden, nach andern Grundfäßen behandelt werden 
jollten, als alle übrigen Corps: und Contingents-Theile, — aud) 
fie würden, wenn die jogenannte Sorpsverpflegung Die Regel 
bilden fol, ebenfall3 auf Gefahr und Koften der Staaten 
verpflegt werden müſſen, welche jene Garnijonen aus ihren Eon: 
tingenten bilden, 

Diefe, zu Mißtrauen und Verdruß aller Art die Veranlaffung 
gebende Verwirrung, ſucht Die Minorität dadurch zu vermeiden, 
daß fie von dem Augenblide an, wo ſich das Bundesheer ver- 
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einigt, ohne Unterſchied, ob es ſich im Bunbesgebiete ober in 
Heindesland, ober zum Xheil dort und zum Theil hier befindet, 
die gemeinſchaftliche Naturalverpflegung poftulirt. 

Ihre Anficht geht dahin: 

I. die Berpflegung des formirten Heeres fol, 

1. fo Tange es fich im Bereiche des Bundes befindet, 

a. immer auf gemeinfame Koſten des Bundes, durch matri- 
cularmäßige Beiträge an Geld und Naturalien, von ben 
Bundeögliebern bewirkt werden ($. 1, A und 5), wenn ba- 
mit gleich 

b. nicht gejagt ift, Daß die Anſchaffung immer und in allen 
Hüllen von gemeinfamen Bundesbehörden unmittel- 
bar beforgt werden müfle (Militär-Protofoll Seite 633); 
jie ift 

2) fobald das Heer Feindesland betreten hat, 
a. durch Requifitionen an Geld und Naturalien, welche 
b. den Bundesftaaten matricularmäßig zuzurechnen find ($. 14), 
zu realiliren; 
II. die Verpflegung einzelner Truppen-Abtheilungen 
1. im Bereiche des Bundes 
a. auf dem Marſche zu ihren Sammelpläßen 
b. bei Gantonirungen, 
wird nad) den Borjchriften eines wohlgenrbneten Etapenſyſtems gegen 
Vergütung nach fünfjährigen Durchſchnittspreiſen (F. 6u. 7) beſorgt. 
II. Die Beſtimmungen über die Verpflegung der Garniſonen 
in den Bundesfeſtungen ſind ausgeſetzt. 
Wenn 
ad I. 1. a. die Verpflegung immer auf gemeinſame 
Koften, durch matricularınäßige Beiträge an Geld und Naturalien 
bewirkt werben fol, fo folgt daraus zwar, daß alle Einnahmen 
und Ausgaben für das Heer in Einer Hauptrechnung erjcheinen 
müffen; man vermißt aber ungern Die Beflimmung über Die Art 
der Verrehnung und deren Beglaubigung, Da ed ohne eine 
ſolche unmöglich Fällt, zu beurtheilen, ob die von der Majorität mit 
Necht geforderten Garantien gegeben werben können, oder nicht? 
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Die nämliche Ungewißheit bleibt aus gleichem Grunde (ad 
I. 2. a, b) darüber wie fämmtliche Bundesſtaaten fichergeftellt 
werden jollen, daß ihnen ihre Quote au dem Ertrag der Requi- 
fitionen, welche an Geld und Naturalien in Feindesland werben 
gemacht werben, wirflich und unter allen Umfländen zu Gute 
fonme. 
Was 
ad II. bei der Majorität gerügt wurde, trifft einigermaßen 
auch die Minorität, obwohl man in ihrer Redaction Andeutun- 
gen findet, daß fie im Kriege ein nad) gleichmäßigen Grundſaͤtzen 
für alle Bunbesftaaten geregeltes Etapenfyftem und eine allge 
meine &onvention über die Vergütungspreije wünjcht. 
Hingegen ift fie 
ad III. mit der Mafjorität darin einverftanden, daß wegen 
ber Verproviantirung der Feflungen dermalen noch nichts feftge- 
jebt wurde. 


Was nun 
1. die Methode betrifft, wie die Magazine von dem Au- 
genblide an, wo dad Heer formiıt ift, bis zu dem, wo es ben 
Bereich des Bundes verläßt, gefüllt werden follen, fo ift ſchon 
oben $. 18 dieſes Vortrags gezeigt worden, worin die Minori- 
tät mit der Majorität übereinftimmt, und wo dieſe Uebereinftim- 
mung wenigfteng zweifelhaft wird, weil fi) über einige Puncte 
die leßtere gar nicht, die erftere nicht beftimmt genug geäu- 
Bert hat. . 
Außerdem herrſcht Ungemwißheit über Cinverftändniß oder 
Nichteinverftändnig noch über folgende Site der Minorität: 
a. Die Beiträge zur Verpflegung des Bundesheeres gefche- 
ben matricularmäßig in Geld und Naturalien ($. A). 
b. Auf Abgang während des Feldzugs kann hinfichtlich die⸗ 
fer Beiträge Feine Rüdficht genommen werben ($. 20). 
Was aber 
2. die Frage von der Leitung des ganzen Verpflegsweſens 
betrifft, geht die Anficht der Minorität dahin: 
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a. daß der Generalintendant unter den Befehlen bes Ober- 
feldherrn und mit Zuziehung von Gorpsabgeordneten 
und Landescommiljarien die ganze Verpflegung des Bun⸗ 
desheeres leite, daher den Ort, wo — die Zeit, wann 
und die Art, wie Magazine angelegt werden follen, be- 
ſtimme ($. 3, 5, 6, 7), Daß aber 

b. daß Detail ber Verpflegung und im Grunde Die ganze 
Ausführung und Verwaltung berfelben von den Corps⸗ 
Sintendanten ausgehen fole (Militär-Prot. ©. 633). 

Dem Wortlaute nad) fcheint es, daß auch bier die Minori- 
tät mit der Majorität mehr barmonire, als beide Xheile glau- 
ben, und Daß der einzige Unterfchieb in der Stellung und Beto⸗ 
nung der Worte liege: allein, ob dies bloßer Schein ober ob 
die Verſchiedenheit reell jei, wird erft dann beurtheilt werben 
fönnen, wenn die Minorität ſich darüber erklärt haben wird, 
was fie unter dem „Detail der Verpflegung und der ganzen Aus- 
führung und „Verwaltung berjelben” verftanden willen will. 

Ste wird daher die nämlichen Fragen zu beantworten ha- 
ben, welche, in derjelben Hinficht, oben der Majorität vorgelegt 
wurben, 

Wenn es wirklich eine Verjchiedenheit der Anfichten beider 
Theile über die Sache felber geben follte, jo dürfte fie, nad) der 
obigen, wegen der Natur der beiderfeitigen Darftelungen unvoll- 
ſtaͤndigen Vergleihung beider, nur Darin beftehen, daß die Mino- 
rität der Gentralbehörde - die Majorität den Specialbehörben 
einen größern und jelbitftändigern Wirkungskreis verjchaffen 
möchte; daß jene auf Die Deconomie, richtige Verwendung und 
gleihmäßige Vertheilung gerichteten Ginridhtungen derjenigen 
Einrichtung untergeorbnet willen will, durch welche die Sicherheit 
der Kriegsoperationen verbürgt wird, während die Majorität die 
Rangordnung diejer Einrichtungen umzukehren fcheint. Die Auf- 
gabe ift, beide Nüdfichten zu vereinigen. Sol diefe Aufgabe 
aber gelöft werden, fo muß man, wie es auch der Eöniglich-preu- 
ßiſche Bevolmächtigte (Milit.-Prot. ©. 559 ff.) gethan Hat, vor 
allen Dingen nicht nur von den Benennungen „allgemeine, be- 
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jondere und einzelne” ober: Heeres⸗ Gorpd- und Gontingents- 
Verpflegung”, jondern auch von einer Redaction der in bie 
Grundzüge der Heeresverfaffung aufzunehmenden Sätze jo lange 
abftrahiren, bis man fich über die Grundfäße klar ausgeſprochen 
haben wird, nach welchen Das Heer in allen feinen Lagen und 
Berkältniffen bejorgt werden muß, wenn der Zweck — Ein, in 
allen feinen Abtheilungen fchlagfertiges und zufammenwirfendes 
Bundesheer zu erhalten — erreicht werben fol. 

Die Anlage enthält zur Aufftelung folder Grundfäße 
einen, auf die jo eben citirte Anſicht des Föniglich-preußifchen 
Militärbevollmädtigten über die Verpflegung des Bundesheeres 
bafirten und in feinen Mbweichungen davon motivirten, Verſuch. 
Es haben dabei die ſachſiſchen und württembergiſchen Militär: 
bevollmächtigten wejentlich mitgewirkt, und er darf daher eine 
unbefangene und gründliche Prüfung um fo gewiſſer in Anfpruch 
nehmen. &ntjpricht dieſer Verſuch, wie man nachweifen zu kön— 
nen glaubt, den Zwed: 

durdy Die darin vorgeſchlagenen Beſtimmungen ven wejentli- 

hen Erforderniffen einer guten Naturalverpflegung des Bun⸗ 

desheeres, wie fie von der Majorität und Minorität aner: 
erfannt wurden, zu genügen und zugleidy dafür, daß er von 
den Einzelnen dem Ganzen das Nötbige richtig, zur rechten 

Zeit und verhältnißmäßig geleitet, und von dem Ganzen 

diejes in gehöriger Menge und Güte entgegengeleiftet werde, 

möglichfte Bürgjchaft zu geben; 
jo dürfte der Antrag gerechtfertigt fein, dieſe Grundſätze dem 
Militärcomite mit dem Auftrage mitzutheilen: 

4. diefelben forgfältig zu prüfen; 

2. das Nejultat dieſer Brüfung, fo weit e8 aus überein: 
ſtimmenden Anfichten der Militärbevollmädtigten unter ein: 
ander hervorgehen wird, zufammenzuftellen ; 

3. etwa abweichende Anfichten derfelben zu begründen, 

a. durch Widerlegung der aufgeftellten Säge, 
b. durch Motivirung der ftatt der verworfenen aufzuitel: 
lenden Säbe, und 
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c. durch Detaillirte Nadyweifung ihrer leichtern Aus— 
führbarteit; 
4. diefe Begründungen der verfchiedenen Anfichten einander 
gegenfeitig zur Prüfung mitzutbeilen; und endlich 
5. die fo geprüften Anträge zur Entſcheidung ber Bundes: 
verfammlung an den Bundestagsausfchuß gelangen zu laſſen. 
Wangenheim. 


Auf Erinnerung des Praſidii, daß nach den, in der 17. 
Sikung von 1821 angenommenen, näheren Beitimmungen der 
Kriegöverfaflung des deutſchen Bundes (8. 56)*) eine Frift von 
drei Monaten fetgefegt worden ſei, binnen welcher fi 
die Theilbaber an den combinirten Corps und Divifio- 
nen unter einander zu vereinigen hätten, wie fie Die gejegliche 
Abtheilung zu bilden und Die verjchiedenen Waffengattungen nad) 
dem angenommenen Verhältniffe unter ſich zu vertheilen für gut 
fanden, und nad) Ablauf Diefer Friſt ihre Uebereinfunft Der bo: 
ben Bundesverfammlung anzuzeigen hätten; wurde in der Sitzung 
vom 12. Juli 1821 beichloffen, Daß die Bundesverfammlung am 
26. dieſes Monats der beftinnmten Erklärung der betreffenden 
Geſandtſchaften, wie weit man mit der Bildung der gefeßlichen 
Adtheilungen in den combinirten Armeecorps und Divifionen ge: 
foınmen fei, entgegenjehe. 

In Folge defjen zeigte zuerſt (26. Juli 1821) der großber: 
zoglich-hefftiche Bundestagsgefantte von Harnier an, Daß eine 
Uebereinfunft zwiſchen Großherzogthum Helfen und den fürft- 
lichen Häufern Hohenzollern und Liechtenftein wegen der dritten 
Divifion des 8. Armeecorps bereit3 unter Natificationsvorbehalte 
abgefchloffen und mit der freien Stadt Frankfurt zum nahen Ab— 
ſchluſſe vorbereitet worden ſei; auch fer inmittelft ein landgräflich- 
hejfiicher Abgeordneter von Homburg eingetroffen und cine Ber: 
einbarung demnaͤchſt zu erwarten. 

Bon Seiten der großherzoglich-heſſiſchen Negierung werde 


*) ©. 492. 
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indeſſen der Wunſch unterhalten, daß der Zeitpunct, von welchem 
an die Fornation des Bundesheeres anzunehmen jei, und ber 
Termin, an welchem die Standesausweile an die Verfammlung 
einzufenden jeien, durch Bundestagsbeſchluß feſtgeſetzt werben 
möge. 

Sämmtlihe Stimmen vereinigten ſich hierauf zu dem Be: 
ſchluſſe: 

1. daß die Organiſation ſämmtlicher Armeecorps in ihren 
verschiedenen Abtheilungen bis zum 1. October dieſes Jahres zu 
vollenden, dasjenige aber, was zur Uebereinfunft unter den be- 
theiligten Staaten ausgefeßt und bis zu genanntem Termine auf 
biefem Wege nicht berüdjichtigt fein follte, in einer der erften 
Sißungen der Bundesverfammlung nach ihrer bevorftehenden 
Bertagung ohne weiteres Definitio zu entjcheiden, ſei, übrigens 
aber . 

2. der 1. Sinner 1822 als Termin zur Ginreihung der 
Standesausweife anburdh feftgejeßt werde. 

Su der Sigung vom 30. Juli 1821 erftattete Dann der 
Bundestagsausſchuß zur Ausarbeitung des Militärverfaffungs- 
Plans den, in der 17. Sißung 1821 verlangten, gutadhtlichen 
Vortrag über die fünf legten Abjchnitte der Abzüge, welcher alg- 
bald mit dem Gutachten der Militärcommiffion verglichen und 
von $. zu $. erörtert wurde. 

Außer einigen, von der preußiichen und großherzoglich-heift- 
ſchen Geſandtſchaft mitgetheilten Bemerkungen, welche theils ſchon 
von dem Ausſchuſſe benutzt worden waren, theils zu einigen we- 
nigen Abänderungen in der NRebaction den Anlaß gaben,” wurde 
vorzüglich zu $. 61 angeführt, von 

Württemberg: Erleichterungen Fönnen Ginigen nicht verwil⸗ 
ligt werden, ohne Daß den Uebrigen eine größere Bürde aufge- 
legt wird, als ihnen ohne das Zugeftändniß jener Erleichterun- 
gen auferlegt wordeu fein würde. 

Wird — wie dies bei allen denjenigen Staaten, welche fich, 
weil fie in Gavallerie und Artillerie Feine militärische Einheit 
ftellen Fönnen, von einen andern Staate in diefen Waffengattun- 





909 


gen gefeklich vertreten Laffen müflen, der Fall — aus Gründen 
der Gerechtigkeit dieſes Opfer gebracht, fo muß es, fo viel ala 
immer möglich, von allen übrigen Staaten verhältnifmäßig ge⸗ 
bracht werden; am wenigſten aber iſt ed, ohne anderweitige Ent» 
ſchaͤdigung, vorzugsweiſe von Denen zu fordern, welche fich felber 
in der Rage befunden, wenn auch nicht in ihren materiellen Lei- 
flungen, doch in der Art, wie ihre Leiftungen für von allgemei- 
nen Zweck verwendet werden, Ausnahmen von der Regel in An- 
Spruch nehmen zu müſſen. 

Diefer Fall würde, wie ſchon in ber dieffeitigen Abſtimmung 
zum $. 11 der Örundzüge ausgeführt wurde, namentlich bei den 
Theilhabern der gemifchten Armeecorps dann eintreten, wenn fie, 
ohne Befreiung von der Detahhirung zur großen Gavallerie- und 
Artillerie-Referve zu erhalten, die Kavallerie und Artillerie den- 
noch mit den großen Staaten in gleihem Berbältniffe ftellen 
ſollten. 

Jedes aus Contingenten verſchiedener Staaten zuſammen⸗ 
geſetzte Corps iſt ſelbſt dann, wenn es auch Die, von ber Sriegs- 
verfaſſung poſtulirte, numeriſche Staͤrke haͤtte, weniger ſelbſtſtaͤn⸗ 
dig und ſchlagfertig, als ein ungemiſchtes Armeecorps. 

Die Selbſtſtaͤndigkeit und Schlagfertigkeit der einzelnen Ar- 
meecorp8 beruht vorzugsweiſe auf dem richtigen Verhältniffe der 
verjchiedenen Waffengattungen in jedem derfelben. 

Das Militäreomite hat, geftüßt auf Gründe der Theorie 
und Erfahrung, das Verhältniß der Waffengattungen feſtgeſetzt. 
Dieſes Verhaͤltniß ift nicht feftgehalten worden, indem man eg, 
aus Rückſichten mancher Art, von 4 auf 4 berabjeßen mußte. 

Richt genug, dieſes Verhältnig wurde bei Vielen bis auf „4, 
vermindert. 

Große Staaten, zumal jene, weldhe außer dem Bundescon- 
tingente noch andere felbftftändig organifirte Truppen auf den 
Beinen baben, verlieren dabei, in bloßer Beziehung auf ſich fel- 
ber, gar nichts; deftomehr aber die Staaten mittlerer Größe, 
welche mit der Selbſtſtaͤndigkeit und Schlagfertigfeit der gemiſch⸗ 
ten Corps Alles verlieren, was ihnen, in Beziehung auf Kriege: 


910 


verhältnijfe, irgend nod) einige Bedeutung auf Sicherheit gewäh- 
ren koönnte. 

Die Sicherheit des Ganzen ruht auf der Verhältnigmäßig- 
feit der Theilganzen, und die Naturnothwendigfeit ftraft einen 
hierin begangenen Fehler mit unerbittlicher Strenge. 

Dies mag den Wunſch rechtfertigen, daß es den großen 
Mächten gefällig fein möge, den mittlern die Crleichterung ber 
kleineren weniger nachiheilig zu machen, dadurch, Daß fie Die 
Stellung der großen Gavallerie- und Artillerie Rejerve allein 
übernehmen und dazu von den gemijchten Armeecorps Feine De- 
tachirungen verlangen. 

Weit entfernt, Daß durch die Befriedigung dieſes Wunſches 
das Ganze gefährdet würde, muß es dadurd) vielmehr gewinnen. 

Jene großen Nejerven find beftimnit, in Eritifchen Momenten 
die günftige Entjcheidung herbeizuführen; dieſe wird um fo fiche- 
rer herbeigeführt, je homogener und felbitftändiger die Maſſe ift, 
welche die Entjcheidung geben joll. 

Die drei gemijchten Armeecorps haben bei der Gewährung 
dieſes gewiß billigen Wunſches ein ziemlich gleiches Intereſſe: 
denn, wenn aud) dad 8. Armeecorpg, deſſen Theilhaber, weil fie 
Grenzländer zu Jhüßen haben, in jedem Falle für größere An— 
ftrengungen ſich bereit halten müſſen, Dabei ein erhöhtes Intereſſe 
zu haben fjcheinen, jo find Dod) die unmittelbaren Störungen, 
welche die Grleihterungen in bie Organijation des 9. und 10. 
Armeecorps bringen, wieder viel bedeutender, als bei dem 8. Ar: 
meecorps. 

Dieſen Anfichten des württembergiſchen Hofes und Dem 
darauf gebauten dringenden Wunfche fchloffen ſich an der groß: 
herzoglich-badiſche Geſandte, welcher erklärte, daß ihm Die Em: 
pfehlung dieſes Wunſches von feinem Hofe bejonders zur Pflicht 
gemacht worden fei; desgleichen der großherzoglichshejliiche Ge⸗ 
ſandte. 

Der öfterreichifche prajidirende Geſandte bemerkte hierauf: 

Ob die Staaten, welche die ungemijchten Corps zu ftellen 
hätten, in dieſe, nur von ihrer Gefälligkeit zu erwartende, Der: 
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tretung eingehen wollten, müſſe man ihrer Entichließung anheim 
ftellen; er finde fi) noch nicht ermächtigt, irgend eine Art ver- 
bindlicher Aeußerung vorläufig hierüber abzugeben. 

Bei dem $. 60 und reip. 78 wurde auf die Bemerkung des 
koöniglich⸗ſaͤchſiſchen Gejandten v. Carlowitz beigejeßt: daß, wenn 
der Oberfeldherr ausnahmsweiſe directe Befehle an eine Corps⸗ 
abtheilung zu Detachirungen geben follte, dieſes nicht contingent- 
weile, jondern nad) den Unterabtheilungen der Corps, in Divi⸗ 
fionen, Brigaden and Negimenter 2c. gefchehen jollte. 

Darauf folgte der einhellige Beichluß, daß über das vorlie- 
gende Gutachten des Bundestagsausſchuſſes über bie fünf legten 
Abfchnitte der Grundzüge der Militärverfaflung Des Dentjchen 
Bundes am 22, November 1821 definitiv abzuftimmen, inmittelft 
aber dafjelbe der Militäreommijfion der Bundesverfammlung 
mitzutheilen jet. 

In Folge des Beſchluſſes vom 26. Zuli 1821 ſprach ſich 
zuerft Sachſen am 10. Januar 18322 dahin aus: 

Da Sr. koͤniglichen Majeftät von Sachſen jederzeit angeler 
gen ift, daß den Bundesbefchlüffen ſowohl der Sache, als der 
Zeit nach, volle Genüge geſchehe; jo ift Allerhöchſtdero Bundes: 
tagsgefandtfchaft befehligt worden, der hohen Bundesverfammlung 
anjebt und gleich in der erſten Sigung nad Eintritte des neuen 
Jahres, die Standestabelle der 1. Divifion des 9. Armeecorps 
andurd zu überreichen, 

Aus dieſer Tabelle ergiebt fi), daß Das Föniglich-Tächfilche 
Eontingent nach feinen verjchiedenen Beftandtheilen in derjenigen 
Beſchaſſenheit fei, welche die Bundesgefeße und Die über bie 
theilweife Vertretung der Bontingente anderer Staaten mit dem 
Königreihe Sachſen beſtehenden Verträge erfordern, 

Die zu Erfüllung der Xotalftärke des Contingents nod) er- 
forderlihen 196 Xrainfoldaten find in DBereitihaft und werben 
bei eintretender Mobilmachung ſofort aufgeftellt werben. 

Die vorgelegte Standestabelle der 1. Divifion Des 9. Armec- 
eorps wurde an die Militärcommiljfion abgegeben. 

Darmftadt äußerte in derjelben Sitzung: 
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Die großherzogliche Geſandtſchaft Hatte bei dieſer Gelegen- 
heit die Damalige Lage ber zwiſchen dem Großherzogthum Heffen 
und den ber 3. Divifion des Armeecorps zugetheilten Bundes- 
ftaaten in Betrieb ſtehenden Formationd- und Reluctiong-Unter- 
handlungen bezeichnet, und die Erwartung geäußert, daß Die 
Vereinbarungen darüber baldigft zu Staude fommen würden. 

Dies ift nicht eingetroffen. Ihre Durchlauchten die Fürften 
von Hohenzollern und Liechtenftein, deren Bevollmächtigter bei 
ber unterzeichneten Uebereinkunft noch einige Vorbehalte gemacht, 
haben auf bie dieſſeitige Finalerflärung bis heute nicht geant⸗ 
wortet. 

Bon Seiten der freien Stadt Frankfurt wurde den zum Ab- 
ichlufje vorbereiteten Punctationen erft ſpaͤt ein neuer Vorſchlag 
jubftituirt, welcher, wegen feines Bezugs auf Die gejeplichen Be- 
ftimmungen des Großherzogthums, einer mehrjeitigen Prüfung 
bedurfte und fchließlich Hat abgehnt werben müflen. 

Endlich ift landgraͤflich-heſſenhomburgiſcher Seit, nach dem 
zwiſchen den beiderjeitigen Bevollmächtigten die Uebereinfunft im 
vorigen September unterzeichnet, und Die Auswechſelung der Ras 
tificationen anberaumt war, flatt Diejer erklärt worden, daß bie 
Dortfeitige Landesregierung vorerft gefonnen jei, bei der Bundes⸗ 
verfanmlung wegen Selbſtſtellung der Loftfpieligeren Waffen⸗ 
gattungen einzufchreiten, falls Die Entſcheidung aber ungünftig 
ausfiele, den gepflogenen Verhandlungen nachkommen werde. 

Man läßt es dahin geftellt fein, ob nicht der eigentliche 
Grund aller Verzögerungen auferbalb der Verhandlungen liegt. 
Immerhin Eönnen fie der Diefjeite auf keine Weife zur Laft fom- 
men, da man fowohl überhaupt, al8 insbefondere Hinfichtlich ber 
pecuniären Stipulationen gethan und nachgegeben hat, was mög- 
ih war, um die Schwierigkeiten zu heben und gu erleichtern, 
und fo zum bundesgejeglichen Biele zu gelangen. 

Nachdem nun dies Beftreben bis jet, wo ſechs Monate feit 
dem Beichluffe in der 29. vorjährigen Sikung dem Ablaufe nahe 
find, ohne den wünfchenswerthen Erfolg geblieben ift, während 
der Auffchub für das Größherzogthum jelbft, zum, je länger, 
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befto beiähwerlicheren Hinderniſſe bei feiner Gontingents: unb 
Diviſions⸗Bildung wird, fo ift die Geſandtſchaft mit der hoͤchſten 
Weiſung verfehen worden, gegenwärtige Anzeige mit dem Antrage 
zu verbinden: 

daß ein endlicher kurzer Termin zur Ginbringung der For⸗ 

mations⸗ und Reluctiond-Berträge zwiſchen dem Großherzog. 

thum Heſſen und den der 3. Divifion Des 8. Armeecorps 
gehörigen Bundesftaaten fefigefeßt werben wolle, Damit for 

Dann, in Gemäßheit des Beſchluſſes vom 26. Zuli v. J., 

von dieſer hohen Verſammlung das weiter Geeignete ver- 

fügt werde. 

Der Bejandte der 16. Stimme, Freiherr von Leonhardi, 
behielt ſich feine Erklärung vor; der Stillſtand, welcher in dieſe 
Unterhandlung gefommen jei, liege in einem ganz zufälligen Ums 
ftande, den aus dem Wege zu räumen, er bereit bemüht gewes 
fen fei. 

Der Gejandte der freien Städte, für Frankfurt dagegen 
fagte: So viel dem Gefandten die Lage ber Sache befannt ei, 
habe bisher die Ausgleichungsweiſe wegen der Vertretung in 
Stellung der Savallerte im Wege geftanden; mehrern, dem groß- 


herzoglich⸗heſſiſchen Bevollmächtigten. von Seiten des Bevollmaͤch⸗ 


tigten der Stadt gemachten Propofitionen feien unannehmbar ges 
funden worden. Sollte eine endliche, weldhe — ſo viel der Ge 
ſandte wilje, ohne jedoch genau Davon unterrichtet zu fein, da er 
erft geftern Abend Kenntniß erhalten habe, daß dieſe Anzeige 
werde gemacht werden — im Vorſchlage fei, das naͤmliche Schickſal 
haben, jo werbe e8, wie ohnehin bundesgefegmäßig jei, Den Wünfchen 
der Stadt vollfommen entiprechen, wenn bie Sache Einer hohen 
Bunbdesverfammlung zur Entfcheidung vorgelegt werde; wie fich 
denn auch der Geſandte die Bitte um eine gleichmäßige Erleich⸗ 
terung, welche andern Staaten zugeftanden worden jei, und weldye 
durch jene Vorlage noch mehr würde begründet werben, eventua- 


- diter vorbehalte. Der Stadt fei die Abſicht, Die Sache zu verzoͤ⸗ 


gern, ganz fremd, man werde Diefelbe vielmehr ihrer Geits 
thunlichſt bejchleunigen. Der biöherige jcheinbare Verzug, werde, 
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wenn feine Ausgleihung zu Stande komme, durch Darlegung 
der Umftände um jo mehr Nechtfertigung erhalten, al$ hier von 
einem bedeutenden Dbjecte für den einen Theil die Rede fei, und 
darum, fo viel man wille, andere Staaten im gleichen Falle bes 
fanden, übrigend audy die Formation des Corps im Wejentlichen 
hierdurch nicht aufgehalten werde. 

Der präfidirende Geſandte ftellte hierauf vor, wie gerecht 
der Wunſch und das Berlangen der Bundesverfammlung fein 
müfle, daß jene Hindernifje, welche der endlichen Einrichtung Der 
Divifionen in den gemifchten Corps, jo wie diefer Corps felbft, 
noch im Wege fländen, gehoben werben möchten. Der Bunbes- 
tagsausſchuß würde ſchon heute jein Gutachten auf die Bemer- 
fungen über die fünf legten Abjcynitte der Grundzüge der Miti- 
tärverfaflung vorgelegt haben, wenn nicht nody die Bemerkungen 
einiger Regierungen abgingen; da man jedod ihrer Mittheilung 
täglich entgenenjehe, jo verftärfe auch noch diefer Umftand den 
dringenden Wunſch, daß bie gütliche Vereinbarung ber betreffen- 
den Regieruugen in den gemifchten Divifionen und Corps um fo 
gewiljer unverzüglich erfolge, als Die Bundesverfammlung gütliche 
und freundfchaftliche Auszleihungen unter den Betheiligten Der 
eigenen Entſcheidung vorziehen müßte. 

Defterreih werde fi zwar gern einer neuen Terminsver⸗ 
längerung, wenn ſolche von der Mehrheit beliebt werden follte, 
anjchließen, koͤnne aber Dabei die Weberzeugung nicht unterdrüden, 
daß es ſehr angemefjen fei, denjelben möglichft enge anzube- 
taumen. 

Hierauf vereinigte man ſich zu dem Beichluffe: daß der in ber 
29. Sigung 1821 aufden 1. Januar feftgefeßte Termin auf den 14. Fe 
bruar 1822 erftredt werde, um an diefem Tage von den ſowohl 
in den verjchiedenen Abtheilungen der gemijchten Armeecorps als 
an dieſen Corps jelbft getroffenen Webereinfünften Die Anzeige 
zu machen, wonächft die Entjcheidung über biefenigen Gegen⸗ 
flände, worüber diejelbe erforderlich fei, in der Sigung vom 28. 
März 1822 definitiv erfolgen werbe. 
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In berjelben Sitzung ſprach fi) der Gefanbte der 16. Stimme 
noch weiter dahin aus: 

Sn Beziehung auf die in der vertraulichen Sigung vom 20. 
mi v. J. aufgeworfene Frage: zu welcher Divifion bes 10. 
Corps die Kontingente von Schaumburg-kippe, Lippe und Wal 
be zu rechnen feien? bin ich nunmehr von IJ. DD. den Für 
ften von Schaumburg-*ippe, Lippe und Walde befehligt, Die 
Damals. vorbehaltene, nähere, desfallfige Erklärung zum Bundes 
tagsprotocolle dahin abzugeben: 


daß Höchſtdieſelben Ihre Kontingente mit der 2. Divifion 
des 10. Armeecorp8 vereinigen würden, und in Anjehung ver 
verjchtedenen Waffengattungen und Bildung der Regimenter ıc. 
bereit3 in Unterhandlungen begriffen feien. 

Hierauf äußerte zuerfi der Dänische Geſandte für Holftein 
und Lauenburg: 

Der bieffeitige Gefandte ift nicht beauftragt, gegen dieſe 
Erklärung irgend etwas zu bemerken; im Begentheil fann er ben 
Beitritt dieſer fürftlichen Gontingente zur 2. Divifion des 10. 
Armeecorps nur als volllommen zweckmaͤßig anfehen; jedoch uns 
ter dem ausdrüdlichen Vorbehalte, daß Die bereit3 bis zum Ab» 
Schluffe gediehene Organiſation der 2. Divifion des 10, Armee 
corp8, durch Diefen Beitritt in nichts weſentlichem verändert 
werde, und die Gontingente diefer fürftliden Häufer denfenigen 
Platz in der Divifion einnehmen, der dem Interefſſe des Ganzen 
am vortheilbafteften fein wird. 

Der Gejandte von Medlenburg-Schwerin und Merdlenburg- 
Steelig: 

Auf die von dem Gejandten der 16. Stimme, Namens der 
Durchlauchtigſten Zürften von Schaumburg>Lippe, Lippe und 
Walde, wegen nunmehr beabfichtigter Anfchließung höchftihrer 
Bundes: Militär-Gontingente an die 2. Dipifton des 10. Armee 
corp8, fo eben zu Protocol gegebene Grklärung, kann ih mid 
nur dahin äußern: 

dag mir Feine folcher allererft jebt ausgefprochenen Abſicht 

33 * 
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der Durchlauchtigften genannten Fuͤrſten geradezu entgegenftehende 
Anfichten meiner höchften comittiirenden Höfe bekannt find. 


Demnach glaube ich wohl, daß, in fo fern die andern Dis 
vifionsmitglieder vorgedachtem PVerlangen der durchlauchtigften 
genannten Fürften noch gegenwärtig entgegenzufommen bereit 
find, meine böchften Gommittenten ebenfalls biermit einzuflimmen 
nicht anftehen werden, invefjen immer nur unter der beftimmten 
Vorausſetzung, daß bie jchon jelt dem September vorigen Jahres 
in Altona gepflogenen und dem völligen Abfchluffe naheftehenden 
Divifiond-Formations-Verhandlungen unalterirt bleiben. 


Der Gefandte der 15. Stimme für Holftein-Didenburg: 
Hinfichtliy Der von dem Geſandten der 16. Curie abgegebenen 
Grelärung, in Betreff beabfichtigter Vereinigung des Bundescon- 
tingent3 der fürftl. Häufer Schaumburg-Lippe, Lippe und Walded 
mit der 2. Divifion des 10. Armeecorps, kann die Gefandtichaft 
fi) dahin Außern, daß von Seiten Holſtei⸗Oldenburgs der Rea⸗ 
lifirung dieſer Abficht nichts entgegenftehe, da namentlich bei ben 
neuerlich in Altona wegen Formation der Divifion flatt gebabten 
Verhandlungen diefer Beitritt offen erhalten worden, und daß 
man legtern für eben jo angemeflen, ald erwünjcht halte. 


Der Geſandte der freien Städte für Hamburg, Lühel und 
Bremen ſchloß: Der Gefandte der freien Städte, welder fi 
noch ohne Inſtruction von Selten Luͤbecks, Bremend und Ham- 
burgs über den Gegenftand der Erklärung befindet, welche Der 
Gejandte der 16. Stimme fo eben gemacht bat, muß fih das 
Weitere Darüber vorbehalten, und ſich für jebt darauf befchrän- 
fen, zu erklären, daß er zwar feinen Grund hat, anzunehmen, 
daß die Verftärfung der 2. Divifton des 10. Armeecorpd durch 
die Contingente Ihrer Hochfürftlihen Durchlauchten von Lippe 
Detmold, Lippe-Büdeburg und Walde, feinen Herren Commit⸗ 
tenten nicht angenehm fein follte; daß er indeß vorausfeßen 
muß, daß durch den fo fehr verfpäteten Beitritt dieſer fürftlichen 
Häufer Feine Störung ober Abänderung der zwilchen den übrigen 
Mitgliedern dieſer Divifion bereits Beendigten Verhandlungen 
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über Die Gintbeilung und Organiſation derjelben beabſichtigt 
werben kann. 


In der vertraulichen Sibung vom 7. Februar 1822 erftattete 
der Bundestagsausſchuß zur weitern Erörterung der Militärver: 
bältniffe des deutſchen Bundes Bericht über einen Antrag bes 
Landgrafen von Heſſen⸗Homburg, die Selbftftellung der Eoftjpieligeren 
Waffengattungen betreffend, und trägt darauf an, die Bundes⸗ 
verjammlung möge dem Herrn Landgrafen zu erfennen geben, 
wie fie fich verfprehe, daß Derjelbe in Gemäßheit der Beftim- 
mungen des $. 26 der Grundzüge baldmoͤglichſt mit dem Groß» 
berzogtbum Heilen eine Uebereinkunft in Betreff der Stellung 
diefer Waffengattungen treffe, und diejelbe, in Folge des Bes 
Ihlufjes vom 14. Sanuar, am 14. Februar laufenden Jahres 
anzeige. In Berüdfichtigung der von des Herrn Landgrafen 
Durchlaucht vorgebradhten Gründe möchte übrigens dem Herrn 
Landgrafen, im Kalle der Vertretung, dieſelbe Erleichterung hin- 
fichtlich der Verminderung des Savalleriecontingent3 zugeftanden 
werben, welche die Bundesverſammlung dem Herzogthum Sachiens 
Gotha bewilligt habe. 

Diefem Antrage flimmte die Mehrheit bei; es wurde daher 
beſchloſſen: 

1. das Praͤſidium zu erſuchen, Sr. Durchlaucht dem Land⸗ 
grafen von Heſſen⸗Homburg, in Gemaͤßheit deſſelben, zur 
weiteren Verhandlung und Erledigung dieſer Gelegen- 
heit hiervon Nachricht zu ertheilen; 

2. den Vortrag felbft loco dietaturae drucken zu Jaflen. 

Eben dieſer Ausſchuß erflattete Vortrag über Die Kontingent» 
ftellung der Fürften von Hohenzollern und Liechtenftein, und trug 
darauf an: 

4. die nähere Anzeige wegen der an erwähnte Bunbesglieder 
ergangenen Forderungen über die Vertretung der koſtſpie⸗ 
ligeren Waffengattung abzuwarten; 

2. die neuerlichen Anträge ber Fürſten von Hohenzollern 
und Liechtenftein SDD. wären, falls fie nicht felbfl Davon 
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abftehen wollten, vor Allem an die Berbanblung unter 
den Betheiligten des Armeecorp8 zu verweilen. 
Sämmtlihe Geſandtſchaften erflärten fih mit diefen Anträ- 
gen einveritanden. 


Ferner zeigte der Ausſchuß an, Daß er für angemefjen er 
achtet habe, der Militäreommiffion der Bundesverfammlung einen 
Vortrag, die Detachirung zu der großen Bavallerie: und Artillerie 
Referve betreffend, zu communiciren, um ihre Anficht über den 
Entwurf einer der Bundesverfammlung vorzujfchlagenden Abän- 
derung des $. 61 der Grundzüge zu vernehmen. 

Die Schwierigkeiten der Vereinigung in Militärfachen zeig: 
ten ſich aber felbft bei den Eleinflen Staaten. Wir geben eine 
Probe in dem folgenden Gommifftonsberichte. 


Commiſſionsbericht 
über den Antrag Seiner Durchlaucht des Landgrafen von Heſſen⸗ 
Homburg, die Selbſtſtellung der koſtſpieligeren Waffengattungen 
betreffend. 


In Folge des Beſchluſſes der hohen Bundesverſammlung 
vom 12. April vorigen Jahres, über die Bildung der geſetzlichen 
Abtheilungen und die Vertheilung der Waffengattungen bei den 
gemiſchten Corps und Diviſionen, iſt am 21. September vorigen 
Jahres zwiſchen dem Großherzogthum Heſſen und der Landgraf: 
ſchaft Heſſen-Homburg über die Vertretung der Cavallerie⸗ und 
Artillerie- Stellung ein Reluctionsvertrag abgefchloffen, und bie 
Auswechfelung der Ratificationen auf den 15. October beffelben 
Jahres anberaumt worden. Auf jenem angefehten Termin bat 
man jedoch heſſen-homburgiſcher Seit anftatt der erwarteten 
Ratification, die Erflärung gegeben, daß man vorerft gefonnen 
jei, bei der hohen Bundesverfammlung in der erften Sikung, 
wegen Selbfiftellung ber Eoftipieligeren Waffengattungen einzus 
jchreiten; daß man aber, wenn die zu erwartende Entſcheidung 
die Bitte nichtsbegünftigte, den mit dem Großherzogthum Heſſen 
gepfiogenen Verhandlungen genau nachkommen werbe. 
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Unterm 4. Dezember vorigen Jahres ift von dem land» 
graͤflich⸗heſſen homburgiſchen Geheimen Rathe und Regierungs⸗ 
Praͤſidenten von Hert der Bundesverſammlung, im Namen des 
Landgrafen, eine Vorſtellung übergeben worden, in welcher das 
Verlangen ausgedrückt iſt, den auf Heflen-Homburg treffenden 
Untheil von Gavallerie und Artillerie in natura ftellen zu dürfen. 


Diefe Vorftellung ift dem Bundestagsausſchuſſe in Militär- 
fachen zur Berichterftattung mitgeihetlt worden, und berjelbe ver- 
fehlt nicht, anmit fein Gutachten darüber vorzulegen. 

Das. Begehren des LandgrafensHomburg Durchlaucht fügt 
fih auf folgende Grüude: 

1. die Selbftftellung der Eoftipieligeren Waffengattungen jei 

in dem Geſetze nicht verboten; 

2. die Koften der Ausrüftung und Unterhaltung des Contin⸗ 
gents ſeien weit beträchtlicher im Kalle. der Vertretung, 
al8 bei der Selbititellung;; 

3. bei der Vertretung gehe das Geld in das Ausland, wäh. 
rend es bei der Selbftitellung im Inlande verzehrt werde, 


Was 1. die Erlaubniß der Selbitftellung betrifft, jo find Die 
Beftimmungen der Grundzüge darüber vollfommen Harz es kann 
nämlich dieſelbe nur in jo fern ftatt finden, als fie mit den Ber 
Dingungen einer zwedmäßigen militärifehen Formation vereinbar 
it. Es mußte zwar allerdings beftimmt ausgejprochen werben, 
wie viel jeder Staat nad) dem angenommenen Berhältnifje der 
MWaffengattungen zu ftellen babe; allein damit konnte nicht die 
wirkliche militärifche Formation gemeint fein; es ſollte — wie 
in der Tabelle ausdrücklich bemerkt ift — nur ein Maaßſtab an⸗ 
gegeben werden, um ermefjen zu können, was jeder Bundesſtaat 
im Verhaͤltniß zu allen übrigen, und wegen des qualitativen 
Unterſchiedes der Waffengattungen eigentlih zu letften babe. 
Deshalb iſt in die Grundzüge die ausbrüdliche Beſtimmung auf 
genommen worden ($. 25), daß 

„das Minimum eines zu ftellenden Gavallerieförperd auf 

300 Mann, das eines felbftftändigen Infanterieförperd auf 
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400 Mann, und das der Geſchuͤtze auf eine Batterie von 6 

oder 8 Stüden feſtgeſetzt ſei;“ 
und daß demnady ($. 26) 

„die Theilhaber an den concentrirten Corps und Diviflonen 

fih unter einander zu vereinigen haben, wie fie die gejegli- 

hen Abtheilungen zu bilden und die verfchtedenen Waffen» 
gattungen nad) dem angenommenen Verhältniffe unter fich 
zu vertheilen für gut finden“. 

Die Landgraffhaft Heflen-Homberg hat ein Kontingent von 
200 Mann zu ftellen, worunter nad) dem angenommenen Ver» 
haͤltniſſe neunundzwanzig Gavalleriften (nicht zwanzig, wie e8 in 
der Vorftellung beißt), eilf Fußartilleriften, drei reitende Artille⸗ 
riften und zwei Pioniers oder Pontoniers begriffen find. Steine 
von diefen Zahlen erreicht die geſetzlich beftimmte Stärfe einer 
jelbftftändig au ftellenden Abtheilung. Das Verlangen von 
Heſſen-Homburg erjcheint fomit, ſowohl dem Geifte, ald dem 
Buchftaben der, durch Beſchluß vom 12. April 1821 zum Bun- 
desgefeß erhobenen „Näheren Beftinimungen der Kriegöverfaffung 
des deutſchen Bundes” vollfommen entgegen laufend, und es fragt 
fih nun, find dringende und gewichtige Urſachen vorhanden, 
welche den Bund veranlaflen könnten, in dem vorliegenden Falle 
eine Ausnahme von der Negel zu bewilligen. 

Die in der landgraͤflich-heſſenhomburgiſchen Vorftellung als 
ſolche aufgeführten Gründe (2 und 3) kann der Ausſchuß nicht 
für hinreichend anjfehen. Was die Behauptung betrifft, daß Die 
Koften der Vertretung beträchtlicher feien, als die der Selbſt⸗ 
ſtellung, jo glaubt der Ausſchuß, daß dieß nur durch eine ſorg⸗ 
fältige und detaillirte Berechnung erörtert werden koͤnnte. Die 
Wahrjcheinlichkeit Ipricht aber immer dafür, daß ein Staat, wel- 
her ein completed Cavallerie⸗Regiment unterhält und alle Kriegs⸗ 
bedürfniffe im Vorrath bat, einen Bug von 29 Gavalleriften mit 
geringerem Koſtenaufwande aufftellen Fönne, als ein Staat, wel: 
her fi) alle Ausrüftungsmittel erft anjchaffen müßte. 

Gewichtiger erfcheint der andere angeführte Grund — Daß 
nämlich bei der Vertretung das Gelt in das Ausland gehe, 
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während es bei ber Selbfiftellung im Inlande verzehrt werde. 
Allein wenn man erwägt, daß die Landgrafſchaft HeffensHomburg 
in jedem Falle die nöthigen Pferde und übrigen Ausrüftungs- 
Bedürfnijje aus dem Auslande beziehen müßte, und daß fie, um 
den Forderungen der in den Grundzügen enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen zu entiprechen, ihr Cavallerie⸗Contingent einen beträcht- 
lichen Theil des Jahres, und ihren an Artillerie und Pioniers 
wohl fortwährend in Darmſtadt unterhalten müßte — daß fie 
überbies Die Vergütung für die Gefchüßftellung und für bie Aus» 
rüftung bes Belagerunpsparfes doch immer zu leiften bat: — fo 
erjcheint der Vortheil, welcher der Landgrafjchaft Heflen-Homburg 
in dieſer Hinficht durch die Selbftftellung vielleicht zugehen dürfte, 
viel zu problematifch und zu wenig im Verhältnifie mit den Nach» 
theilen, welche die militärifche Kormation durch dieſelbe erlitte, 
ald daß die Nüplichkeit einer Ausnahme von den gejeßlichen 
Beitimmungen hierdurch begründet werben koͤnnte. 


Das Gutachten des Ausfchuffes geht demnach dahin, die 
hohe Bundesverfammlung möge dem Herrn Landgrafen von 
Heflen-Homburg zu erkennen geben, wie fie ſich veripreche, daß 
Er in Gemäßheit der Beflimmungen bes $. 26 der Grundzüge 
baldmöglihft mit dem Großherzogthum Heflen eine Uebereinkunft 
treffen und dieſelbe, in Folge des Beichluffes vom 11. Januar, 
am 14. Februar 1. J. anzeigen möge. Dieß wirb um fo leichter 
zu bewerfitelligen fein, als der Vertrag wegen ber Vertretung 
zyoifchen ben beiden genannten Staaten bereit3 abgejchloffen ift, 
und die Srledigung der ganzen Angelegenheit nur noch auf ber 
Ratification dieſes Vertrags von Seiten des Herrn Landgrafen 
von Hellen-Homburg Durchlaucht beruht. 


In Berhdfichtigung der in der andgräflich-heilen-homburgifchen 
Vorftellung vorgebrachten Gründe trägt jedoch der Ausſchuß dar⸗ 
auf an, ed möge dem Landgrafen, im alle der Vertretung, Dies 
ſelbe &rleichterung hinſichtlich der Verminderung des Cavallerie⸗ 
Contingents zugeſtanden werden, welche die hohe Bundesverſamm⸗ 
lung dem Herzogthum Sachſen⸗Gotha, in Erwaͤgung der durch 
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die Vertretung begründeten vermehrten Brauchbarkeit ver Truppen 
bewilliget hat. 


Commiſſionsbericht 
bie Contingentſtellung der Fürſten von Hohenzollern und Liechten⸗ 
ftein Durchlauchten betreffend. 


Der Bunbdesgtagsgefandte der beiden Fürften von Hohen» 
zollern und des Fürften von Liechtenftein Durchlauchten bat an 
den Bundestags⸗Ausſchuß in Militärfachen unterm 22. Januar 
d. J. eine Note folgenden Inhalts erlafjen: 

„Die in der erften dießjährigen Sitzung $. 12 vorbehaltene 
Erklärung wird dahin eröffnet, daß der zufällige Umſtand, wo⸗ 
durch die Unterhbandlungen in der dritten Divifion des achten 
Armeecorps verzögert worden, nunmehr gehoben fei. 

„Er jet bejonder8 befehligt, hinzuzufügen, daß, jo ſehr Ihre 
Durchlauchten in Nüdficht dieſer Verhandlungen zu Grhaltung 
ber bisherigen höchſt ſchaͤtzbaren Verhältniffe möglichft beizuwirfen 
geneigt jeien, Höchftfie doch eher die Entjcheidungen Der hohen 
Bundesverfammlung erwarten, ald unbedingt in Forderungen ein- 
gehen würden, welche die Stipulationen des koͤniglich-ſächſiſchen 
um das Dreifadhe überftiegen, und woburd Ihre Länder über 
Vermögen in Anspruch genommen würden. 

„Auch fei dem Geſandten noch die beftimmte Weifung ge 
worden, in Beziehung auf den Vortrag des hohen Praͤſidii in 
der vertraulihen Sikung am 7. December v. J. (wodurch die 
Möglichkeit eröffnet werde, der Stellung von Cavallerie durch 
eine vermehrte Stellung von Sinfanterie auszumweichen) einen glei 
hen Ausweg, jo wie ähnliche Begünftigungen nach Erforderniß 
in Anfpruch nehmen zu dürfen, für Ihre Durchlauchten von Hohens 
zollern und Liechtenftein fi ausbrüdlich vorzubehalten”. 

Diefe Erklärung umfaßt alfo zwei Gegenftände: 

I. Die allgemeine Beſchwerde, daß bei ben Unterhanblungen 
über die Vertretung an die genannten Fürſten Korderungen ge 
macht worben, welche das Dreifache ber Stipulationen des jädh- 
fiichen Vertrags überfliegen, weßwegen Höchftdiefelben lieber die 
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Entſcheidung des hohen Bundestages erwarten, als in bieje 
Forderungen eingehen wollten. 

D. Den Anſpruch auf Erſatzleiſtung für die Gavallerie durch 
vermehrte Infanterie⸗Stellung, gleichwie von Naſſau begehrt worden. 

Ad I ift bisher nicht näher nachgewiefen worden, inwiefern 
die Vertretungsforberungen überfpannt feien, und ob bereitö alle 
Berfuche, innerhalb des Armeecorps mit einer oder der anders 
Regierung über die Vertretung angemeſſene Verträge abzufchließen, 
fruchtlos erſchoͤpft ſeien. Man darf fi) daher der Hoffnung 
überlafjen, daß eine gütliche Uebereinkunft auf billigen Grundlagen 
noch jeßt auf irgend eine Weiſe werde zu Stande kommen fönnen. 

Sn jedem Kalle wird man erwarten müſſen, daß die, ohnehin 
nothwendige, genauere Anzeige über den Stand der Dinge inner 
halb des vorgejeßten Beitraumes vorgelegt werde, Damit nöihigen- 
falls die hohe Bundesverfammlung vermittelnd einjchreiten, oder 
nach Umſtaͤnden entjcheiden koͤnue. 

Ad II. Ueber die, von Naſſau in Antrag gebrachte, vermehrte 
Jufanterie⸗Stellung gegen Befreiung von der Reiterei iſt zwar 
bis jet noch nicht beftimmt entfchieden worden, und fann daher 
um jo minder eine $olgerung daraus abgeleitet werben. 

Allein, wenn wir auch annehmen, daß bie vorgeichlagene 
Formation’ zugegeben werde, fo zeigt ſich eine ſolche Verjchiebens 
heit der Berhältnifje, daß durchaus keine analoge Anwendung 
ftattfinden kann. 

Bei dem Anerbieten von Nafjau ergiebt fi) der breifacdhe 
Vortheil flir das Bundesheer, als: 

1. eine bebeutende. Einheit, nämlich eine vollftändige Infan⸗ 
terie Brigade, von einerlei bewährten Truppen geftellt; 

2. um mehr als um 1000 Mann das Bundesheer vermehrt, und 

3. anftatt 6 Stüden Gefchüges eine Batterie von 8 Pieçen 
mit Der Dazu gehörigen Mannfchaft und Beipannung geliefert wird. 

Bur nöthigen Vergleihung wird es am beften fein, wenn 
zugleich darſtellt, was von den oben genannten Fürſten geftellt 
würde, wenn fie fih zu demſelben Verhältniffe erbieten, wobei 
man jedoch vorausjegen darf, daß Sie eine gleiche Mehrftellung 
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an Artillerie nicht beabfichten, fonbern vielmehr von dieſer Waffen⸗ 
gattung ganz befreit bleiben wollen, | 

A. Das Fürftentdum Hohbenzollern-Hechingen bat nad) der 
Matrifel im Ganzen 145 Mann, und darunter 231 Mann 6a 
pallerie und 10 Mann Artillerie zu ftellen. Soll nun ein Reiter 
mit 4 und ein Artillerift mit 5 Mann erfeßt werden, jo ftellt 
Ach die Leiftung folgendermaßen: 

an Sinfanterte mit Eiſchluß eines Pioniere 114 Mann 
für 21 Retr . . . . 84 
für 10 Artilleriffennnn. 95900 

248 Ma. 

Diefe Sumine würde aber nur zwei Sompagnien, folglich 
Teinen gejchloffene Körper bilden, und nicht einmal das Minimum 
eines zu ftellenden Ganzen erreichen. Die Mebrftellung von 103 
Mann Eönute wohl der Bevoͤlkerung des Fürſtenthums laͤſtig 
fallen, dürfte aber kaum als ein wejentliher Gewinn für das 
Bundesheer anerfannt werben. 

B. Das Fürftentbum Hohenzollern-Sigmaringen hat nad) 
der Matrifel im Ganzen 356 Mann, und darunter 51 Reiter 
und 26 Artilleriften gu ftellen, 

Die nach dem Antrage veränderte Stellung würde num fein: 

Sinfanterie mit Pionier . . . 279 Mann 
für 51 Reiter 2 0 0 0 e 2 u 
für 26 Artilleriften . . . ». . 10 „u 
BZufammen 613 Mann 
als eine ſchwache Infanterie⸗Abtheilung, mit 257 Mann Mehr 
ftellung. In der Hauptſache iſt alfo Dafjelbe Dagegen zu erinnern, 
was ad A angeführt worden. 

C. Das Fürftenthum Liechtenftein fol nach der Matrifel im 
Ganzen 55 Mann und darunter 8 Mann Gavallerie und 4 Mann 
Artillerie flellen. Die angetragene Beränberung giebt folgendes 


Reiultat: 
Sinfanterie und Pionirs . . . 43 Mann 


für 8 Mann Cavallrie . . . 32 „u 
für 4 Üilerften . . ».2..20 u 
Bufammen 95 Mann 
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alſo kaum eine ſchwache Compagnie mit vierzig Mann Ber 
mehrung. 

D. Wenn man auch alle drei Contingente zuſammen rechnen 
wollte, wodurch ſich jedoch immer kein ganzer, ſondern ein zuſam⸗ 
mengeſetzter Körper ergeben würde, ſo fände man folgendes Reſultat: 

Die drei Bundesſtaaten haben zuſammen nach der Matrikel 
zu ſtellen: 

556 Wann, worunter 80 Mann Cavallerie und AO Artilleriſten. 

Nach dem gemachten Antrage aber 

an Spnfanterie mit Pionird . . . 486 Mann 
für 80 Reiter -. . 2 2 22. 0 „ 
für 40 Irttlleiten . . 2.2... 200  „ 
Bulammen 956 Dann, 
alfo inmer nur ein Batatllon mit einer Mehrftelung von 400 Mann. 

In feinem diefer Fälle wird der von Naflau angebotene 
Vortheil au nur zur Hälfte erreicht. 

Der Bundestags⸗Ausſchuß glaubt Daher den Antrag dahin 
machen zu Dürfen, daß 

ad I. die nähere Anzeige zu erwarten ſei; — 

ad II. die neuerlichen Anträge ber Zürften von Hohenzollern 
und Liechtenflein Durchlauchten wären, falls fie nicht ſelbſt Davon 
abftehen wollen, vor allem an bie Verhandlung unter den Be 
theiligten des Armeecorps zu verweilen. 


In Bezug auf Die Organifation Des gemijchten Armee⸗Corps 
gingen nun auch bie fehlenden Erklärungen ein. 

Darmftadt ſprach fih dahin aus: Die Lage der Verhand⸗ 
lungen mit Ihren Durchlauchten den Fürften von Hohenzollern 
und Ltechtenftein, jo wie derjenigen mit Seiner Durchlaucht bem 
Landgrafen von HeflenHomburg find Diefer hoben Verſammlung 
aus der dieſſeitigen Erklaͤrung in ber erſten Sigung dieſes Jahres, 
und aus dem, was der Bundestags-Ausichuß neuerdings Darüber 
vorgetragen, bekannt 

Die Geſandtſchaft vermag nichts hinzuzuſetzen, als daß man, 
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was Homburg betrifft, nach ben früberen Aeußerungen von bort 
zu jchließen, nach dem in voriger 5. Sitzung genehmigten Com⸗ 
milflondantrag, eine unverzögerte Bereinigung über bie Vertretung 
wird erwarten koͤnnen. 

Bei Hohenzollern und Liechtenftein kommt es nach Diefjeitiger 
Anſicht nun vor allem darauf an, zu was fi die Kürften bin» 
fichtlich des zweiten Antrags des Bundestags-Ausfchufle und 
der mit Demjelben übereinftimmenden Verfügung entjchließen. 
Denn wenn auch vorausgefeht werben barf, daß dem neueren 
Antrage der genannten Fürften, auf gänzlihe Befreiung von 
Gavallerieftellung gegen vermehrte Infanterie nicht flatt gegeben 
werben Tann, jo würben die Vertretungs-Verhandlungen doch mit 
einem beitimmten zweckgemaͤßen Erfolge in fo lange nicht gepflo- 
gen werben koͤnnen, als nicht über jene neueren Anfprüche definitiv 
entſchieden ift. 

In der Verhandlung mit Frankfurt endlich haben Die Namend 
der freien Stabt Fürzlih gemachten neuen Anträge zur Inſtruc⸗ 
tionseinholung erft in ben legten Tagen nad) Darmftabt befördert 
werben koͤnnen. 

Hieranf Außerte fi) der Gejandte der 10. Stimme: Yür 
Ihre Durchlauchten von Hohenzollern und Liechtenftein habe ich 
die hoͤchſte Weifung, zu erflären, daß über die letzte großherzoglich⸗ 
heſſiſcher Seit in Betreff der Reluitions⸗Unterhandlungen ges 
fchehene Aeußerung unterm 17. vorigen Monats — da mancherlei 
Hinderniffe einer früheren Abjendung entgegen flanden — Dies« 
feit3 eine Antwort abgegangen, darauf jedoch noch feine Rüds 
antwort erfolgt fei, welde aud in einem ſolchen kurzen Zeit 
raume kaum zu erwarten geweſen wäre. 

Ihre Durchlauchten behielten ſich Daher vor, die durch Bun⸗ 
desbeſchluß abgeforderte Anzeige, nach eingelangter großherzoglich- 
heififcher Gegenerflärung zu erftatten, und alles basjenige, was 
auf den Stand ber Verhandlungen fi) bezieht, ausführlich dar⸗ 
zulegen. 

Der Geſandte der freien Städte, für Frankfurt: Die von 
dem Gefandten in feiner in ber erften Sitzung dieſes Jahres 
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abgegebenen Erklärung erwähnte, weitere Propofition über bie 
Ausgleichungsweile wegen der Vertreiung in Stellung der koſt 
jpieligeren MWaffengattungen fei dem großherzoglich-beifiichen Ber 
vollmäcdhtigten von Seiten ded Bevollmächtigten der Stabt nun 
wirklich gemacht worden, und es einer beilimmten Srwiberung 
entgegenjehen. Wenn feine gütlihe Ausgleihung zu Stande 
kommen follte, jo entipreche die Enticheidung Einer hohen Bun- 
desverfammlung auf den feftgejekten Taa den Wünſchen der 
Stadt um jo mehr, als die Darlegung jener letzteren Propofition 
in Verbindung mit den früheren den Beweis liefern werde, Daß 
die Stadt die Erfüllung ihrer bundesgeſetzmäßigen Verpflichtnun⸗ 
gen jo wenig zu verzögern, als in derſelben zurüdbleiben, ge 
meint ſei. 

In Bezug auf die Organijation des neunten Armeecorps 
zeigte der koͤniglich⸗ſaͤchſiſche Geſandte, von Carlowitz, an, daß es 
der hohen Bundesverfammlung befannt ſei, welche Hinberniffe 
noch bis dahin der Formation des neunten Armeecorps im Wege 
fländen; daß er indeflen von feinem Hofe neuerdings inſtruirt 
worden ſei, auf Feſtſetzung eined Termins zur Erreichung der 
Standess und Dienfl-Tabelle den Antrag zu machen. 

Die Verfammlung z0g hierauf in Erwägung, daß biejer 
Termin nicht eher anberaumt werben Eönne, ald bis Die Anzeigen 
über die in den gemifchten Korps und in den verjchiedenen Ab» 
theilungen derjelben getroffenen Uebereinfünfte bei der Bundes» 
verfammlung eingegangen fein würden, da dieſe aber in dem in 
ber 1. Sitzung diefes Jahres auf heute feftgefebten Termin nody 
nicht erfolgt find, und nad obigen zu Protocoll gegebenen 
Aeußorungen noch nicht erfolgen Tonnten, jo wurde bejchloflen, 
den Termin zur Gritattung der Anzeigen über die in den ge 
mifchten Corps und in den verſchiedenen Abtheilungen derfelben 
getroffenen Webereinfünfte auf den 14. März dieſes jahres zu 
erfiteden, wonächft am ermeldeten Tage der Termin zur Einrei⸗ 
hung der Standes: und Dienfl:Tabelle definitiv anzuberaumen 
wäre. 

In Bezug auf die Organifation des zehnten Armeecorps 
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erklärte Dänemark: Die Staaten der 2. Divifion des 10. Armee 
corp8 haben zur Ausbildung ihrer innern Organifation eine 
Commiſſion niedergejegt, welche über diefelbe eine Vereinbarung 
getroffen, ſolche in einer Schlußacte zufammengefaßt, unterzeichnet 
und an ihre höchſten und hohen Gommittenten zur Ratification 
eingefandt bat. Nach Erfolg dieſer Ratification von Seiten aller 
theilnehmenden Regierungen, wird, mit Beziehung auf die darüber 
vorhandenen Bundesbeſchlüſſe, der Inhalt dieſer Schlußacte an 
bie hohe Bundesverfammlung mitgetheilt werden. 

Der herzoglich⸗mecklenburg⸗ſchwerin⸗ und ſtrelitzſche Geſandte, 
von Pentz, ſchloß ſich dieſer Erklaͤrung an, und will alles, was 
in Gemaͤßheit der erwaͤhnten Schlußacte erfolgt, ſeiner Zeit an⸗ 
zeigen. 

Der Geſandte der 15. Stimme aͤußerte ſich in gleichem 
Sinne, und wollte ſeiner Zeit das hieher Geeignete von der 
Schlußacte vorlegen. 

Der Geſandte der 16. Stimme, Freiherr von Leonhardi: 
Ich bin von des Fürſten zu Lippe Durchlaucht befehligt, dieſer 
hohen Verſammlung anzuzeigen, daß das lippiſche Contingent der 
herzoglich⸗ oldenburgiſchen Halbbrigade angeſchloſſen werde, und 
Hoͤchſtſie nicht zweifelten, daß Die mit Seiner herzoglichen Durch⸗ 
laudyt von Holflein-Ofldenburg ſchon feit geraumer Zeit über bie 
Naturalftellung und Vereinigung des Gontingentd mit der dorti⸗ 
gen Halbbrigade gepflogenen Unterhandlungen ohne Verzug zum 
Abſchluſſe gedeihen würden. 

Hiermit verbinde ich die fernere Anzeige, daß die Eontins 
gente von Waldeck und Schaumburg-Lippe fich mit der koͤniglich⸗ 
bänifch-holfteinifchen Brigade vereinigen werben, die Verbandluns 
gen in Betreff der Reluction in vollem Gange find, und in Folge 
ber, Töniglichebänifcher Seits geäußerten, hoͤchſt liberalen Geſin⸗ 
nungen, es feinem Zweifel unterliegt, daB dieſe Verhandlungen 
alsbald zur Kenntniß diefer hohen Verfammlung gebracht werden 
tönnen. 

Schaumburg⸗Lippe und Walde nimmt die Erklärung nun 
an und ber Geſandte der 15. Stimme äußerte für Holſtein⸗ 
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Didenburg, auf die Erklärung des Geſandten der 16. Stimme 
wegen Vereinigung des lippesdeimoldiichen Contingents mit dem 
oldenburgiichen, die &eneigtheit des Herzogs von Oldenburg, 
das Contingent des Fürften von der Lippe mit der oldenburgi- 
ſchen Halbbrigade zu vereinigen. 

Der Gejandte der freien Städte für Lübed, Bremen und 
Hamburg ſchloß Damit: Da ſich der Gejandte wegen der ange 
zeigten Vereinigung des fürftlich-lippesdetmoldbifchen mit dem her⸗ 
zoglicholdenburgifchen Gontingente, jo wie der fürftlichewaldedi- 
Ihen und ſchaumburg-lippiſchen Gontingente mit dem koöniglich⸗ 
dänifch-holfteiniigen Gontingente, ohne Inſtruction befinde; fo 
müfle fi) Derjelbe, unter Beziehung auf feine in ver erften 
Sigung diefed Jahres abgegebene Erklärung, das Weitere bes- 
falls vorbehalten. 


In Bezug auf die durch Bericht des Bundestagsausfchuffes 
über das Erleichterungsgeſuch des Großherzogthums Sachſen⸗ 
Weimar und Eiſenach wurde durch Mehrheit beſchloſſen (Separ.⸗ 
Prot. 14. Febr. 1822): 

1. die großherzoglich⸗ſachſen⸗ weimar⸗ und eiſenaichiſche Re⸗ 
gierung aufzufordern, ſowohl für ſich, als für die kleineren Bun⸗ 
desſtaaten, mit denen ſie ſich hinſichtlich der Cavallerieſtellung 
vereinigen wolle, die Gründe nachzuweiſen, aus welchen ſie auf 
eine Erleichterung Anſpruch zu haben glaube; 

2. im Falle, daß die hohe Bundesverſammlung dieſe Gründe 
für zureichend finden würde, liege von ihrer Seite kein Anſtand 
vor, dem Großherzogthum Weimar und den Staaten, mit wel⸗ 
chen es ſich vereinige, dieſelbe Erleichterung, gleich dem Herzog⸗ 
thume Gotha, zu bewilligen, unter der Vorausſetzung, daß die 
Cavallerie⸗Abtheilung, deren Stärke nicht weniger als 300 Pferde 
betragen bürfe, von einem Staate allein im Wege der Vertres 
tung geftellt, und daß von Seite der zunächſt Betheilgten fein 
gegründeter Widerſpruch Dagegen eingelegt werde. 

In derjelben Sikung brachte der Bundestagsausfchuß den 
den großherzoglich-medlenburgsitrelißifchen Antrag zur Kenntniß 
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der Bundesverſammlung, worin, unter Anzeige der mit Medlen- 
burg- Schwerin getroffenen Hebereinfunft wegen Vertretung der ftre- 
litziſchen Cavallerie und Artillerie, für Medlenburg-Strelig Er- 
leichterungen in Anſpruch genommen werden, welche nach den 
bisherigen Verfügungen, auf peciellen Antrag, unter Einverftänd- 
niß der Divifionsmitglieder, denjenigen Staaten zugeflanden wor: 
den find, bie fi von anderen Staaten deifelben Armeecorps in 
ſolchen Waffengattungen vertreten Taffen, in welche ihre Gontin- 
gente Feine jelbftftändigen Körper bilden. 

Das Gutachten des Ausſchuſſes ging dahin: 

1. das Begehren als gegründet anzufehen und 

2. daß dadurch, Daß das Großherzogthum Medlenburg: 
Schwerin die Vertretung an Reiterei und Artillerie übernehme, 
aljo beide Contingente Durch einerlei Truppen geftellt würden, 
der im Auge gehabte Vortheil für Dad Bundesheer erreicht fei; 
daß ſohin 

3. dem Großherzogthume Medlenburg-Strelig dieſelbe Er: 
leichterung zugeftanden werden Fönne, wie fie dem Herzogthume 
Sachſen⸗Gotha bewilligt worden wäre; jedoch werde 

4. der numerifhe Anfab nad) dem angenommenen Verhält: 
niffe noch zu berichtigen, und Demnach 

5. auszusprechen fein, daß von Seite der Bundeöverfamm- 
lung dem Antrage nicht3 im Wege ftehe, und johin dad Weitere 
darüber an die Verhandlung unter den Gorpsbetheiligten verwie- 
jen werde. — 

Mit diefem Gutachten vereinigte fich die Mehrheit der Stim- 
men; einige behielten jidy ihre Aeußerung vor, und 

die Bundestagsgefandten der 15. und 16. Stimme erflär- 
ten, daß fie eventuell gleiche Erleichterungsanfprücjhe für ihre, bet 
dem 10. Corps betheiligten böchften Committenten anzuſprechen 
fih vorbehalten müßten. 

Der Bundestagsgefandte der freien Städte aber gab für 
Lübeck, Bremen und Hamburg zu Protocol: Wenn von Seiten 
eines Mitgliedes der zweiten Divifion des 10. Armeecorps Er: 
Teichterungen nadhgefucht und zugeftanden würden, jo müſſe Der 
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Geſandte für Lübeck, Bremen und Hamburg das Nämliche vor⸗ 
behalten. 

Der Beſchluß wurde bis zu Einlangung der vorbehaltenen 
Abſtimmungen ausgeſetzt. 

Endlich zeigte Oeſterreich an, daß der Bundestagsausſchuß 
ſich mit der öſterreichiſchen Präſidial-Propoſition in Betreff der 
naſſauiſchen Contingent-Angelegenheit bejchäftigt habe, und im 
Begriffe gemwejen jet, jein Gutachten zur weiteren Bejchlußfaflung 
vorzulegen, als der württembergijche Bundestagsgefandte Namens 
feines Hofes einen Vorfchlag gemacht hätte, der einer vorläufigen 
näheren Crörterung würdig jei, und von dem Bundestagsaus- 
ſchuſſe zur weiteren Entſchließung vorgelegt werbe. 

Der württembergijche Geſandte, Freiherr von Wangenheim, 
entwicelte hierauf mündlich den Inhalt des erwähnten Gutach—⸗ 
tens und die Vortheile, welche Die Annahme defjelben gewähren 
würde, vorzüglich auch in der Abficht, um zu zeigen, daß es ein 
nener Vorſchlag fei, wonach folgender Antrag geftellt wurbe: 

Wenn die Abficht Luxemburgs Die ift, aus feinem Gontin- 
gente einen jelbitftändigen, mit feinem andern Gontingente zu 
einer Einheit zu verbindenden Körper, unter der Benennung einer 
Halbbrigate zu bilden, deſſen Befehldhaber mit dem Brigabe- 
Commandanten in gleiche Gategorie zu ftellen fei, jo würde da: 
mit eine neue Abweichung von der Regel verlangt, welche ber 
Artikel 4 der Kriegäverfallung in ihren allgemeinen Umriffen und 
wefentlichen Beitimmungen und die $$. 23 und 26 der näheren 
Beſtimmungen Derfelben aufftellen. 

Dort heißt e8 nämlich: das Bundesheer befteht aus fländig 
gebildeten, theils ungemifchten, theild zufammen Corps, welche 
ihre Uinterabtheilungen von Divifionen, Brigaden u. |. w. haben. 

Eine Halbbrigade kann aljo, ohne mit einer andern zur 
Brigade zufammenzuftoßen, in ein unmittelbares Verbältniß zu 
dem Divifionär nicht treten, ohne das organiſche Geſetz zu ver: 
legen. 

Hier aber heißt ed ($. 23): Jedes (Armeecorps) zerfällt 
in Abtbeilungen von Divifionen, Brigaden, Regimentern, Schwas 
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dronen und Bataillonen, und in $. 26 werden dieſe Abtheilungen, 
welche durch freiwillige Vereinbarungen, oder im Wege der Ber- 
mittlung, oder in dem der Entjcheidung der Bundesverfammlung, 
zu bilden find, gejegliche genannt. 

Eine ſolche Ausnahme möchte jedoch auf Feine Weile zu be 
willigen jein, dadurch fie Die bejchloffene, gegliederte oder orga- 
niſche Eintheilung des Bundesheered aufgehoben und damit eines 
der weſentlichſten Erfordernijfe jedes guten militärischen Orga⸗ 
nismus aufgegeben werden würde, Mit welchen Gründen würde 
man ähnlichen Forderungen, die von vielen Seiten erhoben werden 
dürften, dann noch begegnen können? Auf das Beifpiel im 10. 
Armeecorps Tann ſich nicht berufen werden, wenn die Halbbri- 
gaden von Dldenburg und den Hanſeſtädten im Kriege zuſam⸗ 
menftoßen, mithin eine Brigade bilden jollen, da nur unter dieſer 
Bedingung die unter jenen Staaten getroffene Verabredung von 
der Bundesverfammlung genehmigt werben dürfte. 


Wenn dagegen Luxemburg ſich weigert, fich der naſſauiſchen 
Brigade nur als jupernumerär zutheilen zu laſſen, flatt einen in- 
tegrirenden Theil derjelben auszumachen, jo würde es darin voll 
kommen Recht haben, wenn Nafjau (mas aber gar nicht der Sal 
ift) dieß wirklich verlangt hätte oder noch verlangte, 


Sollte aber Luxemburg einen großen Werth darauf Iegen, 
mit jeinem Gontingente eine ungemifchte und dennoch gejegliche 
Abtheilung zu bilden, jo läßt fih allerdings eine Einrichtung 
treffen, Die, wenn Luxemburg darauf einginge, ganz geeignet fein 
würde, nicht allein jeinen eigenen Wunſch, ein ungemifchtes Con⸗ 
tingent zu fielen, zu befriedigen, jondern auch dem Wunſche 
Naſſans und dem GavallerieBebürfniffe des neunten Corps zu 
entiprechen, zugleich aber auch jede außerordentliche Befreiung 
des neunten Corps von Der Entjendung zur großen Gavallerie 
Nejerve und alle und jede Detadhirung von der disponiblen 
Gavallerie des Bundesheered zur zweiten Divifion des neunten 
Corps überflüffig zu machen, und jo alle Schwierigfeiten, welche 
ſich der föderaliftiichen Abficht Oeſterreichs auf eine ſchwer zu 
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befeitigendbe Weiſe immer entgegenftellen werden, mit einem Male 
ans dem Wege zu räumen. 

Diejer allen Betheiligten glei erwünſchte Zweck würbe 
dann vollfländig erreicht werden, wenn fid) Seine Majeftät der 
König der Niederlande entjchließen wollte, jein Kontingent bloß 
in Neiterei zu flellen, und. zwar in folgendem Verhaͤltniſſe: 

1. Das Reiter: Bontingent mt . . . 2 2.365 Mann 
2. ftatt des, 1981 Mann betragenden Infanterie⸗ 
Contingents, für vier Infanteriſten, nur ein 
Reiter, aljo ren 
3. flatt der 184 Artilleriften, welche Zugemburg zu 

ftellen hat und welche, mit 5 multiplicirt, 950 

Infanteriſten betragen würden, für 4 Infan⸗ 

teriften nur ein Reiter, lo . © » 2 2.2330 „ 

Demnach zufammen alfo 1,090 Mann, 
welche der normalmäßigen Stärfe einer Brigade von 1200 Mann 
fo nahe kommen, Daß die fehlenden 140 Mann und 3 Stüd 
Geſchütz, um der eingreifenderen Organifation willen, welche das 
9. Corps, auch zum Vortheil ded Ganzen, Dadurch gewinnen 
würde, gar wohl nachgelaffen werden Eönnten. 

Unter diefen Umftänden dürfte der Antrag gerechtfertigt er: 
jcheinen, vor allen Dingen diefen Vorſchlag mit Anführung der 
Gründe, aus welchem die Bedingung, unter welcher Se. Majeftät 
der König der Niederlande für Luxemburg dem naffanifchen Wunfche 
allein beiflimmen will, nicht werde erfüllt werben können, zur 
Ausgleihung aller Intereſſen und flreitigen Rechte an die Ge- 
ſandten der betheiligten Regierungen gelangen zu lafjen. 

Der koͤniglich-hannöverſche Geſaudte Außerte, DaB er, ohne 
den aufgeftellten Grundfäßen und Beweggründen beizutreten, dem 
vorgefchlagenen Antrage des Königs der Niederlande Majeftät 
beiftimme. 

Der herzoglich-naſſauiſche Geſandte widerſprach den von 
dem Föniglich-württembergifchen Geſandten aufgeftellten Behaup⸗ 
tungen und Folgerungen, behielt fi) das Nöthige deßfalls, info: 
fern es erforderlich werden follte, nachzutragen vor. 
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Sämmtlihe Stimmen vereinigten fih hierauf zu dem 
Beſchluſſe: 

daß der koͤniglich⸗niederlaͤndiſche, großherzoglich⸗luxemburgiſche 
Bundestagsgeſandte, Graf von Gründen und die übrigen bethei- 
ligten Geſandten erſucht werben, diefen conciliatorifchen Vorfchlag 
ihren höchften Höfen unverweilt vorzutragen, um über den Gr: 
folg ihrer Verwendung baldigft gefällige Anzeige zu machen. 


Obwohl nun am 14. März 1822 beichloffen wurde, den 
15. Mai 1822 al3 Tegten Termin zur Erftattung der Anzeigen 
über die in den gemifchten Corps und in den verſchiedenen Ab» 
theilungen derjelben getroffenen Uebereinfunft anzuberanmen und 
in Folge deſſen ſehr Iebhafte Verhandlungen begannen, jo Tonnte 
doch bis dahin Die Sache nicht erledigt werden. 


Am 25. April wurde zuvörderft ein Commiſſionsbericht er- 
ftattet über die von Defterreich in der 32. Sitzung 1821 geftellte 
Propofition*) betreffend das von Nafjau geftellte Begehren, fein 
Cavallerie-Contingent durch eine vermehrte Anzahl eigener Zu- 
fanterie erfeßen zu dürfen. Sie lautete: 


$. 1. 

„Der Taiferlich-Eönigliche Hof hat aus Veranlaffung der ihm 
vorgelegten Negiftratur über Die vertraulihe Sitzung vom 30. 
Juli laufenden Jahres die Dortjelbft über die innere Organifi- 
rung bes neunten Armeecorps flattgefundenen Discuffionen, wozu 
das von Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Naſſau geftellte 
Verlangen, fein Gontingent an Gavallerie durch die Mehrzahl 
eigener Infanterie erfeßen zu können, die Gelegenheit gegeben 
hatte, einer reifllihen Prüfung und Würdigung unterzogen. Er 
betrachtete diefen Gegenftand um jo mehr hierzu geeignet, ald es 
fich hierbei Darum handelt, eine dem wejentlichen Bedürfniß eines 
Bundesglieded zufagende, zugleih aber auch dem hohen Zweck 


*) Seperat⸗Protokoll vom 25. April 1822. 
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der Geſammtheit vollkommen entſprechende Modalitaͤt mit jenen 
Anſprüchen in Einklang zu bringen, welche von Seiten eines ans 
dern Bundesgliedes geltend gemadyt worden find. 

„Diejen Gefihtspund, und zwar mit jenem Sinterefle, ver- 
folgend, weldyes Die definitive Ausbildung der Bundesmilitärver- 
faffung erheifcht, gewann. mein allerhöchfter Hof bei Erörterung 
dieſes Gegenſtandes bald die angenehme Weberzeugung, daß man 
gar wohl umgehen könne, die Frage auf jene Linie zu ftellen, 
wo nur durch Anwendung pofitiver Beflimmungen die Entjcheidung 
herbeizuführen wäre, und er fand es daher vielmehr angemeffen, 
in dem weiten Gebiete, welches fih dem ächten föderativen Sinne 
und dem Beftreben nah Erhaltung und Beförderung der Ein- 
tracht eröffnet, jorgfältig die Mittel und Wege aufzufuchen, durch 
deren Anwendung dieſer Gegenftand, im wahren Sinterefje des 
Bundes und der Einzelnen, jeiner Erledigung zugeführt werden 
könnte. Wenn nun nad) dem neueften Stand der Sache es nur 
der Löſung der Aufgabe bedarf, auf welche zwedmäßige Weiſe 
der Abgang an Bavallerie, welche die zweite Divifion des neun- 
ten Armeecorp8 durch Die bei dem herzoglichnafjautfchen Bundes- 
Contingent zu treffende Einrichtung erleidet, ganz unſchaͤdlich für 
die übrigen Theilhaber dieſer Divifion zu machen wäre, jo findet 
der Eaiferlich-Fönigliche Hof in Folgenden Modalitäten ein in jeder 
Beziehung jehr angemefjenes Mittel, und ich habe den Auftrag 
erhalten, daſſelbe zur allfeitigen gefälligen Würdigung und An- 
nahme hiermit: in Vorſchlag zu Bringen. Obgleich die, in ber 
vertraulichen Sißung vom 30. Juli Iaufenden Jahres bereits in 
Antrag gelommene, gänzliche Befreiung des neunten Armmeecorps 
von der Detachirung zur großen Cavallerie⸗Reſerve an fi) ſchon 
jehr weſentlich das Verhältniß mildert, welches der kurheſſiſche 
Hof ald feinem Intereſſe nachtheilig betrachtet, jo bürfte Diejes 
doch noch in einem weit höheren Grade erzielt, ja felbit jede 
Unzukoͤmmlichkeit vollftändig bejeitigt werden, wenn jchon derma⸗ 
Ten die geeignete Fürjorge getroffen würde, daß bei Gintretung 
des Kriegszuſtandes Die zweite Divifion des neunten Urmeecorps 
von irgend einer Seite eine Aushülfe von Cavallerie erhielte, 
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und wenn e3 daher dem Oberfeldherrn zur Pflicht gemacht 
würde, daß er die ihm zufolge der vorliegenden Grundzüge der 
Kriegs-Verfafjung des Bundes zuftehende Befugniß, Detachi⸗ 
rungen nach feinem Ermefjen zu verfügen, binfichtlich der mehr: 
erwähnten Divifion in der Art ausübe, Daß letztere von der Did- 
poniblen Gavallerie des Bundesheeres diejenige Aushülfe erhalte, 
wodurch der Abgang des naſſauiſchen Cavallerie⸗Contingents er: 
jest wird. 

„Bei dem bereit jo conciliatoriichen Sinne, welchen ber 
fatferlichFönigliche Hof mit wahrem Vergnügen in Den bereits 
abgegebenen Aeußerungen zu finden Gelegenheit hatte, kann er 
nicht zweifeln, daß diejer Vorfchlag geeignet gefunden werden 
dürfte, die Ausgleichung ſämmtlicher Intereſſen herbeizuführen, 
und ich Hin beauftragt, den angelegentlichen Wunſch auszudräden, 
daß dieſe Modalität die bundesgefegliche Sanction erhalten, und 
fodann in den Grundzügen der Kriegsverfaffung des Bundes 
gehörigen Orts eingefchaltet werden möge.” 


8.2. 

Ueber dieſe Präftvial-Propofttion wurden von den zur Bil- 
Dung des neunten Armeecorp3 concurrirenden Bundesftaaten vor- 
läufig vertraulich folgende Erklärungen abgegeben: 

Für Luxemburg, deſſen Kontingent anfangs mit dem Nafjaui- 
fchen in eine Brigade vereinigt werden follte, erklärte der koͤniglich⸗ 
niederländiiche Bundestagsgejandte Folgendes: 

„In Ermangelung einer bejondern Inſtruction auf den, Die 
Militärverhältniffe Des deutſchen Bundes betreffenden, verehrfichen 
Präfidialvortrag zur vertraulichen Sikung vom 7. December v. 
J. halte ich mich für heute im Namen meines Hofes zu folgender 
Erklärung ermächtigt. 

„Indem es nämlich jcheint angenommen werben zu follen, 
Ausnahmen und vorzügliche Vergünftigungen auch dann flatt 
finden zu laſſen, wenn ſolche nicht vorläufig unter den dabei zu- 
naͤchſt Vetheiligten vertraulich verabredet, und durch freiwillige 
Rückſprache und Uebereinfunft zum förmlichen Antrage geeignet 
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worden — fiehbt man fich dieſſeits durch das gegenwärtig vor- 
liegende Beifpiel, und als natürliche Folge Davon, zuerft veran- 
laßt, mit gleichem Rechte diejelbe Befugniß in Anfpruch zu nehmen, 
wozu e3 meinem föniglichen Herrn gleih anfangs wahrlich eben 
jo Leicht gewejen wäre, Gründe geltend zu maden, hätten Se 
Majeſtaͤt es fid) nicht zum unverbrüchlichen Gelege gemacht, Aller- 
höchft Ihren einmal eingegangenen Bundespflichten pünctlichfl 
Folge zu leiften, und bierin es Ihren fämmtlichen Durchlauch⸗ 
tigften Bundesmitgliedern, wo nicht zuvorzuthun, Doch wenigſtens 
feinem derjelben nachzuftehen, und fich, Ihrer Leberzeugung nach, 
gerade dadurch dem Ganzen am gefälligiten zu erweiſen. 

Unmöglich aber könnte Sr. Majeftät wohl zugemuthet werden, 
von einer Ihnen etwa ertheilt werben wollenden Befugniß Gebraud, 
zu machen: einer bereit3 vollzähligen herzoglich-naſſauiſchen unge: 
mijchten Brigade die großherzoglich-Iugemburgifche Infanterie — 
anftatt abgeredetermaßen und in der Ordnung einen integrirenden 
Beftandtheil Davon auszumachen — gleihlam ald jupernumerär 
zugetheilt, anjchließen laffen zu Dürfen; ganz einverftanden über- 
dieß mit dem gemeinjchaftlich zu würdigenden Umftande: daß Die 
Erhaltung des zu jeder, ja ſelbſt noch in den Iehtvergangenen 
Beiten erworbenen Rufes allerwärtd erprobter militärifcher Brauch: 
barkeit naflauifcher Truppen, und zwar Gavallerie keineswegs da⸗ 
von ausgenommen, beiderſeits gleich zu beberzigen jei. 

„Demnach und auf diefelben unwiderfprechlichen Belege für 
den entfchiedenen, jeder unzuſammeugeſetzten Abtheilung über eine 
vermiſchte gebührenden Vorzug geftüßt, behält ſich der König, 
mein Herr, ebenfalld vor: 

1. au) aus dem großberzoglichelugemburgiichen Gontingent 
eine eigene, für fich ſelbſt und allein beftehende Halbbrigade zu 
Bilden, deren Chef zu den Divifiond- und Corpscommandanten 
durchaus und vollflommen in eben Denjelben Verhältniffen, gleich 
den übrigen Brigadechefs, und wie folche bereits im zehnten 
Armeecorpd geordnet worden, zu flehen haben wird. 

2. Dieſes nun einmal als unbedingt vorausgejeßt, vermögen 
Se. Majeflät nur in der gänzlichen Befreiung des neunten Armee: 
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corps von der Detadhirung zur großen Gapallerie-Rejerve ein 
wenigftens einigermaßen unfchäbliches Ausfunftämittel anzuerkennen, 
um dieſes Corps für den bei deſſen zweiter Divifion beliebt wer⸗ 
den jollenden Abgang an Cavallerie möglichft billig zu entſchaͤdigen“. 


$. 3. 

Kurheijen, welches mit Nafjau zu Bildung einer Divifion 
concurrirt, erklärte jeine Beſtimmung unter dem Vorbehalte: 

1) daß feiner der übrigen Bundesftaaten eine gleiche Begün- 
ftigung, wie Naſſau, in Anſpruch nehme; 

2. daß die Divifiond- und Brigaden-Eintheilung des neunten 
Armeecorps dadurch nicht im mindeften geändert werde, jondern 
ed bei der Eintheilung der zweiten Divifion in zwei Gavallerie- 
und drei Infanterie⸗Brigaden verbleibe; 

3. daß durch das Detachement von der disponiblen Bundes: 
cavallerie die Lüde in der zweiten Gavallerie-Brigade der zweiten 
Divifion jederzeit ausgefüllt, auch dieſes Detachement nicht zu oft 
gewechjelt, und in Beziehung auf dafjelbe fein Anſpruch auf Das 
Brigadecommando gemacht werde. 


$. 4. 

Königreich Sachſen, welches an der Spiße der erften Divijion 
des meunten Armeecorps fteht, erklärte fih mit der Prafidial- 
Propofition einverftanden, jedody mit dem ausbrüdlichen Vorbe— 
halte, daß der Erjaß an Cavallerie nur aus der großen Reſerve 
genommen werde, und unter der Vorausſetzung der Befreiung des 
9. Armeecorps von der Detadhirung der Neiterei zur großen 
Reſerve. 

Großherzogthum und Herzogthum Sachſen erklaͤrten ſich un- 
bedingt für den Antrag der Präfidial-PBropofition. 


6. 5. 

Der Bundestags-Ausfchuß in Militärfachen war bereit, in 
diefer Angelegenheit den ihm aufgegebenen gutachtlichen Vortrag 
zu erftatten, als in der vertraulichen Sitzung vom 14, Februar 
d. J. der koͤnigl. württembergijche Bundestagsgejandte, Namens 
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ſeines allerhöchften Hofes, mit einem neuen vermittelnden Antrage 
auftrat, und aus mehreren Urfachen der Ausſchuß ſich bewogen 
fand, feinen Bericht noch zurüd zu halten, und ſich bloß auf die 
Vorlage des neueften Vorſchlags zu befchränken. 

Diejer beftand darin, Sr. Majeftät dem König der Nieder: 
lande vorzujchlagen, das Iugemburgifche Gontingent bloß in Rei— 
terei zu ſtellen. Nach der beigefügten Berechnung follte dafjelbe 
jodann 1090 Pferde betragen, alfo der normalmäßigen Stärke 
einer Brigade von 1200 Mann jo nahe fommen, daß die fehlenden 
110 Manıı gar wohl nachzulafien wären. 

Durch die Annahme dieſes Vorſchlags wäre der Ausfall an 
Gavallerie, den das neunte Armeecorps durch das naſſauiſche Be- 
gehren erlitte, wieder gedeckt worden, 


§. 6. 

Der Zönigl. niederländifche Geſandte übernahm es, denfelben 
feinem allerhödhften Hofe vorzulegen. In der vertraulichen Sigung 
vom 28. März d. J. wurde jedoch von dieſem Geſandten folgende 
Erklärung abgegeben: 

er fei ermächtigt, der hoben Berfammlung das aufrichtige 
Bedauern Sr. Majeflät des Königs der Niederlande über Die 
entjchiedene Unzuläffigkeit des Ihm zulebt gemachten Anfinnens 
zu erfennen zu geben, maßen die Unzulänglichfeit überhaupt der 
Reiterei, im Verhältniß zu allen übrigen Waffengattungen in 
der ganzen k. niederländifchen Armee, die Abjonderung einer jo 
beträchtlichen Abtheilung von Dderjelben zu einem anderweitigen 
Zwede durhaus nicht geftatte, 

Nichts deſto weniger erkläre Sich Se. Majeftät bereit, unter 
den drei folgenden verjehiedenartigen Aufftellungen des luxembur⸗ 
giſchen Contingents, Allerhöchſtihren Durchlauchtigſten Bundes: 
mitgliedern vollkommen freie Wahl zu laſſen, naͤmlich entweder: 


1. mittelſt Vereinigung des luxemburgiſchen mit dem naſſaui⸗ 
ſchen Contingente in eine gemeinſchaftlich zuſammengeſetzte Brigade 
unter der Vorausſetzung der matrikularmaͤßigen Stellung ſaͤmmt⸗ 
licher Waffengattungen im ganzen Contingente; oder 
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2. in Gemäßheit Der augenfcheinlichen Tendenz zu einer be- 
jondern Begünftigung des von der herzoglicd;naffauifchen Regierung 
behaupteten Anſpruchs auf eine Abweicdyung von der Regel — 
das großherzoglich-lugemburgifche Kontingent, auf demfelben ur: 
ſprünglichen Fuß organifirt, gleichergeftalt für einen einzelnen, 
jelbitftändigen Körper, gleich einer Brigade gelten zu laſſen; — 
oder endlich 

3) worauf Iugemburgifcher Seit in dem Falle unabweichlich 
beftanden werben müßte, wenn feine von beiden obigen Aufftel- 
lungsarten als ftatthaft befunden werden follte — nach dem bereits 
gegebenen Beifpiele, Durch Billige Anerkennung derjelben Befugniß 
auch zu Gunften Luxemburgs feine Gavallerie, mit Rüdficht auf 
eben jenes fir Naſſau angenommene Verhältniß, Durch Infanterie 
zu erjeßen, und auf ſolche Art aus dem luxemburgiſchen Eon: 
tingente, mit Ginbegriff der dazu gehörigen Anzahl von Artilleri- 
fien und Pionnierd, eine ganze Brigade zu formiren; woraus 
überdieß andern Staaten eine vortheilhafte Gelegenheit erwüdhle, 
für foviel Fußvolk, vielleicht ohne eigenen Nachtheil, Durch Lie— 
ferung einer Mehrzahl von vorzüglicher Neiterei dem Ganzen 
wejentlich zu nüßen. 

$. 7. 

Unterbefjen waren von mehreren Seiten Anfragen über den 
Sinn der Präfidial-Propofition, und namentlich über folgende 
zwei Puncte gejchehen: 

41. ob außer der Grjagleiftung an Gavallerie, den das neunte 
Armeecorpd erhielte, daſſelbe auch noch von der Detachirung zur 
großen Neferve befreit werben ſollte; — 

2. wa8 unter disponibler Gavallerie verftanden werde. 

Der Eaiferl. Tönigl. öfterreicy Präfidialgefandte fand ſich bier: 
durch veranlaßt, in der vertraulichen Sipung vom 28. März d. J. 
folgende authentifche Sinterpretation Der gemachten Propofition 
Hinfichtlich der beiden angeführten Puncte zu geben: 

1. Da ber Ausfall an Cavallerie, den das neunte Armee: 
corp8 durch die Annahme des nafjauifchen Begehrens erleide, 
durdy die beantragte zeitliche Detachirung erfeßt werde, jo falle 
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der Grund einer dieſem Corps deßhalb zuzugeftchenden Befreiung 
von der Detachirung zur großen Gavallerie-Neferve weg; 

2. unter Disponibler Cavallerie jei ſowohl die große Cavallerie⸗ 
Rejerve, als die ganze Savalleriemaffe des Armeecorps zu ver: 
ftehen, fo daß es dem Oberfeldherrn überlafjen bleibe, je nad) 
den Umftänden den dem neunten Armeecorps zu leiftenden Erjat 
entweder aus der großen Gavallerie-Rejerve, oder aus der ent- 
behrlichen Gavallerie der einzelnen Corps zu bewirken. 


8.8. 
Es wurde hierauf in der vertraulichen Sigung vom 28. März 
d. J. der Beichluß gefaßt, daß ſämmtliche Actenftüde an den 
Bundestags Ausschuß in Militärfachen zur Erſtattung eines um⸗ 
faffenden Gutachtens zn geben wären. 


g. 9. 


indem nun der Ausſchuß, dem erhaltenen Auftrage gemäß, 
der hohen Berfammlung fein Gutachten vorlegt, glaubt er daſſelbe 
vorzüglich über folgende beide Puncte ausdehnen zu müſſen: 

I. über die Sache jelbft, das heißt, über die Annehmbarfeit 
des naſſauiſchen Verlangend und der dadurch veranlaßten, nun- 
mehr erläuterten Präſidial-Propoſition; 

II. über die Korn, das ift, über Die Art, auf welche über 
die Annahme derjelben entjchieden werden ſoll. 


§. 10. 
Was nun 


I. die Sache felbft betrifft, jo tft e& vor Allem nothwendig, 
den von Naſſau geftellten Antrag näher zu beleuchten, 

Nach dem angenommenen Berhältniffe der Waffengattungen 
hätte das herzogl. naſſauiſche Contingent von 3028 Mann zu 
beſtehen ans: 

2349 Mann Infanterie, 

433 „  Gavallerie, 

30 „Pooionniers und Pontoniers, und 
216 „ Arrtillerie mit 6 Stüden Geſchützes. 
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Es ift dagegen nafjanischer Seit vorgeftellt worden, daß 
die örtlichen Verhältniife des Herzogtbums die Aufbringung jener 
Anzahl Eavallerie, und überhaupt jede Gavallerieftellung, unmöglidy 
machten; daß man fich jedoch erbiete, zum Erjab für Diefelbe 
die Jufanterie bis anf eine complete Brigade von etwas über 
3700 Mann, und die Artillerie bis auf eine vollfommen audge- 

rüftete Batterie von acht Piecen zu vermehren. 

| S. 11. 
Diefe Zahlen gründen fid auf folgende Berechnung: 
Naffau hat fich anerboten, für jeden Gavalleriften 4 Dann 
Infanterie zu ftelen, welches (4 X 433) eine Mehrzahl von 
1732 Mann Infanterie gäbe; da es aber ferner zwei Stücke 
Geſchütz mit 72 Artilleriften mehr ftellt, fo bringt es, jeden Ar- 
tileriften zu 5 Mann Infanterie gerechnet, von obiger Anzahl 

360 Mann 
in Abzug, und es bleibt dann noch eine Mehrftellung von 

1372 Mann Infanterie, 
welche, zu dem gejeßmäßigen Sinfanterie-Bontingente von 

2349 Mann 
abdirt, Die Summe von 

3721 Mann Infanterie 
giebt, zu deren Stellung fih Naſſau nunmehr erbietet, fo daß 
fich deffen Contingent Dann auf folgende Art geftaltet: 

3721 Mann Infanterie, 

30 „ Pontoniers und Pionniers, 

238 „ Arrtillerie mit 8 Stüden Geſchützes, 

alfo im Ganzen 4039 Mann. 
§. 12, 

Die Vortbeile, welche aus dieſer Stellung dem Bundesheere 
zugehen würden, find folgende: 

4) Die numerische Stärke des Bundesheeres vermehrt fich 
dadurd) um 1011 Mann und um 2 Stüde Geſchüuͤtz. 

2) Es wird dadurch eine bedeutende Einheit, nämlich eine 
vollſtaͤndige Infanteriebrigade, von einerlei bewährten Truppen 
geftellt, woburd; die militärifche Formation betrahtiich gewinnt. 
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3) Da Naſſau bisher Feine Gavallerie unterhalten bat, ſon⸗ 
deru dieſelbe erft neu errichten müßte, fo find wohl ohne Zweifel 
1372 Mann gefbter und bewährter Sjufanterie, nebft 2Geſchützen, 
vone größerem Ruben für Das Bundesheer, ald 433 Mann neu 
errichteter ungeübter Cavallerie. 


§. 13. 

Dagegen entſpringt aus dieſer Erſetzung des naſſauiſchen 
Cavallerie-Contingents durch vermebrte Infanterie-Stellung ein 
weſentlicher Nachtheil für die Schlagfertigkeit des neunten Armee⸗ 
corps, welches ſchon durch Die bei feiner erſten Divifton gejchlof- 
ſenen Reluctionsverträge bedeutenden Verluſt an Cavallerie erlitten. 

Bei der zweiten Diviſton dieſes Corps vermindert ſich näm- 
li dadurch Die Stärfe der Gavallerie, welche gejegmäßig 2212 
Mann betragen follte, auf 1779 Mann, und, wenn außerdem 
noch einigen der kleineren, zu dieſer Divifion concurrirenden 
Staaten, ähnliche Begtinftigungen, wie dem Herzogthume Gotha, 
bewilligt werden, fo wird Die ausrüdende Cavallerie dieſer Divifion 
nicht viel über 1500 Mann betragen, welche für den Dienft einer 
15,000 Mann ftarfen Divifion faum hinreichen dürften, wenn 
auch das neunte Armeecorps von aller Detachirung zur großen 
Reſerve befreit würde. 


$. 14. 

Es entfteht fomit nunmehr die Frage: Giebt ed ein Aus: 
funftömittel, wodurch dieſer Nachtheil bejeitigt wird, ohne den 
oben angeführten Vortheilen entjagen zu müllen? 

Der Mehrheit des Ausfchuifes jcheint dieſes Auskunftsmittel 
in dem Antrage der Prafidial-Bropofition gefunden zu fein. Es 
wäre zwar allerdings vorzuziehen geweſen, Daß irgend einer der 
zu dem neunten Armeecorps concurrirenden Bundesitaaten die 
Bertretung des naſſauiſchen Savallerie-Gontingents übernommen 
hätte. 

Allein, da die bisherigen Verjuche, eine ſolche Vertretung zu 
bewirken, fruchtlos geblieben find, jo glaubt der Ausihuß auf 
den Antrag ber PrafidialPropofition zurüdtommen zu müffen, 
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wie fich nämlich Diejelbe nach der in der Sikung vom 28. März 
d. J. gegebenen näheren Erläuterung geftaltet. 
$. 15. 

Nach den Beltimmungen der Grundzüge ift der Oberfeldherr 
zu allen zeitlichen Detachirungen befugt, welche er im Laufe der 
Operationen für nothwendig erachtet. Es dürfte demnach ohne⸗ 
hin vorauszufeßen fein, Daß er, da ihm vor Allem an der Er- 
haltung der Schlagfertigfeit der einzelnen Corps gelegen fein 
muß, von dieſer Befugniß Gebrauch machen werde, um ben Aus⸗ 
fall an Reiterei im neunten Corps zu decken. Um aber die zur 
Bildung dieſes Corps beitragendben Bundesſtaaten vollkommen zu 
beruhigen, trägt Die Präfivial-Bropofition darauf an, durch einen 
förmlichen Beſchluß die nothwendige BVerftärfung ber Neiterei 
des neunten Armeecorps mittelft zeitlicher Detachirungen dem 
Oberfeldherrn zur Pflicht zu machen. 

$. 16. 

Die Mehrheit des Ausſchuſſes Halt es für angemeffen, bier 
einer Einwendung zu begegnen, weldye hinfichtlich der Befugniß 
des Oberfeldherrn zu der fraglichen Detachirung gemacht wor: 
den iſt. 

Es ift nämlich bezweifelt worden, Daß Detadhirungen, welche 
einen bleibenden Zwed haben, unter den Begriff zeitlicher Deta- 
hirungen gehören Fönnen. 

Hierauf muß Folgendes geantwortet werden: 

Der Zweck der vorgejchlagenen. Detachirung ift allerbings 
ein bleibender, nämlich die Erhaltung der Schlagfertigfeit des 
neunten Armeecorps; aber die Erfüllung dieſes Zweckes modif- 
cirt fih nach dem Gange der Operationen, und die Deshalb 
nöthigen Detadhirungen find um fo mehr wirklich zeitliche Detas 
hirungen zu nennen, ald die zu gebenden Detachements von Zeit 
zu Beit gewechfelt werden, und als die} Beftimmung ihrer 
Nothwendigkeit und ihrer Stärke fih nah Zeit und Um: 
ftänden zu richten hat. 

6. 17. 
Die Beftimmungen der Grundzüge über die Befugniß bes 
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Oberfeldherrn zu dergleichen Detachirungen jcheinen vollfommen 
Far, und durch den Saß: 

„tein Corps darf bierdurd bis zu dem Grabe gefchwächt 

werden, Daß es nicht mehr als jelbftitändiger Körper befte: 

ben Fönnte”, 
ift zugleich jedem möglichen Mißbrauche vorgebeugt. 
§. 18. 

Durch die vorgejchlagene Detachirung wird die in Dem 
neunten Armeecorps entitehende Lücke ausgefüllt, und die Schlag- 
fertigfeit deſſelben hergeftellt, während zugleich die gejeklichen 
Beftimmungen genan beobachtet, und Feines der einzelnen Con⸗ 
tingente vor dem andern prägravirt wird. Es jcheint der Mehr: 
heit des Ausſchuſſes demnach hergeftellt zu fein, Daß in dem Vorſchlage 
der Bräfidial-Propofition das Mittel gefunden fei, Die in dem na]: 
ſauiſchen Antrage liegenden Bortheile dem Bundesheere zugehen 
zu machen, und zu gleicher Zeit den daraus für Die Schlagfer- 
tigfeit de3 neunten Armeecorps eniftehenden Nachtheil vollfommen 
zu befeitigen. 

6. 19. 

&8 ergeben ſich aber nun folgende weitere Fragen: 

1. Soll dem Oberfeldherrn durch bejondere bejchränfende 
Beftimmungen vorgejchrieben werden, woher er den, Dem neunten 
Armeecorps zu leiftenden Erſatz an Cavallerie zu nehmen habe? 

2. Soll der Abgang des nafjauifchen Gavallerie-Eontingents 
jederzeit unter allen Umftänden durch Die Zutheilung eines gleid) 
ftarfen Detachements ausgefüllt werben; oder ift es hinreichend, 
daß jener Abgang durch zeitliche Detachirungen ftetd in jo weit 
ergänzt werde, ald e& die Erhaltung der Schlagfertigfeit Des 
neunten Armeecorps unumgänglid erfordert? — 

6. 20. 

Die erfte diefer beiden Fragen glaubt die Mehrheit des 
Ausſchuſſes unbedenklich verneinen zu Fönnen. Die Grundzüge 
Iafjen dem Oberfeldherrn volllommen freie Hand, alle zeitlichen 
Detachirungen nach feinem Ermefjen vorzunehmen. Warum jollte 
man gerade in dem vorliegenden Falle die Wahrjcheinlichkeit 

Dritter Theil. 35 
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eines Mißbrauch vorausfegen, und die dem Feldherrn gejeß- 
mäßig zuſtehende Befugniß durch Beſtimmungen bejchränten, 
welche in manden Fällen auf den Gang der Operationen hin- 
dernd einwirken könnten. Es jcheint wohl der Natur der Sache 
gemäß, daß, der Regel nach, der dem neunten Armeecorps zu 
Ieiftende Erjab aus der großen Gavallerie-Rejerve genommen 
werde; allein es Tann fehr Häufig der Fall eintreten, daß ein 
Armeecorp8 zu Operationen verwendet wird, bei welden ein 
größerer oder Fleinerer Theil feiner Reiterei nicht nur entbehrlich 
und überflüffig, ſondern jogar Täflig werden fann, 3. B. bei Be- 
lagerungen, Operationen in Gebirgen u. ſ. w. In ſolchen Fällen 
ift es nicht nur Befugniß, fondern wirklich Pflicht des Oberfeld- 
herrn, die entbehrliche Neiterei zu anderweitigen Zweden zu ver: 
wenden, und der dem neunten Armeecorps zu leitende Erſatz 
wird dann am füglichiten aus Diefen entbehrlich gewordenen Ga- 
vallerie-Abtheilungen genommen. Die Mehrheit des Ausſchuſſes 
halt ed demnach für rathſam, unter Hinweifung auf die gejeß- 
lihen Beftimmungen, ed vollfommen dem Ermeſſen des Ober- 
feldherrn zu überlaſſen, welche Gavallerie er ald disponibel für 
den vorliegenden Zwed anfieht. 
S. 21. 

Was Die zweite der oben aufgeftellten Fragen betrifft, jo 
ergiebt fich jhon aus dem, was jo eben zur erften Frage gejagt wor- 
den, daß eine jede bejchränfende Beitimmung bier nicht zweck⸗ 
mäßig fein dürfte. Der Ausſchuß hält es allerdings für erftes 
Erforderniß, daß die Erhaltung der Schlagfertigfeit der einzelnen 
Armeeeorps unter allen Umfländen gefichert fei. 

Diefe Umftände können aber ſehr verichieden fein. Das 
neunte Armeecorps Tann zu Dperationen verwendet werden, bei 
welchen eine Verdoppelung oder Verdreifachung feiner Neiterei 
nothmwendig wird; es Fann aber auch in Fälle fommen, in wel- 
hen nicht nur jede Zutheilung von Neiterei zu demjelben über- 
flüjfig, jondern auch ein Theil feiner eigenen Cavallerie entbehr- 
li wird. Es wird daher auch hinfichtlich Der numerifchen Stärfe 
ded dem neunten Armeecorps zu leiftenden Erſatzes am Beſten 
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fein, die Beſtimmung derſelben dem Ermeſſen des Oberfeldherrn 
zu überlajjen. 

Demjelben wäre es Daher zur Pflicht zu machen, die Reiteret 
des neunten Armeecorps jederzeit aus der disponiblen Neiterei 
des Bundesheeres in jo weit zu verflärken, als es die Erhaltung 
der Schlagfertigfeit dieſes Corps unumgänglich erfordert. Nach 
dem Wunjche von Kurheilen Fönnte auch noch beigefügt werden, 
der Oberfeldherr habe dafür zu Jorgen, Daß das, dem neunten 
Armeecorps zuzutheilende Detachentent nicht zu oft gewechſelt, 
und in Beziehung auf bafjelbe Fein Anfpruch auf das Brigade 
Commando gemadjt werde. 

§. 22. 

Der Ausschuß ift jedoch nicht der Meinung, Daß diefe Be 
flimmungen in die Grundzüge aufzunehmen jeien, wie foldyes am 
Schluſſe der Präfidial-Bropofition vorgefchlagen wird. 

Das naſſauiſche Begehren und die Bräfidial-PBropofition be: 
zweden eben jo gut eine Ausnahme von der Negel (dem durch 
die Grundzüge feitgejeßten Verhältnifje der Waffengattungen) als 
die zuerfi von Sachſen-Gotha, und dann von den meiften ber 
übrigen mindermäcdtigen Bundesſtaaten begehrten Grleichterun: 
gen. Die Gewährung diefer Ausnahme kann Daher nicht einen 
integrivenden Xheil Der gejeßlichen Beilimmungen ausmachen. 
Vielmehr glaubt der Ausſchuß, daß die deshalb dem Oberfelb: 
herrn zu gebende Weifung unter Die [peciellen Inſtructionen ges 
höre, welche nach $. 54 der Grundzüge dem Oberfeldherrn beim 
Antritte feines Amtes zu geben find; worüber aber ſchon dermal 
ein Beſchluß zu fallen wäre. 

$. 23, 

I. Ber Ausfhuß geht nun zur zweiten Abtheilung feines 
Gutachtens über, nämlich zur Erörterung der Frage: 

„Auf welche Art ſoll über die Annahme des nafjauijchen 

Begehrens und der dadurch veranlaßten Präfidial-Propofition 

entfchieden werden ?” 

Nach den Beilimmungen der Schlußacte der Wiener Gon- 
fevenzen findet ber Beſchluß der Bundesverſammlung im engern 
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Ratbe nach abfoluter Stimmenmehrheit in allen jenen Fällen 
ftatt, in weldyen es nicht 
a. auf eine Kriegserflärung oder Kriedensjchlußbeftätigung von 
Seiten des Bundes anfommt (Art. 12); 
b. in denen nicht über Gegenftände entſchieden wird, welche 
nad) dem Art. 13, ober 
c. nach dem Artikel 64 diefer Acte Einftimmigfeit erfordern; 
d. in denen nicht nach Dem Artikel 15 wegen Berührung der 
Rechte Einzelner die freie Zuftimmung ſämmtlicher Bethei⸗ 
ligten nothwendig ift. 
§. 24. 
Es ift demnady zu unterfuchen, ob einer dieſer Fälle Hier 
eintritt: | 
ad a. von einer Kriegserflärung oder einem Friedensſchluſſe ift 
bier nicht die Rede; 
ad b. nad dem Artikel 13 der Schlußacte ift Stimmeneinhel- 
ligfeit zu den Beſchlüſſen der Bundesverſammlung über 
folgende Gegenftände nothwendig: 
1. Annahme neuer Grundgejeße, oder Abänderung ber be- 
ftehenben ; 
2. organische Einrichtungen, d. 5. bleibende Anftalten, als 
Mittel zur Erfüllung der ausgefprochenen Bundeszwecke; 
3. Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 
4. Religions-Angelegenheiten, 
ad 1. ift e8 wohl außer allem Zweifel, dab in dem vorlie 
genden Falle von der Annahme eined neuen Grundgejehes nidt 
die Rede iſt. Hingegen iſt behauptet worden, das nafjauifche 
Begehren und die Prafidial:Bropofition bezweden die Abände- 
rung eines beftehenden Grundgeleßes, nämlich der „Kriegsverfaf- 
fung des deutſchen Bundes in ihren allgemeinen Umriffen und 
wefentlichen Beftimmungen“, und zwar vorzüglich der Artikel 1, 
16 und 23 derjelben. 
§. 3. 
Der Artikel 1 lautet 
„Das Bundesheer fl aus den Gontingenten aller Bun- 





949 


desſtaaten zufammengejeßt, welche nad) der jedesmaligen 
Bundesmatrifel geftellt werden.” 

Diefer Artifel beftimmt das Maaß für die Größe der Leis 
ftung, nicht aber die Modalität der Leiftung; — erft in den 
„Naͤhern Beftimmungen”, welde durch Stimmenmehrheit ange: 
genommen worden, ilt dieſe Modalität, naͤmlich das Verhaͤltniß 
der Waffengattungen, feſtgeſetzt. Wenn das naſſauiſche Begehren 
eine Verminderrng der matricnlarmäßigen Gontingentftellung be 
zwedte, dann könnte man allenfalld von einer VBerlekung des an- 
geführten Artikel fprechen; allein, Dies ift um fo weniger der 
Fall, ald Naſſan im Gegeniheil ſich zu einer Mebrftelung von 
1011 Mann erbietet. Die Bundesverfammlung hat auch bis 
jeßt den Grundjaß, Daß die von den mindermächtigen Staaten 
begehrten Erleichterungen in der Gontingentflelung nur Ausnah⸗ 
men von ben „Nähern Beftimmungen” (Grundzügen), nicht aber 
von den 24 Artikeln der Kriegsverfafjung des deutſchen Bundes 
in ihren allgemeinen Umrifjen ꝛc. feien, fortwährend anerkannt, 
indem fie jelbft über ſolche Geſuche, weldye eine wirkliche nume- 
riſche Verminderung der matricularmäßigen Contingente bezwed- 
ten, duch Stimmenmehrheit im engern Rathe entjchieden hat. 

Die in der Präfldial:Propofition vorgeſchlagene Detadyirung 
fteht in Feiner Berührung mit dem angeführten Artifel. 

S. 26. 

Der Artifel 16 lautet: 

„Der Oberfeldherr ift gehalten, alle Theile des Bundes⸗ 
heeres, fo weit e8 von ihm abhängt, durchaus gleihmäßig 
zu behandeln. 

Er darf die feftgejeßte Heeresabtheilung nicht abän- 
bern; doch fteht es ihm frei, zeitliche Detachirungen zu 
verfügen.” 

Das naſſauiſche Begehren enthält Feine Verlegung dieſer 
Beflimmungen. Auch kann nicht behauptet werben, Daß Durch Die 
vorgejchlagene Detachirung die feflgejeßte Heereseintheilung ab⸗ 
geändert werde; im Gegentheil iſt dieſelbe ganz im Einklange 
mit der Beftimmung dieſes Artikels, nach welcher der Oberfeld⸗ 


550 


herr zu allen zeitlichen Detachirungen befugt iſt. Es verſteht ſich 
von ſelbſt, daß er, bei dem Gebrauche dieſer Befugniß, die in 
dem angeführten Artikel ausgeſprochene Gleichmäßigkeit in der 
Behandlung aller Theile des Bundesheeres genau beobachten 
muß. 

Daß aber die vorgeſchlagene Detachirung wirklich eine zeii- 
liche tft, glaubt die Mehrheit des Ausfchufjes bereitd oben bewie— 
fen zu haben. 

$. 27. 

Der Artitel 23 Tautet: 

„Allenthalben ift Der Grundſatz einer gleichen Vertheilung 
der Laften und der Bortheile, ſowohl rüdfichtlich der Hee- 
resabtheilingen, als der Bundesftaaten, zur fteten Nicht: 
ſchnur zu nehmen.“ 

Auch dieſen Artikel findet Die Mehrheit des Ausſchuſſes durch 
das naſſauiſche Begehren und die Präfidial-PBropofition in Feiner 
Hinficht verlegt. Denn, wenn das neunte Armeecorp8 für Die 
ihm entgehende naſſauiſche Cavallerie genügenden Erjaß erhält; 
wenn alle Bundesflaaten — Naflau ausgenonımen — zur Lei: 
ſtung dieſes Erſatzes gleichmäßig beitragen; wenn dagegen Rafjau 
feinerfeitd für feine Befreiung ein hinreichendes Aequivalent in 
verniehrter Artillerie und Infanterie ftellt: jo kann die Mehrheit 
des Ausſchuſſes hierbei nirgends eine ungleiche Vertheilung der 
Laſten oder Vortheile finden. 

. $. 28. 

ad 2. Was die organifchen Einrichtungen betrifft, jo Bat 
die Schlußacte in dem 14. Artikel genau den Weg vorgezeichnet, 
auf welchem biefelben zu treffen find. Die Bundesverſammlung 
bat nämlich nur: 

über die Vorfrage, ob ſolche unter den obwaltenden Um⸗ 

fländen nothwendig find“, 
und 

„über Entwurf und Anlage derſelben in ihren allgemeinen 

Umrifjen und wefentlichen Beftimmungen” 

im Plenum und durch Stimmeneinhelligfeit zu entjcheiden. 
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Die jämmtlichen weitern Verhandlungen über die Ausfüh: 
rung im Einzelnen bleiben ber engern Verſammlung überlafjen, 
welche alle dabei noch vorkommenden Fragen durch Stimmen 
mehrheit entjcheidet. 

Diefen Weg verfolgend, hat die Bundesverfammlung in der 
Plenarfigung vom 9. April vorigen jahres die 24 Artikel „der 
Kriegsverfafjung des deutſchen Bundes in ihren allgemeinen Um⸗ 
riffen und wejentlihen Beflimmungen” Durch Stimmeneinhelligfeit 
angenommen; in ber Sigung vom 12. April vorigen Jahres 
aber die fünf erften Abſchnitte der „Naͤhern Beſtimmungen“ als 
Ausführung im Einzelnen durch Stimmenmehrheit in der engern 
Berfammlung angenommen. Auf gleihe Weiſe ift auch ſeitdem 
über die verjchiedenen Erleichterungsgeſuche der mindermächtigen 
Bunbesftaaten per majora abgeftimmt worden. 

Es ift daher nicht wohl abzufehen, warum gerade über das 
vorliegende Begehren, wo es fi) doch nicht um allgemeine Um- 
riſſe und wejentliche Beitimmungen, fondern nur um Ausführung 
im Einzelnen handelt, nur durch Stimmeneinhelligfeit ſoute ent⸗ 
ſchieden werben können. 

§. 29. 

ad 3. Von Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund iſt 
hier nicht die Rede; eben ſo wenig 

ad 4. von Religions⸗Angelegenheiten. 

§. 30. 

ad c. Da die Berufung auf den Artikel 64 wieder ſelbſt 
zurüdgenommen wurde, jo wird eine weitere Auseinanderſetzung, 
daß derſelbe hierher nicht anwendbar fei, unterbleiben können. 

$. 31. 

ad d. Nah dem Artikel 15 der Schlußacte kann in Fällen, 
wo die Bundesglieder nicht in ihrer vertraggmäßigen Einheit, 
fondern als einzelne, jelbftfländige und unabhängige Staaten er: 
fcheinen, folglich Jura singulorum obwalten, oder, wo einzelnen 
Bundesgliebern eine beſondere, nicht in den gemeinfamen Ver⸗ 
pflichtungen Aller begriffene Leiftung oder Verwilligung für den 
Bund zugemuthet werben jollte, ohne freie Zuftimmung ſämmili⸗ 
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her Betheiligten Fein Diefelben verbindender Beſchluß gefaßt 
werden. 

In dem vorliegenden Falle handelt e3 ſich um die Ausfüh- 
rung einer organiſchen Einrichtung im inzelnen; die Bundes— 
glieder erſcheinen demnach in ihrer vertragsmäßigen Einheit, und 
in dieſer Hinficht walten feine Jura singulorum ob. 

$. 32. 

Es ift aber behauptet worden, durch die Annahme des naj- 
ſauiſchen Begehrend und Der Präfidial-Propofition werde einzel- 
nen Bundesgliedern eine bejondere, nicht in den Verpflichtungen 
Aller begriffene Leiftung oder Verwilligung für Den Bund zuge- 
muthet, 

Hierauf ift Folgendes zu erwidern: 

Das Herzogthum Naflau begehrt vollkommene Befreiung von 
ber Cavallerieftellung, und erbietet fich Dagegen zu einem Erſatze 
in vermehrter Infanterie- und Artillerieftellung. 

Durch diefe Stellung gehen dem Bundesheere bedeutende 
Vortheile zu; es ift Daher billig, daß das ganze Bundesheer 
Dazu beitrage, den einzigen Nachtheil, den das nafjauische Begeb- 
ren mit fi) bringt, auszugleichen, den Abgang des naflauischen 
Cavallerie-Contingents zu erfeßen, und fo die Schlagfertigfeit 
des neunten Armeecorps wieder herzuitellen, Dies ift der Zwed 
der in der Präfidial-Propofition vorgefchlagenen Detadyirungen, 
welche aus der bisponiblen Neiterei des ganzen Bundesheeres 
genommen werben follen. 

Nur dann aljo, wenn diefelbe Die Abſicht Hätte, Daß der für 
dad naſſauiſche Kavallerie- Gontingent zu leiftende Erſatz von 
einem einzelnen Armeecorpd oder Contingente, ausjchließend ge- 
geben werde, fönnte von einer Prägravirung einzelner Bundes- 
ffaaten, von einer Berührung der Rechte Ginzelner, von ber 
Nothwendigkeit der freien Zuſtimmung der Betheiligten, die 
Rede fein. 

Hier handelt es fich aber von einer Leiftung des ganzen 
Bundesheeres, von einer Verpflichtung jämmtlicher Bundesſtaaten 
(indem auch Naffau, jedoch auf andere Weife, für Die ihm zu: 
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gehenden Vortheile Erſatz leiſtet), und da dieſelbe die Ausfüh— 
rung einer organiſchen Einrichtung im Einzelnen betrifft, ſo kann, 
nach den Beſtimmungen der Wiener Schlußacte, die Bundesver⸗ 
ſammlung nicht anders als im engern Rathe per majora darüber 
abſtimmen. 

SG. 33. 

Eben jo können auch die mit Naſſau zur Bildung des neun- 
ten Armeecorps concurrirenden Bundesftaaten, von denen mehrere 
ihre Beiftimmung an die Erfüllung von ihnen aufgeftellter Be— 
dingungen knüpfen wollen, ihre Prägravirung nicht beweifen, in: 
dem durch das vorgeſchlagene Arrangement die Scylagfertigfeit 
des neunten Corps vollfommen hergeftellt und demfelben für den 
Abgang des nafjauischen Gavallerie-Contingents Erfaß aeleiftet 
wird. Es findet Daher auch in diefer Hinficht feine Verlegung 
der Rechte Einzelner ftatt. 

$. 34. 

Zum Schluffe glaubt der Ausschuß noch einer weitern@inwen- 
dung begegnen zu müſſen, welche gegen die Präftdial-:Propofition 
gemacht worden ifl. Es ift naͤmlich gejagt worden, dieſelbe be- 
abjichtige eine Vertretung des naſſauiſchen Cavallerie-Contingents; 
ed mülle folglich audy jenen Bundesftanten, durch deren Truppen 
die Vertretung geſchehen ſoll, frei fichen, Bedingungen an dieſe 
Vertretung zu knüpfen; könne man fich über diefe Bedingungen 
nicht vereinigen, fo müſſe es bei der Regel fein Bewenden ha⸗ 
ben, nämlich Naſſau müfje fein Contingent in allen drei Waffen- 
gattungen ftellen, 

Dagegen bemerkt der Ausjchuß, nach den Unfichten feiner 
Mehrheit, daß, ſelbſt wenn die vorgefchlagene Detachirung eine 
Vertretung genannt werden fönnte, über diejelbe als eine gemein- 
fame Leiftung des ganzen Bundesheeres, und folglich des ge: 
fammten Bundes, dur) Stimmenmehrheit entjchieden werben 
fönnte. 

Allein, ſchon aus dem Begriffe von Vertretung ergiebt fich, 
daß das in der Präfidial-Propofition vorgejchlagene Arrangement 
nicht wohl eine Vertretung genannt werben kann. Vertretung ift 
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nicht anders, als die Verpflichtung, welche ein Bundesſtaat 
übernimmt, für einen andern Bundesſtaat, gegen Leiftung eines 
beftinmten Erjaßes, eine Truppenabtheilung zum Bundesheere 
zu ftellen. Hier Handelt es fich aber keineswegs um die Leber: 
nahme einer folchen Verpflichtung, jondern nur um die Herftel- 
lung des durch den Abgang des naflauischen Gavallerie-Bontin- 
gent3 leidenden Schlagfertigfeit des neunten Armeecorps, durch 
zeitliche Zutheilungen aus Der ganzen disponiblen Gavallerie- 
maſſe des Bundesheeres. Es fol nur dem Oberfeldherrn zur 
Pflicht gemacht werden, von einer ihm ohuehin geſetzmaͤßig zu⸗ 
ſtehenden Befugniß (zeitliche Detachirungen zu verfügen) zu dem 
vorliegenden Zwecke, unter Beobachtung der geſetzlichen Vorſchrif— 
ten, Gebrauch zu machen. 
$. 35. 

Die Mehrheit des Ausfchufies glaubt fomit bewiejen zu ha— 
ben, daß feiner der Fälle, in welchen die Bundesacte und die 
Schlußacte der Wiener Konferenzen eine Ausnahme von Der ge: 
wöhnlichen Abftimmungsart durch Stimmenmehrheit im engern 
Natbe gebieten, bier eintritt, und daß durch den Widerſpruch 
einzelner Bundesſtaaten, welche ihre Beiftimmung an Bedingun- 
gen knüͤpfen wollen, Die Beſchlußfaſſung Durch die Mehrheit nicht 
aufgehalten werden fann. 


6. 36. 

Diefe Mehrheit ſtellt demnach den Antrag 

I. binfichtlidy der Sache jelbft dahin, die Hohe Bundesver⸗ 
fammlung möge bejchlichen: 

1. da8 Seiner Durdylaucht dem Herzoge von Naſſau bie 
verlangte Bewilligung ertheilt werde, Sein Gontingent bloß in 
Infanterie und Artillerie, und zwar in einer conıpleten Infante⸗ 
riebrigade von 3721 Mann, nebit 30 Pionnierd oder Pontoniers, 
und in einer completen Batterie von 8 Piegen mit 288 Mann 
Artillerie zu ftellen. 

2. daß der Oberfeldherr Die fperielle Inſtruction erhalte: 

a. die Meiterei des neunten Armeecorpe durch zeitliche Detadhi- 
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sungen jederzeit in jo weit zu verftärken, ald es die Erhal⸗ 

tung der Schlagfertigkeit dieſes Corps unumgänglich er: 

fordert; 

b. dafür zu forgen, daß das deshalb zu gebende Detachement 
nicht zu oft gewechjelt, und deshalb Fein Anſpruch auf das 
Brigadecommando gemacht werde; 

c. übrigends durchgehends die gefeßlichen Beſtimmungen genau 
zu beobachten; 

3. daß die Auftände, weldye die Bewilligung des naflaui- 
ſchen Begehrend binfichtlich der innern Gintheilung der zweiten 
Divifion des neunten Armeecorps veranlaljen könnte, vorerft noch 
an die deshalb zu pflegenden Corpsverhandlungen zu verwei— 
fen feien. 

I. Hinficytlih der Form dahin: daß die Bundesverfammt: 
lung, den Beflimmungen der deutſchen Bundesacte und Der 
Schlußacte der Wiener Gonferenzen gemäß, im engern Rathe 
durch Stimmenmehrheit über ben vorliegenden Gegenſtand ent- 


ſcheide. 
Frankfurt, den 14. April 1822. 


Graf von Buol-Schauenftein. 

Goltz. 

Aretin. 

Carlowiz, mit der Bemerkung, einigen 
der obigen Anſichten nicht unbedingt 
beitreten zu fönnen, 

Wangenhbeim, unter Beziehung auf Die 
in einer abgeſonderten Darftellung ent- 
wicelten Anfichten beijelben. 

Lepel, unter gleihmäßiger Beziehung auf 
die befondern Bemerkungen und bie 
ausführlichere Darftellung. 

Eyben. 
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DBemerfungen der Minorität. 

(Anlage Ziffer 2 zu dem Separat:Protocolle vom 25. April 1822.) 

ad $. 1. Es jcheint der Minorität logiſch unrichtig, Daß 
hier die Präfidial-PBropofition vom 7. December vorigen Jahres 
ald der Hauptgegenftand des gutachtlichen Berichts vorangeftellt 
wird. Nach ihrem Dafürbalten hätte Das naffauifche Begehren 
an ſich ſelbſt vorangeftellt und beleuchtet werden müfjen; denn 
dieſes tft Doch offenbar die Hauptjache. 

Was jodann den Inhalt der erwähnten Präfidial-Propofition 
betrifft, fo erlaubt fi) die Minorität auf die Stelle aufmerffam 
zu machen, welche fie für die weſentlichſte und das größte Ge- 
wicht verdienende hält, auf die nämlich, wo es heißt: 

daß man wohl umgehen Fönne, die Frage auf jene Linie zu 

ftelleg, wo nur durch Anwendung pofitiver Beflimmungen 

die Entſcheidung herbeizuführen wäre. 

Hierdurch ift ausgeſprochen, daß es ein poſitives Geſetz 
giebt, wonach über das nafjauische Verfahren entſchieden werden 
faun. Hieraus folgt aber weiter, daß nur eine freie Vereinba- 
rung unter allen Betheiligten das Umgehen jener Entſcheidung 
bewirken kann; DaB e8 Dagegen, in Ermangelung einer ſolchen 
gütlichen Vereinbarung, nicht angeht, dieſelbe durch Beichluß- 
nahme zu erzwingen und die Bedingungen derjelben zum Gegen- 
ftand einer Entſcheidung zu machen, daß vielmehr alddann, jo 
fern die Betheiligten es fordern, die Sache auf den urfprüngli- 
hen Standpunct zurüdgeführt, und nach dem Geſetz entjchieden 
werden ınuß. (vid. auch $. 19.) 

Die Mitglieder des neunten Armeecorpd würden ibr gutes 
Recht aus den Händen geben, wenn fie jich einer andern Ent: 
Scheidung als der des urfprünglichen Streiteö unterwerfen wollten. 

ad $. 12. Man vermißt bier 

1. die Angabe und Beleuchtung der, in der Präfidial:Pro- 
pofition enthaltenen, erften Vorausſetzung, Daß die Forderung 
Naſſau's aus einem wejentlichen Bebürfnifle dieſes Staates her⸗ 
vorgehe; 
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2. die erihöpfende Prüfung der zweiten Vorausſetzung: daß 
die Befriedigung derjelben dem hohen Zwecke des Bundes voll- 
fommen entſpreche; 

3. die Beurtbeilung: ob die mit der Erfüllung des naſſani⸗ 
ſchen Begehrens verfnüpften Nachtbeile von den Vortheilen, oder 
umgefehrt, die Vortheile von den Nachtheilen überwogen werben. 

Der Minorität fcheint, wie fie in einem abgejonderten Bor: 
trage umjtändlich nachweijen wird: 

ad 1. daß für Naſſau fein wejentliches Bedürfniß obwalte, 
ad 2. daß die Befriedigung deſſelben, wenn fie nicht auf Dem 
Wege freier Uebereinkunft erzielt wird, dem hohen Zwecke 
nicht entipreche; und 
ad 3. daß die aufgezählten Vortbeile für den Bund ſehr pro⸗ 
blematijch ſeien; 
denn aus der Generalifirung deſſen, was unter 1. gejagt wird, 
würde folgen, daß jede Einrihtung, wodurch die Kopfzahl des 
Bundesheeres wüchje, obwohl das Verhältniß der Waffengattuns 
gen dadurch geftört würde, vortheilhaft für den Bund fei, was 
wohl jchwerlih wird behauptet werben wollen. Daß 2. die ge 
rühmte Stellung einer bedeutenden Einheit, nämlich einer voll» 
fländigen Brigade von einerlei Truppen, im vorliegenden Falle 
nur ein feheinbarer Vortheil fei, ift in der kurheſſiſchen Erklärung 
in der vertraulichen Sigung vom 30. Juli auseinander geſetzt; 
und nachdem 3. die Militärcommiffion in ihrer Note vom A. De: 
tober 1820 (Beilage 14 zum Protocol der 30. Sigung) Diejeni- 
gen Grleidhterungen, woburd das Verhältniß der Waffengattun- 
gen geftört wird, ganz allgemein für militärifch nachtheilig er- 
flärt bat, fo dürfte audy) wohl die Behauptung wegfallen, daß 
1372 Mann Infanterie, nebft zwei Stüde Geſchütz, für den Bund 
von größerm Nußen feien, als A33 Mann Gavallerie. 

ad $. 14. Da außer dem von Seiten des Bundestagsaus- 
ſchuſſes gemachten Verſuche, Se. Majeftät den König der Nieber- 
lande zu Bertretung der nafjauifhen Gavallerie zu vermögen, 
nichts bekannt geworden, und insbeſondere von Naflau felbft gar 
fein Schritt deßfalls geichehen, im Gegentheil das Anerbieten 
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Kurheſſens, daſſelbe in der Gavallerieftellung zu vertreten, abge: 
lehnt worden ift; jo kann wohl nicht gefagt werden, alle Ber: 
juche, eine ſolche Vertretung zu bewirken, feien fruchtloß ge 
blieben. 

Wenn ed übrigens am Schluffe heißt, daß der Ausſchuß auf 
den Antrag der Prafibial-Bropofition zurüdtommen müſſe, fo 
kann man fid) nur in jo fern anjchließen, als fie zu einer freien 
Vereinbarung den Weg bahnen joll. 

ad $. 16. Da gejagt ift, die Mehrheit des Ausſchuſſes er: 
achte für angemeſſen, einer Ginwendung zu begegnen, jo genügt 
die Bemerkung, daß Diefe Einwendung von der Minprität ber- 
rühre, welche ihre Anficht über dieſen wichtigen Gegenftand noch 
näher begründen und gegen die Dagegen erhobenen Zweifel recht- 
fertigen wird. Borläufig nur das Ginzige: daß ber hier ge 
machte Unterjchieb zwiſchen Dem Zwecke der Detachirung an fich 
und ber Grfülluug dieſes Zweckes durch die nach militärischen 
Rüdfichten zu beitimmenden Detadhirungen, in der Präfidial- 
Propofition nicht liege, jondern aus den Anträgen der Mehrheit 
($. 19) anticipirt if. Allein jelbft Dann, wenn diefe Mopdifica- 
tion der Prafidial-Propofition von den Betheiligten angenommen 
und die 2. Divifion des 9. Corps nur nach miltäriichen Rück⸗ 
fichten, welche der Gang der Operation zu nehmen gebietet, mit 
Cavallerie verftärkft werden jollte, wo dann Die zu dieſem Zwecke 
verfügte Detachirung allerdings eine zeitliche würde, würde den⸗ 
noch die Stärfe der Detachirnng nicht bloß nach militäriichen 
Rüdfichten beftimmt werden. Denn die Detadhirung für den 
vorübergehenden militäriihen Zweck würde gerade um fo viel 
Ichwächer ausfallen, als nöthig ift, neben Befriedigung des vors 
übergehenden Bedürfnifjes, auch noch Das bleibende, aus Der 
fehlerhaften Organifation de3 neunten Armeecorp3 hervorgehende 
zu deden. 

ad $. 17. Aus der fo eben gemachten Bemerkung folgt, 
daß die $. 17 angezogene Gejeßed-Stelle gegen den Nachtheil, 
den eine ungejeglihe Detachirung bewirkt, nicht zu ſchützen 
vermag. 
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ad $. 18. Durd die auf den Gang der Operationen be: 
rechneten Detachirungen, wird die Lücke, weldye aus der fehler- 
haften DOrganifation des neunten Armeecorps befteht, auf blei- 
bende Weije keineswegs ausgefüllt. Durch die vorgeichlagene 
ungejegliche Detachirung werden die übrigen Corps theoretifch 
viellsicht nicht gravirt; allein es laͤßt ſich beweilen, daß fie prac- 
tiſch gefährdet find. 

ad $. 19. Soll die Aufwerfung und Berantwortung diefer 
in feiner ber bisherigen &rklärungen enthaltenen Fragen dazu 
dienen, im Voraus einigen Schwierigfeiten zu begegnen, welche 
fich bei der Ausführung der Präfidial-:Propofition ergeben möd): 
ten, jo nınß Dagegen Folgendes bemerkt werden. Sachſen machte 
zur Bedingung feiner Cinwilligung in dad durch die Bräfidial- 
Propofition vorgejchlagene Aukunftsmittel, daß das Detachement, 
welches die nafjauifche Cavallerie erſetzen fol, aus der großen 
Savallerie-Rejerve genommen werde, und Kurheſſen hat als Be⸗ 
dingung feiner Einwilligung unter andern begehrt, daß die durch 
den Mangel der naffauijchen Gavallerie in der zweiten Divifion 
des neunten Armeecorps eutjlehende Lücke, jederzeit ausgefüllt 
werde. Finden die übrigen Bundesftaaten die Erfüllung Diefer 
Bedingungen dem allgemeinen Intereſſe des Bundes oder ihrem 
jpeciellen Bortheile nicht angemeſſen, jo ſteht es ihnen ohne 
Zweifel zu, dieſe Bedingungen zu verwerfen. Die Folge davon 
ift aber dann nicht, Daß Sachſen und Kurheflen ihre Bedingun- 
gen fallen laſſen müflen, jondern daß ihre bedingte Einwilligung 
als nicht gefchehen angejehen, und über das naſſauiſche Begehren 
nad) dem Geſetz entjchieden werden muß. 

Was demnach in dem $. 20 und 21 über obige Fragen ge- 
Sagt ift, Tann man höchſtens als Motive für Sachſen und Kur- 
heifen gelten Laffen, von ihren Bedingungen abzuſtehen. 

ad $. 22. Aus Gründen, die in einem abgefonderten Vor⸗ 
trage entwidelt werden follen, wird das, was über das naſſaui⸗ 
fche Begehren durch freie Vereinbarung beflimmt werden wird, 
weder in das Geſetz, noch in eine beſondere Inſtruction aufge: 
nommen werden, vielmehr wegen Diejer Ausnahme von der Regel, 
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wie wegen"aller übrigen, am Ende der Verhandlungen ein eige- 
nes Ausnahmegejeb entworfen werden müflen. 

ad $. 23 bis 35. Die Theorie, auf weldher dieſer ganze 
zweite Abjchnitt des Vortrages berubet, muß von der Minorität 
als eine ganz irrige und zugleich für den Bund gefährliche be- 
trachtet werden. Sie ift Folge eines Trugichluffes. Die Majo- 
rität argumentirt nämlich, wenn die Minorität ſich nicht fehr 
irrt, im Weſentlichen folgendermaßen : 

die Entjcheidung durch Stimmenmehrheit im engern Rathe 

bildet die Negel; da fih nun in der Bundesgejeßgebung 

feine ausdrüdliche Beſtimmung findet, Durch welche die Bes 
fugniß der Bundesverfanmlung, Ausnahmen von Der Regel 
zu machen, der Entſcheidung durch Stimmenmehrheit ent- 
zogen würde, jo müflen auch ſolche Ausnahmen von der 

Regel nothwendig durch Stimmenmehrheit im engern Rathe 

beichloflen werden Eönnen. 

Sollte aber jo argumentirt werden, jo müßten fi) doch vor 
allen Dingen in der Bundesgefehgebung Beſtimmungen nachwei- 
fen laffen, nach welchen der Bundesverfammlung die Befugniß, 
anders als auf dem Wege bed freien Vertrags, zu Gunſten Ein: 
zelner, Ausnahmen von der Regel überhaupt zu machen, wirklich 
eingeräumt worden wäre. 

Da nun über dad Recht der Bundesverfammlung, zu Gun- 
ften Eingelner, oder auch überhaupt irgend eine Ausnahme zu 
machen, gar nichts feitgejegt wurde, jo konnte auch über die Art 
und Weife, wie fie follten gemacht werden koͤnnen, geſetzlich 
nichtö verorbnet werden. Man Tann demnach nicht jagen, daß, 
weil darüber nichts feitgefeßt jet, Die Regel, wonach Stimmen- 
mehrheit entjcheide, eintrete. Zuerſt aljo müßte ein Geſetz ge- 
macht werben, daß Ausnahmen von der Regel überhaupt zuläffig 
jeien. So lange ein ſolches nicht gemacht wird, beiteht das 
Grundgeſetz, daß, ohne Einwilligung Aller, ein organijched Ge⸗ 
jeg oder eine organiſche Einrichtung nicht abgeändert werben 
fann, und dieſes Geſetz paßt auf die Ausnahmen von der Regel, 
da Ausnahmen gar nichts anders find, als Abänterungen eines 
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Geſetzes für einzelne Källe, die nur dem Gejebgeber ſelbſt zu- 
ftehen können. 

In fouveränen Staaten werden foldhe Ausnahmen entweder 
gleich in dem Geſetze jelbft flatuirt oder ex speciali gratia vom 
Landesherrn als Vollzieher der Gejeße verfügt; jedenfalls ſetzen 
jolhe Ausnahmen ein Subordinationd-Verhältniß voraus. Ganz 
anders geftaltet fih die Sache in einem Coordinations-Verhaͤlt⸗ 
nifje, in einer Societät. Daß es den einfachen Grundfäßen des 
Geſellſchafts⸗-Vertrags widerflreite, wenn die Mehrheit das Recht 
anfpräche, Ausnahmen von beftehenden Normen, zu Gunften Ein: 
zelner und zum Nachtheil Anderer, zu geftatten, wird leicht er- 
wiejen werben koͤnnen. | 

Diefem ganzen Abjchnitte des Bericht vermag man fich 
demnach nicht anzufchließen, doch bemerkt man nod) Folgendes. 

ad $. 23. Sn dem vorliegenden Falle handelt es ſich, wie 
ſchon ad 1 und 19 ausgeführt worden, gar nicht von einem erft 
noch zu gebenden Gejeße, fondern von der Anwendung eines 
längft beftehenden. 

ad $. 25. Wenn tie Maforität des Ausſchuſſes zu dem 
Art, 1 des organifchen Geſetzes über die Kriegsverfaſſung noch 
den Art. 2 deſſelben Geſetzes hinzufügen will, nach welchem Das 
Verhaͤltniß der Waffengattungen nicht willführlich, fondern nach 
den Grundfägen der neuern Kriegskunſt feſtgeſetzt wurde, und, 
noch den Artikel 23 defjelben, wonach der Grundfaß dergleichen 
Bertheilung der Laften überall zur Richtſchnur dienen fol, fo 
wird fie der Behauptung der Minorität, daß die Erfüllung bes 
nafjauischen Begehrens wirklich eine Abänderung eines beftehenden 
Grundgeſetzes involvire, hoffentlich Gerechtigkeit widerfahren laſſen. 

Ganz unrichtig ift aber Die Behauptung, daß jemals eine 
Erleichterung durch Stimmenmehrheit verwilligt worden ſei. Nach 
dem Ausfchußberichte über diefen Gegenſtand konnte Das gar nie 
der Fall fein. Daß ſolche Zugeftändniffe, die materiell die Rich: 
tigkeit der VBorausfegung der Einftimmung aller dabei Betheiligten 
bewährten, zur Zeit noch der Form ermangeln, ift nicht Schuld der 
Minorität, und diejes muß künftighin auch noch berüdfichtigt werden, 
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ad $. 26. Das naſſauiſche Begehren verlet den Art. 23 
der Kriegsverfaſſung; Die Prafidial-Propofition aber ftößt gegen 
den Art. 16 defjelben Geſetzes an, weil der Oberfeldherr Durch 
Detachirung für bleibende Zwede die Heeredabtheilung allerdings 
ändern müßte. 

ad $. 28. Nicht aneignen Tann man fi, was hier, im 
MWiderfpruch mit $. 22, gejagt wird: daß die Verhandlug über 
das naffauifche Begehren zu der Ausführung einer organijchen 
Beftimmung im Einzelnen gehöre, wobei die engere Berfammlung 
alle vorfommenden Fragen nad) Stimmenmehrheit zu erledigen 
hätte; vielmehr muß man babei bebarren, daß hier eine Aus- 
nahme von einer beitehenden Regel begehrt werde, welche, gegen 
den Willen der nahe oder entfernt Betheiligten und dadurch 
Gravirten, nicht durch abfolute Stimmenmehrheit durchgeſetzt 
werben koͤnne. 

ad $.32. Nicht beizupflichten vermag man Der Behauptung, 
daß bei Ausführung der Präfidial-PBropofition einzelnen Bundes⸗ 
gliedern feine beſondere, nicht in der Verpflichtung Aller begriffene 
Leiftung zugemuthet werde. Denn dadurch, daß dem 9. Corps 
der Abgang der nafjanifchen Bavallerie erjeßt werden ſoll, waͤchſt 
allen Bundesftaaten, weldye nicdyt zum 9. Armeecorps gehören, 
eine Leiftung zu, welche von den Mitgliedern dieſes Corps nicht 
verlangt wird; mithin Tann nicht geſagt werben, e8 handle ſich 
von einer Verpflidtung jämmtlidyer Bundesflaaten. Eben dep: 
wegen aber fönnen Diejenigen, welche Feine Luſt haben, wenn 
auch nur zu Zeiten und noch fo felten etwas zu leiften, was fie 
nicht zu leiften hätten, wenn Naſſau feine Gavallerie ftellte, fich 
mit vollem Nechte auf den Art. 15 der Schlußacte berufen. 

ad $. 33 muß man fi) auf das beziehen, was ad $.1 und 
19 bemerkt worben if. Daß die Mitglieder des 9. Corps, und 
insbejondere der 2. Divifion deſſelben, durch Nichtftellung der 
naſſauiſchen Gavallerie gravirt find, ift allgemein anerkannt. 
Durch das in der Prafidial-Propofition enthaltene Auskunfts⸗ 
mittel werden nicht alle Unannehmlichfeiten bejeitig. Wenn 
demnach die Mitglieder des 9. Corps ihre Zuflimmung an Be: 
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dingungen fnüpfen, welche jene Unannehmlichleiten mindern oder 
compenfiren, jo müſſen bieje erfüllt werben, oder ihre Zuftim- 
mung fällt weg, und es bleibt bei der Regel, wonach jeder Bun- 
desftant fein Contingent in allen Waffengattungen zu ftellen hat. 

ad 6. 34. Daß die Annahme der Präfibial-Propofition eine 
Vertretung, und zwar eine joldhe, zu welcher niemand genöthigt 
werden könne, wirklich herbeiführe, jol in dem abgeſonderten 
Bortrage bewiefen werben. 

ad $. 35. Daß, und warum? dad was bier als erwiejen 
angenommen wird, nicht erwiejen worden jei, geht aus dem her⸗ 
vor, was ad $. 23 ausgeführt worden ift. 

ad $. 36. Da die Minorität die Präniffen, woraus die 
Anträge geflofjen find, widerfpricht, jo kann fie fich natürlich auch 
mit dieſen Anträgen nicht vereinigen, 

Wangenheim. Lepel. 


— — 


Ausführlicher Vortrag der Minorität. 
(Anlage Ziffer 3 zu dem Separat⸗Protocolle vom 25. April 1822.) 


Die hohe Bundesverfammlung erwartet von dem Bundes: 
tagsausſchuſſe in Mititärfachen deffen Gutachten über die Präft- 
dial-Bropofition vom 7. December 1821, und die damit in Ver: 
Bindung flehenden Erflärungen anderer Bundesftaaten. 


I. 
Beranlajfiung, Zwed und Vorausſetzungen der 
Prafidial-Propofition. 

8. 1. Der Zwed der Propofition ift in dem Praͤſidial⸗ 
Vortrage, in welchem fie felber geftellt wurde, Deutlich angegeben. 

„Das von Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Naffau 
geftelte Verlangen, fein Gontingent an Gavallerie durch bie 
Mehrzahl eigener Infanterie erjegen zu Eönnen*, hatte zu Dis⸗ 
euffionen über die innere Einrichtung des neunten Armeecorpg, 
weldy ein ber Regiftratur über Die vertrauliche Sigung vom 30. 
Juli 1821 enthalten find, die Veranlafjung gegeben. 

36* 
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Diefe Disenffionen fchienen dem faiferlichsföniglichen Hofe 
eine veifliche Prüfung und Würdigung um jo mehr zu verdienen, 
als es fi) dabei Darum handele, eine, dem wejentlichen Bedürf- 
niſſe eines Bundesgliedes zufagende, zugleid aber auch dem ho⸗ 
hen Zwecke der Geſammtheit vollkommen entſprechende Modalitaät 
mit denjenigen Anſprüchen in Einklang zu bringen, welche von 
Seiten eines andern Bundesgliedes geltend gemacht worden ſeien. 

Als Reſultat jener Prüfung und Würdigung ergab ſich für 
den faiferlichFöniglichen Hof Die Ueberzeugurg, „daß man wohl 
werde umgehen können, Die Frage auf jene Linie zu flellen, wo 
nur durch Anwendung pofitiver Beſtimmungen die Entjcheibung 
herbeizuführen wäre”, 

Er fand e8 daher, und gewiß mit großem Rechte, angemej- 
fen, „in dem weitem ®ebiete, welches ſich dem Achten füderarti- 
ven Sinne und dem Beftreben nach Erhaltung und Beförderung 
der Eintracht eröffnet, forgfältig Die Mittel und Wege aufzufu- 
chen, durch deren Anwendung dieſer Gegenfland im wahren In⸗ 
terefje des Bundes und der Einzelnen feiner Erlebignng zuge 
führt werden könnte“. 

Der Zwed der Propofition ift aljo unverkennbar ber, ver- 
mittelft einer, durch gegenjeitige Gefälligkeit herbeizuführenden, 
die verfchiedenen Intereſſe möglichft ausgleichenden, gütlichen 
Uebereinkunft zwijchen den Bunbesgliedern, eine „Entſcheidung 
nad) den pofitiven Beflimmungen der Bundesgeſetze“ überflüffig 
zu machen. 

Aus der Natur dieſes Zweckes folgt, daß, wenn eine folche 
gütliche Uebereinkunft nicht erzielt werden kann, und aljo, nad) 
den pofitiven Beſtimmungen der Bundesgefeße, eine Entſcheidung 
irgend einer Art nicht mehr zu umgehen ift, der Zweck als ein 
nicht zu erreichender aufgegeben werden müſſe. 

So ſehr ein ſolches Reſultat zu beflagen fein würbe, fo 
würde doch immer bie gute, Die Bundeseintracht fördernde Ab- 
ficht des TaiferlichsFöniglichen Hofes, durch Ausgleichungsverfuche, 
fo viel immer möglich, eine eigentliche Entjcheidung über Recht 
und Unvecht zu umgehen, mit gleichem Danke zu erkennen fein. 
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Muß es aber überhaupt zu einer Entjcheidung kommen, fo 
ift wohl, ohne umftändliche Ausführung, an fih flar, daß der 
Gegenftand der Entfcheidung nur diejenige Colliſion von Rechten 
und Intereſſen fein Fönne, weldye zwifchen dem Herzoge von 
Naſſau und dem Kırfürften von Heſſen (denn Er ift das Bun- 
deöglied, welches in der vertraulichen Sitzung vom 30, Juli 1821, 
gegen das Verlangen Naſſau's, feine Anſprüche geltend machte) 
obwaltet und zu der Prafidial-Bropofition erft die Veranlafjung 
gab; Daß aber keineswegs diejenige Gollifion von Rechten und 
Intereſſen zum Gegenfland einer Entjcheidung gemacht werden 
darf, welche fi) der, von dem Eaiferlichsköniglichen Hofe beabfich- 
tigten, gütlichen Webereinfunft entgenjeßen möchte, indem dieſe 
Sollifion von Rechten nnd Intereſſen gar wicht eintritt, fobald 
jene, zwiſchen Kurheifen und Naſſau obwaltende, in Gemäßheit 
der Bundesgejekgebung für den einen oder den andern Theil 
entfchieden wird. 

Es würde nicht zu rechtfertigen fein, wenn man einen ſecon⸗ 
Dären Streit, der ohne den Verſuch, den primären Streit nicht 
entfcheiden zu müflen, gar nicht entftehen konnte, zum Gegenftand 
einer Entſcheidung machen wollte, die eben vermieden werben 
ſollte. 

Kann man ſich demnach über den jecondären Streit nicht 
vergleichen, jo muß er Dadurch befeitigt werden, daß man den pri- 
nıären Streit — den zwifchen Kurheffen und Naſſau — nad 
den pofitiven Beſtimmungen ber Bundesgejeßgebung, wirklich ent 
ſcheidet. 

F. 2. Da von dem Bundestagsausſchuſſe in Militaͤrſachen 
ein Bericht und Gutachten, nicht bloß über Die Erklaͤrungen der 
bet ber Propofition Betheiligten, ſondern auch üiber die Propo- 
fition jelbft erwartet wird; jo wird es zuvörderft Darauf anfommen, 
die Vorausſetzungen zu prüfen, unter welchen jene Propofition 
gemacht mwurbe. 

Es wird darin vorausgefekt 

1. daß dasjenige, was Naffau verlange, feinem weſentlichen 
Bedürfniſſe zuſage; 
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2. daß die Erfüllung dieſes Verlangens dem hohen Zwecke 
ber Geſammtheit vollfommen entjpreche; 

3. daß aber Kurheifen gegen dieſes Verlangen Anſprüche 
geltend gemacht habe. 

6.3. 68 fragt ſich daher 

zu 1. ob dasjenige, was NRaflau verlangt, wirklich ein weſent⸗ 
liches Bedürfniß fei? 

Diefe Frage wird ſchwerlich bejaht werden Tönnen, wenn 
nicht zugleich zugegeben werben will, daß ein großer Theil der 
übrigen Bundesglieder ein eben jo mwejentliches Bedürfniß nach⸗ 
zumweijen, und Damit theild ganz gleiche, theild jehr ähnliche 
Forderungen zu motiviren vermöge. 

Segen die Vorausſetzung, daß das Verlangen Nafſau's aus 
einem ihm eigenthümlichen und wejentlichen Bebürfniffe hervor⸗ 
gehe, ftreitet fchon der Umſtand, daß es dieſes Bedürfniß bei 
feiner der mannigfachen Vorberathungen über die Militäreinrich- 
tungen des Bundes und den daraus hervorgegangenen Beichlüffen 
zur Sprache gebracht Hat, alfo auch nicht gefühlt haben Fan. 
Ein Bebürfniß aber, das man, fo oft auch früher die Veran⸗ 
laffung dazu gegeben war, erſt jo jpät fühlt und geltend macht — 
fann wohl die Präjumtion eines wejentlicdyen nicht für fich haben. 

In dieſer Beziehung darf nicht überfehen werden 

1. daß ſchon in dem (in der 17. Sitzung vom Sabre 1817) 
genehmigten Gutachten über die Reihenfolge der Gejchäfte bie 
Frage aufgervorfen wurde: in welcher Art, wenn die Matrifel 
für die Truppenzahl, nad) Sinfanterie berechnet, den Maasftab 
abgebe, Die andern Waffengattungen geftellt werden follten? ob 
man bei einer gewillen Anzahl Infanterie auch Die verhältniß- 
mäßige Anzahl Cavallerie mitzuftellen habe, oder ob der gefammte 
Anſchlag auf Infanterie zu machen, und von denjenigen Staaten, 
welche die erforderliche Gavallerie ftellen wollen, nady einem an⸗ 
zufeßenden Verhältnifje, weniger an Infanterie zu ftellen jei? 

Die Veranlaffung, ein wirklich gefühltes Beduͤrfniß als ein 
wejentlicheö geltend zu machen war alſo ſchon jehr früh gegeben. 

Man durfte dieß um fo gewifler erwarten, als der ausge⸗ 
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Iprochene Zweck jener Fragen barein gejeßt wurde, daß man fidı, 
vor ber Abftimmung über Das Ganze der Militärverfafiung, über 
gewille Grnudſätze vereinigen müfle. 
Es darf nicht überjehen werben 
2. daß ſchon in der 16. Sitzung vom Jahre 1818 ein Be- 
Ihluß gefaßt wurde, in welchem, unter andern, auch die Bes 
flimmung vorkommt: 
die Vertheilung der Geſammtmacht unter die einzelnen Staaten 
bes Bundes gejchieht nach einer, ungefäumt feftzufeßenden, 
durch die Volksmenge jedes Bundesftaates beftimmten Matrifel, 
auf welche ſodann ein, bei allen Mannjchaftsftellungen an- 
wenbbarer, jeden einzelnen Staat für feinen Theil verpflichtenber 
Anfchlag gegründet werden muß. 
Zu dieſer Beftimmung hatte Hannover durch die Bemerkung 
mitgewirkt, 
daß, in Anjehung der für jedes Contingent von dem kaiſerlich 
königlichen Hofe in Vorſchlag gebrachten Waffengattungen (nad) 
welchem Gavallerie und Artillerie nur von den großen und 
mittlern Staaten geftellt werden follte) wohl manche Abänbe- 
zungen gewünjcht und unterftübt zu werden verdienen möchten, 
indem e3 nicht nur eines Theild nothwendig fcheinen müfle, 
ein jeded Corps fo zu formiren, daß es mit einer hinreichenden 
Zahl der verjchiedenen Waffengattungen verfehen fei, um im 
Felde agiren zu können, ohne zu dieſem Zweck erft Der 
Aushülfe Anderer zu bedürfen, jondern aud) andern 
Theild ein für die Fleineren Staaten jehr dringender 
Zuftand entftehen würde, wenn fie Die Foftbareren, aber mit 
weniger Aufwand von Menſchen verfnüpten Waffengattungen, 
durch eine unverhältnipmäßig größere Volkszahl zu erjeßen ge- 
halten wären, und wohl gar in den Kal fommen Eönnten, Bei 
Kriegsunfällen ſolche ganz oder größtentheild neu zu ftellen, wo 
hingegen es wohl natürlich ſein dürfte, wenn auch den fleinern 
Staaten, fofern fie Dazu im Stande find, und dieſes ohne 
Aufopferung der in den Divifionen zu beobachtenden @leich- 
förmigfeit gefchehen Tönne, geftattet würde, ſelbſt etwas Jan 
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Bavallerie und Artillerie zu ſtellen; Dagegen aber dann 
eine durchgängig gleichere Repartition des Kriegsvolks nach Der 
Population erfolgen Tönnte, 

Ungeachtet nun diefe Abftimmung, indem fie den Erjaß der 
foftbareren Waffengattungen durch eine größere Menfchenzahl 
für einen dringenden Zuftand ber kleinern Staaten erflärte, gegen 
den, dem damaligen allererfien Entwurfe Bbeigelegten und der 
jeßigen Anficht Naſſau's ganz günfligen Plan gerichtet war, 
ſtimmte Naſſau dennoch, wie folgt: 

In Beziehung auf den Entwurf, welcher von Faijerlich öfter: 

reichifcher Seite in der 3. Sitzung über die Grundzüge bes 

beutichen Miltärwefeng zu Protofoll gegeben worden ift, ſtimmt 
man im Allgemeinen allem demjenigen volllommen bei, was 
hierüber in dem königlich hannöverjchen Voto weiter entwidelt 
worden ift. Insbeſondere den, in der verehrlichen kaiſerlich 
öfterreichiichen Propofition aufgenommenen, proportionellen An⸗ 
ſchlag des herzoglich naſſauiſchen Contingents anlangend, findet 
man gegen denſelben nichts zu erinnern, ſo wie auch Seine 

Herzogliche Durchlaucht mit der in Vorſchlag gebrachten Com⸗ 

bination Hoͤchſtihrer Truppen mit den Großherzoglich Luxem—⸗ 

burgern, als Hoͤchſtihrer Haus: und Familien «Verbindungen 
entſprechend, durchaus einverflanden find. 

‘ &o wirkte Naflau damals zu einem Beſchluſſe mit, gegen 
deſſen oben angeführte, feinem nunmehrigen Verlangen entgegen: 
geſetzte Beſtimmung es jetzt ein weſentliches Bedürfniß geltend 
machen will. 

Es darf nicht überjehen werden, 

3. daß Naftau, noch in Der 2. Sikung vom Sahre 1819, 
bie Verbindung feines Contingents mit dem von Luxemburg zu 
einer Brigade ald wejentlich betrachtet willen wollte, und daß, 
wie die hohe Verfammlung aus der Erklärung des Iugemburgifchen 
Gefanbten unb der Darüber von dem Furfürftlich heſſiſchen Ge- 
fandten gegebenen Erläuterung entnommen bat, Demzufolge, bei 
den im April 1819 zwilchen ſaͤmmtlichen Theilhabern des neunten 
Corps gepflogenen Verhandlungen, der Borjchlag gemacht und 
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auch von Seiten Naffau’3 genehmigt wurde, daß bei Bildung 
der Gavallerie-Brigaden die luxemburgiſche und nafjauifche 
Cavallerie in der nämlicdyen Brigade vereinigt werben follte. 

$. 4 Erſt in den Minifterial-Conferenzen zu Wien wurde 
ald Gegenitand der Berathung der Sab aufgeftellt: 

Würden Bundesflaaten es vorziehen, um eine gehörigee Ab- 
theilung von einerlei Waffengattungen, wie ein Regiment 
oder Bataillon von bloßer Infanterie, bilden zu Eönnen, 
anftatt der (in einer andern Propofition) gedachten Ablöſung 
(oder Vertretung) vielmehr drei Sinfanteriften für einen Caval⸗ 
leriften zu ftellen, jo fol ihnen dieſes, auf ihre dießfallſigen, 
ein= für allemal entjchiedenen Erflärungen am Bundestage frei 
ftehen, in der Art, daß alddann entweder ein anderes Mitglied 
der Divifion, nach der mit dieſem Bundesftaate zu treffenden 
Verabredung, in eben dem Verhältniffe die Gavallerie ftellt und 
jo viel Infanterie in Abzug bringt, oder fonft bei diejer Divifion 
überhaupt um eben fo viel mehr Infanterie und weniger Caval⸗ 
lerie geftellt werden darf. 

$.5. Wenn das zweite Glied dieſer Alternative, nach 
welchem bei einer Divtfion, ohne anderweitigen Erſatz, mehr In⸗ 
fanterie und weniger Gavallerie, als die matritularınäßige, follte 
geftellt werden können, nicht ebenfalld, wie das erite Glied der⸗ 
jelben, an eine Uebereinfunft mit den Mitgliedern der Divifion 
gefnüpft werden wollte; jo jtieß dafjelbe offenbar gegen den in 
der 16. Sikung vom Sahre 1818 gefaßten Beichluß an. 

Darin mag der Grund liegen, daß man ſich in Wien über 
diefen Sag nicht vereinigen fonnte, und derſelbe zur Zuftructiong- 
Einholung der Höfe an ihre Bundestagsgefandten verwiejen wurde, 

$. 6. Diefe Angelegenheit Fam, in Beziehung auf Naſſau, 
erft am 6. März 1821 wieder zur Sprache. 

Sin der 28. Situng des Bundestags-Ausſchuſſes in Militär- 
ſachen wurde von dem präfidirenden Gejandten der Entwurf 
einer Abftimmung vorgelegt, in welcher Naflau die Aunahme des 
Entwurfs einer Krtegöverfafjung des deutſchen Bundes in ihren 
allgemeinen Umriſſen und wejentlichen Beftimmungen unter andern 
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auch in den Kalle verweigern zu wollen erklärte, wenn es nicht 
durch eine organijche Beftimmung gegen Die Gefahr gejchüßt werde, 
feine vollfländige Infanterie-Brigade zerreißen zu müflen, um nur 
mit Andern zufammen, aus einzelnen Trümmern das fie betreffende 
Eontingent der Neiterei und Artillerie, zum eigenen uub des 
Bundes Nachtheil, ftellen zu Tönnen. 

Motivirt wurde dieſes Begehren folgendermaßen: 

1. Wenn es nicht geftattet ſein follte, daß ein Theilhaber 
an einem gemilchten Corps, welcher nicht eine Infanterie-Brigade, 
ein Neiter-Regiment und eine Batterie zugleich ftellt, ſich mit 
einem ungemijchten vereinigen dürfe: jo würbe derſelbe einem, 
oder Doch nur einigen wenigen Bundesſtaateo zugewiejen werden, 
mit welchen er über die Gontingentsformation fich zu vereinigen 
gezwungen fein würde; 

2. die Abhängigkeit vieler Kleinen Bundesflaaten von andern 
und zwar von ſolchen, deren Matritularanfchlag die ihrigen viel- 
leicht nur wenig überfteigt, würde daher, bei dem Mangel orga⸗ 
niſcher Beftimmungen über Vertretung einzelner Waffengattungen 
durch andere, für immer in militärifcher Beziehung gegründet, 
und ed würde in der Wirklichfeit vielleicht eine Suprematie ber- 
geftellt, die Die Bundesgefeßgebung, felbft dem Scheine nach, ver- 
mieden willen wolle. 

Die Würdigung des Entwurfs jener Wbflimmung, die 
übrigens bloßer Entwurf blieb, in einem eigenen Vortrage, 
führte Die Mitglieder des Bundestags-Ausfchuffes zu dem ein- 
helligen Bejchluffe, 

dem nafjauischen Geſandten, fall er noch fünftig auf feiner 
Behauptung beftehen follte, den darüber erflatteten Vortrag 
einftweilen vertraulich mitzutheilen, und zur nähern Erwägung 
anheim zu geben, ob er auf dem Wiberjprucd gegen Annahme 
der 24 organischen Artifel noch ferner beharren und dadurch 
den Bundestags-Ausſchuß veranlaffen wolle, die in dem an- 
gezogenen Vortrag enthaltenen Gegengründe ebenfalld zu Pro- 
tokoll zu geben. 

Diefe Gegengründe zur Kenntniß diefer hohen Verfammlung 
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zu bringen, wird erſt dann noͤthig fein, wenn über das naſſauiſche 
Verlangen nad) pofitiven Beftimmungen eine Entſcheidung gegeben 
werden muß. 

Hier genügt die Nachweiſung, daß jene Motive, auf das 
Berlangen Raffan’3, fein Contingent, flatt matritularmäßig in 
allen, nur in zwei Waffengattungen zu ftellen, durchaus nicht 
guabriren. 

Abgejehen davon, daß, mit Ausnahme derjenigen Bundes- 
glieder, welche ungemijchte Armeecorps zu flellen vermögen, alle 
übrigen Dasjenige, was Naflau Trümmer nennt, als bloße Brüche 
zu Heinern oder größern organiſchen Einheiten betrachten und 
deren Verbindung, wenn fie nicht mit fich felber und dem Zwecke, 
ein organiſch gegliederted Bundesheer zu erhalten, in Widerſpruch 
gerathen wollen, fich gefallen laſſen müljen, wird 

ad 1. Nafjau an feinen andern Bundeöflaat, mit dem es 
fi) über Die Kontingentsformation zu vereinigen hätte, gewieſen, 
als au den, welchem ſich zu dieſem Behufe anfchließen zu wollen, 
es nicht allein ſelbſt erklärt ($. 3), ſondern mit dem es fich über 
die Formation des Gavallerieförpers ſchon einverjtändigt Hatte 
($. 3, Art. 3). ’ 

&3 Handelt ſich aber auch 

ad 2. bier von gar Feiner nothwendigen Vertretung durch 
einen andern Staat, der einen Schein von Suprematie ausüben 
tönnte (denn Naffau ift nicht in der Lage, fich vertreten laſſen 
zu müffen), fondern davon, dad Nafjau die matrikularmäßige 
Cavallerie ftelle und mit der matrifularmäßig zu ftellenden Luxem⸗ 
burger zu einem geſetzlichen Theilgangen (für den Krieg) ſich 
vereinige. 

6. 7. Erft in der vertraulichen Sikung vom 30. Juli 1821 
gab der naflauifhe Bundestagsgeſandte für das Verlangen 
feines hoͤchſten Hofes enblich folgende, in die Sache eingehende 
Gründe an: | 

1) „Nafjau hat, nady dem Matrikularanfchlag etwas mehr 
als 3000 Mann zu ſtellen. Würde dieſes Eontingent nad) Maaß⸗ 
gabe der Grundzlige, in drei MWaffengattungen aufgelöft: fo 
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würde e8 weder eine vollftändige Anfanterie-Brigade, noch ein 
vollftändiges Gavallerie- Regiment, neben einer vollftändigen 
Batterie, zu bilden vermögen”, 

Dieß muß allerdings zugegeben werden: was folgt aber 
daraus? Nichts, als daß Naſſau, flatt vier Bataillone in zwei 
Negimentern, nur ein Regiment von 2349 Daun in drei Batail- 
Ionen zu 783 Mann Sufanterie; einen Gavallerieförper von A33 
in drei Schwadronen zu 144 Pferden; eine volle Batterie von 
6 Gefhügen und eine 30 Mann ftarfe Abtheilung von Pionniers 
und Pontoniers ftellen muß. 

Sind das Trümmer? Kann das Bebürfniß, ſolche Trümmer 
zu etwas größeren Trümmern zu geftalten, ein wefentliched Be- 
dürfniß genannt werden? Kann ed aud) nur für ein ſolches ge⸗ 
halten werden, welches eine Ausnahme von einem Geſetze dann 
zu vechtfertigen vermöchte, wenn dieſe Ausnahme Bedürfniſſe 
anderer und höherer Art unbefriedigt ließe? Gewiß nicht! 

2. „Der Snfanterie müflen Contingente anderer Staaten 
zur Formation der Infanterie Brigade und ungefähr 150 Reiter 
eined andern Staates zur Bildung eined Gavallerierfegiments 
einverleibt werden”. 

Allerdings, aber auf welche Welle? Nur auf die Weile, 
weldye Naſſau als eine gejebliche anerkannt (vgl. $. 3, Num. 2) 
und für eine ihm wejentlich aujagende mehr als einmal erflärt, 
ja förmlich in Anſpruch genommen bat (vgl. $. 3, Num. 3). 

Nicht mehrere Sontingente anderer Staaten, fondern nur 
das Eontingent Luxemburg's ftößt, nach Naſſau's früher erflärtem 
Willen, nicht etwa in Trümmern, fondern in gefchloffenen Körpern 
zu ihm. 

Luxemburg Tann dem naſſauiſchen Gontingente nicht Bloß 
150, es kann ihm 364 Pferde in zwei Escadrons zu 182 Mann, 
ein, aus zwei Bataillonen gebildetes, jufanterie-Regiment von 
1948 Mann, und, nebft 26 Sappeurs, eine ganze Batterie von 
ſechs Gefchüten zuführen. 

Wird dadurch nicht das wefentliche Bedürfniß beider Staaten 
und zugleich das des Bundes erfüllt? 
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„Solche zufammengefeßte Brigaden und Regimenter jollen aber 

3. nie den Grad von Vollfommenheit erreichen Tönnen, den 
eine vollzählige und ungemifchte naſſauiſche Sinfanterie-Brigade 
gewähren würde, zumal wenn fie, wie bier der Fall fein würde, 
in Sriedenszeiten, ohne große Schwierigkeiten, nicht einmal zu⸗ 
fammen gezogen und gemeinschaftlich exercirt werden könnten“. 

Allein dieſe Schwierigkeiten walten bei allen gemijchten 
Truppenabtheilungen, von den Fleineren bis zu den größeren, vor, 
und bleiben die nämlichen, ob Nafau A Bataillone und Feine 
Gavallerie, oder ob es nur 3 Bataillone und 3 Schmwadronen 
Neiterei, nad) gemeinfchaftlich feftzufeßenden Reglements, fir fich 
allein exercirt. 

Das ift Feine Schwierigfeit, und wäre es eine, fo ift fie 
doch nicht jo groß, als Die fein würde, weldye in der Beantwortung 
der von dem kurheſſiſchen Gefandten aufgeworfenen Frage liegen 
dürfte: mas mit dem luxemburgiſchen Contingente dann anzu—⸗ 
fangen wäre? 

Das Iugemburgifche Kontingent muß Doch irgend einer Brigade 
zugetheilt werden. Stößt ed, mie Naflau noch heute zu wollen 
erklärt hat, zu der naſſauiſchen Infanterie-Brigade; fo entftcht 
dennoch eine gemiſchte. Diele aber würde nun eine numerifche 
Stärfe erhalten, welche mit der Bavallerie, melde Luxemburg 
allein ftellte, in gar feinem Verhältniſſe ftünde. 

Weit entfernt alfo, Daß durch die gewünjchte, durch Fein 
wejentliche8 Bedürfniß Naſſau's begründete, und dem Gefeße 
widersprechende Eimichtung, Die Schwierigkeiten vermindert würden, 
werben fie im Gegentheile nur noch mehr gefteigert. 

Aber auch die weitere Behauptung Naſſau's, daß Die Gründe, 
welche es beftimmten, fein Bundescontingent nur in zwei Waffen: 
gattungen ftellen zu wollen, nur ihm und ſolchen Staaten, welche 
zwar bevölfert genug feien, in einer ober zwei Waffengattungen 
ein vollftändiges Ganzes zum Bundesheere zu ftellen, deren Bes 
voͤlkerung jedoch 400,000 Seelen nicht erreiche, eigen feien und 
aus feinem einzelnen Intereſſe heruorgiengen; auf alle Diejenigen 
Staaten aber, deren Bevölkerung ihnen entweder die Aufftellung 
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eined vollftändigen Ganzen nicht geftatie oder die Einrichtung 
ganzer Brigaden, Wegimenter und Batterien zugleich erlaube, 
feine Anwendung finden Fönne, läßt ſich nicht erweiſen. 

Man kann es dahin geftellt fein laſſen, ob es nidht au 
ſolche Staaten gebe, welche, Dad Raiſonnement des herzoglich 
naffauischen Bundestagsgeſandten fi) aneignend, verlangen fönnten, 
eine Divifion nur in einer oder zwei Waffengattungen zu flellen, 
um zum Nuben ded Ganzen und zum eigenen eine ungemifchte 
Divifion zu bilden; klar aber ift es, daß die in Wien auf 
Inſtruction ausgeſetzte und zur Zeit förmlich und allgemein noch 
keineswegs bejeitigte Propofition, „allen Bundesgliebern, weldye 
ed, um eine gehörige Abtheilung von einerlei Waffengattung, wie 
3. DB. ein Regiment oder Bataillon, von bloßer JInfanterie bilden 
zu koͤnnen, vorziehen würden, anftatt der Vertretung durch einen 
andern Staat, vielmehr 3 AInfanteriften (nunmehr A Infanteriſten 
für einen Reiter, und 5 Sinfanteriften für einen Artilleriften) zu 
ftellen, dieſes zu geftatten”, Diejenigen, welche entweber bie 
geringfte Infanterte-Einheit von 400 Mann, oder ein Bataillon 
oder ein Regiment ftellen können, nicht ausfchließt, Daß fich aljo 
nicht jagen Läßt, jene Propofition berechtige, wenn überhaupt, nur 
Raffau und die mit ihm in gleicher Lage ſich befindenden Staaten. 

Freilich ift eine Ausnahme von der Regel für einen, in feiner 
Art einzigen, Fall leichter durchzuſetzen, al& eine für mehrere 
Källe, deren Menge die Regel ſelbſt umfloßen würde, Allein 
dieſe Betrachtung kann in einer Rechtsgeſellſchaft die Gleichheit 
des Anſpruchs doch unmöglich aufheben. Ein ſolches Verfahren 
würde ein rein willführlihe8 und um fo verwerflichered jein, 
als bei denjenigen Bundesgliedern, welche Cavallerie und Artillerie 
nicht ſelbſt ftellen dürfen, wenn fie auch wollen, doch wohl ein 
weit wefentlicheres Bebürfniß vorwaltet, als bei Naſſau, welches 
tie Gavallerie ftellen kann und nur nicht ftellen will, obwohl es 
(nad $. 3. Nr. 2) im Jahre 1818 mit Hannover die Erſatz⸗ 
leiftung für die Eoftbareren Waffengattungen durch eine größere 
Menfchenzahl für unzuläffig und eine ſolche Zumuthung für einen 
dringenden Zuftand der Fleineren Staaten erklärt hatte. 
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Die Anlage mag beweifen, zu welchem Reſultat für das 
Ganze jener Anfprudy — der, bei Einem anerfannt, auch bei 
Allen anerkannt werden follte, und, wenn bei Gegenftänden diefer 
Art die Mehrheit der Stimmen im engern Rathe gültig bejchließen 
fönnte, auch wohl würde anerkannt werben müſſen — führen 
würde, und daß dann die gegenwärtige Gorpseintheilung 
unmöglich beitehen Tünne. 


Denn 
1. in dem Falle, daß die in der Beilage namhaft gemachten 
Staaten, um geſchloſſene Bataillone bilden zu können, ihre Gon- 
tingente nur in Infanterie ftellten, würde das Bundesheer noch 
755 Mann Cavallerie, 378 Artilleriften mit 10 Stüd Geſchuͤtz 
und 52 Sappeurs, gegen einen Gewinn von 4942 Mann Infanterie, 
verlieren, 


2. Wenn das Nämliche auch denjenigen Staaten, welche, 
unter gleicher Bedingung, die Fleinfte gejegliche Infanterie⸗Ab⸗ 
theilung jelbftftändig ftellen wollten, geftattet werden müßte, würde 
der Verluft an Gavallerie ferner 348 Pferde, 174 Artilleriften 
mit 5 Stud Gefhüß und 22 Sappeurd, gegen einen Gewinn 
von 2279 Mann Infanterie, betragen, 


3. Würde man den Staaten, welche feine geſchloſſene Batterie 
von 6 Stück Geſchützen ftellen, erlauben müfjen, 4 Sinfanteriften 
für 1 Cavalleriſten, und 1 Artilleriften für 5 Infanteriſten zu 
ftellen, jo würden, bei Luxemburg, Braunſchweig, Weimar und 
Didenburg, 1262 Mann Gavallerie verloren gehen. 


5.8 Wenn man nun aud) mit dem furheffiichen Geſandten 
(vergl. die Regiftratur vom 30. Suli 1821) annimmt, daß für 
Naſſau aus der Realifirung jeined Verlangend manche Vortheile 
und darunter auch ſolche, welche nicht genannt find, hervorgehen 
fönnen; jo fcheint doch, nach dem, was bis jebt ausgeführt 
wurbe, bie erfte Vorausfeßung der Präfidial-PBropofition ($. 3) 
nicht einzutreten, indem in der That dasjenige, was Naſſau ver- 
langt, für ein wejentliches Bedürfniß dieſes Bundesſtaates nicht 
anerfannt werben dürfte. 
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$.9. Es fragt fidy nun 

zu 2. ferner: ob die Erfüllung dieſes Verlangend dem hoben 
Zwecke der Geſammtheit wirklich vollfommen entſpreche? 

Dieſe Frage würde unzweifelhaft bejaht werben müſſen, wenn 
ed möglich fein würde, Das, was Naſſau verlangt, zu gewähren, 
ohne Die Scylagfertigfeit des Bunbesheered im Ganzen und in 
jeinen Theilen zu flören und ohne dabei das Recht und mwefentliche 
Intereſſen der Einzelnen zu kränken. Die Erfüllung jenes Ver- 
langen — wäre fie audy nur durch Opfer und durch Abänderung 
ihr entgegenftehender Geſetze für den einzelnen Fall zu bewirken — 
würde dennod) dem hohen Ywede der Gefammtheit vollfommen 
entjprechen, wenn nur jene Dpfer freiwillig, alſo ohne Zwang 
irgend einer Art, gebracht und dieſe Abänderungen auf ver- 
faffungsmäßige Weile gemacht werden wollen. 

Im umgefehrten Falle aber würden fie dem hohen Zwecke 
ber Gejammtheit nicht nur nicht entfprechen, ſondern ihm gerade zu 
und um jo mehr wiberjprechen, als die Vortheile, die die Er- 
fülung des Nafjauifchen Verlangend — an fich betrachtet — ber 
Geſammtheit gewähren Eönnten, höchſt problematijcher Natur find. 

Denn, wenn zu jenen Vortheilen gerechnet wird 

1. der Umftand, daß fi) Die numerijche Stärfe des Bundes: 
heered, durch jene Einrichtung, um 1010 Mann Infanterie und 
2 Stüde Geſchuͤtz vermehre; fo kann Diefer Vortheil den größern 
Nachtbeil nicht aufwiegen, der dem Ganzen dadurch zugeht, daß 
es an Gavallerie A433 Pferbe verliert. 

Denn es ift von der Milttärcommilfton oft ſchon mit Be 
dauern anerkannt worden, daß die Gavallerie des Bundesheeres 
zu den übrigen Waffengattungen bereit in einem großen Miß- 
verhältnifle ftehe, indem Die erftere, flatt, wie früher für noth— 
wendig erachtet wurde, Den fehlten, jetzt nur noch Den fiebenten 
und, bei den gemifchten Corps, noch einen viel geringern Theil 
der letztern ausmacht. Wenn nun Nafjau ftatt aller Gavallerie 
nur Snfanterie, Diefe aber in verftärkter Anzahl ſtellen will; jo 
würde die Erfüllung dieſer Abficht, nicht nur durch Die bloße 
Nichtſtellung der Savallerie, Jondern jogar durch die Mehrftellung 


577 


von Snfanterie, das richtige Verhältnig der Waffengattungen noch 
mehr. ftören, und eben deßwegen, in dieſer Beziehung, dem. Ganzen 
in der That nachtheilig fein. | — 

Das Aeußerſte, was man zugeben kann, liegt in den. Ber 
ftändniffe, Daß es bei einem Heere von der Stärke, welche dag 
Bundesheer erhalten wird, für dad Ganze eben jo gleichgültig 
fei, ob es entweder 1010 Mann Infanterie und zwei Stüde 
Geſchütz oder A33 Pferde mehr oder weniger habe. 

Da aber die Stärke eines Ganzen hauptſaͤchlich in der Ver: 
bältnigmäßigkeit jeiner Theile befteht; jo fanır das dem Ganzen 
unmöglich nüßlich oder audy nur gleichgültig erfcheinen, was die 
Berhältnigmäßigkeit und, in dieſer, die Stärfe feiner Theile ftört. 

Run ift aber an fi) Klar, und es wird durch Die Recla— 
mationen, welche die Theilbaber an dem Corps und an der 
Divifion, zu welcher das naſſauiſche Kontingent zu ftoßen beftimmt 
if, gegen dad Verlangen Naſſau's, für den Fall, wenn ihnen 
nicht anf andere Weiſe der Abgang, den fie an der naſſauiſchen 
Gavallerie erleiden jollen, erjeßt werden würde, erhoben haben, 
jo wie dadurch, daß, mit Ausnahme des herzogl. naſſauiſchen 
Bundestagsgejandten, auch nicht eine Stimme dieſe Reclamationen 
für unbegründete zu erklären gewagt bat, zur hoͤchften Evidenz 
gebtacht, daß durch Die Erfüllung des nafjauifchen Verlangens 
die Berhältnigmäßigkeit und, in ihr, die Stärfe und Schlag- 
fertigfeit eines wichtigen Theilganzen, des neunten Corps nämlich 
und bejonders ber zweiten Divifton befjelben, auf eine unerträg« 
liche Weile zerftört werben würde. 

Was aber einem Theilganzen fo weſentlich nachtheilig ift, 
fanıı unmöglich dem Ganzen jelber zum Vortheile gereichen | 

Wenn zu den Vortheilen, welche die Realifiruug der naſſauiſchen 
Forderung dem Ganzen gewähren ſoll, ferner 

2. ber Umſtand gerechnet wirb, daß dadurch eine bedeutende 
Einheit, nämlich, eine vollftändige Infanterie:Brigade von einerlei 
Truppen geftellt werden könnte, wobei die militäriiche Formation 
beträchtlich gewinnen werde: jo Tann man, wie man allerdinge 
au) muß, den Vortheil, den eine ſolche Formation fowohl dem 
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Ganzen als dem Einzelnen gewährt, im Allgemeinen volllommen 
anerfeunen, ohne daß man deßhalb zuzugeben genäthigt ift, daß 
fih dieſer Vortheil auch in jedem befondern Kalle bewähren 
würde, 

In dem vorliegenden Falle bewährt er ſich num in der That 
nicht. 

Einerjeits ifi der Gewinn, ber aus einer ſolchen Formation 
hervorgehen würde, keineswegs jo bebeutend, daß man fidh da⸗ 
durch bewogen ſehen koͤnnte, das richtige Verhaͤltniß der Waffen- 
gattungen aufzugeben, auf welchem, wie fo eben nachgewielen 
wurbe, die Stärfe und Schlagfertigkeit der Divifionen und Corps 
wejentlich beruht. Wäre jener Gewinn jo bedeutend und der 
Nachtheil des geſtörten Verhältnifies der Waffengattungen fo 
unbedeutend, als der naflautfche Bundestagsgejandte zumeilen 
behauptete; jo würde man, von Bundeswegen, das Verhältniß 
ber Waffengattungen überall, wo ſich dadurch irgend eine ſelbſt⸗ 
ftändige Einheit hätte erzielen Lajjen, haben aufgeben müſſen. Da 
man aber, bei ber gegenwärtigen Sorpseintheilung, die von dem 
naflauifchen Bundestagsgeſandten aufgeftellte Maxime, ohne, in den 
gemifchten Armeecorps, das ganze Bundesheer zu desorganiſtren, 
allgemein nicht befolgen kann und fih auf die Art, wie jener 
Geſandte vorſchlaͤgt, jo nämlih, daß jene Maxime nur in Be 
ziehbung auf Nafjau wahr fei, nicht wird helfen wollen; jo bleibt 
nichts übrig, ald die Unzuläjligkeit irgend einer Anwendung 
deflelben geradezu einzugeftehen oder eine ganz neue Eintheilung 
der Armeecorps zu machen, 

Man hat für Naſſau endlich 

3. auch den Umftand geltend zu machen geſucht, daß dieſer 
Staat, obwohl früher im jpanifchen Kriege, doch in den neueften 
Beiten feine Reiterei unterhalten babe, dieſelbe aljo erft neu 
errichten müfle; es ſei Daher wohl ohne allen Zweifel eine Mehr: 
ftellung von 1372 Mann geübter und bewährter Infanterie, nebft 
2 Geſchuͤtzen, für dad Bundesheer von größerem Nutzen, als 
433 Mann neu errichteter und ungeübter Cavallerie. 

Abgejehen Davon, was jo eben von den Nachtheilen bes 
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geftörten PVerhältniffes in den MWaffengattungen gejagt wurbe; 
abgejehen Davon, daß dieſes Argument von jedem Staate, welcher 
bisher feine Neiterei unterhielt und nun neu bilden muß, benußt 
werden fönnte; und ıbgefehen davon, Daß Naſſau das wejentliche 
Erforderniß zur Bildung einer neuen Reiterei in feinen gedienten 
Cavallerie⸗Officieren wirklich befigen fol: jo Iäßt fi) dagegen 
Doch mit gutem Fuge einwenben, baß, wenn Naſſau jein Reiter: 
Contingent jebt errichtet, daſſelbe nad einigen Jahren eben fo 
gut eingeübt fein wird, ald überall im Frieden jede Truppe ein- 
geübt werden fann, während die beite Infanterie, da die Mann 
Schaft, welche im Felde gedient hat, nach und nach abgeht, mit 
der Zeit auch Feine andere Hebung mehr behalten wird, als Die, 
welche auch im Frieden erworben werden Eann. 

8. 10. Dieß find die Gründe, aus welchen die zweite 
Boransfegung der Praͤſidial⸗Propoſition, daß nämlich die Erfüllung 
de3 nafjauifchen Verlangens dem hohen Zwede der Geſammtheit 
vollfommen entipredye, eine richtige ſelbſt dann nicht genannt 
werden fann, wenn man auf den Umſtand fein Gewicht Legen 
will, daß hier von einer Einrichtung die Rede ift, von weldyer 
in einem Bortrage des Ausjchuffes geſagt wurde, daß fie nur 
dann für zuläjfig erfannt werden könne, wenn man fich darüber 
mit fich ſelber und mit Andern einzuverfländigen vermöge. 

Damit ift aber, wie hier ausdrüdlich wiederholt wird, nicht 
gejagt, daß man deßwegen, wenn fi Raflau Darüber mit fich 
jelber einzuverfländigen weiß, den Verſuch aufgeben müſſe, durch 
freiwillige Uebereinfunft Die Nachtheile, welche aus der nafjauifchen 
Forderung an ſich hervorgehen, zu bejeitigen. 

$. 11. Es fragt fih nun endlich 

zu 3. worin die Anjprüche beſtehen, welche Kurheflen Der 
naffauifchen Forderung entgegenfebte ? 

Sie find in der Regiftratur vom 30. juli 1821 jo angegeben: 

„Nach dem Art. A. der Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen 
Umriſſen und wefentlihen Beftimmungen, foll jedes einzelne 
Armeecorps volltändig gebildet, d. h. in dem nämlidhen Ver: 
haltnifje aus Truppen von allen Waffengattungen zuſammen geſetzt 
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und mit dem Grforderlichen verfehen jein, wie das Bunbesheer 
im Sanzen. Cine Folge davon ift, daß in jedem Gorps ein 
Siebentheil der Mannſchaft Bavallerie fein fol. Das, aus 
31,730 Mann beftehente, neunte Armeecorps ſollte demnach 
4532 Mann Gavallerie haben. Durch die Brleichterung, welche 
man denjenigen Staaten, die fi in der Gavallerieftellung von 
andern vertreten laſſen, zugeitanden hat, wird das neunte Armee- 
corps hoͤchſt wahrjcheinlich um 407 Dann Cavallerte, mithin bei- 
nahe um ein Behntheil des eigentlichen Soll-Beftanded vermindert 
und in Mißverhälinig mit allen andern Corps gefebt werben, 
indem im achten und zehnten Corps unbebeutendere Verminde⸗ 
rungen dieſer Art eintreten. Wolle man nun dem naljauischen 
Wunfche Gehör geben, fo giengen dem Corps abermals 432 Mann 
"&avallerie ab, dagegen 1008 Mann Infanterie und Artillerie zu. 
Auf 32,738 Dann blieben daher nur 3694 Mann Gavallerie, 
wodurch ſich das Verhaältniß eines Siebentbeild auf das eines 
Neuntheild verändert. Daß ein Corps, welches nur ein Nenn: 
theil Gavallerie bat, mit einem andern, weldyes die gefeßliche Zahl 
von einem Siebentheil beſitzt, nicht gleiche Dienfte thun Töune, 
ohne daß feine Kavallerie durch allzugroße Anſtrengung ruinirt 
wird, ift einleuchtend“. 

Wenn auch die Staaten, welche die erfte Diviflon des neunten 
Armeecorps bilden, durch Die Befreiung defjelben von der Ent- 
fendung zur großen Gavallerie-Rejerve, fich beruhigen laſſen 
würden; jo vermöchten dieß doch die Mitglieder der zweiten 
Divifion nicht. . 

„Diefe Divifion würde” — fährt der kurheſſiſche Gefandte 
fort — „nad dem naſſauiſchen Antrage auf 16,495 Köpfe nur 
1574 Mann Gavallerie behalten, mithin weniger als ein Zehn⸗ 
theil, während die erfte Divifion allezeit über ein Achttheil hätte. 
Wie könnte fie alfo mit diefer oder irgend einer andern Diviſion 
im Heere gleiche Dienfte thun, ohne daß ihre Gavallerie auf das 
Aeußerſte angeftrengt und ruinirt würde? Wie vermögen Seine 
Herzoglidhe Durchlaucht von Nafjau ein ſolches Opfer von ben 
übrigen Diviftonsmitgliedern und insbejondere von Sr. Königlichen 
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Hoheit dem Kurfürften zu verlangen, welcher bei weitem ben 
beträchtlichften Theil der Dieifions-Gavallerie zu ftellen habe”? 

8. 12. Auf dieſes Alles, was hier von dem weſentlichen 
Bebürfniffe des neunten Armeecorps und beſonders der zweiten 
Diviflon deſſelben an- und ausgeführt wurde, Iäßt fich der 
herzoglich⸗naſſauiſche Bundestagsgefandte gar nicht ein, fondern 
feßt dem Rechte, welches Kurbefien aus dem Art. A. der Kriegs⸗ 
verfaflung in ihren allgemeinen Umriſſen und weſentlichen Beftim- 
mungen ableitete, lediglih Die Behauptung eigenen, jenem 
entgegenftehbenben, Recht? entgegen. 

Er fagt in der angeführten Negiftratur: 

1. Raffau babe in der 9. Sikung der BundesverJammlung 
vom Jahre 1821 erflärt, Daß es den 24 Artikeln über die Krieges 
verfaffung des deutſchen Bundes in ihren allgemeinen Umriſſen 
und wejentlichen Beftimmungen nur unter der Bedingung und 
Borausjegung beizuftimmen vermöge, Daß die engere Verſammlung 
ſich nicht gegen die Vertretung von Waffengattungen, nad) feinem 
einzelnen, bereits auseinandergefeßten Intereſſe, erklären werde. 
Praͤſidium habe hierauf ausdrücklich bemerkt: Daß ed gegen die 
naflauifche Vorausfegung nichts zu erinnern finde. Gegen biefe, 
in formlicher Sitzung abgegebene, naflauifhe und Praͤſidial⸗Er⸗ 
HMärung ſei von feiner Seite etwas erinnert worden, während 
ſich von Naflau, in feinen fpätern Abflimmungen, ausdrüdlich auf 
diefelbe zurüdbezogen, auch insbejondere verlangt worden ſei, 
daß die, in eine fpätere Rebaction der 24 Artikel, in dem 7. Artikel 
aufgenommenen Worte, daß Die aus befondern Verhaͤltniſſen 
hervorgehenden Intereſſen einzelner Staaten nicht nur mit Den 
allgemeinen Zweden des Bundes, fondern auch mit den Rechten 
der übrigen vereinbar erfanıt würde (worunter echte, Die 
Einzelne gegen Ginzelne, in dieſer Beziehung geltend zu machen, 
in der Folge hätten verfuchen mögen, irrthümlich hätten verftanden 
werden können), hinweggelaſſen werden möchten, welches auch von 
der Berfammlung auf nafjautschen Antrag genehmigt worden fei. 

Aus diefer artenmäßigen Zufammenftellung der Verhandlungen 
ergebe fich von felbft, daß es jeßt nicht in ber Abſicht dieſer 
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Verſammlung liegen Eönne, Naſſau zu einer Vertretung nicht 
zugulaffen, die, ald in dem 7. Artikel des Entwurf der Kriegs⸗ 
verfafſung bereit8 liegend, ohne Widerſpruch von irgend einer 
Seite früher bezeichnet worden fet. 

3. Die Grflärung, welche der herzoglichenaflauifche Bundes 
tggögejandte in der vertraulihen Sigung vom 26. Juli verlefen 
babe, jei daher nicht aus dem Gelichtöpuncte eines naflauifchen 
Antrags auf Vertretung der Bavallerie durch naffauische Sinfanterie, 
über welchen herzoglich⸗naſſauiſcher Seits jest erft noch eine Eut- 
ſcheidung erwartet werde, fondern vielmehr nur als eine Dar: 
fiellung der frühern Verhandlungen über biejen Gegenftand, aus 
welcher fidh ergebe, daß die Bundesverfammlung in ihren Ber: 
bandlungen für dieſe Vertretung bereits ſich ausgeſprochen babe, 
zu betrachten. 

$. 13. Handelte ed ſich bier von einer Entſcheidung der 
zwilchen Kurheſſen und Naſſau obfchwebenden Differenz; jo würden 
vor allen Dingen folgende Fragen zu erörtern fein: 

1. Konnte der Artikel 4. des organischen Geſetzes über die 
ſtriegsverfaſſung bes deutſchen Bundes in ihren allgemeinen 
Umriffen und wejentlihen Beftimmungen, welchen Kurheſſen — 
durd den Art. 7. defjelben organischen Geſetzes, welchen Rafjau 
für fih anführt — überhaupt eine Modification erfahren oder 
nicht? 

2. Wenn etwa der Artikel 4. durch den Artikel 7. deſſelben 
Geſetzes eigentlih gar Feine Mopification erfahren Eonnte, bat 
man den berzoglichenaflauifchen Bundestagdgefandten etwa in dem 
Glauben gelaffen, daß jener Artikel durch diefen dennoch wirklich 
modificirt worden fei, oder hat man ihm diefen Glauben, wenn 
er je obgewaltet haben jollte, nicht vielmehr genommen ? 

3. Iſt dadurch, daß das Praͤſidium auf die nafjauifche Er⸗ 
Härung: es flimme den 24 Artifeln bei, unter der Bedingung 
und Borausfeßung, Daß die engere Verſammlung ſich nicht gegen 
die Vertretung von Waffengattungen durch die andere, nad) dem 
einzelnen, bereits auseinander gefeßten Intereſſe, erklären werbe — 
bloß erwiederte: Praͤſidium finder gegen die naſſauiſche Voraus 
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feßung, da diejelbe durch den 7. Artikel des Entwurfs bereits 
erledigt ift, nicht8 einzuwenden — ift, durch dieſe Gegenerflärung 
des Präfibit, die Bedingung, welche Naſſau jeben wollte, aber 
zu feßen nicht berechtigt war, als verworfen zu betrachten oder 
nicht? jagt Die Verweilung der Vorausſetzung auf den 7. Artikel 
mehr ald das: Naſſau wird erhalten, was es nad) dem 7. Artikel 
zu fordern berechtigt ift, oder jagt dieſe Vorausſetzung nicht 
mehr, als dieſes? 

4. Involvirt Dad Stillichweigen der Verfammlung bei jener 
Erklärung und dieſer Gegenerflärung ein Verjprechen, die von 
Naſſau unbefugt gefebte Bedingung zu erfüllen und deſſen Vor: 
ausfegung in feinem Sinne gut zu heißen, oder exiſtiren nicht 
vielleicht über jenes Stillſchweigen felbft Verhandlungen, welche 
dafielbe anders als Naſſau erklären? 

d. Enthält der Prafidialvortrag, mit welchem in der 10. 
Sitzung vom Jahre 1821 der abgeänderte Entwurf der Kriegs⸗ 
verfaffung in ihren allgemeinen Umriffen und wejentlichen Be. 
flinmungen den engern Rathe vorgelegt wurde, nicht vorbedächtlidh 
jolde Stellen, welche, jedem Mißverſtehen jenes Stillſchweigens 
vorzubeugen und das Mißdeuten unmöglich) zu machen, geeignet 
waren? 

6. Hat die, auf naflauifchen Antrag, vorgenommene Abäns 
derung des 7. Artikels irgend einen wejentlichen Einfluß auf den 
vorliegenden Fall, und wurde der Grund, aus weldyem jene Abs 
änderung zugegeben wurde, nicht beftimmt und Deutlich dahin 
angegeben, daß die Abänderunng gemacht werben Tünne, weil 
dad, was geftrichen werben follte, fich von ſelbſt verſtehe? 

7. SR der Sinn, in weldyem diefe Abänderung, oder viel» 
mehr die Wiederherftelung des 7, Artifeld in feiner urfprünglichen 
Fafſung als 5. Artikels des erften, ſpaͤter modificirten Entwurfs 
der Kriegöverfaflung ıc. vorgenommen wurde, nicht volllommen 
deutlich gemacht worden, ſowohl durch einen Beſchluß des Bundes⸗ 
tags⸗ Ausſchuſſes auf eine gleiche Forderung Welmar’s, ald aud) 
durch einen Beſchluß der Bundesverfammlung jelber auf eine 
gleiche Korderung DOldenburg’s ? 
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8. Kann alfo jene Darftellung, aus welcher folgen fol, daß 
die Bundesverfammlung das, was Naffau verlangt, bereitd zu⸗ 
geftanden habe, als eine actenmäßige und das Yugeftändniß als 
ertbeilt angejehen werden? 

9. Oder fann, um Naſſau fo ſehr ala immer möglid zu 
begünftigen, irgenb etwas mehr gejchehen, ald es in den recht⸗ 
lichen Zuftand zurüd zu verjegen, in welchen ee zu bem Zeit- 
punfte war, in welchem es den Entwurf einer Verwahrung gegen 
die Annahme der 24 Xrtifel, durch das Prälivium, dem Bundes 
tags⸗Ausſchuſſe in Militärfachen fibergeben ließ? 

$. 14. Da es fi) aber vor der Hand noch nicht von der 
Entſcheidung diefer Differenz handelt, jo genügt es, bloß hiſtoriſch 
anzufübren, daß, nach der Tebendigiten Heberzeugung der Minorität 
des Ausſchuſſes, die Erörterung der acht erften Fragen im glüd- 
lihften Falle nur zu dem Nefultate führen Fönne, welches bie 
neunte andentet. 

II. 

Die in der Präſidial-Propoſition enthaltenen Vor— 
ſchläge zu einer freiwilligen Ausgleichung und deren 
Gharafter. 

8. 15. Die Hauptitelle der Brafivial-PBropofition, in welder 
bie Vorfchläge, durch deren Ausführung die Möglichkeit gegeben 
werden joll, die Entſcheidung der zwifchen Kurheflen und Naſſau 
objchwebenden Differenz über die Contiugentſtellung zu umgehen, 
enthalten find, und ber Charakter derjelben ſehr Deutlich bezeichnet 
ift, lautet jo: 

„bgleich Die, in der vertraulichen Sikung vom 30. Juli 1821 
bereits in Antrag gelommene, gänzliche Befreiung Des neunten 
Armeecorpg von der Detachirung zur großen Cavallerie⸗Reſerve, 
an fich ſchon, ſehr wejentlich Das Verhältniß mildert, welches 
der Surheffiiche Hof als feinem Intereſſe nachteilig betrachtet: 
jo dürfte dieſes Doch in einem meit höheren Grabe erzielt, ja 
ſelbſt jede Unzukömmlichkeit volftändig bejeitigt werben, wenn 
ſchon dermalen die geeignete Fürjorge getroffen würde, Daß 
bei Eintretung des Kriegsftandes die zweite Divifion des 
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nennten Armeecorps, von irgend einer Seite, eine Aushülfe 
. erbielte, und wenn es daher dem Oberfeldherrn zur Pflicht 
gemacht würde, daß er die ihm, zufolge der vorliegenten Grund- 
züge der Sriegsverfafjung, zuftehende Befugniß, Detadhirungen 
nach jeinem Ermeſſen zu verfügen, binfichtlich der mehr er: 
wähnten Divifion in der Art ausübe, daß leßtere von der 
disponiblen Gavallerie des Bundesheeres diejenige Aushülfe 
erhalte, wodurdy der Abgang des naſſauiſchen Sontingents er: 
ſetzt wirb”. 
$. 16. Es entftand bei diejer Propofition eine Ungewißheit darüber 

1. ob die Abfiht dahin gehe, dem ueunten Gorps neben 
dem Grjage, den die zweite Divifion deſſelben aus der dispo⸗ 
niblen Gavallerie des Bundesheeres erhalten follte, auch noch 
die früher von einer Seite vorgejchlagene Befreiung von der 
Entſendung zur großen Cavallerie⸗Reſerve zugugeftehen? und 

2) was denn eigentlich unter der disponiblen Cavallerie des 
Bundesheered zu verftehen fei, ob die große Gavallerie-Rejerve 
oder die Gavallerie, welche, unter gewiljen Umfiänden, bei den 
einzelnen Corps Des Bundesheeres als zeitlich entbehrlich erachtet 
werden Fönnte ? 

Nach ber, in der zwölften Sitzung diejed Jahres, von dem 
praäfidirenden Herrn Gejandten gegebenen Grläuterung aber ift 
biefe Ungewißheit gehoben, indem derſelbe erklärte, 

ad 1. daß Das neunte Corps von der Entjendung zur großen 
GavalleriesReferve des Bunbesheeres nicht befreit werden Jolle; und 

ad 2. daß unter der bisponiblen Gavallerie des Bundes: 
heeres ſowohl die große Gavallerie-Rejerve, als aud) Diejenige 
Savallerie, welche, unter gewiſſen Umftäuden, bei den einzelnen 
Corps des Bundesheeres als zeitlich entbehrlich erachtet werden 
fönnte, zu verflehen und es dem Ermeſſen des Oberfeldherrn zu 
überlaffen ſei, ob er den Abgang bei der zweiten Divifion des 
neunten Corps aus der großen Reſerve oder aus ber enthehruichen 
Cavallerie der einzelnen Corps ergaͤnzen wolle. 

F. 17. Demnach löſt ſich die Praͤſidial⸗Propoſition in fol⸗ 
gende Säbe auf: 
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Der Berluft, welchen die zweite Divifion des neunten Armee- 
corp8 dadurch, daß Naſſau die 433 Wann Gavallerie, weldye es 
matrikularmaͤßig zu ftellen hätte, nicht ftellen will, erleidet, ſoll 
erjept werden und zwar 

1. entweder aus der großen Cavallerie⸗Reſerve bed Bundes» 
heeres; oder 

2. aus der unter gewillen Umftänben entbehrlichen Gavallerie 
der einzelnen Corps. 

3. &3 fol dem Gutbefinden des Oberfeldherrn, welcher, zu: 
folge der Grundzüge der Kriegsverfaſſung bed Bundes, die Be 
fugniß babe, nach feinem Ermeflen Detadirungen zu verfügen, 
üͤberlaſſen werden, auf welche der beiden möglichen Arten er jenen 
Abgang bei der zweiten Divifion des neunten Corps ergänzen wolle. 

$. 18. Der Charakter dieſes Vorſchlags ift dem zufolge der 
der Vertretung, Die von andern Orten der Vertretung nur darin 
abweicht, daß 

1. der Mehraufwand, welchen die Herftellung und Erhaltung 
der Kavallerie verurjacht, nicht, wie bei Andern, mit Geld, fon; 
dern mit Menfchen auögeglichen; 

2. diefe Ausgleichung ferner nicht bloß, wie das Gele es 
fordert, zwiſchen den Theilhabern eines und defjelben Armeecorps, 
fondern — weil das betreffende Korps in jenen Menſchen fein 
Ausgleichungsmittel anerkennt — durch Hinzutreten der andern 
Corps, und zwar 

3. dadurch, daß Die disponible Gavallerie derjelben, auf eine 
von ihrer uriprünglichen Beftimmung abweichende Weife, zur 
bleibenden Uinterftüßung jeder einzelnen Corps, verwendet werben, 
endlich aber 

4. die Theilhaber ter übrigen Corps, für die Uebernahme 
diefer neuen Laft, ihre Entihädigung darin fuchen und finden 
follen, daß ein einzelnes Korps eine Mehrzahl von Infanterie 
zugetheilt erhält, die weder von ihm, noch von irgend Jemand, 
in Anſpruch genommen wurbe. 

Wer nun auch immer es fein mag, der eine Verbindlichkeit, 
welche geſetzlich Naffau zu erfüllen obliegt, für Nafjau übernehmen 
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ſoll, dem wird eine Vertretung Nafſau's zugemuthet; eine Ver: 
tretung kann aber nur auf einer freiwilligen Uebereinkunft zwiſchen 
demjenigen, welcher fich vertreten lafjen will, und demjenigen, 
welcher jenen vertreten joll, zu Stande gebracht werden. 

Naſſau wollte urfprünglich fich felber vertreten. Es wollte, 
nach dem eigenen Ausdrude feines Bunbestagsgejandten, bie 
Gavallerie, welche es matrifularmäßig zu ftellen hätte, aber zu 
ſtellen nicht verpflichtet zu fein behauptet, durch Mehrflellung von 
Infanterie vertreten. Run fol, damit die Frage: ob Naſſau 
gejehlich verbunden ſei, fein matrifularmäßiges Gavallerie-Gon- 
tingent in Gavallerie wirklich zu ftelen? auf dem in ber 
Wiener Schlußacte Art. 17 und 31 vorgejchriebenen Wege nicht 
entfchteden zu werben brauche, der Verſuch gemadyt werben, ob 
fi) nicht jemand finde, der die Gavallerieftellung für Naffau, 
gegen die von diefem Bundesgliede angebotene Mebritellung von 
Anfanterie übernehme? 

$. 19. Es fragt ſich daher vor allen Dingen, wer dag, 
Raffau bei der. Gavallerieftellung vertretende Subject jei? 

Der Bund, als folder, der Bund in feiner Xotalität und 
Einheit, kann es nicht fein, weil ja ein Mitglied deſſelben von 
ben übrigen vertreten werden joll. 

Aber das vertretende Subject Tann audy nicht in ben übrigen 
einzelnen Mitgliedern, als Einzelnen, geſucht und gefunden werben, 
weil ja, mit Ausnahme von Defterreih, Preußen und Baiern, 
fein einziged ber übrigen Bundesglieder ein Armeecorps bildet, 
alio für fi) eine disponible Gavallerie, weder bei der Rejerve, 
noch bei den einzelnen gemischten Corps haben fann. Die Subjecte 
der Bertretung können daher nur in Defterreih, Preußen und 
Baiern, als numeriſchen Einheiten, und in den Theilbabern am 
achten, neunten und zehnten Corps, als eolleciven Einheiten, ges 
funden werden. 

Jede Diefer numerischen und collectiven Einheiten wird ſich 
alfo zu erklären haben: ob fie Naſſau bei der Gavallerieftellung 
allein oder mit andern zufammen vertreten wolle? 

Zu dieſer Vertretung aber irgeub eine jener Einheiten zu 
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nöthigen, giebt ed, in dem Gebiete der Bundesgefehgebung, Fein 
Recht; fie, wie jede andere Vertretung, ift Gegenftand einer ganz 
freien Webereinkunft; fie ift e8 noch mehr, ald jede audere, weil 
in der Regel, melde im Artikel der Grundzüge feftgefebt 
worden ift, jede Vertretung nur in der Divifton, höchftens im 
Armeecorps, au welchem dad Bundesglied, welched vertreten wer: 
den fol, gehört, geftattet if. 

F. 20. So einfah) und klar dieſes Verhültniß nun auch 
dem in der Discuffion nicht befangeuen Beurtheiler erjcheinen 
mag, fo iſt e8 bei der Diseuffion dennoch anders augejehen worden. 

Diefe abweichende Anficht concentrirt fi in folgendem 
Raifonnement: 

Wenn man der Präfidials Propofition wirklich. die Abficht 
einer Vertretung zufchreiben koͤnnte, jo würde Die aus dem Begriffe 
der Vertretung folgende Nothwendigkeit einer freimilligen Ueber⸗ 
einkunft allerdings zugegeben werden müfjen: allein jene Abficht 
liegt Der Propofition gewiß nicht zum Grunde. Sie will feine 
Vertretung irgend einer Art einführen; fie will nur die Einwen⸗ 
dungen befeitigen, welche Sachſen und Kurheilen gegen bie Com⸗ 
penfirung der Gavallerieftellung durch erhöhte Infanterieſtellung 
machten und, weil die Ausnahme von der Regel, gegen das Recht 
und Intereſſe der Andern, nicht wieder wie eine Regel gefordert 
werden Fonnte, audy machen durften. Die Aufgabe war alfo bie: 
jene Sompenjation bei Naffau eintreten zu laflen und den Abgang 
der Gavallerie bei der zweiten Divifton des neunten Corps das 
durch zu deden, daß derſelbe aus der disponiblen Gavallerie des 
Bundesheeres erjeßt werde. Dieß gefchieht nit, um NRaflau zu 
erleichtern — denn Naſſau ftellt ja, ungeachtet der Unterftüßung, 
welche die zweite Divifion des neunten Corps erhalten ſoll, den: 
noch für jeden Gavalleriften, den es nicht jelber ftellt, vier Sue 
fanteriften — jondern um des Vortheils willen, der aus dieſem 
Arrangement dem Ganzen zugeht, indem eine ungemifchte Brigade 
Infanterie beiler ift, als eine gemifchte, die übrigens alle Waffen- 
galtungen in fidy vereinigt. Es ift nun in hohem @rade gerecht, 
daß, wenn der Einzelne dem Ganzen einen außerordentlicyen 
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Bortheil gewährt, Dagegen auch das Ganze hinwieberum das 
Intereſſe des Einzelnen berüdfichtige und dafür dasjenige leifte, 
wodurch jener Vortheil allein erlangt werden fonnte, 

6. 21. So ſcheinbar dieſes Raifonnement fein mag, jo beruht 
e3 dennoch auf ganz irrigen Prämiſſen, und ift alfo felber irrig. 

Es fommt gar nicht darauf an, was die Präfidial-Bropofition 
in diefer Beziehung beabfichtigt, fondern nur darauf, was dag, 
was fie beabfichtigt, in der That ift; nicht darauf, daß fie eine 
Vertretung nicht einführen will, fondern darauf, Daß fie in dem, 
was erreicht werden joll, eine Vertretung wirklich einführt. 

Naffau nannte die Kompenjation einer Waffengattung durch 
die andere eine Vertretung durch fich felber; warum ſoll die Bes 
Dingung, welche hinzugefügt werden fol, damit Kurheſſen in dieſe 
Vertretung einwillige, anders angejehen werden, als eine neue 
Bedingung der alten Vertretung ? 

Was bezweden denn die Verträge über die Vertretung der 
berzoglichsfächlifchen Häufer durch den König von Sachſen und 
der fürftlich-[hwarzburgifchen Häuſer durch den Großherzog von 
Meimar, anders‘, ald den Abgang an Bavallerie oder Artillerie 
zu deden, weldyer Dadurch, daß ein Theilhaber an einer collectiven 
Einheit diefe Waffengattungen nicht ſelbſt ftellt, bei dieſer entſteht? 

Wurden dieſe Verträge urfprünglih nicht auch ohne bie 
Abſicht geſchloſſen, Die Staaten, weldye vertreten werben follen, 
zu erleichtern? 

Waltet zwilchen dieſen Nerträgen und demjenigen, welcher 
für Naffau beabfichtigt wird (außer dem ſchon oben & 19 be: 
zeichneten) ein anderer Unterſchied ob, als der, daß dort der 
eine Gontrabent, wenn er einen Vertreter findet, fich vertreten 
laflen muß, obwohl er Gavallerie und Artillerie lieber jelber 
fiellen mödyte, und daß bier der eine Bontrahent, wenn er einen 
Vertreter findet, fich vertreten laffen will, obwohl er eigentlich 
ſich nicht vertreten zu laſſen, verpflichtet wäre? Waltet zwijchen 
jenen Verträgen und dem profectirten Vertrage, in Beziehung auf 
die Erleichterung, ein anderer Unterſchied ob, ald der, daß dort 
der eine Kontrahent die Grleichtermg begehrt, weil er ſich ver- 
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treten laſſen muß, und daß hier der eine Contrahent nicht nur 
keine Erleichterung begehrt, ſondern im Gegentheil die koſtbareren 
Waffengattungen durch eine erhöhte Menſchenſtellung ausgleichen 
will, obwohl niemand da ift, der dieſes angeblihe Opfer von 
ibm fordert? 

Berlangt denn irgend jemand von Naſſau, daß es ein Opfer 
für das Sanze bringen ſoll? Bringt denn Raffau auch wirklich 
ein Opfer? 

Sollte die Stellung feines Cavallerie⸗Contingents, einſchließlich 
ber Rejerve, bei der beichränkten Vacanthaltung der Pferde und 
Beurlaubung der Mannjchaft nicht vielleicht mehr Foften, ald Die 
erhöhte infanterieftellung bei der fürzeren Einübungszeit und 
dem zugeftandenen unbejchränkteren Beurlaubungs:Syftem ? 

Sollte darin nicht eher eine Geld-Grleichterung, als ein Geld⸗ 
Opfer zu erbliden jein? 

Und wenn es, gegen alle Wahrjcheinlichkeit, Dennoch ein 
Dpfer wäre, jeit wann werden denn, gegen die alte Rechtöparö- 
mie, Wohlthaten aufgedrimgen ? 

Iſt Die Stellung einer ungemifchten Synfanterie Brigade und 
die Mehrftellung von zwei Stüde Geſchütz, ohne Die matrifular- 
mäßige Gavallerie, flatt der Stellung einer gemijchten Brigade 
und einer vollſtaͤndigen Batterie von ſechs Stüden mit der ma- 
trifularmäßigen Gavallerie in zwei oder drei Schwadronen, unter 
den oben ($. ) entwidelten Berbältnifien, auch nur als ein 
Bortheil für das Ganze anzujehen ? 

Geht die Abſicht der PrafivialPropofition dahin, Daß, mit 
Ausbruch des Krieges und während der Dauer beflelben, der 
Abgang, den Die 2, Divifion des 9. Armeecorps dann, wenn 
Naflau fein matrikularmäßiges Reitercontingent nicht ftellt, immer 
fort erleidet, auch complet und fortwährenb von irgend einer 
Seite ber ergänzt und die Lücke im eigentlichen Sinne ausgefüllt 
werbe, jo ift und bleibt dieſe Aushülfe, leifte fie, wer da immer 
folle, eine Vertretung: denn alsdann beruht die zu gewährendve 
Aushülfe auf der anerkannten Richtigkeit der von ben Theilhabern 
ded 9. Armeecorps gemachten Einwendung, daB bie von Naflau 
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mehr geftellte infanterie und Artillerie ben, urjprünglich dem 
naſſauiſchen Reitercontingente obliegenden Dienft weder zu leiſten 
noch zu erjeßen vermöge; daß die 2. Divifion des 9. Corps jene 
Reiterabtheilung, ohne feine Schlagfertigkeit einzubüßen, nicht 
entbehren könne; daß mithin, um dieſe zu erhalten, eine gleich 
ftarfe Reiterabtheilung von. irgend einer andern Seite eintreten 
müfle, nm den, dem naflauifchen Reitercontingente obliegenden 
Dienft zu verrichten, 

Daß Naſſau diefe Aushälfe nicht verlangt bat, ift durchaus 
gleichgültig: es handelt fich nichts deſto weniger von ber Ueber 
nahme einer Verpflichtung, die urſprünglich Naflau obliegt, und 
deren Vertretung den Betheiligten, zur Befriedigung ihrer, auf 
jene Verpflichtung Naflaus gegründeten, Ginwendungen, gegen 
deſſen Antrag, auf andere Weife angeboten werden fol. 

Selbft wenn der Bund, als folcher, und in feinem Intereſſe 
den nauſſauiſchen Antrag veranlaßt hätte, würde der Begriff ber 
Vertretung, unter den bier obwaltenden Verhältniffen, nicht bins 
wegfallen. 

8. 22. Nachdem jo dem vorgeichlagenen Arrangement der 
bezweifelte Charakter der Vertretung vinbicirt, jomit aber bie 
Behauptung, daß jenes Arrangement nur durch eine freiwillige 
Uebereinfunft zu Stande gebracht werben könne, gerechtfertigt 
wurde, ift nunmehr zu unterfuchen: ob und unter welchen Um⸗ 
ftänden dazu, daß eine folche Mebereinkunft, auf den in Antrag 
gebrachten Bajen, zu Stande fommen werde, Hoffnung gemadht 
werden koͤnne. 

F. 23. Die erfte bier zu erörternde Frage ift aber bie: 
Steht der Annahme des Vorjchlags, daß der Abgang, den die 
2. Divifion des 9. Armeecorps dann, wenn Naffau jein matri- 
fularmäßiged NReitercontingent nicht ftellt, erleidet, and ber 
großen Gavallerie-Referve des Bundesheeres erjeßt werde, in 
den Intereſſen Anderer, ein wefentlihes Hinderniß entgegen, 
und haben dieſe Andern ein Recht, dieſe Intereſſen als ſolche 
geltend zu machen, welche anerkannt werden müflen ? 

Es wird unjchwer der Beweis geführt werben koͤnnen, daß 
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nicht nur jene Intereſſen vorwalten, ſondern daß aud das Recht, 
ihre Anerkennung zu verlangen, in der Bundesgefebgebung voll« 
fommen gegründet jei. 

$. 24. Che diefer Beweis angetreten wird, dürfte es gut 
fein, fi) die Beflimmung und die Befchaffenheit der großen Ca⸗ 
vallerie-Referve wieber zu vergegenwärtigen. 

Die Beflimmung derſelben ift, in kritiſchen Momenten bie 
günftige Entſcheidung herbeizuführen. 

Aus dieſer Beitimmung würde bie Beſchaffenheit, die fie 
haben muß, um jener zu entiprecyen, von felbft hervorgehen, wäre 
fie auch nicht von der Militärceommtifton, in den Protofollen ihrer 
16. und 18. Sigungen vom Jahre 1818, bezeichnet worden. 

Es gelten daher folgende Säpe: 

1. Die Beftimmung der Savallerie-Reierve des Bundesheeres 
wird um fo ficherer und» vollfommener erfüllt werden, je homogener 
und felbftfländiger die Maſſe ift, welche in Eritifchen Momenten 
die Entſcheidung geben foll. 

2. Die Zufammenftelung der Gavallerie-Rejerve aus den 
einzelnen Corps in ein jelbftftändige8 Ganzes ift nicht zu allen 
Beiten nothwendig und daher nur ald periodifch zu betrachten. 

3. Sie ift durch Den Operationsplan des Oberfeldheren bedingt. 

4. Demnach werben die Fragen: 

a. ob die Gavallerie-Rejerve in einem gegebenen Seitpuncte 
überhaupt gebildet werden fol? 

:b. in welcher Zeit und innerhalb gewiffer Grenzen, auch 

c. in welcher Stärfe fie zu bilden jei? endlich 

d. in welchem Beitpuncte fie wieder aufzulöfen und ihre Elemente 
den Corps, aus welchen fie gezogen wurden, wieder zurüdgegeben 
werden koͤnnen? von dem Oberfeldherrn und nur von ihm, ledig⸗ 
lich nad militärifchen, von feiner individnellen Einſicht abhän- 
genden Rüdfichten, beantwortet. 

8. 25. Da Oeſterreich Die Propofition gemacht bat, Preußen 
und Baiern aber, unter dem zwar noch nicht deutlich genug ent: 
widelten Vorbehalte, daß in der Ausführung derjelben den Be⸗ 
flimmungen der Kriegsverfafiung nicht zu nahe getreten werde, 
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jener Propoſition beigetreten find, jo wird bier das Intereſſe der 
gemijchten Corps vorzugsweife in Betrachtung fommen. 

Aus Gründen, welche zwar vor der Hand verworfen, Feines: 
wegs aber widerlegt worden find, aus Gründen, welche nicht nur 
aus Dem eigenthümlichen Intereſſe der gemifchten Corps, jondern 
eben jo wohl aus demjenigen Intereſſe abgeleitet wurden, weldyes 
ber Bund an der Schlagfertigfeit Diefer Corps und daran nehmen 
jollte, daß Die Referve aus homogenen und felbftftändigen Maffen 
gebildet werde, aus jolchen Gründen haben, und zwar fchon in 
ben erſten Verhandlungen über Die Cavallerie-Reſerve und ganz 
unabhängig von der jetigen Propofition, die Theilhaber an den 
gemifchten Corps die Befreiung derjelben von der Entſendung 
zur großen Savallerie-Rejerve in Antrag gebracht. 

Wenn fie nun in dieſer Entjendung ſchon in dem Augen- 
blide, in welchem nur von der wejentlichen, durch rein militärifche 
Rüdfichten bedingten, bloß periodiſch eintretenden Beſtimmung 
die Rebe war, für ſich und das Ganze eine Gefährbe erblidten; 
wie jol man zu ber Vorausſetzung ſich berechtigt halten können, 
daß fie von jenem Antrage Dann abgehen würden, wenn man 
der großen Reſerve eine neue, ihrer wejentlichen widerſprechende, 
Beftimmung geben, wenn man ihre Zufammenziehung nnd Dauer 
nicht mehr durch rein militärische, bloß auf den Operationsplan 
des Oberfeldherrn beredinete, Rüdfichten bedingen, und wenn 
man die Beitimmung derfelben auch darauf ausdehnen will, daß 
fie die, unnöthiger Weiſe fehlerhaft gelafjene, Organijation eines 
einzelnen Armeecorps bleibend und ohne alle Rückſicht auf befondere 
militärifche Operationen verbefjern ſoll? 

Wie jol man nicht vielmehr vorausfegen müflen, daß fie, 
was fie früher nur in Antrag Bringen und von der Einwilligung 
der Betheiligten abhängig machen mußten, nunmehr, und zwar 
ohne alle Beforgniß, den Schein der Unbilligkeit auf fich zu laben, 
als Bedingung ihrer Einwilligung zu dem vorgejchlagenen Arran⸗ 
gement feßen werben ? 

Diefe Vorausfegung wird ſich um jo gewifler als eine richtige 
bewähren, wenn die Gefahr ind Auge gefaßt wird, welche, bei 
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den eigenthümlichen Verhältnifien Der Bundesglieder unter ein- 
einander, aus jener neuen Einrichtung für fie emporfeimt. 

F. 26. Die VBerantwortlichfeit des Dberfeldherrn wird be- 
Dingt durch Die volle, von feinem Einfluffe des Bundestags ab⸗ 
hängig gemachte Ermächtigung, nur nad) feinem Grmeflen die 
Operationspläne zu entwerfen und Die Mittel ihrer Ausführung 
anzuwenden, 

Sn allem, was er thut, kann er fi) daher nur durch rein 
militärifche, bloß durch Die Organijation der Heerabtheilungen 
befchränfte, Rüdfichten beftimmen laſſen. 

Deßwegen wird er ſich auch bei der Verwendung der Referve 
nur durch dieſe Rüdfichten beſtimmen laſſen, da eine Bejchränfung 
darin ihn entweder der Verantmwortlichkeit überheben, oder ihm 
etwas zur Pflicht machen würde, wobei er die Verantwortlichkeit 
nicht mehr auf ſich nehmen Tönnte. 

Nun wird ein Fünftiger Oberfeldherr auf den unbeftrittenen 
Satz, daß die Beſtimmung der Savallerie-Mejerve des Bundes: 
heeres nur dann erfüllt werden kann, wenn die Maffe, welche in 
fritiichen Momenten die Entjeheidung geben joll, eine homogene 
und jelbitftändig ausgebildete ift, gewiß ein größeres Gewicht 
legen, ald bei den bisherigen Verhandlungen die Bundesverjamm- 
Iung darauf gelegt hat. 

Demuach würden ihm, wenn je Die Referve, ihrem urſprüng⸗ 
lichen Zwecke entgegen, dazu verwendet werden ſollte, einen Fehler 
der Organijation eines Armeecorps einigermaßen zu bededen, 
ſchon militaͤriſche Hüdfichten, welche zu nehmen ihm niemand, 
auch Die Bundesverſammlung nicht, verbieten kann, veranlaffen 
müffen, die Entjendung, weldye er zur 2. Divifion des 9. Corps 
machen müßte, niemald aus demjenigen Theile der Reſerve zu 
bewirken, welcher aus öfterreichiichen, preußifchen und baieriſchen 
Truppen, fondern immer nur aus dem andern Theile, welder 
aus den, vielleicht wieder gemijchten Truppen der gemifchten 
Armeecorps befteht. 

Dieſe Rüdficht wirklich zu nehmen, würde ihm überdieß Die 
Klugheit rathen. 
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Der Dienft bei der Reſerve ift verhältnigmäßig der bequemfte 
und für die Erhaltung und Nährung von Roß und Mann in 
der Regel der am meiften geficherte. 

Mag die allgemeine oder die Gorpöverpflegung eingeführt - 
werben, für Die Neferve wird immer geforgt werben müſſen und 
fönnen. 

Welche Nachtheile Hat dagegen eine längere Detadhirung 
eines Commando von 433 Mann Gavallerie in Hinficht auf mili- 
täriiche Bildung, Oekonomie, Gomptabilität und Verpflegung ! 
Werden die Commandanten des 9. Corps Die fremden Truppen 
immer mit der gleichen Aufmerffantfeit, Schonung und Liebe be- 
handeln Tönnen, Die Die eigenen Truppen in Anfpruch nehmen 
werden ? 

Alle dieſe Umftände müfjen bei jeder Truppe den Wunjch 
rege machen, von der Reſerve zu jenem Corps nicht detachirt zu 
werden; alle merden dem Oberfeldherrn dieſen Wunfch an’S Herz 
legen; ale werben gute Gründe für deſſen Erfüllung anzugeben 
wiſſen; die militärifche Rückſtcht Ipricht für Die ungemtjchten Corps: 
wird der Oberfeldberr ſich bedenken können, fir wen er ent: 
ſcheiden ſoll? 

Die naͤchſte Gefahr würde, unter dieſen Umſtaͤnden, aller⸗ 
dings zunaͤchſt Die erſte Diviſion des neunten Armeecorps treffen: 
denn der Oberfeldherr müßte ſich ſelber lächerlich vorkommen, 
wenn er koͤniglich⸗ſächſiſche und kurfüͤrſtlich heſſiſche Truppen zur 
Reſerve ziehen; dagegen aber etwa ein, aus württembergijchen, 
badiſchen und großherzoglich-heſſiſchen Cavallerie- Abtheilungen 
gebildetes Commando von der Reſerve zur zweiten Diviſion des 
naͤmlichen neunten Corps hinſchicken ſollte. 

Er würde — wenn ihm freie Hand gelaſſen wird — ganz 
gewiß zuvörderſt der zweiten Diviſton die Truppen laſſen, welche 
dieſelbe zur Reſerve hätte entſenden müͤſſen, und die Lücke, welche 
dann noch in der matrifularmäßigen Stärke ihrer Cavallerie bliebe, 
witrde er durch Die Gavallerie ausfüllen, welche die Rejerve von 
der erften Divifion zu fordern berechtigt gewejen wäre und weldye 
er nunmehr nur unter Die Befehle des commandirenden Generals 
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der zweiten Divifion zu ftellen Braucht, um alles in die ſcheinbar 
gehörige Ordnung zu bringen. 

Dadurch würde aber gerade dasjenige erfüllt, was in ber 
Sigung vom 30. Juli 1821 von dem württembergifchen Gejandten 
als Auskunftsmittel vorgeichlagen, von Sachſen aber nicht zuge⸗ 
fanden wurde: — Befreiung des neunten Corps von der Ent: 
fendung zur Rejerve und Ergänzung des Abgangd in der zweiten 
Divifion durch Savallerie aus ter erften. 

Darin ift auch Der Grund zu ſuchen, warum Sachen, unter 
der damals erlaubten Vorausfeßung, daß Das neunte Corps von 
der Entfendung zur großen Gavallerie-Referve gänzlich befreit 
werden würde, Die Bedingung machen mußte, daß der Erſatz an 
die zweite Divifion deſſelben Corps nur aus jener Rejerve geleiftet 
werde. Würde das aber zugeftanden, jo würde die zweite Divi- 
fion des neunten Armeecorps Gefahr Iaufen, jenen Erfah zuweilen 
nicht zu erhalten oder, wenn ihm dieſer Erfaß gefichert werben 
iollte, müßte die große Kavallerie aufhören, eine periodische An- 
ftalt zu fein, fie müßte zu einer permanenten Heerabtheilung 
gemacht werben. 

Würde aber dem Oberfeltherrn bei jener Detachirung aus 
der Reſerve freie Hand nicht gelaffen — die ihm, um Sachſen 
zur Unnahme des Arrangements zu bewegen, jchwerlich gelaffen 
werben dürfte, jo würde Die Laft von dem achten und zehnten 
Armeecorps, hoͤchſt wahrjcheinlich allein, getragen werben. 

Sp würden immer nur einzelne Corps dafür, daß Naflau 
und, durch die Mehrftellung von Sinfanterie, angeblich das neunte 
Corps begünftigt werden joll, ohne allen eigenen Vortheil eine 
drüdende Laft und mit ihr die Beforgniß vor einer Gefahr über: 
nehmen, die, wenn fie auch ganz ungegründet wäre, Doch den 
Grund zu einem Mißtrauen und zu Mißhelligketten zwifchen dem 
Oberfeldherren und den Corps⸗Commandanten legen würde, weldye 
die verderblichiten Folgen nad) fich ziehen müßte. 

Darum wielen auch die Snftructionen der Höfe, welche au 
dem Wohl oder Wehe der gemijchten Corps eine erleuchte und 
Darum auch eine wahrbafte Theilnahme fühlten, ihre Gefandten 
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dahin an, daß fie die Befreiung der gemifchten Corps von der 
Entſendung zur Referve als Bedingung ihrer Einwilligung zu 
dem zu Gunſten Naſſau's vorgefchlagenen Arrangement erflären 
follten. 

6. 27. Wer möchte bezweifeln, daß, wenn auch nur das 
bier zur Evidenz gebrachte Intereſſe der gemifchten Corps mit 
dem jo problematifch fich darftellenden Bebürfniffe Naſſau's und 
dem noch problematifcher ſich erweifenden Vortheile des Ganzen, 
abzuwiegen, und wenn in die Wagfchaale, in welcher das In⸗ 
tereffe jener Corps liegt, gar fein vollkommenes Recht hinzuzu= 
legen wäre, wer möchte bezweifeln, Daß das Intereſſe der gemiſchten 
Corps der bei weiten überwiegende ſei? 

Sp viel mwenigftend, daß die vorgefchlagene Einrichtung, fo 
ausgeführt, nicht nur nicht jede „Unzukömmlichkeit“ befeitigt, wie 
doch die PrafidialsPropofition beabfichtigt, fondern deren weit 
bedeutendere neu erſchafft, ift Doch wohl an ſich klar; eben jo 
gewiß aber ift, daß das Faiferlich-Eönigliche Cabinet jene Einrich- 
tung nicht mehr in Schuß nehmen werde, fobald ſich bafjelbe 
überzeugen wird, Daß fie im Wege gütlicher Hebereinkunft jo nicht 
bergeftellt werten kann, mithin auch die bezwedte „Eintracht“ 
nicht fördern, jondern nur flören wird. 

Allein dafür, daß dieſes wefentliche Intereſſe jelbft dann, 
wenn auch, nach der im $. 1 dieſes Vortrags enthaltenen Aus: 
führung, an irgend eine Entſcheidung gedadyt werden Fönnte und 
wenn auch die Enticheidung nicht ſchon implicit in der Natur 
eines Vorſchlags zu einer Vertretung Naſſau's gegeben wäre, als 
ein ſolches, Das nicht verleßt werben dürfe, anerfannt werben 
müſſe, Sprechen jehr Deutlich auch noch befondere pofitive Beſtim⸗ 
mungen der Bundesgeſetzgebung, deren weitere Ausführung für 
diejenigen nothwendig wird, weldye behaupten, daß die Einwilli⸗ 
gung einer gewiflen Glafje von Betheiligten, nämlich derjenigen, 
welche nicht jo unmittelbar, wie Heſſen, bei der naſſauiſchen Con⸗ 
tingentftellung intereffirt ſeien (und zu diefen zählen fie Die Theil- 
haber der gemijchten Armeecorps) durch Mehrheit der Stimmen 
Jupplirt werden Tönne. 
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Es ſoll bewiejen werben, daß, nad) der organischen Bundes⸗ 
gejeßgebung, dem Vorſchlage, das neunte Corps aus der großen 
Savallerie-Rejerve ded Bundes ergänzen zu laſſen, vou Seiten 
jedes einzelnen Armeecorps, ja von Seiten jedes einzelnen Bun 
beögliedes, allerdings mit rechtlichem Erfolge entgegengetreten 
und alfo der Reſerve dieſe Beflimmung, durch einen Beſchluß 
der Mehrheit, nicht gegeben werden Eönne, 

6. 28. Suchen wir zuerft die allgemeinen ®rundjäbe feſt⸗ 
zuftellen, nach welchen die Frage: ob der großen Cavallexie⸗ 
Rejerve gegen den Willen der numerischen und collectiven Ein- 
heiten des Bundesheeres eine von ihrer urfprünglichen Beftimmung 
abweichende gegeben werben könne? zu beantworten ift. 

1. Die 24 Artikel der Kriegöverfaflung des deutſchen Bundes 
in ihren allgemeinen Umriffen und weſentlichen Beſtimmungen 
wurden im Pleno und Durch Die erforderliche Stimmeneinhelligfeit 
zum organiichen Bundesgejeße erhoben. (Vergl. das Protokoll der 
Plenarverfammlung vom 9. April 1821), 

2) Dieſes Bundeögejeß gehört, wie alle organiihe Bundes⸗ 
gejeße, in fo fern fie Beilimmungen, welde die Errichtung des 
Bundes, feiner Ziwede, den Beftand und die Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten feiner Glieder gegen den Bund ſelbſt oder gegen ein- 
ander als Bundesglieder betreffen, zu Den Grundgefeßen des 
Bundes. (Beiträge zu dem öffentlichen Rechte des deutſchen 
Bundes von Dreh, S. 29. Bergl. au) Sammlung der Protoe 
tolle, Duartausgabe Bd. VII, ©. 57.) 

3. Wo ed auf Annahme und Abänderung ber Grundgeſetze 
des Bundes ankommt, kann weder im engern Rathe, noch im 
Pleno, ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werben. 
(Bundesacte, Art. VI und VIL Schlußacte, Art. KIM). 

4. Der Gegenftand des organischen Bundesgeſetzes vom 9. 
April 1821 iſt die Kriegsverfafjung des Bundes, d. h. eine or⸗ 
ganische Bundeseinrichtung, indem fie auf die Grfüllung eines 
ausgejprochenen Bundeszwedes gerichtet und eine bleibende An⸗ 
ftalt if. (Schlußacte, Art. XIT). | 

5. Wo es auf organische Bundeseinrichtungen ankommt 
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(Bundesacte, Art. VID), d. 5. wenn fie eingerichtet, abgeändert 
oder ganz aufgelöft werben follen, findet Fein Beſchluß dur 
Stimmenmehrheit ftatt. (Schlußacte, Art. XI). 

6. Das Geſetz über die Kriegsverfaßung des deutjchen Bundes 
zerfällt in zwei Abtheilungen 

a. die Seriegöverfaflung in ihren allgemeinen Umriflen und 
wefentlichen Beftimmungen, 

b. die nähere Ausführung derfelben im Einzelnen. 

Nur die Beſtimmungen fener erften Abtheilung erfordern 
Einhelligfeit der Stimmen im Bleno; über die Beftimmungen 
ber zweiten Abtbeilung entfcheidet Stimmenmehrheit, jedoch nur 
in fo weit, als darin nichts enthalten ift, worüber ſchon nad 
andern Gejeben, irgend etwas Bloß durch Stimmeneinhelligkeit 
feftgejeßt werden könnte. (Dreh a. a. O. ©. 32). 

7. Bei der Bearbeitung jener erſten Abtheilung, welche die 
Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen Umriſſen und weſentlichen 
Beſtimmungen enthält, wurbe von dem Befichtöpuncte ausgegangen 

daß darin fchlechterdings nichts erjcheine, was nicht in der That 
zu den allgemeinen Umriſſen und wejentlichen Beltimmungen 
gehöre, unter welchen nur ſolche veritanden werden Eönnten, 
welche zur vollftändigen Bliederung der ganzen Einrichtung jo 
nothwendig gehörten, daB ohne fie die Selbftfländigfeit der 
Einrichtung, fowohl in ihrer Totalität, als auch in dem Theil- 
ganzen, nicht als hergeftellt und gefichert gedacht werden könnte. 

Hingegen jollten von der erflen Abtheilung musgefchloffen 
und in bie zweite Abtheilung des Bundesgejehes über Die Kriegs⸗ 
verfaflungen aufgenommen werben: 

Ale jene Beftimmungen, welche bloß relativer Natur feien und 
daher, möge man fie hinzufügen oder hinweglaſſen, möge man 
fie auf dieſe oder jene Weiſe ausdrüden, den Organiömus 
felber unberührt ließen. 

Nach diejen, in dem Vortrage, welchen der Bundestags⸗Aus⸗ 
chuß in Milttärfachen, in der vertraulichen Sitzung vom 15. Febr. 
1821, ablegte, wörtlich jo ausgefprocdhenen Grundſaͤtzen, wurbe 
am 9. April deſſelben Jahres Die erfte Abtheilung im Pleno und 
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durch Stinimeneinhelligfeit zum Gefeße erhoben, die zweite aber 
der Discuffion und Entjcheidung des engern Raths vorbehalten. 

8. 29. Menden wir nun diefe, aus den Gefeben abge- 
leiteten, Grundjäbe auf die in dem vorigen Paragraphen feſtge⸗ 
ftellte Frage an. 

Weder in dem organijchen Theile der Gefeßgebung über Die 
Kriegsverfaſſung, noch in den 5 erſten Abfchnitten der nähern 
Beftimmungen bderjelben, weldye zur Zeit noch die einzigen find, 
welche gejegliche Kraft erhalten haben, kommt irgend etwas über 
diejenige Rejerve vor, von welcher bier die Rede if. Jene Geſetze 
Iprechen bloß von der Reſerve, vermittelit welcher dad Bundes⸗ 
heer entweder vollzählig erhalten oder verftärkt werden fol (Art. 
11 der Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen Umriffen und wes 
jentlihen Beflimmungen) und von den Neferven, auf deren Bil: 
dung in jedem Armeecorps Rüdficht genommen werben foll 
($. 27 der nähern Beitimmungen der Kriegsverfaſſung). 

Ueber die Referve, von welcher bier Die Rede ift, und deren 
Beftimmung und Beichaffenbeit oben im $. bezeichnet wurde, 
liegt zur Beit die Geſetzgebung nur noch im Entwurfe und zwar 
im $. 61 der 5 letzten Abſchnitte der nähern Beitimmungen der 
Kriegsverfaffung vor. Es handelt fich alfo hier nicht von der 
Anwendung eines jchon gegebenen Geſetzes, jondern von einem 
Geſetze, das erft gegeben werben fol, und zwar von einem folchen, 
das, durch Mehrheit der Stimmen, im engern Rathe allerdings 
gegeben werben kann. 

&8 unterliegt daher auf der einen Seite feinem Zweifel, daß 
duch Stimmenmehrheit feftgejeßt werden Fönne, welche Beftim- 
mung diefe Rejerve erhalten, und auf welche Weiſe fie für biefe 
Beitimmung gebildet werden foll: allein eben jo wenig kann auf 
der andern Seite in Abrede gezpgen werben, daß jene Freiheit 
bed, in dieſem Falle gejebgebenden, engern Rath3 bejchränft jet 
durch Diejenigen Beftimmungen, welche in den Grundgejeßen und 
in den, Diejen gleich zu achtenden, von dem Pleno gegebenen 
Bundesgeſetzen über organische Bundeseinrichtungen bereit3 wirklich 
vorliegen. (Vergl. oben $. 28, Num. 6 und 7). 
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Es geht hieraus fchon fo viel hervor, daß in einem Augen- 
blide, wo über die Reſerve noch Fein Geſetz befteht, über eine 
Berwendung derjelben zu Gunften Nafjaus, ohne die größte Incon⸗ 
fequenz zu begehen, unmöglich ein Beſchluß gefaßt werden könne, daß 
alfo vor allen Dingen das Gejeß felber erft gemacht werben müſſe. 

Wenn nun aber der Verſuch gemacht werden wollte, in dem 
erft neu zu gebenden Geſetze die wefentlihe Beſtimmung und 
Beſchaffenheit diefer Art von Referve, welche darin befteht, daß 
fie, nach dem Ermeſſen des Oberfeldberrn, zur Entſcheidung 
in kritiſchen Momenten gebraucht und, für diefen Zwed, durch 
zeitliche Detachirungen von den einzelnen Corps, in der Art, daß 
fie die feflgejeßte Heerabtheilung nicht abändern, in die organischen 
Verhältniffe der Corps nicht eingreifen, und fie felber länger, als 
es militaͤriſche Rüdfichten erfordern, nicht fortdauern dürfen, ge: 
bildet, und zwar aus gleichmäßigen Beiträgen aller Armeecorps 
gebildet werden joll — wenn, fagen wir, ber Verſuch gemacht 
werben jollte, in dem erft nen zu gebenden Gejeße die jo eben 
bezeichnete urfprüngliche Beftimmung und Beichaffenheit dieſer 
Reſerve anders und zwar fo feſtzuſetzen, Daß fie auch dazu Dienen 
jole, eine urfprünglich fehlerhafte Organiſation einer einzelnen 
Heerabtheilung, welche Die feitgejeßte Heereintheilung abändert, 
durch eine immer wiederkehrende Detachirung von den einzelnen 
Corps, welche daher länger, als bloß militärische Rückſichten es 
gebieten, fortbauert und auf gleidhhmäßige Weiſe von den einzelnen 
Corps nicht geleiftet werden kann, weniger fchädlich zu machen: 
fo ſtehen demjenigen, welcher fich dieſe neue Einrichtung nicht frei: 
willig gefallen laſſen mil, gejeglihe Beſtimmungen zu &ebote, 
bie er nur geltend zu machen Braucht, um zur unfreiwilligen Zu: 
flimmung nicht genöthigt werden zu dürfen. 

Nun wirb aber 

41. dadurch, daß Naſſau fein Gavallerie-Contingent nicht 
wirklich ftellen, und daſſelbe nur Durch eine größere Anzahl von 
Infanteriſten und Artilleriften vertreten will, das 9. Corps fehler: 
haft organifirt, indem das gefehliche Verhältnig der Waffengat- 
tungen geflört wird. 
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Gegen die fehlerhafte Organiſation und gegen das Anfuchen, 
dieſe auf ungefeßlichem Wege verbeflern zu helfen, ſchuͤtzen folgende 
gejepliche Beftimmungen und Daraus abgeleitete Grundfäße, welche 
jogar, in mehr ald nur einem Falle, zu Entſcheidungsgrümden 
gefaßter Beſchüſſe gedient Haben: 

Nach den Artikel 1 der Kriegsverfafjung in ihren allgemeinen 
Umriffen und wefentlihen Beſtimmungen fol das Bundesheer 
aus den Kontingenten aller Bundesftaaten, nach der jebesmaligen 
Matrifel, geftellt werden. Die gegenwärtig noch geltende Matrikel 
giebt aber den Maßſtab nicht bloß für Die Geldleiftungen, fondern 
auch für die Mannjchaftöftelung (Protofol der 43. Sibung v. 
Sjahre 1818). 

Sn der Mannjchaftöfteluug find alle Waffengattungen be- 
griffen; Jeder muß alſo dieſe Waffengattungen nach der Matrikel 
ftelen. (Brot. der 10. Situng, ©. 121. Nähere Ausführung 
der Kriegsverfaflung, $. 2. Negiftratur vom 23, März 1821. 
Art. 23 der Kriegsverfaſſung in ihren allgemeinen Umriſſen uud 
wejentlidyen Beftimmungen). 

Diefe Regel muß, weil die Matrifel, in welcher fie feflge- 
jegt worden, zum formalen Rechte geworben ift, jo lange feſtge⸗ 
halten uud das Maas der Leiflungen, wie unverhältutämäßig es 
auch immer fein möge, darnach beftinnmt werben, als Die Matrifel 
jelöft nicht nach andern Gefichtöpunften abgeändert worden fein 
wird. (Megiftratur vom 23. März 1821, ©. 129). 

Es ift aber aud) das Verhältniß der Waffengattungen beftimmt. 

Das BVerhältniß der Waffengattungen wird nad) den Grund: 
jäben der neueren Kriegsfunft feſtgeſetzt (Art. 2 der Kriegsver⸗ 
faffung in ihren allgemeinen Umrifjen und wefentlichen Beftim- 
mungen), demzufolge ift es geſetzlich bereits vegulirt worden. 
(Nähere Ausführung der Kriegöverfaflung $. 11). 

Wie es durch Mehrheit der Stimmen im engern Rathe 
regulirt wurde, kann e8 eben fo aud) aufgehoben werben; es fünmen 
davon aber, ohne freie Zuftimmung jedes Einzelnen, Teine Aus⸗ 
nahmen, am wenigften von folchen Beftimmungen gemacht werben, 
welche zu ihrer Annahme oder Abänderung Ginhelligfeit ver 
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Stimmen erforderten und erhielten. (gl. oben $. 26, Rum. 6, 
lit. b). 

Jene Gefebe und Die daraus abgeleiteten Ornudſaͤtze wurzeln 
aber in dem Fundamentaljage der ganzen Bundesverfaſſung, in 
bem der Gleichheit der Rechte und Pflichten. Dieſer Fundamental⸗ 
aß tft e8, der das Maas giebt für die Befugniß, weldye der 
Bund bat, die Mittel zu beflimmen, durch deren Anwendung die 
Bwede des Bundes, Durch die Bundesglieder, und binwiederum 
die verfaffunggmäßigen Zwecke der Bundesglieber, Durch den Bunt, 
erreicht werden follen. 

Ein Mittel, deffen Anwendung zur Erreichung irgend eines 
Zwecks, ſei er auch ber befte, durch Stimmenmehrheit joll bes 
ſchloſſen werden fünnen, darf dieſem Fundamental⸗Grundſatze nicht 
widerjprechen. 

Jedes einzelne Bundesglied hat daher das Recht, ein Mittel 
das in Rechten und Pflichten eine Ungleichheit mit fich führen 
würde, zu verwerfen, und einen Beichluß, der dennoch gefaßt 
werden wollte, durch jeinen Widerſpruch zu einem ungültigen zu 
machen. 

Naſſau ift durch die Bundesmatrifel unbedingt verpflichtet, 
jein Gontingent in allen Waffengattungen matritularmäßig zu 
ftellen, und nur in einer freiwilligen Uebereintunft fann es, von 
diejer Verpflichtung Dispenfirt zu werben, verjuchen. 

„Keine Ausnahme von der gejeblichen Regel” — ſo lautete 
ber Entſcheidungsgrund jenes Bejchluffes, welcher den Herzog v. 
Didenburg, in Beziehung auf eine ganz gleiche Forderung ent- 
hörte, — „feine Ausnahme von dieſer Regel Tann wieder wie 
eine Regel gefordert, fie kann nur zugeflanden werben im freien, 
übrigens auf jede Weile zu begünftigenden, Bertrage mit Jenen, 
welche durch die geftattete Ausnahme, an ihren, in den Geſetzen 
begründeten, Befugniffen leiden würden. (Regiftratur v. 23. März 
1821, ©. 129). 

Hätte Naflau durch eine andere Beflimmung des Gejebes 
(wie es behauptet, Durch den Art. 7. der Kriegsverfaſſung) auf 
diefe Annahme ein Recht erworben, fo hätte e8 dieſes nur im 
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9. Corps geltend zu machen, da die innere Einrichtung deſſelben, 
ben Theilhabern der gemilchten Corps überlaffen if. (Kriegs⸗ 
verfaſſung, Art. 6). 

Nun hat Kurheſſen entweder das Recht, der, von Naflau 
begehrten, Ausnahme von der Regel feine Zuflimmung auf wirf- 
jame Weife zu verjagen, oder es hat dieſes Recht nicht. 

Hat es dieſes Recht nicht, jo ift fein Grund da, warum 
andere Bundesglieder den Nachtheil vergüten jollen, der dann 
entweder nur ein vorgejpiegelter ift, oder Doch nach dem Gefepe, 
von ihm allein getragen werden müßte. 

Hat aber — wie ed, mit Ausfchluß von Naſſau, wohl die 
meiften Bundesglieder zugeben, Kurbeflen feine Einwilligung zu 
der von Naſſau begehrten Ausnahme von der Regel wirklich ver: 
weigern dürfen, warum follen diejenigen ihre Einwilligung nicht 
verweigern bürfen, deren Mitwirfung zu einer Einrichtung ver- 
langt wird, weldye ed möglid machen fol, die auf dem Grund: 
ſatze der Gleichheit in Rechten und Pflichten beruhende Einwenduug 
Kurheſſens zu bejeitigen ? 

Ehe zur Berathung und Abflimmung über die Mittel einer 
Einrichtung geichritten werden fann, muß man doch über den 
Zwed einverftanden fein. Im vorliegenden Sale gebt nun der 
Zweck der vorgeichlagenen Einrichtung auf eine Ausnahme von 
der Regel, weldye matrifularmäßige Leiftung verlangt, aljo auf 
eine Ausnahme von einer Fundamental⸗Regel, auf deren Fefthaltung 
jedes einzelne Bundesglied ein unläugbares Recht hat. Verwirft 
ein einziged Bundesglied Diefen Zwed, jo kann e8 auch zur Mit: 
wirfung bei der Herbeifchaffung der Mittel für jenen Zwed nicht 
verbindlich gemacht werben. 

Nicht genug aber, daß jeder einzelne Bundesglied den Zweck 
jener Einrichtung nad) den Geſetzen mit rechtlichem Erfolge ver- 
werfen Tann, dürfte es in dem vorausgeſetzten, aber durchaus be- 
frittenen Falle, daß der Zweck gnt geheißen werben müßte, 

2. dennoch das Mittel, wodurch er erreiht werben fol, 
ganz unbedingt verwerfen, 

Das Geſetz verpflichtet Die Sjuhaber und Theilhaber Der 
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einzelnen Armeecorps nur zu zeitlichen Detachirungen, welche von 
Niemand, als von dem Oberfelpheren, und zwar nur nach mili⸗ 
tärischen, durch Den Operationsplan gebotenen Rüdfichten, ange: 
ordnet werden Fönnen. (Sriegöverfaflung in ihren allgemeinen 
Umrifjen und wejentlihen Beftimmungen, Urt. 15 und 16). 

Sollte nun ein Theil Der Reſerve zur Ergänzung des 
bleibenden Abgangs im neunten Corps verwendet werden, fo 
würden die Detachirungen, abgejehen Davon, daß fie durch mili- 
tärijche Operationen nicht geboten, zugleich aber in Die organijchen 
Verhältnifje der Corps eingreifen würden, noch uͤberdieß aufhören, 
zeitliche zu fein. 

Beitlihe Detachirungen können nur ſolche genannt werben, 
welche der Oberfeldherr in Folge feiner Dperationspläne nad) 
militärischen Rüdfichten, und zwar nur für die Zeit, in welcher 
jene Rüdfichten obwalten, anordnet; feineswegs aber foldhe, in 
die Heerdeintheilung eingreifende, Die gleichmäßige Behandlung 
aller Corps ausjchließende Detachirungen, mittelft welcher ber 
Abgang der Gavallerie bei einem Corps fortwährend erfegt 
werden ſoll, welcher Folge der fehlerhaften Drganifation jenes 
Corps ift. 

Ohne Zuftimmung der betheiligten Corps Fann alſo die vor: 
gefchlagene Einrichtung nicht getroffen werden, weil fie gegen 
eine Beitimmung anftößt, zu deren Abänderung die Einhelligfeit 
der Stimmen eben fo nothwendig iſt, als fie zur Annahme der- 
felben war. 

$. 30. Die zweite hier zu erörternde Frage ift nun Die: 

Steht der Annahme des Vorjchlags, DaB der Abgang, den Die 
2. Divifion des neunten Armeecorp& dann, wenn Naffau fein 
matrifularmäßiges Neiter-Gontingent nicht ftellt, erleidet, aus 
der disponiblen Gavallerie der einzelnen Corps, nad) dem Er- 
mefjen des Oberfeldherrn, in den Intereſſen Anderer, ein 
weſentliches Hinderniß entgegen, und haben diefe Andern ein 
Recht, Diefe Intereſſen ald ſolche geltend zu machen, welche 
anerfannt werben muͤſſen? 

Wenn dieſe Frage ſchon in Beziehung auf die vorgefchlagene 
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Grjagleiftung von der großen Reſerve des Bundesheeres bejaht 
werden mußte, jo wird fie noch viel weniger in Beziehung auf 
die vorgejchlagene Erjagleiftung von Seiten der einzelnen Corps 
verneint werden koͤnnen. 


Denn was 

1. das Intereſſe derjenigen Corps betrifft, welche jenen Erſatz 
leiten jollen; jo iſt an ſich Far, daß daſſelbe in noch höherem 
Grade gefährdet wird, wenn fie verpflichtet werben follen, neben 
dem Theile ihrer Cavallerie, mit welchem die große Reſerve ge- 
bildet wird, in dem Kalle, daß der Oberfeldherr einen andern 
Theil derjelben für disponibel erflären follte, auch dieſen Theil 
noch berzugeben. 

Es treten alfo alle die F. 26 als gefährlich nachgewieſenen 
Beforgniffe nur nody in höheren Grade ein, theild weil die Gefahr, 
welche der Selbititändigfeit und Schlagfertigfeit der einzelnen 
Corps droht, vergrößert wird, theild weil hier fede Möglichkeit, 
den Oberfeldheren zu controliren, hinwegfällt, und nun felbit die 
Beftimmung eines Maximums der Detadyirungen, welchem fich 
ein einzelned Corps unterwerfen muß, zu einer rein illujorifchen 
wird. 


Was aber 

2. das Recht betrifft, eine ſolche Erfagleiftung abzulehnen ; 
jo ift biefes in den 6$. 25 und 26 dieſes Vortrags, Hoffentlich 
auf genügende Weiſe, bereit3 auch für diefen Kal debucirt. Hier 
genügen Die zwei Säße: 

a. die Forderung einer Grfableiftung der Gavallerie für 
Naſſau kann überhaupt nicht gemacht werden, weil Naflau fein 
Contingent matrikularmäfig in allen Waffengattungen ftellen muß. 
(Kriegsverfaffung in ihren allgemeinen Umriffen und wejentlichen 
Beftimmungen, Art. 1, 2 und 23.) 


b. Könnte dieſe Korderung auch überhaupt gemacht werden; 
jo müßte die Verhardlung darüber im neunten Corps gepflogen 
werden, gienge aber in feinem Falle Die übrigen Corps etwas 
an. (Kriegöverfaflung in ihren allgemeinen Umriffen und wefent- 
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lichen Beſtimmungen, Art. 4 und 6. Raͤhere Ausführung der 
Kriegöverfafjung, $. 25 und 26). 
$. 31. Die dritte bier zu erörternde Frage ift endlich die: 
Hat denn der Oberfelbherr, zufolge der Grundzüge der Kriegs: 
verfafling des Bundes, wirklich die Befngniß, bloß nad 
jeinem Ermeſſen, alle und jede Art von Detadyirungen und 
namentlich die hier in NWorfchlag gebrachte vorzunehmen, und, 
wenn er fie nicht hat, kann fie ihm anders, ald durch Ein- 
belligfeit der Stimmen übertragen werden ? 

Der Bundesfeldherr hat diefe unbejchränfkte Befugniß nicht 
und fie Fann ihn, ohne Zuflimmung des Plenums, und zwar 
ohne einhellige Zuſtimmung deſſelben, auch nicht eingeräumt 
werden. 

Die entſcheidende Stelle für dieſe Behauptung findet ſich in 
der Kriegsverfaſſung des Bundes in ihren allgemeinen Umriſſen 
und weſentlichen Beſtimmungen. 

Sn dem 16. Artikel derſelben heißt es: Er (der Oberfeldherr) 
darf die feftgefeßte Heereseintheilung nicht abändern; doch fteht 
e3 ihm frei, zeitliche Detadyirungen zu verfügen. 

Aus dieſer Beftimmung folgt, daß die Detachirungen fiber: 
haupt als eine Abänderung der Heereseintheilung betrad)tet 
wurden; daß Detadhirungen, welche keine bloß zeitliche Detachi- 
rungen find, von dem Sberfeldherrn — weil fie Die feltgejeßte 
Heeresabtheilung verlegen — nicht verfügt werben dürfen; daß 
aber diejenigen Detacdhirungen, welche nur zeitliche find, won jener 
allgemeinen Regel ausgenommen und der SOberfeldherr ausnahms⸗ 
weife zu Detachirungen dieſer Art bejondexs ermächtigt worden 
it. 

Der Zweck diejer gejeßlihen Beftimmung ift far. Vom 
erften Anfang der Verhandlungen über die Organifation bes 
Bunbesheered an, gieng das eifrige Streben der Staaten von 
mittlerem Umfange, vorzugsweiſe aber derer, welche, um felbft: 
ftändige Armeecorps bilden zu koͤnnen, Gontingente Fleinerer 
Staaten mit ben ihrigen vereinigen mußten, dahin, den einzelnen 
Corps einen gewiflen Grad von Schlagfertigkeit zu fichern, durch 


608 


welchen allein ihr felbitfländiges Mitwirken zu den militärischen 
Operationen bedingt wird. 

Am deutlihften und unummwundenften ſprach fich dieſes eben 
jo natürliche, ald dem Ganzen heilfame Beftreben in den Ver: 
bandlungen über die Bildung und Gintheilung der Corps aus. 
Es wurde ald ein nothwendiges anerkannt und hat feine Sanction 
in der Bundesgefeßgebung erhalten. So ift es ein vollkommen 
legales geworden, und darf fich alfo auch, fo oft, als Die Selbſt⸗ 
ftändigfeit der einzelnen Gorpg, mit oder ohne Abficht, gefährbet 
erſcheint, al8 ein ſolches geltend machen. 

Die Truppen ungemifchter Corps, bejonder8 die Truppen 
derjenigen Staaten, welche mehr ald nur Ein Corps ſtellen, 
werben dem Bundesfeldherrn immer brauchbarer erjcheinen, als 
die Truppen der gemifchten Corps. Gehört nun Der Oberfeldherr 
den Defterreihifchen und Preußiſchen Armeen an; jo treten bei 
ihm, in Beziehung anf Die Beftimmung der Truppen und namentlich 
auf die Detadyirungen derjelben für befondere Zwede, auch alle 
die Rüdfichten ein, von welchen oben ($. 26) nachgewiejen wurde, 
daß fie in Beziehung auf Die vorgejchlagene Verwendung eines 
Theild der Nejerve oder der disponiblen Gavallerie der einzelnen 
Corps eintreten müßten. 

Der Oberfeldherr fann aber auch jene ARüdfichten nehmen, 
weil, nach Art. 15 der organiſchen Kriegsverfaſſung, nicht nur 
die Beftimmung, jondern, wie ſich, wenn er follte verantwortlich 
gemacht werden Fönnen, von felber verftand, auch Die Ausführung 
ded ganzen Operationsplans ganz und gar feinem Ermeſſen 
überlafjen werden müßte. 

Damit er aber bei der Ausübung diefer jo ausgedehnten 
Befugniß in den Schranken gehalten werden Tönne, innerhalb 
welcher die Selbftftändigkfeit der einzelnen Corps, gegenüber von 
den jelbiitändigen Armeen der großen Mächte, noch für gefichert 
gehalten werden konnte, wurde ihm in Dem organiſchen Theile 
der Gejeßgebung, in welcher durch Stimmenmehrheit feine Ab⸗ 
änderungen gemacht werden Eönnen, Die Verpflichtung auferlegt, 
alle Theile des Bundesheeres, jo weit e8 von ihm abhängt, 
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gleichmäßig zu behandeln, und die feſtgeſetzte Heereseintheilung 
nicht abzuändern. Nur ausnahmsweiſe wurde ihm das Necht 
eingeräumt, zeitliche Detachirungen zu verfügen. 

Wie alle Ausnahmen von einer Regel (Privilegien) nur im 
firengen Sinne genommen werden dürfen; wie überall bei einem 
in dem Gefege etwa übergangeuen Falle die ausdehnende Er- 
klaͤrung eintritt, fobald derſelbe Grund vorwaltet, und wie bei 
ber beclarativen Auslegung eines Geſetzes immer auf den Grund 
bejjelben und Die jpecielle Abficht des Geſetzgebers zurüdigegangen 
werden muß: jo würde dieß Alles auch hier in Anwendung ge- 
bracht werden müſſen, wenn etwa darüber 

was denn unter zeitlichen Detachirungen zu verftehen fei 
wirklich ein Zweifel obwalten Fönnte, 

Ein folder Zweifel Tann aber gar nicht obwalten, wenn man 
in die Verhandlungen über Die Geſetze und in die Geſetze felber 
eine Unbeftimmtheit nicht hineinlegt, die urfprünglich in ihnen 
nicht zu finden ift. 

Damit eine Detachirung eine zeitliche genannt und als folche 
dem Grmeffen des Oberfeldheren anheim geftellt bleiben koͤnne, 
muß vor allen Dingen der Zweck, der dadurch erfüllt werben 
fol, ein vorübergehender, er darf Fein bleibender, ſtets unter der 
nämlichen Geſtalt ſich darftellender, Zwed fein. 

Ob die Detadhirung, mittelft welcher ein vorübergehender 
Zweck erreicht werden foll, heute aus diefem, morgen aus einent 
andern Corps genommen wird, entjcheidet über den Charafter 
der Beitlichfeit ganz und gar nichts. 

Ein oder mehrere Corps des Heeres ftehen, dem Feinde 
gegenüber, in einer ſolchen Poſition, welche, um wertheibigt zu 
werben, eine größere Mafje von Artillerie und Cavallerie erhalten 
muß, als jenen Corps zu Gebote fteht, — ein anderes Korps 
befindet ſich in einer Pofition, in welcher ihm feine Artillerie und 
Savallerie entbehrlich, vielleicht fogar laͤſtig iſ. Nur diefes Corps 
aber ift in Diefer Lage. Der Oberfeldherr befiehlt daher, daß 
dieſes Corps feine ganze Cavallerie und einen großen Xheil 

einerArtillerie zu jenem Corps für die Zeit floßen laſſe, in 
Dritter Theil. 39 
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welcher benjelben eine Verflärfung diefer Art nothwendig fein 
wird. So lange die militäriihen Nüdfichten obwalten, welde 
dieſe Detachirung veranlaßten, ift es immer nur ein und dafjelbe 
Corps, von welchem jene Waffengattungen entfendet wurden. 
Hört aber deßwegen die Entſendung auf, eine zeitliche zu fein? 
Gewiß nicht! Was macht fie aber zu einer zeitlichen? Der Um⸗ 
ftand und nur der Umftand allein, daß der Zwed, der daburdy 
erreicht werden ſoll, ein vorübergehender, jelbft nur ein zeitlicher ift. 


Kein Unbefangener vermag die Richtigkeit dieſes Raifonne- 
ments und deſſen NRejultat zu bezweifeln, dad eben jo wohl aus 
der Natur der DVerhältniffe, ald aus den Verhandlungen der 
Techniker in der Milttärcommiffion über die Neferve abgeleitet 
wurde: denn, wie dort ($. 24 dieſes Vortrags) die Bildung der 
Neferve, jo muß überhaupt die außerordentliche Bildung einer 
jeden Maſſe, wodurch einzelne Heeresabtheilungen verftärkt werben 
jollen, von militärischen Rüdfichten, welche Die Operationsplane 
des Oberfeldherrn zu nehmen gebieten, abhängig gemacht und 
auf Die Dauer jener Rüdfichten befchränft werben. 


Kann nun die Crjagleiftung an die zweite Divifion Des 
neunten Corps als eine, durch militärifche Nüdfichten gebotene, 
aus bem Operationsplane des Oberfeldherrn mit Nothiwendigfeit 
hervorgehende, nur in irgend einem vorübergehenden Beitpunfte 
erforderliche, zeitliche Verftärfung dieſes Corps angefehen und 
kaun dem Oberfeldherrn, der nur zeitliche Detachirungen anzu: 
ordnen berechtigt fein ſoll, eine folche für einen bleibenden Zweck 
erforderliche Detachirung überlaffen fein und überlaffen werden? 


Eine ſolche Aushülfe, wie die, welche das neunte Corps 
verlangt, und ihm, nach der Präfidial:PBropofition, auch geleiftet 
werden fol, Fann der Oberfelbherr, in Folge der beſtehenden 
Geſetzgebung, nad) feinem Ermeſſen, nicht verfügen und eine 
jolde Ermächtigung kann ihm au, weder in einem durch 
Mehrheit der Stimmen zu faſſenden Bundesbefchluffe, noch in 
einer bejondern Inſtruction, ertheilt werben, da ſowohl jenem als 
dieſer, der Art. 16. der Kriegsverfaſſung in” ihren allgemeinen 
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Umriſſen ‚und wejentlichen Beſtimmungen von jedem einzelnen 
Bundesgliede entgegen gejeßt werben kaun. 

In allen Erörterungen über die dem Oberfeldherrn und 
jeinem Ermeſſen anheim gegebenen Detadhirungen, ift nur von 
ſolchen Die Rebe, welche militärische Rüdfichten, Die Durch Die 
von bem Oberfeldherrn bejchlöfjenen Operationen geboten werben, 
noͤthig machen und Deren Dauer nur auf Die Dauer jener Rüd: 
fichten beichränft ift. 

Eine folche Detachtrung kann die Bundeöverfammlung dem 
Oberfeldherrn gar nicht zur Pflicht machen: denn fie ift von 
folchen militäriichen Rückſichten abhängig, die fi zum Voraus 
gar nicht berechnen laſſen und deren Beurtheilung dem Feldherrn 
bereitö überlafjen tft, indem, nach Art. 15 deſſelben Geſetzes, 
feinem Ermefjen die Beflimmung und Ausführung des Operations 
plans ganz und gar anheim geftellt ift. 

Eine andere Detachirung anzuordnen, tft aber der Ober: 
feldherr nicht befugt, am wenigiten aber eine ſolche anzuordnen, 
welche zum Zwecke hat, der urfprünglich fehlerhaften Organifation 
eines einzelnen Armecorps abznhelfen, indem er die eine oder 
andere Waffengattung defjelben, Behufs des gewöhnlichen und 
ordentlichen Dienftes, durch Detachiruugen verftärkt. 

Die Organifation des Armeecorps, aljo auch das Verhältniß 
der Waffengattungen in denfelben, Tiegt außerhalb der Beur- 
theilung und ber Befugnifje des Oberfeldherrn. 

Das BVerhältniß der Waffengattungen ift nicht willfürlich, 
fondern, auf dem Grunde einer wiſſenſchaftlichen Prüfung, gejeßlich 
und zwar in der Abficht feftgefebt worden, Damit jedes Armeecorps, 
gleich ſchlagfertig jet, ohne — wie fih, nad) $. 3. Num. 2. 
dieſes Vortrags, die Hannöverifche Abftimmung ausdrüdte — zu 
dieſem Zwede erfi der Aushülfe Anderer zu bedürfen. 

Hieraus folgt nothwendigermweife, 

1) daß der gewöhnliche ordentliche Dienft, auf den Die Schlag⸗ 
fertigfeit berechnet ift, auch von jedem Armeecorps, ohne Aushülfe, 
verrichtet werden müfje, weil angenommen werden muß, baß es 
die hierzu erforderliche Organiſation wirklich erhalten habe: 

39* 
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2) daß Detachirungen, welche die fehlerhafte Organiſation 
eines Armeecorps, wodurch daſſelbe unfähig gemacht wird, ven 
gewöhnlichen ordentlichen Dienft, ohne feine Schlagfertigfeit ein- 
zubüßen, zu verrichten, fortwährend ergänzen jollen, im Sinne 
der Gefebgebung, unter die zeitlichen nicht gerechnet werben 
fönnen, wenn gleich die dazu beſtimmten Truppen von Zeit zu 
Zeit abgelöft werden follten; und Daß aljo 

3) die oben aufgeworfene Frage: 

ob, zufolge der Grundzüge der Kriegsverfaſſung bes Bundes, 
der Oberfeldherr wirklich Die Befugniß habe, nach feinem Er: 
meſſen, alle und jede Art von Detachirungen, und namentlich 
die hier in Vorſchlag gebrachte, vorzunehmen und ob fie ihm, 
wenn er dieje Befugniß nicht hat, anders, ald durch Einhelligfeit 
der Stimmen, nody übertragen werden könne? 

ichlechthin verneint werden müfje. 

Eine ſolche Detachirung, wie die in Vorſchlag gebrachte, 
müßte alſo von der Bundesverfammlung ein für allemal und in 
der Art befchloffen werden, daß die Corps und deren Turnus, 
und deſſen Dauer feft beftimmt würden. 

Geſchaͤhe dieß aber, jo fände die damit beabfichtigte Aus- 
bülfe wieder ganz Kar in dem Lichte der Vertretung da, und 
zwar in dem einer ſolchen Vertretung, die nur auf freiwilliger 
Uebereinkunft der Betheiligen beruhen kann. 

$. 32. Um dieſes Licht zu verbunfeln, ift, von einer Seite 
ber, eine neue Theorie aufgeftellt worden, welche, weil ſich bei 
den Discnffionen im Bundestags-Ausſchuſſe ausdrücklich darauf 
bezogen wurde, eine weitere Erörterung nöthig macht. 

Es wird darin behauptet, daß über die Nafjauifche Gontingent: 
ftellung, unter Zugrundelegung der Prafidial-Propofition vom 
7. December 1821, durch Stimmenmehrheit entfchieven werden 
fönne. 

Dieje Behauptung joll durch folgende Säke gerechtfertigt 
werben: 

1) Die Schlußfaſſung im eugern Mathe, alfo nad Stimmen- 
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mehrheit, bildet, nah Urt. 11 der Schlußacte, wie nach der 
Bundesacte, Die Regel. 

2) Eine Befreiung oder eine Ausnahme von der Regel, zu 
Gunften eines Ginzelnen, ift Fein Geſetz, ſondern eine fpecielle 
Gonftitution, Die nur ſehr uneigentlich ein Gefeh genannt werben 
koͤnnte. | 

Bon der Abfaſſung neuer Grundgefeße, von Abänderung der 
beftehenden, von organiichen Einrichtungen Tann auf ſolche DBe- 
freiungen fein Schluß gemacht werben. 

Dieß um jo weniger, ald in dem 14. Artikel der Schlußacte 
feftgejeßt wurde, daß die Ausführung organifcher Einrichtungen, 
im Einzelnen, der engern Verſammlung überlaffen jein fol; der 
engern Verſammlung muß Daher auch die Anwendung und Aus: 
führung des 7. Artifeld der Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen 
Umriffen und weſentlichen Beftimmungen überlaffen bleiben. 

3) Bei allen Befreiungen oder Ausnahmen von Der Regel 
fommt es, nach dem 15. Artifel der Schlußacte, wefentlich Darauf 
an, ob Betheiligte, deren Yuflimmung erforderlich ift, vorhanden 
find oder nicht, 

Denn nur in dem Falle, wo einzelne Bundesglieder eine 
befondere, nicht in der Verpflichtung Aller Begriffene Leiftung oder 
Verwilligung, für den Bund, zugemuthet werben follte, Tan, 
ohne freie Zuſtimmung jämmtlicher Betheiligten, Fein dieſelben 
verbindender Beſchluß gefaßt werben. 

4) Zwiſchen dem Verhältnifie des Einzelnen zu dem Einzelnen, 
und dem Verhältnifje zwiſchen Mehreren in einem gejellfchaftlichen 
Vereine waltet die Verjchiedenheit vor, daß dieſer gejellfchaftliche 
Berein, wenn er fih, und zwar nach dem Maasſtabe der Gejebe 
des Vereins, d. h. nach dem Maasftabe, wie die Abſtimmungen 
auch die Difjentirenden verpflichten, für Die Bewilligung ausfpricht, 
eine moralifche Perſon bildet, wenn gleich einzelne Mitglieder des 
Vereins anderer Meinung find, ftatt, Daß in dem Verhältniſſe 
des Einzelnen zum Einzelnen der Ginzelne einwilligen muß. 

5) Dieb führt auf folgendes Prinzip: Wenn, bei Einrichtung 
der Milttärverfaflung des deutſchen Bundes, durch eine nachgeſucht 
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werdende Ausnahme von ber Regel, ein einzelned oder mehrere 
einzelne Bundesglieder allein beläftigt werben, — dann ift_deren 
Buftimmung erforderlich; wenn aber die durch eine ſolche Aus- 
nahme oder Befreiung entftehende Beläftigung von allen Bundes- 
gliedern, mit Berüdfihtigung der vorwaltenden Umflände und 
gegenfeitigen Vortheile, verhältnigmäßig übernommen und getragen 
wird — dann enifcheidet Stimmenmehrheit. 

Durch Stimmenmehrheit wird, nad) den Geſetzen des Bundes: 
vereind, in dem lebteren Falle, die größere Belaͤſtigung in eine, 
in der gemeinfamen Verpflichtung Aller begriffene, Leiſtung ober 
Berwilligung verwandelt, und es waltet jener, in dem Art, 15 
der Schlußacte benannte Umſtand, daß einzelnen Bundesgliedern 
eine bejondere, nicht in der gemeinfamen Verpflichtung aller be- 
griffene,, Leiftung oder Verwilligung für den Bund zugemuthet 
werde, nicht vor. 

6) Aus diefem Princip folgt 

1) daß über die Naflauifche : Sontingentflellung, idurch 
Stimmenmehrheit, unter Zugrundelegung der Präfidial-Propofition 
vom 7. December 1821, entfchieden werden fünne, 

Die daraus erwachjende Beläftigung wird von allen Bundes- 
gliedern verhältnigmäßig übernommen und getragen; dem Ermeſſen 
der Mehrheit muß überlaflen werden, ob die aus der geflattet 
werdenden Ausnahme entftehende Beläftigung, durch den für das 
Ganze dadurch erwachlenden Vortheil, überwogen werde. 

Es wird der Artikel 14 der Schlußacte zur Anwendung 
gebracht. 

Aus jenem Princip folgt 

2) daß die Befreiung der gemijchten Armeecorp&”von der 
Detadhirung zur großen Cavallerie- und Artillerie-Rejerve, immer 
nad) dem Verhältniſſe ihrer Reiterei und Artillerie verflanden, 
nur unter Zuſtimmung der Staaten oder ungemifchten Armee- 
corp8 verlangt werden Tann, weil nur Diefen uud nicht dem 
Ganzen Beläftigung daraus erwaͤchſt, und Diefe BVeläftigunginur 
von diefen, nicht aber verhältnißmäßig von dem Ganzen zu 
tragen fein würde. 
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Man Hat zwei Einwendungen, welche gegen dieje ſechs Theſen 
gemacht werben Fönnten, vorausgelehen, und bat ihnen daher 
einen Nachſatz, der jenen Einwendungen begegnen joll, gegeben. 
Er lautet wörtlid fo: 

7) Man wende nicht ein 

a) auch derjenige, der die Befreiung juche, gehöre zu dem 
Ganzen, diefer könne aber unmöglich mit an der Beläftigung 
tragen, weil er fonft nicht um die Befreiung nachſuchen würde, 
Denn, das Geſuch um Befreiung muß natürlich mit irgend etwas 
begründet werden, was iu Rüdficht ded Ganzen Berüdfichtigung 
verdient, oder Diefem in anderer Weiſe gu Statten fommt. Gerade 
das, ob der eine oder andere Fall eintritt, jol dur Stimmen- 
mebrheit, und biermit über Die nachgeluchte Ausnahme ſelbſt, 
entſchieden werden. 

Man wende ferner nicht ein: 

b) Wenn der Einzelne, im Verhältniffe zu dem Einzelnen, 
wider Willen, nicht beläftigt werden könne, jo dürfte, auch in 
einem gejelfchaftlichen Vereine, der Einzelne nicht beläftigt werben. 
Denn, bei Seite gejeht, daß angefehene Rechtslehrer behaupten, 
nad) dem Naturrechte entjcheite, in gleichen Geſellſchaften, Die 
Mehrheit der Stimmen, wenn nicht das Gegentheil bejonders 
feftgejeßt jei; bei Seite gejegt, daß überhaupt Das jus sociale 
intrinsecum,, zwar Rechte gewährt, aber auch wieder durch Auf- 
legung von Verbindlichkeiten die Freiheit Des Handelns (Art. 2 
und 3 der Schlußacte) bejchräntt; jo ift Dargethan worden, daß, 
nach der Bundesgefehgebung, Die Mehrheit darüber zu entjcheiden 
habe, ob wirklich eine Beläftigung für das Ganze, oder eine 
Solche, welche nicht Durch einen Vortheil in andern Rüdfichten 
hberwogen werde, entftehe. 

Das Ermeflen der Mehrheit der Bundesverfammlung muß 
hierin eben fo gültig fein, wie das des Einzelnen im Verhältnifie 
zu dem Einzelnen, da der Ausſpruch der Mehrheit Der Bundes 
verfammlung, in diefem Falle, den einftimmigen Ausfpruch derjelben 
darftellt. 

Beleuchten wir diefe Saͤtze nun näher, fo dürfte ſich ergeben, 


616 


daß auch fie auf irrige Prämiffen gegründet, und daß aljo auch 
die Daraus gezogenen Folgerungen irrig find 

8. 33. Die in jenen ſechs Säßen enthaltene Theorie, welche, 
zur Unterftüßung des Nafjauifchen Anſpruchs, auf eine Ausnahme 
von der Regel — deun daß fi) darauf der Naſſauiſche Anſpruch 
rebucire, wird darin ausdrüdlid zugegeben — aufgeftellt wird, 
ericheint nicht uur in dieſem beſondern Kalle, auf welchen fie 
dermalen angewendet werden fol, als eine einzelne Bundeöglieder 
jehr gefährende, indem einerfeitd die zum Erſatze des Raffauifchen 
Cavallerie⸗Contingents in Vorſchlag gebrachte Detachirung, welche 
Dadurch gerechtfertigt werden joll, wenn auch nicht immer, doch 
in der Regel, auf Die gemijchten Corps fallen, und deren Formation 
zerreißen würde, und indem andererſeits der Oberfeldherr, auch 
bei dem beiten Willen, dann, wenn die Detachirung nicht oft ge 
wechjelt werben joll, die Entbehrlichleit der Kavallerie bei einer 
oder der andern Truppe, für Die Dauer einer ſolchen Detachirung, 
ganz unmöglich beurtheilen Tann, mithin, vorfommenden Falls, 
die Schlagfertigfeit des einzelnen Corps, von welchem detachirt 
wurde, leiden, oder immer neue Detadhirungen angeordnet werben 
müßten; jene Theorie — jagen wir — erſcheint nicht nur in 
dieſem befondern Falle, ald eine einzelne Bundesglieder gefährbende, 
jondern fie erjcheint auch im Allgemeinen und für alle Bundes⸗ 
glieder höchſt gefährlih, da die Anwendung derjelben auch auf 
andere Falle dahin führen würde, daß eine einverflandene Majorität, 
Durch gehäufte Ausnahmen, jede Beſtimmung eines organischen 
Geſetzes unvollfländig machen und das vertragsmäßige Verhaͤltniß 
der Rechte und Verpflichtungen der Bundesglieder gar leicht ab- 
ändern koͤnnte. 

Da indefjen vor feiner Wahrheit erfchroden zurüdzutreten 
ift; jo kommt auch hier alles nur darauf an, ob uns in jener 
Theorie wirflih eine Wahrheit oder nur der Schein einer 
Wahrheit gegeben worden jet, der vor dem Lichte unbefangener 
Prüfung verſchwinden müſſe. 

Eine naͤhere Beleuchtung der aufgeſtellten ſechs Saͤtze wird 
aber zu der Ueberzeugung führen, daß die ganze Theorie nur 
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auf einem Trugſchluſſe beruhe, dem nämlich, daß — weil fich in 
der Bundesgejeßgebung Feine ausdrüdliche Beſtimmung finde, 
durch welche die Befugniß der Bundesverfanmlung, Ausnahmen 
von einer Regel zu machen, oder Befreiungen zuzugeflehen, der 
Entjeheidung der Mehrheit entzogen werde — folche Ausnahmen 
oder Befreiungen noihwendig durch Stimmenmehrheit im engern 
Rathe müßten ertheilt oder zugeftanden werben Tönnen. 

Sollte jo gejchloffen werden koͤnnen; fo müßten fich doch vor 
allen Dingen in der Bundeögejeßgebung Beftimmungen nachweiſen 
lafjen, durch welche der Bundesverfammlung überhaupt die Be⸗ 
fugniß eingeräumt worden wäre, anders als auf dem Wege des 
freien Vertrags, zu Gunften Ginzelner, Ausnahmen von der 
Negel zu machen, und Befreiungen zu ertheilen. Solche Be- 
flimmungen können aber nicht nachgewielen werden, weil bie 
Bundesgejeßgebung dergleichen gar nicht enthält. Hieraus folgt 
nothwendig, daß, weil über die Befugniß der Bundesverſammlung, 
zu Gunften Einzelner, Ausnahmen zu machen, gar nichts feſtgeſetzt 
wurde, auch über Die Art, wie fie zu machen feien, nichts beſtimmt 
werden fonnte, und Daß aljo daraus, Daß Darüber nichts beitimmt 
wurde, nicht gefolgert werben fonnte, was Daraus gefolgert werben 
wollte, daß nämlidy Die Ausnahmen von der Regel ſolchen Be: 
ſchlüſſen vorbehalten feien, welche die Mehrheit im engern Rathe 
fallen koͤnne. 

F. 34. Auf diefe Vorbemerfung möge num die Prüfung der 
einzelnen Säße felbit folgen. 


A. 

„Die Schlußfaffung im engeren Rathe, nad) Stimmenmehrheit, 
bildet, nah Art. 11 der Schlußacte, Die Regel”. 

Hieraus wird gefolgert, Daß dieſe Form der Schlußfaffung 
bei allen Gegenftänden ftatt finden müfle, welche Die Bundesacte 
oder fpätere Bejchlüffe nicht beſtimmt davon ausgenommen habe, 

Warum wird bier, aus dem Art. 11 der Schlußacte, nur 
diefe negative Beſtimmung der Berathungsgegenflände, welche 
der Stimmenmehrheit zugewiejen find, berausgehoben ? 

Es fei erlaubt, bier auch Die pofitive hinzuzufügen. Das 
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Geſetz jagt: Diefe Form der Schlußfaffung findet in allen Fällen 
ftatt, wo bereits feſtſtehende allgemeine Grundjäße in An- 
wenbung, oder beſchloſſene Gefege und Einrichtungen zur 
Ausführung zu bringen find. 

Daraus folgt aber, daß, wo es fi nur um die Aufrechter- 
haltung bereits feftftehender allgemeiner Grundfäße in ihrer An⸗ 
wendung, oder um die Aufrechterhaltung bereit befchlofjener 
Geſetze und Einrichtungen in der Ausführung handelt, die Ent- 
ſcheidung durch Stimmenmehrheit ausgeſchloſſen ift. 

Diefe Folgerung muß um fo gewifjer als richtig anerkannt 
werden, da der Bund ein Verein gleich berechtigter Mitglieder 
iſt. Sft er aber diefes, jo Tann, eben weil das Verhaͤltniß der 
Bundesglieder ein rein vertragsmäßiges ift, von einer Entjcheidung 
durch Stimmenmehrheit nur dann und nur da, wann und wo 
die Glieder des Vereins fich foldher zu unterwerfen ausdrüdlich, 
ober, wo es fih um nothwendige Folgen ans den beftimmten 
BZweden des Vereins handelt, ober die Zuflimmung aus Hand: 
lungen, die den Worten gleich geachtet werden müfjen, gefolgert 
werden kann — auch ſtillſchweigend erklärt haben. 

Ueber gleiche Vertheilung der mit der SKriegseinrichtung bes 
Bundes verbundenen Laften haben fi} Die Mitglieder des Bundes, 
durh den Beichluß vom 9. April 1821, bereit3 einflimmig 
vertragen; Kriegsverfaflung des deutſchen Bundes in ihren all» 
gemeinen Umrifjen und wejentlichen Beftimmungen, Art. 1 u. 23, 
inöbefondere auch über Feſtſetzung des Verhaͤltniſſes der Waffen⸗ 
gattungen nach den Grundjäßen der neueren Kriegskunſt am angef. 
Orte Art, 2, und dieß letztere nicht. etwa nur in Beziehung auf 
das Heer im Ganzen, fondern auch in Beziehung auf Die 
einzelnen Armeecorps, aus welchen das Heer beftehen ſoll, weil 
biefe ſonſt nicht, wie Doch am angef. Orte Art. 4 gejchehen, volls 
ftändig gebildete hätten genannt werben Fönnen. 

Eben dadurch aber, daß die Bundesglieder, in der Voraus 
jegung einer durch die Geſetze ihres Vereins vorgejchriebenen 
Nothwendigkeit, dieſen Gegenftand nur zu einer freien Vereinigung 
geeignet erfannten, haben fie zugleich, in Anfehung aller darin 
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aufgenommenen Beftimmungen, eine Entfcheibung durch bie für 
andere Fälle zugelafjene Stimmenmehrheit ausgeſchloſſen. 

Jede Abweichung hiervon, jede Ausnahme, welche ja nichts 
anders als eine Abänderung jener Beſtimmungen für einen einzelnen 
Hall ift, Fann daher nur durch einen neuen Vertrag, der, wie der 
abzuändernde, auch wieder: der Einhelligfeit bedarf, gerechtfertigt 
werben, 

Kur jo weit, als es in Uebereinſtimmung mit dieſen ver- 
tragdmäßigen Beflimmungen und den allgemeinen Zwecken ges 
Ihehen Fann, darf, bei der Anwendung und Ausführung jener 
Beſtimmungen, bie Mehrheit auf die Verhältniffe und Intereſſen 
einzelner Bundesſtaaten, nach Art. 7 der angeführten Kriegsver⸗ 
faſſung, Rüdficht nehmen. 

So weit joll fie auch gehen; aber fie kann nicht weiter gehen, 
ohne die bereit pactdcirten Beftimmungen mit fich felber in 
offenbaren Widerfprudy zu feßen. 

Da die gleiche Vertheilung der Laften fo, wie fie zur Zeit 
des Vertrags als Gegenftand der Bertbeilung befannt waren, 
and, in Beziehung auf das Berhältniß der Waffengattungen, 
durch das Urtheil von Kunftverfiändigen, auf welches (a. a. O. 
Art. 2) fompromirt wurde, inzwijchen. ihre nähere Beitimmung 
erhielten, da, jagen wir, Die gleiche Vertheilung jener Laſten eine 
ansbrüdliche Vertragsbeſtimmung war, welche ber Stimmenmehrheit 
nicht überlaffen werden wollte und nad) dem Fundamental-Statut 
de3 Bundes nicht überlaffen zu werben brauchte; jo tft auch jede 
von dieſer urjprünglichen und vertragmäßigen Bertheilung ab- 
weichende Vertheilung der Laften, und eine dadurch herbeigeführte 
Ausnahme von der Regel, ausdrädlich ausgefchloflen, und bie 
Frage, ob die Befugniß zu Diefer Ausnahme der Bundesver⸗ 
fammlung ſtillſchweigend übertragen worden jei, wird eine ganz 
überflüſſige. 

Auch nach der poſitiven Geſetzgebung des Bundes, (Schluß⸗ 
acte Art. 16) kann, ſelbſt für den Bund und deſſen Vortheile, 
(gleichviel, ob Einem oder mehreren Einzelnen) Teine bejondere, 
nicht in den gemeinfamen Verpflichtungen Aller liegende, Leiftung 
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oder Verwilligung, ohne freie Zuftimmung jämmtlicher Betheiligten, 
zugemuthet werden. Worin aber, in dem vorliegenden Falle, Die 
gemeinfame Verpflichtung Aller beftehe, iſt durch den vertrags- 
mäßig errichteten Bundestagsſchluß vom 9, April 1821 Har und 
deutlich bereit8 beftimmt worden. 

Werden nun, nach dieſen Grundfäben, welchen den Charakter 
bloßer Scheingrundfäße aufzubringen wohl ſchwerlich gelingen 
dürfte, die nachfolgenden fünf Säge beurtheilt; jo dürfte das 
vorläufig ſchon ausgejprochene Nefultat wohl als ein nothwendiges 
und normirendes erfcheinen. 

B. 
1. 

$. 35. „Eine Befreiung oder Ausnahme von der Regel, 
zu Gunſten eines Einzelnen, it fein Geſetz, fondern nur eine 
jpecielle Gonftitution, Die nur uneigentlich ein Gefeb genannt 
werden konnte“. 

Es wird geftattet fein, diefer Behauptung zu widerfprechen, 
ba berühmte NRechtögelehrte, 3. B. Thibant, in feinem Syſteme 
des Pandekten⸗Rechts, Die verſchiedenen Arten der Gonftitutionen, 
und namentlid Die Materie von der fpeciellen Gonftitution, in 
demjenigen Theile feines Syſtems vorträgt, in welchem er von 
dem Umfange der Geſetze handelt. 

Auch Glüd, in feiner Erläuterung der Pandekten, beginnt 
die Entwidelung der römischen und heutigen Begriffe von Conſti⸗ 
tutionen der Negenten mit den einleitenden Worten: Unter ben 
jo verfchiebenartigen Gejeßgattungen der Römer zeichnet ſich nun 
vorzüglich, Durch Reichhaltigfeit an Rechtsprincipien, welche Durch 
diefelbe eingeführt worden find, Diefenige aus, welche und unter 
dem Namen Constitutiones prineipum Die Fragmente dieſes Titels 
(De constit. princip.) fennen lehren. 

Allerdings find dieſe constitutiones principum, Durch welche, 
nach) Hellfeld, exemtio a jure communi gemacht wird, Gefeße und 
zwar Gejeße, welche zur Zeit Hadrians in Gang kamen und fi 
von andern Gejeben nur Dadurch unterſchieden, Daß fte, weil ſie 
als jura ab ipsis imperatoribus cunstituta angefeben wurben, 
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vermöge der, den Römischen Kaiſern durch Die Legem regiam 
übertragenen, hoöchſten Staatögewalt, Bloß nach ihrem Gutduͤnken 
und ohne befondere Beiftimmung des Senat3 und Volks, abge⸗ 
faßt und den Untertanen dennoch als verbindliche Geſetze publictrt 
wurden, während bie Ertheilung anderer Geſetze an jene ver: 
faflungsmäßigen Formen gefnüpft waren. 

Daß die Einführung folder Gejebe in einem Bunde, der 
gar Feine Untertbanen bat, und deſſen Errichtung auf lauter ver- 
tragsmäßigen Befimmungen, durch welche Rechte und Pflichten 
gegenfeitig feitgejeßt find, beruht, ein Unding fein würde, bedarf 
feiner Ausführung. 

Es war aber freilich nöthig, den Act, wodurch Ausnahmen 
von einer Regel, von bem gemeinen Bundesrechte, conftituirt 
werden follen, von dem Charakter eines Geſetzes zu entEleiden, 
weil es jonft gar zu einleuchtend gewejen wäre, daß der engere 
Nath Durch ein von ihm ausgehendes Geſetz, ein Geſetz, welches 
das Plenum gegeben, zu mobifteiren oder, für einen einzelnen 
Fall, abzuändern ſchlechthin unfähig fei, Daß alfo eine Ausnahme 
pon dem gemeinen Bunbesrechte nur von dem Plenum jelber, 
auf gültige Weile, gemacht werben koͤnne. 

2, 


$. 36. „Von der Abfaflung neuer Grundgefege, von Ab- 
änderung der beftehenden, von organiſchen Einrichtungen ꝛc. kann 
auf ſolche Befreiungen oder Ausnahmen von Der Regel fein Bes 
Schluß gemacht werden”. 

Bon den Bedingungen, unter welchen neue Grundgeſetze ges 
macht, oder beftehende abgeändert, und organiſche Einrichtungen 
getroffen oder modificirt werden Fönnen, kann nicht allein, fondern 
ed muß vielmehr der Schluß auch auf die Bedingungen gemacht 
werben, unter welchen allein Ausnahmen von Gejeben und 
Bundeseinrichtungen wirklich zugeftanden werden bürfen. 

Geſetzt au, was aber nady der fo eben gegebenen Aus- 
führung nicht zugegeben zu werben braucht, daß fpecielle Gonfti- 
tutionen zu den Gejehen nicht gerechnet werben koͤnnten; fo ift 
doch jo viel Har, und auch von der andern Seite zugeftanden 
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worden, daß folche fpecielle Gonftitutionen, welche eine Exemtion 
bon bem gemeinen Rechte flatuiren, von niemand als von bem 
Gejeßgeber oder — um auch eine Annahme, worauf von der 
andern Seite ein gewiſſes Gewicht gelegt werben will, zu be⸗ 
rüdfichtigen — von denen, welchen diefer dad Recht dazu delegirt 
hat, gegeben werden können. 

Die Bundesverfafjung, als das beftändige verfaffungsmäßige 
Drgan des Bundeswillend und Bundeshanbelns, ftellt den Bund 
in feiner Geſammtheit vor, daher ift fie e8 auch, welche ihn in 
feiner Eigenſchaft als Gejehgeber darftellt. 

Wem fol alfo der Bund die gejeßgebende Gewalt delegirt haben? 

Iſt nun der in der Bundesverfammlung dargeftellte Bund 
der Gejebgeber, weldyer allein Ausnahmen von dem gemeinen 
Bundesrechte und ben dazu gehörenden einzelnen vertragsmäßig 
errichteten Geſetzen machen kann, jo wird auch zugegeben werben 
müflen, daß die Geftattung einer Ausnahme von einem Gefeße, 
welches, bei vorhandener Einhelligfeit der Stimmen, nur das 
Plenum geben Eonnte, auch ‚wieder Einhelligkeit der Stimmen im 
Pleno vorausfepe; Daß ſomit eine Ausnahme von fol” einem 
Geſetze nie und unter Feiner Bedingung von dem engern Rathe 
durch Stimmenmehrheit ftatuirt werden Fönne. 

Diejed Verbältniß läßt fich jehr anfchauli machen. Man 
denfe fich nur, der Bund babe zum Organ feines Willens und 
Handelns ftatt einer, zwei abgejonderte VBerfammlungen conftituixt, 
und jede Diefer beiden Verjammlungen würde von ben einzelnen 
Regierungen mit eigenen Bevollmächtigten beſchickt. Der einen 
diefer Verfanmlungen wären die Attributionen des Plenums der 
Bundesverfammlung, ber andern aber Die des engern Raths bei- 
gelegt. Jene habe das Geſetz vom 9. April 1821 gegeben, diejer 
aber fei die Anwendung defjelben bei der nähern Ausführung 
zugewiejen worden. 

Würde fih num die letztere Verfammlung ober der engere 
Rath für ermächtigt halten, und würde die erflere, wenn jene es 
behaupten wollte, ihr geftatten, von biefem Gefete eine Ausnahme 
zu Gunſten eines Einzelnen zu machen? Gewiß nicht! Die an 
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die Stelle des engern Rath getretene Verſammlung würde fich, 
in Beziehung auf ſolche Anforderungen, für incompetent erklären 
und den Forbernden an die an Die Stelle des Plenums getretene 
Verfammlung verweifen, indem eine Befreiung oder eine Aus» 
nahme von einer gejeßlihen Beflimmung immer eine Abänderung 
des Gejeges für einen einzelnen Fall involvirt, dieſe aber, wenn 
das Geſetz felber nicht zu einem bloß illuforiichen gemacht werden 
fol, nur wieder in der Form eines Geſetzes und aljo nur von 
dem Geſetzgeber jelbft bewilligt werben kann. 

Oder fol das Plenum die ihm zuftehende gejeßgebende Ge- 
walt in dem vorliegenden Falle, etwa Durch den 7. Art. der Kriegs⸗ 
verfaffung in ihren allgemeinen Umriffen und wefentlicyen Beftim- 
mungen, auf den engern Rath übergetragen haben? 

Daß dieß nicht gefchehen, daß überhaupt die Natur jenes 
in den abgejonderten Verfammlungen Dargeftellten Verhältnifjes 
durdy den 7. Art. der SKriegdverfaffung nicht verändert worden 
jei, wird bei der Beleuchtung des folgenden Abſchnitts des zweiten 
Satzes jofort erwiejen werben. 

$. 37. „Su dem 14. Artikel der Schlußacte ift feftgejekt, 
Daß die Ausführung organischer Einrichtungen im Einzelnen der 
engern Verſammlung überlaffen fein fol; der engern Verſammlung 
muß daher auch die Anwendung und Ausführung des 7. Artikels 
der Kriegsverfaffung in ihren allgemeinen Umriſſen und wejent- 
lihen Beftimmungen überlaffen bleiben”, 

Weit davon entfernt, Daß der angeführte 14. Artifel der 
Schlußacte dasjenige, was daraus gefolgert wird, beweiſe, beweiſt 
er, fobald jener Artifel recht verfianden wird, gerade das Gegen: 
theil davon. 

„Was insbejondere” — fo lautet jener Artikel — „die or⸗ 
ganischen Einrichtungen betrifft, jo muß nicht nur über die Vor⸗ 
frage, ob foldye unter den vorwaltenden Umftänden nöthig find, 
fondern aud) fiber Entwinf und Anlage derfelben in ihren allge: 
meinen Umrifjen und wejentlichen Beftimmungen, im Plenun und 
durch Einhelligfeit entf hieden werden. Wenn die Entfcheidung 
zu Gunſten der vorgeichhlagenen Ginrichtung ausgefallen ift, jo 
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bleiben die fämmtlichen weitern Verhandlungen über die Aus⸗ 
führung im Einzelnen der engern Berfammlung überlaffen, welche 
alle Dabei noch vorkommenden Fragen durch Stimmenmehrheit 
entſcheidet“. 

Gerade aus dieſem Artifel geht hervor, 

a. daß die engere Verſammlung, eben weil ihr nur die Aus⸗ 
führung der organiichen Einrichtungen überlafien wurde, an dem 
Entwurfe und der Anlage Derjelben in ihren allgemeinen Umriffen 
und wejentlichen Beflimmungen, Die von dem Pleno ausgiengen, 
ganz und gar nichts abändern, nichts modificiren und Teine Aus- 
nahme davon ftatuiren Darf; und daß mithin 

b. der 7. Artikel des Entwurfd und der Anlage der orga- 
niſchen Einrichtung eines Bundesheeres in ihren allgemeinen Um» 
riſſen und wefentlichen Beftimmungen, den engern Rath zwar, auf 
befondere Verhältniffe, die in feinen Wirfungsfreis, d. h. bei der 
Ausführung des Allgemeinen ins Einzelne gehören, Rüdficht zu 
nehmen berechtigt; keineswegs aber dazu, daß er dieſe Rüdfichten 
in ein, ibm ganz fremdes, feiner Einwirkung völlig entzogenes 
Gebiet, in das Gebiet des Plenums, hinüber fpielen dürfe. 

Denn ehe der engere Rath irgend etwas im Einzelnen aus- 
führen kann, muß ihm vom Pleno ſchon gegeben fein, was er 
ausführen fol. Un diejes Hat er fi), indem er das Allgemeine 
und Wefentlihe im Pleno zur Reife und Ausführung bringt, 
ftreng zu halten, 

Dieß ſoll nun Kar nachgewiejen werden. 

a. Die engere Berfammlung Tann und darf, eben weil ihr 
nur die Ausführung der organischen Einrichtungen überlafjen 
wurde, an dem Entwurfe und der Anlage der Kriegsverfafjung 
in ihren allgemeinen Umrifien und wejentlichen Beſtimmungen, 
die von dem Pleno ausgiengen, nicht3 abändern, nichts modifieiren 
und auch Feine Ausnahme Davon machen. 

Was unter allgemeinen Umriffen und wejentlichen Beftim- 
mungen verftanden werben müfle, Tonnte gar nicht zweifelhaft fein. 

In dem Entwurfe und der Anlage einer organischen Bundes- 
einrichtung fol eben nichts anders enthalten fein, ald Allgemeines 
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und Wejentliches, nichts aber von Dem, wodurch die allgemeinen 
Umriſſe erft ausgefüllt und Feine ſolche Beſtimmungen, welche, 
weil fie zufällige find, den wejentlichen Beflimmungen unter: 
geordnet werden können und müflen. 

Diejer Sinn jener Ausdrüde geht ſchon daraus hervor, Daß, 
in einem und demfelben Artikel, die allgemeinen Umriffe und 
wejentlichen Beftimmungen den Verhandlungen im Einzelnen ent- 
gegengejeßt werden; wenn aber auch über den Sinn dieſes Arti⸗ 
feld an ſich noch irgend eine Ungewißheit obwalten follte, was 
fein Unbefangener behaupten dürfte, jo Fann fie Durch Die über 
denfelben gepflogenen Verhandlungen, weldye über Die Abſicht des 
Geſetzgebers gar feinen Zweifel mehr lafjen, auf die befriedigenpfte 
Weiſe befeitigt werden. 

Es fei erlaubt, an das zu erinnern, was in dem vertraulichen 
Theile der 11. Sißung vom Jahre 1821 von dem präſidirenden 
Gejandten über den Gang, den jene Verhandlungen genommen 
in Der Abficht vorgetragen wurde, um zu beweifen, daß, bei dem 
Entwurfe der Kriegsverfaflung in ihren allgemeinen Umrifjen und 
wejentlichen Beftimmungen, die Artifel 13 und 14 der Schluß: 
acte richtig verflanden und richtig angewendet worden feien. 

Dort find vollftändig die Anfichten entwidelt, nad) welchen 
die Kriegöverfaffung in ihren allgemeinen Umriffen und wefentlichen 
Beftimmungen, im Bundestagd-Ausfchulfe, von dem Eönigl. baie- 
rifchen Bundestagsgejandten, wirklich entworfen wurde. SDiefer 
jo umftchtig berathene Entwurf wurde nun mit einem, ben Sinn 
und die Bedentung defjelben erläuternden Vortrage des Bundes⸗ 
tags-Ausfchuffes in Militärfachen, am 15. Februar 1821, der 
Bundesverjammlung zur Berathung und Beichlußnahme vorgelegt. 

Es war der erfte Fall, auf welchen die Beftimmungen der 
Schlußacte über organische Bundeseinrichtungen anzuwenden war; 
deßwegen — fagte Der Bundestags-Ausſchuß in jenem Vortrage 
— war ed Dringend nothwendig, 

„die Form, in welcher organische Bundeseinrichtungen jollen 
„beichloffen und ausgeführt werden Tönnen, fo fireng als nur 
„immer möglich, zu beobachten”. 


Dritter Theil. 40 
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Nachdem nun, dem zufolge, die gejeblichen Beftimmungen 
der Schlußacte, für diefen Fall, volftändig und in einzelne Säße 
aufgelöft, angegeben worden war, nachdem ber Ausſchuß bemerft 
hatte, daß und warum fich in den bereitd bearbeitet gewejenen 
Grundzügen der Kriegsverfaſſung die bundesgeſetzliche Unterſchei— 
dung zwiſchen „allgemeinen Umriffen und wejentlichen Beſtim— 
mungen” und der „Ausführung im Einzelnen und den Dabei noch 
vorfommenden Fragen” nicht vorfinden Fonnte, indem nämlid 
darin, noch nach frühern Anfichten, auf die Ausbildung eines 
volftändigen Plans Bis zur Neife der Ausführung Bingearbeitet 
worden ſei, und nachdem er eben daraus die Nothmwendigfeit 
debucirt hatte, jene Grundzüge in die zwei bundesgefeßlichen Ab- 
theilungen jo aufzulöfen, daß Die eine nur Die allgemeinen Um: 
riffe und weſentlichen Beftinmungen Der Kriegsverfaſſung, die 
andere aber alled dasjenige in fi aufnehmen möge, was zur 
Ausführung derfelben im Einzelnen gehöre — nachdem, jagen 
wir, der Bundestags-Ausſchuß fich über alles dieſes geäußert 
hatte, fixirte er auch den Sinn, in welchem er jene Austrüde 
„allgemeine Umrifje und weſentliche Beftimmungen“ und „Aus: 
führung im Einzelnen” aufgefaßt hatte, dadurch, daß er jene als 
das „Allgemeine und Wefentliche”, diefe ald das „Bejondere 
und Zufällige” bezeichnete und beide von einander unterjchieb 
und einander entgegenjeßte. 

Wie jol nun der engere Rath, welcher nur das Beſondere 
und Zufällige zu ordnen und den in feinen wesentlichen Beſtim⸗ 
mungen bereit3 entworfenen Plan nur Fur Reife der Ausführung 
zu bringen hat, in dieſer Ausführung jene wefentlichen Beftim- 
mungen, bei deren Anwendung auf Die einzelnen Fälle, abändern, 
aljo Ausnahmen davon ftatuiren können? 

Aber der Bundestags-Ausſchuß ging in dieſe Begriffsbeitim- 
mung nodh tiefer ein, indem er, wie fehon früher angeführt wurde, 
ausdrücklich hinzufügte. 

„Der bundesgefegliche Standpunct habe e8 ihm zur Pflicht 
„gemacht, vorzüglich Darauf zu jehen, daß in diefem Entwurfe 
„ſchlechterdings nichts erfcheine, was nicht in der That zu den 
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„allgemeinen Umrifjen und wejentlichen Beſtimmungen gehöre, 
„unter welchen nur foldhe verftanden werben Fönnten, welche 
„zur vollftändigen Gliederung der ganzen Cinrichtung fo 
„mothwendig gehören, daß ohne fie die Selbftftändigfeit der 
„Einrichtung, jowohl in ihrer Totalität ald auch in den Theil 
„ganzen, nicht als bergeftellt und gefichert betrachtet werben 
„könnte. Alle jene Beitimmungen hingegen, welche bloß rela- 
„tiver Ratur jeten, und daher, man möge fie hinzufügen oder 
„hinweglaſſen, man möge fie auf dieſe oder jene Weiſe aus⸗ 
„drüden, den Organidmus der Einrihtung felber unberührt 
„ließen, müflen aus bemjenigen Theile des Entwurfs, welcher, 
„in Gemäßheit der Bundesgejeßgebung, dem Plenum zur An- 
„mahme oder Berwerfung vorzulegen fei, binweggelaflen und 
„der Discuffton und Entfcheidung im engern Rathe vorbehalten 
„werden“. 

Geht daraus nicht fonnenflar hervor, daß jebe einzelne Be⸗ 
ſtimmung jened Entwurfs der Kriegäverfaflung für jo nothwendig 
geachtet wurde, daß davon nichts Hinweggenommen, dazu nichts 
Hinzugefügt werden dürfe? Geht daraus nicht hervor, daß von 
dem engern Rathe bei der Ausführung des Entwurfs feine Be: 
flimmungen gemadyt werben Dürfen, welche den Organismus ver 
Einrichtung felber auch nur berühren? Geht daraus nicht hervor, 
daß der Gejeggeber, vor allen Dingen, durch Diefe dem engern 
Nathe gezogene enge Grenze, die Selbſtſtaͤndigkeit der Einrichtung, 
nicht nur in ihrer Toialität, ſondern auch in ihren Theilganzen, 
ſichern wollte? Kann aber dieſe Selbfiftändigkeit für gefichert 
gehalten werden, wenn eine einverflandene Majorität des engern 
Raths ermächtigt wäre, ein abfolut gegebenes Geſetz Durch relative 
Beftimmungen, im einzelnen Falle, zu eludiren? Oder berührt 
etwa die Forderung Naſſaus und die Methode, wie ihr genügt 
werben fol, die Theilganzen nicht? Wird durch jene nicht bie 
Organijation des neunten Corps, wird durch dieſe nicht Die Be⸗ 
ſtimmung der übrigen, namentlidy der gemifchten Korps unficher 
gemadht? 

Man follte e8, unter ſolchen Umftänden, kaum für möglich 
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halten, daß die hohe Bundesverfammlung, man follte ed aber 
für fohlechthin unmöglich halten, daß Mitglieder des Bundestags- 
Ausſchuſſes in Militärjachen, jobald fie fih an jene Verhandlungen 
und dieſe Erklärungen erinnern wollen, in jene Theorie einzu- 
ſtimmen vermoͤchten, in eine Theorie, nach welcher eine Befreiung 
oder Ausnahme von der Negel, weldhe in den allgemeinen Um⸗ 
riffen und wefentlihen Beflimmungen der Kriegsverfaflung feft- 
gefeßt wurde, zu Gunften Naſſau's oder irgend eines andern 
Bundesgliedes, von Seiten des engern Raths und durch Stim- 
menmehrheit, um deßwillen flatuirt werben könne, weil der 14. Art. 
der Schlußacte Die Ausführung organtjcher Ginrichtungen im Ein- 
zelnen, alfo die bloße Detalllirung, der engern Berfammlung 
überlaffen habe. 

Der engere Rath foll die Beftimmung des Plenums, nach 
welcher jedes Gontingent matrifularmäßig in allen Waffengattungen 
geftellt werben ſoll, im Einzelnen ausführen; er Darf aber davon 
feine Ausnahme machen, weil er jonft das auch ihm gegebene 
Geſetz nicht nur nicht ausführen, fondern, im einzelnen Kalle, 
geradezu eludiren, und dadurch zugleich das Fundamentalgejek 
der Gleichheit in Rechten und Pflichten Der Bundesglieder ver- 
legen wuͤrde. 

Wie fehr dies von dem Bundestagd-Ausfchuffe in früherer 
Beit wirklich anerkannt wurde, geht aus demjenigen hervor, was 
ſchon oben ($. 6 Diejes Vortrags) angeführt wurde. 

Nicht genug aber, daß der Bundestags⸗Ausſchuß diefe Grund⸗ 
jäße, dem herzoglich:naffauifchen Bundestagsgefandten gegenüber, 
am 6. März 1821 feſt behauptete, wendete fie derjelbe auch auf 
die verjchiedenen Forderungen an, welche ihn der Gefanbte ber 
zwölften Stimme, für Sachſen⸗Weimar und Eiſenach, für Sachſen⸗ 
Coburg, für Sachſen-Hildburghauſen, und der Geſandte der 
ſechszehnten Stimme für deſſen Gurie mitgetheilt hatten. Unter 
biefen Forderungen befand ſich aber auch die, ber herzoglich⸗ 
nafjanifchen ganz gleiche, Forderung, ftatt Gavallerie eine erhöhte 
Anzahl von Snfanterie zu ftellen. 

Diefe Bundesglieder wurden mit ihrer Forderung zurüd- 
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geiwiejen, ohne daß auch nur ein Verſuch ihrer Befriedigung auf 
irgend einem Wege gemacht wurde. Für fo Klar, für fo uner⸗ 
fchütterlich begründet hielt man damals die Gejeßgebung, welche 
vom Plenum ausgefloffen war! 

Aber auch dieſe hohe Verſammlung jelber hat diefe Grund- 
abe anerfannt und fie auf einen ganz gleichen Fall angewendet. 

In dem vertraulichen Theile der eilften Sißung vom 23. März 
1821 verweigerte der herzoglich-holfteinzoldenburgifche Geſandte 
dem Protofolle der Plenar⸗Sitzung, in weldyem die Abftimmungen 
über den organifchen Theil der Kriegöverfafiung aufgenommen 
waren, feine Unterfchrift. Er that das wirklich, was thun zu 
wollen der herzoglich⸗naſſauiſche Bundbestagsgejandte (nach $. 6 
des Vortrags) dem Bundestags-Ausſchuſſe nur angekündigt, aber 
nicht ind Werk gefeßt Hatte, — er proteflirte gegen bie Annahme 
des Entwurfs. 

Auch er berief fih auf den Art. 14 der Schlußacde und - 
behauptete, Daß jener Entwurf die nöthige Vollftändigfeit noch 
nicht erhalten habe. 

Aus dem, was er zur Motivirung diefer Behauptung ange 
führt hatte, zog er unter andern auch die Folgerung, „Daß, nad) 
allen Rüdfichten des Rechts und der Billigfeit, die Fleineren Con⸗ 
tingte bloß auf Stellung der Sinfanterie anzuweiſen wären, oder, 
im Aäußerften Falle, auf Erjaß der Reiterei durch erhöhte Infan⸗ 
terieftellung. 

Darauf erwiderte aber, nad) vorhergegangener Prüfung im 
Bundestags-Ausfchuffe, der präfidirende Gejandte: 

„Ich wieberhole, was ich über dieſen Gegenftand in der zehnten 
„Sigung, den Vortrag des Föniglich-baterifchen Gefandten (über 
„den Entwurf der Kriegsverfaflung) einleitend, ausſprach und 
„wogegen ſich Feine einzige Stimme erhoben hat, und fi) auch, 
„wenn ich mich nicht auf unerhörte Weiſe felber täufjche, Teine 
„erheben konnte; ich wieberhofe, was ich Damals, in Beziehung 
„auf die, von einigen Seiten ber begehrten Erleichterungen, 
„welche immer nur Ausnahmen von der Regel herbeiführen, 
„agte: Das Mans aller Leiftungen ift, für jeden einzelnen 
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„Bundesftaat, in der auf Bevölkerung bafitten Matrifel aus: 
„geiprochen. Das Geſetz fordert, wie für Gelbleiftungen, jo 
„auch für Mannjchaftöftellung, den matrifularmäßigen Beitrag 
„jedes Einzelnen; in der Mannfchaftsftellung find aber alle 
„Waffengattungen begriffen; jeder muß alſo dieſe Waffengat: 
„tungen nach der Matrifel fielen. Dieje Regel muß, weil Die 
„Matrikel, in welcher fte feftgejeßt worden, zum formalen Rechte 
„geworden ift, als Regel jo lange feitgehalten und das Maas 
„Der Leiftungen — wie unverhältnigmäßig es auch immer fein 
„möge — darnach beflimmt werden, ald die Matrifel felbft 
„nicht, nach andern Gefichtspuncten, abgeändert worden fein 
„wird. Keine Ausnahme von diefer gejeßlichen Regel Tann 
„wieder wie eine Regel gefordert, fie kann nur zugeftanden 
„werben, im freien, übrigens auf jede Weiſe zu begünfti- 
„genden, Bertrage mit Jenen, weldye durch Die geftattete Aus- 
„nahme an ihren, in den Gefehen begründeten, Befugnifjen 
„leiden würden. Sp lange dieſes, aus rechtlichen Begriffen 
„und Beſtimmungen abgeleitete, Raiſonnement nicht widerlegt 
„wird, jo lange wird auch die Einwendung der Unverhältniß- 
„mäßigkeit, mit vechtlichem Erfolge, gegen den bereit ange 
„mommenen Entwurf der Kriegsverfaſſung nicht gemacht werben 
„tönnen, wäre e8 auch möglich, Die Exiſtenz einer folchen Un- 
„verbältnigmäßigfeit ftreng nachzuweiſen“. 

Was aber, im Beſondern, den Erfab der Cavallerie durch 
erhöhte Sinfanterteftellung betrifft, jo erwiderte Der präfidirende 
Gejandte Darauf: 

„Wenn nun aus den obigen beiden Bemerfungen herzoglich- 
„oldenburgifcher Seits gefolgert wird, Daß, nach allen Rüdfichten 
„des Rechts und der Billigfeit, Die Fleinen Gontingente bloß 
„auf Stellung der Infanterie anzuweiſen mären, ober, im 
„außerften Kalle, auf Erjag der Neiterei Durch erhöhte Infau— 
„terieftellung, jo geftehe ich gerne, Daß ich Die Mittelfäße ver- 
„miſſe, um aus jenen Praͤmiſſen dieſen Schluß folgeredht ziehen 
„zu Eönnen, während mir gegen die Ausführbarfeit Des 
„Wunjches, daß gewiſſe Contingente nur auf JInfanterie ange 
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„wieſen, oder, im äußerſten Falle, ihnen geftattet werben möge, 
„die fie treffende Neiterei durch erhöhte Infanterieftelung zu 
„erſetzen, große Bedenklichfeiten beigehen. Das Bundesheer joll 
„in Corps und Divifionen eingetheilt werden. Zu jedem Corps 
„und zu jeder Divifion gehört, Damit fie jelbitftändig und ſchlag⸗ 
„fertig agiren Eönnen, eine, nach technischen Gründen zu bered)- 
„nende, beftimmte Unzahl von Reiterei. Dieje würde, wenn 
„kein anderer Theilhaber an dem gemifchten Corps dafür eins 
„tritt, fehlen, und nicht nur das Ganze würde darunter leiden, 
„ſondern auch jeder einzelne Theilhaber, der mit feiner 
„Savallerie-Duote den Dienft für jene mit verfehen müßte, Die 
„ihre Quote nicht gefiellt hätten. Es würde alſo das Recht 
„der Einzelnen verlegt werden, was der Bund nicht darf“. 

Wenn Diejer Vorgang für Die Beurtheilung des eben jebt 
vorliegenden naſſauiſchen Falls und der darauf fich beziehenden 
Prafidial-Propofition Tein normirendes DBeifpiel tft, jo giebt es 
dergleichen gar Feine mehr in der Welt! 

Was am 23, März 1821 in Beziehung auf Oldenburg und 
diejenigen Bundesglieder, welche mit ihm in ähnlicher Lage find, 
der Bund nicht follte thun dürfen, das Nämliche fol heute, im 
April 1822, eine einverflandene Majorität im engern Rathe, gegen 
Recht und Geſetz, bewirken können? Oder ift der Fall anders? 
Sollen etwa nicht einzelne Corps und darunter, am meiften belä- 
ftigt und gefährdet, die gemifchten Corps mit ihrer Gavallerie 
den Dienft thun, den Naſſau im neunten Corps nicht thun will? 
Und dazu fol ihre Einwilligung nicht eben jo nothwendig jein, 
als die der Theilhaber an demſelben Corps? 

Auf geſchehene Umfrage, und nachdem gegen Die von Olden— 
burg angebrachten Deſiderien und vorgefchlagenen Modificationen 
majora fich erflärt hatten, wurde auf den Antrag des präftdirenden 
Gefandten einhellig bejchloffen, Daß, um Alles zu erjchöpfen, was 
die verehrungsvolle Rüdficht auf ein erlauchtes Bundesglied und 
das Vertrauen in deſſen hohe Einfiht und Gerechtigkeit geböte, 
das Protokoll der Plenarverfammlung noch nicht publicirt und 
die Refolution erwartet werben möge, welche Se. Herzogliche 
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Durchlaucht, auf den Bericht Ihres Bundestagsgejandten, gewiß 
in möglichfter Bälde zu ertheilen geruhen würden. 

Seine Herzogliche Durchlaucht entfprachen, in der 15. Sitzung 
vom Sabre 1821, jenem, fchon mehr ald einmal gervechtfertigten, 
Bertrauen jo vollfommen, Daß es nur einer Erläuterung des 
Sinne, in welchem der Art. 1 des in Frage ſtehenden organi- 
ſchen Geſetzes verftanden werden folle, bedurfte, um am 9. April 
1821 den berichtigten Entwurf einer Kriegsverfaſſung Des deutſchen 
Bundes in ihren allgemeinen Umriffen und wefentlichen Beſtim⸗ 
mungen zu einem, mit Stimmeneinbelligfeit in Pleno angenom- 
menen, organischen Bundesgeſetze erhoben zu jehen. 

Diefe Grundfäße wurden auch in dem, von dem Bundes 
tags⸗Ausſchuſſe, in Der flebenzehnten Sitzung vom 12, April 1821, 
über die Erleichterungen in der Gontingentftellung erftatteten 
Berichte feftgehalten. 

Es heißt darin ausdrücklich: „Jede Ausnahme von der Regel, 
mag fie ald eine Erleichterung oder um anderer Beziehung willen 
gewünscht werden, wird von einem boppelten Gefichtöpuncte aus 
geprüft werben müffen, einmal nämlich von dem des Bundes, 
dann von dem ber einzelnen, bei ber Ausnahme intereffirten, 
Bundesglieder aus. Denn der Bund Tann ald folder eine Aus⸗ 
nahme für zuläffig erflären, in fo fern fie das Intereſſe des Ganzen 
berührt, und Die nämlicdhe Ausnahme, welche einzelne Glieder in 
Anſpruch nehmen, Tann wieder die Intereſſen anderer Bundes⸗ 
glieder fo verlegen, daß fie, obwohl dem Ganzen unnachtheilig, 
dennoch, in Beziehung auf Die Rechte Dritter, für unausführbar 
gehalten werden müßte”. 

In ſolchen Fällen follte, nach der damaligen Anſicht des 
Bundestags⸗Ausſchuſſes eine Vermittlung, keineswegs aber eine 
Entfeheidung, von Seiten der Bundeöverfammlung eintreten 
fönnen. 

Depwegen follte, nach feiner Anficht, zubörderft eine Ver: 
Handlung defjen, der Die Ausnahme wünjcht, mit Dem Betheiligten, 
und zwar nicht nur mit dem zunädjit, fondern auch mit den ent- 
fernt Betheiligten, eintreten und dann erft, wenn eine Vereinigung 
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zu Stande gekommen jei, jollte die vermittelnde Behörde prüfen, 
ob fie in Beziehung auf dad Ganze zuläffig erjcheine. 

Die Bundesverfammlimg Hat dieſe Grundfäße zu den ihrigen 
gemacht, indem fie, auf Den Antrag mehrerer Gejandtichaften, für 
gut fand, daß man fih, vor jenen Verhandlungen zwiſchen den 
Ginzelnen, Darüber ausjpreche, welche Ausnahmen der Bund, in 
Beziehung auf das Ganze, für zulaͤſſig halte. 

Diefem zufolge wurben Die, jedoch nur in Beziehung auf 
das Ganze zuläffigen, Ausnahmen von der Regel einzeln aufge- 
zählt und darunter auch die Befreiung von der Stellung des 
Cavallerie⸗Contingents in dem Falle begriffen, wo ein Bunbesglied 
um jeine gejchloffenen Einheiten in der Infanterie nicht zerreifjen 
zu müſſen, fich lieber zu einer erhöhten Sinfanterieftellung ent- 
Schließen möchte. 

„Wenn fi) daher ein Bundesglied über ſolchen Austaufch mit 
„ſich jelber und mit den andern, in dem nämlichen gemifchten 
„Corps befindlichen Bundesgliedern einverftändigen Fann, 
„ſo wird ein jolches Arrangement von Bundeswegen allerdings 
„genehmigt und auf jede Weiſe begünftigt werden Tönnen”. 

Dieß find Die eigenen, von der Bundesverfammlung gebilligten 
Worte eines Vortrags, welcher, drei Tage nach der Annahme der 
Kriegsverfajjung in ihren allgemeinen Umriſſen und wefentlichen 
Beflimmungen gehalten wurde. 

Wie fol fich damit die jetzt aufgeftellte Theorie, daß Aus» 
nahmen von ber Regel, und namentlich Die von Naſſau begehrte 
Ausnahme, durch Stimmenmehrheit im engern Rathe bejchlofjen 
werden koͤnne, vereinigen lafjen, da jeder über joldye Ausnahmen 
zu fallende Beſchluß Die Vereinigung zwiſchen den Betheiligten 
ausdrüdlich vorausſetzt. 

Daraus geht aber auch — beiläufig gejagt — die Unitatt- 
baftigfeit der Behauptung hervor, daß, weil ber fächfiiche Ver: 
frag nicht im Pleno, fondern im engern Rathe, für zuläjfig er- 
Härt worden fei, die Theorie, nach welcher darüber im engern 
Rathe materiell habe entſchieden werden Zönnen, jchon ihre An- 
wendung gefunden habe. 
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Wenn diefe Folgerung aud) nur einen Schein von Gonfe- 
quenz für fi) haben follte, jo müßte gegen Die in dem II. Artikel 
des ſächſiſchen Vertretungsvertrags zum Grunde gelegte Erleich— 
terungsart irgend ein Widerſpruch erhoben und dieſelbe, Troß 
defjelben, von der Bundesverfammlung genehmigt worden jein. 
Alle Betheiligten waren einverftanden und fomit Tonnte der Ber: 
trag materiell im engern Rathe genehmigt, es Fonnte aber auch 
und kann noch gefordert werden, Daß er, wie alle fünftigen Verträge 
der Art, ſeine formelle Sanction in der Blenarverfammlung erhalte. 

$. 38. Nachdem wir, auf eine unmwiderlegbare Weiſe, nady- 
gewiejen zu haben hoffen Dürfen, daß die engere Verfammlung, 
darum, weil ihr nur die Ausführung der organischen Einrichtungen 
überlaffen wurde, an den Entwurfe und an der Anlage der 
Kriegsverfallung in ihren allgemeinen Umrifjen und wefentlichen 
Beftimmungen, weldhe vom Plenum ausgingeu, nichts abändern 
und modificiren und Davon auch feine Ausnahme machen dürfe, 
wird auch die Begründung des zweiten der oben ($. 37) auf: 
geftellten Säße feine bejondere Schwierigkeiten Darbieten. 

Es ift der Saß: 

b. Der Art. 7 des Entwurf und der Anlage der orgaui⸗ 
ſchen Einrichtung des Bundesheeres in ihren allgemeinen Umriſſen 
und weſentlichen Beſtimmungen, kann Den engern Rath zwar ver- 
pflichten, bei der weitern Ausbildung der Organijation des Bun- 
desheeres auf Die befondern Verhältniffe, Die fi) in jeinem Wir- 
kungskreiſe, d. h. bei der Einbildung des Allgemeinen in das 
Beſondere und Einzelne, noch geltend machen Tönnen, zu berüd: 
ſichtigen, keineswegs kann aber jener Artikel den engern Rath 
berechtigen, dieſe Rüdfichten über fein Gebiet und über die ihm, 
jelbft in feinem Gebiete gejeßten Schranken, nuszudehnen und 
dadurd) in das Gebiet des Plenums hinüber zu greifen. 

Mas jagt der Art. 7 jenes organiſchen Geſetzes? 

„Bei der Organtjation der Kriegsmacht des Bundes ift auf bie 
„aus bejondern BVerhältniffen der einzelnen Staaten hervor- 
„gehenden Intereſſen derſelben in fo weit Nüdficht zu nehmen, 
„als e3 mit den allgemeinen Zwecken vereinbar ift“. 
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Da das ganze Geſetz gar feinen andern Zweck hat, als 
für Die Organtfation des Bundesheeres bis in feine Fleinften 
Theile eine feite und Daher bleibende und unveränderliche Grund⸗ 
lage zu gewinmen, und da es der engere Rath ift, welchem das 
Geſchäft der Ausbildung des auf feſte Grundlagen bereit ge- 
bauten Plans, bis ins Eleinfte Detail, übertragen wurde: fo leidet 
e3 feinen Zweifel, daß Diejer Artikel eine Directiv-Norm für ihn 
in dem ihm angewiejenen Wirfungsfreife ſei. Die Majorität des 
engern Raths wird aljo allerdings in allen Fällen, wo es ſich 
um Beftimmungen handelt, Die er überhaupt in Beziehung auf 
die Kriegsverfaſſung zu treffen befugt ift, entjcheiden können; er 
wird aber diefe Entjcheidung dem Pleno vorbehalten, in jo fern 
ſolche Rüdlichten angefprochen werden, welche mit Vorfchriften, 
Die das Plenum gegeben Hat, im MWiderfpruche ftehen. 

Fragt man nun nady dem, was in diefer Gejeßesftelle als 
Vorſchrift zu betrachten jei, will man ben Sinn bes Gejebes 
beftimmt angegeben willen; fo ift zuerfi auf Das zu ſehen, mas 
die Worte defjelben bezeichnen, dann aber auch auf das, was Die 
Abficht des Geſetzgebers mit fich bringt. 

8. 39, Dem Wortlaute nach ift biefer Artikel, an und für 
fich betrachtet, unbeftinnmt. Die verjchiedenartigften Anträge laſſen 
fi Daher darauf gründen So viel aber tft Har, Daß darin bes 
engern Raths eben fo wenig ald feiner Befugniß, Ausnahmen 
von der Regel zu machen, erwähnt wird. Gerade deßhalb aber 
- muß die Anwendung diejer Directiv-Norm, von Seiten des engern 
Raihs, innerhalb der Grenzen bleiben, die jeiner Beftimmung 
und Verfügung bundesgefeglich gezogen find. Innerhalb dieſer 
Grenzen befindet fi aber die Befugniß, gejeßliche Beftimmungen, 
welche das Plenum 3. B. im Art. 1, 2 und 23 gegeben, für 
eine Mehrheit von Fällen oder nur für einzelne Fälle, abzu- 
ändern, auf feine Weiſe, weder unmittelbar noch mittelbar, aus⸗ 
gedrüdt. Sie kann darin gar nicht audgedrüdt fein, da weber 
die Bundesacte, noch die Schlußacte, auch nur der Möglichkeit 
gebdenten, daß Ausnahmen verlangt werden würden, vielmehr, 
drei Tage nach der Annahme des Entwurfs der organijchen Kriegs⸗ 
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verfafjung, der Grundfaß, daß Ausnahme uur im freien Ber: 
trage zu erlangen jelen, in ber Bundesverfammlung allgemein 
anetfannt wurde, 

Die Berüdfichtigung der aus befondern DVerbältniffen der 
einzelnen Staaten herporgehenden Intereſſen, welche jener Artitel 
für zuläffig erklärt, Tann aber auch überdieß auf fehr verſchiedene 
Weile in Anfpruch genommen werden, und es iſt mithin au Der 
Aunahme gar fein Grund vorhanden, Daß in ihm von Ausnahmen, 
die ein Gejek erleiden müßte, überhaupt die Rede fei. Denn es 
laſſen ſich jehr wohl Anfprüche denken, welche, ohne irgend eine 
Ausnahme von der Regel machen zu müſſen, befriedigt werden 
fönnen, 3. B. bei der Vereinigung der Bundesftaaten zur Bildung 
der gejeblichen Abtheilungen nach ihrer Convenienz. Es ift aber 
auch eben Jowohl möglih, daB eine Abweichung von einer im 
engern Rathe, Durch Stimmenmehrheit, getroffenen Beſtimmung, 
als daß eine Abweichung von einer im Pleno, durch Stimmen 
einhelligfeit, feftgejegten Norm gefordert wird. 

Nach) der Verſchiedenheit der Fälle wird die Entjcheidung 
derjelben auch eine verjchiedene Korm erhalten müflen. 

Die Behauptung, Daß die Anwendung des 7. Art, und zwar 
in jeder beliebigen Ausdehnung, der Majorität des engern Raths 
ſchlechtweg und unbedingt überlaffen fei, ift daher eine völlig 
unerweißliche: Denn, weder in dieſem Artifel und jonft wo findet 
fih aud nur der Schein einer Anordnung, nach weicher die 
Majorität ded engern Raths, im einzelnen Falle oder im Allge: 
meinen, eine Beflimmung aufheben oder abändern Fönnte, bie 
das Plenum durch Stimmeneinhelligfeit getroffen bat. 

Auch ſei noch Die Frage erlaubt, ob denn der Ausdrud „auf 
beſondere Verhaͤltniſſe Rüdficht nehmen” bloß das naſſauiſche 
Intereſſe oder auch Das der Andern in fich begreife, und ob der 
Ausdrud „auf etwas Rüdficht nehmen” mit dem „eine folche 
Rückſicht zu erzwingen” etwa gleichbedeutend fei? 

Daß dieß nicht der Fall fei, geht aus allen Verhandlungen, 
namentlich aber aus den jo eben angegebenen Beitimmungen her⸗ 
vor, welche in ber fiebenzehnten Sigung vom Jahre 1821, alfo 
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zu einer Zeit, wo jener 7. Artikel ſchon exiſtirte, über die Aus- 
nahmen von der Regel feftgefeßt wurden. 

Aus dem Wortlaute des 7. Artikels kann alfo Die gegen: 
theilige Behauptung, daß, weil die Ausführung organischer Ein- 
richtungen, im Einzelnen, alfo auch die Anwendung des 7. Art., 
der engern Verfammlung überlaffen fei, ihr das Recht zuflehen 
müfje, Ausnahmen von Der Regel zu machen, unmöglich gefolgert 
werden. 

$. 40. Eben jo unmöglidy erjcheint Diefe Folgerung, wenn 
man, wie man zu thun verpflichtet ift, auf Die pecielle Abficht 
des Geſetzgebers zurüdgeht. 

Diefe geht aber aus Dem, was in den SS. 37 und 38 fo 
umfaſſend entwidelt worden, jo deutlich hervor, Daß es unndthig 
erfcheinen muß, Darüber noch weiter einzutreten. 

Indeſſen ſei dennoch die Bemerkung geftattet, Daß jelbft der 
herzoglich⸗ naſſauiſche Bundestagsgefandte den Art. 7 die Deutung 
nicht geben zu koͤnnen glaubte, welche jene Theorie jeßt hinein: 
zulegen bemüht ift. 

In dem erften, Diefer hohen Berfammlung am 15. Februar 
1821 vorgelegten, Entwurfe der Kriegsverfaſſung 21. war ber 
7. Art. des zweiten, am 9. April vorgelegten, Entwurfs bereits 
enthalten. Er folgte, ald 5. Artikel demjenigen, in welchem be: 
fiimmt wurde, daß die innere Eintheilung des Bundesheeres ſchon 
im Rrieden und für den Fall des Ausrückens vorbereitet werben 
jollte und Tautete, ehe er anf eine der nallauifchen Forderung 
ganz fremde, Veranlafjung, Die gegenwärtige Faſſung erhalten 
hatte, jo: 

„Es ift hierbei auf Die einzelnen Intereſſen der Bundesglieder 
„in jo weit Rüdficht zu nehmen, als e& mit den allgemeinen 
„Zwecken vereinbar anerkannt wird“, 

Ungeachtet die Beziehung, in welcher dieſer 5. Artikel mit 
dem A. gejeßt wurde, den naſſauiſchen Fall noch unmittelbarer 
zu berühren jchien, ald es die gegenwärtige Faſſung des 7. Art. 
geftattet; jo erklärte der herzoglich⸗ naſſauiſche Bundestagsgefandte 
in dem Entwurfeg’jeiner dem Bundestags⸗Ausſchuſſe vorgelegten 
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Abſtimmung (Protokoll der 28. Sißung des Militärausfchuffes 
vom 6. März 1821), dennoch, 
„daß die Fafjung des 5. (jebt 7.) Artikels, und die fpecielle 
„Beltimmung des 7. und 8. Artifel3 (nach welchem gemifchte 
„und ungemijchte Korps getrennt bleiben follen) nicht befrie- 
„digend erjcheine”, 

Insbeſondere — feßte er hinzu — Denjerigen nicht, welche, 
wie Nafjau, fich in dem alle befänden, nicht eine ganze Infan⸗ 
teriesBrigade, ein ganzes Gavallerie-Regimet und eine Batterie, 
nach der Bundesmatrifel, zugleich aufzuftellen. 

Seit dieſer Erklärung ift auf amtliche Weife nichts gefchehen, 
was geeignet gewejen märe, Die richtige Anficht von jenem Artikel, 
die dieſer Nichtbefriedigung zum Grunde lag, zu beftreiten, gar 
viel aber, um fie ald eine volllommen richtige zu bewähren: denn 
nie war ed und nie fonnte e& die Abſicht des Geſetzgebers fein, 
in dem 5. Artikel der organischen Kriegsverfaffung, der nun Der 
7. ift, dem engern Rathe die Befnguiß zu ertheilen, daß er die 
allgemeinen Umrifje, welche das Plenum gezogen, verzerren und 
von den wejentlichen Bejlimmungen, welche ebenfalls dag Plenum 
gegeben, Ausnahmen machen Dürfe, 

Sp wenig ein Zeichner, den man die Sonturen und Haupt: 
züge eined Abbild zur weitern Ausführung bingegeben hat, an 
diefen ſelbſt etwa3 ändern kann, ohne etwas Anderes zu machen, 
al8 er machen ſollte; eben jo wenig darf der engere Rath an 
den allgemeinen Umriffen und mwejentlichen Beftimmungen, bei der 
Ausführung derjelben, etwas ändern. 

Der Gejeßgeber zog die allgemeinen Umriffe und gab die 
weſentlichen Beſtimmungen mit der |peciellen Abficht, daß für die 
Ausfülung jener eine fefte Regel, ein tüchtige8 Gefäß gewonnen 
und durch die Anwendung dieſer der endlofe Streit befeitigt 
werben möge, welcher über unwefentliche, bloß relative Beſtim⸗ 
mungen, vorausgeſehen wurde. 

Der Gefeßgeber ſprach das, was er bezwedte, nämlich die 
Selbftitändigkeit und Schlagfertigfeit Der Korps in den Art, 1,2, 4, 
5, 16 und 18 der organ. Kriegsverfaſſung vollkommen deutlich aus. 
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Mit diefer fpeciellen Abficht des Geſetzgebers würde der Art. 
7 deſſelben Geſetzes in dem jchreiendften Widerſpruche ftehen, 
wenn dieſer Artikel dem eugern Rathe die Befugniß, Ausnahmen 
von ber Regel zu machen, hätte geben jollen. Es bat aber jeder 
Gefeßgeber die Praͤſumtion für fi, daß er mit ſich jelber nicht 
babe in Widerfpruch kommen wollen; er würde aber in diejen 
Widerſpruch gerathen fein, wenn er jenen 7. Art. unter lauter 
organische Artikel, deren Beftimmungen er für mejentliche, alfo 
nothwendige und bleibende, erklärte, in Der Abficht aufgenommen 
hätte, um, nach Local⸗ und Zeitverhältniffen und Intereſſen, das 
Wesentliche wider dem Unwejentlichen, Das Nothwendige dem 
Bufälligen, und das Bleibende dem Veränderlichen, unterzuordnen. 
Darüber, daß fi) der Gejeßgeber dieſes Widerſpruchs mit 
fich ſelber nicht Schuldig gemacht habe, und daß man ihn erft 
hinterher in einen ſolchen Widerfpruch ziehen möchte, kann aber 
derjenige gar einem Zweifel Raum geben, welcyer den, das 
Geſetz felber einführenden, Vortrag des Bundestags Ausjchuffes 
vom 15. Februar 1821, die Verhandlungen der 11. Sigung vom 
23. März 1821, über die Einwendungen des Herzogd von Olden⸗ 
burg, und die Verhandlungen der 17. Sitzung vom 12. April 
1821, über die Erleichterungen, nicht ignoriren will, 
In allen jenen Verhandlungen und Daraus hervorgegangenen 
Beſchlüſſen, ift der Grundſatz ausgeiprochen und feitgehalten worden: 
„Eine Ausnahme von der Regel Tann, wieder wie eine Regel, 
nicht gefordert, fie Fann nur zugeflanden werden im freien 
Vertrage mit Jenen, welche, durch die geflattete Ausnahnte 
an ihren, in den Gejeßen begründeten, Befugnifien leiden würden.” 
Aber nicht bloß im Allgemeinen, jondern au im Beſondern 
ift diefer Grundſatz ausgeſprochen und feftgehalten und auf den 
casus in terminis, d. b. auf die Forderung, Die matritularmäßige 
Savallerie Durch erhöhte Infanterie-Stellung zu erjeßen, ange⸗ 
wendet worden: 
„Das Corps fol in Corps und Divifionen eingetheilt werben. 
Bu jedem Corps und zu jeder Divifion gehört, damit fie jelbft- 
ſtaͤndig und fchlagfertig agiren Fönne, eine nach technilchen 
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Gründen zu berechnende, beftimmte Anzahl von Neiterei. Dieſe 
würde, wenn fein anderer Theilhaber an Dem gemijchten Corps 
oder Diviſion dafür eintritt, fehlen, und nicht nur das Ganze 
würde darunter leiden, fondern auch jeder einzelne Theilhaber, 
der mit feiner Gavallerie den Dienft für Jene mit verfehen 
müßte, die ihre Quote nicht geftellt hätten. Es würde aljo 
das Recht der Einzelnen verleßt werden, was der Bund 
nicht darf. 

Dieſes nämliche Anerkenntniß wiederholte ji), nachdem das 
organifche Geſetz über die Kriegsverfaſſung bereit3 angenommen 
war, dahin: 

„Jede Ausnahme von der Regel, mag fie ald eine Erleichterung 
oder um anderer Beziehung willen gewünicht werden, wird 
von einem boppelten Gefichtöpuncte aus geprüft werden müſſen, 
einmal nämlidy von dem des Bundes, dann von dem Der ein- 
zelnen, bei der Ausnahme interejfirten, Bundesglieder aus. 
Denn der Bund kann, als folcher, eine Ausnahme für zuläffig 
‘erklären, in jo fern fie das Intereſſe Des Ganzen berührt, und 
die nämliche Ausnahme, welche einzelne Glieder in Anſpruch 
nehmen, kann wieder die Intereſſen anderer Glieder jo verlegen, 
daß fie, obwohl dem Ganzen unnachtheiltg, dennoch, in Bezie⸗ 
bung auf die Nechte Dritter, für unausführbar gehalten 
werden müßte”. 

Daraus geht Doc wohl ſonnenklar hervor, daß Die Bundes⸗ 
gejeßgebung Ausnahmen von der Regel, welche Durch irgend eine 
Mehrheit im Pleno oder im engern Rathe gemacht werben fönnte, 
niemals anerkannt hat, und daß aljo Die Behauptung, Die Be- 
fugniß, Ausnahmen von der Regel zu machen, fei in dem 7. Art. 
der organiſchen Kriegsverfaſſung dem engern Rathe ertheilt worden, 
eine durchaus unhaltbare, nicht zu bejchönigende, daher noch viel 
weniger zu rechtfertigende if. 

Diefer 7. Art. giebt dem engern Rathe das Recht, über 
Militäreinrichtungen, die in feinen Wirkungskreis fallen, zu ent- 
jcheiden, und legt ihm die Pflicht auf, da, wo er nicht entjcheiden 
kann, wermittelnd einzutreten. 
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Das ift die ganze Bedeutung bes 7. Artifeld, der feinen 
Urfprung nur dem Wunſche verbanft, die Befriedigung einzelner 
Wuͤnſche, Die gejeblich nicht geforbert werben Tonnten und burften, 
im Wege der Unterhandlung herbeizuführen. 

Wer aber, jei es für fich felber oder für Andere, über 
Wänfche, denen bloß ein Intereſſe, aber fein Recht zur Seite 
fteht, unterbandelt, der büte fich, aus Der Rolle des Wünfchenden 
und aus Der Rolle depjenigen, dem ein Vermittlungsgefchäft über- 
tragen ift, herauszutreten ! 

$. 41. Wir wenden und nun zu dem 3, jener 6 Saͤtze. 

C. 

„Bei allen Befreiungen oder Ausnahmen von der Regel 
kommt es, nach dem 15. Art. der Schlußacte, weſentlich darauf 
an, ob Betheiligte, deren Zuſtimmung erforderlich iſt, vorhanden 
find oder nicht. Denn nur in dem Falle, wo einzelnen Bundes⸗ 
gliedern eine befondere, nicht in der Verpflichtung Aller begriffene, 
Leiftung für den Bund zugemuthet werden follte, kann, ohne freie 
Buftimmung jämmtlicher Betheiligten, Tein Diejelben verbindenber 
Beſchluß gefaßt werben. 

Es ift uns zuvoͤrderſt nicht Elar geworden, wie von dem 
Artikel 15 und von Der daraus angezogenen Stelle, welche von 
Leiftungen für Den Bund pricht, eine Anwendung auf den Kal 
gemacht werben Eönne, in welchem nur von Leitungen für einzelne 
Bundesglieder, von Ausnahmen, zu Gunften Ginzelner, Die 
Rede ift. 

Springen wir aber auch über dieſe Kluft weg, fo müßte 
doch, um von jenem Satze eine fruchtbare Anwendung machen 
zu Fönnen, vor allen Dingen conftatirt fein, Daß Die Leiſtung oder 
Berwilligung für den Bund, welcher ſich Einzelne entziehen zu 
Zönnen glauben, als eine ſolche bereit3 anerkannt ei, Die in Der 
gemeinfamen Verpflichtung Aller wirklich Liege. 

In dem vorliegenden Falle müßte aljo anerkannt fein, daß 
sicht ſowohl Naſſau, ald vielmehr der Bund bei der Errichtung, 
nach welcher Nafjau Feine Gavallerie, Dafür aber mehr Infanterie 
ftellen joll, wejentlich interejfirt und daß man über Die Art und 
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Weife, wie Die mit ber Erridytung des Bundesheeres verknüpften 
Laften getragen werden jollen, noch nicht übereingefommen ſei. 

Adgejehen davon, daß die Milttärcommilfion jede Abweichung 
von dem richtigen Verhältuiffe der Waffengattung für eine, dem 
Ganzen nachtheilige erklärt hat, braucht man es nur auf eine 
leicht zu machende Probe anfommen zu laffen, um eine joldhe 
Suppofition unmöglich zu finden. 

Naffau nehme feinen Wunfch zurid — und niemand wirb 
daran denfen, jene Abweichung aus Dem Grunde zu verlangen, 
daß fie für das Ganze nothwendig oder auch nur nützlich ſei! 

Es handelt fich aber hier nicht von einer Leiſtung für den 
Bund, fondern von einer Leiſtung für einen ober mehrere Einzelne, 
und eine folche Leiftung, weil fie mere facultatis tft, kann nicht 
in der gemeinfamen Verpflichtung Aller Liegen. 

Wäre aber auch eine folche Verpflichtung denkbar, jo handelt 
e3 ſich doch bier von einer Ausnahme von einem vertragsmäßig 
errichteten Gefehe, und niemand kann den einzelnen Contrahenten 
nöthigen, einer Beflimmung des Vertrags unfreiwillig zu entjagen. 

$. 42. So irrelevant dieſer Sab ift, ebenfo irrelevant ift 
auch der darauf folgende. 

D. 

„Zwiſchen dem Verhältniffe des Einzelnen zu dem Einzelnen 
und dem Verhältniffe zwiſchen Mehreren, in einem gejelfchaftlichen 
Vereine, waltet Die Nerjchiedenheit vor, Daß dieſer gemeinfchaft- 
lihe Verein, wenn er jih, und zwar nad) dem Maasſtabe der 
Geſetze des Bereins, d. h. nad) dem Maasftabe, wie die Abftim- 
mungen auch die Diffentirenden verpflichten, für die Bewilligung 
ausjpricht, eine moraliiche Perſon bildet, wenn gleich einzelne 
Mitglieder des Vereind anderer Meinung find, ftatt, Daß, in dem Ver⸗ 
hältnifje Des Einzelnen zum Einzelnen, der Einzelne einwilligen muß“. 

Sjrrelevant tft dieſer Sa, wenn er auf den vorliegenden 
Fall angewendet werben foll, deßwegen 

1. weil bier gar nicht von einer Leiftung für den Bund, 
Jondern von einer Ausnahme von einem vertragsmäßigen Gefeke, 
zu Ounften eines Einzelnen, die Rede ift; 
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2. weil Ausnahmen von einem Gejeße nur dann geftattet 
werden dürfen, wenn die Dabei Bethelligten einwilligen; alle find 
aber dabei beiheiligt, daß Die Gleichheit vor dem Geſetze geachtet 
werde. 

$. 43. Aus dieſen vier Sägen wird nım folgendes Princip 
conſtruirt: 

E. 

„Wenn bei Einrichtungen der Militaͤrverfaſſung des deutſchen 
Bundes durch eine nachgejucht werdende Ausnahme von der 
Regel ein einzelned oder mehrere einzelne Bundesglieder allein 
befäftigt werden — Dann ift deren BZuflimmung erforderlich; 
wenn aber die durch eine folche Ausnahme oder Befreiung ent- 
ftebende Beläftigung von allen Bunbesgliedern, mit Berüdfihtigung 
ber vorwaltenden Umftände und gegenfeitigen Vortheile, verhältniß- 
mäßig übernommen und getragen wird — dann entjcheibet 
Stimmenmehrheit. Durch Stimmenmehrheit wird, nach den Ge⸗ 
jeßen des Bundesvereins, in dem lebtern alle, Die größere 
Beläftigung in eine, in Der gemeinfamen Verpflichtung aller 
begriffene, Leiſtung oder Verwilligung verwandelt, und es waltet 
jener in dem Art. 15. der Schlußacte bemerkte Umftand, bag 
einzelne Bundesglieder eine bejondere, nicht in der gemeinjamen 
Verpflichtung Aller begriffene, Leiftung oder Verwilligung für den 
Bund zugemuthet werbe, nicht vor”. 

Wie in den Prämiffen, jo wird nun au in dem Daraus 
abgezogenen Princip vorausgejeht, ed handle ſich Bier von einer 
Zumuthung, welde an mehrere oder alle Einzelne, nad) $. 15. 
der Schlußacte, gemacht werde. Dieſe Vorausfekung ift aber, 
wie fo eben gezeigt wurde, falſch. Naſſau ſucht eine Begünftigung. 
Es leifte darauf Verzicht, und Die ganze Verhandlung ift beendigt. 

Es bandelt fi alfo bier lediglich von einer Ausnahme, 
welche mit den wohlerworbenen Rechten der Betheiligten und mit 
entgegenftehenden gejeblichen Beftimmungen im Widerfpruche fteht, 
der nur in einer freien Vereinbarung bejeitigt werden Fann. 

Aber auch abgejehen von dem ganz ungeeigneten Falle; fo 
ift der Unterſchied, der zwifchen einer Zumuthung, Die Allen, 
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und einer Zumuthung, die mir Einigen gemadyt werben will, ein 
bloßer Sophism. Der Art. 15. ber Schlußacte will jedes 
Bundesglied dagegen fihern, daß ihm nicht durch die Majorität 
eine bejondere nicht in Der Verpflichtung Aller begriffene Leiſtung 
oder Verwilligung für den Bund auferlegt werden Tönne Die 
Gründe des Geſetzes und das Dabei vorausgeſetzte Verhaͤltniß ber 
Bundeöglieder find aber durchaus dieſelben, die Leiflung werde 
von Einigen ober von Allen gefordert. Die Ausdehnung der 
Zumuthung Tann mithin auch Feinen der Betheiligten um fein 
Recht bringen. Daß der Einzelne hier nicht mehr als Ginzelner 
ericheine, daß demnach die Majorität befugt ſei, den Begriff der 
befondern Leiftung, Durch Ausdehnung ber bereitö, ihrem Umfange 
nach, durch Stimmeneinhelligfeit feftgejeßten allgemeinen Ber 
pflichtungen, aufzuheben, ift ganz und gar unerweislich, weil eine 
ſolche Befugniß der Bundesgejeßgebung ſchnurſtracks entgegen if. 

5. 44. Wenn aber nad dem Vorhergehenden das Brincip 
im Allgemeinen (und es tft jo allgemein, Daß, wenn es als ein 
richtige erfannt würde, feine Anwendung nicht bloß bei ber 
Einrichtung der Militärverfaffung des Bundes, fondern bet allen 
Bundesgefegen und allen Bundeseinrichtungen, finden müßte), ein 
irriges iſt; jo faͤllt auch die im 6. Sabe ansgebrüdte Folgerung 
hinweg. Sie lautet fo: 

F. 
„Aus dieſem Princip folgt: 

41. daß über die nafjauifche Contingentſtellung durch Stimmen: 
mehrheit, unter Zugrunblegung der Bräftdial-Propofition vom 
7. December 1821 entjchleden werden Fönne. 

Die daraus erwachjende Beläftigung wird von allen Bundes⸗ 
gliedern verhältnigmäßig übernommen und getragen; dem Ermeſſen 
der Mehrheit muß überlafjen werden, ob die aus ber geftattet 
werdenden Ausnahme entftehende Beläftigung Durch den für das 
Ganze daraus erwachlenden Vortheil überwogen werde. Es wirb 
dabei der Art. 14. der Schlußacte zur Anwendung gebracht”. 

Wir fibergehen Die zweite aus jenem Princip gezogene 
Zolgerung, weil fie nicht hierher gehört. 
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Nehmen wir für einen Augenblid an, das Princip fei richtig, 
jo ift Die Darand abgeleitete Folge dennoch falſch. Denn, Eönnte 
über die naſſauiſche Contingentitellung auch durch Stimmenmehr⸗ 
heit entſchieden werden, jo würde Die Entſcheidung zuverlaͤſſig 
nicht unter Zugrundlegung der Präfidial-Propofition gegeben 
werben Fönnen, jondern ed würde, nad) der im $. 1. enthaltenen 
Deduction, nur zwiſchen Naſſau und den übrigen Mitgliedern 
bes 9. Corps, zu entjcheiden fein. Einer foldhen Entſcheidung 
müßte aber die, in dem BVortrage der Majorität, obwohl fie 
auf die Geftattung der Ausnahme von der Negel anträgt, ben- 
noch gänzlih umgangene, Prüfung der Fragen vorbergegangen 
jein: 

1. 9b Naſſau's Forderung aus einem befonbern und wejents 
lihen Bebürfniffe hervorgegangen ei? 

2. ob fein Intereſſe mit dem Intereſſe Anderer nicht collidire, 
und welches von beiden das überwiegende fei? 

3. ob Die Befriedigung jener Forderung dem Zwecke ber 
Geſammtheit vollkommen entjpreche ? 

Daß jenes Bebürfniß kein bejondered und weſentliches fei, 
daß das Intereſſe der gemiſchten Armeecorps in hohem Grabe 
gefährdet werde und die Befriedigung defjelben dem Zwecke der 
Gefanmitheit nicht entfpreche, ift aber von der Minorität in dieſem 
Bortrage bereitd erwiejen, und alle gegen dieſen Beweis etwa 
noch zu erhebenden Zweifel würden Durch Die einzige weitere Frage 
zurüdgewiefen werden fönnen: ob irgend jemand zur Mitwirkung 
bei einer Einrichtung genöthigt werden Fönne, von welcher gejagt 
wurde, Daß fie nur dann zulaſſig jei, wenn fich Der Fordernde 
. darüber zunächit mit fich jelber, Dann aber auch mit den Undern 
einverftändigen Fönne. 

Allein Die ganze Theorie ift durch und durch falſch und 
daher unhaltbar, weil fie auf einem ($. 33 f.) nachgewiejenen 
Trugſchluſſe beruht, weßwegen es denn auch unnöthig war, die 
einzelnen Säge, auch als einzelne, beſonders zu widerlegen, 
Noch überflüffiger würde es aber fein, auch auf bie Verjuche 
zurückzukommen, die, um voraußgejehene und ficher begründete 
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Einwendungen zu entfräften, in dem oben gegebenen Nadhtrage 
($. 31) gemacht wurden. 

6. 45. Da fid die von ber Mehrheit des Bundestags⸗ 
Ausſchuſſes in dem zweiten Abſchnitte ihres Vortrags aufgeftellte 
Theorie von der jo eben recenfirten Theorie nur dadurch unters 
jcheidet, Daß fie dem Art. 7. der Kriegäverfafjung in ihren allge 
meinen Umrifjen und wejentlicden Beſtimmungen auf Die Ent- 
ſcheidung der vorliegenden Frage gar Teinen Einfluß geftattet, 
und ihm keinen geftatten zu wollen, bei der Discuffion erklärt 
hat; fo tft auch jene Theorie zugleich mit Diejer widerlegt. 

Beide Theorien Drehen ſich in dem gleichen fehlerhaften Zirkel 
herum, in den fie nur darum gerathen Tonnten, weil ihre Urheber 
vergaßen, daß die Bundesgeſetze nichts find als Verträge; daß 
alle organiiche Bundeseinrichtungen auf Vertragsbeſtimmungen 
beruhen; daß von dieſen Bertragsbeftimmungen, ohne Zuflimmung 
aller Eontrahenten, Teine Ausnahme gemacht werden darf; Daß 
deßwegen in der ganzen Bundesgeſetzgebung von dem echte, 
Ausnahmen zu machen, gar nicht Die Rede fein Fonnte; Daß aber 
der Grundfaß, nach weldem feine Ausnahme anders, als im 
freien Bertrage, geftattet werden dürfe, ein theoretifch anerkannter 
und in einzelnen Fällen bereitd practiſch gewordener ſei; daß 
mithin die Geſtattung von Ausnahmen der Stimmenmehrheit 
ausdrüdlich gar nicht entzogen werden Tonnte, daraus aber der 
Schluß, fie jei der Stimmenmehrheit überlafien, Teineswegs folge. 

II. 
Die Erflärungen auf die Präſidial-Propoſition. 

6. 46. Nachdem in dem vorigen Abfchnitte dieſes Vortrags 
die Vorjchläge, welche in der Praäfivial-Propofition enthalten find, 
einzeln, jowohl in ihrem Princip als in ihren Folgen, geprüft, 
das Gewicht der Hinderniffe, die fih ihrer Annahme entgegen 
ftellen Eönnten, gewürdigt, und dem beabfichtigten Nejultate der 
Darüber zu pflegenden Berhandlungen, der Character einer beftän- 
digen Vertretung, die nur auf einer freien Uebereinkunft zwiſchen 
allen, näher oder entfernter betheiligten Bundesgliedern, mögen 
diefe nun als Einzelne oder in collectiven @inheiten erſcheinen 
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beruhen kann, gegen alle Einwendungen einer, in ihrem innerften 
Grunde, irrigen Theorie fiher geftellt worden find, will die Mi- 
norität noch einen Fritiichen Blid auf Die, von der Majorität des 
Bundestags-⸗Ausſchuſſes Feiner Prüfung unterworfenen Erklärungen 
einiger, bei der naſſauiſchen Gontingentftellung am nächiten bethei- 
ligten Regierungen werfen. 

Unbemerft kann Dabei die Minorität nicht Iaffen, daß Die 
Majorität des Bundestags⸗Ausſchuſſes in ihrem erften, aber zurüd- 
genommenen Berichte die Nothwendigkeit, Die bei der Formation 
bes 9. Corps betheiligten Staaten zu vernehmen, anerkannt hatte. 

$.47. Königreih Sachſen, welches an der Spike der erften 
Divifion des 9. Corps fteht, erklärte ſich mit der Prafidial-Pro> 
pofition, unter der damals noch erlaubten Vorausfegung, daß das 
9. Corps von der Entjendung zur großen Cavallerie⸗Reſerve 
gänzlicy befreit werben würde, einverflanden, jedoch mit dem aus⸗ 
drüdlichen Vorbehalte, daß der Erjap au Cavallerie nur aus Der 
großen Gavallerie Rejerve genommen werbe. 

Aus dem Borigen geht hervor, daß die Präfidial-Propofition 
nur den Zwed hatte, in einer freiwilligen Ueberkunft zwiſchen 
mehreren nicht zum 9. Corps gehörenden Bundesgliedern, Mittel 
aufzufinden, Durch deren Anwendung vielleicht Die Einwendungen 
bejeitigt werben Fönnten, welche gegen ben nafjauifhen Wunſch 
im 9. Corps, als eine Ausnahme von der vertragsmäßigen Regel, 
deren Fefthalten ein jeder Bontrahent verlangen Tann, erhoben 
worden waren. 

In den für diefen Zwed gemachten Vorſchlaͤgen mußte daher 
allerdings die Zumuthung an Andere liegen, etwas zu leiſten, 
was fie urfprünglich zu leiften nicht verpflichtet waren. 

Unter foldden Umftänden ſtand es natürlich jedem einzelnen 
Bundesgliede frei, die Mitwirkung zu jenem Zwecke, auch ohne 
nähere Angabe der Gründe, abzulehnen, oder an beliebige Bebin- 
gungen zu knüpfen, Deren Nichterfüllung Teine andere Folge haben 
fann, als Daß es entweder bei der vertragemäßig feſtgeſetzten 
Regel verbleibt, oder daß, wenn dieje beftritten wird, darüber 
auf verfaffungsmäßigem Wege entſchieden werben muß. 
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Sp durfte denn auch Sachſen die Bedingungen feßen, unter 
welchen allein es, unter Zugrumdelegung der Präfibial-Propofition 
in die gewuͤnſchte Ausnahme von der Regel einwilligen wollte. 

Ob dieſe Bedingungen von denen, welche bei deren Erfüllung 
intereffirt waren, zugeflanden werben, hieng, aus gleichen Gründen, 
lediglich wieder von der freien Yuflimmung diefer Andern ab. 

Was nun die erfle Bedingung — daß der Erſatz an die 
zweite Divifion nur aus der großen Gavallerte-Rejerve genommen 
werde — betrifft, jo war Diefe Bedingung durch Die Klugheit 
geboten, weil fonft voransfichtlich jene Erſatzleiſtung, wenn fie 
nach den zweiten Vorjchlage aus der Disponiblen Bavallerie der 
einzelnen Corps genommen worden wäre, in Der Regel auf die 
erfte Divifion des neunten Corps gefallen fein würde. 

Wären dieſe beiden Bedingungen angenommen worden, fo 
hätte Das neunte Corps, durch die Erfüllung des naſſauiſchen 
Wunfches nicht nur nicht verloren, jondern offenbar gewonnen. 

Gegen die Erfüllung dieſer Bedingungen Iehnte ſich aber 
da3 Intereſſe der Tibrigen Corps, vorzüglich Das der gemijchten, auf. 

Nicht nur wäre dann die Referve an fi geſchwächt und die 
obnedieß nachtheilige Entjendung von den gemiſchten Gorp8 ers 
höht worden, fondern es fiel auch auf fie die höchft bedeutende 
Laſt, welche, wie oben nachgewiejen wurbe, mit der zmeiten Ents 
jendung aus der Rejerve zu dem neunten Corps verfnüpft war. 

Daß fih Dagegen die gemijchten Corps mit aller der Kraft, 
welche Geſetze fonft wohl zu geben pflegten, auflehnen würben, 
ſah ſpaͤter das Töniglich-fächfifche Gouvernement auch) ein, und 
machte deßwegen den, mit Bericht des Militär-Husfchuffes, dieſer 
hohen Verfammlung beſonders vorgelegten, neuen Vorſchlag, der, 
wenn er Das Intereſſe ber zweiten Divifton des neunten Corps 
befriedigt, in Beziehung auf Das wefentliche Intereſſe des achten 
und zehnten Armeecorps, fehr bedeutende Hinderniffe aus dem 
Wege räumt, obwohl die Analyfe deſſelben zeigt, daß auch er Die 
gänzliche Befreiung des neunten Corps von der Entjendung zur 
großen Cavallerie⸗Reſerve, von welcher nur fcheinbar abftrahirt 
wird, involvirt. 
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Dieje Befreiung wird durch eine neue Art, bie Beitrags- 
pflichtigfeit der gemifchten Corps zu beftinmen, gewonnen. 

Diefe neue Beſtimmung gründet ſich aber auf folgendes 
Raiſonnement. 

Indem von den Technikern das Verhaͤltniß der Cavallerie 
zu dem Gontingente auf Jtel und das Maximum der Entſendung 
auf Itel der Gavallerie beſtimmt wurde, würde implicite anerkannt, 
baß den einzelnen Corps, als jolchen, zur Erhaltung ihrer Schlag- 
fertigfeit, vier Fünftheile derjelben unbedingt nothwendig ſeien. 
Was alſo an diefen vier Fünftheilen der Gavallerie, durch Die 
verwilligten und noch zu verwilligenden Grleichterungen der Elei- 
neren Staaten den gemilchten Corps abgeht, das muß an dem 
einen Fünftheil abgezogen werden, welches als das Maximum 
der Entjendung zur Gavallerie-Referve feftgejegt wurde, jo, Daß 
ih bei den drei gemijchten Corps Das Maximum der Entfen- 
bung, je nach der verfchiedenen Beträchtlichkeit ber in ihnen ge 
flatteten Erleichterungen, auch verſchieden beftimmt wird; bei Dem 
achten Corps wird es 3—x, bei dem neunten Corps Hingegen 
nur J—y und bei dem zehnten wieber $—z betragen. 

Gegen diefe Theorie laͤßt fich, wie e8 der Minorität fcheint, 
nicht3 einwenden, weil fie auf Verbältnigmäßigfeit bafirt if. 

In der Anwendung auf den einzelnen Fall jeßt fie aber 
voraus, daß die Erleichterungen, welche in dieſer Beziehung nicht 
nur anf das Ganze (die Rejerve), fondern auch auf die einzelnen 
Corps (deren Beitragsquote) einen nicht unbedeutenden Einfluß haben, 
von dieſen einzelnen Corps wirklich auch zugeflanden worben find. 

Denn jo gewiß e8 in der Befugniß der ungemijchten Corps 
lag, die von den gemifchten Corps in Anfprncdh genommene Be: 
freiung aus dem Grunde zu verweigern, weil dieſe Befreiung 
gegen die Gleichheit der Rechte und Pflichten anftoße; eben fo 
gewiß koͤnnen Die ungemijchten Korps, aus gleichem Grunde, ihre 
Zuflimmung zu dem verweigern, was jene Rejerve ſchwaͤchen würde. 

Wenn nun das neunte Corps, nach dem neuen Töniglich 
ſaͤchſiſchen Vorfchlage, nicht nur die Erleichterungen, welche aus 
guten Gründen denjenigen Staaten, die fidh bei der Cavallerie⸗ 
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ftellung vertreten lafjen müſſen, einhellig verwilligt wurben und 
noch werben verwilligt werden, von dem Maximum der Entjen- 
dung abziehen wollte, fondern auch Diefenigen A433 Mann Gavallerie, 
welche Naflan ftellen Fönnte, aber nicht ftelen will, fo würde, 
wenn darauf eingegangen wird, jened ald Maximum beftimmte 
ein Künftheil der Gavallerie des neunten Corps jo zujammen- 
ichmelzen, daß gar Feine militärifche Cavallerte-Einheit mehr übrig 
bliebe, welche der Oberfeldherr zur Reſerve entbieten Eönnte. 

Das Refultat wäre alſo - Die gänzlicdye Befreiung bes 
neunten Corps von der Entjendung zur großen Referve. 

Sp gewiß nun aud) den gemischten Corps, wie jedem andern, 
gegen dieſes Nefultat ein wohlbegründetes Widerſpruchsrecht zu- 
fteht, jo ift, obwohl man ihre Durchgängig gerechtfertigten Wünjche, 
in Beziehung auf die ihnen nothwendige und Dem Ganzen nüßliche 
Befreiung von jener Entjendung, enthört, dennoch zu hoffen, daß 
fte ihre Yuflimmung Dazu an feine andere Bedingung knüpfen 
werben, ald an das Anerkenntniß, daß jene Zuftimmung, durch 
feine Mehrheit der Stimmen, ſei e8 in der Plenars oder in ber 
engern Verſammlung, hätte erzwungen werben bürfen. 

F. 48. Kurheſſen, welches mit Naſſau zur Bildung einer 
Divifion concurrirt, erklärte feine Beiftimmung unter dem Vorbehalte 

1. daß feiner der übrigen Bundesſtaaten eine gleiche Begün- 
fligung wie Naflau in Anſpruch nehme, 

Bliebe ed bei der gegenwärtigen Gejebgebung, würde das 
Arrangement für Naflau als eine Bertretung Naſſau's durch 
Andere, alſo wie ein Act des freien Willens allgemein anerkannt, 
jo würde dieſe Bebingung als überflüffig wohl aufgegeben werden. 
Sept aber, wo durch eine eben fo neue al irrige Theorie die 
ganze vertragsmäßige Bundesgefehgebung ſchwankend gemacht 
werden fol, in einem ſolchen Augenblide ift fie von Wichtigkeit, 
weil fie dazu nöthigt, Dad Schwanfen wieder in irgend einen 
feften Gang zu bringen. Mag Diefer Gang auf den alten Weg 
zurüd oder auf einen neuen binführen, immer bleibt ed Haupt- 
ſache, daB man wille, wad man wolle, daß man gegenfeitig fich 
nicht täufche, daß nicht mit ungleichem Maaße gemefjen werde. 
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2. Daß die Divifiond- und Brigaden-Gintheilung Des neunten 
Corps dadurch nicht im mindeften geändert werbe, ſondern es bei 
ber zweiten Divifton in drei Sinfanterie und zwei Gavallerie-Bri- 
gaben verbleibe. 

So gewiß diefe Bedingung eigentlich nur Die innere Orga- 
nijation der Divifton angeht, jo kann fie Doch, nach dem was Bei 
ber koͤniglich⸗ſaͤchſiſchen Erklärung ausgeführt wurde, unzweifelhaft 
gejegt werden, und fie feheint auch für Kurheſſen in der Rüdficht 
wichtig, welche 

3. die Haupibedingung an die Hand giebt, Daß nämlich 
durch das Detachement von der disponiblen Bundescavallerie, 
oder, nach dem neuen koͤniglich⸗ſächſiſchen Vorſchlage, durch die 
&avallerie der erften Divifion des neunten Armeecorps, die Lücke 
in der zweiten Gavallerie-Brigade der zweiten Divifion jederzeit 
ausgefüllt, auch dieſes Detachement nicht zu oft gewechfelt, und 
in Beziehung auf das Brigade: Commando gemacht werde. 

Alle drei Bedingungen find an fih zuläffig und tangiren 
die andern Korps nur in jo fern, als fie vorausfegen, Daß bieje 
in eine Detachirung aus der disponiblen Gavallerie bed Bundes- 
heeres zur zweiten Divifion einwilligen würden, was aber aus 
oben angeführten Gründen bei allen Corps ohne Ausnahme nicht 
vorausgeſetzt werden Fann. 


6. 49. Der Löniglich:nieberländifche Geſandte überließ für 
Luxemburg unter folgenden drei Vorſchlägen Die Wahl: 

1. Bereinigung des Iugemburgifchen Contingents mit dem 
naffauiihen in eine gemeinſchaftlich zuſammengeſetzte Brigade, 
unter der Vorausſetzung der matrifularmäßigen Stellung jämnit- 
licher Waffengattungen im ganzen Sontingente.: 

Diejer Vorſchlag ift in der geſetz⸗ und vertragsmäßigen Regel 
gegründet, deren Feſthaltung Luxemburg, wie jebes andere 
Bunbesglied, fordern darf, 

Sol aber von dieſer Regel eine Ausnahme gemacht werben, 
dann fordert Luxemburg 

2. daß das großherzogliche Bontingent, auf bemjelben 
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urjprünglichen Fuß organifirt, als ein felbfifländiger Körper 
anerkannt und einer Brigade gleich behandelt werde. 

Zuremburg darf dieſe Bedingung, nad) obiger Ausführung, 
eben; es hängt aber von der freien Zuflimmung ber übrigen 
Bundesglieder ab, ob fie darauf eingehen wollen oder nicht. 

Diefe Bedingung involvirt eine neue Abweichung von einer 
Regel, welche in dem Art. A. der Kriegsverfaſſung in ihren 
allgemeinen Umriffen und mejentlichen Beftimmungen und in den 
$$. 23 und 26. der nähern Ausführung derjelben, feſtgeſetzt wurde. 

Anfangs war man im Bundestagd-Ausjchuffe der einftim- 
migen Meinung, daß eine ſolche Ausnahme auf feine Weiſe zu 
bewilligen fein dürfte, da Durch fie die gefchloffene und gegliederte, 
d. h. die organiſche Eintheilung des Bundesheeres zwar nur in 
einem einzelnen Falle, der aber ähnliche Anſprüche zum Verderben 
des Ganzen nad) ſich ziehen koͤnnte, aufgehoben und eines ber 
weſentlichſten Erforderniffe jedes guten militärischen Organismus 
aufgegeben werden würde. 

Später wurde indeſſen Doch auch wieder behauptet, Daß dieſer 
inbirecte Widerfpruch Luxembutgs gegen den naſſauiſchen Antrag, 
und aljo auch gegen die PraftvialsPropofition, nicht geeignet fei, 
deren Annahme durch Die Majorität zu bindern und Naſſau in 
die Kothwendigfeit zu verfeßen, fein Gontingent matrifularmäßig 
in allen Waffengattungen zu ftellen. 

Sobald aber zugegeben wird — was von Anfang an, mit 
Ausnahme Naflaus, nie wideriprochen wurde — Daß der Wider: 
ſpruch Kurheſſens jene Wirkung äußern konnte, jo fpringt auch 
die "Unguläffigkeit jener Behauptung fofort in Die Augen, denn 
dann hat jeder einzelne Theilhaber am neunten Armeecorps das 
nämliche Recht des Widerſpruchs. Gin jeder Derjelben kann ver 
langen, daB Naſſau im gefeblichen Verhaͤltniſſe zum Dienfte und 
zu der vorgejchriebenen Heeresabtheilung im neunten Corps bei⸗ 
trage, und der Widerſpruch kann eben ſowohl unbedingt ausge⸗ 
ſprochen werben, als er bedingt ausgelprochen wurde, 

Wenn Lugemburg unbedingt „Nein” jagen durfte, jo Tonnte 
es auchnur bedingt „Ja“ jagen. Wird jeine Bedingung verworfen, 
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jo bleibt e3 bei feinem unbedingten „Nein“, wozu ihm, wie 
jedem andern Bundesgliede, das Recht in fo weit zufteht, als 
von einer bereits beſtehenden gejeglichen Norm eine Ausnahme 
verlangt wird. 

Darum befteht auch Luxemburg nicht auf der Erfüllung diefer 
Bedingung, febt aber für den Fall, daß fie nicht eingegangen 
wird, eine andere, Dann fordert ed, nach dem bei Naſſau ge 
gebenen Beilpiele, 

3. daß auch ihm geftattet werde, jein Gontingent, in Dem 
bei Naſſau angenommenen Verhältniffe, durch Infanterie zu er: 
fegen, und auf foldhe Art aus dem Iugemburgifchen Gontingente, 
mit Inbegriff der Dazu gehörigen Anzahl von Artilleriften und 
Pionniers, eine vollftändige Infanterie-⸗Brigade zu bilden, 

Ob dieß die Theilhaber am neunten Corps, ob dieß ber 
Bund geftatten wolle, fteht dahin, 

Sp viel aber tft gewiß: Luxemburg darf mit rechtlichen Er- 
folge feine Zuftimmung zur Ausnahme bei Naffau an dieſe Be- 
dingung Fnüpfen; wird fie nicht erfüllt, bleibt es bei der Regel; 
ſoll fie aber erfüllt werden: fo ift das neunte Corps, in feiner 
zweiten Divifion, als aufgelöft zu betrachten, und es wird, Da 
es nicht an Nachahmern fehlen wird, zu einer ganz neuen Eins 
theilung der Armeeeorp3 gejchritten werben müſſen. 

In diefer Beziehung bietet aber der neue ſaͤchſiſche Vorſchlag 
in der Vorausſetzung Daß die zweite Bavallerie-Brigade ber 2. 
Divifton durch eine Entjendung von der erſten Divifion auf 
bleibende Weile erjegt und dieſes Detachement mit der Tuxem: 
burgifchen Savallerie zu einem Regiment verbunden werde, ein 
glückliches Auskunftsmittel allerdings dar. 

$. 50. Großherzogthum Weimar hat fich für die Präfidial- 
Propofition unbedingt, dagegen haben ſich Die übrigen Theilhaber 
am neunten Corps Darüber noch gar nicht erflärt. 


Recapitulation und Anträge. 
8.51. Die Minorität des Ausſchuſſes glaubt beiwiejen zu haben 
1. daß fir Naſſau Fein wejentliches Bebürfniß vorliege, ein 
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Contingent, fratt in allen Waffengattungen, nur in zwei Waffen: 
gattungen zu ftellen ($. 8); 

2. daß die Befriedigung Diejes nicht wejentlichen Bedürfniſſes, 
an und für fich betrachtet, für den hohen Zweck der Gefammtheit 
eher nachtheilig, als vortheilhaft, oder höchftens gleichgültig fei 
(6. 9; 

3. daß aber die Befriedigung jenes unmefentlichen Bebürf- 
nifjes dem Ganzen pofttiv nachtheilig werden würde, wenn dadurch 
die Verhältnißmäßigfeit feiner Theile, ohne freie Zuftimmung der 
Betheiligten, geftört werden follte; 

4. daß demnach die Erfüllung des naflauischen Wunfches 
dem hohen Zwecke der Geſammtheit nur dann volllommen ent 
iprechen Eönne, wenn fie, unter ber Vermittlung des Bundes, 
durch eine freie Uebereinkunft zwilchen Naffau und allen, näher 
oder entfernter, dabei betheiligten Regierungen, bewirkt werden 
fann, durch eine Uebereinkunft, in welcher Vortheile und Nach⸗ 
theile wirklich compenfirt werden ($. 10); 

5. Daß der, urfprünglich nur zwifchen Naſſau und Kurheſſen 
über dieſen Gegenftand obwaltende Streit, beifen rechtliche Ent- 
ſcheidung, wo möglicdy umgangen werben ſoll, ſich in einer Lage 
befinde, in welcher, wenn entſchieden werben müßte, die Art 
der Entſcheidung kaum eine zweifelhafte genannt werden Tönne 
($$. 11-14); 

6. daß ber Charakter der in der Prafivial-Propofition ent- 
haltenen Ausgleihungs:Vorjchläge kein anderer, als der einer Ber- 
tretung Naſſau's, in Beziehung aufeine, uriprünglich Diefem Staate 
obliegende, Verpflichtung durch andere Staaten fei; daß mithin 

7. zum Abſchluſſe dieſes Vertretungsvertrags bie freie Ein- 
willigung derjenigen gehöre, welde, nad jenen Borfchlägen, 
Naffau vertreten follen und Daß Die vertretenden Subjerte nicht 
ſowohl in allen einzelnen Bundesgliedern gefucht werden können, 
obwohl, an ſich betrachtet, jedes einzelne ein begründetes Wider: 
ſpruchsrecht hat, ſondern vielmehr nur im den numerifchen und 
eollectiven Einheiten, welche das Bundesheer conftituiren, d. 5. im 
den einzelnen Armeecorps ($. 18). 
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8. daß alle gegen die Behauptung, nad) weldyer hier nur 
von einer Vertretung Naſſau's die Rebe fein Tann, erhobenen 
Einwendungen bloß auf Scheingründen beruhen ($$. 20—21); 

9. daß der Annahme des einen Vorjchlags, nad) welchem 
ber Abgang, Den die zweite Divifion des neunten Armeecorps 
erleidet, wenn Naſſau fein matritularmäßiged Reiter-Gontingent 
nicht ftellt, auß der großen Gavallerie-Referve des Bundesheeres 
erjegt werden ſoll, in den Syutereflen Anderer ein mwefentliches 
Hinderniß entgegenftehe, und daß dieſe Andere ein vollkommenes 
Recht haben, dieſe Intereſſen als folche geltend zu machen, welche 
anerfannt werben müflen, welches ihnen alſo durch feinen Beichluß 
des engern Raths entzogen werden Fann (68. 23—29). 

10. daß aber auch über die Verwendung der großen Gaval- 
lerie-Referve früher gar nichts beftimmt werden kann, ehe über 
die Art, wie fie überhaupt gebildet werden ſoll, eine gejeßliche 
Beftimmung vorliegt, dieſe alfo, da fie noch nicht exiftirt, vor 
allen Dingen erſt zu treffen ift (F. 29); 

11. daß der Annahme eines andern Vorſchlags, nach welchem 
der Abgang, den die zweite Divifion des neunten Armeecorps 
Dann erleidet, wenn Naſſau fein matritularmäßiges Reiter⸗Con⸗ 
tingent nicht ftellt, aus ber disponiblen Cavallerie der einzelnen 
Corps erfeßt werden joll, in den Intereſſen Anderer ein weſent⸗ 
liches Hinderniß entgegenftehe, und daß dieſe Andere ein voll: 
fommened Redyt haben, dieſe Intereſſen als ſolche geltend zu 
machen, welche anerkannt werben müfjen, Das ihnen alſo durch 
feinen Beſchluß des engern Raths entzogen werden kann (6. 30); 

12. daß dem Oberfeldherrn, zufolge der Grundzüge ber 
Kriegsverfaffung des Bundes, Die Befugniß, nach feinem Ermefjen 
alle und jede Art von Detadhirungen, und namentlich Die hier 
irriger Weiſe als eine zeitliche Detachirung in Vorſchlag gebracht, 
anzuordnen, nicht zuftehe, und ihm anders, al8 durch Stimmen 
einhelligfeit, auch nicht ertheilt werben koͤnne ($. 31); 

13. daß die aufgeftellte neue Theorie, nad) welcher über die 
naſſauiſche Gontingentftellung unter Zugrundlegung der Präfibial- 
Propofttion, durch Stimmenmehrheit im engern Rathe ſoll entſchieden 
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werben können, Daß, jagen wir, dieſe neue Theorie, welche die 
Majorität des Bundestags Ausfchuffes, wenigſtens zum Theil (fielegt 
nämlih auf den Art. 7 der organiſchen Kriegsverfaffung das 
Gewicht nicht, welches der Erfinder jener Theorie darauf legt) 
aboptirt hat, durch und Durch irrig fei, indem fie auf einem voll: 
fommenen Trugſchluſſe berube ($. 33 ff.); 

14. daß, wenn man dieſe Theorie deunoch als eine richtige 
anerkennen wollte, fie, ehe fie auf den nafjanijchen Fall ange- 
wendet wird, ald eine für alle Källe, wo es fi um Ausnahmen 
von der Regel handelt und handeln wird, gültige anerfannt und 
dann namentlih auch auf alle diejenigen Bundesglieder ange⸗ 
wendet werden müſſe, welche ähnliche Forderungen eatweder ſchon 
gemacht haben, oder nody machen werden ($$. 37—41). 

15. daß aber ſelbſt dann, wenn Dieje Theorie für eine folche 
anerkannt würde, welche auf alle fünftige Fälle, jebt aber auf 
den nafjauifchen Fall und namentlich auf Die Bedingungen, unter 
welchen allein einzelne Bundesglieder, numerifche und collective 
Einheiten des Bundesheeres, der Praͤſidial⸗Propoſition beizutreten 
ſich entichließen wollten, angewendet werden bürfe, Fein Unbe- 
fangener daran denken Tönne, einen Streit nad) pofitiven Be 
flimmungen entſcheiden zu laſſen, Der nur darum entftehen konnte, 
daß man den urjprünglichen Streit, den zwilchen Kurheſſen und 
Naffau, nach pofitiven Beftimmungen nicht entſcheiden wollte 
($. 1). 

$. 52. Die Minorität des Bundestags⸗Ausſchuſſes in 
Militärfachen vermag daher den Anträgen der Majorität feines 
wegs beizuflimmen. 

Denn, nad ihrer wohlbegründeten Ueberzeugung, Tann 

ad IL hinſichtlich der Sache Jelbit, die hohe Verfammlung 
nicht bejchließen, 

ad 1. daß die von Nafjau verlangte Bewilligung jebt ſchon 
und unbedingt ertheilt werde. 

Sie kann, ohne Zuflimmung Aller, 

ad 2. nicht bejchließen, Daß Der Oberfeldherr die von ihr in 
Antrag gebrachte Inſtruction erhalte. 





657 


Sie fann 

ad II. hinſichtlich der Form, vollends gar nicht bejchließen, 
daß, den Beftimmungen der Bundesace und Schlußacte Der 
Wiener Gonferenzen gemäß, über den vorliegenden Gegenſtand 
im engern Rathe durdy Stimmenmehrheit entſchieden werde. 

$. 53. Die Minorität des Bundestags⸗Ausſchuſſes in 
Militärfachen ſtellt daher ben 

Antrag: 

1. das Verlangen feiner Herzoglichen Durchlaucht von 

Naflau, 
Sein Gontingent nur in Infanterie und Artillerie, und zwar 
in einer completen SnfanterieBrigade von 3721 Mann, nebft 
30 Bionnierd oder Pontonierd, und einer Batterie von acht 
Stüden Geſchütz mit 2838 Mann Artillerie zu ftellen, 
als ein ſolches anzuerkennen, weldhem, in Beziehung auf das 
Ganze, fein weſentliches Hinderniß entgegenftehe: daſſelbe aber 

2. dem ungeachtet, und zwar in Gemäßheit der, in der 
Sitzung vom 12. April 1821, über die Ausnahmen von der Regel, 
welche als eine Erleichterung oder um anderer Beziehungen willen 
gewünjcht worden, aufgeftellten Grundjäße, nur dann für zuläfftg 
zu erklären, wenn darüber zwifchen jämmtlichen Betheiligten eine 
Uebereinfunft zu Stande gekommen fein wird; 

3. bie Anftände aber, weldhe der Bewilligung des; naflauifchen 
Begehrens dermalen noch im Wege ftehen, an eine zu ernennende 
Vermittlungs⸗Commiſſion zu verweilen, vor weldyer Die Verhand⸗ 
lungen unter den Betheiligten, innerhalb und außerhalb bes 
neunten Corps, binnen eines feflzufeßenden Termins, gepflogen 
werben Tönnen. 

8.04. Bei dieſen einander ſo ganz entgegengefebten Anträgen 
der Maforität und Minorität, wird fi) Die hohe Bundesver: 
fammlung emer reiflichen Brüfung der jenen Anträgen zu Grunde 
liegenden Principten weder entichlagen wollen, noch entichlagen 
können. 

Erſteres nit, weil die Anträge der Majorität auf 
Principien gebaut find, welde, wenn darnach entjchieden 
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werben follte, der Bundesverfaſſung eine ganz neue Geftalt 
geben. 

Letzteres nicht, weil die Geſchaͤftsordnung bei wichtigern 
Gegenftänden vor der definitiven Beſchlußnahme eine Discuffion 
in der Bundesverfammlung und einen Beichluß darüber, Daß der 
Gegenftand zur Abſtimmung reif jei, vorjchreibt. 

Zu diefer Discnffion fordert die Minorität diefe hohe Ver 
lammlung ausdrüdlid auf. 

Um dieſelbe zu erleichtern, glaubt fie nichts beſſeres thun zu 
fönnen, ald die Fragen, über welche in dem Falle, daß auf dem 
Grunde des neuen jächfiihen Ausgleichungs-Borjchlags, der aller: 
dings fehr bedeutende Schwierigkeiten aus dem Wege räumt, 
teine freiwillige Uebereinfunft zu Stande kommen follte, Tünftig 
abzuftiinmen fein möchte, 

Die erfte Frage dürfte Die fein: Muß die Befriedigung des 
nafjauifhen Wunjches, fein Gontingent, ftatt in allen Waffen: 
gattungen, nur in Infanterie und Artillerie ftellen und die fehlende 
Cavallerie durch Infanterie und Artillerie erjegen zu Dürfen, als 
eine Vertretung, welche nur auf freiem Vertrage beruhen kann, 
angejehen werben oder nicht? 

Wird diefe Fraga bejaht, jo folgt Daraus die Genehmigung 
des von der Minprität ($. 53) gemachten Antrages von jelbft. 

Wird fie hingegen verneint, fo entiteht 

die zweite Srage: Kann eine Ausnahme von der Regel, Tann 
namentlicy die Ausnahme von den Beflimmungen einer organijchen 
Bundeseinrichtung, durch Stimmenmehrheit im engern Rathe 
beſchloſſen werden ? 

Wird Diefe Frage im Allgemeinen bejaht, — fo folgt daraus 
die Genehmigung des von der Majorität (6. 35) gemachten An⸗ 
trages, daß über die naſſauiſche Bontingentflellung durch Stimmen- 
mehrheit entjchieden werde von jelbit, Teineswegs aber, daß Die 
Frage, zu Bunften Naſſau's, ſchon entſchieden fei. 

Wird Diefe Frage nur in der Allgemeinheit, wie fie bier 
aufgeworfen wurde, verneint, jo entſteht 

die dritte Frage: Kaun dem ungeachtet eine Ausnahme von 
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der Regel, welche für die organiſche Einrichtung des Bundes: 
heeres gegeben ift, durch Die Mehrheit der Stimmen im engern 
Rathe, etwa um deßwillen zugeftanden werben, weil dieſe Be 
fugniß ſchon in dem 7. Artikel der Kriegsverfaſſung in ihren alls 
gemeinen Umriffen und wejentlichen Beflimmungen als eine für 
diefe organijche Einrichtung beſonders ertheilte anzufehen tft? 

Wird diefe, von der Maforität wie von der Mingrität des 
Bundestags-Ausfchuffes verneinte, Yrage, in ber Bundesver⸗ 
fammlung bejaht, jo folgt baraus zwar, daß, aber noch nicht, wie 
über Die naſſauiſche Sontingentftellung entjchieden werben foll; es 
folgt aber auch daraus, Daß alle Diejenigen Bunbesglieder, welche 
auf den Grund der in den Wiener Gonferenzen gemachten Pro- 
pofition, die Vertretung einer Waffengattung durdy bie andere 
zu geftatten, die Forderung, welche Naffau macht, auch zu machen 
die Abficht erklären, auf die Entfcheidung ihrer Anſprüche durch 
Mehrheit der Stimmen ebenfalld dringen dürfen. 

Iſt dieß im Reinen, dann entfteht aber noch vorher, ebe 
über Die naffauifhe Forderung wirklich entſchieden wirb, 

die vierte Frage: Soll der Streit über die naffauifche Con⸗ 
tingentftellung, welcher urſprünglich nur ein Streit über die 
Innere Einrichtung eines Corps war, oder foll, mit gänzlicher 
Umgehung einer Enticheidung über den primären Streit, jofort 
ber jecundäre Streit über die Bedingungen, unter welchen von 
andern Bundesgliedern der Präfidial-Propofition nicht beigetreten 
werden wollte, unter Zugrundlegung der Präfidial-Propofition, 
entjchteden werden? 

Wie dieſe Frage entjchteden werden möge, jo entfteht endlich 
in beiden Fällen | 

die fünfte Frage, welche mehrere Nebenfragen in fich faßt, 
darüber: ob, nach dem Antrage der Maforität des Bundestags- 
Ausfchuffes, ohne alle weitere Prüfung, zu Gunften Raflau’s, 
oder ob vorher darüber entjchieden fein muß: 

1. Iſt das Intereſſe, welches Nafjau geltend macht, wirklich 
ein aus befondern Verhältnifien hervorgehendes und weſentliches 
Intereſſe? 

42* 
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Diefe Frage hat die Mingrität verneint, die Maforität mit 
Stillſchweigen übergangen. 

2. Stebt dem naſſauiſchen Intereſſe nicht das Intereſſe 
anderer Staaten entgegen, welches wejentliher ift, als das 
nafjauifche, und welches als unverleßbar anerfannt werden müßte, 
wenn die organiſchen Gejege und mit ihnen zugleich der Funda⸗ 
mental-Orundjag des ganzen Bundes, der Grundſatz der Gleich 
beit in Rechten und Pflichten, Durch eine einverſtandene Majorität 
nicht umgeftoßen werden Tönnten? 

Die Majorität bat fi mit der Unterfuchung dieſer Frage 
gar nicht abgegeben, fie hat Vortheile und Nachtheile nicht gegen 
einander abgewogen. Die Minorität hingegen bat unterſucht und 
die Frage bejaht. ’ 

3. Entipricht die Befriedigung der von Naflau gemachten 
Forderung den Zweden der Gejammtheit? 

Auch diefe Frage hat die Majorität des Ausſchuſſes nicht 
gewürdigt. Die Minorität hingegen bat fie gepräft und ihre 
Heberzeugung dahin ausgeſprochen, daß die Befriedigung der 
naffauischen Forderungen, an ſich betrachtet, den Zwecken der 
Gejammtheit eher widerjpreche, als entipreche, Daß fte höchſtens 
für gleichgültig gehalten werden koͤnne; daß aber die Rüdficht 
auf den Grundcharakter des Bundes, welcher die freiwillige 
Uebereintunft jeder Entjcheidung vorzieht, und auf den Wunſch 
des Taiferlihen Hofes die Befriedigung Raſſau's räthlich machen 
koͤnne. 

Die Minorität des Bundestags-Ausſchuſſes ſtellt demnach 
den weitern 

Antrag: 
daß es der hoben Bundesverſammlung gefällig fein möge, Die 
Fragen zu fiziren, über welche, in einem zu beflimmenden Zeit 
punkte, definitiv abgeftimmt werden folle. 
Wangenheim. 
Lepel. 
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Die Verhandlungen über die gemijchten Armee⸗Corps zogen 
ſich noch lange hin und kamen demnach nicht bis zum Sabre 
1824 zur Erledigung. Wangenheim, Lepel und Blittersdorff 
juchten Jeder feine bis dahin ausgeſprochene Meinung feitzuhalten, 
und im Jahre 1824 gab endlich Königreih Sachſen einen neuen 
Antrag zu Protokoll, der wiederum an den Bundestagsausſchuß 
verwiejen wurbe. Für das achte Armee-⸗Corps wurde am 27. Juni 
1822 eine Vermittelungs-Commiſſion ernannt, aber auch bier 
weiterer Vermittelung die Sache überlaffen. Nicht anders verhielt 
e3 fi mit dem neunten Armee-Corps, insbejondere wegen der 
Sontingentftelung von Naſſau. Trotz aller Ermahnungen des 
Präfidial-Gefandten, Grafen v. Buol*), mußte dennody die An: 
gelegenheit einer weitern gütlichen Bereinigung überwiejen werden**) 
und ging 1825 20. Januar abermald an einen Ausſchuß zurüd. 
Nur mit dem zehnten Armee-Gorp$ ging e8 etwas beijer, da nady 
und nad) faft alle tbeilnehmenden Staaten Verträge wegen. ber 
Bildung der Divifionen getroffen hatten. 

So tritt der erfte große Hauptabjchnitt in Die Gejchichte der 
Thätigleit der Bundesverfanmlung ein, und die Militär-Ange- 
legenheiten des deutſchen Bundes waren in dem Beitraume von 
faft act Jahren durchaus nicht überall geordnet. Die fünf 
legten Abjchnitte über die Grundzüge der Kriegäver 
faffung waren aber doch in der Sißung vom 11. Juli 
1822 definitiv angenommen. Oeſterreich ſtimmte unbedingt 
Bei, mit ihm zugleih alle andern Staaten, nur Preußen hatte 
feine Zuflimmung in der Erwartung gegeben, daß in dieſem legten 
Abſchnitt Feine Beſtimmungen enthalten feien, welche, wenn fich 
fünftighin ein Bebürfniß auf feine bei der Berathung jonft ge- 
machten Vorſchläge zurüdzuflommen, zeigen dürfte, Der mweitern 
Erörterung fein Hinderniß entgegen ftellen würden. Kurheſſen 
ftimmte bei, obwohl es gewünſcht hätte, Daß der vom Bundes: 
tags⸗Ausſchuß beantragte Zufat zum $.56 der frühern Hebaction, 
*) Sep. Prot. 25. Sit. 1821. Fol. 801. 

**) Sep. Brot, zum 27. Juni 1820. Fol. 610. 617. 
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dann ber 5.85 ftehen geblieben wären”). Dabei machte e8 noch 
folgende Bemerkung: 

„Die in dem F. 55 aufgenommene Beflimmung, daß zum 
Behufe der großen Cavallerie⸗Reſerve von den gemifchten Armees 
Corps nur?bis zum Sechstel ihrer Cavallerie beordert werden 
fönne, während den ungemijchten Corps bis zu einem Fünftel 
genommen werben Darf; und gewiffermaßen auch Die weitere Be 
flimmung, daß die Zahl, um welche die Gavallerie eines Corps 
durch vom Bunde genehmigte Einrichtungen, gegen ben matris 
fularmäßigen Betrag fih mindert, von dem Duantum abgezogen 
werden jol, welches detachirt werben darf; beides, jage ich, find 
Bergünftigungen für die gemifchten Armee⸗Corps, die ald Aus: 
nahmen von ber Regel nur durch Einftimmigkelt gewährt, und 
namentlich durch den Widerfpruch eines der Staaten, welche un: 
gemifchte Corps ftellen, Hintertrieben werben koͤnnen. Die ers 
forderliche Ginftimmigkeit ift nun zwar vorhanden, und injoweit 
gegen bie Gültigkeit des Beichluffes nichts einzuwenden. Weil 
aber die vorliegenden näheren Beflimmungen, als die weitere 
Ausführung der Grundbbeftimmungen, fonft Durchaus der Stimmen: 
mehrheit unterliegen, fo ſieht ſich die Geſandtſchaft veranlaßt, 
die Aufmerkſamkeit diefer hohen Verfammlung hierauf zu lenken 
und ohne die Faſſung eines bejonderen Beſchluſſes bejahen zu 
wollen, ji gegen die aus diefem Vorgange etwa abzus 
leitende Kolgerung des Grundſatzes, daß Ausnahmen 
von der Regel durch Stimmenmehrheit bejchlojjen 
werden fönnten, ausdrüdlich zu verwahren“. 


*) Vgl. oben ©. 470. 
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